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Aus  dem  Vorwort  zur  ersten  Auflage. 

Einiges  von  dem,  was  ich  dem  Leser  sagen  möchte, ‘bevor 
er  mit  der  Lektüre  dieses  Buches  beginnt,  habe  ich  in  meiner 
kleinen  Schrift  »Die  Aufgaben  der  Volkswirtschaftslehre  als 
Wissenschaft«  (Tübingen  1909)  etwas  näher  ausgeführt.  Zwei 
Gedanken  insbesondere : 

L Die  wissenschaftliche  Sozialökonomik  kann  allgemein 
gültige  Urteile  über  das  Seinsollen  im  praktischen  und  politi- 
schen Leben  nicht  abgeben;  eine  ethische  Sozialökonomik  in 
diesem  Sinne  ist  also  abzulehnen.  Insofern  bietet  uns  die  Wissen- 
schaft weniger,  als  manche  ihrer  Vertreter  heute  versprechen. 
Sie  kann  und  muß  aber  mehr  geben,  als  sie  bisher  gegeben  hat, 
dadurch,  daß  sie  die  Ursachen  der  Erscheinungen  nicht  durch 
den  Schatten  scheinbarer  Wirkungen  verdunkeln  läßt.  Ge- 
rade dadurch,  daß  die  sozialökonomische  Wissenschaft  ihre 
eigenen  Zwecke  als  Wissenschaft  verfolgt,  dadurch,  daß  sie  »den 
bloß  intellektuellen  Besitz  der  Wahrheit  erstrebt«,  wird  sie  in 
i._ganz  hervorragender  Weise  dem  praktischen  Leben  nützlich  sein 
T können,  weit  mehr  als  heute,  wo  die  Grenzen  zwischen  Wissen- 
Schaft  und  Politik  von  den  sozialökonomischen  Gelehrten  nur 
allzuhäufig  übersehen  werden.  Nicht  nur  gibt  die  Wissenschaft 
wenn  sie  sich  ihrer  Schranken  bewußt  bleibt,  dem  Politiker 
^ klare  Begriffe,  sie  zeigt  ihm  auch,  wie  die  Maßnahmen,  die  er  zu 
I ergreifen  gedenkt,  wahrscheinlich  wirtschaftlich  wirken  werden; 
indem  ferner  der  wirtschaftswissenschaftliche  Forscher  »ge- 
wohnheitsmäßig«  nicht  nur  Einzelinteressen  im  Auge  hat,  son- 
dem  die  Gesamtinteressen  überschaut,  ständig  sich  über  die 
''  Verknüpfung  der  verschiedenartigen  Gruppcnintercssen,  auf  dem 
'^Laufenden  hält,  ist  er  befähigt,  durch  die  Resultate  seiner 
, /^Forschung  eine  Grundlage  für  den  (jcsetzgebungsbau  zu  geben, 
über  dessen  Konstruktion  und  Bauart  im  einzelnen  er  allerdings 
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kein  wissenschaftliches,  d.  h.  seinem  Ziele  nach  allgemein  gültiges 
Urteil  abgeben  kann. 

2.  Keine  Wissenschaft  ist  in  so  hohem  Maße  wie  die  Volks- 
wirtschaftslehre nicht  nur  der  Gelehrten,  sondern  vor  allem  des 
Volkes  wegen  da.  Daher  muß  der  sozialökonomische  Forscher 
sich  stets  vor  Augen  halten,  daß  er  nicht  nur  Gelehrter,  sondern 
auch  Lehrer  sein  muß,  dessen  vornehmste  Aufgabe  immer  die 
bleiben  wird,  Klarheit  und  Wahrheit  in  dem  scheinbaren  Durch- 
einander der  wirtschaftlichen  Probleme  der  Zeit  zu  suchen.  Da- 
her genügt  es  nicht,  daß  wir  die  ferne  Vergangenheit  studieren, 
dabei  aber  die  Gegenwait  vernachlässigen;  ebensowenig  wird 
es  ausreichend  sein,  die  »Statik«  der  wirtschaftlichen  Gescheh- 
nisse zu  studieren  und  die  »Dynamik«  dem  Fleiß  und  der  Denk- 
kraft künftiger  Generationen  zu  überlassen  mit  der  Wirkung, 
daß  man  eine  Theorie  anstrebt,  »die,  soweit  sie  fest  begründet  ist, 
den  wichtigsten  Erscheinungen  des  modernen  Wirtschafts- 
lebens gegenüber  versagt«  (Schumpeter).  Auch  das  heißt  Steine 
geben,  wo  man  Brot  verlangt,  wenn  man  bei  begrifflichen  Haar- 
spaltereien eine  abgrundtiefe  Gelehrsamkeit  zur  Schau  tragen 
möchte,  oder  wenn  der  Forscher  etwas  »wirklich  Gründliches« 
nur  dadurch  bieten  zu  können  glaubt,  daß  er  irgendein  winziges 
Mosaikstückchen  aus  dem  Gesamtbilde  mit  Lupe  und  Mikroskop 
so  lange  untersucht,  bis  er  schließlich  selbst  nicht  mehr  recht 
weiß,  wo  das  Teilchen  in  das  sich  fortwährend  ändernde  Ge- 
samtbild eingesetzt  werden  soll 

Zu  diesen  Erörterungen  hat  eine  Reihe  von  mir  sehr  hoch 
geschätzter  Fachgenossen  inzwischen  Stellung  genommen:  Karl 
Bücher  und  Gustav  Cohn  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte 
Staatswissenschaft,  Heinrich  Pesch  in  den  Stimmen  von  Maria 
Laach,  Ludwig  Pohle  in  der  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft, 
Conrad  Schmidt  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  Max  Weber 
im  Archiv  für  Sozialwissenschaft.  Andere,  nicht  minder  hervor- 
ragende Sozialökonomen  ermöglichten  mir  durch  eingehende 
briefliche  Meinungsäußerungen  eine  kritische  Nachprüfung  der 
von  mir  entwickcäten  Gedanken.  Dazu  bot  auch  Material  die 
bekannte  von  Sombart  und  Max  Weber  angeregte  Diskussion 
auf  d(*r  hdzten  Tagung  des  Vereins  für  Sozialpolitik. 

: M Zwar  wüich;  ich  heute  infolge  dieser  sehr  ergiebigen  Aus- 
sj)rache  (ünige  (j(!danken  anders  formulieren.  Die  Ueberzeugung 
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von  der  Richtigkeit  meiner  oben  mitgeteilten  Hauptideen  hat 
sich  infolge  der  Aussprache  aber  nur  noch  befestigt. 

Hier  ist  natürlich  nicht  der  Ort,  auf  die  Einzelheiten  der 
berührten  Polemik  emzugehen.  Nur  das  will  ich  noch  hervor- 
heben, daß  deshalb,  weil  Urteile  über  das  Sollsein  nicht  in  den 
Rahmen  der  sozialökonomischen  Wissenschaft  hinein  gehören, 
es  nicht  Pflicht  des  sozialökonomischen  Forschers  sein  kann, 
bei  jedem  wissenschaftlichen  Werke,  das  er  publiziert,  vorher 
sorgfältig  zu  prüfen,  ob  ihm  nicht  doch  ein  solches  Urteil  über 
das  Sollsein  entschlüpft  ist!  Das  Sollsein  gehört  selbstver- 
ständlich in  den  Rahmen  unserer  Untersuchungen,  insofern 
die  Vorstellungen,  die  sich  darüber  gebildet  haben,  als  Ursache 
oder  als  Wirkungen  sozialökonomischer  Geschehnisse  in  Be- 
tracht kommen.  Auch  das  halte  ich  aufrecht  — Max  Weber  hat 
sich  dagegen  gewandt  — , daß  unter*  Umständen  das  Sollsein  im 
Rahmen  des  Wirtschaftlichen  nur  eine  andere  Formu- 
lierung für  das  erkannte  Sein  ist.  Wenn  ich  unter  gegebenen 
Voraussetzungen  zu  dem  Resultate  komme,  daß,  soweit  rein 
wirtschaftliche  Erwägungen  in  Betracht  kommen,  das  Woh- 
nungsbedürfnis durch  Mietskasernen  billiger  befriedigt  wird  als 
durch  Kleinhäuser,  dann  heißt  das  nichts  anderes,  als  daß 
vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  Mietskasernen 
»besser«  sind,  daß  deren  Bau  also  gefördert  werden  »s  oll«. 
Aber  das^  was  wirtschaftlich  zweckmäßig  ist,  kann  doch  noch 
in  der  Praxis  unzweckmäßig  sein,  wenn  es  gegen  herrschende 
ethische,  ästhetische  und  dergleichen  Anschauungen  verstößt. 
Endlich  aber  nun,  und  das  möchte  ich  gerade  hier  betonen,  ist 
es  Pflicht  des  sozialökonomischen  Forschers,  wenn  er  als  sozial- 
ökonomischer Lehrer  auftreten  will,  die  Konsequenzen  daraus 
zu  ziehen,  daß  es  keine  »personifizierte  Objektivität«  geben 
kann,  daß  auch  dann,  wenn  wir  nur  das  Sein  studieren,  uns 
redlich  um  die  Wahrheit  und  nur  um  sie  bemühen,  wir  uns  doch 
nicht  ganz  frei  machen  können  von  dem  Banne  gewisser  Vor- 
urteile, die  die  Erziehung,  das  Temperament,  der  Zufall  der 
Lebensentwicklung  und  manches  andere  in  uns  hineingetragen 
haben,  ohne  daß  wir  es  empfanden,  ohne  daß  wir  uns  dagegen 
wehren  konnten.  Es  ist  recht  wohl  möglich,  daß  zwei  Volks- 
wirte, die  genau  dieselbe  wissenschaftliche  Methode  befolgen, 
ja  die  auch  zu  denselben  Ergebnissen  gekommen  sind,  schon 
durch  die  Art,  wie  sie  diese  Ergebnisse  mitteilen,  ganz  vcr- 
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schiedenartig  wirken  werden.  Darf  daher  der  vSozialökonoin  bei 
seinen  wissenschaftlichen  Untersuchungen  niclits  »hin  zu  setzen«, 
insofern  er  Urteile  mit  dem  Schein  der  Wissenschaftlichkeit  um- 
gibt, der  ihnen  nicht  zukommt,  so  darf  er  anderseits  aber  aucli 
nichts  »verschweigen«.  Er  muß  es  zum  Ausdruck  bringen,  ob 
und  welche  Vorstellungen  er  sich  »außerhalb  der  Wissenschaft« 
von  dem  Sollsein  gemacht  hat,  und  zwar  so,  daß  der  Leser  es 
empfindet,  daß  er  nicht  für  seine  »Ideale«,  Propaganda  machen, 
sondern  nur  eine  richtige  Kritik  seiner  Darstellung  des  Scheins  er- 
möglichen will.  Praktisch  wichtig  ist  vor  allem,  daß  wir  endlich 
den  Aberglauben  preisgeben,  wir  seien  deshalb,  weil  wir  eine 
wichtige  Grundlage  für  das  Gebäude  der  Politik  schaffen, 
auch  berufen,  das  Gebäude  selbst  aufzurichten  oder  doch 
wenigstens  zu  urteilen,  ob  es  gut  oder  schlecht,  schön  oder  un- 
schön ist. 

So  will  ich  auch  in  diesem  Buche  weder  Richter  noch  Welt- 
verbesserer sein.  Ich  wollte  lediglich  die  Dinge  schauen,  wie 
sie  sind,  und  war  ehrlich  bemüht,  die  Wahrheit  zu  sagen. 

Wer  Rezepte  erwartet,  »wie  dem  Kampfe  ein  Ende  bereitet 
werden  könne«,  oder  wer  etwas  ganz  Sicheres  darüber  erfahren 
möchte,  »wer  Unrecht  und  wer  Recht  hat«,  der  wird  gewiß  nicht 
auf  seine  Rechnung  kommen.  Was  das  letztere  angeht:  Ich 
meine,  wir  Männer  von  der  Wissenschaft  müßten  für  jede  grö- 
ßere Bewegung,  die  sich  über  die  Alltagsinteressen  hinaushebt, 
mag  sie  dem  Angriff  dienen  oder  der  Verteidigung,  eine  gewisse 
Sympathie  haben;  denn  wir  werden  unschwer  sowohl  bei  dem, 
was  die  gerade  herrschende  öffentliche  Meinung  als  »Reaktion« 
\erurteilt,  wie  bei  dem,  was  sie  als  »Fortschritt«  umjubelt,  Teile 
des  Strebens  finden,  das  unsere  Arbeiten  immer  tragen  muß: 
die  Wahrheit  zu  erkennen  und  die  Wahrheit  zu  sagen.  Ehrliche 
Wahrheitssucher  gibt  es  in  jeder  Partei,  wenn  sie  gewöhnlich 
auch  in  der  Minorität  sind.  Ihnen  allen  reichen  wir  die  Hand, 
ohne  danach  zu  fragen,  ob  sie  rechts  oder  links  oder  in  der 
Mitte  stehen.  Und  indem  wir  das  tun,  bringen  wir  die  Partei- 
diskussionen viel  eher  auf  ein  höheres  Niveau  und  nützen  auf  die 
Dau(;r  auch  unserem  Volke  besser  als  dadurch,  daß  wir  uns 
s(‘lbst  in  Reih  und  Glied  zielbcwußtcr  Parteimenschen  stellen. 

K (")  1 n - M a r i e n b u r g , dem  15.  August  1910. 
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Vorwort  zur  zweiten  Auflage. 

Die  Neuauflage  dieses  Buches  sollte  schon  Anfang  1916  er- 
scheinen; der  Krieg  und  seine  Folgen  schoben  die  Veröffent- 
lichung immer  weiter  hinaus.  Das  hatte  das  Gute,  daß  auch  die 
neuesten  Ereignisse,  soweit  sie  für  die  gesamte  Darstellung  er- 
hebliche Bedeutung  hatten,  mit  berücksichtigt  werden  konnten. 
Die  Hauptergebnisse  bleiben  im  wesentlichen  dieselben  wie  bei 
der  ersten  Auflage.  Das,  was  ich  meinen  Kritikern  sachlich  zu 
sagen  habe,  ergibt  sich  aus  dem  Buche  selbst.  Ich  habe  außer- 
dem in  einer  besonderen  kleinen  Schrift  »Die  Lohnbewegungen 
der  Gewerkschaftsdemokratie«,  Bonn  1914,  Antikritik  geübt. 

Einige  Kritiker  glaubten,  die  Auseinandersetzung  mit  mir 
durch  persönliche  Vorwürfe  und  Anklagen  würzen  zu  müssen. 
Sie  versicherten,  daß  ich  ein  Manchestermann  und  als  solcher 
Gegner  des  sozialen  Fortschritts  sei.  Wie  wenig  das  mit  den 
Tatsachen  stimmt,  mag  schon  daraus  hervorgehen,  daß  ich  beim 
Erscheinen  der  ersten  Auflage  Vorsitzender  der  Ortsgruppe  der 
Gesellschaft  für  soziale  Reform  in  Cöln  war,  und  in  Breslau 
trotz  meiner  außerordentlichen  Ueberlastung  gern  den  stellver- 
tretenden Vorsitz  in  derselben  Gesellschaft  übernommen  habe. 
Ich  glaube,  daß  meine  Gegner  in  schlimme  Verlegenheit  kämen, 
wenn  sie  auch  nur  eine  schriftliche  oder  mündliche  Aeußerung 
von  mir  nennen  müßten,  die  man  als  Beweis  für  meine  Ab- 
neigung gegen  den  sozialen  Aufstieg  der  Arbeiter  deuten 
könnte. 

Deshalb  kann  auch  die  andere  Anklage:  ich  sei  Gegner  der 
neuzeitlichen  Arbeiterbewegung  und  der  aus  ihr  hervorgegange- 
nen Gewerkschaften,  nicht  stimmen.  Es  ist  mir  unbegreiflich, 
wie  man  eine  derartige  Behauptung  auf  Grund  dieses  Buches 
wagen  durfte.  Richtig  ist  nur,  daß  ich  nicht  kritiklos  hinge- 
nommen habe,  was  die  herrschende  Meinung  zu  glaubc^n  vor- 
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schrieb.  Ebensowenig  bin  ich  kritiklos  auf  die  jeweiligen 
Wünsche  und  Klagen  der  Arbeiter  eingegangen.  Damit  handelte 
ich  nur  pflichtgemäß,  nicht  nur  als  unbefangener  Gelehrter,  son- 
dern auch  als  aufrechter  Arbeiterfreund.  Ein  Wort  Gellerts  hat 
mir  immer  gut  gefallen: 

»Wenn  mich  einer  schmeichelnd  preiset, 

Mich  einer  lobt,  mir  nichts  verweiset, 

Zu  Fehlern  gar  die  Hände  leihet. 

Der  ist  mein  Feind,' 

So  freundlich  er  auch  scheint.« 

Endlich  glaubte  man  mir  auch  verhalten  zu  müssen,  daß  ich 
meine  Meinung  geändert  hätte.  Das  ergebe  sich,  wenn  man  meine 
Schrift  über  »Die  moderne  Großstadt  und  ihre  sozialen  Pro- 
bleme« mit  diesem  Werke  vergleiche.  Wiederum  ein  sonderbarer 
Irrtum.  Der  Zufall  will  es,  daß  vor  kurzem  eine  Neuauflage 
meines  Großstadtbüchleins  erschienen  ist.  Ich  brauchte  darin 
meine  grundsätzliche  Meinung  ebensowenig  zu  ändern  wie  in 
diesem  Buche,  andererseits  habe  ich  meine  »ketzerische«  Meinung 
über  Arbeiterfragen  und  Gewerkschaften  schon  1905  in  einem 
Vortrag  vertreten,  den  ich  auf  der  Generalversammlung  des 
Verbandes  »Arbeiterwohl«  gehalten  habe.  (Abgedruckt  in  der 
Sozialen  Kultur,  Februar  1906.) 

Ich  würde  es  nicht  der  Mühe  wert  gehalten  haben,  diese 
persönlichen  Kleinigkeiten  zu  erwähnen,  wenn  sie  nicht  eine 
Taktik  illustrierten,  die  gern  angewendet  wird,  um  unbequeme 
v/issenschaftliche  Ergebnisse  zu  bekämpfen.  Man  redet  der 
öffentlichen  Meinung  vor,  es  handle  sich  um  einen  Sturmlauf 
gegen  allgemein  anerkannte  sozialpolitische  Grundsätze,  den  böse 
Neuerer  im  Dienste  der  Interessenten  vornehmen  wollten,  wäh- 
rend diese  Neuerer  tatsächlich  nichts  anderes  beabsichtigen  als 
Wahrheit  und  Klarheit  gerade  im  wohlverstandenen  Interesse 
der  sozial  Schwachen  und  Abhängigen  zu  erreichen.  Es  ist  nun 
schon  manches  Jahr  her  — es  war  1905  — , seitdem  mir  der  hollän- 
dische Nationalökonom  und  Staatsmann  Pierson  schrieb : »Sonder- 
bar, daß  das  Volk,  das  durch  seine  wirtschaftliche  Arbeit  so 
märchenliafte  ICrfolgc  erzielt  hat,  sein  volkswirtschaftliches 
Denken  in  solchem  Maße  durch  Männer  beherrschen  läßt,  die 
zwar  im  Namen  der  Wissenschaft  sprechen,  die  aber  tatsächlich 
nur  oberflälicche  Redensarten  aufzutischen  vermögen;  das  wird 
sicii  früher  odcü'  .s])äter  aucli  im  juaktischen  wirtschaftlichen 
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Leben  rächen.«  Es  hat  sich  gerächt!  Der  nüchterne,  besonnene 
deutsche  Arbeiter  würde  nicht  die  sozialen  Torheiten  der  jüng- 
sten Zeit  so  überzeugungstreu  mitgemacht  haben,  wenn  er 
nicht  Menschenalter  hindurch  im  Namen  der  Wissenschaft  auf 
falsche  Wege  geführt  worden  wäre. 

Sachlich  kann  ich  mit  einiger  Genugtuung  feststellen,  daß 
sozialpolitische  Ketzereien,  die  ich  1910  in  diesem  Buche  ver- 
teidigte, inzwischen  herrschende  Meinung  geworden,  ja  sogar  in 
das  Reich  der  Selbstverständlichkeiten  eingegangen  sind.  Die 
Tatsachen  sind  so  gewaltig  vergrößert,  daß  auch  der  Halbblinde 
die  richtigen  Zusammenhänge  fühlen  muß.  Schon  ist  es  nötig, 
vor  einem  anderen  Extrem  zu  warnen,  das,  wenn  auch  scheinbar 
noch  in  weiter  Ferne,  auftaucht.  Hat  man  Jahrzehnte  dadurch 
gesündigt,  daß  man  allzu  geflissentlich  gefühlsmäßige  Vor- 
stellungen der  breiten  Masse  in  ein  wissenschaftliches  Gewand 
zu  kleiden  versuchte,  so  kann  nun  schon  mit  einer  gewissen  Sorge 
an  die  Möglichkeit  gedacht  werden,  daß  eine  ganz  anders  geartete 
Zeit  und  ihre  öffentliche  Meinung  auch  das  vernichtet,  was 
wirklich  wert  war,  sozialpolitischer  Fortschritt  genannt  zu 
werden. 

Meine  Hoffnung,  die  seit  langem  vorbereitete  kritische  Dar- 
stellung der  Wege  zum  gewerblichen  Frieden  mit  dieser  Neu- 
auflage als  Sonderband  herausbringen  zu  können,  hat  sich  nicht 
verwirklicht;  es  würde  sich  dabei  um  eine  Kritik  der  Vorstellun- 
gen von  einem  »Sollsein«  handeln,  die  zur  Zeit  dermaßen  in  Gä- 
rung und  Wallung  sind,  daß  die  Wissenschaft  vorerst  vergebens 
versuchen  wird,  dabei  einer  ihrer  Hauptaufgaben:  Wesentliches 
und  Unwesentliches  zu  scheiden,  gerecht  zu  werden.  Man  wird 
abwarten  müssen,  bis  die  rasch  lebende  Zeit  die  Zauberinstru- 
mente der  Revolution  einigermaßen  ausprobiert  hat. 

Endlich  noch  der  Hinweis  auf  eine  Aeußerlichkeit : Um 
Papier  zu  sparen,  habe  ich  auf  die  eingehenden  Literaturnach- 
weise, die  der  ersten  Auflage  beigegeben  waren,  verzichtet  und 
aus  demselben  Grunde  fehlt  die  soziologische  Einleitung,  die  in 
der  ersten  Auflage  die  drei  ersten  Kapitel  in  Anspruch  nahm. 
Ein  Teil  dessen,  was  ich  in  der  ersten  Auflage  in  der  »Grund- 
legung« zu  sagen  hatte,  die  Ausführungen  über  den  theoretischen 
Ausgangspunkt  für  die  Betrachtungen  des  Kampfes  findet  man 
jetzt  mit  dem  Schlußkapitel  der  ersten  Auflage  im  vierten  Teile 
des  Buches  vereinigt. 
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Vorwort. 


Herrn  Dr.  iiir.  et  rer.  pol.  Arthur  Wolfgang  Cohn  liabc 
ich  für  wertvolle  Unterstützung  bei  der  Korrektur  und  für  freund- 
liche Anfertigung  des  Inhaltsverzeichnisses  und  des  Registers 
auch  an  dieser  Stelle  herzlich  zu  danken. 

Breslau  . August  1919. 


Adolf  Weber. 
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XVI 


Inhaltsverzeichnis. 


äußere  Organisation  der  Streiks  (271).  — ■ Der  Abbruch  des  Kampfes  (272).  — 
Streik  und  öffentliche  Meinung  (272).  — ■ Oie  Streikerfolge;  statistische  Anga- 
ben (272).  — Die  Voraussetzungen  der  Streikcrfolge  (273).  — . Die  finanzielle 
Hilfe  und  das  Aufsichtsrecht  der  Gencralkommission  (273).  — . Der  Sympathie- 
streik (274).  ■ — Die  Höhe  der  Streikunterstützung  (274).  — Streikbruch  und 
Streikarbeit  (274).  — . Streikabwehr  der  Arbeitgeber  durch  halbe  Zugeständ- 
nisse (275).  — . Erhöhung  der  Unterstützung  bei  langer  Streikdauor  (273).  — 
Vorsätzliche  Einschränkung  der  Arbeitsleistung  {275).  — Die  passive  Resistenz 
als  Dauerzustand  {277).  — . Der  Aufkündigungs-  (Einzel-)Streik  (278). 

16.  Kapitel:  Entziehung  der  Kaufwilligkeit.  Der  Boykott-  Geschichte 
des  Namens  (278).  — ■ Die  rechtliche  Qualifikation  des  Boykotts  (279).  — . Pri- 
märer und  sekundärer  Boykott  (270).  — Der  Berliner  Bierboykott  1894  und 
andere  Beispiele  (280).  — Der  Erfolg  des  Boykotts  (281).  — . Die  Stellung  der 
Gewerkschaften  zum  Boykott  (281).  — ■ Durchführung  des  Boykotts  (282).  — ■ 
Bereitstellung  freier  Ware  durch  die  Boykottleitung  (282).  — Die  Hilfe  der  Ar- 
beiterfrauen und  des  Publikums  (283).  — Die  Nachwirkung  des  Boykotts  (284).  — 
Die  Kontrollmarke  (label)  (284). 

Zweiter  Abschnitt:  Kampfmittel  der  Arbeitgeber. 

17.  Kapitel:  Entziehung  der  Arbeitsgelegenheit.  Persönliche  und  terri- 
toriale Arbeitersperre ; die  schwarzen  Listen  (285).  — . Die  schwarzen  Listen  des 
Zechen  Verbandes  (286).  — . Die  rechtliche  Beurteilung  der  schwarzen  Listen  (286). 
— . Verdrängung  der  persönlichen  durch  die  territoriale  Arbeitersperre  (288).  — 
Die  Hauptwaffe  der  Arbeitgeber:  die  Aussperrung  (lock-out)  (289).  — . Gefahr 
des  Mißbrauches  der  Aussperrung  (289).  — . Die  Entscheidung  über  die  Aus- 
sperrung (290).  — . Gestattung  von  Ausnahmen  gegen  Geldentschädigung  (290).  — 
Aussperrung  und  öffentliche  Meinung  (291).  — Angriffs-  und  Abwehraussper- 
rungen (292).  — > Nachteile  der  Abvv^ehraussperrungen  für  die  Unternehmer  (292). 
— . Das  zahlenmäßige  Verhältnis  von  Streiks  und  Aussperrungen  (292).  — . Die 
Unterscheidung  der  Aussperrungen  nach  ihrem  Zweck  (293).  — • Teilaussper- 
rungen (294).  — Totalaussperrung;  Prozentualaussperrung  (293).  — • Hilfe  der 
Unternehmer  anderer  Branchen  (296).  — . Der  Erfolg  der  Aussperrungen  (297).  — 
Die  Unterstützung  der  Ausgesperrten  durch  die  Oeffentlichkeit  (299). 

18.  Kapitel:  Förderung  der  ArbeitswilHgkeit — 'Schwächung  der  Solidarität 
der  Gegner.  Die  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Unternehmer  als  Mittel 
zur  Entrechtung  der  Arbeiter  (300).  — ■ Unterstützung  dieser  Klagen  durch  bürger- 
liche Nationalökonomen  (301).  — • Gefahr  des  Mißbrauchs  der  Wohlfahrtsein- 
richtungen (301).  — ■ Notwendigkeit  für  die  Unternehmer,  der  Fluktuation  der 
Arbeiter  vorzubeugen  (302).  — Neuere  ruhigere  Urteile  von  Arbeiterführern, 
zumal  über  die  Fabrikwohlfahrtspflege  (303).  — ■ Die  Wohlfahrtseinrichtungen 
im  einzelnen  (304).  — • Wohlfahrtseinrichtungen  der  Arbeitgeberverbände  (305).  — 
Pefristung  des  Genusses  der  Wohlfahrtseinrichtungen  (303).  — • Werkpensions- 
kassen (30C).  — Die  wirtschaftsfriedlichen  Arbeitervereine 
{308).  — ' Die  Zwecke  des  Augsburger  Werk  Vereins  (309).  — Höhe  der  Zuwendung 
der  Fürma  (310)  — Nichtaufnahme  von  Nichtorganisierten  (310).  — . Die  gelben 
Vorciiio  (31  i).  — • Annälierung  der  Wirtschaftsfriedlichen  an  die  Gelben  (312).  — 
l.)io  Riclitüuien  des  Bundes  deutscher  Workvereine  (312).  — Dauernde  Ver- 
biiiflung  der  Arbeiter  verschiedener  Werke  (313).  — • Auseinandersetzung  des 
Arl)eitervei-eiiis  des  l'Cruppschen  Gnisonwerks  mit  dem  Kartell  Gelber  Ar- 
beitervereine (313).  — ■ Siclierung  der  l’reizügigk-eit  der  Arbeiter  (314).  — Die 
Besclir/inknng  der  W('rkvereine  auf  große  Betriebe  (314).  — ■ Der  Bund  Vater- 
ländischer Arbeitervei(üne  (313).  — • Jüngste  Entwicklung  und  Zukunftsaus- 
■sichten  fler  Wirtscbaftsfiiedlichen  (3i(>). 


Inhaltsverzeichnis. 


XVII 


Dritter  Abschnitt:  Der  Arbeitsnachweis  als  Kampf- 

m i 1 1 e 1. 

19.  Kapitel:  Der  Arbeitsnachweis  des  Zechenverbandes  1909  und  seine 
Bekämpfung  durch  Arbeiterschaft  und  öffentliche  Meinung  (316).  — > Entwick- 
lung der  Organisation  des  Arbeitsmarktes  (317).  • — Gewerkschaftliche  Arbeits- 
nachweise; kommunale  und  Arbeitgebernachweise  (318).  — . Nach  geben  der  Ar- 
beiterführer (319).  — • Der  Arbeitsnachweis  des  Deutschen  Tabakarbeiterver- 
bandes (321).  — . Bedenken  gegen  den  obligatorischen  Gewerkschaftsarbeitsnach- 
weis (321).  — Ungerechtfertigtes  Mißtrauen  der  organisierten  Arbeiter  gegen 
die  öffentlichen  kommunalen  Nachweise  (322).  — • Bedenken  der  Arbeitgeber 
gegen  die  paritätischen  Nachweise  (322).  — • Der  Arbeitsnachweis  als  Maß- 
regelungsinstrument der  sozialdemokratischen  für  die  anders  organisierten  Ar- 
beiter (323).  — > Uebertreibung  der  Gefahren  des  Arbeitgeberarbeitsnach- 
weises (324).  — ■ Zersplitterung  der  Organisation  des  Arbeitsmarktes  vor 
dem  Kriege  (327). 

Vierter  Teil.  Der  Kampf  und  die  Volkswirtschaft. 

Erster  Abschnitt:  Leistungen  und  Gegenleistungen. 

20.  Kapitel:  Die  sozialen  Leistungen  der  Arbeiter  und  der  kapitalistischen 
Unternehmer.  Die  volkswirtschaftlichen  Leistungen:  Arbeit,  kapitalbildendes 
Sparen,  Risikoübernahme  (329).  — -A.  Die  Arbeit  (329).  — • Die  Anstren- 
gungen des  Arbeiters  und  des  Unternehmers  (330).  — ■ Arbeitsfreude  und  Ar- 
beitswille; Fabrikarbeit  und  Landarbeit  (332).  — . Herabdrücken  der  Arbeits- 
willigkeit durch  die  moderne  Arbeiterbewegung  (333).  — • Der  Einfluß  der  Ar- 
beiterschutzgesetzgebung auf  die  Leistungsfähigkeit  (334).  — > Arbeitslohn  und 
Leistungsfähigkeit;  Bedeutung  des  physiologischen  Existenzminimums  (335).  — 
Das  Gesetz  des  abnehmenden  Arbeitsertrages  und  die  Theorie  vom  propor- 
tionalen Verhältnis  der  Arbeitskosten  zur  Arbeitsleistung;  Vergleich  der  deut- 
schen mit  englischen  und  amerikanischen  Verhältnissen  (335).  — • Der  Einfluß 
der  Entlöhnungsmethoden  auf  die  Arbeitsleistung  (337).  — • Arbeitszeit  und 
Arbeitsleistung  (338).  — ■ Arbeitsleistung  und  Produktivität  der  Arbeit  (341).  — ■ 
B.  Die  Unternehmerleistungen.  Das  Unternehmertum  als  »Stief- 
kind der  Wissenschaft,  der  öffentlichen  Meinung  und  im  Staatsleben«  (342).  — • 
Die  Unternehmertätigkeit  in  der  Vorstellung  der  Arbeiterführer  (343).  — • Der 
moderne  Unternehmer  als  Erfinder,  Entdecker,  Eroberer,  Organisator,  Händler, 
Erzieher  (344).  — ■ Das  Ineinandergreifen  ver.schiedenartiger  Unternehmer- 
qualitäten (345).  — • Die  Leistungswilligkeit  des  Unternehmers  (345).  — • Die  pas- 
siven Leistungen  des  Unternehmers  (347).  — • C.  Die  ordnenden  Ge- 
walten in  der  kapitalistischen  Wirtschaft  (348).  — Die 
Schranken  einer  Willkürherrschaft  (350).  — ■ Die  Mission  des  Kapitals  als  er- 
zieherische Gewalt  in  der  Gesellschaft  (350). 

21.  Kapitel:  Die  sozialen  Gegenleistungen,  insbesondere  das  Entgelt  für 
die  Leistungen  der  Arbeiter.  Das  h'ntgelt  für  die  volkswirtschaftlichen  Leistungen ; 
Maßstab  dafür  der  gesellschaftliche  Nutzen  der  zu  vergeltenden  Leistungen, 
nicht  der  Kraft-  und  Müheaufwand  (351).  — • Die  Formen  der  .sozialen  Gegen- 
leistungen (352).  — . Die  Rente  im  volk.swirtschaftlichen  und  ])rivatwirtschaft- 
lichen  Sinne  (332).  — • Die  Lohnfrage  als  Hauptstreitpunkt  im  Kampf  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  (353).  — ■ Der  gerechte  Lohn  (353).  — • Das  Jüitgelt  des  Ar- 
beitsopfeis  (353).  — • Das  Recht  auf  den  vollen  Arl)eitsertrag  (354).  — • Die  Preis- 
bildung in  der  sozialistischen  Gesellschaft  (355).  — Produktionsumwege  und 
dauerhafte  Produkte  (355).  — ■ Die  Ausbeutungstheorien  (337).  — Was  ge- 
schieht mit  dem  Mehrwert  ? (338).  — ■ Angebot  und  Nachfrage  als  Lohnbestim- 

Adolf  Weher,  K.-mipf.  A i(I.  ]I 


XVIII 


Iiilialtsverzcicliiiis. 


mungsgründe  (358).  — Der  Lohn  als  l’reis  der  »Ware«  Arbeitskraft  (350).  — 
Der  Lohn  und  d i e Löhne  (3Ö0).  — Die  Grenzen  des  Soziallohns;  die  Lohnfonds- 
theorie (362).  — Die  psychologische  Begründung  der  Melirwortstheorio  (364).  

Die  entscheidende  Frage  beim  gewerkschaftlichen  Lohnkampf  (365).  — An- 
dere Formen  des  Entgelts  für  die  sozialen  Leistungen  der  Arbeiterschaft  (365). 

— Materielle  und  ideelle  Gegenleistungen  (303). 

Zweiter  Abschnitt:  Die  g e w e r k s c la  a f t 1 i c h e n Erfolgs- 

m ü g 1 i c lik  e i t e n. 

22.  Kapitel:  Erfolgsmöglichkeiten  innerhalb  der  Berufsgruppen.  Die  In- 
folge der  gewerkschaftlichen  Erziehung  (367).  — Wollen  und  Können  (368).  — 
Berufsgruppen  und  Gesamtheit  der  Arbeiter  (368).  — . Sozial  lohn  und  Branchen - 
löhne  (369).  — Das  Ueberangebot  am  Arbeitsmarkt;  statistische  Angaben  (370).  — 
Der  großstädtische  Arboitsmarkt  (370).  — Der  häufige  Stellenwechsel;  stati- 
stische Angaben  (371).  — Die  Einwirkungen  der  Konjunktur  (372).  — Die 
Löhne  als  Regulator  des  Arbeitsmarktes  (372).  — ■ Die  Bestimmungsgründe  der 
Branchenlöhne  (373).  — Der  äußere  Erfolg  entscheidend  für  die  Verteilung  der 
Arbeitskräfte  (374).  — • Psychologische  Gründe  für  die  Leutenot  (375).  — Die 
Aufgaben  der  Gewerkschaften  bei  der  Verteilung  der  Arbeitskräfte:  i.  Erwei- 
terung der  Marktkenntnisse  des  Arbeiters;  2.  Stärkung  des  Willens  der  Arbeiter 
zur  wirtschaftlichen  Verfügung  über  ihre  Arbeitskraft  (376);  3.  Hebung  der 
Berufseignung  und  Anpassungsfähigkeit  der  Arbeiter;  4.  Organisatorische 
Hilfsmaßnahmen  (377).  — • Die  Lebenshaltung  als  gemeinsames  Band  der  Be- 
rufsgeiiossen  (378).  — ■ Gesetzliche  Regelung  der  Lohnfrage;  Tarifverträge;  sta- 
tistische Angaben  (379).  — Vorteile  und  Nachteile  der  Tarifverträge  (380).  — . 
Tarifverträge  als  Einigungsmittel  von  Arbeitern  und  Unternehmern  im  Kampf 
gegen  die  Konsumenten  (381).  — Preissteigernde  Wirkung  erzwungener  Lohn- 
erhöhungen und  Produktionsbeschränkungen  (381).  — Die  Lohngrenzen  bei 
monopolistischer  Beherrschung  des  Marktes  innerhalb  einer  Branche  (383).  — 
Lohnsteigerung  im  »sozialistischen <!  Betrieb  (385).  — • Verhältnis  der  Löhne  zur 
Kapitalbildung  (385). 

23.  Kapitel;  Erfolgsmöglichkeiten  im  Interesse  der  Gesamtarbeiterschaft. 
Die  volkswirtschaftliche  Gesamtarbeit  (385).  — • Die  Erziehungsarbeit  der  Ge- 
werkschaften (386).  — Die  Einwirkung  der  Gewerkschaften  auf  die  Gesetz- 
gebung und  Rechtsanwendung  (386).  — • Die  Regelung  des  Wirtschaftskampfes 
durch  die  Organisationen  (386).  — . Die  immateriellen  Erfolge  der  Arbeitgeber- 
verbände {387).  — Die  Lohntlieorie  und  -politik  der  Gewerkschaften  (Legien)  (388). 

— Zur  Geschichte  der  Lohntheorie:  i.  Adam  Smith  {389).  — > 2.  Die  Lohnfonds- 
theorie der  Nachklassiker  (390).  — 3.  Die  utopischen  Sozialisten  (391).  — 4.  Die 
marxistische  Lohntheorie  (Marx  und  Engels)  (392).  — > 5.  Die  Widerlegung  der 
Lohnfondstheorie:  Stuart  Mills  Umfall  (394).  — ■ 6.  Brentanos  Lohntheorie  (395). 

— 7.  Die  neueste  Wandlung  der  Anschauungen:  Unmöglichkeit  der  Steigerung 
des  Soziallohns  ohne  Produktivitätssteigerung  (404).  — 8.  Die  Stellung  der 
Arbeiterführer  (406).  — • 9.  Eigene  Ansicht:  Möglichkeit  der  Lohnsteigerung 
nur  durch  Hebung  der  Produktivität  oder  Zwang  der  Nichtarbeiter  zur  Einschrän- 
kung nichtproduktiver  Aufwendungen  (410).  — . Die  Einwirkung  der  Ge- 
werkschaften auf  die  Piodukti vität  der  Arbeit  und  damit  auf  die  Kaufkraft 
am  Markte  (412).  — ■ Verhältnis  von  Lohnhöhe  und  Arbeitsleistung;  statistische 
Angaben  (413).  — . Der  technisch-organisatorische  h’ortschritt  und  die  Lohn- 
bewegung (414).  — > Die  (iefahr  der  Ausschaltung  der  menschlichen  Arbeits- 
kraft durch  die  Maschine  (415).  — • Die  Einwirkung  dos  Lohnkampfes  auf  die 
Konzentration  der  Betriebe  (417).  — • Der  Glaube  an  die  Unerschöpflichkoit 
<los  volkswirtschaftlichen  ICapitaJicservoirs  (118).  — l\a|)ita,l  und  Zins  (1.19).  — 


Inhaltsverzeiclinis. 


XIX 


Herabsetzung  des  Zinsfußes  (420),  — . Statistische  Angaben  über  Kapital  ge- 
winne (421).  — • Herabsetzung  der  Risikoprämie  und  der  Vorzugsrenten  (423),  — 
Herabsetzung  des  Unternehmerprofits  (425).  — Verwendung  des  Unternehmer- 
einkommens (425).  — • Zusammenfassung:  Gefährlichkeit  der  zwangsweisen 
Aenderung  der  Güterverteilung  (426),  — . Verkürzung  der  Arbeitszeit  und  Hem- 
mung der  Intensität  (426).  — • Schabionisierung  der  Arbeitszeit  (428Ü 

Schluß.  Die  Zukunft. 

A.  Ausblickausdem  Jahre  1910  (430).  — Aufhören  der  Betriebs- 
streiks, Zurücktreten  der  Streiks  gegenüber  dem  stillen  Kampf  (430).  — Der 
verhängnisvolle  Ausgang  des  Kampfes:  Rückgang  der  Produktion  (431).  — 
Die  Bundesgenossen  der  Parteien:  Genossenschaften  und  Gesetzgebung  (432). 
— Gewerkschaften  und  Sozialdemokratie  (433).  — Die  organisatorische^  Ent- 
wicklung (433).  — Schiedsgerichte  und  Einigungsämter  (434).  — Die  Notwendig- 
keit volkswirtschaftlicher  Erkenntnis  (436).  — B.  Rückblick  und  Aus- 
blick im  J;ahre  1919  (436).  — Wirtschaftliche  Blüte,  Krieg,  Revolution, 
Massenstreiks,  Verlangen  nach  Schiedsgerichten  und  Streikrechtsbeschränkung 
(436).  — Erkenntnis  des  Irrtums  in  der  gewerkschaftlichen  Lohntheorie  und 
-Politik  (437).  — Das  Anwachsen  der  Gewerkschaften  und  das  Uebergewicht 
der  gewerkschaftlich  ungeschulten,  politisch  radikalen  Elemente  (438).  — Die 
Betriebsräte  (439).  — Die  »Sozialisierung  der  Geister«  (441). 

Namenregister  (442). 

Sachregister  (444)- 


l 


Einleitung. 

I.  Kapitel. 

Die  Lage  der  gewerblichen  Arbeiter  vor  Kriegsausbruch. 

Henry  George  beginnt  seine  Schrift  »Fortschritt  und  iVrmut« 
mit  einer  Frage,  die  wohl  auch  heute  noch  der  Ueberlegung  wert 
ist:  »Was  würde  wohl  einer  der  großen  Philanthropen,  die  in  ver- 
flossenen Jahrhunderten  lebten,  für  eine  Vorstellung  bekommen 
haben  von  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Lage  der  Menschen 
in  unserer  Zeit,  wenn  er  in  einem  Zukunftstraum  hätte  sehen  kön- 
nen, wie  das  Dampfschiff  die  Stelle  des  Seglers  einnimmt,  die 
Eisenbahn  die  des  Fuhrwerks,  die  Mähmaschine  die  der  Sense,  die 
Dreschmaschine  die  des  Flegels ; wenn  er  das  Stöhnen  der  Maschi- 
nen vernommen,  die,  dem  Willen  des  Menschen  gehorchend  und 
zur  Befriedigung  menschlicher  WMnsche  dienend,  mehr  ver- 
mögen als  alle  Menschen  und  Lasttiere  der  Erde  zusammen- 
genommen; wenn  er  gesehen  hätte,  wie  des  Waldes  Bäume  fast 
ohne  Zutun  von  Menschenhand  in  allerlei  Geräte  sich  verwandeln, 
die  großen  Werkstätten,  wo  Stiefel  und  Schuhe  in  großer  Menge 
mit  geringerer  Mühe  angefertigt  werden,  als  ein  Schuster  früherer 
Zeit  brauchte,  um  eine  Sohle  festzumachen;  die  Fabriken,  wo 
unter  den  Augen  eines  Mädchens  Baumwolle  schneller  in  Zeug 
verwandelt  wird,  als  es  hunderte  emsige  Weber  auf  ihren  Hand- 
webstühlen fertigbringen  konnten? << 

George  meint,  das  Herz  dieses  Urahnen  wäre  gewiß  froher 
bewegt  gewesen,  und  seine  Nerven  hätten  in  freudiger  Erregung 
gezittert  wie  die  eines  Menschen,  d(‘r  von  einer  Anhöhe  aus,  nach- 
dem er  sich  lange,  von  Durst  gepeinigt,  durch  ödes  W'üstenland 
hingeschleppt  hat,  den  bel(;b(‘n(l(m  Anblick  rauschender  Wähhi' 

Adolf  Wclicr,  Knmid.  a.  Aiifl.  I 
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lind  sprudelnder  Wasser  genießt.  Siclierlich  würd(^  er  bei  diesem- 
Vorstellung  daran  gedacht  haben,  wie  nun  diese  neuen  Kräfte  der 
(Gesellschaft  selbst  den  Aerrnsten  über  jede  Not  hinwegbringcni, 
die  Allerniedrigsten  von  der  Sorge  ums  tägliche  Brot  befreien  wür- 
den; er  würde  geglaubt  haben,  daß  jene  Skhiven  der  erleucht(‘ten 
Wissenschaft  den  Adamsfluch  auf  sich  nehmen,  daß  diese  Mus- 
keln von  Eisen  und  Sehnen  von  Stahl  selbst  das  Leben  des  ärmsten 
Arbeiters  zu  einem  Feiertag  machen  würden,  indem  nur  edle 
Triebe,  nur  gute  Eigenschaften  sich  entfalten  könnten 

Es  war  im  Jahre  1880,  als  Henry  (George  die  eben  erwähnte 
Schrift  veröffentlichte.  Wie  klein  erscheinen  uns  die  damaligen 
Wunder  der  Technik!  Der  moderne  Mensch,  der  selbst  im  Zeit- 
alter der  Technik  lebt,  ist  schon  so  an  die  rasch  aufeinanderfol- 
genden technischen  LTmwälzungen  gewöhnt,  daß  auch  die  größ- 
ten Fortschritte  seine  Nerven  kaum  noch  zu  erregen  vermögen. 
Wenn  wir  das  Maschinenzeitalter  vergleichen  mit  jenen  »fernen 
Tagen«,  wo  man  etwa  einen  primitiven  Pflug  als  bemerkenswer- 
teste menschliche  Arbeit  ersparende  »Maschine«  (im  Gegen- 
satz zu  dem  menschliche  Arbeit  unterstützenden  »Werk- 
zeug«) bezeichnen  mußte,  dann  ist  es  etwas  einseitig,  nur  an  die 
Erfindung  der  Dampfmaschine  durch  James  W'att  zu  denken. 

Gewiß,  diejenigen,  die  am  7.  Oktober  1807  in  New-York  der 
Abfahrt  von  Fultons  Dampfer  nach  Albany  beiwohnten,  durften 
sich  sagen,  Zeugen  einer  gewaltigen  wirtschaftlichen  Revolution 
gewesen  zu  sein.  Aeußerlich  unscheinbarer,  doch  für  das  prak- 
tische Wirtschaftsleben  von  kaum  weniger  tiefgreifender  Be- 
deutung war  es,  als  bei  Gelegenheit  der  elektrotechnischen  Aus- 
stellung zu  Frankfurt  a.  M.  im  Jahre  1891  im  Städtchen  Lauffen 
a.  N.  die  Kraft  eines  \Vasserfalles  durch  eine  eigenartig  konstru- 
ierte Maschine  in  Drehstrom  verwandelt  wurde,  um  dann  vermit- 
telst dünner  Drähte  zu  dem  175  Kilometer  entfernten  Ausstel- 
lungspalast geschickt  zu  werden,  wo  die  Kräfte  des  fernen  Wasser- 
falles Licht  und  Wärme  erzeugten  und  einen  Elektromotor  be- 
trieben, der  Wäisser  zur  Schaffung  eines  künstlichen  \Wasserfalles 
hob.  Jetzt  erst  durfte  der  Mensch  sich  sagen,  die  Natur  zu  seiner 
Sklavin  gemacht  zu  haben,  die  willig  ihre  Kraft  sowohl  den  mo- 
d(‘rnen  Riesenbetri(ä)en  wi('  der  W'erkstatt  des  Handwerkers  zur 
Verfügung  st(‘llt 

Die  I'abrikation  von  Schwefelsäure,  von  Soda,  das  Bleichen 
lind  k'iirbeii.  d(‘n  Rübenzm'kc'r,  die'  t lu'ra]K'ntisrhen  Alkaloide, 


Die  Lage  der  gewerblichen  Arbeiter  vor  Kriegsausbruch. 


die  Umgestaltung  der  Metallurgie  durch  die  Elektrochemie,  die 
Chemie  der  Explosivstoffe  konnte  schon  1894  der  französische 
Kultusminister  Berthelot  bei  einer  Bankettrede  als  Errungen- 
schaften der  modernen  Chemie  in  Anspruch  nehmen;  das  sei  aber 
nur  ein  x\nfang,  meinte  er  halb  scherzhaft,  halb  ernst:  Ums  Jahr 
2000  werde  es  keine  Landwirtschaft  und  keine  Bauern  mehr 
geben,  denn  die  Chemie  werde  die  bisherige  Bodenkulturexistenz 
aufgehoben  haben.  ...  Es  werde  die  Zeit  kommen,  wo  jeder- 
mann eine  Dose  mit  Chemikalien  in  der  Tasche  trage,  aus  der 
er  sein  Nahrungsbedürfnis  an  Eiweiß,  Fett  und  Kohlenhydraten 
befriedige Der  Unterschied  zwischen  fruchtbaren  und  un- 

fruchtbaren Gegenden  werde  fallen,  und  vielleicht  würden  die 

Wüsten  der  Lieblingsaufenthalt  der  Menschen Illusionen 

natürlich  — was  Wunder  aber,  daß  auch  die  Arbeiter  sich  der- 
artige Illusionen  machen  und  — daran  glauben ! 

Hand  in  Hand  mit  den  technischen  Verbesserungen  gehen, 
unmittelbar  und  mittelbar  durch  diese  veranlaßt,  erhebliche  orga- 
nisatorische Veränderungen,  die  zugleich,  wenigstens  den  wirt- 
schaftlichen Ergebnissen  nach,  große  organisatorische  Ver- 
besserungen darstellen. 

Die  wirtschaftlichen  Ergebnisse  der  großartigen  technischen 
und  organisatorischen  Fortschritte  legt  uns  die  Statistik  in  untrüg- 
lichen Zahlen  dar:  Schon  die  Tatsache  ist  höchst  lehrreich, 
daß  die  Dampfkraft,  die  der  deutschen  Arbeit  in  Form  von  fest- 
stehenden Dampfmaschinen,  Lokomobilen,  Schiffsmaschinen  zur 
Verfügung  stand  von  1879  bis  1914  um  das  achtfache  zunahm. 
Die  Produktion  der  Kohle,  des  Brotes  für  die  Industrie,  steigerten 
wir  von  1885 — 1913  um  rund  280%,  Großbritannien  in  derselben 
Zeit  nur  um  80% ! Unsere  Hochöfen-Produktion  betrug  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1871 — 1874  noch  nicht  2 Millionen  Tonnen; 
1911  fast  achtmal  so  viel.  1895  wies  die  Leistung  der  Stark- 
strommotore  unserer  Elektrizitätszentrale  4872  Kilowatt  auf, 
1913  I 643454,  das  Verhältnis  wird  durch  die  Zahl  i zu  337  ver- 
anschaulicht. Fabelhaft  schnell  erfolgte  der  Aufschwung  gewisser 
Spezialindustrien.  In  der  deutschen  Kraftfahrindustrie  wurden 
1907  schon  13423  Personen  beschäftigt;  4 Jahre  später  steigerte 
sich  die  Ziffer  auf  28  694.  Der  Wert  der  Produktion  in  dieser 
einen  Spezialindustrie  hob  sich  in  4 Jahren  von  rund  60  Millionen 
auf  über  160  Millionen  Mark.  Unser  Außenhandel  nahm  von  1887 
bis  1912  um  225%  zu;  und  wie  sehr  sich  der  Inhuidsvcrkc'lir 
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hob,  mag  die  eine  Tatsache  illustrieren,  daß  die  Htdriehslänge 
unserer  Eisenbahnen  sich  von  rund  20  000  km  im  Jahre  1870  auf 
rund  64  000  km  im  Jahre  1913  vermehrte.  Keineswegs  erfolgte 
der  industrielle  Aufschwung  etwa  auf  Kosten  der  Landwirtschaft. 
In  knapp  einem  Menschenalter  vor  dem  Kriege  konnten  wir  unsere 
Ernteerträge  an  Weizen,  Roggen,  Hafer  ungefähr  verdoppeln, 
die  Menge  der  verarbeiteten  Rüben  vervierfachen.  Hie  Vieh- 
haltung vermehrte  sich  in  dem  Zeitraum  von  1861 — 1907  der 
Stückzahl  nach  bei  Pferden  um  36%,  Rindern  37%,  Schweinen 
242%,  Ziegen  94%.  (Gleichzeitig  war  aber  auch  noch  eine  starke 
Zunahme  des  durchschnittlichen  Lebendgewichts  der  Tiere 
festzustellen,  eine  Folge  ihrer  intensiven  Ernährung.  Das  Hurch- 
schnittsgewicht  der  Schlacht  tiere  betrug  z.  B.  in  Leipzig 
in  Kilogramm  bei  Ochsen  1851  396,  1911  575,  die  entsprechen- 
den Ziffern  für  Kühe  stellten  sich  auf  237  und  430,  für  Kälber 
auf  35  und  87,  für  Schweine  auf  86  und  125,  für  Schafe,  die  der 
Zahl  nach  allerdings  beträchtlich  zurückgegangen  sind  (»das 
Schaf  weicht  der  Kultur«),  auf  25  und  49. 

Das  sind  Tatsachen,  die  den  gewaltigsten  materiellen  Fort- 
schritt, den  jemals  ein  Volk  in  so  kurzer  Zeit  machen  konnte, 
wiederspiegeln.  Das  einst  so  arme  Deutschland  erreichte  innerhalb 
einiger  Jahrzehnte  einevolkswirtschaftlicheKraft,  die  es  fähig  mach- 
te, im  Verlauf  von  vier  furchtbaren  Kriegsjahren  Aufwendungen 
für  unproduktiveKriegszwecke  ganz  aus  eigenen  Mitteln  zu  machen, 
die  bis  dahin  auch  der  kühnsteTheoretiker  nicht  für  möglich  gehalten 
hätte.  Nun  ist  eins  unzweifelhaft:  Jeder  wirtschaftliche  Fort- 
schritt, selbst  wenn  er  für  den  oberflächlichen  Beobachter  zu- 
nächst nur  für  den  Reichen  Vorteile  bringt,  wird  und  muß  auf 
die  Dauer  auch  denen  zugute  kommen,  die  ihre  Arbeitskraft  zur 
Verfügung  stellen,  sei  es  für  die  Zwecke  der  steigenden  Produktion 
oder  der  sich  hebenden  Konsumtion.  Wer  auf  Zahlen  ent- 
scheidenden Wert  legen  will,  mag  den  Beweis  dafür  schon  in 
folgenden  Tatsachen  sehen; 

Die  Zahl  der  Haushaltungsvorstände  und  Selbständigen, 
die  mit  ihrem  IGinkommcn  unter  ()oo  Mk.  blieben,  sank  nach  der 
preußischen  lunkommensteucrstatistik  von  75,1%  ini  Jahre  1896 
auf  52%  im  Jahre  1912.  IHn  Durchschnittseinkommen  von 
900 — 3000  Mk.  hatten  i8()6  22%  und  1912  43%.  Ein  solches  von 
mehr  als  3000  Mk.  i8()6  2,9%  und  1912  5%  Diese  Zahlen 
zeig(;u  ciiuui  vau-hälliiismäßig  raschen  Aufstieg  der  unteren 
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Klassen,  wenn  sie  auch  deutlich  genug  bekunden,  ein  wie  großer 
Raum  für  soziale  Nöte  und  soziale  Fragen  trotz  dieses  Aufstiegs 
geblieben.  Dafür,  daß  die  Lage  aller  Klassen  sich  wesentlich  ver- 
bessert hat,  gibt  es  auch  noch  einige  andere  statistische  Ergeb- 
nisse, die  lehrreich  genug  sind.  Nach  Esslen  stieg  im  heutigen 
Gebiet  des  Deutschen  Reiches  von  i8i6 — 1911  der  Fleischver- 
brauch pro  Kopf  von  13,6  auf  48,5  kg.  Wir  wissen  ferner,  daß  der 
Verbrauch  roher  Baumwolle  pro  Kopf  von  0,34  kg  jährlich  im 
Jahrfünft  1836 — 40  bis  auf  7,6  kg  im  Jahre  1912  stieg.  Auch  der 
Verbrauch  von  Wolle  und  Jute  hatte  schnell  zugenommen. 
Eine  starke  Verbrauchszunahme  der  Textilstoffe  als  Folge  der 
großen  Verbilligung  dieser  Stoffe  ist  also  festzustellen.  Im  Woh- 
nungswesen sind  trotz  aller  Mißstände  im  großen  und  ganzen 
doch  wenigstens  in  den  Städten  entschiedene  Verbesserungen 
festzustellen;  die  unteren  Schichten  wohnten  1914  durchweg 
in  den  Städten  weit  besser,  jedenfalls  hygienischer  als  vor  50 
odei  100  Jahren. 

Auch  wenn  man  von  solchen  Gesamtergebnissen  zu  Ein- 
zelergebnissen herabsteigt,  kann  man,  wenn  man  will,  mit 
leichter  Mühe  zahlreiche  Belege  dafür  finden,  daß  die  neuere 
Entwicklung  der  Arbeiterschaft  Vorteile,  große  Vorteile  ge- 
bracht hat.  Ich  greife  zunächst  einige  Tatsachen  aus  den 
meist  vortrefflichen  statistischen  Veröffentlichungen  der  or- 
ganisierten Arbeiter  heraus:  Der  für  die  Maurer  festgestellte 
Durchschnittslohn  betrug  pro  Stunde  1885  28  Pf.,  1895  34,8  Pf., 
1905  46  Pf.,  1910  52,2  Pf.  Nach  der  Lohnstatistik  des  Zentral- 
verbandes der  Zimmerer,  die  im  Jahre  1911  nahezu  80  000  Be- 
rufsgenossen umfaßte,  erhielt  im  Jahre  1895  die  größere  Hälfte  aller 
Zimmerer  pro  Tag  weniger  als  4 Mk.,  nur  kam  auf  5 Mk.  und 
mehr.  Im  Jahre  1911  brauchen  sich  mit  weniger  als  4 Mk.  nur 
noch  ein  knappes  Siebentel  zu  begnügen,  mehr  als  5 Mk.  erhielten 
über  die  Hälfte  aller  Berufsgenossen.  Der  Durchschnittslohn 
stand  1895  auf  3,50  Mk. ; im  Jahre  1911  dagegen  auf  etwa  5,75  Mk. 
Nach  Zahlen,  die  der  Bergarbeiterführer  Hue  mitteilte,  war  vor 
dem  Krieg  der  durchschnittliche  Verdienst  der  Bergarbeiter 
dreimal  so  hoch  als  in  den  50er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts. 
Und  zu  diesen  Zahlen  bc^merkt  ein  anderer  sozialdemokratischer 
Arbeiterführer  Edmund  PÜscher  ^),  »zwar  waren  die  Lebensmittel 
vor  60  Jahren  bedeutend  billiger  als  heute;  aber  das  Brot  war 

*:  AniialfMi  für  Soziale  Politik  und  ( .csetzf'eluiiifi,  1915,  S.  479. 
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z.  B.  relativ  teuer  und  das  billige  westfälische  Schwarzbrot  un- 
gemein  schlecht.  Die  Wohnungen  und  Kleider  d(*r  Bergarbeiter 
waren  wie  das  ganze  Leben  sehr  ärmlich.  Irgendein  Kultur- 
bedürfnis war  nicht  vorhanden,  hätte  auch  nicht  befriedigt 
werden  können«.  Will  man  noch  weiter  zurückgehen,  so  muh 
man  nachlesen,  was  l)r.  Johann  Friedrich  Zückert  1762  über  die* 
Naturgeschichte  und  Bergwerksverfassung  des  Oberharzes  zu 
sagen  hat  ^) ; Die  Haushaltung  des  Bergmannes  sei  sehr  »klein 
und  einfältig«,  von  den  geringen  Verdiensten  könne' er  sich  nichts 
ersparen;  »sie  sind  bei  ihrer  Armut  noch  allemal  Verschwender«. 
Einige  irdene  Teller  und  Töpfe  sei  der  ganze  Hausrat.  J)er 
Kleidervorrat  bestehe  aus  »einer  einzigen  Fuffjacke«  ....  »Betten 
kennt  der  Bergmann  nicht.  Er  liegt  auf  Stroh,  deckt  sich  mit  der 
Puffjacke  zu.« 

So  kann  man  es  denn  in  der  Tat  mit  dem  Vorstand  der  so- 
zialdemokratischen Partei  Deutschlands  -)  als  »zweifellos«  be- 
zeichnen, daß  sich  die  Arbeitsbedingungen  der  gewerblichen 
Arbeiter  in  der  Zeit  des  industriellen  Aufschwungs  vor  dem  Kriege 
verbessert  haben.  Das  ganz  unzweifelhafte  Mehr  an  Lebensge- 
nüssen, das  sich  die  industrielle  Arbeiterschaft  1914  gegenüber 
den  früheren  Zeiten  leisten  konnte,  ist  begleitet  von  einem  ebenso 
unzweifelhaften  Weniger  an  Arbeitszeit,  die  sie  als  Gegenleistung 
in  den  Dienst  der  Gesellschaft  stellen.  Es  ist  schwer,  durch 
Zahlen  das  Maß  der  Arbeitszeitverkürzung  zu  illustrieren;  aber 
man  greift  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch,  wenn  man  annimmt,  daß 
seit  Mitte  der  80er  Jahre  bis  1913  die  Arbeitszeit  durchschnitt- 
lich um  15 — 20%  verkürzt  wurde.  Die  eben  erwähnte  Schrift 
des  Vorstandes  der  sozialdemokratischen  Partei  glaubt  für  den 
Zeitabschnitt  von  1895 — 1913  feststellen  zu  können,  daß  die 
Arbeitszeit  der  gewerblichen  Arbeiter  im  Durchschnitt  um  min- 
destens 6 Stunden  die  Woche  verkürzt  wurde. 

Sicher  ist  ferner,  daß  Zeit  und  Kosten,  die  für  die  Berufs- 
ausbildung der  höher  bezahlten  Arbeiter  erforderlich  sind,  eine  ab- 
nehmende 4'endenz  haben,  eine  Folge  davon,  daß  die  Hand- 
geschicklichkeit nicht  mehr  so  mannigfaltig  zu  sein  braucht. 
.\eußerlich  zeigt  sich  das  in  dem  relati\'en  Rückgang  der  Lehr- 
linge. Von  100  männlichen  Arbeitern  der  gewerblichen  Betriebe 
wanm  1893  12,3,  i()o7  nur  noch  9,5  Lehrlinge. 

9 Nach  JIiic,  »Die  l)L*itc‘r«  I.  Ud.  S.  301  ff.,  Stuttgart  1910. 

■•')  Die  Kriegspolit ik  der  Partei  im  1/ichte  der  wirtschaftlichen  Tatsachen. 
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Die  Maschine  hat  zeitraubende  Aneignung  mannigfaltiger 
Handgeschicklichkeit  vermindert.  Sie  hat  aber  gleichzeitig 
die  Anwendung  geistiger  Kräfte  in  erhöhtem  Maße  nötig  ge- 
macht. 

Es  sind  heute  vielleicht  nicht  mehr  so  viel  positive  Kennt- 
nisse und  Fertigkeiten  nötig  bei  Ausübung  der  einzelnen  Berufe, 
die  eine  maschinelle  Einrichtung  bedingen,  aber  an  das  Können 
des  Arbeiters  werden  deshalb  nicht  weniger  Ansprüche  gestellt. 
Betrachten  wir  z.  B.  den  sog.  ersten  Pfannemann  in  der  Eisen- 
hütte; er  hat  nichts  weiter  zu  tun,  als  den  Hahn  am  Stichloche 
der  Gießpfanne  beim  Einfüllen  in  die  Kokillen  auf-  und  zuzu- 
drehen. Wenig  körperliche  Kräfte  und  wenig  Spezialkenntnisse 
sind  dazu  erforderlich,  und  doch  kann  man  dazu  nur  einen 
Mann  nehmen,  der  Verantwortlichkeitsgefühl  und  Geistesgegen- 
wart besitzt,  der  vor  allem  seine  Aufmerksamkeit  zu  konzentrie- 
ren vermag.  Oder  nehmen  wir  ein  Beispiel  aus  der  Elektro- 
industrie: In  der  Stanzabteilung  werden  durch  die  Pressen, 
zu  deren  Bedienung  die  Kraft  eines  jungen  Mädchens  vollkommen 
ausreicht,  täglich  tausende  von  Arbeitsstücken  aus  Blechtafeln 
zugeschnitten,  gepreßt,  gebogen  usw.  Verliert  die  Arbeiterin 
nur  für  einen  kurzen  Augenblick  die  Geistesgegenwart,  zieht  sie 
nur  ein  einziges  Mal  nicht  schnell  genug  die  Hand  unter  der  Presse 
von  dem  Arbeitsstück  zurück,  kann  ihr  leicht  von  dem  ständig 
niedersausenden  Stempel  die  Hand  zerquetscht  werden.  Welch 
großer  geistiger  Unterschied  besteht  ferner  in  der  Wartung  der 
Wasserräder,  der  Windräder  in  der  früheren  Zeit  gegenüber 
der  Tätigkeit  eines  Maschinisten  hn  Elektrizitätswerke  oder  des 
Führers  einer  der  riesigen  Reversiermaschinen  bei  den  Walz- 
werken! Ein  lehrreiches  Beispiel  können  wir  täglich  vor  Augen 
haben;  vergleichen  wir  den  Droschkenkutscher  und  den  Führer 
der  elektrischen  Straßenwagen;  scheinbar  ist  die  Arbeit  des 
Führers  der  elektrischen  Bahn  noch  geistloser  als  die  des  Drosch- 
kenkutschers, der  doch  wenigstens  sein  Pferd  besorgen,  alle 
möglichen  Straßen  der  (Großstadt  kennen  muß;  auch  das  Len- 
ken der  Droschken  selbst  scheint  uns  doch  weit  mehr  Geist  zu 
beanspruchen  als  das  Lenken  des  Straßenbahnwagens,  der  in 
den  Schienen  auf  unabänderliche  Weise  dahinläuft;  und  doch 
braucht  man  nur  neben  dem  Führer  des  elektrischen  Wagens 
zu  stehen,  um  die  Beobachtung  zu  machen,  wie  scharf  er  sich 
z\isam mennehmen  muß,  wie  intensiv  er  dauernd  aufzumerken 
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Jiat,  um  einem  Unglück  in  dem  (iewäilil  der  großstiidtisclien 
Straßen  vorzubeugen.  Selbst  in  Betriebszweigen,  wo  man  es  am 
wenigsten  erwarten  sollte,  hat  die  fortschreitende  Teclmik  dic^ 
Arbeit  auf  eine  höhere  geistige  Stufe  gebracht.  So  weist  Heine- 
mann nach,  daß  in  der  Ziegelei  infolge  der  Differenzierung 
der  Arbeit  zwar  an  einzelne  geringere  Ansprüche  in  bezug  auf 
fachliche  Vorbildung  gestellt  würden,  aber  die  Anforderungen 
an  die  Intelligenz  der  Arbeiter  während  des  Arbeitsprozesses 
seien  in  manchen  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Bearbeitung  eines 
schwierig  zu  behandelnden  Materials  handele,  das  früher  ohne 
Maschinen  überhaupt  nicht  oder  nur  selten  verarbeitet  wurde, 
gestiegen.  Die  l'ätigkeit  an  den  Walzwerken  und  den  Abschneide- 
apparaten einer  Ziegelmaschine  erfordere  Kenntnis  des  kom]-)!!- 
zierteren  Arbeitsprozesses,  des  zu  verarbeitenden  Materials,  in- 
tensive Aufmerksamkeit . 

Durch  das  Arbeiten  an  der  Maschine  wird  der  Wille  ausge- 
bildet, die  geistige  Konzentrationsfähigkeit  gestärkt;  die  ein- 
seitige Arbeitstätigkeit  mag  vielfach  auch  anregend  wirken  auf  das 
geistige  Nachdenken,  wie  die  mechanische  Arbeit  des  Menschen 
noch  weiter  vereinfacht  werden  kann.  Es  ist  nicht  bloßer  Zu- 
fall, daß  zahlreiche  Neuerungen  in  der  modernen  Technik  auf  das 
Denken  moderner  Arbeiter  zurückzuführen  sind.  Auch  das 
stimmt  nicht,  daß  ein  Maschinenarbeiter  infolge  seiner  äußerlich 
einfachen  Stückarbeit,  kein  Interesse  mehr  für  das  Ganze  hat. 
Das  Ganze,  das  den  modernen  Arbeiter  interessiert,  ist  wirk- 
lich ein  Ganzes ; er  überschaut  — tägliche  Erfahrung  lehrt  es  uns 
immer  von  neuem  — mit  großem  Interesse  nicht  nur,  wie  einst 
der  Handwerksgeselle,  den  »ganzen  Stiefel«,  den  er  selbst  her- 
gestellt hat,  der  moderne  Arbeiter  fühlt  sich  als  Glied  eines  Größe- 
ren und  versucht  auch,  falls  er  einigermaßen  von  Haus  aus  geistig 
rege  ist,  dieses  Größere  zu  überblicken. 

Itecht  interessant  ist  das,  was  der  Weber  Rieh.  Richter  in  Levensteins 
Arbeiterbriefen  über  die  Arbeit  an  der  Maschine  zu  sagen  weiß : »Oft  beschäftigen 
mich  bei  der  Arbeit  die  Fragen  der  Organisation  unserer  Parteiarbeit,  die  als 
Mitglied  des  Vorstandes  unseres  Parteivereins  mein  Pflichtteil  sind.  Zu  Ihrer 
Frage,  ob  ich  midi  nicht  als  Sklave  der  Ma.schine  fühle,  habe  ich  zu  bemerken, 
was  folgt.  Ich  bin  nun  schon  lO  Jahre  am  Webstuhl  beschäftigt  und  kann  nicht 
sagen,  daß  er  miclx  jemals  als  etwas  Unsyinpathiscbes  angewidert  hätte.  Als  ich 
anling,  am  Webstnül  zu  arbeiten,  erregte  er  sofort  mein  ganzes  Interesse. 
IImt(n  <lie  th-liciinnisse  dieses  Uompl i/ierten  .Mecbanisinus  mußte  ich  kom- 
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men Anfangs  habe  ich  kleine,  später  größere  Reparaturen  selbst  aus- 

geführt und  habe  gelegentlich  der  Aufstellung  neuer  Webstühle  längere  Zeit  mit 
einem  Monteur  zusammengearbeitet.  So  kann,  ich  mich  der  Maschine  gegenüber 
nicht  als  Sklave  fühlen,  die  ja  nicht  als  unverstandene  Größe  vor  mir  steht. 
Ich  habe  der  Maschine  gegenüber  nicht  die  Empfindung,  als  sei  sie  ein  mir  über- 
geordnetes Etwas,  dessen  wohlfeilster  und  entbehrlichster  Teil  ich  bin  .... 
Eine  ähnliche  Aeußerung  las  ich  gelegentlich  im  »Textilarbeiter«,  wo  namentlich 
betont  wurde,  daß,  wie  jeder  Maschinenarbeiter,  so  namentlich  auch  der  Ar- 
beiter am  mechanischen  Webstuhl,  nur  dann  »flott«  arbeiten  könne,  wenn  er 
wisse,  wie  seine  Maschine  zusammenge.setzt  sei,  und  gelegentlich  kleine  Re- 
paraturen selbst  ausführen  könne.  — Man  kann  es  verstehen,  daß  Herkner, 
wie  er  in  seiner  Broschüre  über  die  Arbeitsfreude  mitteilt,  von  »vielen«  Arbei- 
tern hörte,  es  sei  schon  »von  Kindheit  an  ihr  sehnlichster  Wunsch  gewesen, 
möglichst  viel  mit  Maschinen  zu  tun  zu  haben«. 

Hier  muß  auch  daiauf  aufmerksam  gemacht  werden,  daß 
in  manchen  Industrien  überhaupt  nicht  die  gelernten,  sondern  im 
Gegenteil  die  ungelernten  Arbeiter  in  größerer  Zahl  verdrängt 
worden  sind,  z.  B.  in  der  Transportindustrie,  bei  der  Zubfingung 
von  Material,  beim  Ein-  und  Ausladen  von  Gütern.  In  der  Haupt- 
versammlung deutscher  Ingenieure  in  Berlin  im  Juli  1906  meinte 
der  Generaldirektor  .Dr.  von  Oechelhäuser,  aUe  Gewährsmänner 
stimmten  darin  überein,  daß,  wenn  es  heute  möglich  wäre,  fest- 
zustellen, welche  Bruchteile  der  gesamten  deutschen  Arbeiter- 
schaft, gelernte  Arbeiter  z.  B.  in  der  Maschinenindustrie  vor  40 
oder  50  Jahren,  und  welche  Bruchteile  die  ungelernten  Arbeiter 
ausmachten,  sich  heute  wahrscheinlich  eine  Zunahme  der  ge- 
lernten Arbeiter  ergäbe.  Häufig  sind  die  Ansprüche,  die  hinsicht- 
lich Kenntnisse  und  Fähigkeiten  an  die  Arbeiter  gestellt  werden, 
in  der  Fabrik  wesentlich  höher  als  beim  Handwerk.  Eine  moderne 
Schuhfabrik  z.  B.,. namentlich  eine  solche,  die  sich  mit  Produk- 
tion von  Qualitätswaren  befaßt,  bedarf  eines  Stammes  hoch- 
qualifizierter  Arbeitskräfte,  die  in  bezug  auf  allgemeine  und  spe- 
zielle F ähigkeiten  weit  über  dem  Niveau  des  Durchschnitts- 
handwerksgesellen, ja  sogar  des  Durchschnittshandwerksmeisters 
stehen.  Es  darf  aber  dabei  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  daß 
in  gewissen  Industriezweigen,  mehr  freilich  noch  durch  straffere 
l^etriebsorganisation  als  durch  ausgedehntcMaschinen Verwendung, 
die  Beschäftigung  einer  relativ  zunehmenden  Anzahl  von  unge- 
lernten oder  nur  angelernten  Arbeitskräften  möglich  gemacht 
wurde.  Einiges  Beweismaterial  findet  man  u.  a.  in  dem  Jahres- 
bericht der  badischen  Fabrikinspektion  für  das  Jahr  1908.  Its 
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wird  darin  festgestellt,  daß  die  Z;dil  der  in  4 Threnfabriken  be- 
schäftigten Arbeiter  in  der  Zeit  1900  —1908  nm  ein  JJrittel  von 
436  auf  580  gestiegen  ist.  Diese  Steigerung  ist  zustandegckoni- 
men  durch  eine  Verdoppelung  des  xAufsicJitspersonals  (von  12  auf 
24),  durch  eine  Verfüntfachung  der  ungelernten  yVrbeiter  (von  20 
auf  loi),  durch  eine  starke  Vermehrung  des  weiblichen  und  ju- 
gendlichen Peisonals  (von  69  auf  118).  Die  Zahl  der  gelernten 
Arbeiter  ist  ungefähr  gleich  geblieben,  (iestiegen  sind  nur  die 
Zahlen  für  die  Fertigmacher:  Uhrmacher  und  Kontrolleure  von 
132  auf  146,  Schleifer  und  Polierer  von  4 auf  17.  — 

Indirekt  ist  es  der  Technik  zu  danken,  daß  mehr  Zeit 
und  mehr  Mittel  vorhanden  sind  zwecks  geistiger  Fortbildung 
der  Arbeiter;  insofern  hat  die  Technik  Anwendung  vermehrter 
geistiger  Kräfte  möglich  gemacht.  Heinrich  Brauns  betont  das  in 
seiner  Schrift,  die  den  Uebergang  von  der  Handweberei  zum  Fabrik- 
betrieb in  der  niederrheinischen  Samt-  und  Seidenindustrie  behan- 
delt. »Die  Arbeit«,  sagt  er,  »ist  im  Fabrikbetrieb  an  sich  weniger 
gesundheitsschädlich;  Zeit  und  Mittel  zu  geistiger  Fortbildung,  zur 
Erholung,  zur  Anteilnahme  am  öffentlichen  Leben  sind  in  höherem 
Maße  vorhanden  denn  je.«  Denen,  die  über  die  Abhängigkeit  des  Ar- 
beiters vom  Kapital  klagen,  wird  man  die  Frage  entgegenhalten 
dürfen:  Ist  denn  wirklich  der  sogenannte  selbständige  Hand- 
werker und  Geschäftsinhaber  unabhängig  ? Sehr  viel  sogenannte 
selbständige  Gewerbetreibende  sind  in  sehr  abhängiger  Lage  von 
ihren  Geldgebern  oder  von  ihren  Lieferanten,  bei  denen  sie  Kredit 
genießen.  Sie  sind  ferner  abhängig  von  ihrer  Kundschaft;  auch 
in  politischer  Hinsicht  vielfach  in  weit  höherem  Maße  als  der  Ai- 
beiter  von  dem  Arbeitgeber.  Wie  abhängig  ist  ferner  der  Gewerbe- 
treibende von  der  rasch  wechselnden  Konjunktur  und  von  der 
Konkurrenz!  Und  schließlich  soUte  man  mit  der  Phrase  von  der 
Selbständigkeit  auch  um  deswillen  etwas  vorsichtiger  umgehen, 
weil  mam  sonst  genötigt  wäre,  den  Fabrikdirektor,  den  Staats- 
beamten, den  hohen  Offizier  als  sozial  minderwertig  gegenüber 
dem  selbständigen  Krämer  und  Schuster  und  Schneider  zu  be- 
werten. h^benso  wenig  berechtigt  ist  die  Redensart,  ein  Aufsteigen 
der  Arbeiter  sei  in  unserem  Zeitalter  der  kapitalistischen  Technik 
nicht  möglich.  Dk^  sogenannte  »Lohnhierarchie«  ist  heute  weit 
aiisgebildeter  als  früher.  » Heran farbeiten«  kann  sich  der  Arbeiter 
aiicli  dadurch,  daß  er  eine  der  immer  zahlreicher  gewordenen 
St  (‘Neu  (dn(;s  \\'(Tkm(‘isters,  Rottenführers,  Vorarbeiters,  Platz- 
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meisters,  Ersten  Arbeiters  usw.  zu  erlangen  sucht.  Daß  es  an 
»gehobenen  Arbeitern«  mangelt,  wird  auch  von  sozialisti- 
scher Seile  zugegeben.  Man  sucht  den  Mangel  mit  der  schwieri- 
gen Stellung  dieser  Leute  zu  erklären,  »die  Arbeitskollegen  be- 
trachten den  Werkmeister,  und  gefühlsmäßig  ganz  erklärlich, 
als  einen  Apostaten.  Er  selbst  wird  durch  seine  Stellung  zur 
politischen  Untätigkeit  gezwungen,  darf  sich  in  keiner  Versamm- 
lung mehr  sehen  lassen  und  wird  ein  politisch  toter  Mann  «. 

Ueberallin  der  modernen  Industrie  fällt  die  starke  Vermehrung 
des  Beamtenelements  auf.  Auch  dadurch  wird  für  viele  durch 
Fleiß  und  Tüchtigkeit  sich  auszeichnende  Arbeiter  die  gewünschte 
Aufsteigemöglichkeit  geschaffen.  Sozial  ist  es  jedenfalls  sehr 
erfreulich,  daß  heute  ein  viel  größerer  Feil  der  Bevölkerung 'an  dei  • 
organisatorischen  und  dispositiven  Arbeit  teilnimmt  als  früher. 
In  Stahl-  und  Hüttenwerken  kommen  schon  auf  etwa  30 — 26 
Arbeiter  ein  Beamter,  in  Spinnereien  auf  18 — 15,  in  Webereien 
auf  12  —IO,  in  Maschinenfabriken  auf  12 — 4,  in  chemischen  Fabri- 
ken auf  7 — 6. 

Auch  ist  der  Aufstieg  des  Arbeiters  zum  Fabrikanten  und  Be- 
triebsleiter keineswegs  so  selten,  wie  etwa  der  Aufstieg  des  Landar- 
beiters zum  Gutsbesitzer  und  Inspektor.  Marshall  teilt  mit,  daß  es 
Bezirke  in  England  gibt,  wo  die  Mehrzahl  der  Fabrikanten  früher 
Arbeiter  oder  die  Söhne  von  Arbeitern  sind.  In  Amerika  pflegt  man 
zu  sagen,  daß  eine  Familie  in  drei  Generationen  von  »Hemdärmeln 
zu  Hemdärmeln«  übergehe.  Nach  einer  Statistik,  die  der  ameri- 
kanische Nationalökonom  Walker  aufmachte,  begannen  mehr  als 
der  von  ihm  untersuchten  Fabrikantenfamilien  als  Tage- 
löhner. Für  Deutschland  konnte  Oechelhäuser  in  seinem  schon 
erwähnten  Vortrage  konstatieren:  »Gerade  das  Aufsteigen  durch 
eigene  Tüchtigkeit  vom  Arbeiter  oder  einfachsten  Beamten  bis 
zum  Betriebsleiter  ist  einer  der  erfreulichsten  Züge  in  dem  gan- 
zen heutigen  wirtschaftlichen  Leben.  Es  ist  durchaus  unrichtig, 
immer  nur  einige  wenige  berühmte  Namen  der  ersten  industriellen 
Generation  aus  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  als  Beispiele 
dafür  zu  nennen.  Die  Liste  von  denen.,  die  es  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten der  Industrie  aus  kleinen  Verhältnissen  zu  ähnlich  be- 
deutenden Stellungen  und  industriellen  Schöpfungen  gebracht 
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liaben,  ist  so  groß,  daß  icli  darauf  vcrziclitcn  mußte,  si(‘  liier, 
wie  anfänglich  beabsichtigt,  wiederzugebc'u. « 

Wer  dem  Arbeiter  Vorhalten  will,  wjis  er  alles  an  materiiälen 
Fortschritten  der  neuzeitlichen  Entwicklung  d('r  Dinge  verdankt, 
der  wird  nicht  vergessen  neben  all  dem  schon  (iesagtdi  de.sher\’or- 
zuheben,  was  ihm  der  Staat  als  Rechtsansjmuch  gewährt  nicht  als 
(iegenleistung  für  eine  bestimmte  Arbeitsleistung,  sondern 
nur  dafür,  daß  er  beruflich  zur  deutschen  Arbeit(U\schaft  gehört, 
fch  weise  insbesondere  hin  auf  die  Leistung  der  Scizialversiche- 
rung,  für  deren  Zwecke  von  den  Arbeitgebern  in  der  Zeit 
1885 — 1911  aufgebracht  wurden  an  Krankenversicherungsteträ- 
gen  2885  Millionen  Mark,  Unfallversicherung  2592  Millionen, 
Invalidenversicherung  5688  Millionen,  das  sind  zusammen  rund 
II  165  Millionen  Mark.  Dazu  kommen  693  Millionen  Beiträge 
des  Reichs  an  die  Invalidenversicherung.  Diese  Summen  kommen 
den  Arbeitern  vereinigt  mit  ihren  eigenen  Beiträgen  zugute 
in  Form  von  ärztlicher  Behandlung,  Arzneien,  Heilmitteln, 
Krankenhauspflege,  Wöchnerinnen-  und  Schwangerenunterstüt- 
zung, Sterbegeld  für  Ehefrauen  und  Kinder  aus  den  Mitteln 
der  Krankenversicherung;  Verletztenrente  und  Hinterbliebenen- 
rente aus  den  Mitteln  der  Unfallversicherung,  Krankenrente  bei 
lang  andauernder  Krankheit  a.us  den  Mitteln  der  Invalidenver- 
sicherung. »Auch  der  ärmste  Arbeiter  erfreut  sich  heute  sofor- 
tiger Hilfe.  Er  braucht  sich  keine  Sorge  um  die  Bezahlung  von 
Arzt  und  Apotheke  zu  machen.  Die  sorgsamste  Heilbehandlung 
durch  Spezialärzte,  in  Spezialanstalten,  Bädern,  Lungenheil- 
anstalten, Walderholungsheimen  usw.  ist  kein  Privileg  der  Be- 
sitzenden mehr«'^).  Kein  Wüinder,  daß  die  Krankheit,  die  man 
früher  wohl  die  Berufskrankheit  der  Industriearbeiter  nannte, 
die  Tuberkulose,  ein  gut  Teil  ihres  Schreckens  verloren  hat. 
Nach  den  reichsstatistischenErmittlungen  starbendaranvon  100  000 
Einwohnern  in  deutschen  Orten  mit  über  15000  Einwohnern 
im  Jahresdurchschnitt  des  Jahrfünfts  1877 — 1881  357  Per- 
sonen, 1902 — 1906  201  Personen,  1907 — 1912  165  Personen. 

Zur  Feirderung  des  körperlichen  M'ohlergehens  unserer  Ar- 
Ixäterschaft  haben  auch  die  Arbeiterschutzbestimmungen  we- 
sentlich beig(;tragen.  Welch  ein  Fortschritt  gegenüber  den  Früh- 
zeiten  d(*s  Kapitalismus,  wcain  wir  lu’iren,  daß  nach  den  Ermitt- 

')  1 r i 1 z (•  , Die  ArhoitcM-Sozialpolil ik  in  >> Deutschland  unter  Kaiser  Wil- 
helm II,  l>eilin  Dd.  II,  S.  .|()2. 
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lungert  der  Fabrikinspektoren  kurze  Zeit  vor  dem  Weltkrieg  in 
324  524  Betrieben,  auf  die  sich  die  Erhebungen  erstreckten,  nur  noch 
rund  14  000  Kinder  im  Alter  von  13 — 14  Jahren  und  auch  diese  nur 
bis  auf  6 Stunden  täglich  beschäftigt,  wurden  bei  einer  Gesamtzahl 
von  7 386 173  Beschäftigten.  Personen  im  Alter  von  14 — 16  Jahren, 
die  »Jugendlichen«  der  deutschen  Gesetzgebung,  dürfen  in  der  Zeit 
von  8 Uhr  abends  bis  6 Uhr  morgens  nicht  beschäftigt  werden. 
Im  übrigen  war  für  sie  in  gewerblichen  und  industriellen  Betrie- 
ben der  Zehnstundentag  als  höchste  zulässige  Arbeitszeit  vorge- 
schrieben, und  das  gleiche  gilt  für  die  Arbeiterinnen.  Für  sie 
gelten  außerdem  noch  Bestimmungen,  die  die  Besorgung  des  Haus- 
wesens neben  der  Arbeit  erleichtern  sollen.  Jugendliche  und 
Arbeiterinnen  werden  kraft  Gesetzes  von  einer  Reihe  von  Betäti- 
gungsmöglichkeiten im  Interesse  ihrer  Gesundheit  überhaupt 
ferngehalten.  Für  eine  Anzahl  Berufe,  in  denen  durch  lange 
Arbeitszeit  oder  durch  die  Art  des  Betriebes  eine  Gesundheits- 
schädigung eintreten  kann,  war  die  gesetzlich  zulässige  Arbeits- 
zeit auch  für  männliche  Vollarbeiter  begrenzt.  Zahlreiche  sani- 
täre Vorschriften  sollen  die  Betriebsgefahren  fürdie  Arbeiter  zu 
mildern,  wenn  nicht  ganz  zu  beseitigen.  Den  Trägern  der  Unfall- 
versicherung, den  Berufsgenossenschaften,  steht  die  Befugnis 
zu,  für  die  Betriebe  zwecks  Milderung  der  Unfallgefahren  weiter- 
gehende Anordnungen  zu  treffen.  Alle  Berufsgenossenschaften 
haben  von  diesem  Recht  Gebrauch  gemacht  mit  Ausnahme  der- 
jenigen des  Bergbaus,  für  den  die  bergpolizeilichen  Behörden  das 
Maß  der  Unfallfürsorge  festlegten.  Auch  soziale  Fürsorgemaß- 
nahmen der  Gemeinden  und  der  privaten  Organisationen, 
Wohlfahrtseinrichtungen  der  Arbeitgeber  sind  bemüht,  die 
Pflichtleistungen  der  Arbeitgeber  und  des  Staates  zu  ergän- 
zen. 

So  hat  denn  tatsächlich  der  große  wirtschaftliche  Fort- 
schritt in  Verbindung  mit  gesteigertem  Wissen  und  vermehrter 
IGnsicht  sehr  viel  geschaffen,  was  dem  Wohlergehen  gerade  der 
städtischen  und  industriellen  Arbeiterbevölkerung  wesentlicli 
zugute  kam  mit  dem  schließlichen  Ergebnis,  daß  die  Zalil  der 
Sterbefälle  stark  und  rasch  abnahrn.  Noch  in  den  60er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  betrug  die  Zahl  der  (iestorbenen  i)ro 
1000  Einwohner  im  .Durchschnitt  des  Jahrzehnts  28,4,  1901  bis 
1910  19,7;  unmittelbar  vor  dem  Weltkrieg,  J913,  war  die  Ziffer 
auf  15.8  g(‘sunken.  Die  Technik,  von  der  man.  als  sic  ihrtai 
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glänzenden  Siegeslauf  begann,  so  viel  fürelitete  für  den  arbt'i- 
tenden  Menschen,  hat  sicli  schließlich  als  bester  Freund  dieser 
Menschen  erwiesen. 

Daß  die  Phrase,  >>die  Maschine  wirft  den  Arbeiter  anfs  Idla- 
ster«,  nicht  so  ganz  stimmt,  zeigt  schon  ein  flüchtiger  Klick  auf 
unser  modernes  Frweibsleben.  Um  135%  hat  die  Finwohnerzahl 
Deutschlands  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  zugenommen,  und 
doch  klagten  wir  trotz  aller  technischen  Verbesserungen  in  dem 
letzten  halben  Menschenaltcr  vor  dem  Kriege  weit  häufiger  über 
Arbeitermangel  als  über  Arbeitslosigkeit.  Hunderttausende  von 
fremden  Arbeitern  mußten  wir  mehr  oder  minder  regelmäßig  zur 
Hilfeleistung  heranziehen.  Die  Auswanderungsziffern  hatten  im 
ganzen  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  stark  sinkende  Tendenz,  und 
auf  dem  Lande  versichert  man,  daß  die  Leutenot  die  brennendste 
Frage  für  die  deutsche  Landwirtschaft  überhaupt  sei. 

Innerlich  ist  das,  abgesehen  von  der  Arbeit,  der  die  Maschine 
für  ihre  Herstellung  selbst  bedarf  — in  Preußen  wurden  beschäftigt 
in  der  Industriegruppe  Metallverarbeitung  1849:  27334;  1907; 
737  478  ( f 2598%),  in  der  Industrie  der  Maschinen  und  Apparate 
1849:  43665;  1907;  518506  ( h 1087%) — darin  begründet,  daß 
die  Maschine  die  Ware  bedeutend  verbilligt,  so  daß  die  Nach- 
frage nach  Waren  größer  werden  konnte,  als  dem  Maße  der  durch 
die  Maschinen  ersparten  Arbeit  entsprach  und  dabei  doch  noch 
wesentlich  mehr  »zurückgelegt«  wurde  — was  theoretisch  be- 
sonders wichtig  ist  — für  neue  Kapitalbildung.  Eine  Maschine 
im  Preise  von  etwa  800  Mk.  vermochte  z.  B.  in  einer  Stunde  8 Dut- 
zend Strümpfe  vöUig  fertig  herzustellen,  ohne  irgendeiner  War- 
tung zu  bedürfen.  Nehmen  wir  an,  daß  vor  der  Einführung  von 
Strumpfmaschinen  in  einer  Stadt  etw'a  100  000  Mk.  jährlich 
für  Strümpfe  ausgegeben  wurden,  so  kann  jetzt  nach  Einführung 
der  Maschine  der  Bedarf  weit  besser  und  reichlicher  gedeckt 
werden  mit  vielleicht  nur  50  000  Mk.  Die  ersparten  50  000  Mk. 
können  nun  wieder  direkt  oder  indirekt  produktiv  verwandt 
werden,  d.  h.  mit  den  50  000  Mk.  kann  wieder  leichter  Arbeits- 
gelegenheit für  die  durch  die  Maschineneinführung  brotlos  gewor- 
denen Arbeiten'  beschafft  werden.  Auch  daran  ist  zu  erinnern, 
d«'i.ß  die,  Maschinen  vielfach  nicht  Menschenkraft,  sondern  Tier- 
kraft ersetzeni,  z.  B.  im  Transportwesen,  und  daß  sie  manche 
Arbeitskäsliuigen,  die  früher  überhaupt  nicht  geleistet  werden 
konnten,  <*rst  ermtiglichten.  Das  gilt  nanumtlich  für  die  Lasten- 
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fördemng,  deren  Technik  Otto  Kämmerer  in  seinem  Buche  über 
die  »Technik  der  Lastenförderung  einst  und  jetzt«  (1907)  schildert. 
Er  hebt  unter  anderem  hervor,  dal3  die  Ersetzung  der  750  Kai- 
krane  im  Hamburger  Hafen  75  000  Menschen,  also  den  zehnten 
Teil  der  Hamburger  Bevölkerung,  und  die  Ersetzung  der  in 
Deutschland  arbeitenden  Grubenfördermaschinen  rund  500  000 
Menschen  in  Anspruch  nehmen  würde.  In  der  Zeit  von 
1800 — 1900  sind  die  Förderkosten  pro  Kilometertonne  von  1,25  Mk. 
auf  14  Pfg.  gesunken.  — Das  sind  auch  Preisreduzierungen,  die 
in  den  Kosten  der  Waren  zum  Ausdruck  kommen  müssen,  wor- 
aus sich  ergibt,  daß  auf  dem  Gebiet  der  Lastenförderung  nicht 
nur  infolge  der  technischen  Verbesserungen  mehr  Arbeiten  ver- 
richtet werden  können,  als  sonst  menschenmöglich  wäre,  sondern 
daß  zugleich  auch  infolge  der  Verbilligung  die  Produktion  be- 
sondere Anregung  bekommen  hat. 

Mit  vollem  Recht  hat  man  gesagt,  ohne  die  große  Preiser- 
mäßigung, die  eine  direkte  Folge  der  technischen  Revolution 
ist,  würde  es  gar  nicht  denkbar  sein,  daß  die  weitesten  Kreise  der 
Bevölkerung  in  früher  nie  geahntem  Maße  Manufakturartikel, 
wie  Eisen-  und  Stahlwaren,  Woll-  und  Baumwollwaren,  Leinen-, 
Papier-  und  Glaswaren  usw.  sich  beschaffen  können. 

Mögen  einzelne  Arbeiter  immerhin  unter  den  Uebergangs- 
wehen,  die  technische  Neuerungen  begleiten,  leiden;  die  Ge- 
samtheit wird  von  dem  Fortschritt  der  Technik  auf  die  Dauer 
nur  Nutzen  ziehen.  Nur  dank  der  immer  wieder  sich  verbessernden 
Technik  können  wir  die  sich  rasch  vermehrende  Bevölkerung  mit 
genügender  und  zugleich  gut  lohnender  Arbeit  beschäftigen.  Die 
soziale  Gesetzgebung  mag  durch  ihre  Bestimmungen  manche  Miß- 
stände in  unserem  sozialen  Leben  beseitigen  oder  mildern,  aber  ganz 
sicher  wird  sie  nie  in  der  Lage  sein,  der  Arbeiterklasse  die  mate- 
riellen Vorteile  zu  sichern,  die  eine  stetige  Verbesserung  der  Tech- 
nik mit  unbedingter  Notwendigkeit  jedem  einzelnen  Gliede  der 
Gesellschaft  erzwingt. 

Gewiß,  so  wendet  man  ein,  irgendwo  und  irgendwann  werden 
schon  alle  »Hände«  beschäftigt  werden  — zur  Zeit  der  Hochkon- 
junktur. Aber  das  ist  ja  gerade  das  Schlimme,  daß  die  kapita- 
listische Anwendung  der  Maschinerie  früher  unerliörte  Schwan- 
kungen im  Wirtschaftsleben  hervorruft,  die  bald  zu  Körper  und 
(ieist  lähmenden  Ueberstunden,  bald  zur  Arbeitslosigkeit  füh- 
ren. Man  lehrt  wcäter,  daß  di(‘  ununterbrochen  vor  sich  gehenden 
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technischen  Umwälzungen  mit  Notwendigkeit  immer  von  neuem 
zur  Beschleunigung  dieses  Prozesses  Anregimg  geben. 

Auch  das  ist  eine  Theorie,  die  sich  ebenfalls  schon  durch  dm 
Hinweis  auf  die  Tatsachen  widerlegen  läfjt.  Sombart,  der  sich 
doch  gewil3  ernstlich  bemüht,  den  Lehren  von  Karl  Marx  Gerech- 
tigkeit widerfahren  zu  lassen,  muß  zugeben,  daß  cs  heute  empirisch 
feststeht,  daß  die  Art  der  Krisen,  an  die  Marx  und  Engels  denken, 
Rückschläge  der  Konjunktur,  die  auf  eine  Aufschwungsperiode 
folgen,  nicht  an  Häufigkeit  zu-,  sondern  abnehmen.  Noch  nie- 
mals habe  die  kapitalistische  Wirtschaft  eine  auch  nur  annähernd 
so  mächtige  Hausse  erlebt,  wie  seit  Mitte  der  neunziger  Jahre  bis 
zum  Schlüsse  des  Jahrhunderts;  und  doch  sei  der  Rückschlag, 
der  iQoo  eintrat,  der  erste  heftigeie  Rückschlag  seit  25  Jahren, 
milder  gewesen  als  je  einer  zuvor.  Ebenso  war  während  der  letz- 
ten Wirtschaftsdepressionen  die  Arbeitslosigkeit  in  Deutschland 
nach  den  Erhebungen  der  Arbeiterorganisationen,  wenn  man 
etwa  zum  Vergleiche  an  die  furchtbare  Arbeitslosigkeit  der 
siebziger  Jahre  denkt,  keineswegs  erschreckend  groß.  »Welcher 
(iewerkschaftler«,  schrieben  im  Dezember  1909  die  Sozialisti- 
schen Monatshefte,  »wird  noch  zugeben,  daß  die  wachsende 
Produktivität  der  menschlichen  Arbeit  für  die  Arbeiter  nur  die 
wachsende  Zunahme  der  Unsicherheit  ihrer  Existenz,  des 
Elends,  des  Druckes,  der  Knechtung,  der  Erniedrigung,  der 
Ausbeutung  bedeute?  Wer  sieht  heute,  daß  die  Krisen  »immer 
umfangreicher  und  verheerender«  werden?«  Eingehender  auf 
das  Krisenproblem  einzugehen,  liegt  hier  keine  Veranlassung 
vor.  Hinweisen  möchte  ich  aber  doch  im  Vorübergehen  darauf, 
daß  gerade  in  jüngster  Zeit  angesehene  unbefangene  National- 
ökonomen Front  gemacht  haben  gegen  die  namentlich  von  den 
Sozialisten  vertretene  Krisentheorie.  Während  auch  heute  noch 
Sozialisten,  z.  B.  Kaiitsky,  meinen,  daß  die  Wellenbewegung  der 
kapitalistischen  Industrie  herrühre  von  der  kapitalistischen  Pro- 
duktionsweise, eine  Folge  sei  der  mangelhaften  Organisation  der 
modernen  Wirtschaftsgesellschaft,  betont  Heinrich  Dietzel  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  (3.  Auflage  Artikel 
»IHntc«),  daß  das  Schwanken  der  Konjunktur  seinen  Grund 
in  der  natürlichen  Ordnung  habe.  Diese  Erscheinung 
erkläre  sich  daraus,  daß,  bald  in  kürzeren,  bald  in  längeren 
Intervallen,  gewisse  Zufälle  in  die  soziale  Wirtschaft  eingreifen, 
eiie  glcic'hviO  welche  Produktionsweise  herrscht,  eingreifen  kön- 
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nen  und  stets,  mag  die  Organisation  vorkapitalistisch,  kapita- 
listisch oder  kollektivistisch  sein,  einen  Wirtschaftszyklus  aus- 
lösen  müssen.  In  erster  Reihe  weist  Dietzel  auf  die  Erntezu- 
fälle hin. 

Nicht  wundernehmen  kann  es  ferner,  daß  das  Generalurteil 
über  die  Wirkungen  der  Krisen  heute  angesichts  der  Tat- 
sache, daß  die  Kulturländer  nach  jeder  Krisis  mit  vermehrter 
Kraft  vorwärts  zu  schreiten  vermochten,  weit  weniger  pessimi- 
stisch ist  als  einst.  Unter  dem  frischen  Eindruck  der  furchtbaren 
Krisis  der  siebziger  Jahre  schrieb  Franz  Hitze:  »Die  Produktions- 
krisen sind  die  Todeswunden  der  kapitalistischen  Gesellschafts- 
ordnung.« Dem  halte  man  eine  Meinungsäußerung  von  Julius 
Wolf  gegenüber,  der  in  seinem  Grundriß  der  Nationalökonomie, 
wohl  gestützt  auf  Tatsachen  und  Gründe,  wie  mir  scheint,  er- 
klärt : »In  Summa  wirken  die  periodisch  auftretenden  Wirtschafts- 
krisen wie  zeitliche  Verschärfungen  der  Konkurrenz,  sie  stimu- 
lieren den  technischen  und  anderweitigen  Fortschritt,  führen 
zu  herabgesetzten  Preisen  und  folgen  die  Errungenschaften 
dieser  an  die  Masse  aus,  übertragen  derart  Einkommen  der  »Rei- 
chen« an  die  »Armen«,  sind  also  ein  »sozialer«  Mechanismus,  und 
wirken,  wenn  auch  zunächst  wertzerstörend  und  Elend  erzeu- 
gend, in  ihrem  schließlichen  Ergebnis  doch  als  Kraft-  und  Wohl- 
fahrtsquelle in  der  Volkswirtschaft.« 


Denken  wir  zurück  an  die  Frage,  die  Henry 
George  aufwarf  und  an  die  Antwort,  die  er  gab. 
Wir  verließen  den  Philanthropen,  als  er  hoch  auf  der  Anhöhe 
stand  und  von  dort  aus  die  Gegenwart  betrachtete.  Ein  präch- 
tiges Bild  war  es,  das  sich  ihm  da  aus  der  Ferne  darbot.  Ver- 
vollkommnen wir  das  Traumbild  um  einige  Züge.  Fordern  wir 
den  guten  Alten  auf,  herabzusteigen  und  sich  im  Tale  umzu- 
sehen. Wie  ganz  anders  schaut  es  da  in  der  Nähe  aus,  als  es 
in  der  Ferne  scheinen  mochte!  Vergebens  wird  man  Umschau 
halten  nach  sozialer  Zufriedenheit  oder  gar  nach  sozialem  Glück. 
Der  Wüstenwanderer  hat  sich  umsonst  gefreut, 
es  war  nur  eine  Fata  morgana,  die  ihn  täuschte. 

Man  fragt  sich  nach  dem  Warum  der  Unzufriedenheit. 
Noch  immer  sind  die  Stimmen  derer  nicht  ganz  verstummt,  die 
behaupten  möchten,  die  eisernen  Sklaven  mit  den  stählernen 
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Sehnen  seien  zum  Fluch  der  Menschheit  geworden.  So  scliriel) 
noch  im  Jahre  1902  ein  Doktor  der  Staatswissenschaften,  Franz 
Kempel,  in  einem  Buch,  das  den  Titel  trägt  »(Göttliches  Sitten- 
gesetz und  neuzeitliches  Erwerbsleben«  folgenden  Satz:  »Das 
neuzeitliche  Großmaschinenwesen  ist  auf  den  meisten  Güter- 
erzeugungsgebieten ganz  nach  Art  des  heutigen  Kriegswerk- 
zeugwesens nichts  weiter  als  ein  großartiger  wissenschaftlicher 
und  allgemein  gesellschaftlicher  Irrtum  und  Mißbrauch,  der  gleich 
demjenigen  der  Kriegsmaschinen  laut  genug  nach  Abhilfe  schreit.« 

Indessen  haben  die  Tatsachen  wie  wir  gesehen  haben,  den 
Irrtum  einer  derartigen  Auffassung  so  deutlich  dargetan,  daß 
es  nicht  lohnt,  lange  dabei  zu  verweilen.  Nur  eins  muß  hier 
zugegeben  werden : Große  technische  Umwälzungen 
können  sich  nur  dadurch  Bahn  brechen,  daß  sie  bestehende  wirt- 
schaftliche Verhältnisse,  mit  welchen  individuelles  Menschenglück 
vielfach  unlösbar  eng  verbunden  ist,  zerstören.  Sie  werden  um 
so  mehr  soziale  Zufriedenheit  und  Behaglichkeit  vieler  breiter 
Bevölkerungsschichten  in  soziale  Unzufriedenheit  umzuwandeln 
in  der  Lage  sein,  je  schneller  der  Umwälzungsprozeß  vor 
sich  geht. 

Ein  amerikanischer  Forscher,  Wells,  hat  es  geradezu  als  ein  wirtschaftliches 
Gesetz  hingestellt,  »daß  nichts  das  Verhältnis  des  materiellen  Fortschritts 
deutlicher  kennzeichnet  als  die  Rapidität,  mit  welcher  das,  was  alt  ist,  . . . durch 
das  Ergebnis  neuer  Erfindungen  und  Entdeckungen  zerstört  wird.«  Und  ähn- 
lich äußert  sich  der  Wiener  Nationalökonom  Philippovich:  »Der  Erfolg,  der  den 
Gedanken  des  Gelehrten,  den  Geistesblitz  des  Erfinders  belohnt  und  der  Wohl- 
fahrt eines  Teiles  der  Menschheit  neue  Gebiete  erobert,  drängt  einen  andern  Teil 
in  bittere  Not.« 

Es  fragt  sich  nur,  auf  wem  lasten  die  materiellen  Sorgen, 
die  solche  Umwälzungen  mit  sich  bringen,  in  erster  Linie  ? 
Häufig,  vielleicht  regelmäßig  muß  den  Löwenanteil  dieser 
Last  der  kapitalistische  Unternehmer  auf  sich  nehmen. 
Ja  in  manchen  Fällen  sind  die  Folgen  solcher  Uebergangs- 
wehen  während  ihrer  Dauer  für  die  Arbeiter  nicht  Vermin- 
derung, sondern  Vermehrung  der  Arbeitsgelegenheit  und  da- 
mit indirekt  auch  des  Lohnes.  So  führte  z.  B.  im  Februar 
1906  Geheimrat  Lueg,  gelegentlich  der  Haupi  Versammlung  des 
Veieins  Deutscher  Maschinenbauanstalten,  die  gute  Beschäfti- 
gung in  erster  Linie  zurück  auf  die  fortdauernden  Umwälzungen 
im  Maschinenbau  und  auf  die  sich  überstürzenden  Neuerungen, 
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die  im  Gasmaschinenbau,  Dampfturbinen-  und  Automobilbau 
u.  dgl.  eingetreten  sind.  Dadurch  sei  zwar  dem  Maschinenbau 
reichliche  Arbeit  zugeführt  worden,  »doch  ist  andererseits  durch 
die  rasche  Folge  in  den  Fortschritten  für  die  Maschinenfabriken 
auch  eine  ständige  Quelle  von  Kosten  und  Sorgen  entstanden, 
deren  Ueberwindung  die  höchsten  Anforderungen  an  die  Leiter 
und  Ingenieure  unserer  Maschinenfabriken  gestellt  haben«. 

Die  Behauptung  freilich,  die  Arbeiterschaft  selbst  habe  nur 
wenig  unter  den  »Uebergangswehen«  bei  der  Entwicklung  Tech- 
nik zu  leiden  gehabt,  wäre  »eine  der  historischen  Wahrheit'  ins 
Gesicht  schlagende  Schönfärberei«  (Schäffle).  Doch  es  soll  zu- 
gegeben werden,  daß  es  sich  dabei  nur  um  vorübergehende 
Schwierigkeisen  handelt,  die  man  in  ihrer  Bedeutung  nicht 
überschätzen  darf. 

Aber  die  Arbeiter  sind  keineswegs  verlegen,  wenn  sie  die 
Schattenseiten  ihrer  Lage  auf  decken  sollen,  auf  Verschiebungen  zu 
ihren  üngunsten  hinzuweisen,  die  weder  vorübergehend  noch  Aus- 
nahmeerscheinungen sind.  Sie  machen  vor  allem  und  mit  beson- 
derem Nachdruck  auf  die  starke  Verteuerung  der  Lebenshaltung 
aufmerksam,  die  im  steigenden  Maße  seit  Mitte  der  neunziger  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  zu  beobachten  sei.  Der  Direktor  des 
Statistischen  Amts  der  Stadt  München  Morgenroth  glaubte 
1914  feststellen  zu  müssen,  daß  sich  in  München  die  Lebens- 
haltung der  Arbeiterklasse  von  1905 — 1912  um  15%  verteuert 
habe,  von  1900 — 1912  um  19%,  von  1895 — 1912  um  26%.  Aehn- 
liche  Preissteigerungen  wären  mit  leichter  Mühe  in  allen  andern 
deutschen  Städten  festzustellen. 

Auf  alle  Fälle  sind  diese  Preissteigerungen  für  die 
Arbeiterschaft  eine  harte  Sache,  selbst  dann,  wenn  sie  durch  Lohn- 
steigerungen eingeholt  und  überholt  werden  sollten,  was  allerdings 
nach  jetzt  wohl  übereinstimmender  Ansicht  der  Nationalökono- 
men und  Sozialpolitiker  für  die  Zeit  1900 — 1914  der  Fall  war.  Sie 
bedeuten  Zerstörungen  mindestens  eines  großen  Teiles  der  Hoff- 
nungen, die  sich  an  Lohnerhöhungen  knüpften.  Sie  bedeuten 
Schwierigkeiten  für  die  Arbeiterfrau,  Haus  zu  halten.  Immer 
wieder  neu  einsetzende  Verschiebungen  in  der  Güternachfrage, 
die  weder  für  die  Konsumtion  noch  für  die  Produktion  er- 
wünscht sein  können,  sind  die  Folge.  Ein  Teil  der  Preiser- 
höhungen war  freilich  in  den  Jahren  vor  dem  Kriege  nur  scheinbar. 
Der  Arbeiter  glaubte  für  d i e s e 1 b e Ware  einen  höheren  Preis 
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zahlen  zu  müssen,  während  er  tatsächlich  eine  (Qualitativ  hölu'r- 
wertigeWare  erhält:  Feineres  Mehl,  besseres  Fleisch,  Wohnungen 
mit  »neuzeitlichen  Bequemlichkeiten«  bequemere  Zufuhr  d(;r 
W'aren,  mehr  Rücksicht  auf  die  Forderungen  der  (Gesundheits- 
pflege, dem  Auge  wohltuende  Ausstattung  der  Läden.  Ich  erin- 
nere z.  B.  an  die  Aufschläge,  die  im  volkswirtschaftlichen  (Güter- 
prozeß auf  den  Warenjireis  hier  und  da  gemacht  werden  können 
für  sozialpolitische  Lasten.  Dem  höheren  Preis  st.ehen  in  diesen 
Fällen  sozialpolitische  und  volkswirtschaftliche  Wohlfahrtsein- 
richtungen oder  öffentliche  Schutzmaßnahmen  gegenüber.  Aber 
es  geht  nicht  an,  derartige  Maßnahmen  als  Fortschritte  der  neu- 
zeitlichen Entwicklung  für  die  Arbeiterschaft  zu  bezeichnen, 
ohne  daran  zu  erinnern,  daß  die  Arbeiter  einen  Teil  der  Kosten 
dieser  Neuerungen  selbst  zu  tragen  haben.  Daß  aber  endlich  auch 
ein  Teil  der  höheren  Preise  auf  den  Arbeitern  lasten  bleibt,  ohne 
daß  diese  dafür  irgendwelche  direkten  oder  indirekten  Vorteile 
eintauschen,  wird  dem  ohne  weiteres  einleuchten,  der  Verständ- 
nis hat  für  die  Bedeutung  des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Boden- 
ertrag; dessen  Wirkung  muß  auf  die  Dauer  um  so  mehr  gespürt 
werden,  je  mehr  sich  die  einzelnen  Länder  voneinander  abschlie- 
ßen und  dadurch  die  Ausgleichswirkungen  des  großen  Welt- 
marktes verloren  gehen. 

Wie  die  Arbeiter  den  offenbaren  Lohnerhöhungen  gegenüber 
ihr  Wenn  und  Aber  Vorbringen  können,  so  auch  gegenüberden 
gemilderten  Krisen  Wirkungen.  Wenn  sie  die  Tatsachen 
sehen  wollen  und  sehen  können,  werden  sie  allerdings  zugeben  müs- 
sen, daß  im  letzten  Menschenalter  vor  dem  Krieg  die  »LTeberproduk- 
tion«  und  die  »Ueberspekulation«  seltener  geworden  sind,  eine  Folge 
der  besseren  Nachrichtenübermittlung,  der  besseren  Güter- 
austauschmöglichkeit, der  zweckmäßigeren  Organisierung  des 
Kapitalmarktes,  auch  der  größeren  Erfahrung  der  Betriebsleiter; 
namentlich  aber  auch  eine  Folge  der  Organisierung  der  Produk- 
tion in  Kartelle  und  andere  Verbände.  Aber  das  Problem  der 
Arbeitslosigkeit  ist  dadurch  für  den  Arbeiter  noch  nicht  aus  der 
Welt  geschafft.  Unbefangene  Schriftsteller  nahmen  an,  daß  vor 
Kjiq  in  Deutschland  im  Durchschnitt  2 — 3%  der  gesamten 
Arbeiterschaft  arbeitslos  waren.  Tn  der  Idochkonjunktur  ging 
der  Prozentsatz  auf  ^2%  herunter,  während  er  in  se'hlechten 
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Zeiten  auf  5 — 10%,  in  einzelnen  Berufen  auf  20 — 30%  empör- 
st ieg.  Dabei  nahm  man  an,  daß  durchschnittlich  % der  Arbeits- 
losen länger  als  eine  Woche  ohne  Beschäftigung  blieb.  Das  sind 
Ziffern,  die  uns  nicht  beruhigen  dürfen;  es  bleibt  ewig  wahr, 
was  einst  Carlyle  sagte:  »Der  traurigste  Anblick,  den  uns  die 
Ungleichheit  des  Gutes  unter  der  Sonne  sehen  läßt,  ist  der  Mann, 
der  gern  arbeiten  m.öchte  und  keine  Arbeit  finden  kann.« 

Den  Arbeit erschutzmaßnahmien  halten  die  Arbeiter  die  Tat- 
sachen gegenüber,  daß  trotz  der  staatlichen  iVrbeiterschutzgesetze 
und  der  Gewerbeaufsicht,  trotz  der  Unfallverhütungsvorschriften 
und  technischen  Aufsichtsführung  der  Berufsgenossenschaften, 
die  Unfall  Ziffer  nicht  sinkt.  Auf  je  1000  Versicherte  entfielen 
1881,  dem  ersten  Jahr,  für  das  die  Statistik  der  Unfallversicherung 
brauchbare  Angaben  liefert,  13  gemeldete  Unfälle;  dagegen  1910 
24,42,  1911  25,57,  ^9^2  26,15.  Diesen  Ziffern  will  ich  als  Stim- 
mungsbild aus  Arbeiterkreisen  eine  Aeußerung  beifügen,  die  sich 
im  Correspondenzblatt  der  Generalkommission  (1914,  Statisti- 
sche Beilage,  S.  79)  findet: 

»Angesichts  dieser  ständig  wachsenden  Unfallsgetahr  muß  der  Ruf  nach 
besserem  Arbeiterschutz  und  Unfallverhütung  immer  energischer  wiederholt 
werden.  Es  ist  dringend  nötig,  daß  Gesetzgebung  und  Aufsichtsbehörden,  Un- 
ternehmer und  Arbeiter  ihre  Kräfte  vereinen  und  vervielfachen,  um  der  be- 
drohlich gesteigerten  Arbeitsintensität  diejenigen  Schranken  zu  ziehen,  die  die 
Sicherheit  von  Leben  und  Gesundheit  der  arbeitenden  Bevölkerung  erfordern. 
Besondere  Aufmerksamkeit  muß  dabei  denjenigen  Arbeitsmethoden  gewidmet 
werden,  die  unter  der  Maske  sogenannter  wissenschaftlicher  Betriebsführung 
an  den  Arbeiter  Anforderungen  stellen,  denen  kaum  ein  toter  Mechanismus  auf 
die  Dauer  standhält.  Es  wäre  eine  der  Zeitgemäßesten  Aufgaben  der  sozial- 
ökonomischen Wissen.schaft,  eingehendere  Lintersuchungen  über  die  Zusammen- 
hänge zwischen  Arbeitsmethoden  und  Unfallgefahr  anzustellen  und  damit  der 
Unfallverhütung  den  rechten  Weg  zu  weisen.« 

In  diesem  Zusammenhang  wäre  auch  hinzuweisen  auf  man- 
nigfache Klagen  der  Arbeiter  über  mangelhaften  Arbeite  r- 
s c h u t z in  der  sog.  Schwerindustrie,  in  Hütten-,  Stahl-  und  Walz- 
werken: Sehr  angestrengte  Arbeitszeit,  häufige  Sonn-  und  Feier- 
tagsarbeit, hohe  Unfallzahlen  und  Krankheitsziffern,  ungenü- 
gende sanitäre  und  hygienische  Einrichtungen  — das  waren  die 
Hauptvorwürfe,  die  seitens  der  Arbeiter  gemacht  wurden,  wobei 
sie  natürlich  nicht  vergaßen  die*  glänzende  ltntwicklung  der 
deutschen  schweren  Industrie  und  ihr(‘  fiolu*.  Rentabilität  als 
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Gegenstück  lieranznziehen.  J^ie  Arbeitgeber  verteidigten  sich, 
suchten  insbesondere  die  lange  Arbeitszeit  zn  erklären  nnd  als 
sozial  unbedenklich  darzustellen,  weil  sie  durch  lange  Pausen 
unterbrochen  seien,  während  derer  der  Arbeiter  sich  ganz  nach 
seiner  Bequemlichkeit  einrichten  könne.  Dagegen  hatten  aber 
die  Arbeiter  einzuwenden,  daß  die  Zerlegung  der  Schichten  in 
tatsächliche  Arbeitszeiten  und  Ruhepausen  falsch  sei.  Von  Ruhe- 
pause könne  nur  gesprochen  werden,  sobald  die  Produktion  ganz 
ruhe,  also  etwa  während  der  Eßpause.  Die  Frist  bis  zur  letzten 
Vollendung  des  begonnenen  Hauptstückes  wäre  zum  größten  Teil 
ausgefüllt  durch  Vorarbeiten  für  das  nächste  Stück  und  ferner 
durch  ständige  Ueberwachung  des  werdenden  Stückes.  Der  Ar- 
beiter sei  tatsächlich  die  ganze  12  Stunden  dauernde  Schicht 
hindurch  ununterbrochen  an  seine  lebensgefährliche  Arbeits- 
stelle gefesselt  unter  der  Einwirkung  der  sehgenden  Hitze  des 
Feuers  und  der  giftigen  Gase  der  Oefen. 

Sicher  ist  jedenfalls,  daß  die  verkürzte  Arbeitszeit  häufig 
von  einer  gesteigerten  Intensität  der  Arbeit  begleitet 
wird.  Die  Folge  ist  nach  Ansicht  der  Arbeiter  zu  früh  verbrauchte 
Arbeitskraft.  Für  den  über  40  Jahre  alten  Arbeiter  sinke  die  Aus- 
sicht auf  demArbeitsmarkt  erheblich.  Das  vierzigste  Lebensjahr  sei 
heute  vielfach  die  Grenze,  bis  zu  welcher  der  Arbeiter  in  der  Groß- 
industrie wenigstens  eingestellt  werde.  Gesucht  seien  nur  jüngere 
in  der  Vollkraft  stehende  Menschen.  Der  ältere  Arbeiter  könne 
zufrieden  sein,  wenn  er  noch  im  Betriebe  verwandt  werde  und 
später  für  leichtere  Dienstleistungen  das  Gnadenbrot  erhalte. 
Robert  Schmidt  versucht,  diese  gelegentlich  auch  von  Vertretern 
der  Wissenschaft  aufgestellten  Thesen  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften  (1913,  S.  906  ff.)  an  Hand  der  Berufszählung  von 
1907  und  der  Jahresberichte  der  preußischen  Gewerberäte  von  1912 
durch  statistisches  Material  zu  stützen.  Stellt  man  nach  der  Berufs- 
zählung von  1907  Industriearbeiterschaft  und  Gesamtbevölkerung 
in  Altersklassen  nebeneinander,  so  ergibt  sich  folgende  Tabelle: 


Alters- 

Gesanit- 

Gesamt- 

klassen 

IndustriearbeitersJiaft  i) 

Bevölkerung 

16 — 20 

17,7%  (12,8) 

12,3  % 

21 — 30 

33,3%  (38,1) 

26,8  % 

31—^0 

24,1  % (28,6) 

22,0  % 

41—50 

14,4%  (13,9 

16,0  % 

5 1 — Oo 

7,0  % (5,G 

11,3  % 

ühcr  Oo 

3,2%  (1,8) 

11% 

) Jii  Klaniiuern  2 

4'^  Betriebe  des  Berliner  Maschinenbaus. 
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Es  ist  aber  nicht  nötig,  aus  diesen  Ziffern  zu  folgern,  daß 
Arbeiter  in  größerer  Zahl  mit  steigendem  Alter  aus  der  Industrie- 
beschäftigung herausgedrängt  werden.  Man  muß  bedenken, 
daß  sich  zwischen  den  beiden  letzten  Betriebszählungen  1895 
und  1907  die  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  die  in  der  Gruppe 
»Industrie,  Bergbau  und  Baugewerbe«  beschäftigt  wurden,  um 
43%  vermehrten,  während  die  Gesamtbevölkerung  nur  um  19% 
wuchs.  Der  Altersaufbau  der  Industriearbeiterbevölkerung  muß 
daher  naturgemäß  ein  anderer  sein  als  der  normale  Altersaufbau. 
Man  wird  es  wohl  selbstverständlich  nennen  dürfen,  daß  die  In- 
dustrie als  auszubildende  oder  doch  anzulernende  Arbeiter,  die 
bei  der  starken  Ausdehnung  der  Betriebe  not\vendig  wurden,  in 
erster  Linie  jüngere  Kräfte  suchte,  die  sich  hier  wie  stets  schnel- 
ler in  neue  Verhältnisse  und  Arbeitsmethoden  einarbeiteten.  Ein 
anderer  beachtenswerter  Teil  der  Altersunterschiede  wird  dadurch 
erklärt,  daß  namentlich  im  dritten,  wohl  auch  noch  im  vierten 
Jahrzehnt  des  Lebens  ein  Aufstieg  in  die  Reihe  der  Angestellten 
und  Selbständigen  bei  der  hier  in  Betracht  kommenden  Arbeiter- 
schaft häufig  ist.  Allein  das  Aufsichtspersonal  (Gruppe  bg  der 
»Angestellten«  der  Berufs-  und  Betriebszählung  von  1907)  ver- 
mehrte sich  von  1895 — 1907  von  105  120  auf  241  139,  d.  h.  um 
129%. 

Aber  fest  scheint  dennoch  zu  stehen,  daß  der  moderne  In- 
dustriearbeiter dermaßen  verwertet  wird,  daß  ein  Höchstmaß 
von  Geschicklichkeit  unter  Anspannung  möglichst  aller  geistigen 
und  körperlichen  Reserven,  über  die  er  verfügt,  in  den  Dienst 
eines  eng  begrenzten  Arbeitsgebietes  gestellt  wird  Das  hat  für 
den  alternden  Arbeiter  unzweifelhaft  zwei  Bedenken  zur 
Folge.  Erstens,  er  wird  auch  dann,  wenn  seine  Kraft  nicht  zu  früh 
verbraucht  werden  sollte,  schon  bei  normalem  Abstieg  der  körper- 
lichen Rüstigkeit  mit  einer  Verminderung  seines  Verdienstes 
rechnen  müssen,  im  Gegensatz  zu  den  Kopfarbeitern,  die  mit 
steigendem  Alter  in  der  Regel  auch  ^steigende  Einnahmen  zu  er- 
warten haben.  Zweitens,  er  wird  nicht  so  leicht  in  der  Lage  sein, 
im  Alter  bei  abnehmender  körperlicher  Leistungsfähigkeit  einen 
Wechsel  der  Tätigkeit  vorzunehmen,  bei  der  er  statt  Körperkraft 
die  Mannigfaltigkeit  seiner  Erfahrungen  verwerten  könnte; 
denn  weder  kann  er,  da  er  meist  einseitig  geschult  ist,  damit 
dienen,  noch  wird  sic  bei  der  Art  der  modernen  Tätigkeit  ver- 
wertet werden  können.  Wiederum  soll  eine  Versicherung  hellen. 
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Man  verlangt  — Alfred  Weber  hat  zuerst  den  Plan  entwickelt  — 
den  Ausbau  unserer  schon  bestehenden  staatlichen  Zwangsversiche- 
rung mit  dem  ausgesprochenen  Zweck,  »die  schmähliche  vSitua- 
tion  zu  besiegen,  durch  die  der  ältere,  nicht  mehr  vollwichtigt' 
Arbeiter  ad  nutum  des  Unternehmers  gestellt  wird«.  Die  Ver- 
sicherung soll  dem  alternden  Arbeiter  eine  Rente  zusichern,  die 
ihm  gegenüber  der  Möglichkeit  der  Entlassung  ein  stärkeres 
Rückgrat  und  bei  dem  Hinausgedrängtwerden  aus  den  besseren 
Stellen  eine  Ergänzung  seines  verminderten  Einkommens  bie- 
ten werde.  Die  Rente  solle  vom  fünfzigsten  Lebensjahre  ab  g('- 
leistet  werden. 

Wenn  die  gesteigerte  Arbeitsintensität  die  Verdienstmög- 
lichkeit des  alternden  Arbeiters  beeinträchtigt  und  diejenige 
des  jungen  Arbeiters  steigert,  so  hat  das  unter  Umständen  noch 
einen  anderen  sozial  nicht  unerheblichen  Nachteil.  Der  junge, 
unverheiratete  Arbeiter  kann  sich  Lebensgenüsse  leisten . 
Ausgaben  machen,  die  zwar  seinem  Einkommen  entsprechen,  die  er 
aber  nicht  mehr  bestreiten  kann,  wenn  er  bei  gleichbleibendem 
Lohn  eine  Familie  gründet,  und  gar  bei  sinkendem  Lohn  eine 
große  Kinder  schar  zu  ernähren  hat.  Will  er  dennoch  die  ihm 
vielleicht  schon  zur  Gewohnheit  gewordene  Lebenshaltung  bei- 
behalten, so  wird  dadurch  die  Notwendigkeit  für  die  Frau  mit 
zu  verdienen  verschärft,  um  so  mehr,  wenn  diese  Frau,  weil  sie 
zu  früh  in  den  Dienst  gewerblicher  Arbeit  eingespannt  wurde, 
das  »Haushalten«  und  das  »Auskommen«  nicht  versteht.  Dann 
zeigt  sich  manchmal  mit  erschreckender  Deutlichkeit,  daß  die 
soziale  Frage  häufig  genug  eine  Frage  des  Auskommens  und  nicht 
des  Einkommens  ist.  Nach  der  letzten  Berufs-  und  Betriebs- 
zählung (1907)  waren  von  100  Ehefrauen  erwerbstätig  (ausschließ- 
lioh  der  Ehefrauen  im  Betrieb  des  Mannes) : 

Ini  Alter  von:  16/18  18/20  20/25  30/.10  40/50  50/60  60/70  über  70 

20,8  .10,8  9,9  9,0  9,2  8,4  5,9  3,3 

Man  sieht  aus  diesen  Ziffern  deutlich,  daß  ein  großer  Teil 
der  IHiefrauen  in  den  jungen  Ehen  dem  P2rwerb  nachgeht.  Wenn 
dann  Kinder  kommen,  sind  sie  gezwungen  zu  Hause  zu  bleiben 
und  offenbar  sind  sie  mit  steigendem  Alter  in  besonders  hohem 
Maße  (Em-  Gefahr  ausgeselzt,  d.iß  sie,  nicht  mehr  gebraucht  wer- 
den. 1 )as  an  sich  schon  b(‘gklagenswerte  Los  der  v e r h e i r a t e t e n 
A r beit  e 1 i n n e n,  diedc'in  ICrwerbnachzugeliengezwungenwaren, 
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gestaltete  sich  vor  dem  Kriege  so  besonders  traurig,  weil  die 
Arbeiterinnen  fast  ausschließlich  unqualifizierte  Arbeit  leisteten. 
Wenn  es  selbst  intelligenten  Arbeiterinnen  nicht  gelang,  in  Posten 
aufzurückeji,  die  mehr  als  bloße  Hilfsarbeit  erforderten,  so  des- 
halb, wie  das  Correspondenzblatt  (1914,  S.  230)  ausführte,  »weil 
die  Mehrzahl  der  Arbeiterinnen  heute  noch  immer  den  Arbeitern 
in  der  Rolle  der  Lohndrücker  erscheinen.  Da  könne  man  verstehen 
daß  die  Männer  dem  Vordringen  der  Frau  in  Berufen  mit  günsti- 
gen Arbeitsbedingungen  Widerstand  entgegensetzten,  wenn  diese 
Haltung  auch  nicht  gut  zu  heißen  sei.«  Daß  die  Frau  an  sich 
wohl  befähigt  ist,  auch  qualifizierte  Arbeit  zu  leisten,  hat  der  Krieg 
in  überraschender  Weise  gezeigt.  Daraus  ergeben  sich  für  die 
arbeitenden  Frauen  starke  Hoffnungen,  für  die  Männer  aber  des- 
halb Sorgen,  weil  die  Frau  ihre  Arbeitskraft  billiger  anzubieten 
gewöhnt  ist  als  der  Mann,  auch  weniger  leicht  zu  gewerkschaft- 
licher Solidarität  erzogen  werden  kann.  Daß  die  weibliche  Ar- 
beitskraft auch  bei  gleicher  Leistung  schlechter  entlohnt  wird 
als  die  männliche,  ist  eine  bekannte  Tatsache.  Der  letzte  Grund 
mag  wohl  der  sein,  daß  der  Gedanke  an  eine  Familiengründung 
bei  dem  Manne  ein  Antrieb  ist,  sein  Einkommen  zu  steigern,  daß 
derselbe  Gedanke  aber  bei  der  Frau  das  Gegenteil  bewirkt.  Die 
Frau  sieht  in  der  Berufsarbeit  gewissermaßen  nur  eine  Wartezeit 
auf  die  Heirat,  die  sie  von  der  Berufsarbeit  befreit.  Sie  glaubt, 
daß  sie  nur  für  eine  kurze  Uebergangszeit  ihr  Brot  bei  fremden 
Leuten  durch  Arbeit  verdienen  müsse,  sie  hofft,  daß  über  kurz 
oder  lang  der  Mann  kommen  werde,  der  sie  von  dieser  harten  Not- 
wendigkeit befreit.  Dieser  Hoffnung  und  dem  durch  sie  bedingten 
ungenügenden  Antrieb  vorwärts  zu  kommen  steht  die  Meinung  des 
Arbeitgebers  gegenüber,  daß  die  einzelne  weibliche  Arbeitskraft  nur 
eine  vorübergehende  Erscheinung  sei,  die  sorgfältiger  auszubildeii 
und  an  verantwortungsvolle  Stellen  zu  bringen  nicht  lohne. 

Wie  gering  die  Bezahlung  der  Frauenarbeit  ist,  geht  aus  einer 
Erhebung  hervor,  die  im  Jahre  1906  das  Statistische  Amt  der  Stadt 
München  maclite.  Es  lagen  Angaben  v.m  3529  gew^erblich  tätigen 
Frauen  — etwa  V5  aller  in  München  beschäftigten  — vor.  Von  diesen 
hatten  rund  8 % einen  wöchentlichen  Durchschnittslohn  von  weniger 
als  IO  Mk.,  48%  einen  solchen  von  10 — 12,50  Mk.,  34%  einen  Lohn 
von  12,50 — 15, 00  Mk.,  d.  h also  rund  go^’/o  der  gewerblich  tätigen 
krauen  blieben  mit  ihrem  Wocheniohn  unter  15  Mk.  Nach  den 
Ermittelungen  derselben  Behörde  hatten  dagegen  V3  der  männ- 
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liehen  Arbeiter  sof^ar  über  20  Mk.;  30  Mk.  pro  Woehe  verflient(‘ 
nur  eine  Kategorie  weiblieher  Arbeiterinnen  in  Münehen,  dit* 
(rastwirtsköehinnen  i.  Klasse.  Daß  es  sieh  bei  der  niedrigen 
Bezahlung  dei  Frauenarbeit  um  eine  internationale  Erseheinung 
handelt  zeigt  die  Erhebung,  die  1906  das  englisehe  Handels- 
amt veranstalten  ließ.  Danaeh  belief  sich  das  volle  Wochen- 
verdienst im  Textilgewerbe  überhaupt  für  Frauen  auf  15,60  Mk., 
für  Männer  auf  27,60  Mk.  Das  ist  namentlich  deshalb 
auffallend,  weil  die  englischen  Gewerkschaftsorganisationen 
der  Textilarbeiter  zahlreiche  Arbeiterinnen  umschließen.  Noch 
schlimmer  als  in  der  Textilindustrie  liegen  die  Verhältnisse  in 
der  Bekleidungsindustrie.  Der  Wochenverdienst  stellte  sich 
hier  für  Frauen  auf  13,50  für  Männer  dagegen  auf 

30,16  Mk. 

Man  könnte  annehmen,  daß  die  geringere  Entlohnung 
der  Frauen  wettgemacht  wurde  durch  eine  kürzere  Arbeitszeit, 
das  ist  aber  tatsächlich  auch  nicht  der  Fall,  wenn  auch  die  durch- 
schnittliche Arbeitszeit  der  Arbeiterinnen  etwas  kürzer  ist  als 
die  der  Arbeiter.  Der  Verband  der  Fabrikarbeiter  Deutschlands 
hat  1908  statistische  Erhebungen  veranstaltet  über  die  Lebens- 
und Arbeitsbedingungen  seiner  Mitglieder.  Es  waren  140  000 
Fragebogen  ausgegeben  worden,  von  denen  81  000  ausgefüllt 
zurückkamen.  Brauchbar  erwiesen  sich  für  die  Bearbeitung  rund 
79  000  Bogen,  davon  st?mmien  73  000  von  männlichen  und  6052 
von  weiblichen  Mitgliedern.  Hinsichtlich  der  Arbeitszeit  wurde 
folgendes  festgestellt : 


Arbeitszeit 

Zahl  der  Beteiligten 

Prozentsatz  der  Beteiligten 

männlich 

weiblich 

männlich 

weiblich 

8 Stunden  779 

22 

1,0 

0,4 

über  8 — 9 '> 

55  052 

721 

11,0 

^ 8 — IO  '> 

56  760 

4623 

77)7 

7^,4 

» IO II  » 

7 618 

656 

1^)5 

10,8 

» II — 12  » 

2 196 

24 

3,0 

0,4 

» 12  » 

683 

6 

0,9 

0,1 

Aus  dieser 

ä'abelle  ergibt  sich,  daß  der  größte  Teil  sowohl 

der  männlichen  als  auch  der  weiblichen  Arbeiter  10  Stunden  ar- 
beiteten. Uiiter  IO  Stunden  arbeiteten  20%  der  männlichen 
und  27%  der  weiblichen  Mitglieder:  über  10  Stunden  14,4%  der 
männlichen  und  11,3%  der  weiblichen  Mitglieder. 

Die  Ihitlohnung  fand  bei  55  608  = 76%  der  männlichen  und 
bei  3678  ^ bo%  der  weiblichen  Mitglieder  in  Zeitlohn,  bei  den 
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Übrigen  im  Akkord  statt.  Der  Arbeitslohn,  der  pro  Woche  erzielt 
vvurde,  hatte  unter  Abrechnung  von  Ueberstunden  und  Sonntags- 


arbeit  die  folgende  Höhe 

Arbeitsverdienst 

männliche 

Arbeiter 

weibliche 

Arbeiter 

absolut 

% 

absolut 

% 

bis  8 Mk. 

543 

8,9 

8 — IO  » 

823 

0,1 

IT  789 

29,5 

IO — 12  » 

2 036 

23,8 

über  12 — 15  ') 

3 441- 

4,7 

I 219 

20,2 

» 15—18  » 

I?-  775 

17,5 

399 

6,5 

•>  i8 — 20  >' 

II  519 

15,8 

50 

0,8 

'>  20 — 25  » 

30  041 

40,8 

» 26 — 30  » 

12  025 

16,4 

^ 30—35  '> 

2 133 

3,0 

16 

0,3 

'>  35 

530 

0,7  , 

Der  durchschnittliche  Wochenverdienst  betrug  für  alle  Ar- 
beiter 22,08,  für  alle  Arbeiterinnen  nur  die  Hälfte,  nämlich  11,54 
Mark.  Nur  66  Arbeiterinnen  erreichten  einen  Lohn  von  über  18 
und  nur  16  einen  solchen  von  über  20  Mk.  Das  ist  noch  nicht  mehr 
als  1%  aller. 

Daß  die  Frau  immer  mehr  in  der  Industrie  Beschäftigung  fin- 
det, ist  nicht  auffallend.  Ein  großer  Teil  der  Maschinen  erfordert 
zu  seiner  Wartung  so  wenig  menschliche  Kraft,  daß  sie  ebenso  gut 
durch  Frauen  und  Halberwachsene  wie  durch  Männer  bedient 
wej'den  können.  In  vielen  Fällen  ist  die  schwache  feine  Hand  so- 
gar technisch  wirksamer  als  die  kräftige  grobe.  So  kommt  es 
denn,  daß  in  den  Betrieben  gleicher  Branchen  solche,  die  mit  mo- 
torischer Kraft  arbeiten,  wesentlich  mehr  Frauen  beschäftigen, 
als  diejenigen,  die  ohne  motorische  Kraft  wirken.  Karl  Marx  hat 
insofern  recht  behalten:  »Sofern  die  Maschine  Muskelarbeit  ent- 
behrlich macht,  wird  sie  zum  Mittel,  Arbeiter  ohne  Muskelkraft 
oder  von  unreifer  Körperentwicklung,  aber  größerer  Geschmei- 
digkeit der  Glieder  anzuwenden.«  Man  lese  im  übrigen  die 
Ausführungen  von  Bebel  über  die  Entwicklung  und  Verbreitung 
der  Frauenarbeit.  Er  mag  übertreiben  hier  wie  in  manchen  seiner 
Ausführungen,  aber  im  letzten  Grunde  kennzeichnet  er  doch  einige 
Ursachen  für  die  zunehmende  Frauenarbeit  richtig,  die,  soweit 
sie  für  die  Lohnfrage  und  die  Organisation  in  Betracht  kommt,  in 
einem  späteren  Kapitel  noch  einmal  von  anderen  Gesichtspunk- 
ten aus  zum  Gegenstand  der  Erörterung  gemacht  werden  muß. 
Es  genügt  mir  hier  zu  festzustcllen,  daß  die  zunehmende  Erwerbs- 
tätigkeit der  Frau,  der  rasche  Uebertritt  der  jungen  Mädclien 
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aus  dem  Volke  von  der  Schule  in  die  Fabrik,  die  dadurch  bedingte* 
geringe  Erfahrung  im  Hauswesen  neben  anderen  Momenten  eine 
Zerrüttung  des  Familienlebens  bedingt.  Es  mag  sein,  d<d3  einn  al 
in  einer  späteren  Zukunft  — ich  perseinlich  glaube  nicht  daran  — 
ein  Ersatz  geboten  werden  kann  für  das,  was  die  Familie,  so  wie 
man  sie  sich  gemeinhin  vorstellt,  zu  geben  in  der  Lage  ist.  Eine 
Tatsache  bleibt  es  jedenfalls,  dal3  dieses  zukünftige  (Gebilde  heute 
noch  nicht  vorhanden  ist,  daß  infolgedessen  durch  Zerstörung  der 
Familie  eine  Lücke  in  unserer  sozialen  Organisation  entsteht,  die 
bewußt  oder  unbewußt  auch  von  dem  in  erster  Linie  getroffenen 
Arbeiter  als  solche  empfunden  wird  und  die  seine  soziale  Llnzu- 
friedenheit  doch  auch  zu  einem  Teil  erklärt. 

Dringender  noch  als  vor  dem  Krieg  wird  nach  dem  Krieg 
im  Interesse  der  Frau  erhöhter  Arbeiterschutz  verlangt  werden. 
In  einer  vom  Parteivorstand  der  sozialdemokratischen  Partei 
Deutschlands  herausgegebenen  Schrift  »Zur  Frage  der  Fraueu- 
erwerbsarbeit  während  des  Krieges  und  nachher«  von  Luise 
Zietz  (1916)  wird  folgendes  verlangt; 

Erweiterung  des  gesetzlichen  Arbeiterinnenschutzes  in  dem 
Sinn,  daß  er  Geltung  erhält  für  alle  lohnarbeitenden  Frauen, 
vor  allem  aber  auch  Erweiterung  nach  seinem  materiellen  In- 
halt auf  der  Grundlage  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  die 
bei  dem  Achtstundentag  nicht  Halt  machen  dürfe;  freier  Sohn- 
abend Nachmittag,  alljährlich  vierzehntägige  Ferien  unter  Wei- 
terzahlung des  Lohnes,  Entlastung  der  erwerbenden  Mutter  durch 
soziale  Einrichtungen  mannigfacher  Art,  sind  weitere  Forderungen 
der  Sozialdemokratie,  mit  denen  sich  auch  die  bürgerlichen 
Sozialreformer,  wenigstens  dem  Ziel  nach,  einverstanden  erklären 
werden. 

Will  man  Verständnis  gewinnen  für  die  Klagen  der  moder- 
nen gewerblichen  Arbeiterschaft,  so  wird  man  auch  berücksichtigen 
müssen,  daß  es  unter  diesen  Arbeitern  mehr  Klassen  und  Klas- 
sen gegensät ze  gibt,  als  der  ferner  Stehende  wohl  meint. 

Ich  denke  dabei  gar  nicht  an  den  natürlichen  Unterschied, 
der  sich  stets  ergeben  muß,  solange  cs  Dumme  und  Kluge,  Flei- 
ßige und  h'aule  gibt,  ich  denke  an  Gegensätze  im  Sinne  des  Mar- 
xismus, die  sich  ergeben  aus  der  verschiedenartigen  Stellung  in 
dem  wirtschaftlichen  (iesamtorganismus.  .Die  Arbeiterschaft 
sieht  und  fühlt  s(;lbst,  daß  die  materiellen  Gegensätze  in  ihrer  Mitte 
,iuß<Tord(‘nt lieh  groß  sind  und  inmu'r  stärker  werden.  »Die 


Die  Lage  der  gewerblichen  Arbeiter  vor  Kriegsausbruch. 


29 


Arbeiterschaft  ist  keine  homogene  soziale  Schicht,  im  Gegenteil, 
innerhalb  des  Proletariats  bestehen  mehrere  soziale  Schichten, 
und  die  soziale  Klüftung  gewinnt  an  Tiefe  und  Schärfe«  (Vor- 
wärts, 7.  September  1906).  »Es  gibt  in  demselben  Bezirk  mit 
gleichen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  Arbeiter,  die  bei  gleichem 
Fleiß  70,  80  Pfg.  und  mehr  Stundenlohn  verdienen,  und  andere, 
die  sich  mit  25  Pfg.  und  weniger  zufrieden 'geben  müssen.  Die 
Eisenindustrie  gibt  einen  Durchschnittslohn  von  ungefähr  4 Mk. 
an.  Ein  Teil  der  in  Betracht  kommenden  Arbeiter  bringt  es  aber 
bis  zu  IO,  12,  ja  bis  zu  20  Mk.  Der  größte  Teil  der  eigentlichen 
Facharbeiter  erhält  durchschnittlich  nicht  mehr  als  4 — 6 Mk., 
und  die  Hilfsarbeiter  werden  mit  2,20 — 3,50  Mk.  entlohnt«  (Vor- 
wärts a.  a.  O.).  Namentlich  die  ungelernten  Arbeiter  empfinden 
die  großen  und  immer  größer  werdenden  Unterschiede  in  der 
Entlohnung  schon  heute  bitter.  In  dem  Organ  der  Fabrik-, 
Land-  und  Hilfsarbeiter,  dem  »Proletarier«,  wurde  wiederholt 
lebhaft  darüber  geklagt,  daß  man  bei  Arbeitern  der  höheren  Lohn- 
kategorie oft  eine  Ueberhebung  gegenüber  den  schlechtgelohnten 
Hilfsarbeitern  finde,  die  »die  Protzigkeit  des  Unternehmers  noch 
in  den  Schatten  stelle«.  »Von  solcher  Seite  hört  man  die  Bezeich- 
nung »Arbeiter«  oft  mit  gesucht  affektierter  Verachtung  und 
Herablassung  aussprechen,  weil  »man«  selbst  Schlosser,  Dreher 
f)der  sonst  ein  größeres  Tier  ist.«  Derartige  Zustände  gaben 
dem  »Proletarier«  (14.  Oktober  1905)  Anlaß  zu  folgenden  Refle- 
xionen: »Ganz  selbstverständlich  kommt  dem  gelernten  Arbeiter 
ein  anständiger  Lohn  zu,  aber  es  ist  von  ihm  ganz  unsinnig,  zu 
verlangen,  der  ungelernte  Arbeiter  müsse  erheblich  weniger  ver- 
dienen als  er  selbst.  Läßt  man  jenes  Argument  gelten,  dann  muß 
man  auch  so  konsequent  sein  und  es  als  heilige  Rechtsordnung 
betrachten,  daß  der  eine  Mensch  1000  Mk.,  der  andere  100  000  Mk. 
und  noch  ein  anderer  eine  Million  verdient.  Daß  mein  Schul- 
kamerad weiter  studieren  konnte,  weil  sein  Vater  Geld  dazu  hatt(^, 
ist  kein  Verdienst  des  Studenten;  daß  ich  das  Schlosscrhandwcrk 
erlernen  konnte,  während  mein  sehr  kluger  und  geschickter 
Vetter,  weil  er  seine  Mutter  ernähren  mußte,  14  jährig  schon  als 
Hilfsarbeiter  gehen  mußte,  ist  nicht  mein  Verdienst,  nicht  seine 
Schuld;  darum  nur  etwas  weniger  Selbstbewußtsein  bei  der  Ab- 
schätzung des  eigenen  Wertes.  Natürlich  wird  niemand  etwas 
gegen  eine  geringe  Lohndifferenz  cinzuwenden  haben,  besonders 
auch  dann  nicht,  wenn  mit  dem  hcilunaai  Lohn  auch  grr)ß('r(‘ 
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Verantwortung  iisw.  verbunden  ist.  Aber  die  bestehenden  Un- 
terschiede sind  zu  groß!  Die  Facharbeiter  müssen  die  minder 
entlohnten  Klassengenossen  für  die  Orgcinisationsideen  emp- 
fänglich machen , sie  müssen  ev.  Lohnbewegungen,  die  von 
dieser  Seite  ausgehen,  nach  jeder  Richtung  hin  unterstützen, 
und  in  die  von  Facharbeitern  inszenierten  Bewegungen  müssen 
die  Hilfsarbeiter  einbezogen  werden:  in  jedem  Falle  müssen  die 
resp.  Organisationen  sich  über  Forderungen  usw.  verständigen 
und  gemeinsam  durchkämpfen.  Die  Sache  des  einen  muß  die 
des  anderen  sein.«  Alwin  Michel  berichtet  in  einem  Aufsatz  über 
Handarbeit  und  Bureauarbeit,  der  igo8  vom  Archiv  für  Sozial- 
wissenschaft und  Sozialpolitik  veröffentlicht  wurde:  ».  ...  In  den 
Gewerkschaften  der  Arbeiter  müssen  die  angestellten  Bureau- 
arbeiter nicht  selten  Kämpfe  führen,  lange  Auseinandersetzungen 
auf  den  Generalversammlungen  über  sich  ergehen  lassen,  bis 
ihnen  schließlich  ein  Lohn  zugesichert  wird,  den  jeder  mittel- 
mäßig geschickte  Arbeiter  im  eigenen  Berufe  mit  Leichtigkeit 
verdienen  kann.« 

Endlich  bleibt  aber  noch  eine  allgemeine  Erwägung  der  Ar- 
beiterschaft zu  berücksichtigen  übrig.  Im  Jahre  1850  schrieb 
Rodbertus  an  von  Kirchmann: 

»Armut  ist  ein  gesellschaftlicher  d.  h.  rela- 
tiver Begriff.  Nun  behaupte  ich,  daß  der  berechtigten  Be- 
dürfnisse der  arbeitenden  Klassen  . . . bedeutend  mehrere  geworden 
sind,  und  daß  es  unrichtig  sein  würde,  heute,  wo  sie  diese  höhere  Stel- 
lung eingenommen  haben,  selbst  bei  gleichgebliebenem  Lohne  nicht 
von  einer  Verschlimmerung  ihrer  materiellen  Lage  zu 
sprechen  . . . .«  Und  Lassalle  meint  in  seinem  offenen  Antwort- 
schreiben: »Alles  menschliche  Leiden  und  Entbehren  und  alle 
menschliche  Befriedigung,  also  jede  menschliche  Lage  bemißt 
sich  nur  durch  den  Vergleich  mit  der  Lage,  in  welcher  sich  andere 
Menschen  derselben  Zeit  in  bezug  auf  die  gewohnheitsmäßigen 
l^bensbedürfnisse  befinden.  Jede  Lage  einer  Klasse 
bemißt  sich  somit  nur  durch  ihr  Verhält- 
nis zu  der  Lage  der  anderen  Klassen  dersel- 
ben Zeit.« 

Nun  wäre  aber  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  Zahl 
derer,  die  jährlich  i Million  Mark  an  Einkommen  hatten, 
nach  der  preußischen  Steuerstatistik  von  27  im  Jahre  1896 
auf  91  im  Jahre  1914  stieg,  mehr  als  i Million  Mark  Vermö- 
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gen  hatten  1895:  3,3,  1914  aber  4,4  vom  Tausend  der  Be- 
völkerung. Also,  folgerte  man  aus  solchen  und  ähnlichen 
Zahlen,  mögen  immerhin  auch  die  Armen  reicher  geworden  sein, 
der  Reichtum  der  Reichen  hat  sich  ungleich  mehr  gesteigert. 
Der  Unterschied  zwischen  Arm  und  Reich  hat  sich  daher  nicht 
verringert,  sondern  vergrößert.  Diese  Ansicht  ist  freilich  nicht 
unbestritten.  So  meint  z.  B.  der  angesehene  französische  National- 
ökonom Paul  Leroy-Beaulieu,  daß  gerade  die  unteren  Klassen 
stärker  als  die  mittleren  und  oberen  eines  Fortschrittes  in  ihrer 
Lage  sich  erfreuen,  und  daß  dieser  Fortschritt  sich  in  Zukunft 
noch  verstärken  werde. 

Wie  dem  aber  auch  sein  möge,  die  entscheidende  Frage  für 
die  Arbeiterschaft  darf  nicht  die  sein : Um  wieviel  sind  die  Reichen 
materiell  besser  gestellt  als  wir  ? Ein  derartiges  einseitiges  Ver- 
gleichen würde  jedenfalls  nicht  von  praktischer  Klugheit  Zeugnis 
ablegen.  Alles  kommt  vielmehr  auf  die  andere  Frage  an;  Kann 
die  Arbeiterschaft  ihre  Lage  dadurch  dauernd  verbessern,  daß 
die  Reichen  auf  ihre  höheren  Einnahmen  verzichten  ? Im  dritten 
Teile  dieses  Buches  wird  des  längeren  bei  dieser  Frage  zu  verweilen 
sein. 

Die  Lage  der  Arbeiter  und  ihre  Forderungen  erheischen  aber 
nicht  nur  einen  Vergleich  mit  der  veränderten  materiellen  Lage 
der  Oberschichten,  sondern  zugleich  auch  eine  Berücksichtigung 
der  Tatsache,  daß  der  moderne  Arbeiter  heute  anders  dasteht  als 
vor  Generationen,  weil  sein  geistiges  Niveau  ein  beträcht- 
lich höheres  ist  als  früher. 

Schon  1812  forderte  Fichte  in  seiner  nachgelassenen  Rechts- 
lehre, daß  es  eine  Hauptaufgabe  des  Staates  sein  müsse,  durch 
sittliche  und  intellektuelle  Bildung  des  Volkes  dahin  zu  arbeiten, 
daß  die  Menschen  aus  Einsicht  tun,  was  sie  bis  dahin  aus  Autori- 
tätsglauben getan.  Durch  die  Volkserziehung  soll  sich  der  empi- 
rische Staat  allmählich  in  den  Vernunftstaat  umwandeln.  Es 
ist  ein  prophetisches  Wort,  das  Fichte  in  seinen  »Reden  an  die 
Deutsche  Nation«  den  Gebildeten  zuruft:  Im  Falle  sie  zögerten, 
sich  an  die  Spitze  der  großen  nationalen  Angelegenheit  zu  stellen, 
so  werde  das  Volk,  das  dafür  schon  beinahe  vorbereitet  und  reif 
sei,  ohne  ihre  Beihilfe  sich  selbst  helfen.  Den  ersten  p r a k- 
tischen  Schritt,  Volkstum  und  Bildung  einander  näher  zu 
bringen,  macht  wohl  Humboldt,  als  er  im  Jahre  1827  in  der  Sing- 
spielhalle zu  Berlin  vor  »König  und  Maurer«  seine  Vorträge  über 
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vergleichende  Naturbetrachtiing  hielt.  Er  wies  darauf  hin,  daü 
die  Stärke  der  Volkswirtschaft  in  der  volkstümlichen  Intelligenz 
liege.  So  sagt  er;  »Wissen  und  Erkennen  sind  die  Freuden  und 
die  Beruhigung  der  Menschen,  sie  sind  Teile  des  nationalen  Reich- 
tums, oft  ein  Ersatz  für  die  Güter,  welche  die  Natur  in  allzu 
kärglichem  Maße  ausgeteilt  hat.«  Und  auch  ein  anderes  viel  zi- 
tiertes Wort  stammt  von  Humboldt : »Mit  dem  Wissen  kommt  das 
Denken  und  mit  dem  Denken  die  Kraft  und  der  Ernst  in  die 
Menge.«  Es  war  verhängnisvoll,  daß  die  Besitzenden  und  Gebilde- 
ten in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  für  die  Mahnungen 
eines  Fichte  und  Humboldt  kein  Verständnis  hatten,  sie  verschul- 
deten es  dadurch,  daß  die  Volksbildung  namentlich  durch  die 
Führer  der  allmählich  erstarkenden  jungen  Arbeiterbewegung 
in  Bahnen  hingelenkt  wurde,  an  die  weder  Humboldt  noch  Fichte 
gedacht  hatten.  Besonders  war  es  Lassalle,  der  in  den  sechziger 
Jahren  in  den  Arbeiterstand  Vorstellungen,  übertriebene  Vor- 
stellungen von  dessen  intellektueller  und  ethischer  Bedeutung 
hineingetragen  hat,  die  für  die  Auffassung  des  geistigen  Lebens 
durch  den  vierten  Stand  von  größter  Bedeutung  waren. 

Mit  stolzem  Selbstbewußtsein  nahm  die  Masse  es  entgegen, 
als  man  ihr  verkündete;  »Es  gibt  nichts  der  wahren  Intelligenz 
Wahlverwandteres  als  den  gesunden  Verstand  der  großen  Masse.« 
Das  klang  so  ganz  anders  als  das  skeptische  Urteil,  das  einige 
Jahrzehnte  vorher  Schopenhauer  ausgesprochen  hatte;  »Eigent- 
liche Bildung,  bei  welcher  Erkenntnis  und  Urteil  Hand  in  Hand 
gehen,  kann  nur  wenigen  zugewandt  werden,  und  noch  weniger 
sind  fähig,  diese  aufzunehmen;  bei  dem  großen  Haufen  tritt  über- 
all an  deren  Stelle  eine  Art  Abrichtung.« 

Ich  glaube,  es  hat  sich  schon  bitter  gerächt,  daß  man  so  die 
Volksbildung  sich  eng  verbinden  ließ  mit  parteipolitischen  Be- 
strebungen. »Was  nützt  dem  Arbeiter  die  gediegenste  Bildung, 
wenn  er  sie  nicht  in  dem  politischen  Kampf  zu  verwerten  ver- 
steht ?«,  das  war  doch  die  Hauptfrage  der  Männer,  die  damals  in 
den  sechziger  Jahren  die  Volksbildung  zu  fördern  suchten.  Die 
Volksbildung  war  eine  Bildung  zum  höheren  Interesse  der  Par- 
t(ä,  sie  mußte  damit  auch  eine  parteiische  Bildung  werden. 

Aber  davon  abgesehen,  bleibt  die  Tatsache  beachtens-  und 
aucli  schätzenswc'ii , daß  sich  die  Volksbildung  machtvoll  ihren 
Weg  biilint;  mag  sic;  auch  immerhin  manches  Ungesunde  und  Be- 
dau(;rnsw(‘rt(‘  mit  sich  führem ; ein  starker  Wille  zur  Vertiefung 
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der  Einsicht,  zur  Erwerbung  von  Kenntnissen  war  und  ist 
doch  unter  einem  nicht  ganz  geringen  Teile  der  Massen  unver- 
kennbar. 

Die  adlgemeine  Volksschulpflicht  macht  es  ja  allen  zur  Not- 
wendigkeit, eine  Grundlage  zu  legen,  auf  der  dann  später  weiter 
gebaut  werden  kann.  Diesem  Zwecke  sind  heute  zahlreiche  neutrale 
Einrichtungen  wie  Fortbildungsschulen,  Volksbibliotheken,  Volks- 
hochschulkurse gewidmet.  Trotz  alledem  freilich  empfindet  es 
der  intelligente,  wissensdurstige  Arbeiter  auch  heute  noch,  daß 
zwischen  der  Bildungsmöglichkeit  seiner  Klasse  und  derjenigen 
der  oberen  Stände  ein  gewaltiger  Unterschied  bestehen  bleibt,  der 
sich  seiner  Ansicht  nach  durch  nichts  rechtfertigen  läßt  als  durch 
den  Hinweis  auf  den  größeren  Umfang  des  Geldbeutels,  der  den 
Angehörigen  der  oberen  Klassen  zur  Verfügung  steht. 

Das  a.ber,  was  man  aus  innerer  Kraft  an  geistigen  Werten  ge- 
wonnen hat,  schätzt  man  doppelt,  und  das  tun  auch  unsere  Ar- 
beiter, diejenigen  wenigstens  von  ihnen,  die  Zeit  finden,  neben  der 
körperlichen  Arbeit  in  den  Abendstunden  noch  geistige  Arbeit  zu 
leisten.  EMd  wir,  die  wir  ehrlich  und  unbefangen  ihren  Bestre- 
bungen zuschauen,  wir  können  gerade  im  Hinblick  darauf  der 
modernen  Arbeiterschaft  unsere  laute  Bewunderung  nicht  ver- 
sagen. Mit  Recht  meint  der  Arbeiterführer  Pa.ul  Kampfmeyer 
in  einer  Schrift  über  das  moderne  Proletariat:  »Wie  eine  Kunde 
aus  dem  Lande  Utopia  hätte  dem  deutschen  Kleinbürger  der  sech- 
ziger Jahre  des  19.  Jahrhunderts  irgendein  moderner  Zeitungs- 
bericht über  die  Beteiligung  der  heutigen  Arbeiter  an  künst- 
lerischen und  wissenschaftlichen  Bestrebungen  der  Zeit  ge- 
klungen.« 

Ist  aber  das  geistige  Niveau  der  Arbeiter  gestiegen,  dann 
ha.ben  wir  einen  Grund  mehr  dafür,  weshalb  man  den  modernen 
Arbeiter  im.  Vergleich  zu  den  e.rbeitenden  unteren  Schichten 
früherer  Zeiten  einen  ganz  anderen  »Menschen«  nennen  kann.  J(‘ 
höher  ein  Individuum  geistig  steigt,  um  so  höher  sind  seine  .An- 
sprüche, als  »Mensch«  geaxhtet  zu  werden,  um  so  feinfühliger  wird 
er.  Man  kann  es  daher  begreifen,  daß  so  mancher  Streik  durch  die* 
Behandlung  verursacht  worden  ist,  die  den  Arbeitern  zuteil 
wurde.  Eine  Behandlung,  die  für  einen  Kuli,  allenfalls  auch 
noch  für  einen  ostpreußischen  Landarbeiter,  ganz  ])assend  sein 
mag,  würde  ein  großstädtischer  Industrieller  Arbeiter  als  höchst 
menschenunwürdig  em])f indem. 

Adolf  Weher,  Kampf.  Aull. 
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Kaum  ist  der  Einwand  bereclitigt,  daß  es  doch  nur  ein  'teil  dc'i 
Arbeiter  sei,  der  geistig  vorwärts  strebe,  ein  anderer  großer  Tt'il 
in  Stumpfsinn  und  Indolenz  verlrarre.  Das  ist  bei  den  oberen 
Ständen  nicht  viel  anders.  Und  wenn  wir  irgendein  Zeitalter 
der  Geschichte  für  einen  geistigen  Höhepunkt  der  Menschht'it 
bezeichnen,  so  wissen  wir  doch  recht  gut,  daß  diese  Höhe  keines- 
wegs von  allen  Zeitgenossen  erreicht  wurde.  Fest  steht  jeden- 
falls, daß  ein  beachtenswerter  Teil  unserer  Arbeiter- 
schaft sich  durch  geistige  Regsamkeit  auszeichnet;  sie  bringen 
dadurch  nicht  nur  sich  selbst,  sondern  auch  die  ganze  Klasse, 
der  sie  angehören  und  die  sie  geistig  führen,  auf  ein  höheres 
Niveau. 

Dieses  geistige  Aufwärtsstreben  unserer  Arbeiter  dürfen  wir 
unbedenklich  auf  die  Aktivseite  der  Bilanz  der  neueren  sozialen 
Entwicklung  buchen.  Daß  aber  auch  da  wieder  Abzüge  zu 
machen  sind,  klang  wohl  schon  aus  meinen  bisherigen  Dar- 
legungen heraus.  Schon  mag  man  im  Zweifel  sein,  ob  nicht 
zuweilen  auch  für  die  Volksbildung  ein  Urteil  paßt,  das,  einst 
Lassalle  so  formulierte:  »Schlechtes  und  halbes  Wissen  entfernt 
weit  mehr  von  den  Lehren  der  Wissenschaft  und  der  Fähigkeit, 
sie  in  sich  aufzunehmen,'  als  gar  nicht  wissen«,  ebenso  ist  es 
doch  nicht  so  ganz  sicher,  ob  nicht  die  nervöse  Hast  und  die 
übergroße  Reizbarkeit  auch  der  Angehörigen  des  vierten  Standes 
in  der  modernen  Zeit  dadurch  gesteigert  wird,  daß  sie  bei  ihren 
Bildungsbestrebungen  zu  häufig  gegen  den  alten  pädagogischen 
Satz  verstoßen:  multum,  sed  non  multa. 

Das  ist  doppelt  bedenklich  in  einer  Zeit,  die  wie  die  unsrige 
ganz  und  gar  unter  der  »Kategorie  des  Werdens«  der  sich  ab- 
lösenden, wechselnden  Einzelheiten  steht.  Was  fragt 
man  heute  nach  den  dauernden  Werten  der  Gedanken  und 
Ideen,  wenn  sie  nur  neu,  »originell«  sind!  Man  hat  von  einer 
Proteusnatur  der  Gegenwart  gesprochen.  »Heute  ist  sie  natura- 
listisch, morgen  symbolistisch,  heute  mit  Nietzsche  brutal, 
morgen  mit  Maeterlinck  feminin.«  Was  ist  sie  nun  eigentlich 
und  wirklich?  Man  kann  nur  erwidern:  Wechselnd  um  jeden 
Preis!  Unsere  Zeit  gleicht  psychologisch  dem  Kinde,  »das  bei 
seiner  beschränkten  Begriffsbildung  noch  wenig  dauernde  Willens- 
zi(;le  hat  und  daher  jeden  Augenblick  von  einer  anderen  Laune 
b(;herrscht  wird«  (Baerwald).  Goethe  juägte  einst  das  Wort: 
»Alles  V(‘rgänglich(;  ist  nur  ein  Gleichnis.«  Heute  jagt  man 
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gierig  diesem  Vergänglichen  nach  und  glaubt  in  ihm  einen  der 
Wissenschaft  allein  würdigen  Schatz  zu  finden.  Ob  aber  eine 
so  gestimmte  Wissenschaft  dem  Volke  das  geben  kann,  wonach 
es  sich  sehnt  ? 

Es  kann  nicht  ausbleiben,  daß  die  höhere  Wertschätzung 
der  Arbeit  in  Verbindung  mit  verminderter  Freude  an  der  iVrbeit 
auf  der  einen  Seite  anderseits  der  Verlust  alt  überkommener  Ideale 
neben  dem  offenbar  gegenüber  früher  intensiveren  Streben  nach 
höheren  immateriellen  Werten  in  der  Arbeiterseele,  leicht  ein 
Gefühl  der  Unbefriedigung  aufwecken  muß,  das  sich  dann 
nach  Außen  in  allerlei  lauten  Anklagen  und  Forderungen 
kundgibt. 

Da  trifft  es  sich  nun,  daß  in  der  Gedankenwelt  des  modernen 
Menschen  ein  altes  Schlagwort  noch  immer,  ja  heute  mehr  denn 
je  seine  gesicherte  Heimstätte  hat.  Es  ist  die  Losung  von  der 
Egalite  und  Liberte,  von  Freiheit  und  Gleichheit.  Man 
kann  diese  Wortverbindung  unbedenklich  einen  Widerspruch  in  sich 
selbst  nennen,  weil  Freiheit  und  Gleichheit  — das  hat  schon 
Aristoteles  nachgewiesen  — sich  der  Natur  des  Menschen  nach 
restlos  jedenfalls  nicht  vereinigen  lassen.  Man  denke  nur  an  das 
häufig  zitierte  Wort  Friedrich  Engels':  »Es  liegt  schon  in  der  Ab- 
stammung des  Menschen  aus  dem  Tierreich,  daß  der  Mensch  die 
Bestie  nie  völlig  los  wird,  so  daß  es  sich  also  immer  nur  um  ein 
Mehr  oder  Minder,  um  einen  Unterschied  des  Grades  der  Bestia- 
lität resp.  Menschlichkeit  handeln  kann.«  Und  demgegenüber 
ziehe  man  die  Konsequenzen  aus  der  Freiheit  und  Gleichheit! 

Welche  ? Eine  berechtigte  Frage ! Schon  in  der  französi- 
schen Revolutionszeit  wurden,  gestützt  auf  die  Ideen  der  Freiheit, 
Gleichheit  und  Brüderlichkeit  ganz  verschiedenartige  Postulate 
für  die  Freiheit  und  Gleichheit  auf  gestellt.  Männer  wie  Marat 
und  seine  Genossen  folgerten  daraus  nicht  nur  absolute  Rechts- 
gleichheit aller  Staatsbürger,  sondern  auch  die  Berechtigung  des 
Anspruchs  der  Staatsbürger  auf  eine  den  Kulturverhältnissen 
entsprechende  Lebenshaltung.  Für  Danton  und  seine  Anhänger 
hatte  die  Idee  nur  die  Bedeutung  einer  Forderung  gleicher  staats- 
bürgerlicher Rechte,  und  eine  dritte  Gr  Lippe  erkannte  ein  allge- 
meines gleiches  Recht  der  Staatsbürger  in  der  Theorie  zwar  auch 
an,  wollte  aber  einen  Anspruch  auf  dieses  Recht  nur  gelten 
lassen,  wenn  der  Bürger  Steuern  zahle,  zu  den  Lasten  des  Staates 
beitrage. 
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Auch  darüber  sclicint  man  sicli  niclit  eini|2;  zn  sein,  was  denn 
nun  eigentlich  das  wichtigste  Prinzip  sei,  die  Freiheit  oder  di(‘ 
Gleichheit.  Auf  dem  ersten  Kongrefi  der  sozialdemokratisclien 
Arbeiterpartei  in  Stuttgart  (1870)  erklärte  Liebknecht:  »Das 
Prinzip,  um  das  es  sich  bei  den  Sozialdemokraten  in  erster  Linie 
handelt,  ist  das  Gleichheitsprinzip.«  Bernstein  hingegen  erklärt, 
daß  ihm  der  Kommunismus  »kein  Endziel,  sondern  ein  Mittel« 
sei;  »die  höhste  Aufgabe  aller  Kulturbestrebungcn  und  niclit. 
zuletzt  der  Kulturbestrebungen  des  Sozialismus  ist  nicht  irgend- 
eine Eigentumsform  oder  Wirtschaftsmethode,  sondern  die  Ver- 
wirklichung des  freien  Menschen.  So  viel  Kommunismus 
als  dazu  erforderlich  ist,  muß  verwirklicht  werden.  Auf  mehr 
wird  die  Menschheit  dagegen  verzichten,  wenn  nötig,  sich  sogar 
dagegen  auflehnen.« 

Von  besonderer  Wichtigkeit  für  das  Verständnis  der  moder- 
nen sozialen  Bewegung,  soweit  sie  sich  um  die  Prinzipien  der  Frei- 
heit und  Gleichheit  dreht,  ist  es  nun,*sich  zu  vergegenwärtigen, 
daß  die  Versuche  zur  praktischen  Verwirklichung  von  Frei- 
heit und  Gleichheit  von  vornherein  auf  politischem  Gebiete 
erheblichere  Erfolge  hatten,  als  auf  wirtschaftlichem  Gebiete. 
Auf  politischem  Gebiete  gelang  es,  Freiheit  der  Glaubens-  und 
Meinungsäußerung,  Gleichheit  der  Steuer-  und  Wehrpflicht, 
Gleichheit  i\ller  vor  dem  Gesetze,  Teilnahme  des  Volkes  an  der 
Gesetzgebung  zu  erreichen.  Wirtschaftlich  glaubte  man,  die 
Postulate  der  Freiheit  und  Gleichheit  dadurch  verwirklichen  zu 
können,  daß  man  lediglich  Rechtssicherheit  für  alle  wirtschaft- 
lichen Handlungen  garantierte,  im  übrigen  aber  alle  wirtschaft- 
liche Tätigkeit  von  staatlicher  Einmischung  befreite.  Man  über- 
sah dabei  die  Hauptsache : Politisch  arbeitete  man  nicht 
nur  negativ,  sondern  auch  positiv,  man  riß  nicht  nur  ein,  sondern 
baute  auch  auf,  wirtschaftlich  begnügte  man  sich  lange 
genug  mit  dem  negativen:  Laissez  faire,  laissez  aller. 

Dadurch  wurden  allerdings  gewisse  Fesseln  für  die  wirtschaft- 
liche Betätigung  gelöst,  aber  andere  viel  wichtigere,  namentlich 
das  JTivateigentum  an  den  Produktionsmitteln,  blieben  erhalten. 
Und  das  wurde  um  so  mehr  ge®ilt,  je  mehr  man  dem  »Publikum« 
Vorhielt,  daß  es  tatsächlich  frei  und  gleich  schalten  und  walten 
kfhiiK;.  Iä)litisch  hatte;  man  die  geschichtlich  gewordene  Basis 
von  Gnmd  aus  jumi  ge;staltet,  hatte  alle  persönlichen  Privilegien 
abgeschafft,  zii(;rst  die  ])i  ivatrechtliche,  dann  auch  allmählich  die 
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staatsrechtliche  Gleichberechtigung  der  Personen  eingelührt. 
»Aber  der  Glückseligkeitstrieb  lebt  nur  zum  geringsten  Teil  von 
ideellen  Rechten,  und  zum  allergrößten  von  materiellen  Mitteln, 
und  da  sorgt  die  kapitalistische  Produktion  dafür,  daß  der  großen 
Mehrzahl  der  gleichberechtigten  Personen  nur  das  zum  knappen 
Leben  Notwendige  zufällt,  respektiert  adso  die  Gleichberechtigung 
des  Glückseligkeitstriebs  der  Mehrzahl  kaum,  wenn  überhaupt, 
besser  als  die  Sklaverei  oder  die  Leibeigenschaft  dies  tat«  (Fried- 
rich Engels). 

Zwischen  dem  Besitzlosen  und  dem  Besitzenden  war  immier  ein 
Gegensatz  vorhanden.  Dieser  Gegensatz  mußte  nun  mit  Natur- 
notwendigkeit sich  verschärfen,  weil  man  in  den  Besitz-  und 
Eigentumsverhältnissen  einen  Widerspruch  mit  dem  Prinzip  der 
Freiheit  und  Gleichheit  zu  erblicken  glaubte.  Dazu  kam  dann 
noch,  daß  die  Entfesselung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  ungeahnte 
Produktionserfolge  herbeiführte,  wovon  der  Nutzen  zunächst 
ganz  überwiegend  den  Besitzenden,  den  Kapitalisten  zugute  kam. 

Aber  man  hatte  doch  den  Arbeitern  wenigstens  soviel  gege- 
ben, daß  sie  aus  eigener  Kraft  aus  dem  Wenigen,  das  es  zunächst 
zu  sein  schien,  immer  mehr  und  mehr  zu  machen  wußten.  Zwei 
mächtige  Waffen  insbesondere  konnten  die  Arbeiter  im  Laufe  der 
Entwicklung  sich  dienstbar  machen.  Die  eine  war  dadurch 
gegeben,  daß  politisch-rechtlich  prinzipielle  Freiheit  und  Gleichheit 
verbürgt  und  in  immer  größerem  Umlange  durchgeführt  wurde. 
Dadurch  konnten  sich  die  Arbeitermassen  vermöge  ihrer  großen 
Zahl  einen  entscheidenden  Einfluß  auf  die  Landespolitik  und  da- 
mit auch  auf  die  Gesetzgebung,  auf  die  Rechtsordnung  sichern. 
Sie  konnten  so  mit  Erfolg  für  eine  Ausgestaltung  der  Rechtsord- 
nung in  ihrem  Interesse  eintreten.  Der  Eigentumsbegriff  nahm 
allmählich  eine  andere  Färbung  an,  und  vor  allem  unter  dem  ent- 
scheidenden Einfluß  der  Arbeiterwahlstimmen  wurde  der  Weg 
frei  gemacht  für  die  »dumpfen  Schritte  der  Arbeiterbataillone« 
(Lassalle),  für  die  Gewerkschaften.  Die  Arbeiter  hatten  gelernt, 
sich  zu  organisieren;  aus  dem  Dreiwort  Freiheit,  Gleichheit  und 
Brüderlichkeit  hatten  sie  die  Bedeutung  des  letzteren  zu  der  Zeit, 
wo  man  mit  der  Verwirklichung  der  beiden  anderen,  ihrer  Meinung 
nach  ungerechtfertigterweise,  zögerte,  um  so  nachhaltiger  be- 
griffen. Sie  zogen  aus  dem  Satze  »Einigkeit  macht  stark«  ihren 
Nutzen  und,  nachdem  sie  Koalitionsrecht  erlangt  hatten,  wird 
diese  zweite  Waffe,  die  Koalitioji,  eine*  vielleicht  noch  mächtigere 
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Waffe  im  Kampfe  gegen  das  Kapital,  als  es  selion  vorlier  die 
Anteilnahme  am  politischen  Leben  war. 

Den  Ideen  von  der  Freiheit  und  (ileichheit  verdanken  die 
Arbeiter  ihr  bestes  Rüstzeug,  gutwillig  werden  sie  sich  es 
gewiß  nie  nehmen  lassen,  und  wenn  man  auch  hundert- 
mal beweist,  daß  sie  erlangt  wurden  unter  Ausnutzung  eint's 
Prinzips,  das  nichts  weiter  ist  als  ein  widersinniges  Schlagwort, 
insofern  als  alle  Freiheit  Ungleichheit,  alle  (ileichheit  Unfreiheit 
im  Gefolge  hat. 

Dabei  darf  man  nun  freilich  nicht  die  mögliche  unlieb- 
same Konsequenz  übersehen.  Politisch  namentlich  können  sich 
die  Ideen  von  Freiheit  und  (ileichheit  nur  dadurch  verwirk- 
lichen, daß  das  Mehrheitsprinzip  zum  alleinigen  Gebieter  wird. 
Ist  aber  ein  solches  Mehrheitsprinzip  ein  wohltätiger  Herrscher, 
eine  Achtung  gebietende  Autorität  ? Kann  es  nicht  vielmehr  eine 
besonders  gefährliche  Art  der  Tyrannei  sein,  die  »bald  Disziplin- 
losigkeit, bald  Halsstarrigkeit  zu  ihren  leitenden  Prinzipien  zu 
machen  scheint«,  und  die  wohl  nie  die  Besten,  eher  schon  die  Ver- 
wegensten zu  ihren  Führern  erhebt  ? 

Die  Gefahr,  daß  das  e h r h e i t s p r i n z i p nicht  die 
Freiheit  und  Gleichheit  verwirklicht,  sondern  zu  einem  Zerrbild 
der  Freiheit,  zu  einem  S^^stem  der  Unfreiheit  wird,  scheinen 
auch  Sozialisten  zuzugestehen:  »Wohl  ist  es  richtig  und 
leicht  zu  begreifen«,  schrieb  Wally  Zepler  in  den  Sozialistischen 
Monatsheften,  »daß  Demokratie  und  allgemeines  Stimmrecht 
nicht  unter  allen  Bedingungen  Mittel  des  Fortschritts  darstellen 
oder  gar  immer  der  intelligentesten  Ansicht  zum  Durchbruch 
verhelfen.  Sie  wirken  im  Gegenteil  kultur-  und  fortschritts- 
feindlich, solange  die  Massen  noch  nicht  auf  einer  gewissen  Bil- 
dungshöhe stehen.  Und  selbst,  wenn  das  der  Fall  ist,  können  sie 
in  ihrem  Resultate  nur  auf  das  Niveau  eben  dieser  Durchschnitts- 
bildiing,  niemals  aufdaseinerweiterschauendenMinderheitserkennt- 
nis  emporsteigen.«  Es  läßt  sich  ja  gar  nicht  ableugnen,  daß  die 
Menschen  in  ihrer  Kulturentwicklung  nicht  durch  Majoritäten 
vorwärts  getragen  wurden,  sondern  daß  immer  erst  kleine  und 
kleinste  Minoritäten  Pionierdienstc  leisten  mußten.  Und  auch  das 
ist  sicher,  daß  diese  Pionierdienste  nicht  selten  dem  Unverstand 
d(!r  brc'iten  Masse  gegenüber  zuschanden  wurden. 

Wir  haben  ja  schon  gesehen,  daß  und  weshalb  sich  der  Mensch 
d'*:n  Ihnflnß  der  bislunigen  Autoritäten  zu  entziehen  sucht,  aber 
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der  Mensch  würde  schließlich  aufhören  müssen,  Mensch  zu  sein, 
wenn  er  sich  nicht  wieder  alsbald  neuen  Autoritäten  unterwerfen 
würde.  Die  Tatsache  ist  ja  nicht  aus  der  Welt  zu  schaffen,  daß  das 
Wollen  der  Einzelnen  so  verschieden  ist,  ihr  Können  so  mannig- 
faltig, ihre  Charaktere  so  wenig  gleichartig,  daß  dann,  wenn  die 
Menschen  nur  ihrem  Machtstreben,  ihrem  Freiheit s-  und  Gleich- 
heitsdrang  und  nicht  ihrem  Abhängigkeitsgefühl  folgen  wollten, 
der  Krieg  Aller  gegen  Alle  unvermeidbar  wäre.  Man  weist  mit  der 
einen  Hand  die  alte  Autorität  vom  Herrscherthron,  um  mit  der 
anderen  Hand  irgendeinen  Thronprätendenten  einzuladen,  Platz 
zu  nehmen.  Wie  sagt  doch  Nietzsche : »Die  unbefriedigten  Massen 
müssen  etwas  haben,  an  das  sie  ihr  Herz  hängen,  z.  B.  Gott.  Jetzt, 
wo  dieser  fehlt,  bekommt  der  Sozialismus  viele  solche,  die  ehe- 
mals sich  an  Gott  geklammert  hätten«  (Nachträge  zur  fröhlichen 
Wissenschaft). 

Das  Proletariat  steht  heute  jedenfalls  als  eine  Achtung  gebie- 
tende Macht  vor  uns ; nicht  nur  deshalb,  weil  die  große  Zahl  zu  ihm 
gehört,  und  diese  große  Zahl  namentlich  in  einer  Zeit  allgemeinen 
gleichen  Wahlrechts  eine  entscheidende  Bedeutung  hat;  mehr 
noch  deshalb,  weil  der  Name  »Proletariat«  heute  gleichzeitig,  fast 
möchte  ich  sagen,  eine  Weltanschauung  bedeutet,  eine  geschlos- 
sene Einheit  von  so  imponierender  Wucht,  wie  das  die  Welt- 
geschichte sonst  nur  bei  großen  religiösen  Bewegungen  kennt. 

Zusammenfassend  kann  man  über  die  materielle  Lage  und 
die  materiellen  Forderungen  der  Arbeiter  vor  Kriegsausbruch 
so  urteilen; 

An  dem  gestiegenen  Volksreichtum  hatte  auch  die  Arbeiter- 
schaft in  großem  und  steigendem  Umfange  teilgenommen.  Die 
Möglichkeit  war  damit  für  breite  Schichten  der  Arbeiterbevöl- 
kerung geboten,  ihre  Lebenshaltung  wesentlich  zu  bessern. 
Freilich  haben  nicht  alle  Klassen  der  unteren  Schichten  in  gleicher 
Weise  an  den  Fortschritten  teilgenommen;  einige  sind  erheblich 
zurückgeblieben,  das  sind  aber  gerade  nicht  diejenigen,  die  im 
Kampfe  gegen  das  Kapital  in  erster  Linie  stehen  und  ihre  For- 
derungen am  ungestümsten  Vorbringen.  Die  Unsicherheit  im 
Erwerbe  ist  in  den  letzten  Dezennien  zwar  gewiß  nicht  beseitigt 
worden,  aber  sie  wurde  doch  wesentlich  gemildert.  Ob  der  gestie- 
genen Lebenshaltung  auch  erhöhte  persönliche  Leistungen  der 
Arbeiter,  angestrengtere  Tätigkeit  gegenübersteht,  läßt  sich  mit 
genügender  Sicherheit  nicht  feststellen.  Im  ganzen  wird  man 


rechtliche  Lage  der  Arbeiter;  insbesondere  das  Koalitionsrechl. 


aber  die  Frage  eher  verneinen  als  bejahen  dürfen.  - Die  materielle 
Lage  der  Arbeiterschaft  hatte  sich  jedenfalls  nach  allen  Rich- 
tungen so  wesentlich  gebessert,  der  Wille,  energisch  weiter- 
zuarbeiten an  dieser  Verbesserung  beherrschte  so  entschieden 
die  öffentliche  Meinung,  die  Parlamente,  die  maßgebenden  Kt*- 
gierungsfaktoren  — wenn  auch  in  der  Zeit  von  i()i2 — 1914  ein 
gewisser  sozialer  Pessimismus  sich  geltend  machte  — , daß  die 
tief-  und  weitgehende  soziale  Unzufriedenheit,  namentlich  der 
organisierten  Arbeiter,  nicht  durch  Hinweis  auf  Klagen  und 
Wünsche  materieller  Art  erklärt  werden  konnte.  Auch  dann 
nicht,  wenn  man  berücksichtigt,  daß  die  unteren  Klassen  be- 
achtenswerte Bemühungen  machen,  um  auch  geistig  auf  ein 
höheres  Niveau  zu  kommen  und  daraus  die  Forderung  nach 
weiterer  Besserung  ihrer  Lebenshaltung  ableiten.  Damit  soll 
nicht  geleugnet  werden,  daß  hinsichtlich  Besserung  der  materiel- 
len Lage  der  Arbeiter  noch  manches  zu  wünschen  blieb.  Durch- 
aus zutreffend  sind  die  schönen  Worte  Bethmann-Hollwegs, 
die  er  am  23.  März  1906  im  preußischen  Abgeordnetenhause 
sprach : »Ich  erblicke  in  dem  Streben,  die  Schwachen 
des  Volkes  emporzuheben,  ein  großes,  ja  viel- 
leicht das  größte  und  edelste  Gesetz  der 
Menschheit,  und  es  muß  ein  Stolz  für  Jeden 
sein,  an  der  Verwirklichung  dieser  Absicht 
m i t z u a r b e i t e n.« 

2.  Kapitel. 

Die  rechtliche  Grundlage  des  Kampfes; 
insbesondere  das  Koalitionsrecht. 

Es  kann  gar  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  die  große 
Sympathie,  welche  die  Arbeiterbewegung  im  letzten  Menschenalter 
vor  dem  Krieg,  namentlich  in  weiten  Schichten  der  Gebildeten 
fand,  zum  größten  Teil  darauf  zurückzuführen  ist,  daß  sie  die 
Forderung  nach  Erweiterung  ihrer  Rechte  zu  ihrem  Haupt- 
schlachtruf gemacht  hat.  Würden  die  materiellen  Forderungen 
bei  der  Agitation  in  den  Vordergrund  gerückt  worden  sein,  so 
würde  man  sicli  doch  alsbald  klar  gemacht  haben,  daß  die  Lage 
eines  (M'heblichen  T(äls  der  organisierten  Arbeiter  im  Verhältnis 
zu  d(!r  Lage;  nanuuitlich  der  Beamten  und  Angestellten  keines- 
wegs so  sehr  ungünstig  war.  Man  fühlte  auch  wohl  instinktiv, 
(laß  di(!  Kosten  d(‘r  LohiKuhöhungen,  der  verbesserten  Lebens- 
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haltung  nicht  so  ganz  ausschließlich  von  den  Unternehmern  ge- 
tragen werden.  Zudem  hatte  ja  die  Forderung  der  Arbeiter  nach 
mehr  Rechten  zum  mindesten  den  Schein  der  inneren  Recht- 
fertigung für  sich;  man  sah,  wie  mächtig  das  Kapital  dastand ; 
und  glaubte  es  den  Arbeitern  ohne  weiteres  gern,  wenn  sie  ver- 
sicherten, daß  sie  sich  dieser  Uebermacht  nur  nach  besserer  Aus- 
gestaltung der  Rechtsordnung  zu  ihren  Gunsten  erwehren 
könnten. 

Dazu  kamen  dann  gelegentliche  Berichte  aus  dem  Aus- 
lande, wo  es  den  Arbeitern  hinsichtlich  ihrer  rechtlichen  und 
sozialen  Stellung,  so  viel  besser  gehen  sollte  als  bei  uns.  So  wußte 
Sombart  nach  einer  Amerikareise  allerlei  Erhebendes  darüber  zu 
berichten,  wie  der  Arbeiter  in  Amerika  im  gesellschaftlichen 
Leben  geachtet  und  geehrt  sei.  »Rein  äußerlich  fehlt  das  Stigma 
der  Sonderklasse,  wie  es  fast  alle  europäischen  Arbeiter  an  sich 
tragen.  Auch  im  Auftreten,  im  Blick,  in  der  Art  der  Unterhal- 
tung sticht  der  amerikanische  Arbeiter  grell  vom  europäischen 
ab.  . . . Das  Gedrückte,  das  Submisse  fehlt  ihm.  Er  verkehrt 
mit  jedermann  wirklich  — nicht  nur  in  der  Theorie  — wie  m.it 
Seinesgleichen.  Der  Gewerkschaftsführer,  der  an  einem  Fest- 
bankett teilnimmt,  bewegt  sich  ebenso  sicher  auf  dem  Parkett  wie 
in  Deutschland  irgendeine  Exzellenz.  . . . Das  ganze  öffentliche 
Leben  trägt  einen  mehr  demokratischen  Zuschnitt.  Dem  Arbeiter 
wird  nicht  auf  Schritt  und  Tritt  vor  Augen  geführt,  daß  er  einer 
»niederen  Klasse«  angehört.  Weil  nicht  das,  was  man  ist,  noch  viel 
weniger  das,  was  die  Eltern  waren,  für  die  Wertung  des  einzelnen 
entscheidet,  sondern  das,  was  man  leistet,  so  liegt  es  nahe, 
die  »Arbeit«  in  ihrer  abstrakten  Form  als  »Arbeit«  schlechthin  zu 
einem  Ehrentitel  zu  machen  und  somit  auch  dem  Arbeiter  respekt- 
voll zu  begegnen,  obwohl,  oder  vielmehr  weil  er  nur  Arbeiter  ist.« 

Auch  hier  hindern  bei  uns  in  Deutschland  mancherlei  Tra- 
ditionen, Reminiszenzen  an  die  gute  alte  Zeit,  daß  eine  Umbildung 
der  alten  Anschauungen  so  schnell  und  gründlich  von  statten 
geht,  wie  es  wohl  wünschenswert  wäre.  Schmoller  hat  ja  in  seiner 
gegen  Treitschke  gerichteten  Streitschrift  ganz  recht:  »In  unseren 
gesamten  unteren  Klassen  wirkt  die  traurige  Stellung  fort,  die 
sie  vom  16.  bis  18.  Jahrhundert  einnahrhen,  die  Mißhandlung  des 
Bauernstandes,  der  träge  a])athische  Stumi)fsinn,  der  wie  ein 
Bleigewicht  an  unseren  mittleren  und  unteren  Ständen  hängen 
blieb,  als  die  geistige  Kultur  des  vorigen  Jahrhunderts  uns(‘r(‘ 
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höheren  Stände  innerlicli  befreite.«  Wenn  im  Süden  die  oberen 
und  unteren  Stände  nicht  so  schroff  gegenüberstehen  wie  im 
Norden,  so  ist  das  zum  nicht  geringen  Teil  auf  historische 
Ursachen  zurückzuführen.  Geschichtlich  begiündete  Gegensätze 
subjektiver  Art  können  nicht  von  heute  auf  morgen  aus  der  Welt 
geschafft  werden,  sondern  sie  müssen  in  rastloser,  unverdrossener 
Arbeit  mühsam  und  allmählich  zur  Vergessenheit  gebracht  werden. 
Das  Gesetz  kann  dazu  die  unerläßlichen  Vorbedingungen  geben, 
hemmende  Schranken  entfernen,  aber  auch  nicht  mehr,  die 
eigentliche  Arbeit  muß  individuell  sein,  sie  erfordert  eine  volle 
Hingabe  des  Menschen  für  den  Menschen. 

Solche  Erwägungen  treten  freilich  in  der  Diskussion  z.  Z. 
noch  ganz  zurück.  Noch  ist  man  allgemein  überzeugt,  daß  man 
die  »Gleichberechtigung«  der  Arbeiter  mit  den  anderen  Klassen 
durch  gesetzgeberische  Aktion  erreichen  könne  und  erreichen  müsse. 

»Gleichberechtigung«  fordern  die  iVrbeiter  in  er- 
ster Linie,  sie  wollen  nicht  mehr  bloß  »Geleitete«  und  »Gehor- 
chende« sein,  sie  wollen  mitreden  bei  der  Gestaltung  ihrer  Lebens- 
bedingungen. Unleugbar  haben  wir  auf  dem  Wege  nach  diesem 
Ziel  schon  gewaltige  Fortschritte  gemacht,  die  Arbeiter  selbst 
haben  sich  diesen  Fortschritt  errungen  mit  ihren  mächtigen  Waf- 
fen der  »Koalition«  und  des  politischen  Wahlrechts. 

Die  Gesetzgebung  hat  jedenfalls  im  gro- 
ßen und  ganzen  den  iVrbeitern  in  Deutsch- 
land mehr  Rechte  und  Vorteile  eingeräumt 
als  in  irgend  einem  anderen  Lande.  Das  war 
schon  vor  dem  Kriege  so ; heute  wird  es  nirgendswo  mehr  bestrit- 
ten werden  können. 

Aber  all  diese  Rechte  und  Vorteile  fielen  unseren  Arbeitern 
nicht  mühelos  in  den  Schoß,  sie  mußten  in  zähen  und  klugen 
Kämpfen  Schritt  für  Schritt  von  ihnen  erstritten  werden.  Das 
gilt  insbesondere  von  dem  für  unsere  Betrachtung  wichtigsten 
Recht : d e r K o a 1 i t i o n s f r e i h e i t. 

Bereits  im  Februar  1866  legte  der  damalige  Handelsminister 
ltzen])litz  im  Aufträge  des  Königs  Wilhelm  1.  unter  dem  Ministe- 
rium Ihsmarck  dem  Preußischen  Abgeordnetenhause  einen  Ge- 
s(‘lz(aitwurf  vor,  in  dem  'die  Aufhebung  aller  Koalitionsverbote 
ang(M)rdjiet  werde.  Diesem  (Gesetzentwurf  sind  Motive  beigege- 
bcji,  die  in  auLk^rordentllch  klarer,  auch  heute  noch  wesentlich 
ziil  relf(‘iid(‘r  Arl  mul  \\’(‘ls('  alk'  Gründe,  die  ])  r i n z i p i e 1 1 
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für  Aufhebung  der  Koalitionsverbote,  also  für  volle  Koalitions- 
freiheit angeführt  werden  können,  darlegen.  Da  wird  u.  a. 
folgendes  ausgeführt:  Es  liege  in  der  Natur  der  Verhältnisse,  daß 
das  Koälitionsverbot  den  Arbeitgebern  gegenüber  keine  praktische 
Bedeutung  habe.  Jeder  industrielle  Unternehmer  bildet  schon 
für  sich,  nach  den  zutreffenden  Worten  Roschers,  seinen  Arbeitern 
gegenüber  die  planmäßigste,  konzentrierteste  und  stetigste 
Union.  Er  bedarf  nicht  der  Koalition,  um  gegen  d.ie  Arbeiter 
einen  Zwang  zu  üben,  zu  welchem  er  schon  allein  die  ausreichende 
Macht  hat.  Schreitet  er  aber  dazu,  s6  kann  die  Verabredung  auf 
wenige  Teilnehmer  sich  beschränken,  und  vermöge  dieses  Um- 
standes und  mit  Hilfe  der  Mittel,  welche  die  größere  Umsicht  und 
das  größere  Vermögen  gewähren,  in  der  Stille-  eingeleitet  und 
durchgeführt  werden,  ohne  daß  sie  nachweisbar  wird.  . . . Daß 
das  Gesetz  den  Arbeitgebern  gegenüber  ohne  praktische  Bedeutung 
ist,  bleibt  den  Arbeitern  nicht  verborgen.  Die  Empfindung  davon 
erzeugt  das  Mißverhältnis,  daß  die  Beschränkung  lediglich  zu- 
gunsten der  Arbeitgeber  bestehe,  und  diesen  die  Macht  verleihe, 
die  Löhne  nach  ihrem  Vorteil  zu  bestimmen.  Damit  ist  der  An- 
reiz zur  Arbeitseinstellung  auch  da  leicht  gegeben,  wo  bei  richtiger 
Einsicht  ein  Anlaß  dazu  nicht  gefunden  worden  sein  würde.  Das 
Mißtrauen,  welches  mit  dem  Irrtum  verbunden  ist,  schließt  zu- 
gleich die  friedliche  Ausgleichung  durch  rechtzeitiges  Verständi- 
gen aus.  Koalitionen  zur  Arbeitseinstellung  geschehen  trotz  des 
Verbotes,  bisweilen  wegen  desselben,  in  jedem  Fall  unter  mög- 
lichster Verheimlichung  der  Vorbereitung.  Sie  treten  an  die  Oef- 
fentlichkeit  erst,  wenn  sie  zur  Ausführung  gelangt  sind.  Eine  güt- 
liche Einigung  über  die  Differenzen  ist  dann  schwierig.  . . . 

Trotz  der  überzeugenden  Darlegungen  des  Minister  bedurfte 
es  jahrzehntelanger,  kluger  und  unausgesetzter  Aufklärungs- 
arbeit, um  schließlich  die  Ueberzeugung  zum  Gemeingut  zu 
machen,  daß  der  organisierte  Zusammenschluß  möglichst  aller 
Arbeiter  das  beste  Mittel  sei,  um  diesen  einen  maßgebenden 
Einfluß  ^luf  die  Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen  zu  sichern 
und  die  mit  dem  System  des  freien  Wettbewerbes  für  die  Arbeiter 
verbundenen  nachteiligen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Folgen 
abznschwächen. 

Bei  Kriegsausbruch  waren  für  das  Koalitionsrecht  entschei- 
dend die  §§  152  und  153  der  Gewerbeordnung: 

§ 152:  » .\lle  Verbote  und  Strafbestimmungen  gegen  Gewerbe- 
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treibende,  gewerbliche  (iehilfen,  (iesehen  oder  Fabrikarbeiter 
wegen  Verabredungen  und  Vereinigungen  zum  Behüte  der  Erlan- 
gung günstiger  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen,  insbesondere 
mittels  Einstellung  der  Arbeit  oder  Entlassung  der  Arbeiter, 
werden  aufgehoben.  — Jedem  Teilnehmer  steht  der  Rücktritt 
von  solchen  Vereinigungen  und  Verabredungen  frei,  und  es  findet 
aus  letzteren  weder  Klage  noch  Einrede  statt.« 

§ 153:  »Wer  andere  durch  Anwendung  körperlichen  Zwanges, 
durch  Drohungen,  durch  Ehrenverletzung  oder  durch  Verrufserklä- 
rung bestimmt  oder  zu  bestimmen  versucht,  an  solchen  Verab- 
redungen (§  152)  Teil  zu  nehmen,  oder  ihnen  Folge  zu  leisten,  oder 
andere  durch  gleiche  Mittel  hindert  oder  zu  hindern  versucht, 
von  solchen  Verabredungen  zurückzutreten,  wird  mit  Gefängnis 
bis  zu  drei  Monaten  bestraft,  sofern  nach  dem  allgemeinen  Straf- 
gesetz nicht  eine  härtere  Strafe  eintritt.« 

Diese  im  Jahre  1869  erlassenen  Bestimmungen  sind  bis  1918 
die  Grundlage  des  Koalitionsrechts  der  gewerblichen  Arbeiter 
in  Deutschland  geblieben.  Nebenbei  sei  bemerkt,  daf3  sich 
bis  dahin  auch  in  der  Rechtsstellung  der  nichtgewerblichen 
Arbeiter,  die  keine  Koalitionsfreiheit  im  Sinne  der  § 152  und  153 
haben,  nichts  Wesentliches  geändert  hatte,  wenn  auch  einige  Ein- 
zelstaaten ihre  Landarbeitergesetzgebung  etwas  umgestaltet  haben . 
Von  einigem  Einfluß  auf  die  rechtliche  Grundlage  des  Kampfes 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  wurden  gewisse  Bestimmungen 
des  Reichsstrafgesetzbuches  und  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches, 
namentlich  aber  das  1908  geschaffene  neue  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrecht. 

Die  Arbeiterschaft  hatte  das  ihr  1869  eingeräumte  Recht 
gegen  starke  Anstürme  zu  verteidigen,  denen  gegenüber  sie 
es  an  nicht  minder  heftigen  Angriffen  nicht  fehlen  ließ,  lieber 
diese  Angriffe  und  Gegenangriffe  wäre  zunächst  einiges  zu 
sagen. 

Formell  zielten  die  Angriffe,  soweit  sie  die  Form  von  Gesetzes- 
anträgen erhielten,  entweder  auf  eine  Aenderung  der  oben  er- 
wähntem Paragra])hen  ab,  oder  sie  bildeten  den  Inhalt  eines  be- 
sonderen Gesetzes,  oder  endlich  forderten  sie  Umgestaltung  des 
Strafgesetzbuches  in  gewissen  Funkten.  Wiederholt  bemühte 
man  sieäi,  eh'ii  § 15  j zu  änelern  elurch  Erweiterung  der  in  ihm  ent- 
haltene;]!  'ral])e;sl;indsme‘rkniale  in  Verbindung  mit  einer  Erhöhung 
eler  angeelrohlen  Strjde.  Selion  1873  schlug  die  Regierung  selbst 
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vor,  die  Tatbestandsmerkmale  des  § 153  durch  die  Strafandrohung 
für  »Behinderung  in  dem  rechtmäl3igen  Gebrauch  von  Kleidungs- 
stücken, Werkzeugen  oder  Geräten,  oder  durch  andere  Mittel, 
welche  einen  Willenszwang  auszuüben  geeignet  sind«  zu  erweitern. 
Gleichzeitig  sollte  die  Höchststrafe  auf  6 Monate  erhöht  werden. 
Der  Antrag  scheiterte  an  dem  Widerstand  des  Reichstages. 
Da.sselbe  war  1891  der  Fall  mit  einem  Vorschläge  des  damaligen 
Ministers  von  Berlepsch.  Der  von  ihm  vertretene  Gesetzentwurf 
sah  insbesondere  vor,  daß  der  § 153  auch  auf  diejenigen  An- 
wendung finden  sollte,  die  Arbeitgeber  zur  Entla.ssung  von  Ar- 
beitern zu  bestimmen  oder  an  der  Annahme  von  Arbeitern  zu 
hindern  suchten.  Auch  sollte  jetzt  als  Mindeststraie  ein  Mona.t 
Gefängnis  festgesetzt  werden.  Die  Strafe  sollte  bis  zu  einem  Jahre 
erhöht  werden,  wenn  die  Handlung  gewohnheitsmäßig  begamgen 
sein  sollte.  Endlich  wollte  dieser  Gesetzesantra,g  die  öffentliche 
Streikagitation  durch  die  Zusatzbestimmung  treffen;  »Die  glei- 
chen Strafvorschriften  finden  auf  diejenigen  Anwendung,  welche 
Arbeiter  zur  widerrechtlichen  Einstellung  der  Arbeit  oder  Arbeit- 
geber zur  \viderrechtlichen  Entlassung  von  Arbeitern  öffentlich 
auf  fordern«. 

Die  den  Anträgen  von  1873/74  und  1890/91  zugrunde  liegen- 
den Gedanken  kehrten  in  wesentlich  verschärfter  Form  in  der 
Vorlage  des  sog.  Zuchthausgesetzes  im  Jahre  1899  wieder.  Die 
aus  dem  § 153  bekannten  strafrechtlichen  Begriffe  des  körper- 
lichen Zwanges,  der  Drohung,  der  Ehrverletzung,  der  Verrufs- 
erklärung wurden  in  den  neuen  Gesetzentwurf  übernommen ; 
aber  der  § 4 des  Entwurfes  glaubte  folgende  Erläuterungen  hinzu- 
fügen zu  müssen:  »Dem  körperlichen  Zwang  ....  wird  die  Be- 
schädigung oder  Vorenthaltung  von  Arbeitsgerät,  Arbeitsma- 
terial. Arbeitserzeugnissen  oder  Kleidungsstücken  gleichgestellt. 

Der  Drohung wird  die  planmäßige  Ueberwaxhung  von 

.\rbeitgebern,  Arbeitnehmern,  Arbeitsstätten,  Wegen,  Straßen, 
Plätzen,  Bahnhöfen,  Wasserstraßen,  Häfen  und  sonstigen  Ver- 
kehrsanlagen gleichgeachtet. « 

Die  Vorlage  drohte  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre,  bei 
mildernden  Umständen  Geldstrafe  bis  zu  Mk.  1000  an,  aber  diese 
Strafe  sollte  durch  den  § 8,  der  dem  Gesetzentwurf  den  Namen 
»Zuchthaus-Vorlage«  einbrachte,  ganz  bedeutend  verschärft  wer- 
den. »Soll  in  den  Fällen  der  §§  i,  2,  4 eine  Arbeiterauss])erning 
herbeigeführt  oder  gefördert  werdcui,  und  ist  der  A.usstand  oder 
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die  Aussperrung  mit  Rücksicht  auf  die  Natur  oder  Bestimmung 
des  Betriebes  geeignet(!),  die  Sicherheit  des  Reiclies  oder  eines 
Bundesstaates  zu  gefälirden  oder  eine  gemeine  (jefahr  für  Men- 
schenleben oder  für  das  Eigentum(!)  herbeizuführen,  so  tritt 
Gefängnisstrafe  nicht  unter  einem  Monat,  gegen  die  Rädels- 
führer Gefängnisstrafe  nicht  unter  6 Monaten  ein. 

Ist  infolge  des  Arbeiterausstandes  oder  der  Arbeiteraus- 
sperrung eine  Gefährdung  der  Sicherheit  des  Reiches  oder  eines 
Bundesstaates  eingetreten,  oder  eine  gemeine  (iefahr  für  Menschen- 
leben oder  das  Eigentum  herbeigeführt  worden,  so  ist  auf  Zucht- 
haus bis  zu  3 Jahren,  gegen  die  Rädelsführer  auf  Zuchtluius  bis 
zu  5 Jahren  zu  erkennen. 

Sind  in  den  Fällen  des  Abs.  2 mildere  Umstände  vorhanden, 
so  tritt  Gefängnisstrafe  nicht  unter  einem  Jahre  ein.« 

Die  Zuchthausvorlage  wurde  von  dem  Reichstag  mit  großer 
Entschiedenheit  verworfen;  er  hielt  nicht  einmal  eine  Kommis- 
sionsberatung für  notwendig. 

Versuche,  das  allgemeine  Strafgesetzbuch  so  zu  ändern,  daß 
zugleich  auch  Auswüchse  oder  vermeintliche  Auswüchse  der  Ar- 
beiter-Koalition und  der  Arbeitgeberverbände  getroffen  werden, 
haben  von  vornherein  deshalb  auf  eine  bessere  Aufnahme  in  der 
öffentlichen  Meinung  zu  rechnen,  weil  sie  mindestens  der  Form 
nach  keinen  Ausnahmecharakter  tragen.  Deshalb  betrachten 
die  Gewerkschaftsführer  die  Vorschläge  der  kurz  vor  dem  Kriege 
zur  Ausarbeitung  eines  neuen  Strafgesetzentwurfes  beauftrag- 
ten Kommission  mit  besonderem  Mißtrauen.  Sie  fürchten  näm- 
lich von  der  vorgeschlagenen  Aenderung  der  §§  240  und  241  des 
Strafgesetzbuches  Arges  für  ihre  Organisationen  und  Streiks. 
Ich  stelle,  gegenüber ; 

§ 240,  alte  Fassung:  , § 240,  auf  Grund  der 
Wer  einen  anderen  wider- > ® ° " Vorschläge: 

rechtlich  durch  Gewalt  oder  | »Wer  in  rechtswidriger  Ab- 
durch  Bedrohung  mit  einem  Ver-  | sicht  einen  anderen  durch  Dro- 
brechen oder  Vergehen  zu  einer  1 hung,  Duldung  oder  Unterlas- 
I landlung,  Duldung  oder  Unter- I sung  nötigt,  wird  mit  Gefäng- 
]ass\ing  nöitigt,  wird  mit  (ie-  1 nis  oder  Haft  bis  zu  zwei  Jahren 
fängnis  l)is  zu  einem  Jahr  oder  ; oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000 
mit  Geldstrafe  bis  zu  600  Mk.  | Mark  bestraft.« 
bestraft. 
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§ 241,  alte  Fassung:  § 241.  auf  Grund  der 

neuen  Fassung. 

Wer  einen  anderen  mit  der  »Wer  durch  gefährliche  Dro- 
Begehung  eines  Verbrechens  be-  > hung  einen  anderen  in  seinem 
droht,,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  Frieden  stört,  wird  mit  Gefäng- 
6 Monaten  oder  mit  Geldstrafe  ! nis  oder  Haft  bis  zu  einem  Jahre 
bis  zu  300  Mk.  bestraft.  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1000 

Mk.  bestraft«. 

Die  Arbeiterführer  fürchteten  das  »Kautschukartige«  dieser 
Formulierung,  die  sie  fast  ganz  dem  guten  oder  bösen  Willen  der 
Richter  preisgibt.  Gegen  den  projektierten  neuen  § 241  »war 
das  Zuchthausgesetz  das  reine  »El  Dorado«,  erklärte  Heinemann, 
und  Nestriepke  meinte,  »der  § 153  der  Gewerbeordnung  werde  wohl 
nun  seinen  Schrecken  verlieren  neben  den  Bestimmungen  des  allge- 
meinen Gesetzes,  das  in  Wirklichkeit  doch  ein  noch  viel  drücken- 
deres Ausnahmegesetz  gegen  den  kämpfenden  Arbeiter  darstelle«. 

Gelang  es  den  Gewerkschaften  infolge  der  starken  Macht, 
die  die  Arbeiter  im  Parlament  besitzen,  alle  diese  ihnen  ungünsti- 
gen Neuerungsbestrebungen  erfolgreich  zu  bekämpfen,  so,  mein- 
ten sie,  daß  der  Sieg  dennoch  nur  ein  halber  sei,  weil  die  Polizei 
in  der  Lage  wäre,  die  bestehende  Rechtslage  zu  ihren  Ungunsten 
zu  verschieben.  Die  Klagen  der  Arbeiter  gegen  Polizei-Willkür 
auf  dem  Gebiete  des  Koalitionsrechts  gehen  bis  auf  den  sog. 
Puttkamerschen  Erlaß  zurück.  Unter  dem  ii.  August  1886 
wandte  sich  der  Minister  von  Puttkamer  in  einem  Erlaß  an  die 
Behörden  mit  polizeilichen  Funktionen,  in  dem  es  unter  anderem 
hieß:  »In  der  Mitte  zwischen  den  nach  dem  Strafgesetz  zu  ahn- 
denden Delikten  und  der  erlaubten  Ausübung  des  Koalitionsrechts 
liegen  nach  den  seither  gemachten  Erfahrungen  Ausschreitungen, 
welche  ohne  gerade  mit  Notwendigkeit  unter  den  Begriff  von 
Straftaten  zu  fallen,  doch  den  Charakter  der  widerrechtlichen 
Gewaltsamkeit  in  dem  Grade  an  sich  tragen,  daß  die  Polizei 
vollen  Anlaß  und  Beruf  hat,  sich  ihnen  auf  Anruf  der  durch  sie 

Geschädigten  tatkräftig  entgegenzustellen « Damals  hatte 

die  Polizei  außerdem  noch  als  Mittel  gegen  die  Gewerkschaften 
ihre  Zuweisung  in  die  Kategorie  der  politischen  Organisationen, 
die  dem  Umsturz  dienten,  bei  der  Hand  durch  Anwendung  des 
Gesetzes  vom  21.  X.  1878  gegen  die  gemeingefährlichen  lE'stre- 
bu  Ilgen  der  Sozialdemokratie  (Sozijdist(*ngesetz). 
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Als  das  »Sozialistengesetz«  gefallen  war,  wurden  bald  die 
Klagen  der  Arbeitgeber,'  dal3  die  Polizei  versage,  viel  häufiger  Jils 
die  Beschwerden  der  Arbeiter  über  ernste  Hemmungen  ihres 
Koalitionsrechts  durch  die  Polizei;  doch  fehlen  auch  Klagen  der 
Arbeiter  keineswegs.  Sie  meinten  insbesondere,  daß  die  Polizei 
sich  zu  sehr  des  Schutzes  der  Arbeitswilligen  annähme.  Die  Po- 
lizei kann  sich  dabei  auf  ihre  Aufgabe  als  Sicherheitspolizei 
(A.  L.  R.  § 10  II.  § 7)  oder  als  Straßenpolizei  (Gesetz  vom 
II.  März.  1850)  stützen.  Daß  die  diesbezüglichen  Bestimmun- 
gen grundsätzlich  als  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Streiks  verwandt 
werden,  widerspricht  ihrem  inneren  Wesen.  Nicht  der  Interessen 
der  Arbeitgeber  wegen  — mögen  diese  an  sich  noch  so  berechtigt 
sein  — darf  die  Polizei  eingreifen,  sondern  nur  um  des  Verkehrs 
willen.  Demgegenüber  wird  aus  den  Reihen  der  Gewerkschaften 
der  Einwand  erhoben,  daß  dies  zwar  richtig  sei;  aber  ein  Ankämp- 
fen gegen  die  polizeilichen  Anordnungen  sei  aussichtslos,  weil 
eine  Prüfung  ihrer  Notwendigkeit  und  Zweckmäßigkeit  durch 
den  Richter  nicht  möglich  sei.  Ihm  liegt  nur  die  Prüfung  der  Ge- 
setzmäßigkeit der  betreffenden  Anordnungen  ob.  Tatsächlich 
aber  ha.t  die  Erfahrung  gezeigt,  daß  es  im  wesentlichen  genügt, 
wenn  der  Richter  darauf  achtet,  daß  der  Grund  einer  verkehrs- 
polizeilichen Anordnung  stets  das  augenblickliche  Ver- 
kehrsbedürfnis ist  nicht  eine  erst  in  späterer  Zukunft  zu  erwartende 
Möglichkeit  der  Gefährdung.  Diese  Prüfung  gehört  mit  zu  den 
Obliegenheiten  des  Richters;  im  übrigen  muß  beachtet  werden, 
daß  Rechtspflege-  und  Verwaltung  ihre  Sonderaufgaben  haben 
und  auch  in  Zukunft  behalten  müssen. 

Eine  andere  Handhabe  der  Polizei  gegen  die  Ausnützung  des 
Koalitionsrechts  bietet  nach  Ansicht  der  Gewerkschaften  der 
»grobe  Unfug-Paragraph«  (St.  G.  B.  § 360  Z.  ii).  Das  Reichsgericht 
hat  aber  in  neueren  Entscheidungen  wiederholt  erklärt,  daß  dann, 
wenn  durch  Streikende  bei  Arbeitswilligen  die  Furcht  hervor- 
gerufen wird,  es  könne  ihnen  von  den  Streikenden  später  ein  Uebel 
zugefügt  werden,  der  Tatbestand  des  § 360  Z.  ii  nicht  vorhanden 
sei.  Die  Gefahr  derartig  entfernter  physischer  Einwirkungen 
hdl(;  nicht  darunter.  Zur  Erfüllung  des  Tatbestandes  des  groben 
I hifugs  gehörte  vielmehr  eine  Handlung,  die  eine  Störung  oder  Ge- 
frihrdung  des  Best.'indes  d(‘r  öffentlichen  Ordnung  zur  u n m i t- 
t e I b r e n h'olg(^  lud  . 

Die  lei zlerwälinteii  Ilinw('is('  deuten  schon  e.n,  wie  außer- 
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ordentlich  wichtig  für  die  Gestaltung  des  Koalitionsrechts  die 
Art  und  Weise  ist,  wie  die  Richter  die  rechtlichen  Bestimmungen 
handhaben.  Das  würde  dann  ganz  besonders  stark  zu  unter- 
streichen sein,  wenn  die  neuerdings  von  namhaften  Juristen  ver- 
langte »soziologische«  Deutung  der  Gesetze  allgemeine  Verbrei- 
tung finden  sollte.  Charakteristisch  für  diese  Auffassung  scheint 
mir  insbesondere  das  zu  sein,  was  Wüstendörfer  in  seinem  Auf- 
satz »Die  deutsche  Rechtssprechung  am  Wendepunkt«  i)  sagt: 
»Vor  die  Logik,  Philologik  und  Historik  von  Tatbest andssub- 
sumption  und  Gesetzesauslegung  tritt  als  überwertiger  Faktor 
der  Rechtsfindung  das  sozialwissenschaftlich  geklärte  Rechts- 
gefühl des  Richters.«  Wüstendörfer  benutzt  nun  gerade  den  uns 
hier  besonders  interessierenden  § 153  G.O.,  um  an  einem  »höchst 
markanten«  Beispiel  nachzu weisen,  daß  der  Richter  sich  von  den 
wechselnden  Kulturanschauungen  seiner  Zeit,  wenn  auch  unbe- 
wußt, leiten  lasse.  Psychologisch  wurzelten  die  Entscheidungen 
der  alten  Praxis  zum  § 153  in  jenem  patriarchalisch-konservati- 
ven Rechtsempfinden,  wonach  ein  Arbeiter,  der  um  Erlangung 
besserer  Lebensbedingungen  kämpft,  sich  gegen  die  gottgewollte 
Abhängigkeit  auf  lehnt.  Um  die  Wende  des  20.  Jahrhunderts 
habe  sich  dann  ein  Wechsel  im  Werturteil  der  kulturellen  Ober- 
schichten des  deutschen  Volkes  vollzogen.  Sie  sähen  in  Kapital 
und  Arbeit,  in  Unternehmertum  und  Arbeiterschaft  gleichwer- 
tige produktive  Faktoren,  die  im  Streik,  im  Boykott  miteinander 
ihren  privaten  Interessenkampf  ausfechten,  der  nur  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  die  öffentliche  Wohlfahrt  berührte.  Diese 
moderne  Ansicht  habe  auch  die  Gerichte  in  ihren  Bannkreis 
gezogen.  — »Erst  im  sozialistischen  20.  Jahrhundert  durfte  das 
Reichsgericht  dem  § 153  G.O.  ein  arbeiterfreundliches  Gesicht 
geben.  20  Jahre  früher  unter  der  Herrschaft  des  Sozialisten- 
gesetzes hätte  es  mit  solchen  Versuchen  sich  dem  damaligen 
allgemeinen  Werturteil  entgegengestemmt  und  allgemeines  Kopf- 
schütteln hervorgerufen.« 

Auf  Einwände  gegen  diese  Auffassung,  die  namentlich 
H.  Heck  formulierte^),  vermochte  Wüstendörfer  zur  Stütze 
seiner  Ansichten  immerhin  recht  beachtenswerte  Tatsachen  und 

1)  Archiv  für  die  Civilistische  Praxis,  Band  iio,  S.  219 — 382. 

‘9  Cesetzesauslegung  und  lnteressenjurisprudenz.  Arcliiv  für  die  Zivili- 
stisrlie  Praxis,  Band  ii^,  1914,  S.  i ff. 

Adolf  Weljcr,  Kampf,  j.  Aull. 


4 


Die  rechtliche  Lage  der  Arbeiter;  insl)esondere  das  Koalitionsrccht. 


Aeußenmgcn  initziiteilen  ^).  So  s])racli  z.B.  der  Zentninisfülirer 
Lieber  noch  1899  im  Reichstag  von  der  »himmelschreiend(‘n 
Parteiliclikeit«  der  deutschen  Richter  gegen  di('.  Arbeiter,  und  um 
dieselbe  Zeit  meinte  ein  so  ruhig  urteilender  (ielehrter  wie  Stieda 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  (3.  Auflage,  Ar- 
tikel »Arbeitseinstellungen«  S.  903);  »In  dieser  Rechtssprechung 
spiegelt  sich  unverkennbar  Sym])athie  für  das  Unternehmertum 
und  geringes  Verständnis  für  die  wirtschaftliche  Lage  der  ar- 
beitenden Klasse  wider.«  Daß  sich  hierin  in  den  hdzten  10  Jah- 
ren vor  dem  Krieg  eine  erhebliche  Wandlung  vollzogen  hat,  wird, 
soweit  ich  sehe,  von  keiner  Seite  mehr  bestritten,  eine  Wandlung, 
die  auch  erklärlich  ist,  wenn  man  bedenkt,  daß  seit  der  Jahrhun- 
dertwende in  einem  von  Jahr  zu  Jahr  stärker  steigenden  Umfang 
die  Richter  zu  maßgebendem  Einfluß  auf  die  Rechtssprechung 
gelangten,  deren  Stellung  zu  den  Arbeiterfragen  wesentlich 
durch  akademische  Lehrer  bestimmt  wurde,  die  ihrer  besonderen 
Arbeiterfreundlichkeit  wegen  als  Kathedersozialisten  charakte- 
risiert zu  werden  pflegen. 

Das  hat  unzweifelhaft  auf  die  Handhabung  des  § 153  einge- 
wirkt. 

Nach  Ausweis  der  im  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  be- 
arbeiteten Kriminalstatistik  für  das  Deutsche 
Reich  ist  »wegen  Beeinträchtigung  der  Koalitionsfreiheit  ge- 
werblicher Arbeiter«  in  den  zehn  Jahren  von  1903 — 1912  (neuere 
.\ngaben  liegen  nicht  vor)  insgesamt  gegen  10  536  P e r- 
sonen  Anklage  erhoben  worden.  Von  diesen  wurden 
6373  verurteilt,  4163  Personen  freigesprochen. 

An  Strafen  wurden  verhängt: 

Z u c h t ]i  a u s (Zusatzstrafe)  gegen  i Person 

Oefängnis  von  3 Monaten  gegen  29  Pers.  = 0,46%  Verurteilt. 

Ciefängnis  von  i bis  unt.  3 Mon.  372  Pers.  = 5,8  % all.  Verurteilt, 

(lefängnis  von  8 bis  unt.  30  Tag.  1397  Pers.  = 23,6  % all.  Verurteilt, 

(iefängnis  von  4 bis  unt.  8 Tag.  1962  Pers.  = 32,3  % all.  Verurteilt, 

(lefängnis  von  wenig,  als  4 Tag.  2539  Pers.  = 40,0  all.  Verurteilt. 

Mit  (Geldstrafe  wurden  bestraft  40,  mit  Haft  i und  mit  Verweis  32 
Personen. 

.\uf  (kdi  D u r c ii  s c ]i  n i t t dieser  zehn  Jahre  entfallen 
somit  637  V(Turt(dlte  Personen,  eine  Zahl,  die  nur  im  Jahre  1906 


) Arrhiv  für  Kechts-  und  Wirtscliafls|)hilosopliic,  191O,  S.  448(1. 
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mit  1096  und  im  Jahre  1912  mit  934  Verurteilten  erheblich  über- 
troffen wurde.  Ihre  richtige  Bewertung  finden  diese  Zahlen  indes 
erst,  wenn  man  sie  in  Beziehung  setzt  einmal  zu  den  Zahlen  der 
Personen  überhaupt,  die  in  diesen  Jahren  in  den  von  Streiks  be- 
troffenen Betrieben  beschäftigt  waren,  sodann  zu  den  Zahlen, 
der  in  diesen  Betrieben  ausständig  gewesenen  Personen. 

Die  Statistik  der  Streikfälle  des  kaiserlichen  Statistischen 
Amtes  verzeichnet  für  das  Jahr  1906  686  539  in  vom  Streik  be- 
troffenen Betrieben  beschäftigte  Personen,  von  denen  272  218; 
ausständig  waren  für  das  Jahr  1912  887  041  Beschäftigte,  von  denen 
streikten  406  314.  Es  wurden  mithin  im  Jahre  1906  von 
1000  in  Streikbetrieben  Beschäftigten  1,6  und 
von  1000  Streikenden  der  gleichen  Betriebe  4,03  wegen 
Vergehen  gegen  § 153  der  Gewerbeordnung  verurteilt. 
Für  1912  sind  die  entsprechenden  Verhältniszahlen  i,i  und  2,3 
Personen.  Die  Geringfügigkeit  aller  dieser  Zahlen  be- 
darf keiner  besonderen  Betonung. 

Auffällig  ist  die  hohe  Zahl  der  Freisprechungen  mit 
39,5%  gegen  65,5%  der  Verurteilten  in  den  Jahren  1903  bis 
1912. 

Die  geänderte  Stimmung  der  Richter  äußert  sich  manchmal 
in  ganz  auffälliger  Weise  in  den  Urteilen.  Die  Metallarbeiter- 
zeitung konnte  unter  dem  25.  August  1909  mitteilen,  daß  in  Han- 
nover das  Gewerbegericht  unter  dem  Vorsitz  eines  Gerichts- 
assessors ein  Urteil  gefällt  habe,  in  dem  es  hieß:  » der  Be- 

weggrund des  Klägers  zur  Niederlegung  der  Arbeit  (ohne  Ein- 
halten der  Kündigungsfrist)  sei  kein  unberechtigter  gewesen, 
der  Kläger  habe  mit  Streikbrechern  nicht  Zusammenarbeiten 
wollen.  Streikbrecher  seien,  wie  dem  Gericht  bekannt  sei,  mei- 
stens moralisch  minderwertige  Menschen,  die  nach  dem  Streik 
wieder  verschwänden  und  auch  sonst  im  Leben  keine  glänzende 
Rolle  spielten.«  Ueber  einen  andern  Fall  berichtet  das  Korrespon- 
denzblatt der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  (Arbeiter- 
rechtsbeilage, 1914  S.  27)  folgendermaßen:  »Das  Norddeutsche 
Volksblatt  brachte  bei  Gelegenheit  eines  Streikes  eine  Notiz, 
in  der  es  hieß:  »Der  Werftklempner  Peter  Pleuer  hält  es  mit  seiner 
Arbeiterehre  vereinbar,  am  Sonntag  und  nach  Feierabend  Ar- 
beitswilligendienste  zu  verrichten.  Hoffentlich  veranlassen  ihn 
diese  Zeilen  von  seinem  verwerflichen  Tun  Abstand  zu  nehmen.« 
. »Es  wurde  Anklage  auf  Grund  des  § 153  erhoben.  Der  Angeklagte 
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wurde  aber  freigesprochen,  und  die  Kosten  des  Verfalirens  fielen 
der  Staatskasse  zur  Last.  In  der  Begründung  hieß  es:  »])as 
Gericht  hat  sich  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß  eine  solclit' 
Handlungsweise,  wie  sie  in  der  Notiz  geschildert  wurde,  heut(‘ 
auch  bereits  in  der  Arbeiterschaft  fernerstehenden  Kreisen  als 
wenig  anständig  angesehen  wird,  und  aus  diesem  (irunde  die 
Bezeichnung  »verwerfliches  Tun«  durchaus  nicht  zu  stark  ist  ...  .« 
In  wichtigen  Punkten  hat  insbesondere  das  Reichsgericht  mit- 
gearbeitet an  einer  Umwandlung  der  hier  in  Rede  stellenden 
Ansichten  deutscher  Richter.  Das  muß  um  so  mehr  betont  wer- 
den, weil  unser  höchstes  Gericht  sich  noch  kurz  vor  Kriegs- 
ausbruch im  Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  der 
Gewerkschaften  (1913,  Arbeiterrechtsbeilage,  S.  loi)  von  I)r. 
Heinemann  den  Vorwurf  gefallen  lassen  mußte,  daß  es  »von  star- 
ren manchesterlichen  Ideen  beherrscht  sei  und  dem  solidarischen 
Handeln  mit  tiefstem  Mißtrauen  gegenüberstehe«.  Und  das,  obwohl 
dieses  Reichsgericht  entgegen  der  Meinung  namhafter  Juristen 
dem  Tarifvertrag  — wie  mir  scheint  durchaus  mit  Recht  — trotz 
des  § 152  G.O.  die  Klagbarkeit  zugesprochen.  Während  des 
Krieges  konnten  die  Sozialistischen  Monatshefte  (1915  S.  418) 
von  einer  anderen  »außerordentlich  erfreulichen  ,, Entscheidung 
des  Reichsgerichts  (29.  i.  1915  in  Sachen  der  Firma  »Speditions- 
und Lade- Schiffahrtskontor«  gegen  den  deutschen  Transport- 
arbeiterverband) Mitteilung  machen.  Das  höchste  Gericht  ver- 
tritt darin  mit  Entschiedenheit  den  Satz,  daß  jede  Verletzung 
der  Tariftreue  mit  dem  Wesen  des  Tarifvertrages  unverein- 
bar sei  und  schadenersatzpflichtig  mache.  Lange  war  fast  selbst- 
verständliche Ansicht  der  Gerichte,  daß  der  Boykott  eine  Ver- 
ruf serklärung  sei,  die  auf  Grund  des  § 153  unter  Strafe  gestellt 
werden  müsse.  Wer  zum  Boykott  auffordere,  sei  daher  auf 
Grund  dieses  Paragraphen  zu  verurteilen.  Bis  endlich  im  Januar 
1907  ein  Strafsenat  des  Reichsgerichts  zu  anderer  Ansicht  kam, 
die  dann  auch  zur  Norm  der  Entscheidungen  der  Gerichte  über- 
haupt  wurde.  Aehnlich  war  es  mit  der  Rechtssprechung  bezüg- 
lich des  Wortes  »Streikbrecher«,  das  arbeitswilligen  Kollegen 
zugerufen  wurde.  Es  galt  jahrzehntelang  als  eine  strafbare  Be- 
hadigung;  das  Reichsgericht  aber  erklärte,  »das  Wort  Streikbrecher 
s])richt  nur  eine  d'atsache  aus,  wenn  diese  Tatsache  wahr  ist, 
od(a-  wenn  (ha-  angeblich  Beh'idigte  Streikbruch  für  nichts  Ver- 
ächtliches iiält“. 
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Der  Umschwung  in  der  Anschauung  der  Rechtssprechung 
— einer  Regel,  von  der  es  selbstverständlich  Ausnahmen  gibt  — , 
der  seinerseits  wieder  nur  ein  Spiegelbild  der  öffentlichen  Meinung 
überhaupt  ist,  stellt  m.  E.  den  wichtigsten  Erfolg  dar,  den  die 
Arbeiterorganisation  vor  dem  Kriege  hinsichtlich  der  rechtlichen 
Grundlage  ihrer  Kämpfe  gegen  die  Arbeitgeber  errungen  haben. 
Freilich  nichts  ist  wandelbarer  als  die  sog.  öffentliche  Meinung. 
Man  behauptet  wohl,  daß  das  soziale  Gewissen  in  dieser  öffent- 
lichen Meinung  und  damit  auch  in  der  Gesetzgebung  und  in  der 
Rechtssprechung  lebendig  sei. 

Was  heißt  das,  »soziales  Gewissen«?  Nun  offenbar  hat 
dieses  Wort  nur  dann  einen  vernünftigen  Sinn,  wenn  man  darunter 
ein  aus  tief  innerlicher  Ueberzeugung  von  der  Pflicht  Aller,  für 
Alle  einzutreten,  versteht,  ein  Zurückstellen  der  Interessenten- 
wünsche zugunsten  der  Gesamt  wünsche,  ein  selbstloses  Hingeben 
des  Individuums  für  die  Zwecke  des  sozialen  Ganzen. 

Ist  in  dem  Sinne  das  soziale  Gewissen  wirklich  in  unserer 
Zeit  erwacht  und  lebendig?  Man  braucht  nur  auf  das  politische 
Leben  der  Gegenwart  zu  blicken,  um  zu  sehen,  daß  Berufsinter- 
essen, Erwerbsinteressen,  egoistische  Interessen  jedenfalls  mehr 
denn  je  zur  Geltung  kommen,  so  daß  man  schließlich  denen  zu- 
stimmen muß,  die  da  sagen,  daß  der  primitive  Mensch,  die  alten 
Völker  sozialer  empfunden,  geurteilt,  gehandelt  hätten  als  die 
heutigen. 

Richtig  ist  nur,  daß  das  soziale  Gewissen  in  den  Industrie- 
staaten der  Gegenwart  nach  einer  bestimmten  Richtung  hin 
im  letzten  Menschenalter  vor  dem  Krieg  lebendig  geworden  ist, 
allerdings  nach  einer  Richtung  hin,  wo  das  besonders  notwendig 
war.  Nicht  alle  sozialen  Mißstände  werden  heute  als  »brennende 
Schmerzen«  empfunden,  sondern  vorwiegend  nur  diejenigen  wirk- 
lichen oder  angeblichen  Mißstände,  die  das  Interesse  der  industriel- 
len Arbeiterschaft  betreffen.  Die  Einseitigkeit  dieses  sozialen 
Gewissens  zeigt  schon,  daß  es  sich  nicht  sowohl  auf  inneren  als 
vielmehr  auf  äußeren  Gründen  aafbaut. 

Zugegeben  werden  muß  allerdings,  daß  auch  von  denen,  die 
nicht  bewußt  aus  ihrer  Weltanschauung,  etwa  aus  den  wohlverstan- 
denen christlichen  Ideen  ihre  Liebe  zum  Volk  herleitcn,  doch  durch 
die  äußeren  Umstände  manche  zu  einer  Art  »Liebe«  zur  Masse 
kommen.  Durch  die  »äußeren  Umstände«:  Denken  wir  dabei  vor 
allem  an  das  ethische  Wohlbehagen,  an  die  Hochachtung,  an  die 
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Bewtinderiiiig,  die  lieute  manche  unserer  Besitzenden  und  (Gebilde- 
ten den  Arbeitern  entgegenbringen.  Die  Begeisterung,  die  ()j)fcrwil- 
ligkeit,  das  Vorwcärtsstreben,  der  energische  Massenwille  . . . das 
alles  imponiert.  Namentlich  gefühlvolle  Menschen  glauben  dem- 
gegenüber ihre  Pflicht  zu  versäumen,  wenn  sie  sich  nicht  fort- 
tragen lassen  von  diesem  Strome  der  Begeisterung  und  statt 
dessen  etwa  mit  nörgelndem  Verstände  den  frohgemuten  Käm])- 
fern  in  den  Weg  treten. 

Dieses  rückhaltlose  Bewundern  scheint  mir  indes  mit  der 
Betätigung  eines  wahren  »sozialen«  (Gewissens  wenig  gemein  zu 
haben.  Solche  Freunde,  die  nur  schmeicheln  und  nur  bewundern, 
gehören  gewil3  nicht  zu  denen,  die  auch  in  der  Not  ihre  Freund- 
schaft bewahren. 

Noch  weniger  freilich  werden  diejenigen  gewillt  .sein,  treue 
Freundschaft  zu  halten,  die  aus  einer  ganz  anderen  Gemüts- 
bewegung heraus  bewußt  oder  unbewußt  ihr  soziales  Gewissen 
entdeckt  haben : Die  große  Zahl  derer,  die  heute  aus  Furcht 
vor  dem  Proletariat  und  seinem  machtvollen  Auftreten  nach 
sozialen  Reformen  schreien.  Man  fürchtet  für  alles  und  will 
noch  retten,  was  zu  retten  ist  dadurch,  daß  man  großherzig  einen 
Teil  preisgibt. 

Mehr  Verlaß  scheint  auf  diejenigen  zu  sein,  die  mit  dem 
Proletariat  in  ihrem  Widerwillen  gegen  eine  wirtschaftliche  Ueber- 
machtstellung  einzelner  einig  sind,  und  die  deshalb  dem  Heer- 
bann des  Proletariats  ihre  Hilfe  leihen.  Die  Wirtschaftslehrer 
des  i8.  Jahrhunderts  lehrten,  daß  der  Großbetrieb  nur  in  der 
»Treibhauswärme  der  Monopole  und  der  Privilegien«  gedeihen 
könne;  die  scharfe  rauhe  Luft  des  Wettbewerbse  werde  dem 
(moßbetrieb  wenig  günstig  sein.  Wie  gründlich  wurde  diese  Lehre 
durch  die  Wirklichkeit  widerlegt!  Statt  eines  Rückgangs  erlebte 
man  einen  ungeahnten  Aufschwung  der  Großbetriebe,  wenigstens 
für  Handel  und  Industrie.  Sowohl  die  neue  Produktions-,  wie 
die  neue  Transporttechnik  waren  dem  Großbetrieb  überaus 
günstig.  Jede  neue  technische  Erfindung  war  eine  neue  Stütze 
für  ein  immer  mächtigeres  Emporwachsen  der  Großbetriebe, 
lind  gleichz(ütig  mit  den  großen  Unternehmungen  nahmen  die 
großen  Vermögen  immer  mehr  und  mehr  zu.  Statt  sozialer 
Nivellierung  (‘rgab  sich  eine  viel  stärkere  Differenzierung,  wie 
das  i8.  Jahrhundert  sie*  g(‘kannt  hatte.  Das  regte  zum  Wider- 
S])rii('h  an,  um  so  mehr,  als  es  ganz  und  gar  nicht  mit  der  über- 
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kommenen  Theorie  in  Einklang  zu  bringen  war.  So  sahen  wir 
denn  die  öffentliche  Meinung  angeblich  im  Namen  des  sozialen 
Gewissens  den  Arbeitern  besonders  dann  beistehen,  wenn  diese 
gegen  wirtschaftlich  besonders  Starke  kämpften,  gegen  die- 
jenigen, die  »Herren  im  eigenen  Hause  bleiben  wollten«,  die 
trotzig  erklärten:  »Wir  wollen  nicht  verhandeln«. 

Aber  ich  wiederhole:  Nichts  ist  wandelbarer  als  die  öffent- 
liche Meinung.  Es  kann  die  Zeit  kommen,  wo  sie  die  üeber- 
macht  der  großen  Zahl,  der  Masse,  ebenso  sehr  empfindet,  wie 
die  Uebei  macht  des  Kapitals,  wo  sie  für  die  Meinung  Verständnis 
bekommi,  daß  »das  MehrheiLsprinzip  als  alleiniger  Gebieter  das 
gefährlichste  aller  Autoritätssysteme  ist,  weil  es  ohne  Rücksicht 
auf  Tradition,  ohne  Angabe  von  Gründen  und  ohne  greifbare 
Verantwortlichkeit  heute  zerstört,  was  es  gestern  geschaffen 
hat«  (Max  von  Schraut). 

Um  so  mehr  muß  man  an  eine  solche  Möglichkeit  des  Stim- 
mungswechsels d(  iken,  weil  eine  »Sozialisierung«  im  Sinne  eines 
Füreinanderlebens  auch  im  modernen  Proletariat  noch  durchaus 
keine  feste  Wurzel  geschlagen  hat.  Die  Proletarier  sehen,  daß 
sie  heute  mit  einander  leben  müssen,  daß  das  Interesse 
des  Einzelnen  es  bedingt,  solidarisch  gegen  den  gemein- 
samen Feind  aufzutreten;  aber  diesen  aus  der  Not 
geborenen  Solidarismus  weiß  man  heute  noch  mehr  als  eins! 
'mit  ausgesprochen  individualistischem,  um  nicht  zu  sagen  anti- 
sozialem Trachten  zu  verbinden.  Hören  wir  einen  dieser  Prole- 
tarier selbst,  emen  Sozialisten,  der  bis  zu  seinem  26.  Lebensjahre 
als  Arbeiter  ununterbrochen  inmitten  des  Proletariats  gelebt  hat. 
»Ich  selbst  habe  ....  trotz  lebhafer  Anteilnahme  an  der  Ar- 
beiterbewegung niemals  etwas  von  neuen  Gemeinschaften  mit 

kommunistischem  Gepräge  entdecken  können Auch  am 

proletarischen  Familientisch  sitzt  der  Individualismus  zu  Gast. 
Die  erwerbenden  Familienmitglieder,  Vater,  Söhne,  Töchter 
werden  in  der  Regel  entsprechend  ihrem  Beitrag  zu  den  Haus- 
haltungskosten von  der  Hausfrau  verschiedenartig  verpflegt. 
Dabei  fühlt  sich  beispielsweise  der  Bruder  durchaus  nicht  geniert, 
w’enn  die  Schwester  entsi)rechend  ihrem  geringeren  Kostgeld  mit 
kleineren  Fleischportionen  abgefunden  wird,  sondern  er  nimmt 
die  größere  Ration  sogar  als  sein  gutes  Recht  in  Ans])iuch 
....  Im  Gegensatz  zu  Sombart  scheint  mir  vollständig  aus- 
geschlossen, daß  aus  dem  })roletarischen  Lebern  in  den  Groß- 
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Städten,  die  »sozialistischen  Ideale  gemeinsamen  Lcbtms  nnd 
Wirtschaftens«  hervorwachsen  könnten.  Ganz  im  (Gegenteil.« 
(Sozialist.  Monatshefte  1909  S.  81 1 ff.)  Gelegentlich  las  ich 
einmal  im  Organ  der  lokalorganisierten  Gewerkschaften  (»Die 
Einigkeit«  30.  9.  1905)  auf  die  Frage:  Was  ist  denn  die  »Solidarität« 
in  der  Arbeiterbewegung  ? die  Antwort : »Solidarität  ist 
eine  Verschleierung  divergierender  Tenden- 
zen durch  gelegentliche  Interessen\^crwandt- 
schaft.«  Ob  diese  Antwort  wirklich  so  sehr  weit  hinter  der 
Wirklichkeit  zurückbleibt  ? 

Uebrigens  brauchen  die  Massen  gar  nicht  die  Theorie  des 
Meisters  über  Bord  zu  werfen,  sie  brauchen  sie  nur  umzu deuten, 
und  sie  werden  dann  doch  ganz  andere  Wege  einschlagen,  als 
die  Begründer  des  Sozialismus  erwarteten.  Im  November  1908 
äußerte  sich  Friedrich  Naumann  in  den  Süddeutschen  Monats- 
heften über  die  »Moral  der  Massen«.  Er  führte  dabei  aus,  daß  die 
großen  Theoretiker  der  Sozialisten  den  breiten  Massen,  nament- 
lich den  Arbeitern,  eine  Welt  ohne  Gott  vor  Augen  gestellt  hätten; 
an  die  Stelle,  wo  vorher  das  Angesicht  Gottes  leuchtete,  sei  nun 
die  Entwicklung  getreten.  Diese  Entwicklung  könne  nun  aber 
mindestens  ebenso  verschieden  auf  gefaßt  werden  wie  Gott.  Die 
einen  wäirden  in  ihr  die  Züge  des  Wohlwollens  und  der  Gerechtig- 
keit entdecken,  die  anderen  die  der  Härte  und  der  Gleichgültig- 
keit gegen  das  Menschen  wohl. 

Wie  das  Credo,  an  dem  die  Masse  hängt,  auch  immerhin 
aussehen  mag,  sein  praktischer  Wert  hängt  entscheidend  von  der 
Opfer  Willigkeit  ab,  von  dem  Vertrauen  auf  sich  und  die  Zukunft, 
kurz  von  sittlichen  Kräften,  mit  denen  die  Masse  es  zu  erfassen 
versucht.  Wo  die  Quelle  der  sittlichen  Kräfte  liegt,  wie  sie 
einzufassen,  wie  sie  zu  schützen  ist,  darauf  kommt  es  schließlich 
ganz  entscheidend  an.  Begnügt  man  sich,  für  eine  Bewegung 
nur  irgendein  allgemeines  Ziel,  z.  B.  ein  »menschenwürdiges 
Dasein«,  ein  »Kulturleben«  aufzustellen,  dann  wird  schon  an  der 
Vieldeutigkeit  der  durch  solche  Worte  angedeuteten  Postulate 
die  notwendige  Innigkeit  des  Handelns  zuschanden  werden.  Es 
ist  (än  Wahn,  zu  gkud)en,  daß  Uneinigkeit  des  Denkens  und 
IGnigk(;it  des  Handelns  in  großen  Dingen  auf  die  Dauer  Hand 
in  Hand  g(;h(m  Idhmen.  Gelingt  es  nicht,  die  Einigkeit  im  Denken 
zn  si(']i(^rn,  dann  w(;rden  namentlicli  die  Massen  leicht  irre  werden 
nnd  nnik(‘ln'(‘n  ; man  weiß  ('s  ja,  wie  sc'hr  sich  die  Extreme  berühren. 
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Das  glaubte  ich  sagen  zu  müssen,  um  erklärlich  zu  machen, 
daß  die  Arbeiter  und  diejenigen,  die  sich  ihnen  in  ehrlicher  Freund- 
schaft verbunden  fühlen,  guten  Grund  haben,  nicht  zu  viel 
Gewicht  auf  die  »soziologische«  Deutung  der  Gesetze  zu  legen 
Daher  ist  es  aber  auch  den  Arbeitern  gar  nicht  zu  verdenken, 
wenn  sie  außer  der  für  sie  zur  Zeit  günstigen  öffentlichen  Mei- 
nung nach  sichererer  Stütze  für  das  suchen,  was  sie  ihr  Recht 
nennen.  Sie  erblicken  sie  in  einer  Aenderung  der  Gesetze 
in  ihrem  Sinne. 

Am  radikalsten  sind  natürlich  die  Forderungen,  die  die 
sozialdemokratischen  Arbeiterführer  nach  dieser  Richtung  hin 
stellen.  Aber  auch  die  christlichen  Arbeiter  haben  sich  von  den 
sehr  gemäßigten  Forderungen  ihres  ersten  Kongresses  in  Frank- 
furt a.  M.  (1903)  schließlich  zu  einer  Meinung  durchgerungen, 
die  sich  in  diesem  Punkte  nicht  allzusehr  von  den  sozialdemokra- 
tischen Forderungen  unterscheidet. 

Im  Frühjahr  1916  hat  die  Gesellschaft  für  soziale  Reform 
einen  Arbeitsausschuß  eingesetzt,  der  Vorschläge  ausarbeiten 
sollte  für  die  Neuordnung  des  Koalitionsrechts.  Dem  Ausschuß 
gehörten  außer  führenden  Sozialpolitikern  auch  maßgebende 
Persönlichkeiten  der  freien,  der  Hirsch-Dunkerschen  und  der 
christlichen  Gewerkschaften  an.  Die  Ergebnisse  seiner  Be- 
ratungen faßte  der  Ausschuß,  soweit  das  Koalitionsrecht  in 
Betracht  gezogen  wurde,  folgendermaßen  zusammen: 

1.  Um  das  Koalitionsrecht  gegen  die  ihm  vom  § 253  des 
Strafgesetzbuchs  (Erpressung)  drohende  Gefahr  zu  schützen, 
ist  dem  Paragraphen  folgender  Inhalt  zu  geben : »Als  Erpressung 
ist  zu  bestrafen  die  Vermögensbeschädigung  durch  Abnötigung 
eines  dem  Gesetz  zuwiderlaufenden  Vermögensvorteils  zugunsten 
des  Nötigenden  oder  eines  Dritten.  Diese  Nötigung  muß,  wenn 
Erpressung  vorliegen  soll,  erfolgt  sein  durch  diejenigen  Mittel, 
die  die  räuberische  Erpressung  im  Sinne  des  Reichsstrafgesetz- 
buchs charakterisieren,  oder  durch  die  Androhung  von  Hand- 
lungen, die  an  sich  bereits  gesetzwidrig  sind,  oder  endlich  durch 
Drohung  mit  Strafanzeige,  Offenbarung  von  Geheimnissen,  Ver- 
lassen in  hilfloser  Lage,  oder  mit  einem  Uebel,  das  außerhalb 
jedes  verkehrsmäßigen  Zusammenhangs  mit  dem  Entschlu.sse 
steht,  zu  dem  der  Bedrohte  genötigt  werden  soll.« 

2.  J)ie  §§240  (Nötigung),  241  (Bedrohung),  126  (Landzwaug) 
sind  in  der  vom  Reichsstrafgc^setzbuch  di(‘S('n  Verbreclu'u  ge- 
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gobencn  Fassung  beiziibehaltcn.  J)i(.‘sc  Fassungen  verdienen  den 
Vorzug  vor  den  Vorschlägen  der  modernen  deutschen  Straf- 
gesetzentwürfe, die  an  die  Stelle  der  klaren  und  scharfen  Begriffs- 
bestimmungen des  geltenden  Rechts  dehnbare  Kautschukvor- 
schriften setzen.  Das  aber  ist  der  scliwerste  Fehler,  den  ein 
Strafgesetz  machen  kann,  und  daher  im  Interesse  der  gleich- 
mäßigen Handhabung  des  (Gesetzes,  der  Rechtssicherheit  der 
Staatsbürger,  der  Autorität  der  Rechtspflege  und  ihrer  Träger, 
sowie  der  Wirkung  der  Strafjustiz  entschieden  zu  bekämpfen. 

3.  Die  von  den  modernen  Strafgesetzentwürfen  in  Vor- 
sciilag  gebrachte  Kriminalstrafe  für  die  Arbeitseinstellung  in  den 
sogenannten  gemeinnötigen  Betrieben  ist  in  jeder  (Gestalt  .und 
Form  abzulehnen. 

4.  Der  grobe  Unfug  (§  360  ^ ist  vorn  (iesetz  zu  definieren. 
Die  Definition  muß  in  Gemäßheit  der  jetzigen  Rechtsprechung  des 
Reichsgerichts  zum  Ausdruck  bringen,  daß  grober  Unfug  nur 
vorliegt,  wenn  der  äußere  Bestand  der  öffentlichen  Ordnung 
durch  unmittelbare  Belästigung  des  Publikums  gestört  oder 
gefährdet  wird. 

5.  Hinsichtlich  der  Bestrafung  des  Vertragsbruches  sind  die 
geltenden  reichsrechtlichen  Vorschriften  nicht  zu  ändern. 

6'.  § 153  der  Reichsgeweibeordnung  ist  zu  streichen. 

7.  Dem  Reichsstrafgesetzbuch  ist  die  folgende  Bestimmung 
hinzuzufügen;  »Der  Arbeitgeber,  welcher  einen  Arbeiter,  sowie 
der  Arbeiter,  welcher  einen  Arbeitgeber  durch  Gewalt  oder 
Drohung,  Ehrverletzung  oder  Verrufserklärung  hindert,  an  Verein- 
barungen teilzunehmen  oder  ihnen  Folge  zu  leisten,  deren  Ziel 
die  Herbeiführung  einer  Aenderung  des  Arbeitsvertrages  ist, 
wird  mit  Gefängnis  bestradt.  Der  Versuch  ist  strafbar.« 

8.  Das  summarische  Verfahren  ist  über  das  in  der  Reichs- 
strafprozeßordnung schon  gegebene  Maß  hinaus  nicht  aus- 
zudehnen. 

J)ie  Unternehmer  werden  nach  dem  Kriege  ganz  in  die 
Verteidigungsstellung  gedrückt  sein,  und  sie  werden  klug  handeln, 
wenn  sie  dabei  weniger  gewichtige  Stellungen  aufgeben,  um  das 
fest  in  der  Hand  zu  bealten,  was  für  ihre  und  der  Volkswirtschaft 
g(;d(‘ihlich(;  Zukunft  uuentbehrlich  ist.  Auf  alle  Fälle  war  schon 
Vor  1414  di('  Ha.ltung  der  LInternehmer,  die  von  dem  Koalitions- 
lau'ht  d(‘r  Arlx'itor  grundsätzlich  nichts  wissen  wollten,  ein 
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Anachronismus,  ein  Verhalten,  das  den  Arbeitern  gar  nichts 
schadete,  aber  den  Radikalsten  unter  ihnen  erwünschtes  Wasser 
auf  die  Mühlen  führte.  Der  energischte  Vertreter  dieser  radikalen 
Unternehmermeinung  war  wohl  Alexander  Tille,  der  so  ehrlich 
überzeugt  war  von  der  Kulturkraft  der  starken  wirtschaftlichen 
Einzelpersönlichkeit,  daß  ihm  die  Masse  in  ihren  Forderungen 
und  Instinkten  höchst  zuwider  war.  — Leider  verleitete  ihn  der 
Mangel  einer  umfassenden  volkswirtschaftlichen  Bildung,  diese 
Ideen  in  ein  so  enges  Gesichtsfeld  zu  stellen,  daß  daraus  Theorien 
werden  mußten,  denen  man  mit  Recht  den  Vorwurf  der  Welt- 
fremdheit gemacht  hat,  und  die  daher  wirkungslos  verhallten. 
Für  Tille  ist  der  § 152  Abs.  i,  der  die  alten  Koalitionsverbote  auf- 
hebt, eine  »Ungeheuerlichkeit«.  Das  Reich  gewähre  den  gewerb- 
lichen Lohnarbeitern  die  Vergünstigung,  sie  von  den  allgemeinen 
strafgesetzlichen  Erpressungsparagraphen  auszunehmen,  wo  es  sich 
um  die  Erpressung  von  Lohnvertragsvorteilen  durch  wirtschaft- 
liche Störungen  handle.  Diese  Erpressung  sei  im  Grunde  doch 
nichts  als  »revolutionäre  Auflehnung  gegen  die  heutige  VÜrt- 
schaftsordnung«. 

Das,  was  man  derartigen  Gegnern  des  Koalitionsrechts  er- 
widern kann,  wurde  schon  1873  von  einer  Reichstagskommission, 
die  sich  mit  einer  etwaigen  Reform  des  § 153  G O.  beschäftigte, 
kurz  und  knapp  so  zum  Ausdruck  gebracht ; »Man  wird  die 
soziale  Gefahr  sicherlich  nicht  dadurch  beseitigen,  daß  man  für 
einen  Teil  der  Bevölkerung  das  für  strafbar  erklärt,  was  für  einen 
andern  straflos  bleibt.  Ueberall  sonst,  so  sagen  die  Arbeiter, 
habe  man  sich  von  den  Prinzipien  des  Manchestertums  ab- 
gewandt. Ueberall  zeige  die  Praxis  des  wirtschaftlichen  Lebens 
die  Notwendigkeit  der  Zusammenfassung  der  Kräfte.  Allent- 
halben sehe  man,  wie  die  wirtschaftliche  Freiheit  des  einzelnen 
dem  ^Villen  einer  Vereinigung  untergeordnet  werde.  Nur  dem 
Streben  der  Arbeiter,  für  sich  aus  der  LTeberwindung  des  Man- 
chestertums den  richtigen  Nutzen  zu  ziehen,  wolle  man  keine 
Gerechtigkeit  widerfahren  lassen.  Mit  Zwangsmaßnahmen  bis  zum 
Ruin  gingen  manchmal  die  Unternehmer  vor,  um  unbe(|uemen 
Außenseitern  gewaltsam  Solidarität  beizubringen.  Materialsper- 
ren, Kreditsperren,  Arbeitersperren,  Transport  Verhinderungen, 
aber  auch  Verrüfe  und  Drohungen  seien  die  Mittel,  die  die  Unter- 
nehmer anwendeten.  Meist  habe  der  Richter  nichts  dagegen  ein- 
zuwenden. Eine  Hamburger  Tischlerfirma,  der  das  Material 
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gesperrt  werden  sollte,  um  sie  dadurch  dem  Willen  d(;r  Unt(‘r- 
nehmer  gefügig  zu  machen,  stellte  Strafantrag.  J)ie  Staats- 
anwaltschaft lehnte  das  Einschreiten  ab.  Der  Antragsteller  suchte 
nun  die  Entscheidung  des  Hanseatischen  Oberlandesgerichts 
nach;  aber  auch  dies  Gericht  kam  in  seiner  Sitzung  vom  5.  2.  1912 
zu  keiner  andern  Entscheidung  als  die  Staatsanwaltschaft,  l^^s 
handle  sich  »lediglich  um  Anwendung  eines  im  wirtschaftlichen 
Kampfe  erlaubten  Mittels«.  Mit  besonderer  Vorliebe  weisen  dit' 
Arbeiter  auf  die  »Vorzugsstellung«  der  Kartelle  hin.  Sie  unter- 
ständen nur  den  Paragraphen  des  Strafgesetzbuches.  Sie  machten 
sich  daher  nicht  schon  durch  jeden  »Verruf«  strafbar  und  nicht 
durch  eine  Drohung,  die  kein  Verbrechen  oder  Vergehen,  sondern 
nur  ein  anderes  Uebel  zum  Inhalt  habe. 

Während  man  den  grundsätzlichen  Gegnern  der  Koalitions- 
freiheit — ihre  Zahl  ist  von  Jahr  zu  Jahr  geringer  geworden  — 
nicht  nur  ungenügendes  Verständnis  für  den  Satz  »was  dem 
einen  recht  ist,  muß  dem  andern  billig  sein«  vorwerfen  kann, 
sondern  angesichts  der  gesamten  Sachlage  auch  Unklug- 
heit  in  der  Wahrnehmung  eigener  Interessen,  erklären  sich 
andere  Einwände  gegen  Einzelheiten  in  der  Gestaltung  der 
Koalitionsfreiheit  aus  ungenügender  Kenntnis  der  Sachlage. 
.Dazu  möchte  ich  auch  den  vor  dem  Kriege  so  lebhaften  Ruf  nach 
einem  Streikpostenverbot  rechnen.  Die  Annahme,  ein  derartiges 
Verbot  sei  ein  geeignetes  Mittel,  um  die  Arbeitswilligen  zu 
schützen,  geht  von  einer  Verkennung  der  Eigenart  der  Streik- 
posten aus,  wie  wir  später  noch  sehen  werden.  Aber  es  ist  auch 
eine  Verkennung  der  Möglichkeiten,  die  gerade  eine  undisziplinierte 
Masse  hat,  um  diejenigen  einen  potenzierten  Verruf  fühlen  zu 
lassen,  die  ihrem  Willen  nicht  gefügig  sind.  »Der  Verkehr,  das 
Zusammenwirken  in  Fabrik  und  Werkstatt  läßt  zu  vielseitige 
Formen  der  Nichtachtung,  Nichtförderung,  Nicht solidarilmt  zu, 
die  juristisch  völlig  unfaßbar  sind«  ^).  Das  Streikpostenverbot 
würde  sogar  nicht  nur  nichts  nützen,  sondern  schaden,  weil  dadurch 
den  Gewerkschaften  ein  wichtiges  Mittel  zur  Disziplinierung  der 
.Massen  im  wirtschaftlichen  Kampfe  verloren  gehen  würde.  Eine 
Verschärfung  der  Arbeiterkämpfe,  eine  Radikalisierung  der 
Arbeitermassen  würden  weitere  unausbleibliche  Folgen  des  Ver- 
botes sein.  Ihidlich  muß  aber  auch  daran  erinnert  werden,  daß  die 
Straß;  erst  erfolgt  und,  wenn  man  nicht  neue  Ausnahmegesetze 
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will,  auch  erst  erfolgen  kann  Wochen  oder  Monate  nach  der  Tat, 
»wenn  schon  längst  wieder  Ruhe  im  Lande  ist«.  Mit  Recht  weist 
Geheimrat  Ziese,  der  selbst  einer  der  tatkräftigsten  Rufer  für 
besseren  Schutz  der  Arbeitswilligen  ist  und  dessen  sozialpolitische 
Auffassungen  sonst  von  mir  nicht  geteilt  werden,  darauf  hin, 
daß  das  nur  geringen  Zweck  habe,  sogar  eine  indirekte  Unter- 
stützung der  Arbeiterroganisation  bedeute,  weil  »die  dann  nach 
so  langer  Zeit  endlich  abgeurteilten  Terroristen  von  ihren  Organi  ■ 
sationen  gewissermaßen  als  Märtyrer  hingestellt  werden«  i). 

Nicht  die  Gesetzesschablone  wird  in  Zukunft  die  Hauptsache 
für  die  Unternehmer  sein  dürfen,  wichtiger  ist  es,  daß  sie  sich 
ernstlich  um  das  Wesen  und  die  innere  Lebensbetätigung  der 
Arbeiterorganisationen  kümmern.  Dazu  genügt  nicht  gelegentliche 
Beobachtung  auf  dem  eigenen  Fabrikhofe.  Wenn  mit  den  Zielen, 
die  sich  die  Arbeiterorganisationen  glauben  setzen  zu  müssen, 
und  mit  der  Art,  wie  sie  sie  erreichen  möchten,  ernste  Gefahren  für 
die  wirtschaftliche  Zukunft  unseres  Volkes  verbunden  sein  sollten, 
dann  sind  diese  Gefahren  nicht  dadurch  zu  bannen,  dgß  man 
alte  Paragraphen  streicht  und  neue  zurecht  zimmert.  Es  gilt 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  an  unbefangene,  nicht  ganz 
leichte  Gedankenarbeit  zu  gewöhnen,  an  das  nüchterne  Erkennen 
und  Durchdenken  volkswirtschaitlicher  und  sozialer  Zusammen- 
hänge. Ich  betone,  daß  das  für  beide  Parteien  gilt,  namentlich 
aber  auch  für  die  Arbeiter.  Sie  müssen  gerade  jetzt  nach  deni 
Kriege  mehr  denn  je  geschult  werden,  nicht  bloß  an  Augenblicks- 
erfolge, sondern  an  ihre  wohlverstandenen  Dauerinteressen  zu 
denken.  Wer  es  wirklich  wohl  meint  mit  den  Arbeitern,  wird 
das  ihrer  materiellen  Interessen  wegen  betonen,  aber  auch  wegen 
der  Erhaltung  ihres  Einflusses  in  Staat  und  Gesellschaft.  Das 
was  eine  Volksgruppe  im  Staat  bedeutet,  hängt  nicht  nur  von 
dem  ab,  was  in  dem  Gesetz  geschrieben  steht.  Das  Koalitions- 
recht, das  Vereins-  und  Versammlungsrecht,  das  Wahlrecht  und 
wie  die  Rechte  alle  heißen  mögen,  sind  nur  ein  Werkzeug,  das 
durch  eine  geistige  Kraft  geführt  wird,  die  unsichtbar  vorschreibt, 
wie  es  geführt  wird.  — 

Das  alles  war  längst  n i e d e r g e s c h r i e b e n , iil  s 
die  kWeignisse  des  Jahres  1918  die  große  Um- 
wälzung b r c h t e n . 


I Dciii.sciie  Wirtschaf tszeitujig  1013  S.  138  l'f. 
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Am  2().  November  1917  erfolgte  die  Erklärung  des  Rtächs- 
kanzlers,  daI3  die  Regierung  im  Reichstage  eine  Vorlage  bringen 
werde,  die  den  Wegfall  des  §153  der  G.O.  vorsehe.  Die  Vereini- 
gung der  deutschen  Arbeitgeberverbände  versuchte  vergebens 
dagegen  an/Aikämpfen.  Der  § 153  wurde  gestrichen.  Ueber  di(‘ 
praktische  Bedeutung  der  Beseitigung  kann  man  geteilter  Meinung 
sein,  aber  daß  sie  einen  Sieg  der  Gewerkschaften  bedeutet,  ist 
sicher.  Er  wuide  noch  vollkommener  durch  die  im  November 
1918  bekannt  gemachte,  aber  schon  vorher  festgelegte  Verein- 
barung der  Vereinigung  der  deutschen  Arbeitgeberverbände  mit 
den  zentralen  Organisationen  der  Arbeiter  (Generalkommission 
der  Gewerkschaiten,  Gesamtvorstand  der  christlichen  Gewerk- 
vereine, Verband  der  deutschen  Gewerkvereine).  Danach  wurden 
die  Gewerkschaften  als  berufene  Vertretung  der  Arbeiterschaft 
anerkannt,  jede  Beschränkung  der  Koalitionsfreiheit  ads  un- 
zulässig bezeichnet.  Die  wirtschaftsfriedlichen  Vereine  über- 
lassen die  Arbeitgeber  ihrem  Schicksal.  Die  Arbeitsnachweise 
werden  gemeinsam  geregelt  und  paritätisch  verwaltet.  Die  Arbeits- 
bedingungen sind  durch  Kollektivvereinbarungen  mit  den  Berufs- 
vereinigungen der  Arbeitnehmer  festzusetzen.  In  den  Kollektivver- 
einbarungen sind  paritätisch  zusammengesetzte  Schlichtungsaus- 
schüsse und  Einigungsämter  vorzusehen.  Arbeiterausschüsse  haben 
in  den  Betrieben  darüber  zu  wachen,  daß  die  Verhältnisse  des  Be- 
triebes nach  Maßgabe  der  Kollektivvereinbarungen  geregelt  wer- 
den. — Gleichzeitig  wird  der  Achtstundentag  allgemein  eingeführt. 

Wahrlich  ein  Siegfrieden  für  die  xArbeiter,  den  sie  1914  nicht 
einmal  für  möglich  gehalten  hatten.  Daß  es  aber  doch  kein 
sozialer  Frieden  war,  lehrten  bald  die  Ereignisse! 


Erster  Teil. 

Der  Aufmarsch  der  Parteien. 

Erster  Abschnitt. 

Die  Gewerkschaften. 

3.  Kapitel. 

Werdegang  der  deutschen  Gewerkschaften. 

Mit  Ar  beiter  cerbänden  als  Interessenver- 
tretungen und  Kampforganisationen  von  Lohn- 
arbeitern des  gleichen  Berufs  haben  wir  es  zu  tun,  die  innerhalb 
der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  ihre  Arbeitsbedingungen 
sichern  und  bessern  wollen  — das  sind  ihrem  Wesen  nach  die 
Gewerkschaften.  Man  braucht  nicht  weit  in  die  Vergangenheit 
zurückzuschauen,  um  die  ersten  Anfänge  eines  derartigen  nicht 
bloß  zufälligen  Zusammenfindens  der  Arbeiter  aufzuspüren.  Eie 
Zunftgeschichte  mag  hier  und  da  einige  Analogien  bilden,  aber 
nicht  mehr.  Eher  ließe  es  sich  rechtfertigen,  in  die  vierziger  Jahre 
des  vorigen  Jahrhunderts  den  Ausgangspunkt  der  deutschen 
Arbeiterbewegung  zu  verlegen;  getreu  den 'viel  zitierten  Ver-. 
sen  Herweghs; 

»Tage  des  Fel)riiar,  Tage  des  Märzen, 

Waren  es  nicht  Proletarierherzen, 

Die  voll  Hoffnung  zuerst  erwacht?« 

Unter  den  Märzgefallenen  befanden  sich  Vio  Gesellen  und 
.\rbeiter,  aber  Bernstein  hat  durchaus  Recht,  wenn  er  in  seiner 
Geschichte  der  Berliner  Arbeiterbewegung  meint,  daß  sie  nicht 
als  Arbeitnehmer,  sondern  als  Hilfsstreiter  der  Bourgeoisie  gegen 
Feudalismus  und  Absolutismus  gekäm])ft  hätten. 
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Der  Anfang  einer  ernst  zu  nehmenden  Arbeiterbewegung  in 
Deutschland  ist  mit  dem  Namen  Stephan  Born  eng  verknüpft. 
Dieser  hatte  schon  vor  1848  versucht  die  Arbeiterschaft,  nament- 
lich in  Berlin,  zu  organisieren.  Er  war  es,  der  im  April  1848  die 
erste  reine  Arbeiterversammlung  in  Berlin  leitete  er  wurde  und  die 
treibende,  Kraft  des  von  dieser  Versammlung  gegründeten  Zentral- 
komitees, das  an  das  Frankfurter  Parlament  eine  Reihe  von  Forde- 
rungen richtete,  die  uns  zum  Teil  schon  recht  modern  anmuten : 
Bestimmung  der  Arbeitszeit  und  eines  Minimums  des  Arbeits- 
lohnes; durch  Kommissionen  von  Arbeitern  und  Meistern  oder 
Arbeitgebern  solle  für  Aufrechterhaltung  des  festgesetzten  Lohnes 
gesorgt  werden;  Regelung  der  Zahl  der  Lehrlinge,  v/elche  ein 
Meister  halten  dürfe ; Aufhebung  aller  für  das  Reisen  der  Arbeiter 
gegebenen  Ausnahmegesetze;  der  Staat  solle  für  alle  Hilflosen, 
also  a.uch  für  alle  Invaliden  der  Arbeit  sorgen ; allgemeine  Heimats- 
berechtigung und  Freizügigkeit  solle  gewährt  werden;  der  Be- 
amtenwillkür in  bezug  auf  die  Arbeitsleute  sollten  Schranken 
gesetzt  werden. 

Das  Organ  des  Zentralkomitees  »Das  Volk«  (»eine  sozial- 
politische Zeitschrift,  herausgegeben  vom  Schriftsetzer  Born«) 
wußte  den  Gedanken  der  Arbeiterkoalition  schon  recht  geschickt 
zu  verteidigen.  Jch  illustriere  das  durch  Mitteilung  einiger  Aus- 
züge, die  Biermann  in  seiner  Mario-Biographie  aus  dem  »Volk« 
wiedeigibt;  Die  Mittel,  welche  den  Arbeitern  zu  Gebote  ständen, 
um  den  Lohn  auf  seiner  Höhe  zu  erhalten,  folgten  aus  einer 
straffen  Organisation  der  gesamten  Arbeiterschaft.  Wenn  die 
Verbindung  der  Arbeiter  der  verschiedenen  Geschäfte  sich  über 
ganz  Deutschland  ausdehne,  dann  müsse  in  einem  Kongreß  der 
Arbeiter  die  Arbeitszeit  und  das  Minimum  des  Lohnes  für  ihre 
Beschäftigung  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die  jedesmaligen 
Ortsverhältnisse  festgestellt  werden.  Gegen  jeden  einzelnen,  der 
den  allgemeinen  Gesetzen  nicht  Folge  leiste,  werde  man  Re- 
pressalien gebrauchen,  ihm  z.  B.  die  Arbeit  an  allen  den  Orten 
entziehen,  wo  die  Verbindung  bestehe.  Dem  einzelnen  Arbeiter 
g(igejiüber  werde  der  Kapitalist  immer  Wege  finden,  selbst 
staatliche  (besetze  zum  Schutze  der  Arbeiter  zu  umgehen;  »die 
.Viixäter  als  Klassen  dagegcui  sind  eine  ungeheure,  unüberwind- 
li(4i(;  Macht,  sie  kömum  der  Welt  Gesetze  schreiben;  als  ein  fest 
organisiertes  Gajizes  könneji  sie  sich  allein  vor  dem  Drucke  des 
Kaj)itals  S(4uitzeji«.  j(‘tzt,  wo  man  noch  gezwungen  die  be- 
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stehenden  Zustände  anerkennen  müsse,  sei  auch  der  Verbindung 
der  Arbeiter  die  gefährliche  Seite  zu  nehmen,  die  sie  dem  be- 
rechnenden Kapitalisten  gegenüber  entwickeln  könne,  damit  sie 
nicht  zu  einem  zerschmetternden,  beide  Teile  auflösenden  Zu- 
sammenstoß führe.  Man  müsse  die  einander  gegenüberstehenden 
Mächte  zu  versöhnen  suchen,  die  Macht  der  Arbeiter  der  der 
Kapitalisten  nicht  als  eine  feindliche  gegenüberstellen,  sondern 
die  beiden  Mächte  zu  einer  freien  Uebereinkunft  führen.  Um 
dies  zu  bewirken,  verlangt  Born,  daß  unter  den  Arbeitgebern 
eine  Vereinigung  gegiündet  werde,  die  durch  ihren  Vorstand  in 
Unterhandlung  mit  den  Vertretern  der  Arbeit  treten.  In  gemein- 
schaftlichen Kommissionen  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer 
wäre  über  Arbeitszeit  und  das  Minimum  des  Arbeitslohnes  zu 
beraten,  vor  allem  aber  in  allen  streitigen  Fähen  zwischen  Meistern 
oder  Fabrikanten  und  Arbeitern  zu  entscheiden.  Auch  wendet 
sich  Born  dagegen,  daß  die  sog.  Hausordnungen  der  Fabriken 
vom  Geiste  der  Selbst-  und  Herrschsucht  erklügelt  würden;  er 
will  vielmehr,  daß  alle  diese  Hausordnungen  in  Gemeinschaft 
mit  den  Arbeitern  auf  gestellt  werden. 

Am  23.  August  1848  trat,  wiederum  hauptsächlich  auf  Be- 
treiben Borns,  in  Berlin  ein  Arbeiterkongreß  zusammen.  Einige 
Dutzend  Teilnehmer  vertraten  nach  Mehring  35  Arbeitervereine, 
und  zwar  nicht  nur  aus  größeren  Städten,  sondern  auch  aus 
kleinen  Ortschaften  wie  Bernau,  Köpenik,  Eilenburg. 

Die  Beschlüsse  des  Kongresses,  der  bis  zum  3.  September 
tagte,  wurden  in  einem  besonderen  Manifest  der  deutschen 
Nationalversammlung  mitgeteilt.  Im  allgemeinen  befleißigte  man 
sich  dabei  einer  maßvollen  Sprache,  aber  recht  energisch  ver- 
langten die  Arbeiter  doch,  daß  ihre  Rechte  geachtet  würden; 
sonst  müßten  sie  »unter  der  Macht  der  finsteren  Not  aus  den 
wärmsten  Freunden  der  bestehenden  Ordnung  zu  den  bittersten 
Feinden  derselben  werden«.  Die  Organisation,  die  auf  dem 
Kongreß  geschaffen  wurde,  sah  vor,  daß  sämtliche  Arbeiter 
eines  Ortes  unter  die  Leitung  eines  Lokalkomitees  gebracht  wcn'den 
sollten.  Die  Lokalkomitees  vereinigten  sich  zu  Bezirkskomitees. 
Ueber  dem  Ganzen  stand  »Das  Zentralkomitee  der  deutsclien 
Arbeitcrr«,  dessen  Sitz  nach  Leipzig  verlegt  wurde,  wohin  auch 
Born  schon  im  September  1848  übersiedelte.  Am  3 Oktober 
1848  erschien  die  erste  Nummer  des  zweimal  wöchentlich  vr- 
scheinenden  Bundesorgans;  »Die  Verbrüderung,  Korres})ondeiiz- 

Adolf  Weljcr,  Kampf,  ü.  Aufi.  ^ 
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blatl  aller  deutschen  Arbeiter«.  Der  Hund  sollte  d(‘n  Namen 
»Arbeiterverbrüderung«  tragen. 

Ungefähr  gleichzeitig,  im  Sommer  1848,  hatte  auch  der  von 
anderen  Männern  und  teilweise  auch  von  anderen  Ideen  g('- 
leitete  Frankfurter  Arbeiterkongreß  betont,  daß  die  Arbeiter 
einen  kräftigen  Bund  schließen  müßten,  daß  sie  alle  zusammen- 
stehen sollten.  Alle  für  Einen  und  Jenner  für  Alle.  Man  bildete 
einen  Verein,  dessen  Hauptzweck  es  sein  solle,  eine  gründlich(' 
Untersuchung  über  die  Mittel  zur  Verbesserung  der  sozialen 
Lage  aller  arbeitenden  Stände  anzustellen,  eine  gemeinsame 
Ueberzeugung  über  die  Richtigkeit  der  zu  ergreifenden  Mittc'l 
auszubilden  und,  wenn  dies  geschehen,  deren  x\nwendung  in 
Masse  von  dem  Staate  zu  fordern.  Außer  diesem  Hauptzwecke 
könne  sich  jeder  einzelne  iVrbeiterverein  noch  zwei  Neberizweck(^ 
setzen:  i.  die  geistige  Ausbildung  in  allen  Beziehungen,  und 
2.  die  gesellige  Unterhaltung.  Dann  heißt  es  in  der  vom  Frank- 
furter Kongreß  ausgearbeiteten  »Aufforderung  zur  Bildung 
eines  allgemeinen  deutschen  Arbeitervereins«  weiter,  über  die 
Zwecke  dieses  Vereins:  »Da  es  den  Arbeitern  ebensowohl  um 
Erlangung  der  politischen  als  sozialen  Freiheit  zu  tun  sein  muß, 
indem  nur  in  der  ersten  die  Garantie  der  letzteren  liegt,  so  wäre 
es  gewiß  sehr  wünschenswert,  daß  die  Arbeitervereine  sich  nicht 
bloß  mit  der  sozialen,  sondern  auch  mit  der  politischen  Frage 
befaßten.  Leider  sind  jedoch  die  politischen  Ansichten  in  unserem 
Vaterlande  bis  jetzt  noch  sehr  verschieden.  Aus  diesem  Grunde 
sollen  sich  die  i\.rbeit ervereine  auf  die  Lösung  der  sozialen  Frage, 
für  welche  nicht  bloß  die  Möglichkeit,  sondern  auch  die  Wahr- 
scheinlichkeit einer  allgemeinen  Verständigung  vorhanden  ist, 
beschränken,  und  sich  mit  politischen  Angelegenheiten  nur  in 
solchen  Fällen,  wo  ihre  Standesinteressen  unmittelbar  berührt 
werden,  befassen,  was  außerdem  umso  leichter  möglich  ist,  als 
die  schon  bestehenden,  zeJilreichen,  politischen  Vereine  den 
.\rbeitern  hinreichende  G-elegenheit  darbieten,  sich  daran  zu 
l)eteiligen«. 

Der  geistigem  Führer  dieser  Arbeiterbewegung  war  der 
Kasseler  Ihofessor  Karl  Georg  Winkelblech  (Karl  Mario),  der 
iiameiitlicJi  im  südw(^stlich('n  j )(Hitschland  geschickt  für  seine 
Ide(*ji  zn  w(a'i)(!ji  wußte. 

Im  ja.miar  i84()  kam  c'S  in  Heidelberg  zu  einem  Prinzipien- 
kampf  z\\'is(4i(‘ii  .Mario  und  P>orn.  |(‘n('r  foidc'rte  mit  neuen. 
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sozialistisch  klingen(ien  Worten  eine  zünftlerische  Reorgani- 
sation (ies  Wirtschaftslebens;  dieser  war  als  Mitglied  des  Kom- 
munistenbundes, als  Schüler  von  Marx  und  Engels,  für  ein 
kräftiges  Vorwärts  im  Sinne  des  Sozialismus,  dessen  Wesen  er 
freilich  weder  klar  erkannte  noch  deutlich  zum  Ausdruck  zu 
bringen  vermochte  — mit  Rücksicht  auf  den  nicht  geringen 
zünftlerisch  gestimmten  Teil  seiner  Gefolgschaft. 

Das  Ergebnis  der  Heidelberger  Aussprache  war  für  Mario 
»niederschmetternd«  (Biermann).  Borns  Ausführungen  hatten 
so  überzeugend  gewirkt,  daß  man  beschloß,  die  beiden  Zentral- 
komitees von  Frankfurt  und  Leipzig  zu  \"erbinden  und  aus  ihnen 
ein  gemeinschaftliches  Zentralkomitee  für  die  Arbeiter  Deutsch- 
lands mit  dem  Sitze  in  Leipzig  zu  bilden. 

Es  ist  bekannt,  daß  die  Arbeiterbewegung  des  tollen  Jahres 
nicht  mehr  war  als  ein  kurzes  Vorspiel,  das  schon  nach  wenigen 
Jahren  endigte.  Durch  jenen  Beschluß  des  Bundestages  vom 
13.  Juli  1854,  daß  alle  Vereine,  die  kommunistische  oder  so- 
zialistische oder  politische  Ziele  verfolgten,  zu  unterdrücken 
seien,  waren  faktisch  nur  noch  Trümmer  zu  beseitigen. 

Deutschland  beginnt  aber  nun  bald  seine  wirtschaftlichen 
Kräfte  zu  sammeln  und  zu  mehren.  Es  wagt  trotz  Englands 
wirtschaftlicher  Monopolstellung  auf  dem  Weltmärkte,  doch  auch 
Einiges  von  den  neuen  wirtschaftlichen  Errungenschaften  für 
sich  nutzbar  zu  machen;  mehr  Bewegungsfreiheit  im  Inneren, 
Anpassung  der  Rechtsordnung  an  die  Neugestaltung  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse,  kraftvolles,  geschlossenes,  zielbewußtes 
Auftreten  nach  außen,  — das  - war  unerläßlich,  um  größere  wirt- 
schaftliche Erfolge  zu  erzielen.  Diejenigen,  die  das  einsahen, 
waren  klug  genug,  nach  Bundesgenossen  Umschau  zu  halten, 
um  rascher  und  leichter  das  zu  erringen,  was  sie  wollten.  Ihr 
Auge  fiel  auf  die  zunehmende  Schar  der  gewerblichen  und  indu- 
striellen Arbeiter.  Sie  suchte  man  zu  gewinnen,  um  dem  wirt- 
schaftlichen Fortschritt  eine  Gasse  zu  bahnen.  Man  suchte  zu 
dem  Zwecke  die  Arbeiter  durch  Gründung  von  Bildungsvereinen, 
Arbeiterkonsumvereinen  und  ähnlichen  Veranstaltungen  zu 
»wecken«.  Namentlich  in  den  Jahren  1860 — 63  »wuchsen  Arbeiter- 
v^ereine  aus  dem  Boden,  wie  Veilchen  nach  einem  warmen  Sommer- 
r(‘gen«  (A.  Bebel).  In  diesen  Vereinen  war  sehr  viel  von  Bildung 
und  allerlei  gelehrten  Sachen  die  Red(^  aber  rc'cht  w(‘nig  von  der 
Lage  der  Arbeiter,  und  soweit  es  do('h  (l(‘r  Fall  war,  hatten  man 
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immer  wieder  das  LJniversalheilmittel  zur  Hand:  die  auf  Selbst- 
hilfe beruhende  Genossenschaft  nach  dem  Muster  der  lun- 
richtimgcn,  die  der  Richter  Scliulze  aus  Delitzsch  getroffen 
hatte. 

Inzwischen  hatten  aber  doch  sclion  die  neuen  Ideen,  die 
man  mit  dem  Schlagwort  Sozialismus  zu  bezeichnen  gewohnt 
ist.  eine  praktische  Bedeutung  gewonnen.  Die  Arbeiter  i)e- 
gannen,  an  der  Lehre  von  der  tnteressengemeinschaft  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  zu  zweifeln,  und  das  darf  nicht  wundernehmen. 
Ich  gebe  H.  A.  Bueck,  dem  Geschäftsführer  des  Zentralver- 
bandes Deutscher  Industrieller  das  Wort;  »Wie  in  England,  so 
waren  auch  in  Deutschland  bei  dem  Uebergang  zur  Industrie 
und  zum  Fabrikbetriebe  die  fndustriellen  meistens  Männer,  die 
sich  aus  dem  Stande  der  Handwerker  emporgearbeitet  hatten. 
Bei  all  ihrer  Tatkraft,  Tüchtigkeit  und  bei  all  ihrem  Können 
fehlte  diesen  Männern  doch  die  allgemeine  Bildung  des  Geistes 
und  des  Herzens,  die  erforderlich  gewesen  wäre,  um  im  Interesse 
ihrer  Arbeiter  ihrem  Eigennutz  und  ihrer  Gewinnsucht  Schranken 
zu  ziehen.  Daher  wurden  die  Arbeitskräfte  von  ihnen  aufs 
äußerste  angestrengt  und  ausgenutzt.  Mit  dem  Zeitalter  der 
Maschinen  war  auch  in  Deutschland  rücksichtslose  Ausbeutung 
der  menschlichen  Arbeitskräfte  und  deren  traurige  Folge- 
erscheinungen eingezogen«.  (Berichte  des  Zentralverbandes  1906, 
No.  104,  S.  218.) 

1863  richtete  Lassalle  sein  »Offenes  Antwortschreiben  an 
das  Zentralkomitee  zur  Berufung  eines  allgemeinen  deutschen 
Arbeiterkongresses«.  Und  am  23.  Mai  desselben  Jahres  gründete 
er  den  Allgemeinen  Deutschen  Arbeiterverein.  Die  Kraft  des 
Vereines  waren  allerdings  nicht  die  Mitglieder,  sondern  der 
Vorsitzende,  Lassalle  selbst.  »Nicht  der  Verein,  sondern  Lassalle 
kämpfte  und  stritt  mit  den  Feinden  einer  selbständigen  Arbeiter- 
bewegung, und  er  als  Person  peitschte  die  Arbeiter  zur  Erkenntnis 
ihrer  Klassenlage  auf«  (Bringmann).  Der  Verein  war  nicht 
einmal  stark  genug,  um  seine  llnterhaltungskosten  zu  decken, 
Lassalles  Privatvermögen  mußte  dazu  dienen.  Wenn  trotzdem 
nach  Lassalles  ä'ode,  der  bereits  am  31.  August  1864  erfolgte,  der 
Allgemeine  Deutsche  Arbeiterverein  noch  weiter  zu  existieren 
vermochte,  so  mag  das  doch  imim'ihin  als  ein  Beweis  dafür 
g(.“lleji,  daß  die  Zeit  für  derartige'  (Gründungen  nicht  ganz  uji- 
günstig  war. 
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Indes,  länger  bei  der  Lassalleschen  Gründung  zu  verweilen, 
hat  für  uns  hier  wenig  Zweck.  Eine  direkte  Kampforganisation 
gegen  das  privatkapitalistische  Unternehmertum  sollten  seine 
Arbeiter  gewiß  nicht  sein;  es  ist  sicher  richtig,  daß  Lassalle  jeder 
Gewerkschaftsbewegung  innerlich  und  äußerlich  so  fern  wie  nur 
. möglich  stand. 

Erst  nach  Lassalles  Tode,  ein  Jahr  vor  der  in  der  Gewerbe- 
ordnung ausgesprochenen  Koalitionsfreiheit,-  1868,  wurden  die 
deutschen  Organisationen  geboren,  die  uns  im  folgenden  ein- 
gehender zu  beschäftigen  haben;  die  Gewerkschaften.  Allerdings 
hatte  schon  vorher,  namentlich  in  den  Jahren  1864  und  1865, 
eine  Anzahl  Streiks  stattgefunden , die , weil  der  Mangel  der 
Organisationen  und  genügender  Kampfmittel  zu  offenkundig 
wurde,  hier  und  dort  zur  Bildung  von  Fachvereinen  als  Kampf- 
organisationen führte.  Weihnachten  1865  hatte  der  Sozialist 
Fritzsche  den  Allgemeinen  Deutschen  Zigarrenarbeiter-Verein 
gegründet.  1866  begannen  sich  in  ähnlicher  Weise  die  Buch- 
drucker zu  organisieren.  Auch  bestand  schon  vor  1868  der  Gold- 
arbeiterverband und  der  Allgemeine  Deutsche  Schneider  verein. 
In  dem  Aufruf,  welcher  der  letztgenannte  Gründung  voranging  — 
er  wurde  am  16.  Juli,  1867  im  »Sozialdemokrat«  veröffentlicht  — 
hieß  es;  »Täglich  erschallt  der  Hilferuf  unserer  Brüder  aus  England, 
welche  schon  seit  Monaten  den  furchtbaren  Kampf  mit  der 
Kapitalmacht  fortsetzen.  Jetzt  ist  es  auch  unsere  Pflicht  und 
unsere  heiligste  Aufgabe,  unseren  Kollegen  beizustehen  und 
aufzuhelfen,  die  Lage  des  gesamten  Arbeiterstandes  zu  einer 
besseren  umzu wandeln«. 

Daß  so  hier  und  dort  gewerkschaftliche  Organisationen 
gewissermaßen  »von  selbst  sich  zu  bilden  begannen«,  zeigt,  daß 
für  das  Deutschland  der  damaligen  Zeit  die  Schulze-Delitzschen 
Genossenschaften  und  die  Arbeiter-Bildnngsvereine  ebensowenig 
genügten  wie  die  rein  politische  Gründung  Lassalles. 

Form  und  Geist  d(‘r  neuen  Orga.nisation  aber  kam  vom  Aus- 
landes Max  Hirsch,  ein  begeisterter  A])ostel  das  Genossenschafts- 
w'(‘sens,  war  1868  nach  hmgland , dem  »klassischen  Lande  der 
G(*nossenschaften«,  gereist,  um  dort  .Vnregung  und  Belehrung 
für  seine;  se)ziale  Kefe)rmarbe;it  zu  suclien.  Der  Genossenschaften 
we;gen  war  er  hinausg(;ze)gen,  als  warmer  Freund  eler  Gewerk- 
schaften ke;hrt(‘  er  zurück,  mit  dv.r  fe^steui  Absicht,  aus  dem,  was 
(T  g('S(*he‘n  und  bewaindert  lialte,  für  De'ulschlanel  alsbald  eli(‘ 
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praktischen  I-vonseqiieiizen  zu  ziehen.  Viell(n('lit  kann  inan  du* 
»sozialen  Briefe  aus  England«,  die  Klirscli  in  der  Franz  Diincker- 
schen  »Volkszeitung«,  dem  damaligen  Haujhorgan  der  Berliin*! 
Arbeiterbewegung,  veröffentlichte,  die  (ieburtsurkunde  der  (knit- 
schen Gewerkschaften  nennen.  In  einem  der  erwähnten  l^>riefe 
schreibt  Hirsch  am  4.  August  1868:  »Die  Trade-Unions  oder 
Prade-Sücieties,  welche  ich  von  jetzt  an  stets  mit  dem  deutschen 
Xainen  Gewerkvereine  bezeichnen  werde,  sind  nach  ihrem  wesent- 
lichen Grundzuge  Verbindungen  von  Arbeitnehmern  derselben 
Beschäftigung  zum  Schutze  und  zur  Förderung  ihrer  Rechte 
und  Interessen,  insbesondere  den  Arbeitgebern  gegenüber.  Sie 
entstanden  oder  entfalteten  sich  wenigstens  zu  wirklicher  Be- 
deutung zu  der  Zeit,  als  der  kolossale  Aufschwung  der  englischen 
Industrie  dem  Kapital  ein  immer  größeres  Uebergewicht  über 
die  bloße  Arbeit  verschaffte  und  dadurch  die  allgemein  an- 
erkannten, furchtbaren  Mißbräuche  des  Trucksystems,  der  über- 
mäßigen Arbeitszeit,  der  Frauen-  und  Kinderausbeutung,  der 
Lohnherabsetzung  usw.  herbeiführte.  In  manchen  anderen  Län- 
dern würden  die  Arbeiter  durch  solche  Verhältnisse  niedergedrückt 
und  demoralisiert  sein.  Allein,  das  englische  Volk  ist  von  der 
Natur  mit  einer  überaus  kräftigen  körperlichen  und  moralischen 
Konstitution  ausgestattet,  und  dieselbe  Energie,  welche  vor 
600  Jahren  die  Magna  Charta  und  vor  200  Jahren  die  große 
Revolution  hervorbrachten,  hat  in  unseren  Tagen  den  vereinten 
Widerstand  der  arbeitenden  Klassen  gegen  die  Uebermacht  des 
Kapitals,  die  Gewerkvereine  geschaffen.  Sie  bilden  den  »Cove- 
nant«  der  modernen  englischen  Arbeiter  und  werden  so  lange 
fortbestehen,  bis  eine  bessere  und  höhere  Verfassung  der  indu- 
striellen Produktion  sie  überflüssig  macht.  Ueberhaupt  haben 
die  Gewerkvereine  in  den  letzten  Jahren  nicht  nur  in  ihrer 
.Vusdehnung  und  Organisation,  sondern  nicht  minder  in  ihren 
Ansichten  und  Gesinnungen  Fortschritte  gemacht.  Immer  mehr 
tritt  der  einseitige,  beschränkte  und  feindselige  Standpunkt 
zurück,  immer  breiter  wird  der  Raum  für  die  gegenseitige  Hilfe 
iu  Kninkheits-,  Todes-  und  Unglücksfälleji,  und  immer  ener- 
gis(äier  macht  sich  das  Bestreben  geltend,  statt  des  \^rderb- 
liclieii  Kriegszustajides  (h'r  Streiks  die  friedliche  Lösung  aller 
Gew(jrksstreitigkeiteu  dureh  »Arbitratious«  (Schiedsgerichte)  her- 
l)(*izuführ(Mi.  Die  G(‘W(‘rkver(*in(‘  sind  iu  diesem  .Vugenblick  nicht 
nur  stärker  imd  (‘iiifiii ßrc'.iclu'r,  soiukuii  aiu'li  aufgeklärter  und 
fri(*dferliger  als  \v.« 
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Aus  diesen  Aeußerungen  geht  klar  hervor,  daß  Hirsch 
Wesen  und  Wert  der  britischen  Trades  Unions  weit  besser  er- 
kannte als  die  Männer,  welche  1866  auf  dem  ersten  Kongreß  der 
Internationale  ganz  unter  dem  Einfluß  von  Karl  Marx  eine 
Resolution  über  »Vergangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft  der 
Gewerksgenossenschaften  (Trade  Unions)«  faßten,  die  im  Grunde 
genommen  an  diesen  Organisationen,  mehr  zu  tadeln  als  zu  loben 
hatten : »Zu  ausschließlich  mit  dem  örtlichen  und  unmittelbaren 
Kampf  gegen  das  Kapital  beschäftigt,  haben  die  Gewerksgenossen- 
schaften noch  nicht  hinlänglich  ihre  Macht,  gegen  das  System  der 
Lohnsklaverei  selbst  zu  wirken,  begriffen.  Sie  haben  sich  deshalb 
zu  sehr  von  der  allgemeinen  sozialen  und  politischen  Bewegung 

ferngehalten ^W’enn  die  Gewerksgenossenschaften  sich 

Ms  Vorkämpfer  und  Vertreter  der  gesamten  Arbeiterklasse  be- 
trachten und  demgemäß  handeln,  können  sie  nicht  verfehlen, 
die  jetzt  noch  fehlenden  Arbeiter  in  ihre  Reihen  hineinzuziehen. 
Sie  müssen  sich  mit  ernstem  Eifer  den  Inter- 
essen der  am  schlechtesten  gelohnten  Ar- 
beiter widmen....«  Man  fühlt  es  deutlich,  daß  schon 
hier  der  Gedanke  zugrunde  lag,  der  später  offen  ausgesprochen 
wurde,  daß  die  Gewerkschaften  die  »Grundbestandteile  der 
Partei«,  die  »Rekrutenschule  für  die  Sozialdemokratie«  sein 
sollten  (vgl.  Bringmann,  Geschichte,  2.  Aufl.  S.  149!.). 

Es  war  verhängnisvoll,  daß  auch  Max  Hirsch  ein  Partei- 
mann, ein  Vertreter  der  Fortschrittspartei  war.  Der  Argwohn 
war  nicht  ganz  unberechtigt,  daß  er  die  neu  zu  gründenden 
Organisationen  seiner  Partei  dienstbar  machen  wollte.  Die 
Gegner  waren  rasch  auf  dem  Plan;  die  Sozialisten  Fritzsche  und 
Jean  Baptiste  von  Schweitzer,  der  1867  Präsident  des  Allgemeinen 
Deutschen  Arbeitervereins  geworden  war  und  neben  Fritzsche 
als  Vertreter  der  Arbeiter  im  Reichtage  saß,  erkannten  sofort 
die  Situation.  Man  berief  eine  Generalversammlung  des  All- 
gemeinen Deutschen  Arbeitervereins  ein,  die  vom  22. — 26.  August 
in  Hamburg  tagte.  Diese  Hamburger  Versammlung  nahm  u.  a. 
einstimmig  die  folgende  von  Geib  aus  Hamburg  mit  großer 
Sachkenntnis  begründete  Resolution  an:  »Die  Generalversamm- 
lung begrüßt  in  den  ä'rade-Unions  langjährige  und  treue  Vor- 
kämpfer der  Arbeitersache,  welclie  auf  Grund  einer  starken 
Organisation  die  sozialistische  Itrkenntnis  verbreiten,  daß  die 
R(xhte  der  .Vrbeii  g('g<‘n  di(*  Uelxn'griffe  des  Kc)|)itals  mit  allen 


72 


Werdejiang  der  deutschen  (Gewerkschaften. 


Kräften,  insbesondere  durch  die  Vertretung  der  Arbeiter  in  dcu 
gesetzgebenden  Crewalten,  zu  erstreben  und  zu  sichern  sind.« 
J)af3  diese  Resolution  den  Männern  der  Fortschrittspartei,  ins- 
besondere aber  auch  Max  Hirsch  wenig  genehm  war,  ist  selbst- 
verständlich. Man  begnügte  sich  aber  nicht  mit  h^rklärungen, 
sondern  schritt  alsbald  zur  ä'at.  Schweitzer  und  Fritzsche  hatten 
es  durchgesetzt,  daß  sie  als  Keichstagsabgeordnete  einen  all- 
gemeinen Arbeiterkongreß  einberufen  konnten.  Am  27  August 
1868  erließen  sie  einen  Aufruf,  in  dem  es  hieß; 

»Immer  häufiger  und  immer  grö(3er  treten  die  Arbeitseinstellungen  auf, 
sie  sind  in  den  Verhältnissen  begründet,  sie  sind  Zeiehen  einer  immer  wachsen- 
den Bewegung.  Die  Arbeitseinstellungen  sind  kein  Mittel, 
die  Grundlage  der  heutigen  Produktion  zu  ändern,  und 
also  auch  kein  Mittel,  den  (Gegensatz  zwischen  »Kapi- 
tal und  Arbeit«  und  die  a r a u f begründeten  Klassen- 
gegensätze aus  der  Welt  zu  schaffen;  allein  sie  sind  ein 
Mittel,  das  K 1 a s s e n b e w u ß t s c i n , das  Bewußtsein  der 
Zusammengehörigkeit  der  Arbeiter  und  der  Gleichheit 
1 h r,  e r Interessen  im  Gegensatz  zu  denen  der  Besitzen- 
den in  den  Arbeitern  z u e r h ö h e n ; sie  sind  ein  Mittel,  den  Bevor- 
mundungsdruck und  die  niederträchtige  Polizeiwirtschaft  reaktionären  Staat.s- 
wesens  zu  durchbrechen,  und  endlich  sind  sie  ein  Mittel,  verschiedene  soziale 
Mißstände  der  furchtbarsten  Art,  welche  innerhalb  der  heutigen  Gesellschaft 
hervortreten,  ohne  wesentlich  und  notwendig  in  derselben  begründet  zu  sein 
— z.  B.  übermäßig  lange  Arbeitszeit,  Kinderarbeit,  regelmäßige  Sonntags-  und 
Nachtarbeit  u.  dgl.  , allmählich  zu  beseitigen  und  dadurch  eine  weitere 
Grundlage  für  die  Entfaltung  und  das  Weiterschreiten  der  Arbeiterbewegung 
zu  schaffen. 

Aber  wie  man  auch  immer  über  die  Arbeitseinstellungen  denken  möge, 
so  viel  steht  fest,  daß  kein  Staat  befugt  ist,  sie  zu  verbieten;  kein  Staat  hat  das 
Recht,  die  Koalitionsfreiheit  zu  verweigern.  Die  Arbeitskraft  ist  das  einzige 
Besitztum  von  Millionen  Menschen,  das  einzige  Besitztum  der  großen  Masse 
des  Volkes.  Nicht  länger  sind  die  Arbeiter  gesonnen,  sich  die  freie  Verfügung 
über  ihr  einziges  Besitztum  \crbieten  zu  lassen;  sollte  man  versuchen,  noch 
länger  clieses  Verbot  aufrecht  zu  erhalten,  so  werden  sie  eine  vernehmliche 
Sjuache  zu  reden  und  eine  unzweideutige  Haltung  cinzunehmen  wissen.« 

Its  wiird(‘  ZU  einem  »Allgemeinen  deutschen  Arbeiterkon- 
gr(d)«  auf  Sonntag  den  27.  J)(‘zember  eingeladen.  206  Delegierte 
(jrs(;hi(;nen,  di(‘  140  000  Arbeiter  vertreten  wollten.  Die  Rede, 
mit  ck;r  v.  Schweitzm'  (kai  Kongreß  (‘röffnete,  schloß  mit  folgender 
.Malmiing;  »Sei(‘n  Si(‘  einig!  Hcük'nkim  Sie,  meine  Herren,  liicht 
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die  ökonomischen  Unterschiede;  ob  wir  Sozialisten  sind,  ob 
wir  der  liberalen  Oekonomie  angehören,  das  ist  in  dieser  Frage 
ganz  gleichgültig.  Alle  Parteiunterschiede  müssen  darum  zurück- 
treten und  von  jedem,  der  die  Fackel  der  Zwietracht  unter  uns 
werfen  will,  können  Sie  mit  Gewißheit  annehmen,  daß  er  ein 
bezahlter  Agent  der  Geldmacht  oder  Reaktion  ist.  Wenn  Sie 
einig  sind,  verschwindet  die  Reaktion,  und  Sie  allein  haben  die 
Macht,  verschwinden  zu  machen  die  schwachsinnigen  Bourgeois, 
die,  wenn  Geldfragen  angeregt  werden,  sofort  zu  den  Regierungen 
überlaufen.  Nicht  die  Mittelstände  werden  die  Freiheit  bringen, 
die  Arbeiter  allein  haben  die  Macht,  es  zu  tun.  Sie  können  in 
politischer  Beziehung  ebensogut  wie  in  sozialer  die  Reaktion 
brechen.  Stehen  Sie  darum  alle  einig  zusammen,  halten  Sie  die 
Einigkeit  fest,  was  wir  Ihnen  in  dem  Aufruf  zugerufen  haben; 
»Seid  einig,  Arbeiter  und  erkennet  Eure  furchtbare  Macht!« 

ln  der  Kommission  beschäftigte  man  sich  fast  noch  mehr 
mit  der  Fortschrittspartei  als  mit  Organisation  und  Aufgabe  der 
Gewerkvereine.  Namentlich  Schulze-Delitzsch  wurde  hart  mil- 
genommen, es  sei  der  Fluch  Schulzes,  erklärte  ein  Delegierter, 
daß  er  das  Elend  der  Arbeiter  in  meisterhafter  Weise  zu  ver- 
kitten gewußt  habe.  12  Delegierte  der  Berliner  Maschinenbauer, 
die  als  Anhänger  der  Fortschrittspartei  galten,  wurden  gleich 
bei  Beginn  des  Kongresses  entfernt.  Darunter  befand  sich  auch' 
Dr.  Max  Hirsch.  Schon  am  28.  Dezember  tagte  in  Berlin  eine 
von  Tausenden  besuchte  Arbeiter-Protestversammlung  unter  dem 
Vorsitze  von  Franz  Duncker,  der  in  seinei  Eröffnungsrede  betonte, 
daß  die  neue  Arbeiterbewegung  nicht  von  vornherein  zum  Klassen- 
kampf bestimmt  sein  dürfe.  Die  Organisation  müsse  der  Ver- 
teidigung der  Arbeiter  rechte  dienen,  doch  mit  dem  steten  Be- 
streben, einen  dauernden  und  gesunden  Frieden  herzustellen, 
und  bei  voller  Anerkennung  der  sozialen  Aufgabe  des  Staates; 
an  Stelle  der  aufgehobenen  Zwangsinstitutionen  seien  freie 
Organisationen  zum  Schutze  der  wirklichen  Arbeiterinteressen 
zu  schaffen.  Dr.  Max  Hirsch  begründete  alsdann  die  von  ihm 
verfaßten  »Grundzüge  für  die  Konstituierung  der  deutschen 
Gewerkvereine«.  Die  Versammlung  erklärte  sich  damit  ein- 
verstanden, ebenso  wie  der  Allgemeine  Arbeiterkongreß  seiner- 
seits beschloß,  daß  er  mit  der  Gründung  von  Gewerkschaften 
einverstanden  sei.  Das  Verbandsorgan  der  einen  Gruppe  wurde 
der  »Sozialdemokrat«,  während  der  anderen  Giuppe  zunächst 
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die  fortschrittliche  »Volkszeitung«  als  Publikationsorgan  diente. 
Doch  konnte  schon  am  23.  Mai  1860  die  erste  Nummer  des  von 
Max  Hirsch  begründeten  Verbnndsorgans  »Der  (iewerk verein« 
herausgegeben  werden. 

Die  Hoffnung,  daß  sich  auch  in  Deutschland  nach  englischem 
Muster  politisch  neutrale  Gewerkvereine  bilden  würden,  war 
damit  schon  von  vorn  herein  gescheite!  t.  Eine  breite  Kluft  ver- 
schiedener Weltanschauungen  und  tief  begründeter  politischer 
Meinungsverschiedenheiten  trennte  die  Parteien  voneinander. 

Alsbald  trat  zu  den  beiden  schon  voihandenen  Organi- 
sationen noch  eine  dritte  hinzu.  Nach  dem  Schlüsse  des 
Allgemeinen  Arbeiter kongresses  und  der  Hirsch-Dunckerschen 
(h'ündungsversammhmg  veröffentlichte  August  Bebel,  als  Vor- 
sitzender des  Verbandes  deutscher  Arbeitervereine,  ein  Muster- 
statut für  »internationale  Gewerksgenossenschaften«.  »Der  Titel«, 
so  erzählt  Bebel  selbst  in  dem  ersten  Teil  seiner  Selbstbiographie, 
»ging  eigentlich  etwas  weit,  denn  wir  konnten  doch  nur  darauf 
rechnen,  die  deutschsprechenden  Länder  in  die  Organisation  zu 
ziehen.  In  der  Hauptsache  scälte  mit  dem  Namen  die  Tendenz 
ausgedrückt  werden.« 

Es  kam  denn  auch  eine  Anzahl  solcher  Organisationen 
zustande,  so  die  Internationale  Gewerkschaftsgenossenschaft  der 
Manufaktur-,  Fabrik-  und  Handarbeiter,  der  Maurer  und  Zim- 
merer, der  Metallarbeiter,  der  Holzarbeiter,  der  Schneider, 
Kürschner  und  Kappenmacher,  der  Schuhmacher,  der  Buch- 
binder, der  Berg-  und  Hüttenarbeiter. 

Das  Präsidium  und  der  Zentralausschuß  des  Arbeiterschafts- 
verbandes, so  hieß  die  vom  Allgemeinen  deutschen  Arbeiter- 
kongreß geschaffene  Vereinigung,  deren  erstes  Präsidium  aus 
Schweitzer,  Fritzsche  und  Klein  aus  Berlin  bestand,  beschäftigte 
sich  alsbald  mit  der  neuen  Konkurrenzgründung.  Es  wurde 
einstimmig  eine  Resolution  angenommen,  in  der  betont  wurde, 
daß  die  Einigkeit  der  Arbeiter  für  Begründung  und  Fortführung 
der  Gewerkschaften  das  erste  Erfordernis  sei.  »Demgemäß  ist 
(;s  tief  zu  b(;dauern,  da,ß  die  Herren  Franz  Duncker  und  Max 
Hirsch  . . Dncinigkeit  unter  den  Arbeitern  durch  Begründung 
ix'sonderer  Gewerkschaften  neben  denen  des  Kongresses  stiften. 
ICs  ist  niclit  minder  zn  bedauern,  daß,  nachdem  auf  diese  Weise 
Uneinigkeit  g(‘stiftet  wurden,  nunmehr  die  Herren  Liebknecht 
lind  |->(‘bel  die  V()rlia,nd(‘n<‘  Um'iiiigki'it  wesemtlich  zn  steigern 
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bestrebt  sind,  indem  sie  eine  dritte  Gruppe  von  Gewerkschaften 
zu  gründen  suchen.  . . . Wenn  die  genannten  Herren  die  Einig- 
keit nicht  stören  wollen,  so  ist  es  ihre  Pflicht,  in  den  Verband 
einzu treten,  innerhalb  desselben  auf  statutgemäßem  Wege  dür 
die  ihnen  gut  scheinenden  Aenderungen  zu  wirken  und  unter 
allen  Umständen  sich  der  Majorität  zu  fügen.  ...  Im  entgegen- 
gesetzten Falle  ist  es  klar,  daß  die  genannten  Herren  sich  nur 
persönlich  zur  Geltung  bringen  wollen.«  Der  Versuch,  zu  einer 
Verständigung  zu  gelangen,  mißlang  zunächst. 

Die  Gewerkschaftsfrage  kam  dann  auf  dem  Eisenacher 
Kongreß  im  August  1869  wieder  zur  Erörterung.  Man  miß- 
billigte namentlich,  daß  die  Aufnahme  von  Mitgliedern  von 
einem  politischen  Glaubensbekenntnisse  abhängig  gemacht  werde, 
wie  das  Schweitzer  verlange.  Es  gelte,  die  Masse  in 
die  Gewerkschaften  zu  bringen.  x\uf  Antrag  Yorks  wurde  als- 
dann eine  Resolution  zugunsten  der  Einigung  der  Gewerkschaften 
angenommen.  Auch  auf  dem  Parteikongresse  zu  Stuttgart,  der 
im  Juni  1870  stattfand,  wurde  die  Frage  der  Einigung  lebhaft 
erörtert  wieder  ohne  greifbares  Resultat.  Nach  1871  begannen 
sich  die  Gewerkschaften  infolge  der  rasch  aufsteigenden  wirt- 
schaftlichen Konjunktur  besser  zu  entwickeln. 

Dennoch  lagen  die  Verhältnisse  sehr  im  argen,  als  Mitte 
Juni  1872  nach  Erfurt  ein  Gewerkschaftskongreß  einberufen 
wurde,  auf  dem  namentlich  die  Frage  nach  einer  zentralen  Lei- 
tung für  die  Gewerkschaften  und  die  Gründung  eines  besonderen 
Gewerkschaftsorganes  Gegenstand  der  Beratung  sein  sollte.  In 
einem  Artikel,  den  Bebel  am  8.  Juni  im  »Volksstaat«  veröffent- 
lichte, der  sein  Programm  für  den  Kongreß  enthielt,  führt  er 
u.  a.  aus  — ich  folge  wiederum  seiner  Selbstbiographie  — : Es 
la.sse  sich  nicht  leugnen,  daß  die  (Gewerkschaftsbewegung  in 
Deutschland  noch  sehr  viel  zu  wünschen  übrig  lasse.  Schuld  sei 
die  Spaltung  der  Arbeiter  in  verschiedene  Fraktionen,  die  sich 
aufs  bitterste  bekämpften.  Sei  es  schon  schlimm,  wenn  sich 
die  xVrbeiter  in  verschiedenen  sozialpolitischen  Organisatkmeii 
gegenüberstünden,  so  sei  es  erst  rechl  schlimm,  wenn  die  Ar- 
beiter der  einzelnen  Gewerbe  in  jeder  Fabrik,  ja  in  jeder  Werk- 
statt gespalten  seien,  und  zwar  nicht  wegen  des  Prinzips,  sondern 
wegen  der  Grganisationstormen,  die  doch  veränderlich  seien  und 
sich  den  Verhältnissen  anpasscui  müßten.  Das  sei  der  Flucli, 
unter  dom  die  Bewegung  leide.  'Ira-urig  sei  auch,  daß  rli(‘ 
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Massen  von  gewissenlosen  Mensclu'n  sich  fanatisieren  ließ(m, 
was  beweise,  de  13  ein  Teil  der  Arbeiter  jui  Beschränktheit  leide. 
Man  spöttele  über  die  Verknöcherung  des  ('.hristentnins,  das  ab(‘r 
doch  immerhin  i8  Jahrhunderte  hint(^r  sich  habe,  also  ein  Alter, 
das  zum  Verknöchern  angetan  sei.  Aber  die  neuere  soziale  H(‘- 
wegung  sei  erst  lo  Jahre  alt  und  schon  zeigten  sich  in  ihr  Ver- 
knöcherungssymptome  ...  ln  der  ('rewcrksgenossenschaft  be- 
ruhe die  Zukunft  der  Arbeiterklasse,  sie  sei  es,  in  der  die  Mass(‘ 
zum  Klassenbewul3tsein  komme,  den  Kampf  mit  der  Kapital- 
macht führen  lerne  und  so  naturgemälf  die  Arbeiter  zu  Sozialist  cm 
mache,  ln  diesem  Sinne  wurde  denn  auch  auf  dem  Kongrcdl 
auf  Antrag  Yorks,  der  damals  wohl  klarer  als  alle  anderen  Ar- 
beiterführer den  (lewerkschaftsgedanken  erfallt  iiatte,  folgende 
Resolution  einstimmig  angenommen ; 

»In  Krwägung,  daß  die  Kapitalniacht  die  Arbeiter,  gleichviel,  ob  sie  kon- 
servativ, fortschrittlich,  liberal  oder  Sozialdemokraten  sin'd,  gleich  sehr  bedrückt 
lind  ansbentet,  erklärt  der  Kongreß  es  für  die  heiligste  Pflicht  der  Arbeiter, 
allen  Parteihader  beiseite  zn  setzen,  nm  anf  dem  neutralen  Boden  einer  einheit- 
lichen Gewerkschaftsoi'ganisation  die  Vorbedingung  eines  erfolgreichen,  kräfti- 
gen Widerstandes  zn  schaffen,  die  bedrohte  Existenz  sicherziistellen  und  eine 
Verbesserung  ihrer  Klassenlage  zu  erkämpfen.  Insbe.sondere  aber  haben  die  ver- 
schiedenen Fraktionen  der  sozialdemokratischen  Arbeiterpartei  die  Gewerk- 
schaftsbewegung nach  Kräften  zu  fördern,  und  spricht  der  Kongreß  sein  Be- 
dauern darüber  aus,  daß  die  Generalversammlung  des  Allgemeinen  deutschen 
.\rbeitervereins  einen  gegenteiligen  Beschluß  gefaßt  hat.« 

Seit  dem  Jahre  1873  verschwand  die  Bezeichnung  Inter- 
nationale Gewerksgenossenschaft  mehr  und  mehr.  Man  begnügte 
sich  statt  dessen  mit  der  einfacheren  Benennung  Gewerkschaft, 
Verband  u.  dgl.  Die  Hoffnung,  die  Arbeiter  international 
vereinigen  zu  können,  hatte  sich  als  ein  Phantasiegebilde  lieraus- 
gestellt.  Damit  war  die  Möglichkeit,  daL3  die  beiden  sozialistischen 
Gru])pen  der  gewerkschaftlichen  Organisation  sich  vereinigten, 
näher  gerückt.  .Die  Vertreter  beider  Richtungen  traten  un- 
mittelbar im  Anschlidl  an  den  Gothaer  Kongreß  am  28.  und 
2().  Mai  1875  zu  (‘iner  Koiihdamz  zusammen.  (Andere  Kinigungs- 
V(TSuche  (erwähne  icli  hic'r  nicht.)  Man  erkannte  dab('i  allerdings 
alsbald,  daß  (üne  völlige  Vi'rschmelzung  aller  Gewerkschaften 
zunächst  iio('li  auf  uniilx'rwiiidliclu'  Hindernisse  stoßen  würde; 
daher  wureü*  vorläufig  nur  ('iiu'  lAiügung  unter  den  sich  b(‘- 
kämpfenden  ( Irganisat ionen  gleii'lß'ii  Berufs  ins  Auge  gefaßt. 
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Einer  der  Beschlüsse  der  Gothaer  Gewerkschaftskonferenz  lau- 
tete so: 

»Sofern  in  einem  Geschäftszweige  mehrere  gewerkschaftliche  Organi- 
sationen, lokale  Fachvereine  iisw.  bestehen,  ist  es  Pflicht  derselben,  sich  zu  eini- 
gen, respektive  der  etwa  bestehenden  zentralisierten  Organisation  ihres  Gewer- 
bes sich  anznschließen.  Zu  diesem  Zweck  empfiehlt  die  Konferenz  den  Gewerk- 
schaften, bei  welchen  verschiedene  Organisationen  bestehen,  baldmöglichst 
einen  gemeinsamen  Kongreß  behufs  der  Vereinigung  einzuberufen,  soweit  solches 
nicht  schon  geschehen  ist.« 

Die  inneren  Streitigkeiten  näher  zu  verfolgen,  würde  über 
den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen.  Gewiß  war  der  Mangel 
an  Einigkeit  mit  schuld  daran,  daß  auch  die  siebziger  Jahre 
keinen  wesentlichen  Fortschritt  für  die  Entwicklung  der  Gewerk- 
schaften brachten.  Als  1877  Hamburger  Buchhändler  August 
Geib  eine  Zählung  sämtlicher  Gewerkschaftsorganisationen  unter 
Ausschluß  der  Hirsch-Dunckerschen  vornahm,  ergab  sich  -eine 
Gesamtziffer  von  30  Gewerkschaften  mit  49  055  Mitgliedern  in 
1266  Ortsgruppen.  Schmöle  glaubt  allerdings,  daß  diese  Statistik 
nicht  vollständig  gewesen  sei,  daß  namentlich  nur  ein  geringer 
Bruchteil  der  damals  in  Deutschland  vorhandenen  lokalen  Fach- 
vereine mit  gewerkschaftlichem  Charakter  Aufnahme  gefunden 
habe.  Aber  auch  er  rechnet  nur  2g  Gewerkschaftsverbände  mit 
58  000  Mitgliedern  in  1300  Zweigvereinen  heraus.  Von  rund 
2 Millionen  Arbeitern  jener  Zeit  waren  noch  nicht  einmal  3%  in 
den  Gewerkschaften.  Die  finanziellen  Mittel  waren  verhältnis- 
mäßig recht  bescheiden.  Die  gesamte  Monatseinnahme  belief 
sich  auf  33  551  Mark.  Der  monatliche  Ueberschuß  betrug  8000  M. 
Davon  kam  aber  fast  die  Hälfte  auf  die  Buchdrucker. 

Die  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine  waren  zeitweise 
(üwas  stärker  gewachsen  als  die  mehr  oder  minder  unter  soziali- 
stischem Einfluß  stehenden  Organisationen.  Bis  Ende  1869, 
also  kaum  ein  Jahr  nach  der  (rründung  des  ersten  Ortsvereines, 
bestand  der  Verband  der  deutschen  Gewerkvereine  nach  Gold- 
schrnidt  iius  13  nationalen  Organisationen  mit  zusammen  258 
Ortsvereinen  und  einer  Gesamtmitgliedschaft  von  rund  30  000 
Kr)pfen.  Während  des  deutsch-französischen  Krieges  schmolz 
(li<;  Zaiil  der  Mitglieder  aber  auf  6000  zusammen.  Verhängnisvoll 
für  di(;  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine  wurde  namentlich 
ein  von  den  Waldenburger  Bergleuten  zum  Schutze  ihres  Koali- 
tionsrechtes diirchgeführter  Streik,  der  nac'h  achtwöc'hentlichem 
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Kampfe  Ende  Janiuir  1870  mit  bctdingimgsloser  W’iederaiifnaiime 
der  Arbeit  endete.  Das  moralische  Ansehen  der  (iewerkverc-ine 
war  dadurch  schwer  ersciiüttert.  Max  Hirsch  meint  in  seine] 
Schrift  »Die  Arbeiterfrage  und  die  deiitsclien  Ciewerkvereine«, 
daß  diese  gänzlich  unverschuldete  Katastr()])he  die  kraftvoll 
friedlich  aufstrebende  Organisation  in  der  ersten  Blüte  geknickt 
habe;  von  dem  unglücklichen  Ausgange  des  W’aldenburger  Strc'iks 
datiere  das  Uebergewicht  der  extrem-sozialistischen  Richtung 
über  die  gemäßigt-reformatorische,  welch  letztere  in  den  Oewerk- 
vereinen  bis  dahin  beständig  siegreich  vorgedrungen  sei:  »Ohne 
die  Niederlage  in  Waldenburg  würden  die  deutschen  Gc'W('rk- 
x'ereine,  aus  ihrem  rapiden  Fortschritte  seit  dem  Herbst  1868 
zu  schließen,  in  der  nächsten  Zeit  äußerlich  und  innerlich  so 
erstarkt  sein,  daß  sie  auf  ihrem  Wege  der  gegenseitigen  Unter- 
stützung und  prinzipiell  friedlichen,  wenn  auch  ausnahmsweise 
streitbaren  Reformtätigkeit,  steigende  Erfolge  und  hierdurch 
wie  in  England  die  dauernde  Führerschaft  der  deutschen  Arbeiter 
erlangt  hätten.  Durch  den  schweren  Mißerfolg  der  gemäßigten 
Partei  dagegen  neigte  sich  die  Wagschale  zugunsten  der  radikalen 
Arbeiterpartei.  Die  reaktionären  Grubenbesitzer  und  die  ihren 
Rückhalt  bildenden  gleichgesinnten  Regierungsmänner  haben 
durch  ihre  Triumphe  über  die  Gewerkvereine  . . . nur  der  Sozial- 
demokratie in  die  Hände  gearbeitet.«  Sicher  wäre  aber  doch  die 
Entwicklung  der  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine  in  der 
Folgezeit  eine  günstigere  gewesen,  wenn  nicht  die  Gründer] ahre 
mit  ihren  verhängnisvollen  Zusammenbrüchen  Wasser  auf  die 
Mühlen  des  Radikalismus  gebracht  hätten. 

Es  kommt  nun  die  Zeit  des  Sozialistengesetzes.  Schon  vor 
Ablauf  des  Jahres  1878  wurden  von  den  in  der  Geibschen  Statistik 
aufgezählten  25  gewerkschaftlichen  Verbänden  nicht  weniger 
e.ls  16  auf  eirund  des  Reichsgesetzes  vom  21.  Oktober  1878  auf- 
gelöst. Neugründungen  gewerkschaftlicher  Vereine  schienen  vor- 
läufig ohne  Kollision  mit  dem  Sozialistengesetze  nicht  möglich 
zu  sein.  Selbst  die  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine  spürten 
die  Wirkung  davo]i,  daß  »Polizei-  und  Bürgertum  überall  Um- 
slnrz  und  V(n'schwörimg  witterten«;  sie  zogen  »nicht  den  minde- 
rten Nutzc'ji  ;uis  d('r  l.ahmk'gung  ihrer  schlimmsten  Konkurrenten, 
der  soziaJdemokradiscluMi  G(;werkschaften«.  Von  den  »sozial- 
demokrej  isf'heii«  G(‘W(‘rkschaft('n  bliebcm  nach  Bringmann  nur 
\'it‘r  niibcdciil (‘Ilde  ( tigejiisat ioiH'ii  in  d(M‘  ;dt(‘u  h"onu  bestcduMi: 
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der  Verband  der  Glacehandschuhmacher,  der  Verband  der  Weiß- 
gerber, der  deutsche  Senefelderbund  und  der  deutsche  Xylo- 
graphenverband.  Natürlich  wurde  auch  die  Gewerkschaftspresse 
unterdrückt. 

Der  Gewerkschaftsgedanke  hatte  aber  in  Deutschland  schon 
zu  feste  Wurzeln  gefaßt;  aus  dem  alten  Stamm  mußten  früher 
oder  später  neue  kräftige  Zweige  hervorsprießen.  Namentlich  ist 
es  Lujo  Brentano  zu  danken,  daß  auch  abseits  von  direkter 
Partei-  und  Interessenpolitik  die  Gewerkschaftsfrage  studiert  und 
diskutiert  wurde.  Ungefähr  zur  gleichen  Zeit  wie  Max  Hirsch 
war  Brentano,  angeregt  durch  seinen  Lehrer  Engel,  den  be- 
rühmten ehemaligen  Direktor  des  Statistischen  Bureaus  in  Berlin, 
nach  England  gereist,  um  dort  Arbeitergenossenschaften  jeder 
Art  zum  Hauptgegenstand  seines  Studiums  zu  machen.  Dabei 
wurde  Brentanos  Augenmerk  namentlich  auf  die  englischen 
Ge  werk  vereine  gelenkt.  Diese  nahmen  damals,  wie  er  in  der 
Vorrede  zu  seinem  klassischen  Werke  über  die  Arbeitergilden 
der  Gegenwart  au^führt,  die  Aufmerksamkeit  der  gesamten 
politischen  Welt  in  Anspruch.  Sie  waren  auch  die  Form,  in  der 
in  England  die  Lösung  der  Arbeiterfrage  angestrebt  wurde. 
»Denn  das  gesamte  aktive  und  vorwärts  drängende  Element  der 
in  dieser  Frage  interessierten,  immensen  Majorität  der  Arbeiter 
der  gelernten  Gewerbe,  die  Aristokratie  der  englischen  Arbeiter- 
klasse sucht  in  dieser  Organisation  ihr  Heil.«  Mit  W'iderwillen 
und  Mißtrauen  trat  Brentano  zuerst,  wie  er  in  der  Vorrede  weiter 
erzählt,  an  das  Studium  dieser  Organisation  heran.  Das,  was 
ihm  aus  Zeitungsberichten  über  die  Gewerkvereine  bekannt 
geworden  sei,  sei  derart  gewesen,  daß  er  in  ihnen  nichts  als  einen 
Anachronismus,  verbunden  mit  Brutalität  und  unfähig  zu  jeder 
ersprießlichen  Einwirkung  auf  die  Lösung  der  Arbeiterfrage, 
erblickt  habe.  Die  Vorurteile  traten  aber  bald  »vollständig 
zurück«.  Man  merkte  es  den  Einzelausführungen  Brentanos  an, 
mit  welchem  Staunen,  ja  mit  welcher  Begeisterung  er  die  hhnzel- 
heiten  der  großen  englischen  Gewerkvereine,  namentlich  der 
Gesellschaft  der  vereinigten  Maschinenbauer  studierte,  und  die 
Gegenwart  drängte  ihn  dann  zurück  zur  Vergangenheit,  zu  der 
schwierigen  Frage  nach  der  Entstehung  der  Gewerkvereine;  er 
wollte  untersuchen,  ob  sich  nicht  in  der  ganzen  l^ntwicklung  des 
»Gildenwesens«  eine  Gesetzmäßigkeit  nachweisen  lasse,  und  cv 
glaubte,  nach  intensivem  Studium  das  gcfunch'ji  zu  habini,  was 
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er  siiehto:  eine  GesetzrnäBigkoit  nicht  nur  in  der  ersten  JGit- 
stchung  aller  früheren  Arten  von  (iilden  aus  bestimniU'n  Ver- 
hältnissen der  Desorganisation,  sondern  auch  eine  gleiche  in 
ihrer  weiteren  Entwickdiing  und  schließlichen  Entartung.  Die 
modernen  englischen  (k^werkvereine  seien  nichts  als  die  voll- 
kommene, organische  Weiterentwicklung  des  alten  (iildcnwesens, 
wie  man  es  zuerst  aus  dem  Gildenstatute  des  ii.  Jahrliunderts 
und,  wenn  auch  weniger  ausführlich,  schon  ems  König  Inas 
(iesetzen  kennen  lernen  könne. 

J)as  große  soziale  Verdienst  Brente.nos  bleibt  bestehen, 
auch  dann,  wenn  man  ihm  vielleicht  mit  Recht  vorwerfen  kann, 
daß  er  zu  liebevoll  die  Vorzüge  aufgezeigt  und  zu  nachsichtig 
- wenn  auch  unbewußt  — die  Fehler  zu  verdecken  gesucht 
habe.  Brentano  handle  und  denke,  so  wird  behauptet,  folge- 
richtig auf  Grund  der  Eindrücke,  die  er  von  dem  englischen  Ge- 
werkvereinswesen empfangen  habe,  als  er  sich  zuerst  damit 
beschäftigte.  Die  damaligen  Eindrücke  hätten  auch  durchaus 
den  Tatsachen  entsprochen.  Damals  habe  eine  volle  Harmonie 
zwischen  den  englischen  Trade-Unions  und  den  iVrbeitgebern 
be'standen.  Auf  dem  Fuße  v'oller  Gleichberechtigung  und  zur 
allgemeinen  Befriedigung  sei  die  entstandene  Streitfrage  erledigt 
worden.  Bis  weit  in  die  achtziger  Jahre  hinein  hätten  die  Arbeit- 
geber, namentlich  in  den  Großbetrieben  der  Montan-,  Eisen- 
und  Textilindustrie,  in  der  Tat  in  den  Trade-Unions  Organi- 
sationen erblickt,  die  den  Frieden  gebracht  hätten;  den  Frieden 
nach  jenen  furchtbaren  Kämpfen  der  Verzweiflung,  wo  Arbeiter- 
revolten mit  Blutvergießen  und  Zerstörung  von  Maschinen  und 
ganzen  Fabriken  nichts  Seltenes  waren,  nach  der  Zeit  furchtbar 
verheerender  Streiks,  »die  wie  große  Schlachten  in  blutigen 
Kriegen  Leichenfelder  hinterließen«.  Demgegenüber  brachten 
wirklich  die  Trade-Unions  ein  goldenes  Zeitalter  der  Ruhe  und 
(h'S  Friedens.  Der  Arbeitgeber  konnte  auch  schon  damit  zu- 
frieden sein,  daß  die  Ruhe  durch  Erfüllung  wachsender  For- 
derungen erkauft  werden  mußte.  Die  englische  Industrie  stand 
noch  als  souveräne  Herrin  auf  dem  Weltmärkte,  sie  konnte  als 
Breis  forderji,  was  s.ie  wollte,  holien  Lohn  ohne  allzu  große 
Schwierigkeit  auf  die  Konsumenten  abwälzen.  Später  ist 
dann  aber  eine  andere  Zeit  gekommen.  IGiglands  Vorherr- 
schaft auf  dem  Weltmärkte  wurde  nacli  und  nach  ge- 
broclum.  Die  Forderungen  der  ArbcitcM’  aber  gestalteten  sich 
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ungestümer.  Es  beginnt  die  Periode  schwerer  Streiks,  die  1890 
mit  dem  Ausstande  von  100  000  Bergarbeitern  in  Yorkshire  und 
Lancashire  begannen  und  mit  dem  großen  Streik  der  Maschinen- 
bauer 1897  vorläufig  endigten.  »Die  unverkennbar  geschwächte 
Wettbewerbsfähigkeit  der  Industrie  Englands  ist  nicht  zum 
geringsten  Teil  auf  das  Gebaren  der  Trade-E^nions  zurück- 
zuführen«, erklärt  Bueck,  und  viele  Kenner  der  englischen 
Verhältnisse  stimmen  ihm  lebhaft  zu.  Doch  es  ist  hier  noch 
nicht  am  Platze,  prinzipiell  die  Gewerkvereine  zu  würdigen; 
nur  eine  Skizze  ihres  V'erdegangs  sollte  hier  geboten  werden,  und 
dabei  durfte  Brentanos  Name  nicht  unerwähnt  bleiben. 

Im  Jahre  1890  fiel  das  Sozialistengesetz.  Nach  der  Polizei- 
statistik gab  es  Ende  1890  — einschließlich  der  lokal  organisier- 
ten— 320  213  Mitglieder  der  sozialdemokratischen,  freien  Gewerk- 
schaften. Dazu  kamen  noch  63  000  Angehörige  der  Deutschen 
(Hirsch-Dunckerschen)  Gewerkvereine.  Die  Gewerkvereine  hatten 
durch  die  Tat  gezeigt,  daß  sie  trotz  aller  Hindernisse  vorwärts  zu 
marschieren  verstanden,  daß  ihre  Zeit  nun  auch  in  Deutschland 
herannahen  mußte.  Schon  gleich  im  Jahre  1890  ging  man  an 
die  Neuordnung  heran.  Eine  in  Berlin  zusamunengelretene 
Gewerkschaftskonferenz  setzte  zunächst  eine  als  Generalkom- 
mission bezeichnete  Vertretung  ein,  die  den  Auftrag  erhielt, 
einen  Kongreß  sämtlicher  Gewerkschaften  einzuberufen  und 
dem  Kongreß  einen  Organisationsentwurf  vorzulegen.  1892  tritt 
dieser  Kongreß  in  Halberstadt  zusammen : Beseitigung  der 
inneren  Streitigkeiten,  engerer  Zusammenschluß  unter  Beibehal- 
tung der  berufsmäßigen  Gliederung  war  die  Losung.  Nach  und 
nach  zeigen  nun  die  Gewerkschaften  eine  ständige  Fortentwick- 
lung, wenn  auch  nicht  ohne  schwere  Kämpfe  mit  Polizei  und 
Gericht  einerseits,  mit  den  Genossen  im  eigenen  Lager  anderer- 
seits. Die  Verhandlungen  der  Gewerkschaftskongresse  in  Berlin 
1892,  in  Frankfurt  1899,  in  Stuttgart  1902,  in  Köln  1905,  in 
Hamburg  1908,  in  Berlin  1910  (außerordentlicher  Kongreß;,  in 
Dresden  1911,  in  München  1914  bringen  die  neueste  Ent- 
wicklung der  freien  Gewerkschaften  am  besten  zum  Aus- 
druck. Sic  hier  eingehender  zu  schildern,  hieße  schon  manches 
von  dem  vorwegnehmen,  was  in  den  folgenden  Paragraiüieii 
erörtert  werden  soll. 

Rasch  ist  auch  das  erzählt,  was  noch  aus  der  Geschichte 
der  Hirsch-Dunckerschen  Gcwcrkvercine  zu  sagen  bleibt.  Mitte 
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der  siebziger  Jahre  s'']ne]i  zeitweise  du*  (iefahr  zu  best(‘l)(‘ii,  dab 
die  sozialdeniokratisciieu  (iewerkscliattler  durch  Agitation  in  den 
Reihen  der  (iewerkvereinler  diese  ahniälilich  für  sicli  zu  gewinnen 
suchten;  Sozialdemokraten  traten  in  die  Ortsvereine  ein,  um  in 
ihnen  im  Sinne  dieser  Bestrebimgen  zu  :igitieren.  Das  fülirt(‘ 
dazu,  daß  der  Verbandstag  zu  Breslau  1876  einen  Revers  empfahl, 
durch  dessen  Unterschrift  jedei  Beitretende  zu  erklären  hatte, 
weder  Mitglied  noch  Anhänger  der  sozialdemokratischen  Partc'i 
zu  sein.  Der  Kampf  zwischen  freien  und  Hirsch-J)unckerschen 
Organisationeji  wurde  dadurch  natürlich  noch  erbitterter.  Auf  dem 
15.  Verbandstage  zu  Hannover  i()o4  wurde  der  Revers  indes  of- 
fiziell wieder  abgeschafft,  nachdem  (änzelne  Gewerkvereine,  so 
namentlich  der  Gewerkverein  der  ^Maschinenbau-  und  Metallar- 
beiter • — letzterer  1902  auf  seinem  J )elegiertentage  zu  Berlin  - - 
schon  früher  den  Revers  beseitigt  hatten.  1904  begannen  B('- 
strebungen  zur  Neubelebung  und  Aänigestaltung  der  Hirsch- 
Dunckerschen  Gewerkvercinsbewegung,  die  mit  der  Formu- 
lierung eines  neuen  Programms  einen  vorläufigen  Abschluß  fan- 
den. Als  1905  Max  Hirsch  starb,  zählten  die  deutschen  Ge- 
werkvereine in  2158  Ortsgruppen  117  097  Vlitglieder.  Den 
sozialistischen  Gewerkschaften  waren  dagegen  in  9525  Zweig- 
vereinen 1 344  803  Mitglieder  angeschlossen ; ein  Ergebnis,  das 
Hirsch  Ende  der  sechziger  Jahre  gewiß  nicht  vorausahntc. 

Ja,  die  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine  sind  in  der  neu- 
eren Zeit  sogar  durch  eine  ganz  junge  Gruppe  von  Gewerkschaf- 
ten überflügelt  worden,  die  christlichen  Gewerkvereine,  die  1894 
aus  kleinen  Anfängen  begannen. 

Schon  in  den  sechziger  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
war  von  führenden  Männern  des  deutschen  Katholizismus  — Döl- 
linger,  Ketteier,  Moufang  u.  a.  — die  Bildung  katholischer 
.Arbeitervereine  warm  empfohlen  w'orden.  Angeregt  namentlich 
flurch  das  kraftvolle  Auftreten  des  Alaiuzer  Bischofs  Emanuel 
von  Kettel(‘r  (»Die  Arbeiterfrage  und  das  Christentum <(,  1864) 
wurde  aTif  d('r  Geiu'ralversammlung  der  deutschen  Katholiken 
zu  Düsseldorf  im  Jaliia'  i8()(>  eine  ständige  Sektion  (üngesetzt 
mit  der  .Vufgalx',  »di('  lÜldung  christlich-sozialer  Vereine  zum 
Zwecke  d(;r  ()ko.nomischen  wi(‘  moralischen  Hebung  des  Arbeiter- 
standes und  di'c  Vcubrc'il nng  d(M'  (änsclilägigen  literarischen  1fr- 
scli(‘inimg(‘Ji  zu  ir)i(l(!rn «.  Sclioji  bald  darauf  erschien  ein  \’on 
dieser  Sektion  \'erfaßtiM‘  ,\utruf.  Uupolit istduu  ni('ht  von  Geist- 
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liehen,  sondern  von  Laien  geleitete  Vereine  wollte  man.  Zwar 
sollten  die  Mitglieder  keiner  sozialdemokratischen  Organisation 
angehören  dürfen,  aber  andererseits  dürfe  auch  nicht  der  Verdacht 
auf  kommen,  »als  schwimme  man  im  Schlepptau  des  Kapitals«. 

Der  bald  beginnende  Kulturkampf  erstickte  im  Lager  der 
Katholiken  das  Interesse  für  die  Arbeiter  Standes  vereine 
fast  ganz,  und  da,  wo  es  wach  blieb,  wurde  es  doch  dem  einen 
Hauptzwecke  aller  katholischen  Organisationen  während  des 
Kulturkampfes  untergeordnet:  Verteidigung  der  religiösen  und 
kirchenpolitischen  Interessen!  Hier  und  da  waren  schon  kon- 
fessionell gemischte  Arbeitervereine  gegründet  worden ; das  hörte 
natürlich  nunmehr  auch  auf. 

Die  Notwendigkeit,  sich  gegen  die  Sozialdemokratie  zu 
wappnen,  und  die  durch  den  Kulturkampf  geförderten  Organi- 
sationsbestrebungen der  Katholiken  führten  Anfang  der  achtziger 
Jahre  zur  Gründung  evangelischer  Arbeitervereine  (zuerst  1882 
in  Gelsenkirchen).  Schon  etliche  Jahre  vorher  — im  Dezember 
1877  — hatten  evangelische  Männer  wie  Todt,  Adolf  M'agner, 
Stöcker,  den  »Zentralverein  für  Sozialreform  auf  religiöser  und 
konstitutionell-monarchistischer  Grundlage«  gegründet,  wodurch 
auf  evangelischer  Seite  das  Interesse  für  die  Arbeiterbewegung 
mächtig  gefördert  wurde. 

Nach  den  Tagen  des  Kulturkampfes  war  es  der  gemeinsame 
Gegensatz  gegen  die  Sozialdemokratie,  der  durch  Caprivi  in  dem 
zündenden  Schlagwort  »Hie  Christentum,  hie  Atheismus«  zum 
Ausdruck  gebracht  worden  war,  wodurch  wenigstens  ein  Teil 
der  katholischen  und  evangelischen  Arbeiterschaft  Deutschlands 
einander  näher  gebracht  wurde. 

Nachdem  im  Anfang  der  neunziger  Jahre  die  katholischen 
Arbeiter  in  ihren  Arbeitervereinen  versehiedentlich  ohne  be- 
friedigenden Erfolg  den  Versuch  geniacht  hatten,  durch  Grün- 
dung von  »Fachabteilungen«  innerludb  der  Vereine  neben  den 
schon  bestehenden  sozialdemokratischen  und  Hirsch-Duiu'ker- 
schen  (iewerkvercimm  bei  Iferufsfragen  den  wünschenswerten 
Ihnfluß  zu  erringen,  — lag  der  Gedanke,  mmmehr  interkonfessio- 
nelle »christliche«  Fachvciaänigungen  gcuverkschaft liehen  (ihare.k- 
ters  zu  gründ(‘n,  gewisserm.'d.len  in  der  Luft.  Dem  trug  bereäts 
die  42.  Generalversammlung  der  K<'i,tholiken  Deutschlands,  die 
1845  in  Köln  te.gte,  durch  (‘ine  Resolution  l>Jechnung,  in  d(‘r 
»die  Gliederung  der  .\rbeit(‘rv(‘r(‘in(‘  nach  Faehabtc'ilungen  als 
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erster  Schritt  zur  Anbahnung  einer  fachgejiossenschaftlichen 
Organisation  der  gewerblichen  Arbeiter  auf  cliristlicluun  ]h)den« 
bezeichnet  wurde. 

Inzwischen  waren  aber  schon  die  christlichen  (lewerkvereine 
geboren  worden.  In  verschiedenen  Berufen  und  Oegenden  sehen 
sich  um  das  Jahr  1894  christliche  Arbeiter  veranlaßt,  zum 
Schutze  ihrer  religiösen  und  patriotischen  Ideen  gegen  die  sozial- 
demokratischen Arbeiterführer  zusammenzutreten  insbesondere 
sahen  sich  dazu  auch  christliche  Ruhrbergleute  veranlaßt. 

Auf  einer  gegen  das  Auftreten  des  sozialdemokratischen 
Bergarbeiterverbandes  gerichteten  Protestversammlung,  die  am 
18.  Mai  1894  in  Essen  stattfand,  wurde  beschlossen,  einen  Aufruf 
an  alle  christlichen  Ruhrbergleute  zur  Beschickung  eines  l)ele- 
giertentages  zu  erlassen.  Dieser  kam  am  26.  August  1894  zustande, 
und  man  beschloß  — unter  Leitung  von  August  Brust  — einen 
Verband  zu  gründen  unter  dem  Titel  »Gewerkverein  christliclier 
Berge» rbeiter  für  den  Oberbergamtsbezirk  Dortmund«. 

Andere  Arbeitergruppen  folgten  diesem  Beispiele.  Die  ver- 
schiedenen so  entstandenen  Organisationen  nahmen  1899  auf 
dem  I.  Christlichen  Gewerkschaftskongreß  miteinander  Fühlung 
und  gründeten  einen  gemeinsamen  Verband,  dem  1905  bereits 
195  401  Arbeiter  angeschlossen  waren.  Außerdem  gab  es  damals 
noch  8 Verbände,  die  zwar  außerhalb  des  Gesamt  Verbandes 
standen,  sich  aber  doch  auf  den  Boden  der  christlichen 
Gewerkschaften  stellten ; sie  zählten  77  354  Mitglieder.  Als  Ver- 
bündete der  christlichen  Gewerkschaften  in  ihrem  Kampfe  gegen 
die  sozialdemokratische  Weltanschauung  kommen  zudem  all  die 
Arbeiter  in  Betracht,  die  zum  ersten  Male  1903  in  Frankfurt 
a.  M.  und  dann  1907  und  wiederum  1913  in  Berlin  auf  dem 
»deutschen  Arbeiterkongresse«  vertreten  waren.  Eingeladen  waren 
die  »auf  dem  Boden  christlicher  Weltanschauung  und  nationaler 
Gesinnung  stehenden  Organisationen,  welche  die  Notwendigkeit 
selbständiger  Betätigung  anerkennen  und  eine  Fortführung  der 
sozialen  Reformen  (erstreben«.  Die  Flirsch-Dunckerschen  Gewerk- 
V(ueine,  die  ausdrücklich  zur  Teilnahme  aufgefordert  worden 
waren,  lehnten  die  Beteiligmig  ab,  weil  sie  es  für  unwürdig  hielten, 
»das  ('hristcoitum  zu  Ri^klamczwecken  zu  mißbrauchen«. 

Im  Jahren  i(ji3  vau'fiigten  die  freien  Gewerkschaften  über 
2 348  763  Mitglieder,  darunt(‘r  223  676  weibliche.  Einer 
ICinnahiiK!  von  82  Millionen  Mark  stand  eine  Ausgabe  von  75  Millio- 
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nen  gegenüber.  Das  Vermögen,  dos  im  Jahre  1901  nur  425  845  M. 
betrug,  war  1913  auf  über  88  Millionen  Mark  angewachsen. 
Demgegenüber  können  die  beiden  anderen  Gewerkschaftsgruppen 
nur  mit  verhältnismäßig  bescheidenen  Ziffern  aufwarten.  Die 
christlichen  Gewerkschaften  halten  1913  342  785  Mitglieder  und 
einen  Vermögensbestand  von  9 682  796  M. ; die  Hirsch-Duncker- 
schen  Gewerkvereine  wiesen  in  demselben  Jahre  109  225  Mit- 
glieder und  ein  Gesamtvermögen  von  i 728  528  ^I.  nach. 

4.  Kapitel. 

Die  Programme  der  gewerkschaftlichen  Gruppen. 

Ihr  Verhältnis  zueinander. 

Weder  das  gewerkschaftliche  noch  das  sozialpolitische  Pro- 
gramm der  drei  großen  Gewerkschaftsgruppen  erklärt  es,  daß 
sie  getrennt  marschieren,  daß  insbesondere  die  stärkste  Gruppe 
der  Gewerkschaften  bei  einem  erheblichen  Teil  der  deutschen 
Arbeiter  teils  passiven,  teils  aktiven  Widerstand  findet. 

Das,  was  der  Führer  der  freien  Gewerkschaften,  Legien, 
schon  1894  in  knappen  orten  als  das  nächste  Ziel  der  Gewerk- 
schaften bezeichnete,  kann  von  den  Führern  der  christlichen 
und  Hirsch-Dunckerschen  Organisationen  ohne  weiteres  unter- 
zeichnet werden:  »Aufklärung  und  Bildung  der  Mitglieder  und 
Heranziehung  der  indifferenten  Arbeitermasse : Agitation; 
Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter,  Erhöhung  des  Lohnes  und 
Verkürzung  der  Arbeitszeit;  Streiks;  Erhebungen  über  die 
Lage  der  arbeitenden  Klassen:  Statistik.  Zur  Beförderung 
dieser  Hauptaufgaben  dienen  dann  Imterstützung  von  Arbeits- 
losen und  Reisenden,  Errichtung  von  Herbergen  und  Arbeits- 
nachweisen und  eventuell  fachgewerblicher  Lhiterricht.« 

Das  sozialpolitische  Programm  hat  der  6.  Kongreß  der 
freien  Gewerkschaften  (Hamburg  1908)  nach  einem  Referate 
Molkenbuhrs  folgendermaßen  festgelegt; 

I.  Zur  Sicherung  der  Keclitsverliältnisse : 

I.  Arbeitskammern;  2.  volle  Koalitionsfreiheit  für  alle  gegen  Lolin  oder 
Grehalt  beschäftigte  Personen;  3.  zwingendes  Recht  für  alle  zum  Scliutze  der 
Arbeiter  erlassenen  Gesetzesbestimmungen,  damit  sie  nicht  durch  Veuträge  auf- 
gehoben werflen  können;  /j.  eine  gesetzliclie  Grundlage  für  kollektive  Arbeils- 
verträge  ('rarifverträgel ; 5.  VerlK)t  des  'rrucksystems  in  allen  P'ormen. 

II.  Zum  Schutze  von  Leben  uml  GesundlKMt: 
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I.  Festsetzung  eines  höchstens  8 Stunden  betragenden  Xormalarheits- 
tages;  2.  Verbot  von  I'h\verl)sarl)eit  für  Kinder  unter  ij  Jahren;  3.  Verlxd 
der  Nachtarbeit,  anher  für  solclie  Arbeiten,  die  ihrer  Natur  nacli,  aus  Leehnisclien 
(h'iinden  der  öffentlichen  Wohlfafirt  des  Nachts  getan  werden  müssen;  4.  eine 
ununterbrochene  Ruhepause  von  mindestens  3b  Stunden  in  der  VVoclie  für  je<lcn 
Arbeiter;  3.  durchgreifende  gewerbliclie  Hygiene;  JCrlaß  von  wirksamen  Krank- 
heitsverhütnngsvorscliriftcn ; (>.  rnfalK^erhütnng,  unter  P>eteilignng  der  Arbeiter 
an  der  Kontrolle. 

in.  Zur  Bewahrung  vor  Versinken  in  Pauperismus:  Vereinheitlichung  und 
Ausdehnung  der  Arbeiterversicherung  unter  der  Selbstverwaltung  der  Ver- 
sicherten. a)  hintschädigungsbeträge  bei  den  bestehenden  Versicherungszweigen 
in  der  Hölie,  daß  die  Kfankcn,  Verunglückten  und  Invaliden  \or  Not  geschützt 
sind;  b)  Schaffung  einer  Mutterscliaitsversicherung ; c)  Scliaffung  einer  Arbeits- 
losciuersiclierung;  d)  Witwen-  und  Waisen  Versorgung. 

Auch  das  alles  sind  Forderungen,  die  schon  vor  dem  Welt- 
krieg von  der  gesamten  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter- 
schaft vertreten  wurden,  wenn  man  auch  über  das  Tempo  d(d' 
F)ewegung,  die  zum  Ziel  führen  sollte,  verschiedener  Meinung  wtir. 

Die  Zersplitterung  wäre  nun  an  und  für  sich  nicht  sehr  auf- 
fällig; wir  haben  sie  auch  in  anderen  Ländern,  ganz  besonders 
ausgeprägt  in  dem  gewerkschaftlichen  Musterland  England.  In 
dem  neuesten  Werk  über  Englands  Gewerkschaften,  dem 
Buch  von  ('.  M.  Lloyd,  Trade  Unionisme  (London  1915),  wird 
festgestellt,  daß  dort  in  fast  jeder  Industrie  eine  Menge  von 
unabhängigen  gewerkschafilichen  Organisationen  auf  schmälster 
materieller  Basis  besteht,  und  daß  die  Erkenntnis  von  der 
W'ichtigkeit  eines  engen  Zusammenschlusses  sich  eben  erst  Bahn 
zu  brechen  beginnt. 

Wäiirend  sich  jedoch  die  Zersplitterung  in  England  erklärt 
aus  p e r s ö n 1 i c h e n , 1 o k a 1 e n und  provinziellen 
Differenzen  (sehr  oft  findet  sich  z.  B.  neben  einer  zentralen  Organi- 
sp-tion  eine  Sondergründung  in  Schottland  oder  in  W ales),  haben 
wir  es  in  .1  )eutschhmd  mit  t i e f g e h e n d e n U n t e r s c h i e- 
d (‘  n d er  ])  o 1 i t i s c h e n u n d d e r W'  e 1 1 a n s c h a u- 
u n g zu  t u n.  Daß  die  freien  Gewerkschaften  schon  gleich  bei 
ihrer  Gründung  von  sozialistischem  Geiste  getragen  wurden, 
zeigte  Ixp'eits  unsere  historische  Skizze,  und  so,  wie  es  von 
>Vnl;>.ng  an  war,  ist  es  bis  heute  geblieben.  Richtig  aufgefaßt 
blcil)l  d;is  \'iel  zitierte  Wort  Bömelburgs,  das  er  ;uif  dem  4.  Ge- 
W(‘rksch:i.fLs- Kongreß  zu  Stuttgart  i()o2  sprach;  »Gewerkschafts- 
bewegimg  und  S(»zip,ld(‘mokrati(‘  sind  ('ins,  zw('i  Wege  gibt  es 
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hier  nicht«,  durchaus  wahr.  Außer  dem  nahen  gewerkschaftlichen 
Ziele  behalten  die  freien  Gewerkschaften  ein  Endziel  im  Auge ; 
die  Umwandlung  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  in  die 
sozialistische.  Als  Mittel  zum  Zweck  dient  ihnen  dabei  der 
»Klassenkampf«.  Da  scheiden  sich  die  Geister. 

Man  vergleiche  folgende  programmatischen  Erklärungen  mit- 
einander. Legien  sagt  in  seiner  Schrift  über  die  deutsche  Gewerk- 
schaftsbewegung (2.  Aufl.  1911) : 

»Die  Gewerkschaften  gehen  von  der  Ueberzeugung  aus,  daß  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  eine  unüberbrückbare  Kluft  besteht. 
Das  heißt  nicht  etwa,  daß  die  Kapitalisten  und  die  Arbeiter  als  Menschen 
nicht  Berührungspunkte  finden  könnten,  das  bedeutet  nur,  daß  die  auf  Vor- 
enthaltung eines  Teils  des  vom  Arbeiter  geschaffenen  Ertrages  der  Arbeit  be- 
ruhende Kapitalsanhäuiung  ein  besitzloses  Proletariat  bedingt,  das  seine  Ar- 
beitskraft um  jeden  Preis  verkaufen  muß.  Zwischen  denen,  die  diese  Zustände 
aufrecht  erhalten  w'ollen,  und  den  besitzlosen  Arbeitern  ist  eine  Scheidewand 
vorhanden,  die  nur  durch  Beseitigung  der  Lohnarbeit  aufgehoben  werden  kann. 
Hier  decken  sich  also  die  in  den  Gewerkschaften  vorhan- 
denen Anschauungen  mit  denen  der  sozialdemokratischen 
Partei.« 

Dagegen  heißt  es  in  den  Leitsätzen,  die  der  erste  christliche 
Gewerkschaftskongreß  im  Jahre  1899  annahm: 

Es  i.st  nicht  zu  vergessen,  daß  Arbeiter  und  Elnternehmer  gemeinsame 
Interessen  haben;  darauf  beruhend,  daß  beide  Teile  nicht  allein  als  zusammen- 
gehörige Faktoren  der  Arbeit  der  letzteren  Rechte  auf  angemessene  Entlohnung 
gegenüber  dem  Kapital,  sondern  vor  allem  die  Interessen  der  Erzeugung  von 
Gütern  gegenüber  dem  Verbrauch  derselben  zu  vertreten  haben.  — Beide  Teile 
beansprucheii  mit  Recht  eine  größtmögliche  Verzinsung  ihres  in  der  Erzeugung 
von  Gütern  enthaltenen  Kapitals  und  der  Arbeiter  seiner  Arbeitskraft.  Ohne 
beides,  Kapital  und  Arbeit,  keine  Produktion.  — Darum  soll  die  ganze 
Wirksamkeit  der  G e w e r k s c h a f t e n v o n v e r s ö h n 1 i c h e m 
Geiste  durchweht  u n (1  getragen  sein.  Die  Forderungen  müssen 
maßvoll  sein,  aber  fest  und  entschieden  \’ertreten  werden.  — Der  Ausstand  darl 
nur  als  letztes  Mittel  und,  wenn  Erfolg  verheißend,  angewandt  werden. 

Die  ffirsch-Diinckersclien  Gcwcrkvercine  erhielten  Anfang 
1908  ein  neues  I^rogramm,  in  dem  es  u.  a.  heißt: 

Wir  erstreben  die  Hebung  der  Arbeiterklasse  mit  Selbständigkeil  und 
( / 1 e i c h b e r c c h t i g u n g auf  de  ni  B o d e u der  beste  h e n d e u 
G e s e 1 1 s c h a f t s o r d n u Ji  g.  Zu  diesem  Zwecke  arbeiten  wir  mit  an  eiuei 
organischen  Reform  dieser  Ordnung  durch  Selbsthilfe  und  Staatshilfe.  - Wir 
gehen  dabei  von  der  ICrkenntuis  aus,  duß  der  .\rbeiter.st;uul  sich  iu  einer  unerfreu- 
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liehen  T.age  befindet  durch  seine  unsichere  und  unselbständige  Kxistenz  als  Ixihii- 
arbeiter.  Wir  wollen  dem  Arbeiter  innerhalb  des  I^ihn  Verhältnisses  eine  gesicherte 
Existenz  erkämpfen.  — Der  Aufbau  der  dazu  nötigen  Organisationen  ist  nur  zu 
erreichen  durcli  die  Weckung  und  Entwicklung  eines  begeisterten  Standesbe- 
wußtseins, das  bereit  ist,  ()])fer  zu  bringen.  - — ^ Wir  scheiden  uns  von  den  sozial- 
demokratischen Grewerkschaften  durch  den  Grundsatz  der  parteipolitischen 
Neutralität  und  dadurch,  daß  wir  an  Stelle  des  grundsätzlichen  Klassen- 
kampfes und  der  marxistischen  Forderung  des  Kollektiveigentums  in  erster 
Linie  die  Vereinbarung  mit  den  Arbeitgebern  in  Form  von  Tarifverträgen  setzen 
und  uns  auf  nationalen  Boden  stellen.  — 

Nun  ist  es  gewiI3  nicht  schwer , aus  gelegentlichen  AeuI3e- 
rungen  der  Gewerkschaftspresse  und  einzelner  Führer  zu  schließtui, 
daß  die  Gewerkvereine,  die  grundsätzliche  Gegner  des  Klassen- 
kampfes in  dem  Sinne  sind,  wie  ihn  sich  Karl  Marx  und  seine 
Anhänger  dachten,  ihren  bestimmt  formulierten  (Grundsätzen  in 
der  Praxis  nicht  immer  treu  geblieben  sind.  IGn  W'ort  des 
Generalsekretärs  der  christlichen  Gewerkschaften  Stegerwald, 
das  er  im  Jahresbericht  für  1907  aussprach,  charakterisiert  die 
Sachlage  ganz  gut:  »Mit  Süßholzraspeln  sind  bei  der  starken 
sozialdemokratischen  Bewegung  die  Massen  in  Deutschland  nicht 
zu  gewinnen.«  Berücksichtigt  man  die  damit  angedeuteten  Schwie- 
rigkeiten, denen  der  kleinere  Bruder  im  Kampf  mit  dem  größeren 
und  stärkeren  Bruder  Rechnung  tragen  mußte,  dann  wird  man 
namentlich  den  christlichen  Gewerkschaften  die  Anerkennung 
nicht  versagen  können,  daß  sie  ehrlich  bemüht  waren,  ihren 
Grundsätzen  im  Kampf  gegen  das  Kapital  Rechnung  zu  tragen 
Sie  wurden  namentlich  nicht  müde,  immer  wieder  zu  betonen, 
daß  für  den  Aufstieg  der  Lohnarbeiterklassen  die  dem  Volke 
gemeinsame  nationale  Kultur  und  Wirtschaft  der  Boden  sei, 
den  man  nicht  verlassen  dürfe;  sie  scheuten  sich  auch  nicht, 
von  Lohnbewegungen  energisch  abzurücken,  wo  sie  ihrer 
Auffassung  nach  nicht  in  erster  Linie  gewerkschaftlichen  Zielen, 
sondern  der  politischen  Agitation  dienstbar  gemacht  werden 
sollten.  IGs  sei  nur  an  das  Verhalten  der  christlichen  Gewerk- 
schaften anläßlich  der  letzten  großen  Bergarbeiterbewegung 
vor  dem  Krieg  erijmert.  Nachdem  die  Stellung  zum  Klassen- 
kam])f  eine  Zeitlang  hier  und  da  in  den  christlichen  Reihen  etwas 
unsicher  geworden  war,  wird  seit  i()io  in  den  Veröffentlichungen 
und  V(Tsammlung(‘n  der  clu'istlichen  Gewerkschaften  wieder  mit 
groß(‘m  Nachdruck  bcdonl,  daß  nicht  Klassenkampf,  sondern 
Klass(‘nversöhnung  das  Zi(‘i  d(‘r  ('hristlichen  Gewerkschaften 


Die  Programme  der  gewerkschaftl.  Gruppen,  Ihr  Verhältnis  zueinander.  X9 


sein  müsse;  was  natürlich  nicht  ausschließt,  daß  auch  auf  Seiten 
der  christlichen  Gewerkschaften  dem  Klassenbewußtsein  der 
Arbeiter  das  W'ort  geredet  wird. 

Zu  den  grundsätzlichen  Meinungsverschiedenheiten  über  die 
wirtschaftlichen  Ziele  und  Möglichkeiten  kommt  eben  bei  den 
christlichen  Gewerkschaften  die  Betonung  ihrer  Weltanschauung. 
Damit  stehen  sie  auch  im  starken  Gegensatz  zu  den  Hirsch- 
Duncker sehen  Gewerkve reinen,  die  in  ihrem  Programm  vom 
Jahre  1908  erneut  feststellen:  »Wir  scheiden  uns  von  den  christ- 
lichen Gewerkschaften  durch  den  Grundsatz  der  religiösen  Neu- 
tralität, den  wir  unverändert  hochhalten.«  An  der  Spitze  der 
für  die  christlichen  Gewerkschaften  grundlegenden  Mainzer  Leit- 
sätze steht:  »Die  Gewerkschaften  sollen  interkonfessionell 
sein,  d.  h.  Mitglieder  beider  christlichen  Konfessionen  umfassen, 
aber  auf  dem  Boden  des  Christentums  stehen.  Die  Erörterung 
konfessioneller  Fragen  ist  strengstens  auszuschließen.«  Letzteres 
konnte  um  so  leichter  hervorgehoben  und  auch  praktisch  durch- 
geführt werden,  weil,  wie  noch  näher  darzulegen  ist,  sowohl  für 
evangelische  wie  für  katholische  Arbeiter  besondere  konfessionelle 
Arbeitervereine  bestehen,  denen  die  Pflege  des  religiösen  Lebens 
Vorbehalten  bleibt. 

Selbst  wenn  also  die  freien  und  christlichen  Organisationen 
sich  in  ihren  Ansichten  über  die  Zweckmäßigkeit  ihres  wirtschaft- 
lichen Programms  einig  werden,  dann  würde  sich  daraus  noch 
nicht  ohne  weiteres  ergeben,  daß  es  nun  auch  organisatorisch  zu 
einer  Einigung  kommen  müßte.  Die  Einigungsversuche  schienen 
zeitweise  im  Bergbau  am  meisten  Erfolg  zu  verheißen.  Die  l.ei- 
tung  des  freien  Verbandes  der  Bergarbeiter  schrieb  in  ihrem 
Geschäftsbericht  pro  1905/06:  »Wir  halten  nach  wie  vor  das 
Vorhandensein  besonderer  christlicher  oder  polnischer  Organi- 
sationen für  überflüssig  und  schädlich  und  müssen  ihre  Zer- 
splitterungsarbeit bekämpfen.  Solange  sie  aber  mit  uns  einig 
sind  im  Kampfe  gegen  das  unterdrückende  arbeiterfeindliclie 
Kapital,  gehen  wir  mit  ihnen  Hand  in  Hand,  weil  wir  nur  gemein- 
sam am  ehesten  etwas  erreichen  können.  Dieses  Zusammengehen 
liegt  im  beiderseitigen  Interesse.«  Bc'kannt  ist  ja,  daß  im  Berg- 
bau die  sogenannte  Siebenerkommission  als  Bindeglied  zwiselnn 
den  einzelnen  Organisationen  fungierte.  Es  waren  in  ihr  di(‘  freien, 
die  christlichen  Gewerkschaften  und  die  Polen  mit  je  zwei  Vertr(‘- 
tern,der  Hirsch-Dunck(*rsche  Gew(‘rkver(‘in  inil  (‘inem  Dek'gierlen 
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vertreten.  In  diesen  Sitzungen  der  Siebenerkonniiission  war  das  Ver- 
hältnis ebenso  wie  in  gelegcntlic'.ben  gemeinsiimen  Sitznngcm  der 
Vorstände  immer  ein  recht  gutes.  »Aber  ist  eine  Aktion  zu  Knde. 
lassen  die  gemeinsamen  Sitzungen  nach,  dauert  es  gewöhnlich 
gar  nicht  lange,  und  der  Zank  und  Krach  in  Versammlungen 
und  in  den  Zeitungen  ist  wieder  da«  (Bericht  des  Verbandes  der 
B('rgarbeiter  i)ro  1907/08).  J)as  äuBert  sicli  manchmal  recht 
drastisch  in  den  Berichten  der  Bezirksleiter.  »Von  den  gegneri- 
schen Organisationen  waren  es  besonders  die  christlichen,  welche 
uns  in  der  schofelsten  und  unehrlichsten  Weise  bekämpftem« 
Solche  und  ähnliche  AeuBerungen  findet  man  häufig.  Namentlicli 
wirft  man  den  Christlichen  »systematisclie  Saalabtreiberei«  vor. 
Auf  christlicher  Seite  klagt  man  nicht  weniger.  Da  erzählt  z.  B. 
der  Leiter  des  Bezirkes  Oberhansen:  »Die  vollständig  verkehrte 
Agitationsweise  der  freien  (Gewerkschaften,  welche  durch  Ver- 
sammlungen und  sonstige  unwahre  Aussagen  über  die  christ- 
liclien  Gewerkschaften  Uneinigkeit  unter  den  Arbeitern  hervor- 
r 11  feil,  ist  zum  nicht  geringen  Teil  mit  schuld  an  der  schlechten 
khitwicklung  der  Organisation«  (Bericht  pro  1905/06.)  Wieder- 
holt klagen  die  C.liristlichen  ihrerseits  über  Saalabtreiberei  durch 
Mitglieder  der  sozialistischen  Organisation.  Allgemein  heißt  es 
in  (lern  (Geschäftsbericht,  den  der  Vorstand  des  Gewerkvereins 
cliristlicher  Bergarbeiter  pro  1907/08  erstattete;  »Der  alte  Ver- 
b;ind  hat  den  (äewerkverein  seit  seiner  Gründung  in  der  schärfsten 
und  vielfach  unehrlichsten  Weise  bekämpft  ...  In  der  Berichts- 
zeit geriet  der  Verband  noch  mehr  wie  früher  in  ein  radikales  und 
offenes  sozialdemokratisches  Fahrwasser  und  bemühte  sich  recht 
eifrig,  den  G-ewerkverein  als  Zentrumsgewerkverein  zu  verdäch- 
tigen. Die  Verbandsführer  glauben  eben  bei  der  herrschenden 
politischen  Konstellation  mit  solchen  Verdächtigungen  Geschäfte 
machen  zu  können.  M 'hr  wie  früher  spielt  sich  der  Kampf 
zwischen  den  Organisationen  in  der  Kleinagitation  ab.  Die 
Vertrauensleute  müssen  ihn  vorwiegend  ausfechten.  Was  in 
diesem  Kleinkrieg  gegen  uns  zusammengelogen  wird,  das  geht 
auf  keine  Kuhhaut  . . . Selbst  die  ersten  Führer  des  Verbandes 
sind  uns  gegenüber  vielfach  unglaublich  gehässig.« 

()i(^  Bergarbeiter  nehnum  hier  keine  Ausnahmestellung  ein, 
ja  si(‘  sind  sogar  viu'ständiger  in  der  Agitation,  die  eine  (Gruppe 
g(r£<(‘n  di(^  ande.D;  (Uitfaltet,  weil  sie  besonders  aufeinander  an- 
g(‘wiesen  sind.  Ich  b('gnüge  mich,  hii'r  nui  noch  ein  Zitat  mit- 
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Zuteilen,  cUis  ich  einem  Belicht  des  Zentralverbandes  christlicher 
Textilarbeiter  entnehme,  und  das  deutlich  zeigt,  daß  die  Gegner- 
schaft auch  da  nicht  Halt  macht,  wo  man  doch  unbedingte 
Solidarität  erwarten  sollte,  bei  Lohnbewegungen;  »Das  Ver- 
hältnis zum  sozialdemokratischen  )deutschen«  Textilarbeiter- 
verbande  hat  sich  nicht  geändert.  Die  Verbände  stehen  einander 
scharf,  stellenweise  sogar  feindselig  gegenüber.  Noch  immer 
kommt  es  bei  Lohnbewegungen  und  Kämpfen  vor,  daß  der 
»Deutsche«  Verband,  falls  er  die  Ma.jorität  hat,  unsere  Mitglieder 
ausschaltet.  Da  wirkt  es  komisch,  wenn  seine  Funktionäre  bei 
umgekehrten  Verhältnissen  regelmäßig  mit  Emphase  i\.nerken- 
nung  und  Gleichberechtigung,  mitunter  sogar  noch  viel  mehr 
verlangen.  Vergebliche  Liebesmühe!  Wer  Rechte  beansprucht, 
darf  nicht  so  inkonsequent  sein,  dieselben  Rechte  unter  gleichen 
Verhältnissen  zu  verweigern.  Wenn  schon  — ■ denn  schon!  Auch 
das  »berühmte«  Agitationsmittel  der  »Genossen«,  den  christlichen 
Verband  und  seine  Führer  bei  jeder  passenden  und  unpassenden 
Gelegenheit  zu  verleumden,  als  arbeiterverräterisch  hinzustellen, 
muß  noch  immer  herhalten.« 

Dcra.rtige  Beispiele  legen  den  Wunsch  dar,  daß  für  den 
Kampf  der  Arbeiter  untereinander  Formen  gefunden  werden, 
die  nicht  verbitternd  und  damit  hemmend  wirken.  Damit  ist 
noch  nicht  gesagt,  daß  eine  Verschmelzung  der  Gruppen  vom 
soziaden  Standpunkt  aus  wünschenswert  ist.  Es  kann  ga.r  kein 
Zweifel  darüber  bestehen,  daß  durch  die  gesonderte  christliche 
Gewerkschaftsbewegung  hunderttausende  von  Arbeitern  gewerk- 
scludtlich  orga.nisiert  werden  konnten,  die  aus  religiösen  oder 
politischen  G-ründen  den  freien  Organisationen  nicht  beigetreten 
wären.  Die  Gegensätze  sind  nun  einmad  da.,  und  man  ka.nn  sie 
nicht  dadurch  beseitigen,  daß  man  sie  in  einen  Verband  hinein- 
zwängt. Das  winde  eine  Vogel-Stra.uß-Politik  sein,  die  sich 
bitter  rächen  könnte.  Diese  Feststellung  hindert  aber  nicht, 
erneut  zu  betonen,  wie  verhängnisvoll  es  füi’  die  deutsche  Gewerk- 
s(diadtsbewcgung  geworden  ist,  dadi  einst  an  ihrer  Wiege  Par- 
teipolitik Gevatter  gestanden  hat.  Aber  das  ist  nun  einma.l  eine 
d(!r  Fatalitäten  der  geschichtlichen  Iintwickhing,  daß  ma.n  Felder 
<lei  Vergangenheit  ma.nchmad  nicht  wieder  gut  ma.clien  ka.nn. 

Viel  hdchter  a.ls  eim;  VerscliuK'lzung  (Um*  christlichen  und 
der  freien  Gewerkscha.ftcm  wird  eine  AngliedcM'ung  d(‘r  Hirsch- 
Dunckersch(Mi  V(M'bände  a.n  die  hdzteiam  mfiglich  S(un.  Von  der 
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engen  Verbindung  der  Mirscli-J)un('kerschen  (xewerkvereiiie  mit 
den  liberalen  Ikirteien  kann  sclion  langst  keinem  Rede  mehr  sein. 
Auf  dem  Verbemdstag,  der  im  Mai  Kjio  stattfand,  wurde  eine 
Entschliebung  angenommen,  in  der  es  liieß:  »Die  Arbeiter  können 
keiner  l^artei  angeliören,  die  die  gegenwärtige  zur  Herrschaft 
des  Produktionsleiters  über  den  Arbeiter  fülirende  (xestaltung 
des  Arbeitsverliäitnisses  unverändert  aufrecht  erhalten  will.«  Im 
Einklang  damit  wurde  in  der  Aussprache  verlamgt,  man  solle 
gegenüber  der  Sozialdenrokratie  eine  verbindlichere  Haltung 
einnehmen.  Das  sind  doch  Ideen,  die  von  jener  liberalen  Wirt- 
schaftsauffassung fern  abliegen,  aus  der  heraus  die  Gewerk- 
vereine Ende  der  sechziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  von 
Ma.x  Hirsch  und  Fra.nz  Duncker  ins  Leben  gerufen  wurden. 

Man  würde  irren,  wenn  man  glauben  wollte,  dalj  die  Gewerk- 
schaftszersplitterung in  Deutschlamd  sich  auf  die  genannten  drei 
Organisationen  beschränke.  Im  Bergbau  gab  es  z.  B.  bei  uns 
in  Deutschland  vor  dem  Kriege  aaißer  dem  Bergarbeiterverbande 
dem  christlichen  Gewerkverein  und  dem  Hirsch-Dunckerschen 
Gewerkverein  eine  polnische  Berufsvereinigung,  bergmännische 
Faxhabteiliingen  der  katholischen  Arbeitervereine,  Reichstreue 
(Niederschlesien  und  Mansfeld)  und  Christlich-nationale  (Sieger- 
land), einen  ost-  und  westpreußischen  Bergarbeiterverband  usw. 

Speziell  für  den  Bergbau  hat  die  1902  gegiündete  polnische 
Berufsvereinigung  nicht  unerhebliche  Bedeutung.  Diese  Vereini- 
gung, die  im  Anfang  unseres  Jahrhunderts  nach  dem  Muster  der 
deutschen  Gewerkschaften  als  national-polnische  Gewerkschaft  ge- 
bildet wurde,  und  die  im  Westen  zum  ersten  Male  bei  dem  großen 
Bergarbeiteransstamd  im  Frühjahr  1905  hervorgetreten  ist,  zählte 
1903  erst  5000  Mitglieder  mit  8000  M.  Vermögen,  1908:  50  000  Mit- 
glieder mit  336  000  M.  Vermögen.  Im  Mai  1909  kamen  zu  einem 
Gewerkschaftskongreß  in  Bochum  folgende  polnische  Verbände 
zusammem:  die  polnische  Berufsvereinigung  mit  dem  Sitz  in 
Bochum,  der  Bcn'ufsverband  in  der  Provinz  Posen  und  der  Verein 
zur  gegejiseitigen  Hilfe  in  Oberschlesien.  Der  letztere  Verband 
S(*tzt  sich  lediglich  a.us  polnischen  Arbeitern  der  Montanindustrie 
in  Olxirschlesieji  zusammen.  Diese  drei  Verbände  haben  sich 
V(;rschmoIz(‘]i  und  d('n  Namen  des  größten  Verbandes  »Polnische 
Beriifsvereinigung«  angenommen.  Diese  polnische  Organisation 
z^i]ill(‘  i()io  rund  bo  000  zahlendem  Mitglieder,  davon  50000  im 
Rulirgebict,  Nordd(Mitschl;ind  und  Westpreußen  und  10000  in 


Aufbau  und  Verfassung  der  Gewerkschaften. 


93 


Posen  und  Oberschlesien.  Ende  1913  hatte  die  Polnische  Berufs- 
vei'einigung,  die  ihren  Sitz  in  Kattowitz  genommen  hatte,  78  55/I. 
Mitglieder;  das  Vermögen  bezifferte  sich  etwa  auf  % Millionen 
Mark.  — Als  der  Jenaer  Parteitag  der  sozialdemokratischen  Partei 
einen  Beschluß  annahm,  daß  insbesondere  für  Oberschlesien 
an  Stelle  der  getrennten  deutschen  und  polnischen  Organisation 
eine  Einheitsorganisation  zu  schaffen  sei,  griffen  die  darauf 
folgenden  heftigen  Auseinandersetzungen  zwischen  polnischen 
und  deutschen  Arbeiterführern  natürlich  auch  auf  das  gewerk- 
schaftliche Gebiet  über  mit  dem  Erfolg,  daß  die  polnischen 
nationalen  Leidenschaften  nur  um  so  heftiger  aufflammten. 
Charakeristisch  ist  der  Ausspruch  eines  polnischen  Führers: 
»J3as  Hemd  ist  ein  Pole  und  der  Sozialismus  Jacke.« 

5.  K a p i t e 1. 

Aufbau  und  Verfassung  der  Gewerkschaften. 

Aus  der  Geschichte  und  den  Zwecken  der  gewerkschaftlichen 
Ox'ganisationen  ergibt  sich,  daß  für  deren  Verfassung  »schlag- 
fertig sein«  alles  bedeutet.  Ständige  Fühlungnahme  zwischen 
Haupt  und  Gliedern,  Verbindung  von  Demokratie  und  Disziplin, 
möglichst  weitgehende  Selbstverwaltung  auch  in  den  unter- 
geordneten Instanzen  und  doch  wieder  straffe  Zusammenfassung 
der  einzelnen  zu  einer  Einheit,  daher  Verdrängung  jeder  Sonder- 
bündelei: das  müssen,  in  einigen  Schlagworten  zum  Ausdruck 
gebracht,  die  Grundgedanken  für  Aufbau  und  Verwaltung  der 
0:ganisationen  sein,  die  im  Kampfe  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  mitreden  und  erfolgreich  handeln  wollen 

Die  Aufgabe  der  0:ganisation  wird  zunächst  darin  bestehen 
müssen,  in  einer  »Satzung«  die  verfassungsmäßige  Grundlage 
für  die  Vereinigung  festziisetzen.  Gleichzeitig  wird  auszusprechen 
sein,  was  die  Organisation  will  und  wie  sie  ihren  Willen  erreichen 
möchte:  das  »Programm«  ist  festzustellen.  Satzung  und  Pro- 
gramm unterliegen  im  einzelnen  natürlich  fortwährenden  Aende- 
rimgen,  weil  sie  sich  den  gesammelten  fmfahrungen  und  der 
veränderten  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  an})assen  müssen. 
Kein  Jahr  vergeht  daher,  in  dem  nicht  umfassende  Satzungs- 
änderungen in  dieser  oder  jener  Gewerkschaft  Vorkommen;  neue 
Einrichtungen  werden  geschaffen,  vorhandene  unterliegen  fort- 
wälircnd  einer  mehr  oder  minder  gründlichen  Revision. 
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Das  demokratische  Ihinzip  würde  mm  fordern,  dah  niclit 
irgend  weJclie  ^Machthaber,  sondern  di(‘  (icsamtlieit  der  beteiligten 
(lenosscn  über  den  Inhdlt  der  Satzungen  und  des  Ih'ogramms  zu  ent- 
scheiden hätten.  J)ie  Urabstimmung  trägt  diesen  Postiilaten 
am  weitgehendsten  Reclmnng.  Vom  Standpunkt  der  J)emokrati(‘ 
aiis  betraclitet,  ist  das  Re])nisentativsystem  in  jh'dcr  Form  (än 
unvollkommenes  Surrogat,  zuletzt  ergeben  sich  immen*  wied(‘r 
mutatis  luutandis  die  Konse(iuenzen,  die  Karl  Marx  in  seiner 
Wrteidigungsrede  vor  den  Köhu'r  (ieschworenen  am  (j.  Fe.bruar 
i84()  aussprach;  »Die  Nationalversammlung  hvA  keine'  Rechte' 
für  sich.  Das  Volk  hat  ihr  nur  die  ])ehau})tung  seiner  eigene*]! 
Rechte  übertragen.  Vollführt  sie  ihr  ^Mandat  nicht,  se)  ist  ('s 
erloschen.  Das  Volk  tritt  dann  in  eigener  IVrson  auf  die  Kühne* 
und  handelt  aus  eigener  Machtve)11konunenheit.« 

(ilaubt  man  aber  ohne  Vertreterversammlung  nicht  aus- 
kommen  zu  können,  dann  ist  eine  mit  Mandaten  zu  vorher 
bestimmten  Zwecken  zusammengetrel  ene  J lelegie'rtenve'rsair ii'- 
lung  wieder  demokratischer  als  das  System  der  ste]!digen  Ver- 
treterversammlung,  wo  die  Vertreter  nicht  nur  für  eine  bestimmte 
Tagung  gewählt  sind,  sondern  ein  Mandat  auf  bestimmte  Z('it 
erhalten  und  während  dieser  Zeit  nach  Bedarf  zu  Sitzungen  zu- 
sammentreten. Es  besteht  offenbar  bei  den  großen  gewerkschaft- 
lichen Verbänden  neuerdings  starke  Neigung,  den  letzteren 
Weg  zu  betreten.  Man  denkt  an  einen  aus  50  bis  100  Mit- 
gliedern bestehenden  »Aktionsausschuß«,  der  zur  Aufstellung 
des  Aktionsprogramms  und  zur  Beilegung  der  Differenzen  über 
die  'faktik  bei  größeren  Streiks  und  Aussperrungen  Zusammen- 
tritt, »um  »aristokratischen«  Maßnahmen  der  Verbandsleitung 
eine  Art  »demokratischer«  Sanktion  zu  geben«. 

J)ie  hmfahrung  hat  es  gelehrt,  daß  die  (lewerkschalt«  n 
um  so  mehr  in  der  Lage  sind,  den  schnell  wechselnden  Anfoi de- 
rungen  der  ITaxis  gerecht  zu  werden,  je  weiter  sie  sich  von  dun 
Fi  inzi])  der  Dejuokratie  in  diesem  Punkte  enienien.  Das  trifft 
namentlich  auch  hinsichtlich  des  U'mlanges  der  Machtbefugnisse 
der  »kixekutive«  zu.  Wie  in  der  Verfassung  der  modernen 
Staaten  tritt  nämlich  auch  bei  den  (iew('rkschatten  neben  die 
gesetzge.bendc  di('  vollzieheiuh*  (iewalt.  [lue  erste  Auf- 
gabe  ist  natürlich,  di('  P)eschlüss('  dt*]'  gesetzgebc'uden  Versamm- 
lung zur  Austührung  zu  bringen,  aber  da]i('b('n  darf  es  ihr  an 
eigener  Iniliativc*  nicht  f('hl(‘n.  j (*  f r e i (*  r und  euer- 
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g i s c h e r sich  diese  eigene  Initiative  der 
E X e k u t i V b e h ö r d e entfalten  kann,  um  so 
besser  ist  das  für  die  Schlagkraft  der  Or- 
ganisation, — wenn  und  soweit  das  Vertrauen  der  Vereins- 
genossen dadurch  nicht  erschüttert  wird.  Erfolg  wird  diese 
Initiative  um  so  mehr  versprechen,  je  inniger  die  Fühlungnahme  der 
einzelnen  persönlichen  Mitglieder  der  Exekutivbehörde  ist,  je 
besser  sie  — extensiv  und  intensiv  — die  eigene  Position  und 
die  des  Gegners  zu  überschauen  vermögen,  je  leichter  es  ihr 
wird,  Beschlüsse  wirksam  zu  machen.  Das  muß  um  so  mehr 
betont  werden,  je  umfangreicher  die  Kämpfe  geworden  sind,  und  je 
größer  infolgedessen  auch  die  Verantwortung  der  Leiter  der 
Arbeiterbewegungen  werden  mußte.  Grundsätze,  die  schön  und 
gut  waren,  als  die  Lohnstreitigkeiten  über  lokale  Grenzen  nicht 
hinausgingen,  können  nun  verhängnisvoll  werden. 

Je  größer  die  gewerkschaftliche  Organisation,  je  umfang- 
reicher die  Aufgabe,  um  so  weniger  werden  die  von  den  Mitgliedern 
der  Exekutivorgane  verlangten  Dienste  »nebenamtlich«  geleistet 
werden  können;  für  Arbeiter  gilt  dies  naturgemäß  noch  mehr 
als  für  Organisationen  besser  Gestellter.  Gewisse  besonders  zur 
Betätigung  innerhalb  der  Organisation  befähigte  Vereinsgenossen 
müssen  »freigestellt«  weiden;  sie  geben  ihr  Arbeitsverhältnis  auf  und 
werden  Beamte  der  Gewerkschaften.  Je  mehr  sich  der  »Beamte«  in 
seiner  sozialen  Stellung  und  in  seiner  Erinnerung  von  seiner  Ai- 
beiterpraxis  entfernt,  um  so  größer  wird  die  Gefahr,  daß  er  den 
Ideen  seines  neuen  Milieus  mehr  Rechnung  trägt,  als  seinen  frühe- 
ren Kollegen  wünschenswert  ist , jedenfalls  liegt  namentlich  bei  An- 
hängern der  materialistischen  Geschichtsauffassung  ein  solcher 
Argwohn  nahe.  Das  sind  wohl  auch  die  Erwägungen  gewesen,  die 
die  gewerkschaftlichen  Organisationen  der  deutschen  Arbeiter  ver- 
anlaßt haben,  die  Exekutivbehörden  aus  ehrenamtlichen  u n d 
besoldeten  Mitgliedern  zusammenzusetzen.  Dadurch  ist  es  möglich, 
ges(chäftliche  Gewandtheit  und  Erfahrung  im  Organisationsleben 
sowie  stetige  Bereitschaft  für  alle  vorkommenden  Arbeiten  mit 
unmittelbarer  Einsicht  in  die  ökonomischen  und  sozialen  Gestal- 
tungen im  Berufsleben  zu  verbinden. 

Diesen  allgemeinen  Bemerkungen  hisse  ich  nunmehr  eiiu‘ 
Schilderung  des  Aufbaues  und  dca*  Veilassung  der  deutschen 
Gewerkschaften  folgen.  Kritiscln;  B(*merkungen  kann  ich  mir 
dabei  um  so  imäir  ers])aren,  w’cäl  im  sjiätercm  Verlanf  meinc-r 
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Darstellung  noch  (jclegonhcit  genug  geboten  ist,  zu  zeigen,  wie 
sich  die  einzelnen  Einrichtungen  der  Gewerkschaften  praktisi'h 
bew^ahren.  Ich  werde  der  Reihe  nach  bes])rechen;  i.  die  gesetz- 
gebende Gew’alt,  2.  die  vollziehende  Gewelt,  3.  die  berufliclie 
Crliederung  und  4.  die  lokale  Gliederung. 

I.  Die  gesetzgebende  Gewalt. 

Es  wurde  schon  betont,  daß  die  Urabstimmung  am  besten 
dem  demokratischen  ('harakter  der  (Gewerkschaften  gerecht  wird. 
Klar  und  präzise  bringen  das  die  Statuten  der  Buchbinder  zum 
Ausdruck:  »Der  Verband  stützt  sich  in  seinem  Wirken  auf  die 
Anllkommenste  Demokratie,  d.  h.  er  gewährleistet  seinen  Mit- 
gliedern das  Recht,  durch  Urabstimmung  alle  den  Verband 
interessierenden  Angelegenheiten  nach  ihrem  Willen  zu  regeln.« 
Ini  allgemeinen  wird  aber  die  Urabstimmung  in  den  Hinter- 
grund zu  rücken  versucht;  schon  technische  Schwierigkeiten 
(Größe  des  Lokals  usw.)  stehen  ihr  zuweilen  im  Wege.  Die  der 
Abstimmung  vorausgehende  genaue  Aufklärung  der  Massen  und 
die  darauf  folgende  freie  Aussprache  führen  zu  leicht  dazu,  daß 
der  Gegner  Einblicke  und  Aufklärungen  erhält,  die  von  vorn- 
herein den  Erfolg  in  Frage  steilen  können.  Und  andererseits  wird 
es  auch  dem  geschicktesten  Arbeiterführer  manchmal  unmöglich 
sein,  die  oft  recht  verwickelte  wirtschaftliche  Sachlage  so  klar 
zu  machen,  daß  alle  Versammlungsteilnehmer  ein  zutreffendes 
Urteil  mit  nach  Hause  nehmen.  Manchmal  wird  in  den  Satzungen 
deutlich  zum  i\usdruck  gebracht,  daß  die  Urabstmmung  nur 
einen  sekundären  Charakter  hat.  Bei  den  Brauern  z.  B.  ist  die 
Urabstimmung  als  Ersatz  für  die  Generalversammlung  vor- 
gesehen, »wenn  dringende  Sachen  zu  erledigen  sind,  welche  nur 
durch  Anhörung  der  Verbandsmitglieder  geregelt  werden  können, 
und  der  V e r h a n d s t a g in  absehbarer  Zeit 
nicht  a b g e halt  e n w i r d«.  Bei  den  Bildhauern  dient 
di(3  Urabstimmung  dazu,  »die  Meinung  der  gesamten  Mitglieder 
zu  erfahreji«;  sie  findet  spätestens  4 \\’ochen  vor  der  General- 
versammlung statt,  wenn  sie  J/j  der  Zweigvereine  mit  mindestens 
Uj  aller  Mitglieder  des  Verbandes  spätestens  6 Wochen  vor  der 
(htjieralversammlung  beantragen.  Damit  ist  die  früher  möglich  ge- 
W(!sene  Korrektur  von  Gcmeralversammlungsbeschlüssen  aufgeho- 
bc'ii.  Das  Statut  d(‘s  Verbaiuh'S  deutscher  lE'rgarbeiter  (freie  Cic- 
werkschall)  erklärt,  daß  die  W'rbandsleitung  bei  »wichtigen  \Vr- 
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anlas sungen«  Urabstimmung  vornehmen  lassen  kann.  Eine  Ur- 
abstimmung hat  aber  auch  dann  stattzufinden,  wenn  der  vierte 
Teil  der  Mitglieder  diesbezügliche  iVnträge  an  den  Vorstand 
stellt.  Wichtige  Beschlüsse  der  Generalversammlung,  namentlich 
solche,  welche  eine  Erhöhung  oder  eine  Ermäßigung  der  regel- 
mäßigen Beiträge  oder  Leistungen  des  Verbandes  betreffen, 
sind  vor  ihrer  Durchführung  einer  Urabstimmung  zu  unter- 
werfen, sofern  die  Generalversammlung  mit  Dreiviertel- 
mehrheit solches  beschließt.  Es  wird  noch  zu  zeigen  sein, 
wie  verhängnisvoll  da  die  Urabstimmung  wirken  kann,  wo  sie 
der  Masse  die  Entscheidung  über  komplizierte  und  tiefgreifende 
Fragen  anheimgibt. 

Sofern  keine  Urabstimmung  herbeigeführt  wird,  ist  die 
maßgebende  Instanz  die  Generalversammlung,  die  durch  Wahl 
der  Mitglieder  zustande  kommt,  wobei  manchmal  dafür  gesorgt 
ist,  daß  die  kleineren  Organisationen  durch  die  größeren  nicht 
zu  leicht  majorisiert  werden  können.  In  einigen  Verbänden 
wird  das  Uebergewicht  der  großen  Zweigvereine  gemildert  durch 
Festsetzung  einer  Höchstzahl  von  Delegierten,  die  einem  Zweig- 
verein zustehen.  Anderswo  wird  eine  Abstimmung  in  der  Form 
vorgenommen,  daß  Verwaltungsstellen  etwa  mit  300  Mitgliedern 
einen  Delegierten  wählen,  daß  ein  weiterer  Delegierter  aber  erst 
gewählt  werden  darf,  wenn  z.  B.  mindestens  800  Mitglieder  der 
betreffenden  Zahlstelle  angeschlossen  sind.  Die  Statuten  schreiben 
vorwiegend  geheime  Wahl  mit  absoluter  Majorität  vor.  Das 
Wahlreglement  erläßt  der  Vorstand.  Mitglieder,  die  mit  ihren 
Beiträgen  länger,  als  es  statutarisch  zulässig  ist,  rückständig 
sind,  verlieren  das  Wahlrecht.  Die  Generalversammlung  hat 
insbesondere  folgende  Aufgaben: 

I.  Wahl  des  Zentralvorstandes  und  seine  Absetzung,  2.  Ge- 
nehmigung der  Rechenschaftsberichte,  3.  Ernennung  und  Be- 
soldung von  Angestellten,  4.  Anregung  und  Beschlußfassung 
bezügl.  neuer  wichtiger  Einrichtungen  für  den  ganzen  Verband, 
5.  Festsetzung  der  regelmäßigen  Beiträge,  6.  Bestimmung  über 
die  Verwaltung  und  Verwendung  der  Verbandseinnahmen,  soweit 
sie  nicht  durch  Satzung  und  Geschäftsordnung  geregelt  ist, 

7.  Beschlußfassung  über  alle  Anträge,  welche  auf  statut- 
gemäßem Wege  der  Generalversammlung  unterbreitet  werden, 

8.  die  Bestimmung  des  Ortes  der  nächsten  Generalversamin- 
lung. 

Adol  f Wr-hcr,  Kampf.  2,  Atifl. 
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Die  (lenenilversammhing  faßt  ilire  Bc'seliliisse  gewölmlic'li 
mit  einfacher  Stimmenmehrheit.  Zur  Aendernng  der  Statuten 
ist  eine  qualifizierte  Majorität,  in  der  Regel  der  anwesenden 
stimmberechtigten  Teilnehmer,  erforderlich.  Hinsichtlich  (h'r 
Größe  der  Majorität  werden  zuweilen  noch  weitergehende  An- 
sprüche gestellt.  So  heißt  es  z.  B.  in  den  Satzungen  der  christ- 
lichen Textilarbeiter,  daß  eine  prinziiäelle  Aendernng  d(‘r 
Satzungen,  welche  sich  auf  den  interkonfessionellen  und 
unpolitischen  ('harakter  des  Verbandes  bezieht,  nur  mit  J4  Mehr- 
heit beschlossen  werden  könne.  Bei  der  Entscheidung  über  Fragen 
von  prinzipieller  Bedeutung  können  gewöhnlich  auf  Beschluß 
der  Mehrheit  der  stimmberechtigten  Mitglieder  der  General- 
versammlung auch  namentliche  Abstimmungen  stattfinden;  in 
der  Regel  ist  in  solcherw  Fällen  die  Zahl  der  vertndenen  Verbands- 
mitglieder ausschlaggebend. 

Ein  recht  schwieriges  Problem  ist  damit  gegeben,  daß  die 
Beamten  einerseits  der  Generalversammlung  unterstellt  sind, 
anderseits  aber  auch  wieder  mit  ihrem  Rate  für  die  Beschlüsse 
der  Generalversammlung  unentbehrlich  sind.  Im  allgemeinen 
steht  man  auf  dem  Standpunkt,  daß  es  unzweckmäßig  sei, 
Personen  Stimmrecht  in  einer  Körperschaft  zu  verleihen,  der 
sie  zur  Rechenschaft  verpflichtet  sind.  Die  Regel  ist  daher  wohl 
bei  den  Gewerkschaften,  daß  die  Beamten  zwar  auf  dem  Ver- 
bandstage anwesend  sein  müssen,  daß  ihnen  aber  Stimmrecht 
nicht  zugebilligt  wird.  Diese  Bestimmungen  gelten  jedoch  nur  für 
Vorstandsbeamten  und  gewöhnlich  noch  für  den  Redakteur  des 
Verbandsorgans.  So  heißt  es  z.  B.  im  § 36  des  Statuts  -gültig 
ab.  I.  Juli.  1909)  des  deutschen  Metallarbeiterverbandes:  »Die 
beiden  Vorsitzenden,  der  Hauptkassierer,  der  Sekretär,  der  Ver- 
treter der  Beisitzer  des  Vorstandes,  der  Vertreter  des  Ausschusses, 
die  Redakteure  des  Verbands  organes  und  die  übrigen  Mitglieder 
des  Beirats  haben  nur  beratende  Stimme.«  Besoldete  Angestellte 
der  Zweigvereine,  der  Bezirke,  der  Gaue  usw.  neliu^en  bei  den 
.Abstimmungen  der  Generalversammlung  keine  Ausnahmestellung 
(än.  Zuweilen  kommt  es  auch  vor,  daß  es  den  Mitgliedern  des 
Vorstandes  und  des  Ausscluisses  sowie  dem  Redakteur  des 
Verbaiidsorganes  frcästc'lil,  1 )elegiertenmandate  anzunehmen, 
womit  daun  uatüilich  aucli  die  Ausübung  des  Stimmrechtes 
V(!rkuiij)ft  ist.  (häeilet  wird  die  Generalversammlung  durch  den 
Vorsitzendeu  des  Vc'i'bamh'S ; .Vusuahuum  gibt  es  aber  auch 
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hiervon;  so  schrieb  z.  B.  das  Statut  der  Bauhilfsarbeiter  vor, 
daß  das  Bureau  der  Generalversammlung  vollständig  aus  den 
Delegierten  selbst  zusammengesetzt  sein  müsse. 

Die  den  Delegierten  zuzubilligenden  Diäten  sind  entweder 
in  den  Statuten  grundsätzlich  festgelegt,  oder  die  Generalver- 
sammlung beschließt  selbst  darüber. 

Beispiele:  Einerseits  Statut  des  Verbandes  deutscher  Bergarbeiter  § 50: 
»Die  Entschädigung  (Diäten)  für  die  Teilnehmer  an  ihren  Beratungen  setzt  die 
Generalversammlung  fest«;  andererseits  Statut  des  deutschen  Metallarbeiter- 
verbandes § 35:  »Jeder  Abgeordnete  erhält  für  jeden  Tag  seines  notwendigen 
Aufenthaltes  am  Orte  der  Generalversammlung  9 Mark  Diäten  und  6 Pfg.  für 
jeden  zurückgelegten  Bahnkilometer  als  Entschädigung  für  die  Kosten,  den  Zeit- 
aufwand seiner  Reise  von  seinem  Wohnort  nach  dem  Ort  der  Generalversamm- 
lung und  zurück.  Außerdem  erhält  jeder  Abgeordnete  6 Mark  pro  Werktag  für 
nachweislich  entgangenen  Arbeitsverdienst,  unter  Ausschluß  derer,  die  festes 
Einkommen  haben.« 

Damit  die  Kosten  der  Generalversammlung,  die  natürlich 
namentlich  für  kleinere  Verbände  sehr  drückend  sein  können, 
möglichst  nutzbringend  sind,  wird  den  Delegierten  nahegelegt, 
mit  der  Reise  zur  Generalversammlung  eine  Agitationstour  zu 
v^erbinden;  die  Satzungen  der  Buchbinder  fordern  sogar  aus- 
drücklich, daß  die  Hin-  und  Rückreise  der  Delegierten  zur 
(Generalversammlung  möglichst  für  Agitationsversammlungen 
ausgenützt  werden  sollen. 

II.  Vollziehende  Gewalt. 

Hin  und  wieder  werden  durch  das  Statut  Rechte,  die  eigent- 
lich der  Generalversammlung  zustehen  sollten,  den  Exekutiv- 
organen übertragen,  so  z.  B.  das  Recht  der  Kooptation.  Scheidet 
ein  Vorstandsmitglied  aus,  oder  ist  es  dauernd  verhindert,  sein 
Amt  zu  verwalten,  so  kann  der  Vorstand  sich  selbst  ergänzen. 
Dies  sieht  u.  a.  das  Statut  des  Zentralverbandes  christlicher  Bau- 
handwerker und  Bauhilfsarbeiter  Deutschlands  vor.  Einige  freie 
Gewerkschaften,  die  Bäcker,  die  Bergarbeiter,  geben  dem  Vor- 
stand das  Recht,  »das  Statut  abzuändern,  wenn  aus  der  neueren 
(Gesetzgebung  oder  Gerichtspraxis  dem  Verbände  ein  Nachteil 
droht«.  Bei  anderen  Organisationen  sind  derartige  Rechte  an 
die  Zustimmung  des  sog.  Ausschusses  (s.  u.)  gebunden.  Auch 
kann  der  Vorstand  niclit  selten,  in  dringlichen  Eallen,  außer- 
ordentliche dem  Statut  und  dem  Verbandszwccku'  nicht  zuwider- 
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laufende  Maßregeln,  z.  B.  zeitweise  Erhöhung  der  Beiträge  odc'r 
Herabsetzung  der  Unterstützungsbeiträge,  anordnen.  Der  Kampl- 
charakter  der  Gewerkschaften  bedingt  es  eben,  daß  die  J^^xekiitiv- 
behörde,  wenn  Gefahr  im  Verzüge  zu  sein  scheint,  befragt  ist, 
»ohne  Rücksicht  auf  die  Beschlüsse  der  (Generalversammlung  gegen 
den  Willen,  ja  öfter  zum  sclieinbaren  Schaden  der  Mitglieder,  Ent- 
scheidungen im  Lebensinteresse  der  gesamten  Organisation  zu  tref- 
fen« (Adolf  Braun).  Doch  auch  davon  abgesehen  sind  die  Funk- 
tionen des  Vorstandes  äußerst  mannigfaltig.  Der  Vorstand  vertritt 
den  Verband  gerichtlich  und  außergerichtlicli.  Er  hat  die  (G(‘- 
schäfts-  und  Kassenführung  zu  besorgen,  das  Verbandsvermögen 
zinsbar  anzulegen,  Bücher  und  Wertgegenstände  sorgfältig  zu 
bewahren.  Er  hat  für  richtige  Anwendung  der  Statuten  zu  sorgen 
und  die  Beschlüsse  der  Generalversammlung  auszuführen.  Die 
Vornahme  von  statistischen  Erhebungen  wird  der  Vorstand  von 
Zeit  zu  Zeit  veranlassen  müssen,  um  für  die  Forderungen,  die  er 
im  Interesse  der  organisierten  Arbeiterschaft  geltend  macht, 
Material  zu  erhalten.  Die  verantwortlichste  Aufgabe  des  Vor- 
standes liegt  in  seinem  Entschließungsrecht  bei  Ausständen,  bei 
Sperren;  »er  soll  das  Ganze,  die  Gesamtlage  des  Berufs  über- 
blicken, er  soll  daher  in  erster  Reihe  berufen  sein,  dem  blinden 
Vorwärtsdrängen  wirklicher  Heißsporne  oder  bewußter  Ruhe- 
störer* entgegenzu treten«  (Heilborn). 

Weit  wichtiger  als  die  Zusammensetzung  der  Generalver- 
sammlung ist  daher  die  Zusammensetzung,  die  Wahl  des  Vor- 
standes. Daß  das  gemischte  System  sich  dabei  empfiehlt,  wurde 
oben  bereits  betont.  Daher  haben  die  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen der  deutschen  Arbeiter  meist  daran  festgehalten,  daß 
die  Exekuii\'behörde  aus  ehrenamtlichen  und  besoldeten  Mit- 
gliedern zusammengesetzt  ist.  Die  Veiwaltung  des  Deutschen 
Metallarbeiterverbandes  z.  B.  ruht  in  den  Händen  eines  neun- 
köpfigen Vorstandes,  der  aus  4 besoldeten  Mitgliedern  und  5 unbe- 
soldeten Beisitzern  besteht.  Der  Vorstand  des  deutschen  Holzar- 
beiterverbandes zählt  II  Mitglieder,  darunter  5 besoldete  Mitglieder 
und  6 unbesoldete  Beisitzer.  Mehr  als  ein  Dutzend  Personen 
umfaßt  der  Vorstand  nur  sehr  selten.  Bei  einigen  Organisationen, 
so  z,  B.  bei  den  Buchdruckern,  hat  man  aber  noch  eine  Ergänzung 
g(ischaffen,  damit  bei  wichtigeren  Entscheidungen  die  Veront- 
wortung  des  Vorstandes  auf  breiter  Besis  ruhen  kenn.  Diese 
Ivigänzung  findet  in  d(M'  Weise  statt,  daß  die  Leiter  der  Bezirks- 
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OTganisalionen,  der  Gaue  und  dergl.  bei  wichtigen  Beschlüssen 
zur  Entscheidung  mit  herangezogen  werden.  Die  Statuten  der 
Bauhilfsarbeiter  und  der  Bergarbeiter  schreiben  vor,  daß  auch  die 
Redakteure  der  Verbandsorgane  mit  zum  Verbandsvorstande 
gehören  sollen.  Der  Zweck  dieser  Debung  ist  die  Herbeiführung 
einer  imponierenden  Geschlossenheit  xiach  außen.  Der  Redak- 
teur soll  von  den  Intentionen  des  Vorstandes  unterrichtet  sein 
und  die  Haltung  des  Verbandsorganes  mit  der  Taktik  des  Vor- 
standes in  Uebereinstimmung  bringen.  Das  war  deshalb  sehr 
notwendig  geworden,  weil  nicht  selten  die  Redaktion  des  Ver- 
bandsorganes und  der  Veibandsvorstand  veischiedene  Wege 
gingen,  wodurch  natürlich  die  Einheitlichkeit,  Geschlossenheit 
des  Vorgehens  aufs  äußerste  gefährdet  wurde.  Setzt  sich  der 
Vorstand  — wie  es  die  Regel  ist,  wenigstens  bei  den  freien  Ge- 
werkschaften — • aus  besoldeten  und  unbesoldeten  Mitgliedern  zu- 
sammen, so  v/erden  gewöhnlich  nur  die  besoldeten  Vorstandsmit- 
glieder von  der  Generalversammlung  gewählt,  während  die  un- 
besoldeten von  dem  Zweigvereine  gewählt  werden,  der  sich  am 
Sitze  des  Verbandes  befindet. 

Z.  B.  § 25  des  Statuts  des  Deutschen  Metallarbeiter  verband  es:  »Die  Ver- 
waltung des  Verbandes  besteht  aus  einem  Vorstand  von  9 Mitgliedern: 
I.  und  2.  Vorsitzender,  den  Hauptkassierer,  Selcretär  und  5 Beisitzern.  Der 
I.  und  2.  Vorstand,  der  Hauptkassierer  und  der  Sekretär  werden  von  der  General- 
versammlung mittels  geheimer  Abstimmung  durch  absolute  Mehrheit  auf  die 
Dauer  bis  zur  nächsten  ordentlichen  Generalversammlung  gewählt.  — Die  Bei- 
sitzer des  Vorstandes  werden  von  den  Mitgliedern  des  Ortes,  an  dem  der  Verband 
seinen  Sitz  hat,  auf  die  gleiche  Dauer  gewählt,  und  soll  hierbei  auf  die  verschie- 
denen Branchen  der  Metallindustrie  möglichst  Rücksicht  genommen  werden.« 

Doch  kommt  es  auch  vor.  daß  alle  Vorstandsmitglieder 
durch  die  Generalversammlung  gewählt  werden.  Die  Wahl  durch 
Urabstimmung  war  zwar  früher  gelegentlich  \''orgesehen,  so  z.  B. 
bei  den  Buchbindern,  aber  praktisch  ist  sie  nie  geübt  worden. 
Xatürlich  gibt  es  von  diesen  üblichen  Verfahren  mancherlei 
.Vusnahmen.  Bei  den  Bildhauern  werden  die  Aemter  zur  Be- 
werbung 4 Wochen  vor  der  Generalversammlung  im  Verbands- 
organe ausgeschrieben.  Ueber  die  Qualifikation  der  Bewerber 
entschied  dann  der  Zentralvorstand  in  Gemeinschaft  mit  einer 
vom  Zweigverein  am  Sitze  des  Verbandes  gewählten  Komm.ission. 
Diejenigen,  die  für  die  Stelle  als  geeignet  befunden  wurden, 
kamen  dann  in  der  Gcmeralversammlung  in  Vorschlag.  Später 
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fiel  die  Koinniission  weg  und  der  Ausselniß  nahm  unter  dem 
Beirat  des  Zentralvorstandes  die  Auslese  unter  den  Bewerbern 
vor,  bis  endlich  sämtliche  Bewerbungen  der  Generalversammlung 
unterbreitet  wurden. 

Als  höchste  Kontroll-  und  Beschwerdeinstanz,  die  nament- 
lich in  den  Zeiten  zwischen  den  Generalversammlungen  wirksam 
werden  soll,  um  die  amtliche  Tätigkeit  des  Haupt  Vorstandes 
zu  überwachen,  und  um  die  Beschwerden  über  die  Verbandszeitung 
und  die  Entscheidungen  der  Verbandsleitung  zu  prüfen,  ist 
gewöhnlich  ein  Ausschul3  von  5 — 8 Personen  eingesetzt;  dessen 
Wahl  wird  einem  Zweigvereine  zugewiesen,  und  zwar  so,  daß 
Ausschuß  und  Verbandsvorstand  verschiedene  Wohnorte  haben. 
Innerhalb  von  14  Tagen  nach  der  Generalversammlung  hat  die 
Konstituierung  zu  erfolgen.  Die  Amtsdauer  währt  bis  zur  näch- 
sten Generalversammlung.  Dieser  Ausschuß  tritt  zugleich  als 
Schiedsgericht  in  Funktion,  gegen  dessen  Urteile  zwar  Berufung 
an  den  Verbandstag  zulässig  ist,  die  in  der  Regel  aber  doch  ^ds 
endgültig  hingenommen  werden.  Gewisse  wichtige  Rechte  sind 
bei  einigen  Gewerkschaften  einem  Kollegium  übertragen,  das 
aus  Vorstand  und  Ausschuß  besteht.  Nach  dem 
Statut  der  Holzarbeiter  kann  der  Ausschuß  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Vorstand  mit  Dreiviertelmajorität  jedes  Mitglied  des  Vor- 
standes und  Ausschusses,  auch  die  Vorsitzenden  vom  Amte 
entsetzen,  sofern  sie  die  Ueberzeugung  gewinnen,  daß  deren 
Geschäftsführung  oder  Verhalten  den  Interessen  des  Ver- 
bandes zuwiderläuft. 

III.  Die  lokale  Gliederung. 

Die  Grundlage  für  den  Aufbau  der  einzelnen  Organisationen 
bilden  Ortsvereine,  die  gewöhnlich  als  Zahlstelle  oder  Verwaltungs- 
stelle bezeichnet  werden.  Bei  den  freien  Gewerkschaften  genügen 
5 — 20  an  einem  Orte  befindliche  Mitglieder  des  Verbandes 
zur  Bildung  einer  Zahlstelle.  Die  Zahlstellen  wählen  aus  ihrer 
.Mitte  einen  Vorstand.  Die  sehr  wichtige  und  mühsame  Klein- 
arbeit der  Agitation  von  Mann  zu  Mann,  die  lokalen  Lohn- 
b(‘wegiingen,  die  statistischen  Erhebungen,  die  Prüfung  über 
llnterstütziingsbedürftigkeit  und  dergl.  mehr  ist  Aufgabe  der 
Zahlstelle.  Ifs  ist  nur  billig,  daß  dann,  wenn  die  Zahl-  oder 
Verwaltungsstelhm  au  Mitgliederzahl  sehr  stark  sind,  ihnen  bei 
ICrktdiguug  d(U’  laulendeu  Aulgabeu  größere  Freiheit  zugebilligt 
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wird  als  das  bei  den  kleinen  und  kleinsten  Zahlstellen  der 
sein  kann.  So  bestimmen  z.  B.  die  Statuten  des  Metallarbeiter- 
verbandes, daß  die  Zahl-  oder  Verwaltungsstellen  mit  mehr  als 
3000  Mitgliedern  größere  Selbständigkeit  besitzen,  so  z.  B.  bei 
der  Entscheidung  über  Arbeitseinstellungen.  Uebrigens  umfaßt 
eine  Zahlstelle  durchaus  nicht  immer  nur  einen  Ort ; im 
Gegenteil  hält  man  meist  darauf,  daß  da,  wo  mehrere, 
namentlich  kleinere  Orte  ein  einheitliches  Lohngebiet 
bilden,  die  verschiedenen  Orte  in  einer  gemeinsamen  Zahlstelle 
zusammengeschlossen  werden.  Bei  einigen  Organisationen,  so 
bei  den  Zimmerern,  können  Zahlstellen,  die  sich  über  mehrere 
Orte  erstrecken,  nach  Maßgabe  der  örtlichen  Verhältnisse  in 
»Bezirke«  gegliedert  werden. 

Dem  Gesamtverband  gegenüber  ist  die  Zahlstellenversamm- 
lung für  die  Erreichung  des  Verbandszwecks  im  Zahlstellen- 
gebiet verantwortlich  und  maßgebend.  Wie  sich  der  Wille 
der  Zahlstelle  äußert,  durch  Urabstimmung  oder  durch  ein 
Repräsentativsystem  oder  durch  eine  Verbindung  des  einen 
mit  dem  anderen,  das  ist  nicht  nur  von  Verband  zu  Verband, 
sondern  auch  innerhalb  der  einzelnen  Organisationen  von  Zahl- 
stelle zu  Zahlstelle  so  verschieden  geregelt,  daß  allgemein  Gelten- 
des sich  darüber  nicht  sagen  läßt. 

Bei  den  meisten  freien  Gewerkschafen  schieben  sich  als 
Mittelglieder  zwischen  den  Ortsvereinen  und  dem  Zentralverband 
meist  Gaue  oder  Bezirke  ein,  die  unter  dem  Vorsitz  eines  Bezirks- 
leiters die  Agitation  auf  breiterer  Basis  durchführen  sollen  und 
bei  Lohnbewegungen,  bei  Abschluß  von  Tarifen  dafür  sorgen 
müssen,  daß  die  einzelnen  lokalen  Vereinigungen,  namentlich 
für  in  sich  abgeschlossene  Wirtschaftsgebiete,  in  ständiger  Füh- 
lung bleiben  und  nicht  etwa  eine  Zahlstelle  zum  Nachteil  einer 
anderen  vorgeht. 

Der  Aufbau  der  christlichen  Organisationen  ist  im  wesent- 
lichen derselbe,  wenn  sich  im  einzelnen  auch  gewisse  Ab- 
vv^eichungen  ergeben. 

Die  innere  Organisation  des  Zentral verbandes  cliristliclier  Textilarbeiter 
ist  beispielsweise  die  folgende:  An  allen  Plätzen,  an  denen  sieb  genügend  Mit- 
glieder zusammenfinden,  sind  Ort.sgruppen  oder,  wenn  die  Mitgliederzahl  zu  ge- 
ring ist,  Zahlstellen  des  Verbandes  errichtet.  Für  jede  Zahlstelle  führt  ein  Vor- 
standsmitglied, für  jede  Ortsgruppe  ein  Vorstand  die  Geschäfte.  Außer  dem  Vor- 
sitzenden wählt  jede  Ortsgruppe,  wenn  weniger  als  50  Mitglieder  vorhanden  sind, 
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noch  2 Vorstandsmitglieder  mit  einfacher  Stimmenmehrlieit.  Hat  die  Ortsgruppe 
mehr  als  50 — 100  Mitglieder,  so  werden  außer  dem  Vorsitzenden  3 Vorstands- 
mitglieder gewählt.  Sind  mehr  als  100  Mitglieder  vorhanden,  so  wählt  die  Orts- 
gruppe für  jedes  angefangene  weitere  Hundert  ein  Vorstandsmitglied  hinzu. 
Die  Befugnisse  und  Aufgaben  der  Ortsgruppen  und  Zahlstellen  sind  laut  Statut; 

a)  Anwerbung  von  Mitgliedern,  Anmeldung  und  Abmeldung  derselben, 
wenn  nötig,  bei  der  Polizeibehörde; 

b)  Einkassierung  der  Eintrittsgelder  und  Beiträge,  Buchung  und  Einsen- 
dung derselben  an  die  Zentralkasse; 

c)  Vertrieb  des  Verbandsorgans; 

d)  Abhaltung  von  Versammlungen; 

e)  Ausführung  der  Beschlüsse  der  Verbandsorgane; 

f)  Erhebungen,  Berichterstattung  und  Stellung  von  Anträgen  an  den  Vor- 
sitzenden des  Agitationsbezirkes  sowie  die  Zentralleitung,  besonders 
über  gewerbliche  Mißstände. 

Zwischen  Zentralvorstand  und  Ortsgruppe  bzw.  Zahlstelle  stehen  sog. 
Agitationsbezirke,  die  der  Zentralvorstand  möglichst  nach  Textilindustrie- 
distrikten abgrenzt.  Zweck  dieser  Agitationsbezirke  ist,  eine  intensive  und  ge- 
regelte Agitation  zu  entfalten,  eine  genaue  Kontrolle  der  einzelnen  Ortsgruppen 
und  Zahlstellen  zu  ermöglichen  und  dem  Zentralvorstande  die  Geschäftsführung 
zu  erleichtern.  Mindestens  einmal  im  Jahre  hält  jeder  Agitationsbezirk  eine  Be- 
zirkskonferenz ab,  zu  der  die  einzelnen  Ortsgruppen  je  nach  ihrer  Mitgliederzahl 
einen  oder  mehrere  Vertreter  zu  delegieren  haben.  Diese  Bezirkskonferenzen, 
zu  denen  auch  die  freigestellten  Beamten  des  Bezirks  mit  vollem  Stimmrechte 
gehören,  sollen  dazu  dienen,  über  die  Verhältnisse  im  Bezirke  und  in  den  einzel- 
nen Ortsgruppen  Klarheit  zu  schaffen,  sowie  neue  Anregung  für  die  Agitation 
zu  geben. 

Viele  Jahre  hindurch  stritt  man  lebhaft  darüber,  namentlich 
bei  den  freien  Gewerkschaften,  ob  Zentralorganisation  oder 
Lokalorganisation  das  bessere  sei.  Abgesehen  von  Meinungs- 
verschiedenheiten über  die  politische  Betätigung  standen  auf 
der  einen  Seite  die  Erwägungen,  daß  größere  Zentralorganisation 
größere  Machtbefugnisse  des  Vorstandes,  stärkeres  Anwachsen 
des  Beamtenelements  nach  sich  ziehen  müßte.  Das  Prin*zip 
der  Demokratie  werde  dadurch  gefährdet.  Dem  standen  auf 
der  anderen  Seite  Zweckmäßigkeitsgründe  gegenüber,  geringere 
Unkosten,  größere  Schlagfertigkeit,  verwaltungstechnische  Vor- 
züge mancherlei  Art.  Der  Streit  nahm  manchmal  ungemein 
(;r])itt(;rte  Formen  an.  Um  Kjio  schienen  die  »Lokalisten«  ihre 
I<oll(;  in  d(‘r  d(“.utschen  G(‘weTkschaftsbewegung  ausgespielt  zu 
liaben. 
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Da  aber  ihre  Ansicht  der  theoretische  Widerpart  der  Zen- 
tralisation war,  mußte  deren  zeitweises  Versagen  Wasser  auf  die 
Mühlen  der  Lokalisten  führen.  Je  größer  die  Organisationen 
werden,  je  mehr  der  Idealismus  der  gewerkschaftlichen  Frühzeit 
zurücktrat,  die  Führer  den  Massen  innerlich  fremder  wurden, 
der  bürokratische  Apparat  dem  einzelnen  das  Gefühl  nahm,  daß 
er  als  Genosse  zum  Genossen  sprach,  um  so  leichter  konnte  sich 
der  Lokalismus  oder  Syndikalismus  Gehör  verschaffen.  Dieser 
Syndikalismus  war  in  Frankreich  etwas  anders  als  bei  uns  in 
den  letzten  Jahren  vor  dem  Krieg;  dort  aktive  Kritik  an  der 
politischen  und  gewerkschaftlichen  Arbeiterbewegung,  hier  nrr 
Gegnerschaft  gegen  die  Taktik  und  Organisationsform  der  großen 
gewerkschaftlichen  Verbände;  eine  Grenze,  die  natürlich  nicht 
als  ewiges  Dogma  respektiert  wird. 

Nicht  in  allen  Verbänden  ist  die  Zentralisation  gleich- 
mäßig vorwärts  geschritten;  manchmal  mußte,  teils  aus 
historischen  Gründen,  teils  aus  Zweckmäßigkeitserwägungen, 
lokalen  Organisationen  eine  größere  Selbständigkeit  zugebilligt 
werden,  als  eigentlich  vom  Standpunkt  der  straffen  Zentrali- 
sation wünschenswert  sein  mag. 

An  den  einzelnen  Orten  gibt  es  nun  natürlich  nicht  nur 
Zahlstellen  für  einen  Verband,  sondern  entsprechend  der 
Berufsgliederung  eine  mehr  oder  minder  große  Anzahl  von  ver- 
schiedenen Zahlstellen.  Selbstverständlich  ist  es  durchaus  wün- 
schenswert, daß  ein  Bindeglied  zwischen  diesen  verschiedenen 
Berufsvereinigungen  desselben  Orts  geschaffen  wird.  Für  die 
freien  Gewerkschaften  ist  dies  in  den  sog.  Gewerkschaftskartellen 
gegeben,  lieber  ihre  Aufgabe  äußerte  sich  eine  Resolution  des 
Frankfurter  Gewerkschaftskongresses  (1899)  wie  folgt: 

»Die  Gewerksclial'tskartelle  l)aljen  die  gemeinsamen  gewerkschaftlichen 
Interessen  ihres  Ortes  zu  vertreten,  wie  Regelung  des  Arbeitsnachweises  und  des 
Herbergswesens,  der  Statistik,  Bibliotheken,  Errichtung  von  Arbeitersekre- 
tariaten u.sw.  Sie  haben  die  Arbeiterinteressen  gegenüber  den  Behörden:  Ge- 
werbeinspektionen, Gemeindeverwaltung  usw.  und  bei  Wahlen  zu  Gew’erbe- 
gerichten  und  Versicherungsanstalten  zu  wahren.  Sie  haben  weiter  im  lun Ver- 
ständnis mit  den  betreffenden  Ürganisationsleitungen  die  Agitation  unter  den 
Berufen,  deren  Organisationen  aus  eigener  Kraft  dazu  nicht  imstande  sind,  zu 
unterstützen.  — Die  Beschlußfassung  über  Streiks  ist  ausschließlich  Aufgabe  der 
Vorstände  der  Zentralverbände.  — Die  Kartelle  sind  verpfliclitet.  dem  Zentral- 
vorstand der  Organisation,  die  am  Orte  in  einen  Streik  eintreten  will  oder  sich 
im  Streike  befindet,  auf  Erfordern  einen  Situationsbericht  zu  geben.  Materielle 
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rnterstützung  fi'ir  Streiks  wird  seitens  des  Kartells  nur  dann  gewährt,  wenn  der 
Zentralvorstand  der  im  Streike  befindlichen  Organisation  dies  beantragt  oder 
seine  Zustimmung  erteilt  hat.  l'ebcr  die  'I'aktik  bei  Lohnbewegungen  und  bei 
auftauchenden  Fragen  innerhalb  ihres  ('rewerbes  entscheidet  die  betreffende 
( fewerkschaft  selbständig. « 

Diese  Resolution  war  dureh  manclierlei  Uebelstände  ver- 
iinlaßt  worden,  die  sich  allmählich  im  Anschluß  an  die  Wirksam- 
keit der  Gewerkschaftskartelle  heraiisgebildet  hatten.  Die  Kar- 
telle hatten  sich  mehr  um  Lohnbewegungen  gekümpiert,  als 
eigentlich  ihrem  inneren  Wesen  entsprechend  war.  ]Ls  ist  selbst- 
verständlich, daß  bei  der  Lohnbewegung  z.  B.  der  Maurer  an 
einem  bestimmten  Ort  die  Bergarbeiter  oder  die  ä'extilarbeiter 
weder  das  nötige  sachverständige  Urteil,  noch  das  erforderliche 
Interesse  h?,ben,  um  entscheidend  mitzubestimmen,  ob  gestreikt 
werden  soll  oder  nicht.  Vielmehr  sind  an  dieser  Frage  dagegen 
interessiert  die  Maurer  in  anderen  Orten  und  anderen  Distrikten. 
Da  über  die  Gesamtlage  natürlich  der  Zentralvorstand  am 
kundigsten  für  ein  Gewerbe  urteilen  kann,  so  mußte  sich  bei 
solchen  Fragen  manchmal  ein  Gegensatz  zwischen  den  Anschau- 
ungen des  Gewerkschaftskartells  und  den  Meinungen  des  Zen- 
tralvorstandes ergeben.  Eine  Reihe  von  Verbänden  wurde  des- 
halb, weil  die  Gewerkschaftskartelle  sich  größere  Entscheidungs- 
befugnis bei  Arbeitseinstellungen  angemaßt  hatten,  als  zuträglich 
war,  zu  Streiks  veranlaßt,  denen  sie  nicht  gewachsen  waren, 
und  die  sie  finanziell  schwer  schädigten.  Um  das  für  die  Zukunft 
zu  verhindern,  nahm  der  Frankfurter  Kongreß  die  eben  er- 
wähnte Resolution  an. 

Trotzdem  fuhren  aber  die  Kartelle  fort,  selbständig  Aus- 
stände zu  unterstützen.  Das  führte  dann  auf  dem  Stuttgarter 
Kongreß  1902  zur  Annahme  eines  Antrages  der  Metallarbeiter, 
welche  dem  Kartelle  erneut  untersagten,  in  das  Bestreben, 
bessere  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  zu  erreichen,  einzu greifen. 
Wenige  Jalire  später  mußte  man  sich  in  Köln  1905  nochmals 
mit  derselben  Frage  beschäftigen  — mit  dem  Resultate,  daß  man 
(hm  kljiren  Beschluß  faßte;  »Den  örtlichen  Gewerkschaftskartellen 
ist  (;s  nicht  gestattet,  in  die  Aufgaben  der  Zcntralorganisation 
(änzugreifen,  insbesondere  nicht  in  das  Bestreben,  bessere  Lohn- 
lind  A,ii)eitsbedingungen  zu  erreichen.  Die  Beschlußlassung  über 
Strc'iks  unterli(!gt  nicht  d(‘r  Zuständigkeit  der  Gewerkschafts- 
kartelle.« Die  G(‘werks('l)aftskart{'ll(‘  haben  nunmehr  ihre  Aut- 
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gaben  darin  zu  erblicken,  die  »gemeinsamen  gewerkscliaft- 
lichen  Interessen  des  Ortes  zu  vertreten«. 

Neustens  wurden  die  Aufgaben  der  Kartelle  geregelt  in 
den  in  Nürnberg  (Juli  1919)  beschlossenen  Satzungen  des  »All- 
gemeinen deutschen  Gewerkschaftsbundes«,  die  übrigens  statt 
von  Kartellen  von  Ortsausschüssen  sprechen.  Der  § 55  dieser 
Satzungen  macht  die  Ortsausschüsse  zu  Trägern  der  Arbeiter- 
und Gewerkschaftssekretariate  und  sieht  zugleich  vor,  daß  sie 
auf  gemeinschaftliche  Kosten  der  Ortsvereine  Gewerkschafts- 
liäuser  errichten  können.  Die  den  Ortsausschüssen  entstehen- 
den Kosten  werden  entweder  durch  regelmäßige  vierteljährliche 
Büträge  pro  Mitglied  oder  im  Wege  des  Umlageverfahrens 
nach  der  durchschnittlichen  Mitgliederzahl  gedeckt.  Der  § 58 
wiederholt  wörtlich  den  oben  erwähnten  Kölner  Beschluß  betr. 
die  Beschlußfassung  über  Streiks. 

Damit  sind  den  Gewerkschaftskartelien  Aufgaben  gesetzt 
und  Grenzen  gezogen,  welche  die  deutschen  Gewerkschaften  vor 
einem  Fehler  hüten  werden,  an  dem  die  englische  Gewerkschafts- 
bewegung krankt : einen  zu  weit  getriebenen  Lokalismus.  Gerade 
derjenige,  der  als  unbefangener  Volkswirt  dem  Gewerkschafts- 
problem gegenübersteht,  muß  hoffen,  daß  auch  die  neueste  Zeit 
daran  im  deutschen  Gewerkschaftsleben  keine  grundsätzliche 
Aenderung  bringt. 

rV.  Berufliche  Gliederung. 

Wie  sich  die  drei  Hauptgewerkschaftsgruppen  und  einige 
wichtige  Nebengruppen  im  Jahre  1913  auf  die  einzelnen  Berufe 
verteilen,  zeigt  folgende  Uebersicht  (zusammengestellt  nach  den 
Berichten  des  Statistischen  Reichsamtes)  : 

L a n fl  w i r t s c li  a f t.  Industrie  der  Steine  und 

G r den. 

20  267 

7^24  G/lasarbeiter  (Fr.  G.)  . . . 18231 

Porzellanarbeiter  (Fr.  G.)  . 10072 

Steinarbeiter  (Fr.  (r.)  . . . 30  310 

3 57*'  Keram  i.nd  Steinarl.eiter 


Landarbeiter  (Fr.  G.)  . . . 

Gärtner  (Fr.  G.) 

Forst-,  Land-  usw.  Arbeiter 

(dir.  G.) 

Gärtner 


I)  Nicht  berücksichtigt  ist  in  der  Tabelle  der  Verband  der  Fabrikarbeiter 
Deutschlands,  oer  Anfang  1914  130  341  Mitglieder  zählte,  die  sehr  verschie- 
denen Industrien  angehörten,  in  <ler  Hauptsache  aber  der  chemischen,  Kali-, 
Gun.mi-,  Papier-,  Seifen-,  Zucker-,  Nahrungsmittel-,  Zementindustrie. 
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G\l  e t a 1 1 i n cl  n s t r i c nsw. 


Kn]>fersclimie(le  (Fr.  G.)  . . 3 337 

Metallarbeiter  (Fr.  G.)  . . . 344  ()34 

Schiffszimmerer  (Fr.  G.)  . . 3 333 

Metallarbeiter  (Chr.  G.)  . . 41  013 

Maschinenbau-  n.  Metallar- 
beiter (H.-D.) 43  ^i<-> 

Wirtschaftsfrdl.  \’ereine  . . 102  287 

Vb.  kath.  Arb.-V.  Berlin: 

Metall-  usw.  Arb 15 

Industrie  der  Holz-  u n d 
S c h n i t z s t o f f e. 

Bildhauer  (Fr.  (G.)  ....  3 71b 

Böttcher  (Fr.  G.) 8 632 

Holzarbeiter  (F'r.  G.)  . . . 103073 

Holzarbeiter  (Chr.  (G.)  . . . 17660 

Bildhauer  (H.-D.l 313 

Holzarbeiter  (H.-D.)  ....  5 310 

Wirtschaftsfrdl.  Vereine  . . i 170 

Vb.  kath.  Arb.-V.  Berlin: 

Holzarbeiter 4 936 


Industrie  der  N a h r u n <4  s- 
u n d G e n u ß m i 1 1 e 1. 


Bäckern.  Konditoren  (F'r.  G.)  28  734 

Brauerei-  und  Mühlenarbei- 
ter (Fr.  G.) 5T  317 

Fleischer  (Fr.  Cr.) 6 3.57 

l'abakarbeiter  (Fr.y^G.)  . . 3^  713 

Nähr.-  11.  Genußm.-Tnd.-.A.rb. 

(Chr.  G.) 3 926 

'rabakarbeiter  (Chr.  (G. ) . . 6 444 

' Bäcker  u.  Konditoren  (H.-D.)  260 

Wirtschaftsfrdl.  Vereine : 

Bd.  der  Bäcker-(Konditor-) 

(Gesellen  Deutschlands  . 14  Soo 


Deutscher  Fleisrhergesellen- 


bund  7 600 

B c r g b a u. 

Bergarbeiter  (Fr.  (G.)  . . . 101  986 

Bergarbeiter  (Chr.  (G.)  . . . 63  129 

Bergarbeiter  (H.-J.).)  ....  2 487 

Poln.  Berufsvereinigi.ne . 

Bergarbeiter 30  900 

Hüttenarbeiter 11422 

Wirt.schaftsfrdl.  Vor.  (Berg- 
bau usw.)  30  518 

Mansfehler  llerg- und  Hütlen- 

arbeiler  (wirtsdialtslrdl.i  . 10881 

X'e.rb.  kalli.  Arb.-V.,  F.erlin: 

Bergaibeiter 12. p 4 


Chemische  I n d n s 1 r i e. 


Wirtschaftsfrdl.  Vereine  . . 12081 

r e X t i 1 i n d u s t r 1 o. 

Textilarbeiter  (Fr.  G.)  ...  138  07(1 

0 (Chr.  (G.’'  . . 37  i()  > 

1'extilarbeiter  (H.-D.)  ...  6 303 

Wirtschaftsfrdl.  Vereine  . . 7641 


Papierindustrie. 
Buchbinder  (Fr.  G.)  ....  33  377 


Lederindustrie  usw. 
Lederarbeiter  (Fr.  G.)  ...  16  481 

Sattler  u.  Portefeuiller  (F'r  (i.)  14  855 
'Tapezierer  (Fr.  G.)  ....  10  164 

Lederarbeiter  (Chr.  G.)  , . 6091 

Wirtschaftsfrdl.  Vereine  . . 4 286 

Bekleidung  s g e w erbe. 
Blumenarbeiter  (Fr.  (G.l  . . i 104 
Hutmacher  (Fr.  G.)  ....  n 927 
Kürschner  (Fr.  G.)  ....  3 952 

Schneider  (Fr.  G.)  ....  48712 

Schuhmacher  (F'r.  (G.)  ...  44  363 

Schneider  (Chr.  (G.)  . . . . 4 999 

Schneider  (H.-D.) 3 966 

Schuhmacher  u.  Lederarbei- 
ter (H.-D.) 5 200 

Vb.  kath.  Arb.-V.,  Berlin: 

Bekleid. -Ind. -Arbeiter  , . 3 095 

Baugewerbe. 

Asphalteure  (Fr.  G.)  ...  i 275 

Bauarbeiter  (Fr.  G.''  . . . 310441 

Dachdecker  (Fr.  G.)  . . . . 8505 

Glaser  (Fr.  G.) 4 280 

Maler  (Fr.  G.) 44  842 

Steinsetzer  (Fr.  G.)  . . . . ii  164 

Töpfer  (Fr.  G.) 10  166 

Zimmerer  (Fr.  G.)  ....  59  831 

Bauarbeiter  (Chr.  G.)  ...  42  441 

Maler  (Chr.  G.) I 065 

Bauhandwerker  (FT.-D.)  . . i 200 

Maler,  Lackierer  usw.  (H.-D.)  i 130 

'Töpfer  u.  Ziegler  (H.-D.)  . i 386 

Vb.  k.ath.  Arb.-V.,  Berlin: 

Bauarbeiter 10  637 

P o 1 y g r a p h i s c h e CG  e w e r b e. 

Buchdrucker  (Fr.  (G.)  ...  68  915 

ßuchdrnckcrcihilfsarb.  (F'r.  G.)  13  934 

Lithographen  (Fr.  G.)  . . - 1^533 

Giitenberg-Bd.  (dir.  CG.)  . . 3 440 
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Graphischer  Zentralvb.  (Chr, 
G.)  

■2  7.S7 

Handelsgewerbe, 

V e r- 

k e h r s g e w e r b e. 
dransportarbeiter  IFr.  G.)  . 

229  427 

Straßenbahner-Vd.  (unabh.) 

3 012 

Wirtschaftsfrdl.  Vereine  . . 

21  521 

Gemischt-berufl.  und  son- 

stige  Verbände. 

Fabrikarbeiter  (Fr.  G.) 

207  300 

Maschinisten  (Fr.  G.)  . . . 

26  267 

Fabrik-  usw.  Arbeiter  (Chr.  G. 

) IT  220 

Fabrik-  u.  Handarbeiter  (H.- 

D.)  

18  555 

Poln.  Berufsvereinigung : 
Handwerker 

14  329 

Wirtschaftsfrdl.  Verbände: 
Gemischte  Vereine  . . . 

19  892 

Vb.  kath.  Arb.-V.,  Berlin. 
Fabrik-  usw.  Arbeiter  . . 

40  596 

G a s t-  u.  S c h a n k w i r t s c h a f t. 

Gastwirtsgehilfen  (Fr.  G.)  . 

16  025 

Gasthausangestellte  (Chr.  G.) 

3 637 

Kellner  (H.-D.) 596 

Unabhängige  Vereine: 

Intern.  Genfer  Verband  . 20  770 

Deutscher  Kellnerbnnd  . 13  052 

Häusliche  Dienste. 

Hausangestellte  (Fr.  G.)  . . 5 816 

Kath.  Dienstmädchen  vereine, 

München 14  000 


Freie  Berufe 
(Krankenpflege) . 

Krankenpfleger  (Chr.  G.)  . i 991 

Staats-  u.  Gemeindearbei- 
ter. 

Gemeindearbeitcr  (Fr.  G.)  . 53  925 

Gemeindearbeiter  u.  Straßen- 
bahner (Chr.  G.)  ....  4 513 

Frauen  verbände 
(ohne  Dienstboten  verbände). 

Heimarbeiterinnen  (Chr.  G.)  8 379 

Vb.  kath.  V.  erwerbst.  Frauen 

u.  Mädchen  Deutschlands  . 30  000 


Besonders  zahlreiche  Mitglieder  zählen  die  Organisationen 
in  den  Berufsgruppen  des  Bergbaus,  der  Metallindustrie,  der 
Textilindustrie,  der  Holzindustrie  und  des  Baugewerbes.  Aber 
selb.st  in  diesen  Berufsgruppen  bildeten  vor  dem  Kriege  die  Or- 
ganisierten, auch  dann,  wenn  man  die  wirt- 
schaftsfriedlichen und  ähnliche  Verbände 
h i n z u z ä h 1 1 , eine  Minorität  unter  den  Berufskollegen,  wie 
sich  aus  folgenden  Ziffern  ergibt; 


Lohnp.rbciter  nach  d.  Organisierte  Mitglieder 


Zählung  im  Jahre  1907 

im  Jahre  1913 

v.  H. 

Bergbau  . . . 

....  903  156 

307  912 

■3.0 

34  /o 

Metall-  und  M 

a s c h i- 

nenindustri 

e . . . I 687  072 

764  216 

15,3  % 

T c X t i 1 i n d u s t 

r i e . . 845  7^4 

192  G92 

22,8  % 

Baugewerbe 

. ...  T 568  023 

512  723 

32,7  % 

H 0 1 z i n (1  u s t r i 

e . . . 562  095 

234  821 

41,8  'ä, 

Die  großen 

Industrieverbände  müssen 

sich  für  eine 

Reilie 

von  Sonderaufgaben  in  Sektionen  und  Branchen,  Konferenzen, 
oder  wie  die  Bezeichnungen  sonst  lauten  mögen,  gliedern.  Als 
Beispiel  sei  mitgeteilt,  daß  im  Deutschen  1 lolz^irbeiterverband 
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folgende  Sektionen  bestellen:  Hürstenmaclier,  Drcelisle.r,  Stock- 
arbeiter, Kammacher,  Knopfmaclier,  Korbmacher,  Stellmache]'. 
Modelltischler,  Maschinenarbeiter,  Parkettischler,  Anschläger, 
Bautischler,  Klaviermacher,  Stnhlbauer,  Polierer,  Schiffstischkr. 
Schiffszimmerer,  Kistenmacher,  Korkschneider,  Pantinenmacher. 
Vergolder.  Diese  Sektionen  bilden  sich  im  Anschluß  an  die 
einzelnen  Zahlstellen  mit  Zustimmung  der  Lokalverwaltung,  ln 
der  Hauptsache  sind  die  Organisationen  jedoch  nur  als  Organi; 
für  die  Agitation  zur  Ausbreitung  des  Verbandes  in  den  Branclien 
anzusehen  und  in  allen  Fragen  der  Lokalverwaltung  unterstellt. 
Zwecks  Herbeiführung  und  Aufrechterhaltung  einer  engeren  Ver- 
bindung der  Verbandsmitglieder  aus  einer  Branche  in  den  ver- 
schiedenen Ortschaften  kann  für  die  Branche  bei  den  Holz- 
arbeitern und  ähnlich  auch  bei  anderen  Organisationen  eine 
besondere  »Zentralkommission«  gewählt  werden.  Die  Rechte 
dieser  »Zentralkommission«  sind  allerdings  äußerst  bescheiden; 
sie  darf  den  Verbandsvorstand  bei  der  Agitation  unterstützen, 
.Auskunft  über  berufliche  Fragen  erteilen  und  »besonderes  Material 
aus  der  Branche  sammeln«.  Verboten  aber  ist  diesen  Kommissio- 
nen u.  a.  die  Veranstaltung  von  statistischen  Erhebungen  und 
jeder  Eingriff  in  die  Lohnbewegungen.  Eine  Zentralkommission, 
welche  den  Rahmen  ihrer  Funktion  überschreitet  oder  in  sonstiger 
Hinsicht  ihre  Pflicht  verletzt,  kann  vom  Verbandsvorstand 
dauernd  aufgehoben  werden.  Demgegenüber  versteht  man  es 
wohl,  wenn  Gewerkschaftsführer,  die  Gegner  der  »Industrie- 
verbände« sind,  behaupten,  daß  in  den  großen  Verbänden  »die 
.Arbeiter  der  einzelnen  Branchen  geradezu  gefesselt  seien«  (Bring- 
mann). 

Schon  ein  Blick  auf  die  verschiedenen  Berufszweige,  für 
die  besondere  Gewerkschaften  gegründet  sind,  wird  auch  dem 
unkundigen  Leser  sagen,  daß  die  Abgrenzung  der  einzelnen 
Berufe  für  die  Gewerkschaften  mit  großen  Schwierigkeiten  ver- 
knüpft ist.  ln  der  Tat  haben  Streitigkeiten  über  die  Abgrenzung 
der  Gew('rb(‘  zu  heftigen  Kämpfen  unter  den  organisierten 
.Arbeiter]]  geführt.  Am  schärfsten  zeigte  sich  das  in  England. 
.Vocl)  anfangs  der  neun/äger  Jahre  hatte  dort  — ich  folge  den 
Darstellungen  von  Bernstein  und  den  AVebbs  — in  den  Schiffs- 
bauwerften am  Tyne  ein  Grenzkampf  zwischen  Tischlern 
und  SchiffszimuKU'ern  (änen  Streik  zur  Folge  gehabt.  Die 
betiadfcnden  Arlxüten  auf  den  Werften  mußten  ruhen,  nicht 
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weil  Kapital  und  /\rbeit  sich  im  Kampf  befanden,  sondern  weil 
die  Arbeiter  untereinander  zu  keiner  Verständigung  über  die 
Abgrenzung  über  ihre  Berufsarbeiten  gelangen  konnten.  Dabei 
war  in  diesem  Falle  die  Streitfrage  vorher  Gegenstand  einer 
5 Y2  Monate  währenden  schiedsrichterlichen  Untersuchung  ge- 
wesen, wobei  nicht  weniger  als  168  Streitpunkte  zur  Schlichtung 
kamen.  Den  Tischlern  paßte  das  Votum  des  Unparteiischen 
nicht  — es  war  Thomas  Burt  — , und  so  gingen  sie  in  den 
Streik,  der  über  3 Monate  dauerte.  In  den  großen  Industrien 
am  Tyne  gab  es  nach  den  Webbs  in  einem  Zeitraum  von  35  Mona- 
ten nicht  weniger  als  35  Wochen,  in  denen  die  eine  oder  andere 
der  4 wichtigsten  Arbeiterkategorien  der  Stapelindustrie  des 
Distriktes,  bloß  wegen  solcher  Streitigkeiten  um  die  Verteilung 
der  Arbeiten,  die  Arbeit  verweigerte.  Dies  bedeutet  »den  Still- 
stand gewaltiger  Betriebe,  das  erzwungene  Feiern  von  Zehn- 
tausenden  anderer  gelernter  Arbeiter  und  Tagelöhner,  sowie  daß 
Tausende  von  Familien,  die  mit  dem  Streik  gar  nichts  zu  tun  hatten, 
ihren  Hausrat  verkaufen  und  am  Hungertuche  nagen  mußten«. 

Manchmal  mag  es  engherziger  zünf tierischer  Geist  sein, 
der  zu  einer  pedantischen  Abschließung  führt.  Vielleicht 
ist  gs  hier  und  da  die  aus  der  guten  alten  Zeit  des  Handwerks 
hinübergerettete  Tradition,  die  den  Zunftgeist  mit  erklären  mag. 
»Bei  Gewerkschaftsfesten«,  meint  Schildbach,  »wird  in  so  manchen 
Zweig  vereinen  die  sorgsam  gehütete  alte  Fahne  aus  der  Zunft - 
gesellenzeit  entrollt,  die  Trinkgefäße  und  Handwerkszeichen  mit 
noch  vielen  anderen  Herrlichkeiten  aus  der  Gesellenlade  hervor- 
geholt und  der  Zeiten  gedacht,  wo  der  Geselle  noch  etwas  ge- 
golten habe,  weil  der  Zusammenhalt  ein  besserer  war.  Wir  sehen 
hier  ein  Stück  mittelalterlicher  Romantik  in  den  Dienst  der 
modernen  Gewerkschaft  gestellt.«  Mag  sein,  daß  diese  Romantik 
zuweilen  sich  m.it  einem  Geiste  verbindet,  der  schon  in  der  S])ät- 
zeit  des  Zunftwesens  bedenklich  war,  der  aber  vollends  in  dem 
lebhaft  pulsierenden,  vielgestaltigen  wirtschaftlichen  lieben  der 
Gegenwart  keine  F.xistcnzbcrechtigung  mehr  hat. 

fn  der  Hauptsache  werden  die  sog.  Grenzstreitigkeiten  in 
den  Gewerkschaften  jedoch  nicht  durch  überlebte  Reminisz(‘n- 
zen  erklärt,  sondern  durch  den  harten  Drang  der  Tatsachen. 
Ftwas  übertrieben  zwar,  aber  im  Kerne  nicht  unrichtig 
meinte  auf  dem  6.  Kongreß  der  GewerkschaftcMi  (Hamburg  1908) 
der  Berichterstatter  über  das  'riiema  »Grenzstreitigkeiten«, 
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'>.l)ie  Entwicklung  der  Industrie  und  der  TecJinik  hat  da- 
hin geführt,  daß  es  in  sich  abgeschlossene  Berufe,  von 
wenig  Ausnahmen  abgesehen,  überhaupt  nicht  mehr  gibt-  ein 
Beruf  greift  in  den  anderen  über.  Tn  der  Metallindustrie  z.  B. 
werden  heute  Arbeiter  der  verschiedensten  Berufe  beschäftigt, 
und  das  gleiche  gilt  vom  Bergbau,  von  der  chemischen  Industrie 
und  einer  ganzen  Reihe  anderer  vorgeschrittener  Industriezweige. 
Hier  eine  Grenze  zu  finden,  ist  äußerst  schwer.«  Und  doch  muß 
sie  aus  mancherlei  Gründen,  so  gut  es  geht,  gezogen  werden. 
Hat  eine  Gewerkschaft  z.  B.,  wie  es  allmählich  die  Regel  geworden 
ist,  Arbeitslosenunterstützung  eingeführt,  die  indirekt  den  Mit- 
gliedern das  Recht  auf  bestimmte  Arbeiten  gewährt,  dann  ist 
es  natürlich  für  die  Gewerkschaft  von  der  allergrößten  Wichtig- 
keit, festzustellen,  innerhalb  welcher  Grenzen  die  Mitglieder 
verpflichtet  sind,  Arbeiten  anzunehmen.  Ebenso  bedeutsam 
greift  die  Frage  der  Grenzstreitigkeiten  in  das  Lohntarif  wesen 
über.  Zwischen  den  Tarifen  der  verschiedenen  Berufsgruppen 
bestehen  erhebliche  Unterschiede,  so  daß  es  bei  Grenzarbeiten 
manchmal  große  Bedeutung  hat,  zu  entscheiden,  nach  welchem 
Tarif  sie  bezahlt  werden.  In  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege 
haben  sich  einige  der  großen  Verbände  mit  Erfolg  bemüht,  durch 
Abschluß  von  Kartellverträgen  mit  benachbarten  Organisationen 
die  Grenzstreitigkeiten  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen.  So  hat 
z.  B.  der  deutsche  Bauarbeiterverband  Kartellverträge  ab- 
geschlossen mit  den  Verbänden  der  Land-,  Wald-  und  Weinbergs- 
arbeiter, der  Bildhauer,  der  Holzarbeiter,  der  Brauerei-  und 
Mühlenarbeiter,  dei  Fabrikarbeiter  und  der  Transportarbeiter. 

Am  radikalsten  würden  derartige  Streitigkeiten  natürlich 
dadurch  beseitigt,  daß  man  die  Lohnarbeiterschaft  so  zu 
einem  großen  Verbände  vereinigte,  daß  alle  Berufsgrenzen 
niedergerissen  würden.  Aber  das  wäre  organisatorisch  kein  Fort- 
schritt, sondern  ein  erheblicher  Rückschritt.  Vielleicht  würde  eine 
solche  Riesenorganisation  in  Zeiten  guter  Konjunktur  Erfolge 
im  gewerkschaftlichen  Sinne  erzielen.  Noch  wahrscheinlicher 
aber  wäre,  daß  eine  derartige  Arbeiterorganisation  ein  willkür- 
liches  Werkzeug  in  Händen  derer  sein  würde,  die  nicht  aus 
wirtscliaftlich(^]i,  sondern  iuis  ])olitischcn  Gründen  im  General- 
s 1 r (‘  i k di(‘  vornehmste  W'affe  des  Proletariats  erblicken.  Alle 
di(i  viek'ii  Soiuh'r.uifgaben,  die  die  Gewerkschaften  für  die  ein- 
zeliuMi  Berufe  zu  lös('n  liabc'u,  würden  demgegenü])er  stark  in 
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den  Hintergrund  gedrängt  werden  und  vielleicht  ungelöst  bleiben. 
Die  Arbeitgeber  aber  würden  dann,  wenn  die  Gefahr  des  General- 
streiks, wie  es  notwendig  wäre,  m,it  politischen  Mitteln  Beseiti- 
gung gefunden  hätte,  taktisch  und  organisatorisch  so  überlegen 
sein,  daß  von  Erfolgen  der  Arbeiterschaft  fürderhin  kaum  noch 
die  Rede  sein  könnte. 

Nicht  den  Branchenorganisationen,  aber  auch  nicht  dem 
alle  Berufsschranken  beseitigenden  Einheitsverband,  dei  sich 
organisatorisch  natürlich  an  die  einzelnen  Betriebe  anlehnen 
müßte,  wird  die  Zukunft  gehören,  sondern  den  großen  Industrie- 
verbänden. Wenn  man  so  des  Problems  Lösung  in  der  goldenen 
Mitte  suchen  muß,  so  bleiben  doch  Schwierigkeiten  genug,  schon 
deshalb,  weil  die  Grenzen  sich  immer  wieder  von  neuem  ver- 
schieben. 

Sehr  lehrreich  ist  das,  was  bei  der  Ende  1909  zur  Diskussion 
gestandenen,  inzwischen  verwirklichten  Verschmelzung  des 
Maurerverbandes  mit  dem  Bauhilfsarbeiterverbande  für  die  Ver- 
schmelzung vorgebracht  wurde.  Es  wurde  zunächst  darauf  hin- 
gewiesen, daß  zur  erfolgreichen  Durchführung  wirtschaftlicher 
Kämpfe  eine  organisatorische  Zusammenfassung  aller  im  Berufe 
beschäftigten  Arbeiter  notwendig  sei,  um  so  mehr,  als  ja  auch 
die  Unternehmer  aller  Bauberufe  einen  gemeinsamen  Verband 
bildeten,  der  eine  scharfe  Kampfesstellung  gegen  die  Forderungen 
der  Arbeiter  einnehme.  Auch  die  Organisationsarbeit  werde 
vereinfacht  und  erleichtert.  Früher  sei  nun  allerdings  bei  den 
Maurern  keine  Neigung  vorhanden  gewesen,  mit  den  Hilfs- 
arbeitern gemeinsame  Sache  zu  machen.  In  neuerer  Zeit  mache 
sich  da  aber  ein  Umschwung  in  der  Auffassung  geltend,  der  zum 
großen  Teil  durch  die  neuen  technischen  Umwälzungen  im  Bau- 
gewerbe hervorgerufen  sei.  Die  alte  Methode  des  Steinbaus  werde 
mehr  und  mehr  durch  die  neue  Technik  des  Betonbaus  zurückge- 
drängt. Während  beim  Steinbau  der  Hilfsarbeiter  nur  ein  Hand- 
langer gewesen  sei,  der  dem  Maurer  das  Material  zutrug,  mache 
der  moderne  Betonbau  den  gelernten  Maurer  fast  überflüssig 
und  lasse  fast  alle  Arbeit  durch  nicht  handwerksmäßig  aus- 
gebildete Arbeiter  verrichten,  die  sich  zu  Teilarbeitern  in  be- 
stimmten Zweigen  der  neuen  Bauw.eise  heranbildeten.  Die  Folge 
sei  gewesen,  daß  die  rein  berufliche  Scheidung,  welche  früher 
zwischen  Maurern  und  Hilfsarbeitern  bestand,  mehr  und  mein 
aufgehoben  worden  sei. 

Adolf  Wc  1.  r r,  Kampf.  3.  Aufl. 
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Eine  starke  Gruppe  (ier  Bauarbeiter  steht  aber  den  Zentrali- 
sationsbestrebungen sehr  skeptisch  gegenüber:  die  Zimmer(‘r. 
»Je  mehr  sich  eine  Organisation  von  der  Basis  des  reinen  Berufs- 
verbandes in  der  Richtung  jener  Organisationen,  welche  die 
Arbeiter  mehrerer  Berufe  oder  gar  gelernte  und  ungelernte 
Arbeiter  unterschiedslos  umfassen,  entfernt,  je  ohnmächtiger  wird 
sie  dem  organisierten  Unternehmertum  gegenüber«,  so  heißt  es 
im  Vorwort  zur  3.  Auflage  (1909)  der  Praktischen  Winke  für 
die  deutsche  Zimmererbewegung.  Je  ohnmächtiger  aber  jene 
Organisationen,  welche  die  Arbeiter  vieler  Berufe  oder  gelernte 
und  ungelernte  Arbeiter  unterschiedslos  umfaßten,  den  Unter- 
nehmerverbänden gegenüber  seien  und  würden,  je  mächtiger 
sei  und  werde  ihre  Stellung  im  Rate  der  Gewerkschaften,  so 
daß  sie  hier  auch  in  der  Lage  seien,  »irreführende  Behauptungen« 
zu  beschließen.  Wie  kommt  es  aber,  wird  dann  weiter  gefragt,  daß 
sich  Hunderttausende  von  Arbeitern  in  zusammengeschlossene 
Verbände  bringen  und  darin  Zusammenhalten  ließen?  Die  Ant- 
wort lautet,  die  Triebkraft  liege  in  der  Theorie 
des  politischen  Klassenkam.  pfes,  wie  sie  Karl 
Marx  und  Friedrich  Engels  im  Kommunistischen  Manifeste  zum 
Ausdruck  gebracht  hätten. 

»Die  Tlieorie  des  politischen  Klassenkampfes  rech- 
net damit,  daß  die  wirtschaftlichen  bzw.  ökonomischen 
Kämpfe  sich  zn  politischen  Klassen  kämpfen  aus  wach- 
sen, und  daß  die  ökonomischen  Arbeiterklassenorga- 
nisationen zu  einer  politischen  Arbeiterklassenorga- 
nisation zusammenfließen.  Deshalb  wird  jeder  Zu- 
sammenschluß von  Verbänden  als  ein  Fortschritt  im 
Sinne  der  Theorie  des  politischen  Klassenkampfes  be- 
grüßt und  gefördert.« 

Mir  scheint  cs  aber  doch,  als  wenn  Bringmann,  der  Verfasser 
der  »Winke« , obwohl  seine  Grundgedanken  nicht  unrichtig  sind,  die 
Macht  der  Theorie  überschätzt  und  die  der  wirtschaftlichen  Notwen- 
digkeit unterschätzt.  Wenn  die  Arbeiter  immer  mehr  im  Rahmen  der 
großen  volkswirtschaftlichen  Zusammenhänge  die  Gemeinsam- 
k e i t d e r J.  c h r e an  I^cdcutung  zurücktreten  lassen,  so  ist  das 
nur  (;ine  Folge  der  tatsäclilichen  Verhältnisse.  Nicht  nur  sind  die 
Verschi(ä)iing(m  von  Beruf  zu  Beruf  immer  leichten'  und  häufiger 
ge,word(m,  di(‘  Großiiuhistric  bringt  auch  naturnotwendig  Ar- 
Ixn'ter  V(TSchi(ül(‘jier  Ikn  ule  zu  engster  genieinsamer  Tätigkeit 
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zusammen,  die  sich  dann  nicht  mehr  als  Drechsler,  Stellmacher, 
Maschinenarbeiter,  Modelltischler  usw.  fühlen,  sondern  als  Ar- 
beiter einer  Industrie.  Unverkennbar  ist  auch,  daß  in  den 
einzelnen  Industrien  die  Entwicklung  der  Industrie  die  Grenzen 
zwischen  gelernten  und  ungelernten  Arbeitern  immer  mehr, 
manchmal  ganz  plötzlich  verwischt.  Sozialpolitisch  hat  das 
verbreitete  Solidaritätsgefühl  der  im  Industrieverband  vereinigten 
Arbeiter  das  Gute,  daß  der  Geist  engherziger,  zünftlerischer 
Beruf sabschließung  dadurch  vielleicht  gebannt  werden  kann. 
Dem  steht  allerdings  volkswirtschaftlich  gegenüber,  daß  die  Ten- 
denz zur  Nivellierung  wirtschaftlich  zweckmäßige  Entwicklungs- 
möglichkeiten hemmen  kann.  Immerhin  wird  auch  im  großen  In- 
dustrieverband der  Gedanke  der  beruflichen  Zusammen- 
gehörigkeit seine  Schuldigkeit  tun ; er  wird  namentlich  dem  Geist 
des  Demagogentums  eher  erfolgreichen  Widerstand  leisten  a]s 
die  Betriebsorganisationen,  die  nur  mit  dem  Schlag  wort  vom 
klassenbewußten  Proletariat  zu  arbeiten  gezwungen  sind. 

Eine  »Betriebsorganisation«  besonderer  Art  waren  von  jeher 
die  Verbände  der  Gemeinde-  und  Staatsarbeiter;  man  hat  neuer- 
dings ihnen  gegenüber  von  »Regieorganisationen«  gesprochen  ^). 
Für  die  Berechtigung  des  Zusammenschlusses  aller  Arbeiter  ohne 
Unterschied  des  Berufes,  soweit  sie  in  Gemeinde  und  Staat  tätig 
sind,  pflegt  man  anzuführen,  daß  Staat  und  Gemeinde  festgefügte 
Organisationen  seien,  deren  Betriebe  wenig  oder  gar  nicht  den 
Schwankungen  des  Weltmarktes  unterliegen,  deren  Risiko  viel 
geringer  sei,  und  die  über  einen  viel  größeren  Stamm  langgedienter 
Arbeiter  und  Unterangestellten  verfügten  als  der  Privatunter- 
nehmer. Es  komme  dazu,  daß  Staat  und  Gemeinde  verpflichtet 
seien,  das  Arbeitsverhältnis  von  einer  höheren  Warte  aus  zu 
betrachten  als  der  Privatarbeitgeber.  In  öffentlichen  Betrieben 
sollten  die  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse  nicht  von  kapitalistn 
sehen  Grundsätzen  aus  betrachtet  werden,  sondern  das  soziale 
Prinzip  müsse  ausschlaggebend  sein.  Die  fundameni alen  Um 

I'.inc  Art  Mittelding  zwischen  Berufs-  und  Betriebsorganisation  bilden 
der  Fabrikarbeiterverband  und  der  Braucreiarbeiterverband;  ersterer  stellt 
im  Grunde  genommen  in  der  Hauptsache  einen  Verband  für  in  c h r e r c Indu- 
striegruppen dar,  während  der  Braucrcivcrband  mehr  Betriebsorganisation  ist 
mit  dem  Bestreben,  alle  in  der  Brauerei  beschäftigten  Arbeiter  vom  Brauer  bis 
zu  den  Bierkutschern,  Stallcuten,  Flaschenkcllncr  zu  vereinigen.  Fin  Versuch, 
dies  durch  den  fTewcrkschaftskongrcb  sanktionieren  zu  lassen  (3.  Gew^erkschafts- 
kongreß  1899,  F'rankfurl),  scheiterte. 
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terschiede  bedingten  auch  eine  andere  Taktik.  ])ie  Arbeiter  in 
den  öffentlichen  Betrieben  hätten  den  Streik  fast  gänzlich  aus- 
zuschalten. Ihre  Politik  müsse  darin  bestellen,  auf  die  Behörden 
durch  Petitionen,  öffentliche  Versammlungen,  die  Presse,  Bearbei- 
tung der  einzelnen  Mitglieder,  Gemeindekollegien  usw.  einzu- 
wirken. 

Es  bleibt  abzuwarten,  welchen  Einflull  der  Krieg  und  die 
Revolution  mit  ihren  politischen  Umwälzungen  auf  die  Regie- 
organisation haben  wird.  Vorderhand  haben  sich  auch  die  im 
deutschen  Eisenbahnwesen  beschäftigten  Arbeiter  und  Ange- 
stellten, die  wahrscheinlich  in  Zukunft  für  die  Gewerkschafts- 
bewegung besondere  Bedeutung  haben  werden,  für  die  Regie- 
organisation entschieden. 

Daß'  man  bei  der  beruflichen  Gliederung  der  Gewerkschaften 
zwar  gewisse  Tendenzen,  aber  keine  völlig  geschlossenen  Wege 
feststellen  kann,  verrät  auch  deutlich  der  Wortlaut  des  in  München 
vom  9.  Gewerkschaftskongreß  (1914)  angenommenen  Regulativs : 

»DiegewerkschaftlicheEntwicklungvoll- 
zieht  sich  unverkennbar  in  der  Richtung 
des  Zusammenschlusses  der  Organisationen 
zu  großen  leistungsfähigen  Verbänden,  und 
die  fortschreitende  Technik  bedingt  mehr 
als  seither  die  Zuführung  der  ungelernten 
und  Hilfsarbeiter  zu  den  für  sie  zuständigen 
Berufs-  und  Industrieverbänden.  In  diese 
sich  von  selbst  vollziehende  Entwicklung 
durch  Konferenz-  oder  K o n g r e ß b e s c h 1 ü s s e 
einzugreifen,  erweis.t  sich  solange  als  un- 
tunlich, als  nicht  durch  Streitigkeiten  üb  er 
die  Abgrenzung  des  Organisationsgebietes 
sich  ernste  und  dauernde  Störungen  des 
Zusammenwirkens  der  Gewerkschaften  er- 
geben.« 

V.  Zentralisierung  der  G e w e r k s c h a f t s~ 
verbände. 

Wenn  ancli  ein  einheitlicher  Arbeiterverband,  wie  das  oben 
ang(;{l(:utet  ist,  nicht  zweckmäßig  ist,  so  ist  doch  andererseits  der 
ZusammeiiscJiluß  der  einzelnen  Gewerkschaftsverbände  zu  einem 
(dnheitlichen  GaFizeii  wiinscheiiswert.  Die  notwendige  Verbin- 
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düng  der  einzelnen  Gewerkschaften  ist  für  die  freien  Gewerk- 
schaften gegeben  in  der  sog.  Generalkommission,  die  ihre  Existenz 
auf  einen  Beschluß  der  Gewerkschaftsvorstände  vom  16.  Novem- 
ber 1890  zurückführt.  Als  dann  am  i.  März  1892  zu  Halberstadt 
der  erste  Gewerkschaftskongreß  stattfand,  beschäftigte  man  sich 
eingehend  mit  dem  Wirken  und  den  Aufgaben  der  General- 
kommission und  nahm  schließlich  die  folgende  Resolution  an: 
»Die  Verbindung  der  einzelnen  Zenti alisationen  zum  gemein- 
samen Handeln  in  Fällen,  bei  welchen  alle  gleichmäßig  interessiert 
sind,  wird  durch  eine  auf  jedem  stattfindenden  Gewerkschafts- 
kongreß zu  wählende  Generalkommission  herbeigeführt.«  Diese 
Generalkommission  sollte  aus  sieben  Mitgliedern  bestehen.  Zwecks 
Aufbringung  der  Kosten  sollten  die  einzelnen  Gewerkschaften 
für  jedes  Mitglied  im  Vierteljahr  5 Pfg.  beisteuern.  Als  Sitz  dei 
Generalkommission  wurde  Hamburg  gewählt.  In  den  folgenden 
Jahren  entspannen  sich  lebhafte  Kämpfe  um  die  in  Halberstadt 
geschaffene  Zentralstelle.  Ein  Antrag  des  Vorstandes  des-  deut- 
schen Metallarbeiterverbandes,  das  Institut  aufzuheben,  weil  die 
Gewerkschaften  auf  andere  Weise  ihre  Verbindung  billiger  ver- 
wirklichen könnten,  hatte  keinen  Erfolg.  Erst  Ende  der  neunziger 
Jahre,  auf  dem  3.  Gewerkschaftskongreß  zu  Frankfurt,  konnte 
der  Wortführer  der  Generalkommission  feststellen,  daß  nunmehr 
eine  Meinungsverschiedenheit  über  Notwendigkeit  und  Existenz- 
berechtigung der  Generalkommissiori  nicht  mehr  bestehe,  und  daß 
ihr  bis  auf  die  Maschinisten  und  Heizer  sämtliche  Zentralorgani- 
sationen angeschlossen  seien.  Auf  der  Tagung  zu  Stuttgart  im 
Jahre  1902  nahm  der  Gewerkschaftskongreß  ein  Regulativ  an, 
das  sowohl  die  Zusammensetzung  und  die  Aufgaben  der  General- 
kommission wie  des  Kongresses  selbst  regelte.  Nach  diesem 
Regulativ  wählt  der  Gewerkschaftskongreß  die  aus  neun  Mit- 
gliedern bestehende  Kommission.  Diese  ist  für  ihre  Handlungen 
dem  nächsten  Gewerkschaftskongreß  verantwortlich  und  hat 
diesem  über  ihre  Tätigkeit  in  der  verflossenen  Geschäftsperiode 
Bericht  zu  erstatten.  Die  Generalkommission  hat  die  allgemeinen 
deutschen  Gewerkschaftskongresse  einzuberufen  und  die  hierzu 
notwendigen  Vorarbeiten  zu  erledigen.  Die  Aufgaben  blieben 
im  wesentlichen  dieselben,  die  der  Kommission  schon  bei 
der  Gründung  zugewiesen  waren:  Agitation,  Aufnahme  von 
Statistiken,  Herausgabe  eines  Blattes  und  auf  klärender  Schrif- 
ten, Unterrichtung  der  Arbeiter  über  ihre  sozialen  Rechte,  An- 
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knüpfung  und  Unterhaltung  von  internationalen  Beziehungen. 
Auf  Grund  eines  Beschlusses  des  Stuttgarter  Kongresses  wurde 
der  Sitz  der  Generalkommission  am  i.  Januar  1903  nach  Berlin 
verlegt.  Gründe  dafür  waren  die  bessere  geographische  Lage 
Berlins  sowie  die  Tatsache,  daß  die  Gewerkschaftsbewegung  in 
Hamburg  von  der  in  Berlin  überflügelt  worden  war.  Zur  Un- 
terstützung der  Generalkommission  wurde  nach  dem  Stuttgarter 
Regulativ  von  den  Zentralvorständen  der  Gewerkschaften, 
welche  regelmäßig  Beiträge  an  die  Generalkommission  zahlen, 
und  den  dazu  berechtigten  Lokalorganisationen  je  ein  Ver- 
treter ernannt.  Die  so  entstehende  Körperschaft  führte  den 
Namen  Gewerkschaftsausschuß.  : i i 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Organisation  des  Zu- 
sammenwirkens wurde  der  zehnte  Gewerkschaftskongreß  (Nürn- 
berg 1919).  Die  schon  lange  bestehende  Vereinigung  aller  ge- 
werkschaftlichen Zentralverbände  erhielt  den  Namen  »Allge- 
meiner deutscher  Gewerkschaftsbund«.  Für  diesen  Bund  wur- 
den auf  der  Nürnberger  Tagung  Satzungen  beschlossen,  die 
im  wesentlichen  die  Beschlüsse  der  früheren  Kongresse  betref- 
fend das  Zusammenwirken  wiedergeben.  Aus  der  Generalkom- 
mission wurde  nunmehr  der  Vorstand  des  Bundes,  der  Gewerk- 
schaftsausschuß (die  »Vorständekonferenz«)  nennt  sich  fürder- 
hin Bundesausschuß.  — Der  Vorstand  des  Bundes  wird  vom 
Gewerkschaftskongreß  gewählt;  er  besteht  aus  15  Mitgliedern, 
der  Kongreß  bestimmt  den  ersten  Vorsitzenden  und  zwei  stell- 
vertretende Vorsitzende,  den  ersten  Redakteur  des  Korrespon- 
denzblattes, sowie  zwei  Sekretäre.  Die  weiteren  Angestellten 
des  Bundes  werden  vom  Bundesausschuß  gewählt.  Jedes  dritte 
Jahr  hat  der  Bundesvorstand  einen  Kongreß  der  Gewerk- 
schaften Deutschlands  einzuberufen:  ein  außerordentlicher  Kon- 
greß ist  einzuberufen,  wenn  der  Bundesausschuß  es  mit  Stim- 
menmehrheit beschließt,  oder  wenn  die  Hälfte  der  angeschlos- 
senen Gewerkschaften  es  beantragt.  — Streitigkeiten  zwischen  den 
im  Bund  vereinigten  Gewerkschaften,  die  trotz  Vermittlung  des 
Bundesvorstandes  nicht  geschlichtet  werden  können,  sind  durch 
Schiedsgerichte  zu  entscheiden,  über  deren  Zusammensetzung 
und  V(irfahren  die  Bundessatzuugen  Bestimmungen  treffen. 

Besonders  will  ich  noch  erwähnen,  daß  die  Gewerkschafts- 
Zentrale  auch  die  Aufgalx^  hat,  in  Berlin  ein  Zentralarbeiter- 
S(^kr(Tariat  zu  (‘.rrichten,  welches  die  Rekurse,  die  von  den  Mit- 
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gliedern  der  Gewerkschaften  bei  dem  Reichsversicherungsamt 
anhängig  gemacht  werden,  zu  bearbeiten  und  für  mündliche 
Vertretung  der  Rekurse  in  der  Verhandlung  vor  dem  Reichs- 
versicherungsamt zu  sorgen  hat.  Dieses  Sekretariat  untersteht 
der  Kontrolle  der  Generalkommission. 

Etwas  Aehnliches,  wie  die  Generalkommission  für  die  freien 
Gewerkschaften  ist,  schufen  die  christlich  organisierten  Arbeiter 
auf  ihrem  i.  Gewerkschaftskongreil,  der  1899  in  Mainz  statt  fand, 
in  dem  sog.  Zentralausschuß.  Doch  hatte  dieser  Ausschuß 
zunächst  nur  einen  provisorischen  Chrakter.  Auf  dem  2.  Kon- 
greß zu  Frankfurt  a.  M.  (1900)  wurde  beschlossen,  statt  seiner 
einen  straff  organisierten  Gesamtverband  zu  gründen.  Daraufhin 
Wurde  Ende  1900  der  Gesamtverband  der  christlichen  Gewerk- 
schaften Deutschlands  als  Kart  eil  Vereinigung  gegründet;  an  deren 
Spitze  steht  ein  Ausschuß,  der  wiederum  einen  geschäftsführenden 
Vorstand  von  5 Mitgliedern  wählt.  Zweck  des  Gesamtverbandes 
ist  Wahrung  der  gemeinsamen  Interessen  durch  einheitliches 
Vorgehen,  Durchführung  der  Kongreßbeschlüsse,  Vermittlung 
gegenseitiger  Unterstützung,  Veranstaltung  von  Erhebungen, 
Herausgabe  eines  Korrespondenzblattes,  Schaffung  eines  Gewerk- 
schaf tssekretaiiats  usw. 

Die  Hirsch-Duncker  sehen  Gewerkvereine  wa- 
ren von  vornherein  auf  fester  zentralistischer  Basis  aufgebaut. 
Schon  in  den  von  Max  Hirsch  1868  ausgearbeiteten  »Grundzügen 
für  die  Konstituierung  der  Deutschen  Gewerkvereine«  wurde 
ein  Verband  der  Deutschen  Gewerkvereine  als  baldiges  Ziel 
der  Organisationsarbeit  gefordert.  Wenige  Zeit  später  folgte 
dem  Gedanken  die  Tat. 

Der  Verband,  dem  »jede  Berufsvereinigung,  welche  sich  den 
Grundsätzen  und  Bestrebungen  des  Verbandes  der  Deutschen 
Gewerkvereine  anschließt«,  beizutreten  berechtigt  ist,  hat  nach 
den  gegenwärtig  maßgebenden  Satzungen  den  Zweck,  die  deut- 
schen Ge  werk  vereine  gemeinsam  zu  verteidigen,  auszubreiten, 
zu  fördern  und  zu  unterstützen.  Der  Zweck  wird  hauptsächlich 
durch  Vertretung  der  gesamten  Gewerkvereinsbewegung  — ein- 
schließlich des  freien  Kassenwesens,  • — gegenüber  der  Gesetzge- 
bung, der  Verwaltung  und  der  Gesellschaft  im  allgemeinen,  erreicht 
sowie  durch  die  Anregung  und  Anbahnung  allgemeiner  Maß- 
nahmen zur  praktischen  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen; 
durch  Aussendung  bzw.  Unterstützung  von  Rednern  in  alle 
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Teile  Deutschlands  behufs  Aufklärung,  Ausbreitung  und  Abwehr, 
durch  gemeinsame  der  Gewerkvereinssache  dienende  Preßorgane 
Als  selbständige  Organisation  gliedert  sich  dem  Verbände  un- 
mittelbar eine  P'rauen-Begräbniskasse  für  die  Mitglieder  der- 
jenigen Verbandsvereine  an,  welche  sich  dieser  Kaste  arschließen. 

Der  Verband  der  Deiuschen  Gewerkvereine  beruht  ;»uf 
einem  dauernden  Bundesverhältnis.  Seine  Organe  sind; 

1.  Der  V e r b a n d s t a g , der  alle  drei  Jahre  Zusammen- 
tritt, wenn  nicht  dringende  l'mstände  einen  außerordentlichen 
Verbandstag  erfordern.  Jeder  Gewerkverein  wählt  mit  absoluter 
Majorität  bis  zu  3000  Mitgliedern  einen  und  für  jede  ferneren 
3000  Mitglieder  einen  weiteren  Verbandsdelegierten.  Wählbar 
sind  nur  Mitglieder,  welche  mindestens  drei  Jahre  der  Organi- 
sation angehören.  (Ausgenommen  von  dieser  Bestimmung  sind 
selbstverständlich  solche  Vereine,  welche  noch  nicht  drei  Jahre 
bestehen.)  Der  Verbandstag  bildet  die  oberste  Instanz  für  alle 
Angelegenheiten  des  Verbandes. 

2.  Der  Zentralrat;  ihm  unterliegen  alle  prinzipiell 
wichtigen  Entscheidungen  über  die  Taktik,  über  die  Stellungnahme 
zu  gesetzgeberischen  Fragen  und  über  die  Vertretung  der  Gewerk- 
vereine in  der  Oeffentlichkeit.  Jeder  zum  Verband  gehörige 
Gewerkverein  wählt  bis  5000  Mitglieder  einen  Vertreter,  für 
jede  weiteren  angefangenen  5000  Mitglieder  einen  weiteren  Ver- 
treter in  den  Zentralrat. 

Die  Verbandsbeamten  und  die  Verbandsrevisoren  haben  das 
Recht  der  Diskussion  und  Antragstellung,  aber  kein  Stimmrecht 
im  Zentralrat. 

Der  leitende  Beamte  des  Verbandes  ist  der  Verbands- 
vorsitzende; er  hat  den  Verband  und  die  Gewerkvereinsbewegung 
nach  innen  und  außen  zu  vertreten. 

3.  Der  geschäftsführende  Ausschuß,  der 
als  vorbereitende  und  ausführende  Verbandsleitung  fungiert. 

6.  K a p i t e 1. 

Das  Verhältnis  der  Gewerkschaften  zu  anderen  Arbeiter- 
organisationen. 

r.  Genossenschaftliche  Organisationen. 

Die  Arbeiterschaft  kann  organisatorisch  auf  drei  verschie- 
d(nien  Wegen  ihr  Ziel  — Befreiung  vom  Kajütal,  Aufhebung  der 
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kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  oder  doch  wenigstens  Er- 
langung besserer  Arbeits-  und  Lebensbedingungen  — erstreben : 
durch  gewerkschaftliche,  durch  genossenschaftliche  und  durch 
politische  Organisationen.  Wenn  uns  nun  auch  die  gewerkschaft- 
liche Organisation  in  erster  Linie  interessieren  soll,  so  wird  es 
doch  gut  sein,  den  beiden  anderen  Organisationsmöglichkeiten 
einige  Aufmerksamkeit  zu  schenken,  schon  deshalb,  weil  aus  diesen 
die  Gewerkschaften  vermehrte  Kraft  für  ihr  Vorgehen  zu  schöpfen 
in  der  Lage  sind. 

Die  Genossenschaftsbewegung  setzt  sich  zum  Ziel:  die  Ver- 
wertung wirtschaftlicher  Leistungen  oder  Befriedigung  wirt- 
schaftlicher Bedürfnisse  einzelner  Personen  einer  Vereinigung 
dieser  Personen  zu  übertragen,  um  dadurch  wirtschaftliche  Vor- 
teile für  die  Mitglieder  dieser  Vereinigung  zu  erreichen. 

Die  Genossenschaft,  so  wie  sie  sich  rechtlich  bei  uns  heraus- 
gebildet hat,  ist  eine  Personengesellschaft  von  nicht  geschlossener 
Mitgliederzahl.  Sie  hat  kein  bestimmt  fixiertes  Grundkapital. 

Ganz  richtig  hebt  H.  Kaufmann  hervor,  daß  jede  Genossen- 
schaft, möge  sie  heißen  wie  sie  wolle,  wenn  sie  überhaupt 
funktioniere,  d.  h.  einen  gemeinschaftlichen  Geschäftsbetrieb 
darstelle,  andere,  private  Geschäftsbetriebe  ausschalten  miüsse; 
die  Konsumvereine  schalten  den  privaten  Krämer  und  Klein- 
händler aus;  die  Baugenossenschaften  den  privaten  Bauunter- 
nehmer und  gewerbsmäßigen  Hausbesitzer;  die  Kreditgenossen- 
schaften die  privaten  Gelddarleiher  usw.  Anders  die  Gewerk- 
vereine: sie  wollen  ihrem  Wesen  nach  vorhandene  wirtschaft- 
liche Betriebe  nicht  überflüssig  machen,  ihr  Ziel  soll  nicht  der 
gemeinschaftliche  Betrieb  sein;  sie  setzen  ihrem  Wesen  nach 
gerade  einen  privaten  oder  öffentlichen  Betrieb  voraus,  dessen 
Arbeiterschaft  sie  innerhalb  und  außerhalb  dieser  Betriebe  zu 
heben  versucht. 

Natürlich  haben  nicht  alle  Genossenschaften  für  den  Kamipf 
zwischen  Kapital  und  Arbeit  im  allgemeinen,  für  die  Gewerk- 
schaften insbesondere  wesentliche  Bedeutung;  die  zahlreichsten 
Gruppen  der  Genossenschaften,  die  Kreditgenossenschaften, 
müssen  nach  dieser  Hinsicht  fast  ganz  zurücktreten  und  noch 
mehr  die  landwirtschaftlichen  Produktivgenossenschaften,  die 
Rohstoffgenossenschaften  usw.  Weitaus  am  wichtigsten  sind 
für  uns  die  Konsumvereine.  Ktinnen  die  Arbeiter  in  den  Gewerk- 
schaften ihre  Macht  als  Produzenten  zeigen,  so  werden  sie  in 
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djn  Konsumvereinen  als  Konsumenten  stark,  um  ihren  Willen 
zur  Geltung  zu  bringen. 

Die  meisten  deutschen  Konsumvereine  gliedern  sich  heute 
an  drei  Verbände  an;  i.  den  Allgemeinen  Verband  der  auf  Selbst- 
hilfe beruhenden  deutschen  Erwerbs-  und  Wärtschaftsgenossen- 
schaften,  gegründet  1864  von  Schulze-Delitzsch;  2.  den  Zentral- 
verband deutscher  Konsumvereine  in  Hamburg;  3.  den  Reichs- 
verband deutscher  Konsumvereine. 

Nach  einer  vom  Allgemeinen  Verband  gemachten  Zusammen- 
stellung belief  sich  die  Zahl  der  Konsumvereine  in  Deutschland 
im  Jahre  1880  auf  645,  1917  aber  auf  2373.  Die  Mitgliederzahl 
der  dem  Zentral  verband  und  dem  Allgemeinen  Verband  an- 
geschlosaenen  Vereine  betrug  schon  Ende  1914  über  2 Millionen 
und  stieg  während  des  Krieges  weiter.  Für  den  i.  Januar  1917 
ergaben  sich  für  die  genannten  beiden  Verbände  1353  angeschlos- 
sene Vereine  mit  2 378  583  Mitgliedern,  davon  gehörten  2 052  139 
dem  Zentralverband  und  326  444  dem  Allgemeinen  Verband  an. 
Der  Umsatz  im  eigenen  Geschäft  machte  rund  660  Millionen 
Mark  aus,  davon  entfielen  150  Millionen  auf  Eigenproduktion. 
Von  den  Mitgliedern  des  Zentralverbandes  gehörten  1917  72,74% 
und  vom  Allgemeinen  Verband  31,26%  dem  gewerblichen  Ar- 
beiterstande an.  Neben  den  beiden  großen  Verbänden  kommt 
der  Reichsverband  vorderhand  zahlenmäßig  noch  nicht  erheblich 
in  Betracht;  der  1908  mit  48  Vereinen  und  rund  50  000  Mitgliedern 
gegründete  Verband  verfügte  1914  über  185  Vereine  und  177  000 
Mitglieder. 

Wie  kann  die  genossenschaftliche  Macht  den  Gesamt- 
interessen des  Proletariats  nutzbar  gemacht  werden?  Sollen  die 
Genossenschaften  direktes  Mittel  sein  im  Kampfe  gegen  den 
Kapitalismus  ? Sie  können  es  sein,  und  tatsächlich  sind  sie  in 
Frankreich,  in  Italien,  in  Belgien  zum  Kampfmittel  geworden.  Da- 
mit ist  ohne  weiteres  nie  Gefahr  gegeben,  daß  die  Konsumvereine 
ihren  eigentlichen  Zwecken  entfremdet  werden,  daß  sie  schließlich 
nicht  mehr  Selbstzweck,  sondern  Mittel  zum  Zweck  sind.  Deutsche 
Genossenschaftler  nennen  nicht  mit  Unrecht  derartige  Konsum- 
vereine »])olitisciie  Erwerbsgesellschaften«,  die  den  Zweck  haben, 
(hu  ])()litiscjien  Partei  Geldmittel  zuzuführen.  Was  ist  die  Folge 
einer  solchen  V(U(]uickung  der  Politik  mit  dem  Genossenschalts- 
gcdankcai?  Daß  wtälaus  die  meisten  dieser  politischen  Genossen- 
schaften schon  bei  ilirer  Gründung  dem  sicheren  Untergang 
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geweiht  sind.  Die  Politisierung  der  Genossenschaften  in  Belgien 
z.  B.  hat  zur  Folge,  daß  fünf  gegeneinander  konkurrierende 
Konsumgenossenschafts-Richtungen  entstanden  sind.  Gründet 
die  Sozialdemokratie  Genossenschaften,  dann  sind  natürlich  auch 
die  übrigen  Parteien  geneigt,  entsprechende  Organisationen  zu 
schaffen.  Trotzdem  nun  Belgien  eine  außerordentlich  starke 
industrielle  Bevölkerung  hat,  konnten  die  Genossenschaften 
verhältnismäßig  nur  in  geringem  Umfange  zur  Geltung  kommen. 
Die  sämtlichen  belgischen  Konsumvereine  aller  Richtungen  haben 
nicht  mehr  Umsatz  pro  Jahr  als  der  eine  englische  Konsumverein 
in  Leeds.  Durchaus  mit  Recht  hat  man  behauptet,  daß  die 
Politisierung  der  Genossenschaften  keine  höhere  Form  der  Ge- 
nossenschaftsbewegung  ist,  sondern  eine  Abirrung  von  deren 
Grundideen  bedeutet. 

In  diesen  Fehler  ist  die  deutsche  Genossenschaftsbewegung 
bis  jetzt  nicht  verfallen,  und  daher  ist  die  Ansicht,  daß  die 
Genossenschaften  ein  Mittel  im  Kampf  zwischen  Kapital  und 
x\rbeit  seien  — in  ähnlicher  Weise,  wenn  auch  mit  anderen  Auf- 
gaben wie  die  Gewerkschaften  — , soweit  man  an  deutsche  Verhält- 
nisse denkt,  irrig.  Schon  in  dem  amtlichen  Berichte  des  Zentralver- 
bandes deutscher  Konsumvereine  pro  1907  wird  mit  aller  Deut- 
lichkeit betont,  daß  zwar  alle  Hoffnungen,  die  auf  die  Konsum- 
genossenschaftsbewegung als  Mittel  zur  Ueberwindung  der  Sozial- 
demokratie oder  zur  Bekämpfung  irgendeiner  Seite  der  Arbeiter- 
bewegung gesetzt  würden,  sich  nie  erfüllen  würden,  ebenso  un- 
realisierbar aber  auch  die  andere  Hoffnung  sei,  »daß  die  Konsum- 
genossenschaftsbewegung an  dem  bewußten  Streben  zur  Herbei- 
führung einer  demokratisch-kommunistischen  Gesellschafts-  und 
Wirtschaftsordnung  sich  beteiligen  könne.  Das  eine  wie  das 
andere  wäre  ein  Unding«.  Diesen  Grundsatz  hat  der  Zentral- 
verband festzuhalten  sich  bemüht,  wenn  auch  nicht  zu  ver- 
kennen ist,  daß  die  führenden  Männer  des  Zentralverbandes  auf 
dem  Standpunkte  der  Sozialdemokratie  stehen  und  bei  ihren 
genossenschaftlichen  Arbeiten  ihr  eigentliches  Endziel  nicht  außer 
Auge  lassen.  Es  ist  auch  nicht  zu  verwundern,  daß  diese  Auf- 
fassung bei  gewissen  praktischen  Regelungen  z.  B.  beim  Ab- 
schluß von  Tarifverträgen  ihre  Folgen  zeigt,  ln  Anbetracht 
dieses  sowie  des  weiteren  Umstandes,  daß  der  »Allgemeine 
Verband«  den  Konsumvereinen  nur  ein  untergeordnetes 
friteresse  entgegenbringt,  hielt  es  eine  Gruppe  von  Kon- 
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sum vereinen,  die  weder  dem  einen  noch  dem  andern  Ver- 
bände angehörten,  für  nötig,  einen  besonderen  »Reichsverband 
deutscher  Konsumvereine«  zu  bilden,  der  »ohne  jede  Neben- 
absicht, religiös  und  politisch  neutral  die  in  der  Vereinigung 
der  Kaufkräfte  liegende  Stärke  benutzen  will,  um  einzelnen 
wie  der  Gesamtheit  Vorteile  zu  bieten«.  Das  Ziel  des  Reichs- 
verbandes ist  offenbar,  seine  Organisation  auf  einer  breiten  Basis, 
die  über  die  Arbeiterschaft  hinausgreift,  aufzubauen.  Nutzen 
hat  davon  indirekt  namentlich  die  christliche  Arbeiterbewegung, 
weil  dadurch  möglich  ist,  die  christlichen  Arbeiter  auf  eine 
Konsumentenorganisation  hinzuweisen,  die  sie  ohne  jedes  Miß- 
trauen betrachten  kann. 

Daß  dies  Mißtrauen  nicht  ganz  unberechtigt  ist,  zeigt  ein  Re- 
ferat, das  im  November  1907  Dr.  Karpeles,  der  Direktor  der  öster- 
reichischen Großeinkaufsgenossenschaft,  auf  dem  niederöster- 
reichischen sozialdemokratischen  Parteitage  hielt.  Dieser  be- 
kannte Führer  der  österreichischen  Genossenschaftsbewegung 
forderte  lebhaft  ein  innigeres  Verhältnis  zwischen  sozialdemo- 
kratischer Partei  und  Gewerkschaften  einerseits  und  den  Kon- 
sumvereinen anderseits.  Der  Parteitag  erklärte  in  einer  Resolu- 
tion, daß  nur  diejenigen  Konsumvereine  Anspruch  auf  Förderung 
durch  die  organisierte  Arbeiterschaft  haben,  die  folgenden  Be- 
dingungen entsprechen: 

1.  dem  Zentral  verband  österreichischer  Konsumvereine  und  der  Groß- 
einkaufsgesellschaft österreichischer  Konsumvereine  angehören,  ihre  Pflichten 
gegen  diese  Zentralorganisationen  voll  erfüllen  und  deren  Bestrebungen  wirk- 
sam unterstützen. 

2.  ihr  Statut  in  allen  wesentlichen  Beziehungen  dem  Musterstatut  des 
Zentralverbandes  anpassen. 

3.  den  Lokalorganisationen  einen  entsprechenden  Einfluß  auf  die  Wahl 
ihrer  Funktionäre  einräumen. 

4.  die  Arbeitsbedingungen  ihrer  Angestellten  im  Einvernehmen  mit  der 
gewerkschaftlichen  Organisation  regeln. 

5.  beim  Bezug  von  Waren,  soweit  er  nicht  durch  die  Großeinkaufsgesell- 
schaft erfolgen  kann,  alle  Lieferanten  ausschließen,  die  von  den  gewerkschaft- 
lichen Zentral  verbänden  namhaft  gemacht  werden. 

Dm  ein  inniges  Zusammenarbeiten  der  politischen  und  der  genossenschaft- 
lichen Organisation  zu  gewährleisten,  empfiehlt  der  Landesparteitag,  daß: 

I.  den  Sitzungen  der  lwindesparlei\ ertretung,  respektive  des  Zentralver- 
bandes,. je  ein  Delegierter  des  Zentral  Verbundes,  respektive  der  Landespartei- 
vertretung beigezogen  werde,  (hun  eine  beratende  Stimme  zu  kommt; 
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2.  jedem  Konsumverein  eine  Vertretung  in  der  Lokalorganisation  einge- 
räumt werde. 

Der  Landesparteitag  beauftragt  die  Landespartei  Vertretung,  energisch 
dahin  zu  wirken,  daß  die  bestehenden  Fabrikskonsumvereine  sich  möglichst 
bald  auflösen  und  sich  als  allgemeine,  jedermann  zugängliche  Konsumvereine 
neu  konstituieren  oder,  wenn  in  dem  betreffenden  Orte  ein  dem  Zentralverband 
angehöriger  Konsumverein  schon  besteht,  sich  mit  diesem  verschmelzen. 

Die  Resolution  wurde  allseitig  unterstützt  und  einstimmig 
angenommen. 

Fordern  die  Sozialdemokraten  von  den  deutschen  Genossen- 
schaften mehr  sozialdemokratischen  Geist,  so  die  Gewerkschaften 
mehr  Beachtung  der  gewerkschaftlichen  Grundsätze.  Das  wurde 
wiederholt  u.  a.  zum  Ausdruck  gebracht  bei  den  Verhandlungen 
des  6.  Kongresses  der  Gewerkschaften  zu  Hamburg  (1908).  Die 
ruhigen  und  vernünftigen  Elemente  hofften  die  Respektierung 
der  Wünsche  der  Gewerkschaften  dadurch  zu  erreichen,  daß 
diese  in  größerer  Zahl,  als  dies  bisher  der  Fall  sei,  Mitglieder  der 
Konsumvereine  würden.  »Wenn  ein  Teil  der  Konsumvereine 
sich  heute  noch  den  gewerkschaftlichen  Bestrebungen  gegenüber 
ablehnend  verhält,  so  kommt  das  daher,  weil  noch  nicht  alle 
gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  begriffen  haben,  daß  es 
ihre  Pflicht  ist,  auch  in  den  Konsumvereinen  auf  die  Beachtung 
der  gewerkschaftlichen  Grundsätze  hinzuwirken.  Wir  müssen  in 
den  Konsumvereinen  erzieherisch  sein  im  Interesse  der  gesamten 
Arbeiterbewegung.«  Um  das  Hand  in  Hand-Arbeiten  zwischen 
Gewerkschaften  und  Genossenschaften  auf  eine  feste  Grund- 
lage zu  bringen  nahmen  nach  langwierigen  Verhandlungen  der 
Münchener  Genossenschaftstag  1910  und  der  Gewerkschafts- 
kongreß zu  Dresden  1911  gleichlautende  Beschlüsse  an  betref- 
fend die  Behandlung  der  Heimarbeit,  der  Strafanstaltserzeug- 
nisse, betr.  Verhängung  von  Boykotts  über  die  Lieferanten  von 
Konsumvereinen,  betr.  die  genossenschaftlichen  Pflichten  der  Ge- 
werkschaftsmitglieder und  der  gewerkschaftlichen  Pflichten  dei' 
(Genossenschaften.  Angenommen  wurde  von  beiden  Kongressen 
auch  eine  Resolution,  wonach  industrielle  Arbeitsgenossenschaf- 
ten (Produktivgenossenschaften)  durch  eine  Gruppe  von  gewerk- 
schaftlich organisierten  Arbeitern  nur  gutgeheißem  werden  könne, 
wenn  diese  Einrichtung  im  Einverständnis  mit  dem  Vorstand 
des  Zentralverbandes  deutscher  Konsumvereine  sowie  der  zu- 
ständigen Gewerkscludtsleitung  erfolgt  sei. 
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Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  die  Konsiimgenosstm- 
schaften  eine  starke  Stütze  für  die  gewerkschaftlichen  Kämpfe  sein 
kt’mnen.  Eins  wurde  ja  schon  eben  berührt ; daß  die  Genossenschaf- 
ten es  sich  zum  Grundsatz  gemacht  haben,  für  ihre  Angestellten  und 
Arbeiter,  soweit  das  möglich  ist,  vorbildliche  Lohn-  und  Arbeitsbe- 
dingungen zu  schaffen.  Selbstverständlich  dürfen  ferner  die  Kon- 
sumgenossenschaften nur  von  tariftreuen  Firmen  ihre  Waren  be- 
ziehen, bzw.  bei  tariftreuen  Firmen  arbeiten  lassen.  Es  kommt 
dazu,  daß  die  Spareinlagen  und  Notfonds  der  Konsumvereine 
als  Streikfonds  gebraucht  werden  können.  Auch  das  ist  richtig, 
daß  die  Konsumvereine  wohl  in  der  Lage  sind,  an  der  Vermehrung 
der  organisationsfähigen  Elemente  in  der  Arbeiterschaft  durch 
ihre  erzieherische  Tätigkeit  mitzuwirken.  Und  endlich  wird  von 
genossenschaftlicher  Seite  mit  größtem  Recht  darauf  hingewiesen, 
daß  der  erfolgreiche  Kampf  der  Gewerkschaften  und  Berufs- 
organisationen der  Arbeitnehmer  um  Erhöhung  der  Löhne  zwar 
zu  einer  Erhöhung  des  Einkommens  führe,  aber  die  Tendenz 
einer  gleichen  Erhöhung  der  Warenpreise  auslöse.  Die  Konsum- 
genossenschaften glauben  da  helfen  zu  können:  »Wenn  hier  nicht 
die  Konsumgenossenschaften  als  Preisregulatoren  und  Organi- 
satoren des  Konsums  ihre  unschätzbaren  Dienste  leisten  würden, 
so  hieße  der  ganze  Kampf  der  Gewerkschaften  Wasser  in  ein 
Sieb  schöpfen;  denn  es  würden  die  Warenpreise  nicht  nur  in 
derselben  Weise  wie  die  Löhne,  sondern  oft  noch  schneller  steigen. 
An  sich  hängen  ja  die  Preissteigerungen  von  sehr  viel  Umständen 
ab,  und  es  kann  von  den  Konsumgenossenschaften  nicht  ge- 
fordert werden,  daß  sie  Schutz  gegen  jede  Preissteigerung  ge- 
währen. Wohl  aber  bilden  sie  ein  Gegengewicht  gegen  eine 
ungerechtfertigte  Eihöhung  der  Aufschläge,  und  sie  garantieren 
ihren  Mitgliedern  den  Einkauf  zu  den  Selbstkosten,  weil  sie 
grundsätzlich  jeden  darüber  hinaus  erzielten  Ueberschuß  nach 
Maßgabe  des  Umsatzes  an  die  Mitglieder  zurückvei güten«  (Bericht 
pro  1908). 

11.^  P 0 1 i t i s c h c Organisationen. 

So  wie  die  ('nmossmiscliaften  die  Alliierten  der  Gewerk- 
schaften zur  Ih'reichung  namentlich  der  von  diesen  erstrebten 
materi(T(‘n  Ziele  sind,  sind  die  aus  allgemeinen  Wahlen 
li(‘rvorg(^gang(ni(ni  l^irlami'ntc^  dic'  Stützen  für  die  Gewerk- 
s('haflspolil ik,  di(^  Schulz  und  ICrweiterung  der  Arbeiterrechte 


Das  Verhältnis  der  Gewerkschaften  zu  anderen  Arbeiterorganisationen.  12^ 

im  Auge  hat.  Das,  was  die  Parlamente  den  Arbeitern  als  Pflicht 
vorschreiben  und  als  Recht  zubilligen,  kann  den  organisierten 
Arbeitern  natürlich  nicht  einerlei  sein,  sie  müssen  sich  darum 
kümmern.  In  diesem  Sinne  ist  eine  politische  Neutralität  der 
Gewerkschaften  nicht  nur  unzweckmäßig,  sondern  sogar  un- 
möglich. Ich  glaube,  daß  man  durchaus  auch  das  unterschreiben 
kann,  was  vor  einigen  Jahren  ein  Führer  der  Hirsch-Dunckerschen 
Gewerkvereine  gesagt  hat,  also  der  Gewerkschaften,  von  denen 
man  wohl  zu  sagen  pflegt  — ob  mit  Recht  oder  Unrecht,  mag 
dahingestellt  bleiben  — , daß  ihre  sog.  politische  Neutralität  am 
ehrlichsten  gemeint  sei,  auch  den  Sozialdemokraten  gegenüber : 
»Eine  rein  politische  Neutralität  kann  und  darf  keine  wirtschaft- 
liche Berufsorganisation  je  üben.  Oder  doch,  sie  kann  es,  wenn 
sie  sich  auf  die  engsten  Berufsfragen  beschränkt,  wenn  sie,  soweit 
Arbeiter  in  Frage  kommen,  in  der  Lohnerhöhung,  in  der  Ein- 
legung einer  Kaffeepause  in  der  Arbeitszeit  oder  in  der  Ent- 
lassung eines  sackgroben  Werkmeisters  den  Anfang  und  das 
Ende  ihrer  Tätigkeit  sieht.  Dann  aber  väirde  die  Arbeiter- 
bewegung den  Charakter  einer  Kulturbewegung  völlig  verlieren. 
Eben  diese  erfordert  aber,  daß  wir  in  solch  engen  Fragen  nicht 
aufgehen  dürfen.« 

Daß  sie  mit  bestimmten  Parteien  nicht  genug  Fühlung 
haben,  wird  von  den  Gewerkvereinlern  selbst  manchmal  geradezu 
bedauert.  So  schrieb  Anfang  1908  die  Düsseldorfer  Post,  ein 
den  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereinen  nahestehendes  Blatt: 
»Es  herrscht  in  Gewerkvereinskreisen  eine  große  Vorein- 
genommenheit gegen  die  bestehenden  Parteien,  und  diese  Vorein- 
genommenheit ist  nicht  unberechtigt.  ...  Es  ist  verständlich, 
wenn  viele  Gewerkvereinler  sich  in  den  Schmollwinkel  zurück- 
zogen, und  doch  ist  dies  Verhalten  nicht  richtig;  wer  einmal  in 
unserem  heutigen  Zeitalter  vorwärts  kommen  will,  der  muß 
seine  Ellbogen  benutzen  und  sich  in  den  politischen  Parteien 
den  nötigen  Einfluß  erobern.« 

Leicht  ließe  sich  aucli  für  die  christlichen  Gewerkvereine 
beweisen,  daß  sie  politisch  keineswegs  neutral  sind.  Füi  die 
Reichstagswahl  1907  — das  eine  Beispiel  mag  genügen  — erließ 
der  Vorstand  des  Gesamtverbandes  einen  Aufruf,  worin  auf  die 
Gefahr  hingewiesen  wurde,  daß  die  christliche  Gewerkschafts- 
bewegung in  den  Wahlkampf  hineingezogen  werde.  Demgegen- 
über wurde  folgendes  erklärt;  »Die  Christlichen  Gewerkschaften 
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sind  nach  ihrem  Programm  interkonfessionelle  und  politisch 
unparteiische  Organisationen.  .Dieser  Charakter  unserer  Be- 
wegung mul3  zu  allen  Zeiten  respektiert  werden.  Daher  darf 
auch  beim  bevorstehenden  Reichstagswahlkampf  weder  die  (ie- 
werkschaftspresse  in  den  .Dienst  gewisser  Parteien  sich  steilen, 
noch  darf  in  Versammlungen  parteipolitische  Propaganda  ge- 
duldet werden.  .Die  Befolgung  dieser  Grundsätze  hindert  jedoch 
die  Mitglieder  der  Christlichen  Gewerkschaften  nicht,  außerhalb 
ihrer  Verbände  energisch  ihre  Pflichten  als  Staatsbürger  wahr- 
zunehmen. Nichts  wäre  verkehrter,  als  wenn  die  Arbeiter  ihre 
Tätigkeit  bloß  auf  das  wirtschaftliche  Gebiet  beschränkten ; 
die  Gesetzgebung  muß  vielmehr  bei  allen  sich  bietenden  An- 
lässen zugunsten  der  unteren  Volksklassen  beeinflußt  werden, 
denn  diese  bedürfen  der  Staatshilfe  am  dringendsten.  Und  ein 
solcher  Anlaß  ist  in-  hohem  Maße  die  Reichstags  wähl.  Wir  e r- 
warten  daher,  daß  unsere  Mitglieder  außer- 
halb der  Gewerkschaften  in  den  bürgerlichen 
Parteien,  denen  sie  zu  gehören,  sich  ener- 
gisch betätigen  und  für  die  Zusammensetzung 
eines  Reichstages  Sorge  tragen  helfen,  der 
im  Sinne  der  Bestrebungen  der  Christlichen 
Gewerkschaften  zu  wirken  gewillt  ist.«  Nicht 
mit  Unrecht  bemerkt  dazu  August  Erdmann,  das  höre  sich  ja 
sehr  neutral  an,  im  Grunde  genommen  komme  der  Wahlaufruf 
der  Christlichen  Gewerkschaften  aber  auf  nichts  anderes  als  eine 
Aufforderung  zur  Unterstützung  der  bürgerlichen  Parteien  und 
zur  Bekämpfung  der  Sozialdemokratie  hinaus. 

In  der  Tat  muß  man  zugeben,  daß  für  die  Gewerkschaften 
eine  politische  Neutralität  ohne  sophistische  Interpretation  der 
Begriffe  unmöglich  ist;  auch  eine  Unterscheidung  zwischen  poli- 
tischer und  parteipolitischer  Neutralität  ist  deshalb  schwer  durch- 
zuführen, weil  die  Gewerkschaften  selbstverständlich  den  Par- 
teien ihre  Gunst  in  erster  Linie  zuwenden,  die  für  ihre  Interes- 
sen und  Ideen  einzutreten  bereit  sind. 

Aber  eins  ist  dabei  scharf  zu  betonen : Die  gewerkschaft- 
lichen Organisationen  sind  ihrem  Wesen  nach  Kampforgani- 
sationen mit  e i n (‘  m ganz  bestimmt  a b g e g r e n z- 
I (;  n K ,'L  m ])  f f (;  1 (1  e.  Sie  wollen  nicht  r e v o 1 u t i o- 
n i (;  r v.  n d d i (‘  best  v.  li  e n d e W i r t s c h a f t s o r d n u n g 
d II  r c ]i  (;  i n e,  a n d v.  r e e r s e t z e n , s o n d e r n n u r r e- 
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formierend  die  Lage  der  Lohnarbeiter  inner- 
halb der  gegebenen  \\’irtschaftsordnung  zu 
bessern  versuchen.  Würde  es  anders  sein,  würden  die 
Gewerkschaften  als  soiche  Beseitigung  der  privatkapitalistischen 
Verfassung  in  unserem  Wirtschaftsleben,  Aufhebung  des  Privat- 
eigentums an  den  Produktionsmitteln,  Vernichtung  des  Privat- 
unternehmertums erstreben,  dann  w^äre  jedes  Entgegenkommen 
des  Privatkapitals  das  Zugeständnis  einer  Niederlage,  ein  Schritt 
vorwärts  zu  seinem  Untergänge;  umgekehrt  aber  auch  jedes 
Paktieren  der  Arbeiterschaft  mit  dem  Gegner,  jedes  Zugeständnis, 
das  ihn  wieder  zu  Kräften  kommen  lassen  könnte,  eine  Sünde 
gegen  das  Prinzip,  das  nur  eine  Losung  rechtfertigt:  Schade  dem 
Todfeinde,  wo  Du  kannst,  kein  Pardon,  sondern  nur  Kampf  bis 
zum  äußersten!  Mit  anderen  Worten:  Eine  Gewerkschaft,  die 
sich  als  ausführendes  Organ  der  Sozialdemokratie  betrachtet, 
wird  nur  schwer  dem  Unternehmertum  Zugeständnisse  abringen 
und  ward  noch  schwerer  den  Genossen  Verständnis  beibringen 
für  die  kleinen  Erfolge  des  Tages.  Es  lohnt  sich,  etwas  zu  ver- 
weilen bei  dem  viel  erörterten  Streit  Gewerkschaft  und 
Sozialdemokratie.  Drei  Fragen  sind  zu  beantw^orten : i.  Wie 
stehen  in  Deutschland  die  Gewerkschaften 
und  die  sozialdemokratische  Partei  zuein- 
ander? 2.  Welch  es  sind  die  Folgen  der  gegen- 
seitigen Beziehungen  für  die  Gewerkschaf- 
ten? und  3.  Was  ist  für  die  Parteibew'egung 
davon  zu  e r w^  a r t e n ? 

Daß  die  freien  Gewerkschaften  bis  zur  Revolutioir  in  engster 
Fühlung  mit  der  sozialdemokratischen  Partei  standen,  erklärt  sich 
aus  ihrer  Gründungsgeschichte.  »Unsere  Genossen  in  Deutschland«, 
meinte  einmal  Keir  Hardie,  »haben  von  Anfang  an  praktisch  die 
ganze  Arbeiterbewegung  unter  ihrer  Kontrolle  gehabt.  Sic  sind  cs 
gewesen,  die  die  Gewerkschaften  . . . geschaffen  haben,  und  sie 
haben  daher  nicht  die  Aufgabe  gehabt,  dieselben  erst  zu  sozia- 
listischen Prinzipien  zu  bekehren.«  Einst  hat  schon  v.  Schweitzer 
ganz  ähnliche  Gedanken  über  die  Beziehungen  von  Gewerkschaf- 
ten und  sozialdemokratischer  Partei  vertreten,  wde  das  später 
die  führenden  Männei  der  Gcwerkschaftsbew^egung  taten. 

W i e allerdings  Partei  und  Gewerkschaften  füreinander 
und  miteinander  wirken  sollen,  darüber  gingen  die  Meinungdi 
sehr  weit  auseinander.  1906  schrieb  Anton  Pannekock  in 

Adolf  Weber,  Kampf.  2.  AuH.  (J 
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der  Leipziger  Volkszeitung  (i2.  Februar  o6)  in  einem  Aufsatze  mit 
der  Ueberschrift  »Die  konservative  und  die  revolutionäre  Seite 
der  Gewerkschaften«:  ».  . . So  wird  den  Gewerkschaften  durch 
die  Praxis  ihres  Kampfes  um  eine  bessere  Lebenshaltung  der 
Arbeiter  der  revolutionäre  Weg  aufgedrängt;  nicht  durch  theo- 
retische Belehrung,  sondern  durch  die  Erfahrung  wird  ihnen 
klar,  daß  sie  gegen  das  ganze  kapitalistische  System  und  dessen 
mächtigstes  Bollwerk,  die  Staatsgewalt,  kämpfen  müssen.  Der 
zuerst  beschränkte  Blick  des  Gewerkschaftlers,  der  nur  die  be- 
schränkte Aufgabe  des  Kampfes  für  bessere  Arbeitsbedingungen 
sieht,  wird  durch  die  praktischen  Hindernisse  dieses  Kampfes 
auf  die  große  gesellschaftliche  Revolution  gelenkt.  In  diesem 
Sinne  sind  die  Gewerkschaften  Rekrutenschulen 
für  die  Sozialdemokratie..  .«  Damit  vergleiche 
man  etwa  einige  ungefähr  zur  gleichen  Zeit  im  »Zimmerer«  ver- 
öffentlichte Ausführungen  von  Bringmann : »Das  Ziel  der  gewerk- 
schaftlichen Bewegung  ist  die  Wahrung  und  Verbesserung  der 
beruflich-wirtschaftlichen  Lage  der  Arbeiter.  Sie  sucht  diesen 
Zweck  zu  erreichen  durch  eine  demokratische  Organisation  und 
ev.  durch  den  Kampf  gegen  die  Kapitalisten  und  Arbeitgeber 
des  Berufs,  den  jede  Gewerkschaft  vertritt.  Die  Gewerkschaften 
sollen  so  ausgebildet  werden,  daß  sie  dem  Arbeiter  immerwährend 
als  Rückhalt  dienen,  seine  bürgerliche  Existenz  zu  behaupten. 
Die  Gewerkschaften  haben  sich  dieses  Gebiet  nicht  willkürlich 
gewählt,  es  ist  ihnen  auch  von  niemand  etwa  aus  Machtvoll- 
kommenheit oder  besserer  Einsicht  zugewiesen,  sondern  die 
Natur  der  bürgerlichen  Gesellschaftsordnung  und  deren  Ent- 
wicklung wiesen  den  Gewerkschaften  dieses  Gebiet  an.  Die 
Gewerk^^chaften  sind  — und  zwar  in  ihrer  heutigen 
Gestaltung  — ein  notwendiges  Glied  der  bürger- 
lichen Gesellschaftsordnung.  . . . Wer  an  dieser 
Grundlage  rüttelt  oder  sie  einzuschnüren  versucht,  legt  die 
Gewerkschaften  lahm,  vernichtet  sie.«  Den  letzten  Gedanken 
brachte  — ebenfalls  1906  — etwas  weniger  zart  Rexhäuser  im 
»Korrespondenten  für  Deutschlands  Buchdrucker«  so  zum  Aus- 
driir.k;  »Wer  Partcägcoiosse  im  Sinne  des  Vorwärts  und  der  Leip- 
ziger Volkszeitung  sein  will,  ist  unfähig  zu  positivem  Schaffen 
in  (h^r  (h;w(n-kschaft.  Diese  ä'atsache  kann  man  zwar  verdunkeln, 
'.ie  z(!itwc‘,is(^  ignoricü'cm,  alxn'  nie  Ix^seitigen.« 

Man  w(nß,  wi(i  hart  Gewerkschaft  und  Partei  oder,  besser 
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gesagt,  Gewerkschaftsführer  und  Parteiführer  vor  dem  Mann- 
heimer Parteitag  aneinander  gerieten,  so  daß  das  fernere  Zu- 
sammenwirken von  Partei  und  Gewerkschaft  ernstlich  in  Frage 
gestellt  war.  Die  Radikalen  hofften,  den  Zwist  durch  Ver- 
nichtung der  Selbständigkeit  der  Gewerkschaften  beseitigen  zu 
können.  Ihrem  Standpunkt  trug  der  Antrag  Potsdam — Spandau 
— Osthavelland  Rechnung,  der  den  Parteitag  zu  folgendem  Be- 
schlüsse veranlassen  wollte: 

»Im  Anschluß  an  die  vom  Jenaer  Parteitage  dem  Parteivorstand  übei- 
wiesene  Resolution  beschließt  der  Parteitag:  Der  Parteitag  hat  unverzüglich  in 
Verhandlungen  mit  der  Generalkcmmission  der  Gewerkschaften  zu  treten  zur 
Herbeiführung  einer  dauernden  Fühlung  und  Ver- 
bindung zwischen  der  politischen  und  der  Gewerk- 
schaftsbewegung. Insbesondere  ist  anzustreben : a)  die  Ergänzung 
des  Parteivorstandes  durch  einige  Mitglieder  der  Generalkommission  und  die 
Hinzuziehung  einiger  Mitglieder  des  Parteivorstandes  zur  Generalkommission ; 
b)  Bildung  eines  aus  Vertretern  beider  Organisationen  bestehenden  Aktionsaus- 
schusses; c)  regelmäßige  gemeinschaftliche  Sitzungen  des  Parteivorstandes  und 
der  Generalkommission;  d)  beiden  Organisationen  wird  zur  Pflicht  gemacht,  in 
Fragen,  in  denen  sich  ihre  Zuständigkeit  kreuzt,  nicht  selbständig,  sondern  nur 
unter  gegenseitiger  Verständigung  oder  nach  dem  vergeblichen  Versuch  einer 
solchen  Verständigung  vorzugehen;  e)  in  solchen  Fragen  ist  auch  erforderlichen- 
falls die  Abhaltung  gemeinschaftlicher  Partei-  und  Gewerkschaftskongresse  — 
nach  Art  der  internationalen  Kongresse  — zu  erwägen.« 

Zur  Begründung  führte  Dr.  Liebknecht  u.  a.  folgendes  aus: 
Der  Gedanke  einer  organisatorischen  Verbindung  zwischen  Partei 
und  Gewerkschaft  sei  nicht  nur  als  Ziel  aufs  innigste  zu  wünschen, 
sondern  sei  auch  in  anderen  Ländern,  so  in  Dänemark,  Oester- 
reich, Belgien,  Holland,  Schweden  verwirklicht.  Man  dürfe  es 
nicht  bei  allgemeinen  Sympathiekundgebungen  bewenden  lassen, 
sondern  müsse  den  Gedanken  der  Einheit  zwischen  Partei  und 
Gewerkschaft  organisatorisch  durch  Schaffung  dauernder  Ein- 
richtungen verwirklichen.  Es  gelte,  ständige  Einrichtungen  zur 
Verbindung  zwischen  Partei  und  Gewt^rkschaft  zu  schaffen, 
z.  B.  einen  Aktionsausschuß,  regelmäßige  Konferenzen,  eine  Art 
Personalunion  zwischen  beiden  Zentralleitungen  und  schließlich 
vor  allem  den  vereinigten  Partei-  und  Gewerkschaftskongreß 
als  gemeinschaftliche  höchste  Instanz  in  gewissen  Fragen  für 
beid(‘  Organisationen.  »Wenn  wir  das  nicht  beschließen,  dann 
laufen  wir  einfach  auseinander,  und  unsere  ganzen  Debatten 
über  das  Verhältnis  von  l^artci  und  Gewerkschaft  haben  zu 
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keinem  klaren  Erfolg  geführt,  ln  kritisehen  Zeiten  bestellt  stets 
eine  Konfliktsinöglichkeit,  und  wenn  dann  der  (iewerkschafts- 
kongreß  Hü  und  der  Parteitag  Hott  sagt,  dann  weiß  niemand, 
wohin  er  laufen  soll.  Wir  müssen  den  Mut  haben,  die  Konse- 
quenzen aus  der  gegenwärtigen  Lage  zu  ziehen  und  insbesondere 
eine  gemeinschaftliche  höchste  Instanz  schaffen.  . . Wir  müssen 
dem  unerträglichen  Uebergangsstadium,  in  dem  sich  augenblick- 
lich die  deutsche  Arbeiterbewegung  befindet,  so  schnell  wie 
möglich  ein  Ende  meichen.« 

Es  kam  anders,  als  die  Radikalen  dachten.  Der  vorläufige 
Friedensschluß  zu  Mannheim  brachte  ihnen  nichts  von  dem, 
was  sie  erstrebten.  Man  versuchte  nur,  den  Gedanken  des 
Zusammenwirkens  von  Partei  und  Gewerkschaft  praktisch  da- 
durch zu  erleichtern,  daß  man  bestimmte,  bei  Aktionen,  die  die 
Interessen  der  Gewerkschaften  und  der  Partei  gleichmäßig  be- 
rührten, sollten  die  Zentralleitungen  beider  Organisationen  sich 
zu  verständigen  suchen. 

Die  Parteigenossen  blieben  aber  auch  in  der  Folgezeit  sehr  un- 
gehalten wegen  der  parteipolitischen  Gleichgültigkeit  zahlreicher 
Gewerkschaftler.  So  klagte  z.  B.  auf  einem  Rheinischen  Partei- 
tag (1909)  der  Bezirksparteisekretär  Hofrichter  in  seinem  Jahres- 
bericht sehr  darüber,  daß  zwischen  den  Zahlen  der  gewerkschaft- 
lich und  der  politisch  Organisierten  ein  so  großer  Abstand  bestehe  ; 
bei  mehr  als  30  000  Mitgliedern  der  freien  Gewerkschaften  im 
Agitationsbezirk  gebe  es  kaum  10  000  organisierte  Parteigenossen. 
Auch  die  lebhafte  Diskussion  zwischen  Radikalismus  und  Revisio- 
nismusbleibt nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Gewerkschaften.  Wieder- 
holt wurden  bald  in  dieser,  bald  in  jener  Organisation  Resolutionen 
angenommen,  die  sich  gegen  »einseitige  Stimmungsmache«  im 
Sinne  des  Revisionismus  wandten.  Wer  aber  die  Gewerkschafts- 
Presse  seit  1908  verfolgt  hat,  weiß,  daß  trotzdem  die  revisio- 
nistische Auffassung  immer  mehr  durchdrang.  Hand  in  Hand 
damit  ging  ein  Zurückdrängen  der  Demonstrationstaktik  »des 
Rechts  auf  die  Straße  und  der  rein  formalen,  innerlich  ebenso  hilf- 
losen wie  nach  außen  hin  aufreizenden  und  erbitternden  Klassen- 
kam])fverschärfung«  (Schi])})ei,  Soz.  Monatsheft  1914,  S.  765). 

Al)er  wenn  nun  auch  Gewerkschaften  und  Partei  bei  uns 
niclit  s o eins  sind,  wie  viele  radikale  IMrteiführer  das  wünschen, 
— davon  sind  auch  diejenig(‘n  derJ^'ührer,  die  am  meisten  rechts 
steli(;n,  mit  der  Partei  überzeugt,  daß  das  Ziel  der  Arbeiter- 
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bewegung  der  Sozialismus  sein  muß.  Selbst  Rexhäuser, 
der  von  der  Sozialdemokratie  bestgehaßte  frühere  Redakteur 
des  »Korrespondenten  für  Deutschlands  Buchdrucker«,  versicherte 
auf  der  6.  Generalversammlung  seines  Verbandes  unter  Wieder- 
holung einiger  Ausführungen,  die  er  schon  früher  in  einer  be- 
sonderen Broschüre  niedergelegt  hatte:  Dadurch  unterscheide 
sich  auch  die  moderne  Gewerkschaft  von  allen  anderen  gewerk- 
schaftlichen Gebilden,  daß  erstere  wohl  den  Weg  der  Verständi- 
gung, der  Kompromisse  und  eines  möglichen  Ausgleiches  in 
bestimmten  wirtschaftlichen  Fragen  betone,  aber  nie  den  Weg 
der  Harmonie  zwischen  Kapital  und  Arbeit.  »Einen  solchen  kann 
es  nicht  geben,  sonst  muß  man  die  Zukunft  der  x\rbeiterklasse 
aufgeben  und  in  der  immer  ungenügenden  Aufbesserung  des 
Arbeitslohnes  das  Ziel  der  x\rbeiterbewegung  erblicken.  Ihre 
großen  Ziele  wird  aber  in  einer  leider  noch  recht  fernen 
Zukunft  nur  der  Sozialismus  verwirklichen, 
und  zwar  ohne  Barrikaden,  ohne  Klassenhaß,  ohne  Revolution, 
ohne  Diktatur  des  Proletariats,  sondern  durch  die  dem  Sozialis- 
mus innewohnende  Kraft  als  Kulturfaktor.« 

Nun  kann  man  ja  »Sozialismus«  so  weit  interpretieren,  daß 
schließlich  jeder  verständige  Mensch  mit  mehr  oder  weniger 
gutem  Rechte  sich  Sozialist  nennen  kann;  die  Masse  versteht 
aber  das  darunter— wenn  auch  nur  in  sehr  vagen  Vorstellungen — , 
was  der  große  Lehrmeister  Marx  und  die  vielen  Schulmeister, 
d.  h.  . x\gitatoren,  die  sich  stolz  Marxisten  nennen,  über  den 
Sozialismus  unermüdlich  predigen.  Man  kann  es  jedenfalls  den 
Unternehmern  nicht  übel  nehmen,  daßsiesichdie  Verquickung  von 
Partei  und  Gewerkschaft  etwa  so  vorstellen,  wie  es  Karl  Diehl 
— allerdings  etwas  zu  allgemein,  um  ganz  richtig  sein  zu 
können  — ausdrückt:  »Die  Gewerkschaften  müssen  immer  das 
Endziel  der  Partei  im  Auge  behalten  und  dafür  wirk- 
sam sein,  erst  in  zweiter  Linie  können  sie  die  eigentliche  gewerk- 
schaftliche Frage  behandeln.  So  im  Dienste  fest  vorgeschriebener, 
politischer  Parteimaßnahmen,  können  sie  sich  natürlich  nicht  so 
frei  und  unabhängig  entwickeln  wie  politisch  neutrale  Gewerk- 
schaften.« — 

Was  hatte  die  Verbindung  zwischen  Gewerkschaften  und 
sozialdemokratischer  Jkirtei  für  die  Gewerkschaftsbewegung  in 
der  Zeit  vor  rqiq  zur  Folge? 

I.  Der  Kampf  wurde;  hüben  und  drüben  erbitterter;  schwerer 
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wurde  es,  die  Unternehmer  zu  einem  für  alle  Teile  zweckmäßigeren 
Entgegenkommen  zu  bewegen;  der  Unternehmer,  der  überzeugt 
ist,  daß  man  ihn  niederringen  will,  wird  natürlich  und  mit  Recht 
viel  hartnäckiger  sein  als  derjenige,  der  glaubt,  nach  der  Maxime 
»leben  und  leben  lassen«  mit  seinen  Arbeitern  verhandeln  zu 
können.  »Die  Partei  hängt  an  der  Arbeiterbewegung  wie  ein 
Bleigewicht  und  hindert  ihre  gesunde  Entwicklung.«  Das  ist 
die  Meinung  eines  so  erfahrenen  Kenners  der  Verhältnisse,  wie 
es  unzweifelhaft  Richard  Freund  ist.  Zum  13e weise  zitiert  er 
u.  a.  eine  Aeußerung  des  bekannten  arbeiterfreundlichen  Unter- 
nehmers Richard  Roesicke.  Die  Sozialdemokratie,  so  betonte 
dieser,  habe  es  von  jeher  verstanden,  jedes  unliebsame  Vorkomm- 
nis ebenso  wie  jedes  Entgegenkommen  der  Unternehmer  in  ein 
möglichst  ungünstiges  Licht  zu  stellen;  unter  Verschweigung  der 
tatsächlichen  Verhältnisse  habe  sie  den  Arbeitgebern  stets  die 
unlautersten  Motive  unterschoben;  ohne  Rücksicht  auf  die  Stel- 
lungnahme und  das  Verhalten  der  einzelnen  habe  sie  die  Gesamt- 
heit der  Unternehmer  immer  von  neuem  als  eine  große  reaktionäre 
Masse  bezeichnet,  deren  bewußtes  Streben  auf  eine  Unterdrückung 
der  berechtigten  Forderungen  der  Arbeiter  hinauslaufe.  Dadurch 
habe  zwar  die  Sozialdemokratie  die  einseitigen  Interessen  der 
Partei  gefördert,  aber  die  wohlverstandenen  Interessen  der  Ar- 
beiter geschädigt.  So  mußte  in  der  Tat  der  sozialdemokratische 
Geist  ein  Vorwärtskommen  der  organisierten  Arbeiterschaft 
innerhalb  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  erschweren. 
Dabei  soll  hier  nicht  darüber  geurteilt  werden,  wodurch  end- 
gültig die  Interessen  der  Arbeiterklasse  am  sichersten  und  weit- 
gehendsten wahrgenommen  werden  können:  ob  durch  Erstreben 
des  Endziels  der  Sozialdemokratie  oder  durch  mühsame  Gegen- 
wartsarbeit im  Sinne  der  Gewerkschaften. 

2.  Sind  die  Gewerkschaften  Anhängsel  der  Sozialdemokratie, 
so  werden  sie  ihre  Mitglieder  immer  wieder  an  den  Satz  des 
Erfurter  Programms  erinnern  müssen;  »Nur  die  Verwandlung 
des  kapitalistischen  Privateigentums  an  Produktionsmitteln  . . . 
in  gesellschaftliches  Eigentum  und  die  Umwandlung  der  Waren- 
produktion in  sozialistische,  für  und  durch  die  Gesellschaft 
betri(;b(uie  Produktion  kann  es  bewirken,  daß  der  Großbetrieb 
und  di(;  stets  wachsende  ßmtragsfähigkeit  der  gesellschaftlichen 
.\rl)eit  für  die  bisher  ausgebeiitete  Klasse  aus  einer  Quelle  des 
IClends  und  der  Unterdrückung  zu  einer  Quelle  der  höchsten 
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Wohlfahrt  und  allseitiger  harmonischer  Vervollkommnung  wer- 
den.« Sie  werden  somit  denen  beipflichten  müssen,  die  alle 
gewerkschaftlichen  Erfolge  als  verhältnismäßig  geringwertig  hin- 
stellen gegenüber  den  großen  Zielen  der  Sozialdemokratie*  sie 
können  sich  nicht  darüber  beklagen,  wenn  die  Masse  einer  das 
Paradies  versprechenden  Zusammenbruchstheorie  mehr  Ge- 
schmack abgewinnt  als  den  Mühe  und  Opfer  heischenden  Gedulds- 
theorien der  Gewerkschaftstheoretiker.  »Stimmung  machen«  kann 
man  natürlich  mit  Theorien,  die  »aufs  Ganze  gehen«,  die  nur 
an  ein  »Wollen«  appellieren,  viel  besser  als  mit  weisen  Lehren, 
die  schließlich  immer  mit  dem  Refrain  endigen  müssen;  Nur 
immer  vorsichtig  und  langsam! 

Das  gilt  doppelt  und  dreifach  für  die  deutsche  Arbeiterschaft. 
Sie  ist  der  politischen  Phrase  weit  zugänglicher  als  die  englische 
Arbeiterschaft,  leicht  begeistert  für  weltfremde  Utopien,  wie 
ja  überhaupt  wir  Deutsche,  das  Volk  der  Denker,  der  Taube 
auf  dem  Dache  weit  mehr  Interesse  zuwenden  als  dem  Sperling 
in  der  Hand.  Auf  einer  Generalversammlung  des  deutschen 
Metallarbeiterverbandes  meinte  ein  Delegierter:  »Es  ist  bedauer- 
lich, daß  wir  noch  nicht  weiter  gekommen  sind,  als  daß  wir  bei 
allen  unseren  Bewegungen  ganz  ausnahmslos  hören  müssen : 
Die  Stimmung  gestattet  es  nicht,  daß  wir  den  Gründen  der 
Vernunft  und  des  Verstandes  Gehör  schenken,  , die  Kollegen 
befinden  sich  in  Erregung,  ihr  Gefühl  ist  verletzt,  sie  sind  empört. 
Das  müssen  wir  fortgesetzt  hören,  und  alle  Gründe  der  Vernunft 
und  des  Verstandes  werden  mit  derartigen  Argumentationen 
abgetan.  So  kann  es  auf  die  Dauer  nicht  weitergehen.«  Der- 
artige Klagen  würden  in  der  deutschen  i\rbeiterwelt  vielleicht 
auch  dann  laut  werden,  wenn  sie  sich  nicht  durch  die  soziali- 
stischen Ideen  beeinflussen  ließe ; aber  weil  diese  so  sehr  unseren 
Arbeitern  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen  sind,  ist  es  erst 
recht  schwer,  der  Vernunft  da  Gehör  zu  verschaffen,  wo  die 
»Stimmung«  dagegen  ist.  — 

Das  Gesagte  mag  vorläufig  genügen,  um  die  Behauptung 
zu  rechtfertigen,  daß  Gewerkschaft  und  Sozialdemokratie,  so 
wie  sie  Karl  Marx  verstand,  ihrem  Wesen  nach  nicht 
mit  einander,  sondern  gegeneinander  arbeiten  müs- 
sen; sei  es  so,  daß  die  Gewerkschaften,  besser  gesagt,  das 
Gewerkschaftliche  dem  Sozialdemokratischen  oder  umgekehrt 
das  Sozialdemokratische  dem  Gewerkschaftlichen  unterliegt. 
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J)ie  letztere  Möglichkeit  ist  nicht  ganz  wt'gznhnignen.  ])aß  in 
Mannheim  323  Delegierte  gegen  und  mir  60  (ienossen  für  die 
Anschauungen  der  (d'uppe  Kautsky  und  Luxemburg  eintraten, 
ist  unzweifelhaft  eine  gründliche,  wenn  auch  gewiß  nicht  vnt- 
scheidende  Niederlage  der  sozialdemokratischen  Orthodoxie,  die 
sicherlich  von  Kautsky  und  seinen  (ietreuen  am  folgerichtigsten 
vertreten  wird.  • 

Schon  1898  hat  H.  Dietzel  in  der  Sozialen  Praxis  gesagt, 
daß  der  Sozialdemokratie  aus  der  (iewerkvereinsbewegung  der 
bitterste  Feind  erwachsen  werde.  Dietzels  Oedankengang  war 
etwa  folgender;  Um  die  Millionen,  die  der  von  dem  sozialdemo- 
kratischen Partei  Vorstand  kommandierten  industriellen  Armee 
zugehörten,  schlinge  sich  scheinbar  ein  eisernes  Band  aus  der 
vollen  Gemeinsamkeit  der  Interessen  des  Proletariats.  »Keine 
anderen  Rangstaffeln  scheinen  zu  bestehen  als  die  behufs  Durch- 
führung des  Schlachtplanes  unbedingt  erforderlichen  Unter- 
schiede — keine  anderen  als  die  zwischen  gemeinen  Soldaten,  die 
wählen,  das  Parteiorgan  lesen,  im  Streik  darben,  und  Offizieren, 
die  sich  wählen  lassen,  Artikel  schreiben,  Reden  halten.«  Sobald 
aber  nun  das  Koalitionswesen  emporwachse,  werde  diese 
Armee  dem  Generalstab  nicht  mehr  so  willig  ols  bisher  parieren; 
denn  dann  müsse  sich  offenbaren,  daß  jede  Berufsgruppe  ihr 
besonderes  Interesse  hat  und  klüger  täte,  unter  ihrem  besonderen 
Banner  zu  marschieren  und  zu  versuchen,  aus  eigener  Kraft  ihre 
besonderen  Ziele  zu  erkämpfen.  Die  Macht  der  Parteichefs  würde 
zunächst  gemindert,  schließlich  gebrochen  werden  — durch  die 
vorerst  nur  schüchtern,  dann  immer  kecker  aufstrebende  Macht 
der  Gewerkvereinschefs.  So  werde  es  kommen,  daß  die  Sozial- 
demokraten, die  Politiker  der  Arbeiterschaft,  aus  den  leitenden 
Stellungen  ausgeschaltet  würden,  um  durch  Männer  ersetzt  zu 
werden,  die  in  erster  Linie  Politiker  ihrer  Zunft  sein  wollten. 
Mit  anderen  Worten,  die  »politischen  Revolutionäre«  würden 
ersetzt  durch  wirtschaftliche  Interessenten. 

IGniges  von  dem,  was  Dietzel  so  Ende  der  neunziger  Jahre 
pi <)j)hezeite,  verwirklichte  sich  schon  in  den  folgenden  Jahren. 
P2s  wärci  eher  und  klarer  zur  Tatsache  geworden,  wenn  nicht 
sowohl  die  staatliche  (i(‘setzgebung  und  ihre  Hilfsorgane  als  auch 
di(‘ Arb(ötg(;b(M'  das  West'ii  der  Gewerkschaften  so  sehr  verkannt 
hiitt(ai,  sie.  erblicktiai  in  iluuai  lange  Zeit  nur  die  revolutionären 
Streit  kräfl(‘  d(*rer,  di(‘  di(^  Ix'stehende  Wirtschaftsordnung  »ver- 
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nichten«  wollten.  igo6  brachte  der  Vorwärts  einige  Artikel  zu  dem 
Thema  Partei  und  Gewerkschaft.  Der  Verfasser  kam  zu  dem.  Er- 
gebnisse: »WTr  haben  gesehen,  wie  die  Gewerkschaft  zunächst  nur 
die  Interessen  ihrer  Mitglieder  vertritt,  die  Partei  die  des  gesam- 
ten Proletariats;  wie  die  Gewerkschaft  zunächst  nur  bestimmte 
ökonomische  Augenblicksinteressen  ihrer  Mitglieder  vertritt, 
indes  die  Partei  außer  diesen  Interessen  auch  noch  alle  anderen 
gesellschaftlichen  Interessen  des  gesamten  Proletariats  zu  wahren 
hat;  endlich  aber  ist  die  gewerkschaftliche  Bewegung  an  sich 
eine  Bewegung  ohne  ein  Endziel,  mit  dem  sie  als  abgeschlossen 
gelten  könne  . . . Die  Partei  strebt  dagegen  auf  ein  Endziel 
los,  das  der  kapitalistischen  Ausbeutung  ein  für  allemal  ein 
Ende  macht.  Diesem  Endziel  gegenüber  darf  man  die  gewerk- 
schaftliche Arbeit,  so  unentbehrlich  und  heilsam  sie  ist,  sehr 
wohl  als  Sisyphusarbeit  bezeichnen,  nicht  in  dem  Sinne  einer 
nutzlosen  Arbeit,  wohl  abei  einer  Arbeit,  die  nie  endet  und 
immer  wieder  von  neuem  begonnen  werden  muß.«  Einige  Jahre 
vorher  hatte  in  der  Gewerkschaftspresse  sehr  viel  Beachtung 
und  Entrüstung  ein  Artikel  gefunden,  den  im  Januar  1903  die 
Leipziger  Volkszeitung  veröffentlichte,  und  in  dem  es  u.  a.  hieß: 
>>Man  hat  häufig  die  politische  und  die  gewerkschaftliche  Organi- 
sation als  die  beiden  gleichberechtigten  und  einander  ergänzenden 
Teile  der  proletarischen  Klassenbewegung  bezeichnet.  Diese 
Auffassung  ist  schon  aus  dem  Grunde  falsch,  weil  die  gewerk- 
schaftliche Bewegung  gar  keine  Klassenbewegung  ist.  Sie  organi- 
siert den  Arbeiter  nicht  als  Arbeiter  im  allgemeinen,  nicht  als 
Glied  seiner  Klasse,  sondern  im  Gegenteil,  cils  Arbeiter  im  speziel- 
len, als  ein  Glied  seines  Standes,  als  Buchdrucker,  Schreiner, 
Bildhauer.  Die  Gewerkschaftsbewegung  ist  als  solche  nicht  nur 
keine  Klassenbewegung,  sondern  das  (Gegenteil  einer  Klassen- 
bewegung; an  die  Stelle  des  Solidaritätsgefühls  mit  dem  Ge- 
nossen setzt  sie  das  Solidaritätsgefühl  mit  dem  Kollegen.  Ihrer 
ganzen  Natur  nach  ist  sic  beschränkt  auf  einen  kleinen  Bruchteil 
der  arbeitenden  Massen  und  zwar  auf  ihren  bestbezahlten  und 
geistig  (entwickeltsten.  Sie  ist  die  Bewegung  der  Arbeiteraristo- 
kratie, nicht  der  Arbeiterklasse.  Sie  stellt  nicht  in  einem  er- 
gänzenden oder  gegensätzlichen,  sondern  in  gar  keinem  Ver- 
hältnis zu  der  })roletarischen  Klassenbew(;gung.  Sie?  ist  an  sich 
weder  gut  noch  schlecht.«  Auch  das  sind  im  Grunde  genommen 
wieder  ganz  ähnliche  fdeen,  wie  sic  Dietzel  1898  zum  Ausdruck 
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brachte,  und  ich  muß  gestelien,  daß  ich  in  der  großen  (ievverk- 
schaftsliteratur  nichts  Stichhaltiges  gegen  das  Wesentliche  dieser 
Behauptung  gefunden  habe. 

Wird  aber  nun  wirklich  der  Gewerkschaftsgedanke  die  sozial- 
demokratischen Ideen  verdrängen  oder,  wenn  das  besser  gefällt, 
umdeuten  ? Hit  anderen  Worten,  wird  die  b e r u f 1 i c h - w i r t- 
schaftlich  organisationsfähige,  dem  Unternehmertum  or- 
ganisatorisch ebenbürtige  xUrbeiteraristokratie  über  die  nur  poli- 
tisch oder  gar  nicht  organisationsfähigen  Massen  des  Prole- 
tariats den  Sieg  davontragen?  Im  Jahre  1910,  in  der  ersten 
Auflage  dieses  Werkes,  glaubte  ich  folgende  unbestimmte 
Antwort  geben  zu  müssen:  Vielleicht  läßt  sich  nach  Ablauf  der 
großen  Kämpfe,  die  die  nächsten  Jahre  wahrscheinlich  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  bringen  werden,  eine  sicherere  Antwort 
geben  als  heute.  Vorläufig  handelt  es  sich  um  eine  Uebergangs- 
zeit,  die  apodiktische  Urteile  über  die  Beziehungen  zwischen  den 
freien  Gewerkschaften  und  der  sozialdemokratischen  Bewegung 
nicht  erlaubt.  Zur  Zeit  verbergen  sich  die  unzweifelhaft  vor- 
handenen Gegensätze  hinter  dem  Scheine  einer  einheitlichen 
großen  sozialistischen  Arbeiterbewegung. 

Im  Augenblick,  wo  diese  Bogen  zur  Korrektur  vorliegen, 
ist  dieser  Schein  verschwunden ; die  größten  Gegensätze  ringen  mit- 
einander. Der  Nürnberger  Kongreß. nahm  mit  allen  gegen  nur 
2 Stimmen  eine  Resolution  an,  die  angesichts  der  Spaltung  der  so- 
zialdemokratischen Partei  den  Gewerkschaften  Neutralität  gegen- 
über den  politischen  Parteien  zur  Pflicht  macht;  aber  das  genügt 
natürlich  nicht,  una  die  äußerst  scharfen  politischen  Meinungsunter- 
schiede der  Gewerkschaftsmitglieder  auszuschalten.  Ueber  die  Zu- 
kunft etwas  zu  sagen,  wird  de‘mgegenüber  noch  schwieriger, 
als  es  1910  bereits  war. 

III.  Das  Verhältnis  der  Gewerk  vereine  zu 
den  konfessionellen  Arbeitervereinen. 

Mit  dem  Streite  zwischen  Partei  und  Gewerkschaft  in  man- 
chen Zügen  wesensverwandt  und  doch  wieder  grundverschieden 
ist  der  Meinungskampf,  den  die  christlichen  Gewerkvereine 
gegen  einen  T(;il  der  konfessionellen  Organisationen  auszukämpfen 
[>ab(!n.  Der  Vorstand  der  größten  christlichen  Organisation,  des 
Gew(n'kver(‘ins  ('hristlicher  Bergarbeiter  schreibt  in  seinem  letzten 
Bericht  j)i'o  1907/08;  »Unser  Verhältnis  zu  den  konfessionellen 
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Arbeitervereinen  hat  in  der  Berichtszeit  keine  nennenswerten 
Aenderungen  erfahren.  Nach  wie  vor  treten  der  westdeutsche 
und  der  süddeutsche  Verband  der  katholischen  Arbeitervereine 
entschieden  für  uns  ein,  während  uns  der  Verband  Sitz  Berlin 
bekämpft.  Die  Stellung  der  evangelischen  Arbeitervereine  ist 
noch  immer  keine  einheitliche.  Stellenweise  finden  wir  Unter- 
stützung, stellenweise  Gleichgültigkeit  oder  Bekämpfung.«  Damit 
ist  kurz  und  treffend  die  Lage  nicht  nur  der  Bergarbeiter,  sondern 
aller  christlichen  Gewerkvereine  den  konfessionellen  Arbeiter- 
vereinen gegenüber  gekennzeichnet. 

Nach  den  Mitteilungen  des  Reichsarbeitsblattes  gab  es  1913 
1357  evangelische  Arbeitervereine  mit  178  324  Mitgliedern  und 
5346  katholische  Arbeitervereine  mit  625  735  Mitgliedern.  Die 
evangelischen  Organisationen  sind  in  26  Verbänden  zusammen- 
geschlossen, 19  von  ihnen  bilden  den  Gesamtverband  evange- 
lischer Arbeitervereine  Deutschlands  (M.- Gladbach).  Die  katho- 
lischen Vereine  unterstehen  der  Autorität  der  bischöflichen  Be- 
hörden, sie  sind  daher  auch  nach  Diözesen  zu  Verbänden  zu- 
sammengeschlossen. An  der  Spitze  eines  solchen  Verbandes  steht 
ein  von  der  Vorgesetzten  geistlichen  Behörde  ernannter  geist- 
licher Präses,  für  die  Kleinarbeit  der  Agitation  und  Organisation 
stehen  diesem  gewöhnlich  aus  dem  Arbeiterstande  hervorgegangene 
Sekretäre  zur  Seite.  Die  Diözesanverbände  haben  sich  zu  großen 
Zentralverbänden  vereinigt.  Es  kommen  in  Betracht:  der  Ver- 
band katholischer  Arbeitervereine  Westdeutschlands,  der  Ver- 
band katholischer  Arbeitervereine  Süddeutschlands  und  der 
Verband  katholischer  Arbeitervereine  (Sitz  Berlin).  Während 
sich  die  beiden  ersten  Verbände  auf  Wahrung  und 
Förderung  der  Religiosität  der  Mitglieder  »im  steten  Anschluß 
an  die  Kirche«,  Pflege  der  allgemein  geistigen  und  fachlichen 
Bildung,  Schaffung  von  Wohlfahrtseinrichtungen,  Pflege  echter 
Kameradschaft  sowie  veredelnder  Unterhaltung  und  Geselligkeit 
ü.  dgl.  beschränken  und  im  übrigen  ihre  Mitglieder  nachdrücklich 
auf  die  christlichen  Gewerkvereine  verweisen,  die  sie  ergänzen,  aber 
nicht  ersetzen  wollen,  — • bekämpft  der  Verband  katholischer  Arbei- 
tervereine, Sitz  Berlin,  die  christlichen  Gewerkvereine  grundsätz- 
lich. Kr  will  die  Aufgaben  der  konfessionellen  Arbeitervereine 
und  der  Gewerkschaften  in  sich  vereinigen.  Nach  seinen  Statuten 
bezweckt  der  Verband  die  Gründung  und  Förderung  katholischer 
Arbeitervereine  durch  gemeinsame  Pflege  aller  geistigen  und 
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wirtschaftlichen  Interessen  der  Arbeiter  ini  Sinne  der  ])äj)stliclien 
Enzyklika  Reriim  novarnin  vom  17.  Mai  i8()i.  Die  angesclilos- 
senen  Vereine  sollen  iliren  Zweck,  »religiöse,  sittliche,  soziah^ 
nnd  wirtschaftliche  Hebung  des  Arbeiterstandes«  durch  Pflege 
des  religiösen  Lebens  erreichen,  durch  Pflege  ferner  der  Standes- 
higenden,  insbesondere  des  Fleißes,  der  Prene,  der  Mäßigkeit 
und  der  Sparsamkeit,  durch  regelmäßige  Versammlungen  mit 
belehrenden  Vorträgen  und  h>örterungen  von  Fragen,  welche 
die  Interessen  des  Arbeiterstandes  betreffen,  durch  einen  sozialen 
Unterrichtskursus,  durch  Errichtung  einer  Bibliothek,  durch 
geeignete  Einrichtungen  zur  Förderung  der  materiellen  Interessen 
des  x\rbeiterstandes,  durch  die  berufliche  (diederung,  »F  ach- 
a b t e i 1 u n g e n«  des  Vereins,  durch  Vermittlung  zwischen 
Arbeitnehmern  und  Arbeitgebern  bei  Streitigkeiten,  Versöhnung 
der  Gegensätze  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer,  Ein- 
treten für  die  Mitglieder  bei  den  denselben  zugefügten  Beein- 
trächtigungen, Eintreten  für  Maßregeln  zum  Schutze  der  Arbeiter, 
durch  Errichtung  von  Arbeits-  und  Schlafstellennachweisen, 
durch  gesellige  Unterhaltung.  Ordentliches  Mitglied  kann  jeder 
unbescholtene  Katholik  werden,  der  keinem  kirchenfeindlichen 
Vereine  angehört  und  keinen  kirchenfeindlichen  Grundsätzen  und 
Bestrebungen  huldigt.  Die  Aufnahme  von  Nichtkatholiken  ist 
grundsätzlich  nicht  ausgeschlossen,  es  soll  vielmehr  der  Vereins- 
vorstand darüber  von  Fall  zu  Fall  entscheiden.  Doch  können 
in  den  Vorstand  selbst  nur  katholische  Mitglieder  gewählt  werden. 

Der  Zank  um  Konfessionalität  oder  Intel  ko nfessionalität 
und  die  dadurch  bedingte  Zersplitterung  der  christlichen  Arbei- 
terschaft würde  aber  allein  noch  nicht  die  oft  maßlose  Er- 
bitterung erklären,  mit  der  sich  Gewerkvereine  und  Fachabtei- 
lungen gegenüberstehen.  Es  kommt  eine  grundverschiedene 
Auffassung  hinsichtlich  des  Verhältnisses  zwischen  Kapital  und 
.\rbeit  dazu.  In  einem  Artikel  des  »Arbeiter-Almanachs«  (1909), 
der  den  Fachabteilungen  nahesteht,  heißt  es  bezüglich  des  Streik- 
systems u.  a. : 

»Sich  viu  wirkliches  oder  vermeintliclics  Recht  dadurch  zu  erkämpfen,  daß 
man  auf  eigene  h'aust  den  (iegner  mit  Androhung  und  Verhängung  von  irgend 
welchen  Nacliteilen  niederzuzwingen  sucht,  das  wird  allgemein  als  ein  Zustand 
der  Ikirharei,  d(rs  »l''austrechts<'  verurteilt.  Denn  in  Rechtsstreitigkeiten  appelliert 
man  an  di(!  staatliche  Autoiität  in  dem  Bewußtsein,  daß  Gott  dieser  die  Auf- 
gabe v(!rli<*h,  den  einzelnen  Gliedern  des  Staates  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen. 
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Das  Recht  wird  im  Namen  des  Königs  gesprochen.  Das  sind  Grundsätze,  die  sich 
aus  dem  vierten  Gebot  ergeben.  Jede  eigenmächtige  Selbsthilfe  in  Rechtskon- 
fliki^n  führt  letzten  Endes  notwendigerweise  zu  einer  Auflösung  der  staatlichen 
Gemeinschaft  ....  Alle  Maßnahmen,  die  systematisch  darauf  hinauslaufen, 
Rechtsfragen  im  Wege  des  wirtschaftlichen  Machtkampfes  zu  erledigen  — 
sind  ihrem  innersten  Wesen  nach  ein  Eingriff  in  die  unv^er  äußer  liehen  Hoheits- 
rechte der  Staatsgewalt.« 

Das  ist  eine  i\uffassiing,  die  jeder  Form  moderner 
Arbeiterbewegung  dermaßen  widerspricht,  daß  die  christlichen 
Gewerkschaften  sich  selbst  aufgeben  müßten,  wenn  sie  sich 
dieselbe  zu  eigen  machen  wollten.  Die  ziffernmäßige  Macht  des 
Verbandes  katholischer  Arbeitervereine,  Sitz  Berlin,  ist  nicht 
groß.  Es  handelte  sich  1913  um  rund  1300  Vereine  mit  125  000 
Mitgliedern,  von  denen  ein  Teil  nicht  zur  Arbeiterklasse  gehört. 
Nur  in  Teilen  der  Diözesen  Breslau  und  Trier  ist  derVerband  so 
stark,  daß  er  bei  den  Arbeiterkämpfen  faktisch  mit  in  Frage 
kommen  kann.  Diese  äußere  Stärke  ist  es  jedenfalls  nicht,  die 
dieser  Organisation  Bedeutung  verschafft.  Diese  beruht  vielmehr 
vorwiegend  auf  dem  negativen  Erfolge,  daß  die  Werbekraft  der 
interkonfessionellen  christlichen  Gewerkvereine  manchmal  da 
auf  Schwierigkeiten  stößt,  wo  man  es  nach  der  Weltanschauung 
der  Arbeiter  nicht  erwarten  sollte.  Schlimmer  noch  ist,  daß  das, 
was  den  christlichen  Gewerkschaften  nach  Abwehr  der  sozialisti- 
schen und  kapitalistischen  Gegner  noch  übrig  bleibt  an  geistiger 
Kraft,  nicht  dem  geistigen  Aufbau  des  eigenen  Heims,  sondern 
dem  Schutze  gegen  einen  Gegner  dienen  muß,  der  doch  eigentlich 
ein  Freund  sein  sollte.  Die  christlichen  Arbeiterführer  wurden 
nicht  müde,  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Bauernvereine,  die 
Handwerkervereine,  die  Aerztevereine  u.  dgl.  wirtschaftliche 
Vereinigungen  doch  auch  interkonfessionell  seien;  noch  nie  habe 
man  von  kirchlicher  Seite  daran  Anstoß  genommen;  was  diesen 
Berufen  aber  recht  sei,  müsse  den  Arbeitern  doch  billig  sein. 
Und  sie  hoffen,  daß  man  aus  diesen  Erwägungen  heraus  un- 
bedingt zu  einer  Anerkennung  des  Prinzips  der  christlichen 
Gvewerkvereine  kommen  müsse.  .Dabei  ist  aber  eins  zu  erwägen. 
Die  genannten  wirtschaftlichen  Organisationen  haben  nur  für 
wirtschaftliche  Zwecke  zu  kämpfen.  Die  Arbeiterorganisationen 
müssen  sich  indes  zugleich  gegen  eine  feindliche  Weltanschau- 
ung wenden,  die  dem  Kampfe  gegen  das  Ka])ital  ein  ganz  be- 
stimmtes Ziel  weist.  .Oie  Forderungen  der  sozialdemokratischen 
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Arbeiter  sind  zuletzt  nicht  begründet  in  den  Bedürfnissen  des 
Alltags,  sondern  in  einer  wissenschaftlichen  Theorie,  deren  Kern- 
punkte— die  materialistische  Geschichtseiuffassung  und  die  Klassen- 
kampftheorie— den  Grundlehren  des  Christentums  widersprechen. 
Daraus  ergibt  sich  mit  zwingender  Notwendigkeit  für  die  christ- 
lichen Gewerkschaften,  dah  sie  sich  ihre  eigene  Gewerkschafts- 
und Wirtschaftstheorie  auf  dem  Boden  ihrer  Weltanschauung 
schaffen  müssen.  Da(3  dies  ohne  engherzige  konfessionelle  Schran- 
ken geschehen  kann  und  muß,  versteht  sich  von  selbst;  es 
wird  um  so  leichter  sein,  je  weniger  durch  den  Streit  um  kon- 
fessionelle Sonderfragen  ihre  Verteidigungs-  und  Angriffskraft 
in  den  großen  Kämpfen  um  die  Weltanschauung  eine  Hemmung 
erfährt. 

Ebenso  wie  auf  katholischer  Seite  entstanden  den  christlichen 
Gewerkschaften  auf  evangelischer  Seite  Schwierigkeiten.  Der 
Gesamtverband  der  evangelischen  Arbeitervereine  und  die  wei- 
teren Verbände  derselben  Art  lehnten  lange  Zeit  entweder  ein 
offenes  oder  entschiedenes  Eintreten  für  die  christlichen  Gewerk- 
schaften ab  oder  standen  diesen  direkt  gegnerisch  gegenüber. 
Nur  der  Verband  der  evangelischen  Arbeitervereine  für  Berlin 
und  Umgegend  unter  Führung  des  Lizenziaten  Mumm  stellte 
sich  auf  die  Seite  der  christlichen  Gewerkschaften.  Die  »innere 
Mission«  hat  sich  auf  ihrem  34.  Kongreß  in  Essen  1907  in  einer  Re- 
solution für  die  christlichen  Gewerkschaften  ausgesprochen. 
Aber  in  der  Diskussion  traten  hervorragende  Mitglieder  nicht 
nur  ablehnend,  sondern  sogar  direkt  mißbilligend  gegen  die 
christlichen  Gewerkschaften  auf. 

Von  entscheidender  Bedeutung  ist  das  Verhalten  des  1890 
in  Erfurt  gegründeten  Gesamtverbandes  evangelischer  Arbeiter- 
vereine, dem  die  übergroße  Mehrzahl  der  evangelischen  Arbeiter- 
vereine angeschlossen  sind.  Die  grundlegenden  Sätze  im  Pro- 
gramm des  Gesamtverbandes  lauten: 

»Wir  sichen  auf  deni  Grunde  des  evangelischen  Christentums,  wir  be- 
kämpfen daruni  die  materialistiscl)C  Weltanschauung,  wie  sie  sowohl  zu  den 
Ausgangs] )unkten  als  zu  den  vVgitationsmitteln  der  Sozialdemokratie  gehört, 
aber  auch  die  vVnsicht , daß  das  Christentum  es  ausschließlich  mit  dem  Jenseits 
zn  tun  habe.  Das  Ziel  unsei  er  sozialen  Arbeit  ist  die  Entfaltung  der  w'elterneuern- 
den  KräfU;  des  evangelischen  Christentums  in  dem  gesellschaftlichen  nnd  wirt- 
schall liehen  Kninple  der  ('.egenwart Die  Ueberwindung  der  gesellschaft- 

lichen nnd  wirtschaftlichen  Schäden  unseres  heutigen  Volkslebens  erwarten  wir 
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nur  von  einer  geschichtlich  vermittelten  Umgestaltung  unserer  Verhältnisse 
gemäß  den  sittlichen  Ideen  des  evangelischen  Christentums.  Diese  Ideen  geben 
uns  den  sicheren  Maßstab  zu  rückhaltloser  Kritik  an  den  heutigen  Zuständen, 
wie  auch  den  Antrieb  zur  Forderung  neuer  Ordnungen  im  gesellschaftlichen  und 
wirtschaftlichen  Leben.  Als  Aufgabe  dieser  Neuordnungen  erkennen  wir  in 
erster  Linie  die  volle  Anerkennung  des  Menschenrechtes  und  der  Menschen- 
würde jedes,  auch  des  geringsten  Volksgenossen.  Sodann  die  größtmöglichste 
Steigerung  seiner  Leistungsfähigkeit,  wie  auch  seines  Anteils  an  den  geistigen 
und  sittlichen  Gütern  der  Nation,  endlich  die  denkbar  beste  Förderung  seiner 
materiellen  Lebensinteressen.« 

Man  wird  leicht  merken,  daß  diese  Auffassung  eher  mit  den 
Grundideen  der  christlichen  Gewerkvereine  in  Einklang  gebracht 
werden  kann  als  das  Programm,  nach  dem  die  katholischen 
Fachabteilungen  arbeiten  wollen.  Und  doch  sind  die  Schwierig- 
keiten, die  sich  einer  Vereinigung  evangelischer  und  katholischer 
Arbeiter  zur  gemeinsamen  Verfolgung  ihrer  materiellen  Interessen 
entgegenstellen,  groß  genug,  und  von  Zeit  zu  Zeit  tauchen  immer 
wieder  von  neuem  Hindernisse  auf.  Im  Westen  galt  als  Herd 
dieser  Schwierigkeiten  die  »Bochumer  Richtung«  der  evangeli- 
schen Vereine,  sie  bildete  seit  1901  nach  erfolgter  Trennung 
vom  Gesamtverbande  besondere  Organisation  den  Evangeli- 
schen Arbeiterbund,  1915  erfolgte  die  Wiedervereinigung  und 
7war  unter  solchen  Umständen,  daß  man  dabei  von  einem  Sieg 
der  christlichen  Gewerkschaftsidee  sprechen  konnte. 

Die  itio  in  partes,  über  die  einst  Bismarck  so  bitter  klagte, 
scheint  nun  einmal  mit  dem  deutschen  Nationaigeiste  aufs  engste 
verbunden  zu  sein.  Die  Hoffnung,  daß  sich  bei  uns  in  abseh- 
barer Zeit  eine  Arbeiterorganisation  herausbilden  möge,  die 
ohne  alle  Nebeninteressen  lediglich  den  Gesamtvorteil  der  Ar- 
beiter im  Rahmen  des  sozialen  Ganzen  wahrnehmen  könnte, 
die,  ohne  sich  in  Utopien  zu  wiegen,  ihit  klarer  Erkennung  der 
Pflichten  und  Rechte,  des  Möglichen  und  E'nmöglichen  vorwärts 
zu  kommen  sucht,  — die  Hoffnung  wird  sich  daher  leider  nicht 
erfüllen. 


7.  Kapitel. 

Internationale  Verbindungen. 

Man  weiß,  daß  die  Mahnung,  mit  der  einst  das  kommuni- 
stische Manifest  schloß : »Proletarier  aller  Länder,  vereinigt  hluch  ! « 
zuerst  sehr  wenig  praktische  Folgen  hatte.  Der  Bund  der  Kom  - 
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rnunisten,  der  das  Maniiest  zu  seinem  Programm  gemacht  hatte, 
löste  sich  schon  Ende  der  fünfziger  Jahre  wieder  auf.  Erst  als 
1862  bei  Gelegenheit  der  Londoner  Weltausstellung  kontinentale 
Arbeiter  mit  ihren  englischen  Kollegen  die  Möglichkeit  eines 
Zusammengehens  ernsthaft  erwogen,  entstand  aus  den  gemein- 
samen Beratungen  zwei  Jahre  später  die  Internationale  Arbeiter 
Assoziation.  Karl  Marx  war  der  geistige  Leiter  des  neuen 
Verbandes,  dessen  »Inauguraladresse«  ebenso  wie  die  Statuten 
sein  Werk  war.  Nicht  wenig  hoffte  er  von  der  1.  A.-A.; 
sie  sollte  insbesondere  den  naturnotwendigen  einheitlichen  Geist 
in  die  internationale  Arbeiterbewegung  hineintragen.  Karl  Marx 
kannte  wohl  die  Schwierigkeiten,  die  dem  entgegenslanden ; 
deutlich  merkte  man  das  namentlich  aus  dem  Wortlaute  der 
Inauguraladresse  heraus,  die  Sombart  mit  Recht  ein  wahres 
Muster  diplomatischer  Feinkunst  nennt:  »Sie  ist  in  ihrem  ganzen 
Aufbau  unklar,  aber  sie  rührt  von  Karl  Marx  her.  Sie  ist  also 
jedenfalls  absichtlich  unklar,  ihre  Aufgabe  sollte  es  sein,  alle 
Spielarten  der  Arbeiterbewegung  unter  einen  Hut  zu  bringen. 
. . . Sie  wird  Allen  und  Jedem  gerecht«  — . insbesondere  finden 
auch  die  englischen  Trade-Unions  in  dieser  Adresse  freundliche 
Anerkennung.  Indes  schon  bald  begannen  Karl  Marx  und  seine 
Getreuen  ihre  Bekehrungsversuche.  Aber  je  weiter  Marx  ging, 
um  so  deutlicher  zeigte  sich,  daß  er  sich  in  seinen  Adepten  hin- 
sichtlich ihrer  Aufnahmefähigkeit  für  seine  Lehre  getäuscht 
hatte.  Auch  ohne  Bakunin,  der  durch  seine  anarchistischen 
'Fendenzen  allerlei  Verwirrung  anstiftete,  wäre  der  I.  A.-A. 
keine  lange  Lebensdauer  beschieden  gewesen.  1876  löste  sie  sich 
humell  auf  Beschluß  des  Generalrates  auf  dem  Kongresse  zu 
Bern  auf.  Daß  die  »alte«  Internationale  trotz  ihrer  kurzen 
Lebensdauer,  trotz  ihrer  offenbaren  inneren  Lebensunfähigkeit 
für  den  Verlauf  der  modernen  Arbeiterbewegung  doch  ihre 
große,  nicht  zu  unterschätzende  Bedeutung  hat,  darüber  weiß 
Sombart  manches  Anregende  in  seiner  Schrift  über  den  Sozia- 
lismus und  die  soziale  Bewegung  zu  erzählen. 

Gegen  Jhide  der  achtziger  Jahre  war  es,  als  der  immer 
stärker  weidende'  Sozialismus  einerseits,  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse;,  elie;  sicii  imnu'r  mehr  zur  Weltwirtschaft  gestalteten, 
andere;rsei1s,  xain  neue;m  zu  einer  Eühlungnahme  der  Arbeiter- 
inassen  olme  Rücksicht  auf  die  Grenzschranken  hindrängten. 
i88ej  trat  eler  erste  internatieinak'  Arbeiter keingreß  zu  Paris  zu- 
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sammen;  »die  alte  internationale  Arbeiter-Assoziation  ist  nicht 
tot«,  sagte  damals  Wilhelm  Liebknecht,  »sie  ist  übergegangen 
in  die  m'ichtige  Arbeiterorganisation  und  Arbeiterbewegung  der 
einzelnen  Lander,  sie  lebt  in  uns  fort.  Dieser  Kongreß  ist  das 
Werk  der  1.  A.-A.«  Damit  kennzeichnete  Liebknecht  zugleich 
ganz  richtig  den  Unterschied  zwischen  der  alten  und  der  neuen 
»Internationale«;  jene  ausgehend  von  einer  Idee,  die  die  Massen 
über  die  nationalen  Grenzen  hinweg  zusammenführen  sollte, 
diese  organisch  weiterbauend  auf  kräftigen  nationalen  organi- 
satorischen Unterbauten,  die  den  internationalen  Ueberbau  tragen 
sollten. 

Seit  dem  Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  wurde  durch  die 
Errichtung  eines  internationalen  sozialistischen  Büros  in  Brüs- 
sel noch  eine  neue  Einrichtung  geschaffen,  um  neben  dem  alle 
3—4  Jahre  stattfindenden  internationalen  Kongresse  ständig  die 
internationalen  Beziehungen  der  verschiedenen  Länder  wahrzu- 
nehmen. Seit  dem  Jahre  1904  steht  dem  internationalen  Büro 
eine  interparlamentarische  Kommission  zur  Seite,  mit  deren 
Hilfe  man  hoffte,  die  Interessen  des  internationalen  Proletariats 
durch  einheitliche  Kundgebungen  in  den  verschiedenen  Landes- 
parlamenten noch  wirksamer  als  bisher  zu  fördern.  Nach  der 
schon  erwähnten  Pariser  Tagung  traten  internationale  sozia- 
listische Kongresse  1891  in  Brüssel,  1893  in  Zürich,  1896  in 
London,  1900  in  Paris,  1904  in  Amsterdam,  1907  in  Stuttgart, 
1910  in  Kopenhagen  zusammen.  Zwei  Jahre  spater  versammelten 
sich  die  Delegierten  der  sozialistischen  Arbeiter  zu  einem  außer- 
ordentlichen Kongreß  in  Basel,  um  die  Friedensliebe  der  inter- 
nationalen Arbeiterschaft  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Gewerkschaften  war  der 
Stuttgarter  internationale  sozialistische  Kongreß.  Zwei  Punkte 
waren  es  insbesondere,  die  in  Stuttgart  die  Gewerkschaften 
lebhaft  interessierten:  die  Beziehungen  zwischen  den  sozia- 
listischen Arbeiterparteien  und  den  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen sowie  das  Problem  der  »Einwanderung  und  Auswande- 
rung«. Ueber  die  Beziehungen  zwischen  Partei  und  (mwerk- 
schaften  hatten  bereits  die  internationalen  Kongresse  von  JIrüssel, 
Zürich,  London  und  Paris  Beschlüsse  gefaßt.  Der  l-irüsseler 
Kongreß  erklärte  die  Organisalion  der  Arbeiter  in  Gewerk- 
schaften für  ein  diing(mdes  Erfordernis  im  Emanzipationskampfc 
der  Arbeiterklasse  und  erachtete  es  als  PflicLt  aller  Arbeiter, 
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welche  die  l^etreiiing  vom  »Joch  des  Ka})italismiis«  anstrebten, 
der  für  iliren  Bernl  bestehenden  Ciewerkschalt  anzngeiiören.  ln 
ähnlichem  Sinne  beschäftigten  sicii  dann  die  s])äteren  Kongresse 
mit  der  Gewerkschaftsfrage. 

In  Stuttgart  wurde  von  einer  Anzahl  JAdegierten  verschie- 
dener Richtung  und  verschiedener  Länder  eine  Resolution  vor- 
geschlagcn,  in  der  es  u.  a.  hieß: 

»Partei  und  Gewerkschaften  haben  sicli  in  ihren  Aktionen  moralisch  zu 
fördern  und  zu  unterstützen  und  in  ihrem  Kampfe  sich  bloß  solcher  Mittel 
zu  bedienen,  die  dem  Befreiungskämpfe  des  Proletariats  förderlich  sind.  Sie 
haben  sich  gemeinsam  zu  verständigen,  wenn  über  die  Zweckmäßigkeit  der 
an  zu  wendenden  Methode  Meinungsverschiedenheiten  bestehen. 

Die  Gewerkschaften  werden  ihre  Pflicht  im  Emanzipationskampfe  der 
Arbeiter  nur  dann  zu  erfüllen  vermögen,  wenn  sie  sich  in  ihren  Aktionen  vom 
sozialistischen  Geiste  leiten  lassen.  Der  Partei  obliegt  die  Pflicht,  die  Gewerk- 
schaften in  ihren  Bestrebungen  nach  Hebung  und  Besserung  der  sozialen  Lage 
Jer  Arbeiter  zu  fördern. 

Der  Kongreß  erklärt,  daß  der  Fortschritt  der  kapitalistischen  Produktions- 
weise, die  wachsende  Konzentration  der  Produktionskräfte,  die  wachsende 
Vereinigung  der  Unternehmer,  die  steigende  Abhängigkeit  der  einzelnen  Be- 
triebe  von  der  gesamten  bürgerlichen  Gesellschaft  die  gewerkschaftliche  Tätig- 
keit zur  Ohnmacht  verdammen  müssen,  wenn  sie  ausschließlich  der  Sorge  für 
die  Interessen  der  Berufsgenossenschaften  dient,  die  auf  der  Grundlage  des 
zünftischen  Egoismus  und  der  Theorie  der  Interessenharmonie  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  aufgebaut  sind. 

Die  Resolution  wurde  mit  212  gegen  18  Stimmen  an- 
genommen. Gegen  sie  wandten  sich  außer  einigen  französischen 
Delegierten  hauptsächlich  die  Vertreter  der  nordamerikanischen 
sozialistischen  Arbeiterpartei  (Socialist  Labour  Party),  die  na- 
mentlich einwandten,  in  der  Resolution  werde  nicht  genügend 
berücksichtigt,  daß  die  nordamerikanischen  Gewerkschaften 
nichts  anderes  seien  als  »Bollwerke«  des  Kapitalismus.  Die 
Gewerkschaftsführer  Amerikas  arbeiteten  einheitlich  in  der  »Civic 
h'ederation«  mit  den  Großkapitalisten  zusammen,  die  ihren 
Frieden  mit  dem  Trade-Unionismus  gemacht  hätten.  Auch  in 
lhiro])a  werde  man  zu  dieser  hhitwicklungsstufe  kommen.  Mit 
solclien  Gewerkscliaften  sei  ein  Zusammengehen  nicht  möglich. 
Nur  auf  eclit  sozialdemokratischen  Gewerkschaften  lasse  sich 
eine  echt  ])olilische  Sozialdemokratie  aufbauen. 

Aucli  bei  d(U  Ihn-  und  Aiiswiinderungslrage  kam  man  zu 
Beschlüssen,  welcJie  die  Ivcbensinteressen  der  Gewerkschaften  eng 
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berühren.  Der  Kongreß  erklärte,  Ein-  und  Auswanderung  dei 
Arbeiter  seien  vom  Wesen  des  Kapitalismus  ebenso  unzertrenn- 
liche Erscheinungen  wie  Arbeitslosigkeit,  Ueberproduktion  und 
und  Unterkonsum  der  Arbeiter.  Sie  seien  oft  ein  Mittel,  den 
Anteil  der  Arbeiter  an  der  Arbeitsproduktion  herabzusetzen  und 
nähmen  zeitweise  durch  politische,  religiöse  und  nationale  Ver- 
folgungen anormale  Dimensionen  an.  Der  Kongreß  vermöge 
ein  Mittel  zur  Abhilfe  der  ^mn  der  Aus-  und  Einwanderung 
für  die  Arbeiterschaft  etwa  drohenden  Folgen  nicht  in  irgend- 
welchen ökonomischen  oder  politischen  Ausnahmemaßregein  — 
insbesondere  nicht  in  einer  Beschränkung  der  Freizügigkeit  und 
in  einem  Ausschluß  fremder  Nationalitäten  und  Rassen  — • zu  er- 
blicken, da  diese  fruchtlos  und  ihrem  Wesen  nach  reaktionär 
seien. 

Dagegen  erklärte  es  der  Kongreß  für  eine  Pflicht  der  organi- 
sierten Arbeiterschaft,  sich  gegen  die  im  Gefolge  des  Massen- 
importes unorganisierter  Arbeiter  vielfach  eintretende  Herab- 
drückung  ihrer  Lebenshaltung  zu  wehren,  und  macht  es  ihr 
außerdem  zur  Pflicht,  die  Ein-  und  Ausfuhr  von  Streikbrechern 
zu  verhindern.  '>Der  Kongreß  erkennt  die  Schwierigkeiten, 
welche  in  vielen  Fällen  dem  Proletariat  eines  auf  hoher  Entwick- 
lungsstufe des  Kapitalismus  stehenden  Landes  aus  der  massen- 
haften Einwanderung  unorganisierter  und  an  niedere  Letens- 
haltung  gewöhnter  Arbeiter  aus  Ländern  mit  vorwiegend  agrari- 
scher und  landwirtschaftlicher  Kultur  erwachsen,  sowie  die 
Gefahren,  welche  ihm  aus  einer  bestimmten  Form  der  Ein- 
wanderung entstehen.  Er  sieht  jedoch  in  der  übrigens  auch 
vom  Standpunkt  ' der  proletarischen  Solidarität  verwerflichen 
.Vusschließung  bestimmter  Nationen  oder  Rassen  von  der  Ein- 
wanderung kein  geeignetes  Mittel,  sie  zu  bekämpfen.« 

Natürlich  haben  die  internaäionalen  sozialistischen  Kon- 
gresse für  die  politische  yVrbeiterbewegung  größere  Be- 
deutung als  für  die  Gewerkschaften.  Sie  können  eine  internatio- 
nale Verbindung  der  Gewerkschaften  durchaus  niclit  ersetzen. 

Einen  ersten  Versuch,  wirkliche  internationale  Gewerk- 
Schafts  kongresse  einzuberufen,  machten  1888  die  englischen 
Trade-Unions.  Ihre  Absicht  wurde  a.ber  nur  teilweise  verwirk- 
licht. Deutschland,  Oesterreich,  die  Schweiz,  Amerika  waren 
auf  dem  Kongreß  überhaupt  .nicht  vertreten.  Bedeutsamer 
wurde  für  die  interna.tionale  I^ewegung  eine  Ziisajumenkunft  von 
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Sekretären  der  Landesorganisationen  der  (Gewerkschaften  bei 
Oelegenheit  des  skandinavischen  Arbeiterkongresses,  der  im 
August  1901  in  Kopenhagen  stattfnnd.  Der  Sekretär  für  Deutscli- 
land,  Legien,  erklärte,  daß  wiederholt  aus  einzelnen  Ländern 
die  Anregung  gegeben  worden  sei,  einen  internationalen  Gewerk- 
schaftskongreß abzuhalten.  Die  (Gewerkschaften  Deutschhinds 
hätten  sich  ober  bislang  für  derartige  Kongresse  nicht  erwärmen 
können,  weil  sie  nicht  an  einen  greifbaren  Erfolg  glaubten.  Ein 
Erfolg  könne  nur  dann  erzielt  werden,  wenn  auf  diesem  Kongresse 
feste  Vereinbarungen  über  die  gegenseitige  Unterstützung  bei 
den  wirtschaftlichen  Kämpfen  getroffen  werden  könnten.  Hierzu 
sei  aber  die  Gewerkschaftsorganisation  in  den  verschiedenen 
Ländern  noch  nicht  genügend  erstarkt.  Soweit  allgemeine  Fragen 
zu  erörtern  seien,  könne  dies  ja  auf  dem  internationalen  Arbeiter- 
kongresse geschehen.  Dennoch  sei  eine  Verständigung  über 
internationale  Gewerkschaftsfragen  notwendig.  Doch  bedürfe  es 
dazu  nicht  eines  internationalen  Kongresses,  sondern  es  genüge 
eine  Konferenz  der  internationalen  Sekretäre,  die  bei  dem  Besuch 
des  Landeskongresses  einer  nationalen  Gewerkschaftsgruppe 
stattfinden  könne.  D'e  internationalen  Sekretäre  müßten  ver- 
pflichtet werden,  zu  dem  Kongreß  in  dem  Lande  zu  erscheinen, 
welches  von  der  vorigen  Konferenz  für  die  nächste  Tagung  be- 
stimmt worden  sei.  Legien  schlug  dann  vor,  die  nächste  Kon- 
ferenz zur  Zeit  des  Kongresses  der  Gewerkschaften  Deutschlands 
im  Jahre  1902  in  Stuttgart  stattfinden  zu  lassen.  Die  Anwesenden 
erklärten  sich  mit  diesem  Vorschläge  einverstanden. 

Aus  diesen  Anfängen  hat  sich  inzwischen  eine  regelmäßige 
Veranstaltung  herausgebildet,  deren  Beschlüsse  für  die  inter- 
nationale Gewerkschaftsbewegung,  von  immer  größerer  Bedeu- 
tung geworden  sind.  Auf  der  4.  internationalen  Konferenz,  die 
im  Jahre  1905  in  Amsterdam  stadtfand,  wurde  ein  Beschluß 
angenommen,  nach  dem  die  internationalen  Konferenzen  die 
Aufgabe  haben,  über  den  engeren  Zusammenschluß  der  Gewerk- 
schaften  aller  Länder,  über  einheitlich  zu  führende  Gewerk- 
schaftsstatistiken, über  gegenseitige  Unterstützung  in  den  wirt- 
schafUiclKOi  Käm])fen  und  über  alle  unmittelbar  mit  der  gewerk- 
scli.iftliclKvn  Organisierung  der  Arbeiterschaft  in  Zusammenhang 
stch(‘ud(ui  b'rag(‘.n  zu  beraten.  Ausgeschlossen  von  der  Be- 
ratung sollt('u  all(^  theoretisciien  Fragen  sein  und  solche,  welche 
die  'PfUKkaizen  und  di(‘  'Taktik  der  gewerkschaftlichenl'Bewegung 
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in  den  einzelnen  Ländern  betreffen.  Als  dann  später  die  fran- 
zösische Confederation  Generale  du  Travail  ihre  Teilnahme  an 
der  Konferenz  davon  abhängig  machte,  daß  die  Fragen  des  General- 
streiks und  des  Antimilitarismus  auf  die  Tagesordnung  der 
nächsten  Konferenz  gesetzt  würden,  wurde  auf  der  5.  Konferenz 
in  Christiania  (1907)  beschlossen,  dem  Verlangen  dei  Franzosen 
nicht  zu  entsprechen.  Die  Konferenz,  so  erklärte  man,  erachte 
die  Fragen  des  Militarismus  und  Generalstreiks  als  solche,  die 
nicht  von  einer  Konferenz  von  Gewerkschaftsfunktionären,  son- 
dern nur  von  einer  Vertretung  der  Gesamtheit  des  internationalen 
Proletariats,  von  den  legelmäßig  stattfindenden  Sozialisten- 
kongressen zu  erledigen  sei. 

Die  6.  Konferenz,  die  im  August  1909  zu  Paris  tagte,  sprach 
sich  für  die  Freizügigkeit  der  Gewerkschaltsmitglieder  lür  alle 
Länder  aus;  die  Uebertrittsbedingungen  von  einem  Landes- 
verband zu  einem  anderen  wurden  festgestellt. 

Die  Pariser  Konferenz  lenkte  namentlich  aber  deshalb  die 
allgemeine  Aufmerksamkeit  auf  sich,  weil  auf  ihr  zuerst  ein 
Vertreter  der  ameiikanischen  Gewerkschaften  (Gompers)  er- 
schien, der  erklärte,  die  Arbeiterverbände  in  Nordamerika  seien 
nicht  abgeneigt,  sich  mit  denen  Europas  in  Verbindung  zu 
setzen;  daß  sie  bisher  an  den  internationalen  Konferenzen 
nicht  teilgenommen  hätten,  sei  hauptsächlich  materiellen  Schwie- 
rigkeiten zuzuschreiben,  denn  es  sei  etwas  anderes,  von  San 
Franzisko  über  die  halbe  Welt  nach  Paris  zu  reisen,  als  wenn 
man  von  Paris  nur  bis  Wien  oder  Madrid  reisen  müsse.  Dazu 
komme,  daß  die  amerikanischen  Gewerkveteinc  nicht  geneigt 
seien,  sich  in  ihrem  Vorgehen  durch  Personen  hineinreden  zu 
lassen,  die  mit  ihren  Bestrebungen  nicht  vertraut  seien.  Die 
amerikanische  Bewegung  sei  auf  der  beratenden  Grundlage 
gedacht.  Sic  kenne  keinen  Zwang  und  sei  von  der  Erwägung 
getragen,  daß  sie  nicht  zerstören,  sondern  aufbauen  müsse.  Im 
weiteren  Verlaufe  der  Beratungen  begründete  Gompers  einen 
Antrag  Nordamerikas,  der  dcis  Studium  der  Frage  der  Errichtung 
einer  internationalen  Arbeiterkonföderation  bezweckte. 

Dabei  sei  erwähnt,  daß  als  Frucht  der  hier  in  Rede  stehenden 
Zusammenkünfte  ein  ständiges  internationales  Gewerkschafts- 
sekretariat gegründet  wenden  war,  das  man  dem  deutschen  Ge- 
werkschaftsführer Legien  übertragen  hatte.  Das  Sekretariat  sollte 
insbesondere  in  jedem  Jahre  über  die  internationale  Gewerk- 


150 


Internationale  Verbinclunj'en. 


Schaftsbewegung  Bericht  erstatten.  Dieses  internationale 
Sekretariat,  meinte  Gompers,  sei  für  die  amerikanisclien  Ver 
hältnisse  nicht  das  riclitige.  »Wir  müssen  einen  anderen  Namen 
und  eine  andere  Organisationsform  haben.  In  der  internationalen 
Organisation  wollen  wir  nicht  einen  Platz  für  akademische 
Erörterungen,  sondern  für  ernste,  praktisclie  Fragen  des  all- 
gemsinen  Wohlergeliens  der  Arbeiterschaft  haben.  Wenn  wir 
Am3rikaner,  wie  ich  dessen  gewiß  bin,  ein  Teil  der  Internationale 
werden,  wollen  wir  im  vollen  Verantwoitlichkeitsgefühl  an  ihrer 
Arbeit  teilnehmen.  Wir  sind  eine  Bewegung  der  Tat,  der  Arbeit, 
des  Angriffs.  Vielleicht  arbeiten  wir  nüchterner,  mit  weniger 
Phrasen  und  Theorien,  aber  die  amerikanischen  Arbeiter  sind 
für  das  Hendeln  und  fordern  praktische  Leistungen.« 

Die  Pariser  Konferenz  hatte  sich  auch  mit  einem  französi- 
schen xVntrage  auf  Abhaltung  von  internationalen  Arbeiterkon- 
giessen  zu  beschäftigen.  Die  Mehrzahl  der  Delegierten  vertrat 
den  Standpunkt,  daß  die  Einberufung  internationaler  Kongresse 
zu  vermeiden  sei,  »um  dem  Proletariat  schwere  Enttäuschungen 
zu  ersparen«.  Für  die  Fragen  der  allgemeinen  Arbeiterbewegung 
habe  man  ja  die  internationalen  Sozialistenkongresse;  Kongresse, 
wo  man  nur  Reden  halte,  seien  schon  da;  für  die  wichtige  Organi- 
sationsarbeit bildeten  die  Konferenzen  der  Sekretäre  den  rich- 
tigen Boden.  Die  Voraussetzung  von  Kongressen  sei  jeden- 
falls eine  geschlossene,  ausgebaute,  leistungsfähige  und  opfer- 
willige gewerkschaftliche  Organisation.  Legien  erinnerte  nicht 
mit  Unrecht  die  französischen  Genossen  daran,  daß  sie  gerade 
in  bezug  darauf  an  letzter  Steile  ständen.  Doch  ist  die  f rage 
des  internationalen  Gewerkschaftskongresses  noch  nicht  erledigt, 
sie  wird  allerdings  jetzt  nach  dem  Kriege  und  nach  der  Revolu- 
tion noch  schwieriger  eine  befriedigende  Lösung  finden  als  vorher. 

-Dem  internationalen  Sekretariat  schlossen  sich  die  gewerk- 
schaftlichen  Landeszentralen  von  Belgien,  Bulgarien,  Dänemark, 
.Deutschland,  Finnland,  Frankreich,  Großbritannien,  Italien, 
Kroatien-Slavonien,  Niederlande,  Norwegen,  Oesterreich,  Schwe- 
den, Schweiz,  Serbien,  Spanien  und  Ungarn  an.  Die  8.  Inter- 
nationale Konferejiz  in  Zürich  (rpiß)  beschloß,  den  Namen  des 
1 ntei nationalen  Sekretariats  in  »Internationaler  Gewerkschafts- 
bund« abzuändern,  und  wählte  Karl  Legien  (l^erlin)  zum  Bun- 
{lesj)räsidenten.  .Dcmu  Gewerkschaftsbund  gehörten  1912  19  Lan- 
deszentralen mit  7j94  [bi  Mitgliedern  an.  Im  Jahre  1913 
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schlossen  sich  noch  die  gewerkschaftlichen  Landeszentralen  in 
Neuseeland  und  Südafrika  dem  Internationalen  Gewerkschafts- 
bund an. 

Wie  die  gesamten  Organisationen,  so  haben  auch  die  ein- 
zelnen Beruf sverbände  mehr  und  mehr  das  Bedürfnis  empfunden, 
mit  den  Bruderorganisationen  des  Auslandes  Fühlung  zu  nehmen. 
Die  Verwaltung  derartiger  internationaler  Vereinigungen  wird 
gewöhnlich  einem  internationalen  Sekretariate  übertragen.  Die 
Verwaltungskosten  werden  durch  geringe  Beiträge  pro  Jahr  und 
Kopf  der  Mitglieder  der  angeschlossenen  Organisationen  auf- 
gebracht. Die  internationalen  Sekretariate  haben  insbesondere 
die  Pflicht,  mit  Hilfe  der  Organisationen  die  Arbeitsbedingungen 
der  Berufsgenossen  in  den  verschiedenen  Ländern,  die  Arbeits- 
zeit, den  Lohndurchschnitt,  die  Größe  der  Produktion,  die.  Arbeits- 
losigkeit und  ihre  Ursachen  u.  dgl.  festzustellen,  insbesondere 
aber  ist  über  Ursachen  und  Erfolge  der  ausbrechenden  Streiks 
zu  berichten.  .^Die  internationale  Organisation  wird  sich  be- 
streben«, so  heißt  es  in  dem  Statut,  das  für  das  internationale 
Sekretariat  der  Glasarbeiter  icjoS  festgesetzt  wurde,  »über  die 
Gewerkschaftsbewegung  Informationen  einzuziehen,  so  daß  im 
gegebenen  Moment  alle  Gewerkschaftsorganisationen  sich  ver- 
einigen und  den  gestellten  Forderungen  zum  Siege  verhelfen.« 

Bei  Ausbruch  des  Weltkrieges  gab  es  im  Interessenbereich 
der  freien  Gewerkschaften  folgende  Internationale  Gewerk- 
schaf tssekretaiiate:  Arbeiter  öffentlicher  Betriebe  (Sitz  Berlin), 
Bäcker  (Hamburg),  Bauarbeiter  (Hamburg),  Berga.r beiter  (Man- 
chester), Brauereiarbeiter  (Berlin),  Buchbinder  (Berlin),  Buch- 
d:ucker  (Stuttgart),  Diamantarbeiter  (Antwerpen),  Fabrikarbeiter 
(Hannover),  Fleischer  (Berlin),  Friseure  (Berlin),  Glasarbeiter 
(Berlin),  Handlungsgehilfen  (Amsteidam),  Holzarbeiter  (Berlin), 
Hotelangestellte  (Berlin),  Hutarbeiter  (Altenburg),  Kürschner 
(Berlin),  Lithogra])hen  und  verwandte  Bernte  (Berlin),  Maler 
(Hamburg),  Metallarbeiter  (Stuttgart),  Porzellanarbeiter  (Char- 
lottenburg), Sattler  (Berlin),  Schneider  (Berlin),  Schuh-  und 
Lederarbeiter  (Nürnberg),  Steinarbeiter  (Zürich),  Steinsetzer  (Ber- 
lin), Tabakarbeiter  (Bremen),  Transportarbeiter  (B(ulin),  Textil- 
arbeiter (Colne,  Lancashire),  ä'öpfer  (Berlin),  Zimmerer  (Ham- 
bürg). 

Man  wird  wohl  nitüit  fehlgehen,  aus  der  Tatsa.che,  daß  fast 
stets  in  Deutschland  der  Siez  den  internationalen  Sekretariate 
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ist,  den  Schluß  zu  ziehen,  daß  die  deutschen  Xiewerkscliaftt'n 
liinsichtlich  ihrer  inneren  Organisation  wie  atudi  in  ilirer  inter- 
nationalen Betätigung  an  der  Spitze  stehen.  Tn  der  Regel  stellen 
die  deutschen  Ocwerkschaften  für  die  interntilionale  Orgtini- 
sation  auch  die  ganz  überwiegende  Zahl  dei  Mitglieder.  Binige 
Beispiele:  Dem  Internationalen  Buchdruckersekretariat  gehörtin 
1912  134000  Mitglieder  an,  die  sich  auf  14  Idinih'r  verteilten, 
auf  Deutschland  entfielen  64793  Mitglieder;  die  entsprechenden 
Ziffern  für  die  Metallarbeiter:  i 069  712  Mitglieder  in  13  Ländern, 
in  Deutschland  592  564  Mitglieder;  lür  die  Holzarbeiter:  320  868 
Mitglieder  in  20  Ländern,  in  Deutschland  208  049  Mitglieder,  Maler : 
64  281  Mitgliedei  in  10  I^ändern,  in  Deutschland  47  115  Mitglieder. 
Nui  in  der  Internationalen  Transportarbeiterföderation  und  in 
der  Internationalen  Föderation  der  Textilarbeiter  nahmen  1 912/13 
die  Engländer  ziffernmäßig  die  erste  Stellung  ein;  in  der  Inter- 
nationalen Föderation  der  Bergarbeiter  mußte  sich  Deutschland 
mit  der  dritten  Stelle  begnügen,  England  und  Amerika  konnten 
mit  weit  größeren  Mitglicderziffern  aufwa.rten.  Uebrigens  ist 
diese  Bergarbeiterinternationale  die  einzige,  die  die  verschiedenen 
deutschen  Organisationen  in  sich  vereinigt  (P'reie,  Christliche, 
Hirsch-Dunckersche,  Polen).  Allzu  bedeutsam  waren  diese  inter- 
nationalen Verbände  für  den  Kampf  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  nicht,  mit  Streikunterstützung  in  größerem  Umfange 
befaßten  sich  nur  wenige  dieser  Organisationen  (Buchcirucker, 
Textilarbeiter).  In  der  Regel  beschränkten  sich  die  Verein- 
barungen auf  Gegenseitigkeitsverträge  über  Anrechnung  der  Bei- 
träge und  Anrecht  auf  Unterstützungen. 

Eine  recht  deutliche  Sprache  über  die  Verschiedenheit  der 
»Intensität«  des  gewerkschaftlichen  Internationalismus  und  So- 
lidarismus  in  den  einzelnen  Ländern  redet  das  Ergebnis  der 
Sammeltätigkeit  für  den  Generalstreik  in  Schweden  im  Jahre 
1909.  Nacli  den  Mitteilungen  des  schwedischen  Gewerkschafts- 
kcjngresses  wurden  beigesteuert  aus  Deutschland:  1036286  Kr., 
Dänemark  432525  Kr.,  Norwegen  347429,  Vereinigte  Staaten 
107209,  Oesterreich- Ungarn  50063,  Finnland  39194,^01*08- 
britanni(;n  35778  (!),  Schweiz  20074,  Niederlande  7011, 

Fraiiknäch  5445  (!),  Belgien  4542  (!),  Kanada  I28(),  Spa- 
nien 786,  Italien  773,  Rußland  766  ....  insgesamt 

2273345  Kronen.  jJeutsddand  marschiert  auch  hier  weitaus 
an  der  S|)itze! 
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Außer  Gegenseitigkeitsverträgen,  internationalen  Sekre- 
tariaten und  festen  Verbänden  kommen  gemeinsame  Kongresse 
der  verschiedenen  Landesverbände  als  Mittel  für  die  internatio- 
nalen gewerkschaftlichen  Verbindungen  in  Betracht.  i8go  trat 
in  Jolimont  der  i.  internationale  Bergarbeiterkongreß  zusam- 
men, 1894  in  Manchester  der  i.  internationale  Textilarbeiter- 
kongreß. Noch  ist  der  Wert  dieser  internationalen  Kongresse  ein 
sehr  problematischer.  Das  erkennen  wohl  auch  die  Arbeiter 
selbst  an.  Auf  der  6.  Generalversammlung  des  Verbandes  deut- 
scher Bergarbeiter  lautete  ein  Punkt  der  Tagesordnung:  »Die 
internationale  Arbeiterbewegung.«  Der  Referent  führte  aus:  Die 
Engländer  hätten  im  Jahre  1889  internationalen  Berg- 

arbeiterkongreß ^zusammenberufen,  aber  gerade  sie  hätten  die 
Hoffnungen  nicht  erfüllt,  die  man  auf  sie  gesetzt  habe.  Seit 
1889,  dem  Kongreß  von  Jolimont,  seien  jedes  Jahr  die  neuen 
Anträge  neu  diskutiert  worden,  aber  lür  praktische  Vorschläge 
seien  die  Engländer  nicht  zu  haben.  »W  i v müssen  protestieren 
gegen  die  Beschränkung  der  Arbeitszeitverkürzung,  aber  in  Eng- 
land haben  trotz  aller  unserer  Beschlüsse  die  Bergleute  selbst 
den  gesetzlichen  Achtslundentag  zu  Faß  gebracht,  weil  sie 
glauben,  durch  ihre  Gewerkschaften  teilwe  ise  schon  mehr  erreicht 
zu  haben.  In  unserem  Interesse  hätten  sie  die  internationalen 
Beschlüsse  besser  durchführen  müssen.«  Und  wenn  man.  die 
Verhandlungen  des  internationalen  Bergarbeiterkongresses,  der 
vom  31.  Mai  bis  4.  Juni  1909  in  Berlin  stattfand,  verfolgt  hat, 
wird  man  sagen  müssen,  daß  das  Urteil  des  Organes  der  Haupt- 
stelle deutscher  Arbeitgeberverbände  über  diesen  Kongreß  nicht 
so  ganz  unberechtigt  war:  »Alles  in  allem  Weltschwärmerei, 
utopische  Forderungen,  wenig  positive  Arbeit  und  dazu  der 
gewaltige  und  kostspielige  Apparat  eines  internationalen  Kon- 
gresses.« Mehr  praktischen  Erfolg  als  die  Bergarbeiter 
scheinen  die  Maurer  mit  ihren  internationalen  Bestrebungen  vor 
dem  Kriege  gehabt  zu  haben.  Wenigstens  konnte  auf  dem  Hanno- 
verschen Verbandstage  des  Zentralverbandes  der  Maurer  (1908) 
von  Kartellverträgen  gesprochen  werden,  die  zwischen  den 
Organisationen  der  einzelnen  Länder  abgeschlossen  worden  seien, 
um  die  Heranziehung  arbeitswilliger  ausländischer  Arbeiter  als 
Streikbrecher  möglichst  zu  verhindern.  Einer  Regelung  unter- 
stehe ferner  die  gegenseitige  Unterstülzung  bei  großen  Be- 
wegungen, sowie  Abmachungen  über  den  Imwerb  der  Mitglied- 
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Schaft  und  des  Untcrstützungsbeznges  der  Arbeiter  in  den  fiein- 
den  Ländern.  Eine  neue  internationale  Ansspraclieniögliclikeit 
wurde  ini  Anschluß  an  die  Internationale  Konferenz  in  Züricli 
i()i3  durch  die  gleichzeitig  tagende  Konferenz  der  internationalen 
Herufssekretäre  geschaffen . 

Auch  die  christlichen  Gewerkschaften  haben  seit  einiger 
Zeit  eine  besondere  internationale  Oiganisation  geschaffen.  Vorn 
3.-5.  August  1908  fand  in  Zürich  die  »i.  internationale  Kon- 
ferenz der  christlichen  Gewerkschaften«  statt,  an  der  außer 
Deutschland  die  Schweiz,  Oesterreich,  Holland,  Belgien,  Italien, 
Rußland  und  Schweden  durch  Delegierte  vertreten  waren,  die 
für  insgesamt  443000  Arbeiter  sj)rechen  konnten;  davon  kamen 
284619  auf  Deutschland.  Neben  der  Berichterstattung  aus  den 
einzelnen  Ländern  hatte  sich  die  Konferenz  mit  dem  Wesen 
und  den  Aufgaben  der  christlichen  Gewerkvereine,  mit  der  Not- 
wendigkeit und  Zweckmäßigkeit  internationaler  Beziehungen 
und  endlich  mit  den  organisatorischen  Aufgaben  der  christlichen 
Gewerkschaften  in  den  Grenzgebieten  zu  beschäftigen.  W'ie  sich 
die  christlichen  Organisationen  ihre  internationale  gewerkschaft- 
liche Organisation  denken,  ergibt  sich  aus  dem  folgenden  Be- 
schlüsse, der  in  Züiich  gefaßt  wurde. 

I.  Hs  wird  den  christlichen  Gewerkschaftsorganisationen  in  allen  Ländern 
empfohlen : 

a)  die  Bildung  leistungsfähiger,  möglichst  straff  zentralisierter  Industrie- 

bzw.  Fachverbände  auf  christlicher  (interkonfessioneller),  parteipolitisch  neu- 
traler Grundlage;  1 , 

b)  Zusammenschluß  (Föderation)  der  einzelnen  Industrie-  (Berufs-,  Fach-) 
Verbände  zu  Landeszentralen  mit  einheitlicher  Leitung  (Gewerkschaftskommis- 
sion, Gewerkschaftsansschnß  usw.). 

II.  a)  Als  Zentral-  und  Geschäftsstelle  für  die  internationale  Vereinigung 
der  Landeszentralen  beschließt  die  Konferenz  die  Gründung  eines  allgemeinen 
internationalen  Sekretariats  für  die  christlichen  Gewerkschaften  aller  Länder. 

b)  Das  internationale  Sekretariat  wird  dem  Generalsekretär  des  Gesamt- 
verbandes der  christlichen  Gewerkschaften  Deutschlands  (Stegerwald,  Cöln 
a.  Kh.)  übertragen. 

Die  Landeszentralen  leisten  an  das  internationale  Sekretariat  einen  Jahres- 
beitrag  von  J/G  Pfennig  pro  Mitglied.  Die  Kasse  darf  nur  zu  geschäftlichen 
Unkosten  in  Ansj)rnch  genommen  werden. 

III.  ICs  wird  eine  leitende  internationale  Gewerkschaftskommission  gebildet, 
in  die  jede  Landeszentrale  auf  je  (begonnene)  looooo  Mitglieder  einen  Vertreter 
entseiuhd.  Die  Kommission  tritt  nach  Bedarf,  miivdestens  jedoch  alle  zwei 
jabre  zusammen. 
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IV.  Die  Landeszentralen  verpflichten  sich,  an  das  Sekretariat  jede  erforder- 
liche Auskunft  zu  erteilen,  vor  allem  aber  alljährlich  statistische  Angaben  über 
Stand,  Entwickelung  und  Leistungen  der  einzelnen  Organisationen  einzusenden. 

V.  Die  einzelnen  Gewerkschaftsverbände  sind  gehalten,  dem  internationalen 
Sekretariat  regelmäßig  ihre  Fachblätter  zuzustellen. 

Das  internationale  Sekretariat  soll  mit  dem  i.  Januar  1909  in  Kraft  treten. 

Durch  Gegenseitigkeits-  oder  Kartell  vertrage  hatten  mit 
dem  Ausland  (namentlich  mit  der  Schweiz  und  Oesterreich, 
vereinzelt  auch  mit  Belgien,  Holland,  Italien,  Rußland,  Frank- 
reich und  Spanien)  Beziehungen  aufgenommen  die  christlichen 
Organisationen  der  Textilarbeiter,  der  Holzarbeher,  der  Leder- 
arbeiter, der  Maier,  der  Metallarbeiter,  der  Schneider  und  der 
Bauarbeiter.  Der  Zweck  dieser  internationalen  Verbindungen 
besteht  in  erster  Linie  darin,  den  christlichen  Gewerkschafts- 
gedanken nach  Möglichkeit  auch  im  Auslande  zu  fördern  und 
die  Bewegung  einheitlich  zu  gestalten.  Ferner  werden  Fragen 
von  internationaler  Tragweite:  Arbeiterschutz,  Regelung  der 
Arbeitszeit,  Förderung  der  kTilektiven  Aibeitsverträge  usw.  be- 
handelt und  auch  die  gegenseitige  L'nterstützung  in  rein  gewerk- 
schaftlicher Hinsicht  zu  fördern  versucht.  Endlich  wird  gelegent- 
lich (bei  den  Textilarbeitern)  als  weiterer  Zweck  »Bildung  eines 
Gegengewichts  gegenüber  der  international  koalierten  sozialisti- 
schen Arbeiterbewegung«  genannt. 

Die  deutschen  Gewerkvereine  (Hirsch-Duncker)  haben  stets 
ihre  nationale  Selbständigkeit  scharf  betont  und 
haben  daher  auch  für  internationale  Organisationen  weniger 
Interesse  gehabt.  Immerhin  haben  die  Metall-  und  Maschinen- 
arbeiter, die  Holzarbeiter  und  die  Textilarbeiter  mit  verwandten 
Verbänden  in  Oesterreich  freundschaftliche  Beziehungen  an- 
geknüpft, der  Gewerkverein  der  deutschen  Metall-  und  Maschinen- 
arbeiter  hatte  kurz  vor  dem  Kriege  auch  in  Schweden  freund- 
nachbarliche Fühlungnahme  versucht. 

Es  war  nicht  allzuviel  an  gewerkschaftlichem  Internationa- 
lismus, was  bei  Ausbruch  des  Krieges  vorhanden  war.  Nur  müh- 
selig war  man  im  Laufe  der  Jahre  etwas  vorangekommen,  und 
namentlich  Engländei  und  Amerikaner  waren  manchmal  mehr 
bereit,  den  Karren  zurückzubringen  als  vorwärts  zu  schieben. 
Auf  der  Konferenz  der  Gewerkschaftssekretäre  zu  ('hristiania 
(1907)  meinte  der  Belgier  Huysmans  mit  großer  Bitterkeit,  daß 
die  Biiten  die  Konferenzbeschlüsse  in  andern  Ländern  hoch- 
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halten  wollten,  wenn  sie  für  sie  selbst  vorteilhatt  seit'ii,  es  ihnen 
aber  nieht  einfiele,  iin  eigenen  Lande  (legenseitigkeit  zn  übtai ; 
es  sei  insbesondere  ärgerlich,  daß  innnta  Amerikaner  und  ling- 
länder  sich  auf  das  demokratische  Prinzip  bt'rielen,  inn  die 
internationalen  Beschlüsse  nicht  ansziiführen. 

Es  war  also  wenig,  was  der  Weltkiieg  an  interna.tionaJer 
gewerkschaftlicher  Arbeit  hinwegfegte,  aber  doch  mehr  wie 
nichts:  es  waren  immerhin  beachtenswerte  Anfänge  zn  einem 
Ziele  hin,  das  ans  rein  praktischen  Erwägungen  nicht  aais  dem 
Auge  verloren  werden  darf,  »h^s  handelt- sich  hier  um  wirtschaft- 
liche Notwendigkeiten  . . . um  genau  so  wichtige  Interessen, 
wie  sie  die  Handeltreibenden  haben,  die  ihren  Handhingsreiscndcn 
die  gleichen  Rechte  im  fremden  Staate  wie  in  der  Heimat  sichein 
wollen«  (Adolf  Braun).  Aus  naheliegenden  (iründen  hat  nach 
dem  Krieg  gerade  die  deutsche  Arbeit  allen  Anlaß,  mit  Nach- 
druck darauf  zu  verweisen. 

Aber  auch  davon  abgesehen  wird  jeder  Arbeiterfreund  es 
mit  herzlicher  Freude  begrüßt  haben,  als  er  noch  während  des 
Weltkrieges  die  Nachricht  las,  daß  nach  dem  Beschlüsse  einer 
Vorkonferenz  in  Stockholm  in  der  Zeit  vom  i. — 4.  Oktober  1917 
in  Bern  eine  Konferenz  des  Internationalen  Gewerkschafts- 
bundes  zusammentrat.  Die  Landesorganisationen  in  England 
und  Amerika,  sowie  die  belgische  Landeszentrale  hatten  die 
d'eilnahme  an  der  Konferenz  abgelehnt,  die  Engländer  mit  der 
ausdrücklichen  Begründung,  daß  sie  ein  Zusammenkommen 
mit  den  Vertretern  der  aeutschen  Arbeiterklasse  ablehnten. 
Die  französische  und  italienische  Regierung  hatten  den  Delegier- 
ten die  Pässe  verweigert.  Also  ein  Rumpfparlament,  das  natur- 
gemäß in  der  Fassung  von  Beschlüssen  vorsichtig  sein  mußie; 
daher  lehnte  die  Konferenz  auch  eine  Sitzverlegung  (von  Berlin) 
voi läufig  ab,  bestätigte  aber  eine  schon  vorher  entstandene 
Zweigstelle  in  Amsterdam. 

Auf  Veranlassung  der  französisdien  Gewerkschaftszentrale 
fand  im  Anschluß  an  die  internationale  sozialistische  Konferenz 
in  P)ern  vom  5. — 9.  Februar  i()i9  abermals  eine  außerordent- 
licln;  ijiternationale  (h'werkscjiaftskonferenz  in  Bern  statt;  dies- 
mal wareji  auch  (hiwerksciniftsvertreter  a.us  Großbritannien 
anwesejid.  lieber  di('S(‘  Konferenz,  die  iiaujusächlich  Phagen 
der  iiiterj)ational(‘n  Sozial])olitik  erörterte,  urteilt  das  Korre- 
sj)ond(‘uzblat t der  (hMiuralkommission : »Pis  darf  festgestellt  wer- 
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den,  daß  auf  dieser  Konferenz,  auf  der  zum  ersten  Male  wieder 
die  Gewerkschaftsvertreter  von  hüben  und  drüben  zusammen 
waren,  irgendwelche  Unstimmigkeiten  wesentlicher  Art  nicht 
zu  Tage  traten«.  Hoffnung! 

Zweiter  Abschnitt. 

Die  Arbeitgeberverbände. 

8.  Kapitel. 

Werden  und  Wollen  der  Arbeitgeberverbände. 

Alle  diejenigen,  die  sich  mit  dem  Studium  der  Arbeitgeber- 
verbände beschäftigt  haben,  sind  sich  darin  einig,  daß  »die 
Gewerkschaften  überall  die  primäre  und  der  Arbeitgeberverband 
die  sekundäre  Erscheinung  ist«  (Keßler),  daß  die  Arbeitgeber- 
verbände »nur  negative  Abwehrbestrebungen,  aber  keine  posi- 
tiven Ziele  wie  die  Gewerkschaften  miteinander  gemein  haben« 
(Zimmermann).  Keßlers  Ansicht  wird  übrigens  auch  von  dem 
Correspondenz-Blati  der  Generalkommission  (1908  Nr.  4)  be- 
stätigt. Damit  ist  auch  ohne  weiteres  gesagt,  daß  die  Geschichte 
der  Arbeitgeberverbände,  d.  h.  der  Organisationen,  deren  Zweck 
es  ist,  die  Position  der  gewerblichen  Unternehmer  den  organi- 
sierten Arbeitern  gegenüber  zu  stärken,  erst  nach  Entstehung 
der  Gewerkschaften  beginnt. 

Vereinigungen  der  Unternehmer  zur  d'orderung  ihrer  gemein- 
samen Interessen  gibt  es  schon  ungefähr  so  lange,  wie  ein 
Unternehmertum  besteht.  Die  modeinen,  auf  freier 
Initiative  der  Unternehmer  sich  aufbauenden  Interessen- 
vertretungen für  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  sind  indessen 
noch  keine  hundert  Jahre  alt.  Der  älteste,  heute  noch  be- 
stehende gewerbliclie  Eachverband  ist  der  1825  zu  Leipzig  ge- 
gründete »Börsenverein  der  Deutschen  Buchhändler«.  Es  folgt 
dann  als  Zweitälteste  Organisation  die  »Vereinigung  Sächsisclier 
Spinnereibcsitzer«  in  ^'hemnitz,  die  1836  als  ilir  Gründungs- 
jahr  bezeichnet.  Die  Entstehung  aller  freien  Intcressenverbände 
der  Unternehmer  innerhalb  der  einzelnen  Jahrzehnte  seit 
1820 — ^1900  veranschaulidit  Krueger  ^)  in  folgender  Uebersiclit; 

1)  Hi.storische  und  kritische  Untersuchungen  über  die  freien  Interessen- 
vertretungen von  Indu.stric,  Handel  und  C'reworbe  in  I )eutscldand : Schinollcrs 
Jahrbüclier  ioo8  und  1900. 
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Diese  Uebersicht  gibt  zugleich  eine  brauchbare  Junteilung  der  freien  Unter- 
nehmerverbände : 

I.  Fach-,  Zweck-  und  Zentral  verbände- 

a)  Fachverbände  zur  Wahrnehmung  der  Interessen  eines  bestimmten 
Zweiges  von  Industrie,  Handel  oder  Gewerbe  nach  der  allge- 
meinen fachlich-beruflichen  bzw.  wirtschaftlich-sozialpolischen 
Seite  hin;  z.  B.  Verein  für  die  Bergbaulichen  Interessen  im  Ober- 
bergamtsbezirk Dortmund. 

b)  Zweckverbände  zur  Wahrnehmung  bestimmter  Interessen  der  Ge- 
samtheit von  Industrie,  Handel  und  Gewerbe;  z.  B.  der  Deutsch- 
Russische  Verein  zur  Hebung  der  gegenseitigen  Handelsbeziehungen. 

c)  Zentralverbände  für  die  allgemeinen  wirtschafts-  und  sozial- 
politischen Interessen  der  Gesamtheit  von  Industrie,  Handel 
oder  Gewerbe;  z.  B.  der  Zentralverband  Deutscher  Industrieller  und 
Bund  der  Industriellen,  die  sich  neuerdings  (4.  Februar  1919)  zu  einem 
großen  einheitlichen  Verbände,  dem  »Reichsverband  der  deutschen 
Industrie«  vereinigt  haben;  schon  während  des  Krieges  arbeiteten  die 
beiden  Organisationen  im  »Kriegsausschuß  der  deutschen  Industrie« 
zusammen. 

II.  Konventionen,  Kartelle  usw. : Verbände  zur  Erlangung  unmittelbarer 
wirtschaftlicher  Vorteile  für  die  Mitglieder  gegenüber  gewerblichen 
Produzenten  oder  gegenüber  Konsumenten. 

III.  Arbeitgeberverbände:  Verbände  zur  Wahrnehmung  der  unmittelbaren 
Interessen  der  Arbeitgeber  gegenüber  denen  der  meist  ebenfalls  organi- 
sierten Arbeitnelimer. 

Für  den  Kiunpf  zwischen  Kapital  und  Arbeit  sind  die 
Fachvereine  ebensowenig  wie  die  Konventionen  und  Kartelle 
ganz  bedtaitungslos.  ln  früheren  Ausführungen  wurde  darauf 
hingewiesen,  da.ß  die  Konsumvereine,  obwohl  sie  direkt  an  dem 
Ivainj)fe  zwischen  Kjii)it.d  und  Arbeit  nicht  teilnehmen,  indirekt 
für  den  Ausg.'ing  des  Kiiinpfes  von  nicht  geringer  Wichtigkeit 
.sein  können.  Aehnliciies  gilt  lür  die  rntcressenvereinigungen  der 


Werden  und  Wollen  der  Arbeitgeberverbände. 


159 


Unternehmer,  die  sich  direkt  mit  deren  Kampf  gegen  die 
Arbeiter  nicht  beschäftigen.  Es  kommt  noch  dazu,  daß  derartige 
Unternehmervereinigungen  in  der  Regel  zur  Wahrnehmung 
bestimmter  Berufs  interessen  fachlich  organisiert  sind, 
und  daß  daher  bei  solchen  Vereinigungen  wenigstens  indirekte 
Hilfe  beim  Kampfe  der  Berufsgenossen  gegen  den  gemeinsamen 
Feind  noch  erheblich  näher  liegt  als  bei  den  Arbeiterverbänden, 
die  keinen  gewerkschaftlichen  Charakter  fragen.  Für  die  Ge- 
schichte der  Arbeitgeberverbände  sind  die  verschiedenartigen 
freien  Interessenvertretungen  der  Unternehmer  namentlich  des- 
halb von  sehr  großer  Bedeutung  geworden,  weil  sie  häufig  die 
Anregung  zur  Bildung  besonderer  Arbeitgebervereinigungen 
gegeben  haben.  Sicher  ist  aber,  daß  besondere  Arbeitgeber- 
verbände als  Abwehrorganisationen  gegenüber  den  Kampfmaß- 
nahmen der  Arbeiter  neben  den  wirtschaftlichen  Vereinigungen 
unbedingt  entstehen  mußten.  Eine  Verquickung  der  Kampf- 
und der  rein  wirtschaftlichen  Interessenzwecke  wäre  vom  Stand- 
punkte der  Unternehmerinteressen  im  höchsten  Maße  unerwünscht 
gewesen.  Die  unausbleibliche  Folge  hätte  nur  sein  können,  daß 
weder  die  einen  noch  die  anderen  Zwecke  richtig  wahrgenommen 
worden  wären.  Trotzdem  meldeten  sich  in  den  letzten  Jahren 
wieder  die  Freunde  einer  Verschmelzung.  Ihnen  hielt  I)r.  Tänzler 
von  der  Vereinigung  der  Deutschen  Arbeitgeberverbände  mit 
Recht  vor,  daß,  abgesehen  von  amderen  Bedenken,  folgendes  zu 
beachten  sei:  Die  gemeinsame  Front  der  Arbeitgeber  tritt  nicht 
allein  zusammen  mit  den  engeren  Fachgenossen  auf,  sondern  in 
größerem  Maße  als  bei  den  wirtschaftlichen  Verbänden  ist  das 
Nachbarinteresse  maßgebend,  sowohl  was  die  Nachbarschaft 
der  betreffenden  Industrie  als  auch  was  die  örtliclie  Zusammen- 
arbeit anlangt.  Die  Teppichfabrikanten  wirtschaftlich 
mit  den  anderen  Textilindustriellen  in  einem  Verbände  zu  ver- 
einigen, ist  weder  nötig  noch  leicht  durchführbar;  dagegen  m ü s- 
s e n die  Arbeitgeber  der  ganzen  Textilindustrie  einen 
Verband  bilden,  schon  weil  die  Arbeiter  der  ganzen  Industrie 
gewerkschaftlich  zusammengeschlossen  sind.  Dazu  kommt,  daß 
die  Arbeitgeberorganisationen  eds  Kampfverbände  viel  straffere 
Zucht  und  sofort  bereite  Entschlußkraft  aufweisen  müssen,  kind- 
lich bleibt  zu  beachten,  daß  die  Arbeitgeberverbände  den  Koa- 
litionsbestimmungen der  Gewerbeordnung  unterstehen,  was  für 
die  wirtschaftlichen  Verbände  nicht  der  kä'dl  ist. 
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J)ie  Notwendigkeit  des  Zusjunmensclihisses  der  -Arbeitg/^ber 
gegen  die  kampfbereiten  Arbeiter  wurde  von  den  Unternehmern 
hie:  und  da  schon  früh  erkannt.  Schon  in  den  vierziger  jdliren 
des  vorigen  Jahrliunderts  hatten  sich  z.  B.  in  Hamburg  Ewei- 
führerbaase,  Steuerbaase  und  Quartiersleute  mit  den  ZTigehörigcui 
Gildevorsteänden  zu  gemeinschaftlicher  Abwehr  von  Arbeits- 
einstellungen zusammengeschlosscn ; die  Vereinigung  führte  den 
Namen  »Blocklade«.  1850  wurde  von  den  Arbeitgebern  in  der 
Handschuhfabrikation  der  Versuch  gemacht,  einen  Fabrikanten- 
verein zu  gründen,  der  bezweckte,  einen  Schutz  gegen  die  An- 
sprüche der  »verlotterten  Gehilfen«  zu  bilden  cKulemannj.  Als 
dann  in  den  sechziger  Jahren  die  Arbeiterbewegung  wieder  leb- 
hafter einsetzte,  begannen  sich  auch  die  Unternehmer  kräftiger 
zu  rühren. 

■I  So  berichtete  die  Augsburger  Allgemeine  Zeitung  am  23.  Mai  1869  aus 
Hannover;  »Die  Arbeiterbewegung  ist  hier  in  ein  neues  Stadium  getreten.  Die 
Versuche  der  Arbeiter,  durch  Einstellung  der  Arbeiten  höhere  Löhne  zu  er- 
zwingen, haben  naturgemäl3  auch  die  Fabrikanten  \ind  Gewerbetreibenden 
veranlassen  müssen,  ihrerseits  über  die  Mittel  nachzusinnen,  um  einem  solchen 
Beginnen,  sobald  es  ungerechtfertigt  ist,  entgegenzutreten,  und  in  Hannover 
haben  jetzt  Industrielle  eine  Vereinigung  geschlossen,  um  solchen  Agitationen 
entgegenzutreten.  Der  Zweck  dieser  Vereinigung  soll  nicht  etwa  der  sein,  einen 
Druck  auf  die  Arbeiter  auszuüben,  die  Löhne  zu  vermindern,  die  Arbeitszeit  zu 
verlängern,  vielmehr  der:  Mittel  und  Wege  zu  finden,  das  allein  gedeihliche 
Zusammenwirken  von  Arbeit  und  Kapital  unter  den  für  beide  Faktoren  günstig- 
sten Bedingungen  zu  erzielen,  dabei  aber  mit  Energie  allen  Agitationen  ent- 
gegenzutreten, welche  solches  Zusammenwirken  nur  hemmen  und  endlich 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  feindlich  gegenüberstellen  müssen.  Ueberzeugt,  daß 
nur  durch  Zusammenhalten  sämtlicher  deutscher  Fabrikanten  usw.  die  Arbeiter- 
bewegungen auf  rein  sachlicher  Basis  erhalten  bleiben,  hat  das  provi- 
sori.sche  Komitee  der  Hannoverschen  Fabriken  und  Großgewerbe  sämtliche 
Fachgenossen  des  Zollvereins  zum  Anschluß  an  ihre  Bestrebungen  aufgefordert. 
Demnächst  will  man  zu  einer  Versammlung  von  Delegierten  einladen,  in  welcher 
die  definitive  Organisation  eines  »Vereins  zur  Förderung  der  deutschen  Arbeit« 
beraten  und  beschlossen  werden  soll.« 

Its  scheint  bei  dem  Plane  geblieben  zu  sein.  Dagegen  gelang 
e.s  um  dieselbe  Zeit,  eine  wichtige  Arbeitgeberorganisation  zu 
schäften,  die  bis  heute  von  großer  praktischer  Bedeutung  ge- 
blieben ist;  den  i8b()  entstandenen  J)eutschen  Buchdrucker- 
vereiii,  dov  als  Gegengewicht  gegen  die  Gehilfengewerkschaft 
gegiündet  wurde,  und  den  Keßler  den  ältesten  deutschen  Arbeit- 
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geberverband  nennt.  Der  Deutsche  Buchdruckerverein  ist  aller- 
dings kein  reiner  Arbeitgeberverein.  Auch  die  wirtschaftlichen 
Interessen  seiner  Mitglieder  gegenüber  Behörden  und  Kunden 
wurden  und  werden  von  ihm  wahrgenommen.  Aber  das  Statut 
vom  14.  Mai  1870  nennt  als  einen  der  Hauptzwecke  des  Vereins 
die  »Ordnung  und  Befestigung  der  geschäftlichen  Verhältnisse 
zwischen  Prinzipal  und  Gehilfen  unter  Heranziehung  der  letzteren« 
und  sieht  auch  bereits  ein  »geschlossenes  Vorgehen«  gegen  Ueber- 
griffe  vor,  so  daß  es  sich  durchaus  rechtfertigt,  den  Deutschen 
Buchdruckerverein  einen  Arbeitgeberverband  zu  nennen.  In  den 
siebziger  Jahren  kam  es  u.  a.  auch  noch  zu  einem  Zusammen- 
schluß der  Arbeitgeber  im  Buchbinder-,  im  Klempner-  und  In- 
st allations-  sowie  im  Fleischergewerbe.  Ein  allgemeiner  Bau- 
Arbeitgeberverband  wurde  wenigstens  zu  gründen  versucht. 
Dauernden  Erfolg  hatten  die  Versuche  ebensowenig  wie  ähn- 
liche Experimente  der  Eisenindustriellen  und  der  Tabakfabri- 
kanten. 

Erst  Ende  der  achtziger  Jahre,  als  die  Arbeiterorganisationen 
die  Folgen  des  Sozialistengesetzes  zu  überwinden  beginnen, 
fängt  die  Arbeitgeberbewegung  an,  lebhafter  zu  werden.  In 
Hamburg  wuide  1887  der  Verband  der  Eisenindustrie  Hamburgs 
gegründet,  aus  dem  dann  später  der  Arbeitgeberverband  Ham- 
burg-Altona hervorging.  Dieser  bedeutende  und  nach  mancher 
Richtung  hin  vorbildlich  gewordene  Arbeitgeberverband  ver- 
dankt seine  Ent.stehung  dem  Bestreben  der  Arbeitgeber,  der 
.Ausführung  des  auf  dem  Pariser  Internationalen  Arbeiterkon- 
gresse 1889  gefaßten  Beschlusses  wegen  der  Maifeier  entgegen- 
zutreten. Zu  dem  Zwecke  traten  im  April  1890  eine  Anzahl 
Unternehmer,  die  zusammen  etwa  50  000  Arbeiter  beschäftigten, 
zu  einem  Verbände  zusammen,  der  sich  zunächst  »Industrie- 
und  Gewerbeverband  Hamburg«  nannte,  wenige  Wochen  später 
aber  den  Namen  »Arbeitgeberverband  Hamburg-Altona«  an- 
nahm. Der  zunächst  gewollte  Zweck,  die  Maifeier  zu  verhindern, 
wurde  dadurch  zu  erreichen  versucht,  daß  alle  Arbeiter,  die 
sich  an  ihr  beteiligten,  entlassen  wurden.  In  kurzer  Zeit  gelang 
es  ferner,  einen  erheblichen  Garantiefonds  zu  sichern,  der  nament- 
lich zur  Unterstützung  kleinerer  Unternehmer  bei  Streiks  dienen 
sollte.  Nicht  unerwähnt  soll  bleiben,  daß  in  dem  Hamburger 
Arbeitgeberverbande  zunäclist  eine  »sozialrcformerische  Richtung« 
das  Uebergewicht  hatte,  bis  dann  später  infolge  einiger  nach 
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Ansicht  der  Unternehmer  frivol  begonnener  Streiks  die  scliärfere 
Tonart  siegte.  Im  Jahre  1887  wurde  ferner  der  große  (iesamtver- 
band  Deutscher  Metallindustrieller  gegründet.  Nach  dem  Bei- 
spiel Hamburgs  einerseits,  der  Metallindustriehen  andererseits 
entstanden  in  den  folgenden  Jahren  eine  größere  Anzahl  von 
Arbeitgeberorganisationen,  teils  auf  örtlicher,  teils  auf  fachlicher 
Grundlage.  Um  das  Jahr  1890  entstand  auch  der  »Ausstands- 
versicherungsverband für  den  Überbergamtsbezirk  Dortmund«, 
die  erste  Streikversicherungsorganisation  der  Arbeitgeber  im 
deutschen  Bergbau  und  wahrscheinlich  auch  im  Deutschen  Reiche 
überhaupt. 

In  einer  Deiegiertenver Sammlung  des  Zentralverbandes  Deut- 
scher Industrieller  wird  1890  bereits  durch  Direktor  Rickeis- 
Harburg  die  Anregung  gegeben,  durch  Zusammenfassung  der 
Arbeitgeber  in  festen  Gesamt-Verbänden  den  geschlossenen 
Organisationen  der  Arbeiter  entgegenzutreten.  Zwar  seien  zu 
diesem  Zwecke  schon  an  vielen  Steilen  Verbände  entstanden,  die 
sich  zum  Teil  auf  einzelne  Industrien  in  örtlich  begrenzten  Ge- 
bieten beschränkten  und  den  Zweck  hätten,  die  Angriffe  der 
Organisationen  der  Arbeiter  abzuwehren.  Es  scheine  sehr 
wichtig,  daß  diese  verschiedenen  Vereine  Fühlung  miteinander 
bekämen  und  nach  einem  einheitlich  geregelten  Plane  ihre 
Organisation  ins  Werk  setzten.  Auf  den  Vorschlag  des 
Vorsitzenden  wurde  diese  Anregung  dem  Direktorium  zur  weite- 
ren Erwägung  überwiesen.  Diese  Erwägung  scheint  keinen  Er- 
folg gehabt  zu  haben;  denn  noch  6 Jahre  später,  1896,  betonte 
Bueck,  der  Geschäftsführer  des  Zentralverbandes,  in  einer  Dele- 
gier tenversammlung,  daß  die  mehr  und  mehr  in  die  Erscheinung 
tretenden  Vereinigungen  von  gleichartigen  Industrien  zur  Wah- 
rung und  Förderung  ihrer  Interessen  nur  unvollkommen  ihren 
Zweck  erfüllen-  würden,  wenn,  wie  das  bis  dahin  vorwiegend  der 
Fall  gewesen  sei,  die  Arbeitgeber  in  dem  Kampf  mit  den  Arbeitern 
auf  ihre  vereinzelte  Kraft  angewiesen  blieben.  Hier  könne  nur 
geholfen  werdcai,  wenn  die  Arbeitgeber  bereit  seien,  ebenso  wie 
die  Arbeitnehmer  Mittel  für  den  Kam})!  aufzubringen,  zui  Unter- 
stützung der  schwachen  Hände  in  ihrer  Mitte.  Bueck  machte 
dann  Mitteilung  üb(‘r  di(^  gewaltigen  Sumanen,  welche  die  Gewerk- 
schaft(;n  zur  Verfügung  hätten.  Itr  verwies  darauf,  daß  die 
Arbeihü'  für  iJire  Zweck(‘  und,  um  ihre  Interessen  zu  erreichen, 
aiißerord(‘nUich  o])ferwillig  s('ien  und  mit  großen  Itrfolgen  sammel- 
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ten,  während  eine  solche  Opferwiiligkeit  in  den  Kreisen  der 
Industrie,  von  einzelnen  Ausnahmen  abgesehen,  leider  vollständig 
fehle.  Widerstand  gegen  ein  geschlossenes  Vorgehen  der  Ar- 
beitgeber scheint  damals  vorwiegend  bei  den  großen  rheinisch- 
westfälischen Industriellen  vorhanden  gewesen  zu  sein. 

Im  Jahre  1907  erhielten  die  Arbeitgeberverbände  in  Hand- 
werkskreisen durch  die  gesetzliche  • Neubelebung  der  Handwer- 
kerinnungen einen  starken  Anstoß.  Der  Betätigung  dieser  In- 
nungen als  Arbeitgeberverbände  standen  zwar  nach  Ansicht  des 
Oberverwaltungsgerichts  die  gesetzlichen  Bestimmungen  entge- 
gen, aber  aus  den  Innungen  heraus  konnte  doch  die  Anregung 
gegeben  werden,  sich  außerhalb  des  Innungsverbandes  zu  Arbeit- 
geberverbänden zusammen  zu  tun.  So  gab,  um  nur  ein  Beispiel 
zu  nennen,  der  Innungsverband  deutscher  Bauhandwerksmeister 
die  Anregung,  daß  im  Frühjahr  1899  im  engsten  Anschluß  an 
den  Innungsverband  der  »Deutsche  Arbeitgeberverband  für  das 
Baugewerbe«,  einer  der  bestorganisierten  Arbeitgeberverbände, 
entstand.  Der  Beitritt  von  Innungen  zu  Arbeitgeberverbänden 
wurde  später  grundsätzlich  gestattet  und  durch  einen  Erlaß  des 
preußischen  Handelsministers  Sydow  im  November  1909  genauer 
geregelt. 

.All  die  bisher  erwähnten  vereinzelten  Anregungen  und  Ver- 
suche, die  Arbeitgeber  zu  starken  Verbänden  zusammenzu- 
schließen, gehören  eigentlich  noch  der  Vorgeschichte  der 
Arbeitgeberverbände  an.  Die  Entfaltung  und  Kräftigung  der 
Arbeitgeberverbände,  ihre  Entwicklung  zu  Organisationen,  die 
denen  der  Arbeiter  ebenbürtig  sind,  beginnt  erst  mit  dem  Aus- 
stand der  Textilarbeiter  in  Krimmitsehau.  Krimmitsehau,  eine 
sächsische  Industriestadt  mit  24  000  Einw'ohnern,  treibt  haupt- 
sächlich Textilindustrie,  — 1903  in  83  Betrieben  mit  riind 
8000  Arbeitern.  Von  diesen  83  Betrieben  beschäftigten  nur 
32  mehr  als  100  Arbeiter.  Große  Werke  im  gewöhnlichen  Sinne 
des  Wortes  waren  nicht  vorhanden.  Betrieben  wurde  — ich 
folge  den  Darstellungen  Buecks  in  der  Geschichte  des  Zentral- 
verbandes — Vigogne-Spinnerei  und  W’ollen-Webcrei.  Die  letztere 
beschäftigte  sich  in  der  Hauptsache  mit  der  Herstellung  von 
glatten  Buckskins.  Der  W'echsel  der  Moden  machte  aber  in  den 
letzten  jadiren  des  vorigen  Jahrhunderts  d(*n  Uebergang  zur 
Herstellung  von  Kammga.rnstoffen  erforderlich.  Da  jeder  Ueber- 
gang zur  Herstellung  eines  anderen  Erz(‘ugnisses  im  Fabrik- 
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betrieb  Geldopfcr  erfordert  und  mit  Sciiwierigkeiten  scliwerer 
Art  verbanden  ist,  so  war  sclion  deshalb  die  wirtschaft- 
liche Lage  der  Krimmitschaner  UnterneJiiner  nicht  gerade;  glän- 
zend. Dazu  kam,  daß  die  Vigogne-Spinnerei  seit  dem  Jahre 
1897  unter  einer  schweren  Krisis  litt.  Wirtschaftlich  war  mithin 
die  Position  für  die  Arbeitgeber  verliältnismäßig  schwach,  und 
die  Textilarbeiter,  denen  ‘ diese  Schwäche  der  Arbeitgeber 
nach  Ansicht  Buecks  kein  (kdieimnis  war,  waren  schon 
seit  längerer  Zeit  unruhig  und  faßten  schliefilicli  im  Juli 
1903  den  Beschluß,  »den  (k;samtvorstand  der  Filiale  des  Deut- 
schen Textilarbeiter  Verbandes  zu  beauftragen,  bei  dem  Krimmit- 
schauer  Spinner-  und  Fabrikantenverein  Schritte  einzuleiten, 
welche  zur  Durchführung  der  zeimstündigen  Arbeitszeit  unter 
Beibehaltung  des  Lohnes  für  die  Hilfsarbeiter,  sowie  einer  zehn- 
prozentigen Lohnerhöhung  für  Akkordarbeiter  zu  führen  ge- 
eignet sind.  Kurz  vorher  hatte  sich  der  Spinner-  und  Fabri- 
kantenverein dem  Verbände  von  Arbeitgebern  der  sächsischen 
1'extilindustrie  angeschlossen;  auf  dessen  Anregung  fand  eine 
Besprechung  statt,  an  der  auf  der  einen  Seite  der  (fesamtvor- 
stand  des  Verbandes  der  Textilindustriellen  und  der  Vorstand 
des  Krimmitschaner  Spinner-  und  Fabrikantenvereins  teilnahmen 
und  auf  der  andern  Seite  der  Vorsitzende  des  Deutschen  Textil- 
arbeiterverbandes nebst  einer  Anzahl  Krimmitschaner  Arbeiter- 
vertreter. Es  kam  zu  keiner  Einigung.  Die  Arbeitgeber  in 
Krimmitschau  glaubten,  den  verlangten  zehnstündigen  Arbeits- 
tag nicht  bewilligen  zu  können.  Dagegen  versprachen  die  Arbeit- 
geber eine  Stunde  längere  Mittagspause  und  erklärten 
gleichzeitig,  in  Verhandlungen  eintreten  zu  wollen,  die  geeignet 
wären,  die  Einführung  der  zehnstündigen  Arbeitszeit  auch  in 
Kdnkurrenzorten  zu  veranlassen.  Diese  Anerbietungen  wurden 
von  den  Arbeitern  abgelehnt.  Am  21.  August  begann  der  all- 
gemeine Ausstand.  Die  gesamte  Arbeiterpresse,  insbesondere 
auch  die  gesamte  sozialdemokratische  Presse,  traten  für  die 
Ausständigen  ein.  Iji  kurzer  Zeit  konnten  durch  Geld.sammlungen 
sehr  erhebliclu'  Mittel  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Den 
.\rbeitg(;bern  leistete  zunächst  der  Verband  von  Arbeitgebern 
der  sächsischen  T(;xtilindustric  Hilfe,  nber  trotzdem  er  die  Bei- 
träge* seiner  Mitglieder  auf  das  Dreifache  erhöhte,  sah  er  sich 
doch  auf  die  Dau(‘r  außerstande,  den  F^abrikanten  in  Krimmit- 
schau  zu  ermöglichen,  (hm  Kampf  zu  tünem  erfolgreichen  Aus- 
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gange  zu  bringen.  So  etwa  war  die  Situation,  als  der  Geschäfts- 
führer des  Zentralverbandes  Deutscher  Industrieller  Bueck  ein- 
griff,  der  schon  lange  mit  voller  Klarheit  eingesehen  hatte,  wie 
notwendig  ein  geschlossenes  Vorgehen  der  Arbeitgeber  gegen  die 
organisierten  Arbeiter  sei.  Er  bot  seinen  ganzen  Einfluß  auf,  — 
zunächst,  um  das  Direktorium  des  Zentralverbandes  zu  ver- 
anlassen, in  einem  Rundschreiben  die  Mitglieder  des  Zentral- 
v^erbandes  aufzufordern,  freiwillige  Beiträge  zur  Unterstützung 
der  Fabrikanten  in  Krimmitschau  zu  leisten.  Das  Direktorium 
erhob  dies  in  seiner  Sitzung  vom  16.  Dezember  1903  zum  Be- 
schluß. Die  Hoffnung,  daß  das  Eintreten  fast  der  gesamten 
deutschen  Arbeitgeberschaft  für  die  angegriffenen  Fabrikanten 
in  Krimmitschau  die  Arbeiter  veranlassen  würde,  den  Kampf 
aufzugeben,  erwies  sich  als  irrig.  Eine  außerordentlich  be- 
wundernswürdige Opferwilligkeit  der  Arbeiter  schien  den  Sieg 
der  organisierten  Arbeiterschaft  zu  sichern.  Von  neuem  griff 
nunmehr  Bueck  ein.  Durch  die  freiwilligen  Beiträge  der  Mit- 
glieder des  Zentralverbandes  war  zwar  eine  beträchtliche  Summe 
zur  Verfügung  gestellt  worden,  die  aber  doch  für  die  lange  Dauer 
des  Ausstandes  nicht  ausgereicht  haben  würde.  Außerdem 
erwies  sich  das  System  der  freiwilligen  Beiträge  wegen  der  un- 
gleichmäßigen Belastung  der  einzelnen  als  unzweckmäßig.  Man 
mußte  versuchen,  eine  fortlaufende,  nach  tunlichst  einheitlichen 
Grundsätzen  geregelte  Beitragsleistung  für  die  Unterstützung 
der  Krimmitschauer  Fabrikanten  zu  organisieren.  Bueck  nahm 
auch  das  in  die  Hand.  Es  gelang  ihm  auf  einer  Rundreise  durch 
Deutschland  eine  große  Anzahl  von  industriellen  und  wirtschaft- 
lichen Vereinen  und  Verbänden  für  den  Plan  zu  interessieren, 
so  daß  am  9.  Januar  1904  folgende  Mitteilung  in  die  lü'esse 
gebracht  werden  konnte:  ^ 

»\)cr  Versuch  der  Sozialdemokratie,  die  Krimmitschauer  Arlieitgeber  zu 
vergewaltigen,  hat  unter  Führung  des  Zentralverbandes  Deutscher  Industrieller 
weiteste  Kreise  der  Industrie  zur  Abwehr  vereinigt.  Von  den  verscliicdensten 
Seiten  ist  in  den  letzten  Wochen  an  den  Zentralverband  Deutscher  Industrieller 
die  Aufforderung  ergangen,  über  den  zeitigen  Anlaß  hinaus  eine  dauernde  Organi- 
sation der  deutschen  Arbeitgeber  zu  schaffen,  die  unberechtigten  Anforderungen 
agitatorisch  verhetzter  Arbeitermassen  erfolgreich  Widerstand  zu  leisten  vermag. 
Der  Zentral  verband  D(;utscher  Industrieller  sieht  in  dieser  vielfältigen  Auf- 
forderung, eine  solclu;  Organisation  zu  schaffen,  eit)  ehrendes  Zeichen  des  Ver- 
trauens sehr  zahlreicher  deutscher  Industrieller.  In  «Um  nächstem  Tagen  findet 
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eine  Sitzun"  dei  Direktoriums  tles  Zentralverbandes  Deutscher  Industrieller 
statt.  Die  entscheidenden  Bcschliisse,  für  die  Herr  Creneralsckrctär  Bueck  bei 
seinem  kiirzlichen ^Aufenthalt  in  Düsseldorf  und  Köln  schon  die  Znstimmun/' 
sehr  vieler  hervorragender  Industrieller  erhalten  hat,  werden  bereits  in  kürzester 
Zeit  der  Industrie  unterbreitet  werden.« 

Am  13.  Januar  1904  be.scliloß  das  Direktorium,  eine  »Zentral- 
stelle der  Arbeitgeberverbände  zu  errichten,  um  sie  zur  Be- 
kämpfung unberechtigter  Bestrebungen  der  Arbeiter  miteinander 
in  Verbindung  zu  bringen«.  Später  entschloli  man  sich,  um 
eine  Verwechselung  mit  dem  Zentral  verbände  zu  vermeiden,  der 
neu  geschaffenen  Organisation  die  Bezeichnung  »Hauptstelle  der 
Deutschen  Arbeitgeberverbände«  zu  geben.  Es  wurde  der  ernste 
Versuch  gemacht,  möglichst  alle  Arbeitgeber  bzw.  ihre  Verbände 
in  der  Hauptstelle  zu  organisieren.  Man  muf3te  daher  nicht  nur 
parteipolitisch,  sondern  auch  sozialpolitisch  möglichste  Neutrali- 
tät zu  wahren  versuchen.  Schon  von  vornherein,  bei  der  Grün- 
dung der  Hauptstelle  war  sehr  starker  Widerstand  zahl- 
reicher Arbeitgeber  entstanden,  die  von  einer  Verbindung  der 
Hauptstelle  mit  dem  Zentralverbande  Deutscher  Industrieller 
nichts  wissen  wollten.  Gewisse  Gegensätze  blieben  vorhanden, 
sie  konnten  nicht  überbrückt  werden,  und  so  kam  es  gleich  bei 
der  Gründung  zu  einer  Spaltung  in  zwei  nebeneinandergehende 
Organisationen.  Neben  der  Hauptstelle  entstand  der  »Verein 
Deutscher  Arbeitgeberverbände«,  der  zwar  äußerlich  in  Form 
eines  Kartellvertrages  eine  Verbindung  mit  der  Hauptstelle 
hergestellt  hat,  aber  doch,  wie  nachher  noch  etwas  eingehender 
zu  zeigen  ist,  in  wesentlichen  Punkten  sich) hinsichtlich  seines 
Wollens  von  der  Hauptstelle  unterscheidet. 

Diese  beiden  »Spitzenverbände«  bildeten  nicht  nur  Kristalli- 
sationspunktc  für  die  schon  bestehenden  Arbeitgeberverbände, 
sondern  sie  waren  auch  unermüdlich  tätig,  immer  wieder  neue 
Anregungen  zur  Bildung  neuer  Organisationen  und  zum  Zu- 
sammcnsciihiß  der  bestehenden  zu  geben,  — mit  solchem  Erfolge, 
daß  das,  was  jiach  1904  geschaffen  wurde,  viel  mehr  ist,  als  was 
damals  .sclion  vorhanden  war. 

Die  zeitliche  Ihitwicklung  der  Arbeitgeberverbände  in  der 
Zeit  von  1900 — 1913,  veran-ichaulicht  folgende  Uebersicht  nach 
(hmi  amtlich  verarlx'iteUoi  Material: 


Werden  und  Wollen  der  Arbeitgeberverbände- 


6-7 


Reichs- 

Landes- 

Orts- 

Reichs- 

Landes- 

Orts- ■ 

Gründungs- 

ver- 

und Be- 

ver- 

Gründungs- 

ver- 

und  Be- 

ver- 

jahr 

bände 

zirksvbd. 

bände 

j ahr 

verbände  zirksvbd. 

verbändö 

vor  1900 

22 

74 

270 

1907 

22 

40 

207  ' 

1900 

4 

12 

60 

1908 

5 

39 

137  '■ 

1901 

4 

6 • 

28 

1909 

6 

16 

127 

1902 

5 

17 

67 

1910 

7 

27 

123 

1903 

4 

13 

68 

1911 

8 

13 

99 

1904 

8 

22 

191 

1912 

3 

^7 

79 

1905 

4 

28 

128 

1913 

7 

6 

67 

1906 

IO 

55 
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Der  tiefere  Grund  für  das  Aufblühen  der  Arbeitgeberorgani- 
sationen seit  1904  liegt  ganz  überwiegend  in  der  Notwen- 
digkeit, den  immer  stärker  werdenden  Arbeiterorganisationen 
etwas  Gleichwertiges  auf  der  Unternehmerseite  gegenüberzustellen, 
zumal  die  lange  offen  oder  im  stillen  gehegte  Hoffnung,  früher 
oder  später  werde  der  Staat  sich  einmischen,  um  »den  Arbeits- 
frieden mit  Hilfe  der  Gesetzgebung  herzustellen <<,  auch  für  die 
nach  dieser  Richtung  hin  sehr  optimistischen  Unternehmer  immer 
mehr  schwand.  Noch  ist  die  Entwicklung  bei  den  Arbeitgeber- 
verbänden längst  nicht  bis  zu  dem  Ziele  gediehen,  das  die  Gewerk- 
schaften erreicht  haben.  Alles  ist  noch  weit  mehr  im  Werden 
begriffen.  Das  zeigt  sich  sowohl  hinsichtlich  der  Zielsetzung, 
als  auch,  wie  wir  noch  sehen  w^erden,  hinsichtlich  der  Organi- 
sation. 

Als  Zweck  wird  in  den  Satzungen  der  Arbeitgeberverbände 
in  der  Regel  die  Vertretung  der  Interessen  der  Arbeitgeber  ge- 
genüber den  Organisationen  der  Arbeitnehmer  und  deren  unbe- 
rechtigten Forderungen  angegeben.  Dabei  wird  zuweilen  aus- 
drücklich festgelegt,  daß  »wirtschaftliche«  Zwecke  nicht  verfolgt 
werden  sollen.  Dagegen  wird  unter  den  Zwecken  des  Gesamt- 
verbandes Deutscher  Metallindustrieller  außer  den  eigentlichen 
Arbeitgeberzwecken  auch  der  genannt,  »andere  wirtschaftliche, 
die  gemeinsamen  Interessen  berührende  Fragen  zu  beraten  und 
die  Anschauungen  des  Verbandes  in  geeigneter  Weise  zur  Geltung 
zu  bringen.«  Bei  anderen  Organisationen  sind  die  Zwecke  noch 
viel  weitergehend. 

Im  allgemeinen  scheint  die  Neigung  zu  bestehen,  den  sozialen 
Aufgabenkreis  der  Arbeitgeberverbände  mit  deren  Erstarken  zu 
erweitern.  Unter  Hinweis  auf  die  eifrigen  Bestrebungen  der 
Sozialdemokratie  und  der  Gewerkschaften  zur  Gewinnung  der 
jugendlichen  Arbeiter  mahnten  die  Mitteilungen  der  HauptsteUe 
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deutscher  Arbeitgeberverbände,  durch  geeignete  Einriclitungen 
die  jugendlichen  Arbeiter  der  hlinwirkung  der  sozialdemokratischen 
Bestrebungen  zu  entziehen.'  Hier  liege  »ein  dankbares  und  reiches 
Feld  für  die  Betätigung  der  Arbeitgeb(^rverbände  vor«.  Man 
denkt  dabei  an  gemeinsame  Förderung  der  Sj)ort-  und  Spic'l- 
unterhaltung,  an  die  Erleiciiterung  der  S})arbetätigung,  an  die 
Ausgestaltung  des  .\rbeitendi])lomwesens,  an  die  })arbietung 
einer  geeigneten  Unterhaltungslektüre  für  die  Arbeiter  usw. 
Einige  Arbeitgeberverbände  waren  zeitweise  auch  bemülit,  »zum 
Schutz  gegen  Uebervorteilung  der  Krankenkassen  durch  ihr(* 
Mitglieder  und  insbesondere  zur  Bekämpfung  des  Simulanten- 
tums«  eine  gemeinsame  Krankenkontrolle  einzulühren. 

Keineswegs  würde  man  den  Arbeitgeberverbänden  gerecht, 
wenn  man  sie  nur  als  Kampforganisationen  betrachten  wollte. 
»Wer  als  Außenstehender  den  Versammlungen  und  Beratungen 
der  Arbeitgeberverbände  beiwohnen  würde,  könnte  sehen,  einen 
wie  breiten  Raum  hierbei  Fragen  einnehmen,  die  ganz  vom 
Kampfe  absehen  und  lediglich  die  gedeihliche  Arbeit  im  Betriebe, 
die  Förderung  der  Gesamtindustrie,  das  W ohl  der  im  Betriebe 
und  in  der  Industrie  tätigen  Arbeiter  und  das  Zusammenarbeiten 
mit  ihnen  im  Auge  haben«  (Tänzler). 

Das  bisherige  Bild  von  dem  Wollen  der  Arbeitgeberverbände 
mag  durch  einen  Hinweis  auf  die  Tätigkeit  der  beiden  frü- 
heren Spitzenverbände  ergänzt  werden:  Die  »Hauptstelle«  be- 
zeichnete  neben  dem  Bestreben,  ein  friedliches  Zusammenwirken 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  fördern,  als  ihren 
Zweck : 

a)  durch  Vereinigung  der  in  Deutschland  bestehenden  oder 
sich  neu  bildenden  Arbeitgeberverbände  die  gemeinsamen  In- 
teressen der  Arbeitgeber  gegenüber  unberechtigten  Anforderungen 
d(‘r  Arbeitnehmer  zu  schützen, 

b)  den  Schutz  der  Arbeitswilligen, 

c)  Ausdehnung  der  Arbeitsnachweise  der  Arbeitgeber  zu 
fördern, 

(1)  dk‘  Streikklausel  nach  Möglichkeit  durchzuführen, 

e)  den  Rechtsschutz  der  Arbeitgeber  in  Angelegenheitt'u 
von  gnmdsätzlich(‘r  Bedeutung  zu  übernehmen. 

Der  »Venän«  hat  seine  Satzungen  denen  der  Hauptstelle 
nachg(*l)ild(^1 , mit  dejien  si('  fast  wörtlich  üb(‘reinstimmen.  Als 
• Zweck  wird  von  dem  V('r(‘in  alles  angt'geben,  was  auch  in 
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den  Satzungen  der  Hauptstelle  steht.  Nur  wird  als  neue  Aufgabe 
»die  Bildung  von  Gesellschaften  zur  Entschädigung  bei  Arbeitsein- 
stellungen« hinzugefügt.  Was  dieser  letztere  Zusatz  praktisch 
bedeutet,  werden  wir  später  noch  sehen. 

Eher  als  aus  den  Satzungen  konnte  man  auf  tiefer- 
gehende Disharmonien  schließen,  wenn  man  einen  Blick  auf 
die  Mitgliederzusammensetzung  der  beiden  Verbände  warf.  Der 
»H  3 u p t s t e 1 1 e«  schloß  sich  die  Eisenindustrie  des  Westens  an, 
der  Braunkohlenbergbau,  der  Bergbau  des  Aachener  Bezirks, 
die  Papierindustrie,  die  Glasindustrie  und  fast  die  gesamte 
deutsche  Textilindustrie.  Ferner  gehörten  der  Hauptstelle  an: 
der  Arbeitgeberverband  der  Ziegeleien  der  Mark  Brandenburg, 
der  Arbeitgeberverband  der  bergischen  Kartonnagenindustrie, 
der  Industrielle  Arbeitgeberverband  Hannover,  der  Arbeitgeber- 
verband für  die  Holzindustrie  und  den  Holzhandel  in  Königs- 
berg, der  Schutzverband  Deutscher  Steindruckereibesitzer,  dei 
Arbeitgeberverband  für  die  Papier-,  Kai  ton  nagen-  und  Porte- 
feuille-Industrie, Sitz  Fürth.  Dagegen  wurzelte  die  Stärke  des 
»Vereins«  einmal  in  dem  Gesamt  verbände  Deutscher  Metall- 
industrieller — der  Generalsekretär  des  Vereins  war  zugleich 
Generalsekretär  dieses  Verbandes  — und  andererseits  in  den 
Facharbeitgeberverbänden  des  Handwerks. 
Die  Hauptstelle  nahm  Arbeitgeberverbände  des  Handweiks  über- 
haupt nicht  auf,  wenn  sich  auch  in  den  gemischten  Arbeitgeber- 
verbänden, die  der  Hauptstelle  angeschlossen  sind,  handwerks- 
mäßige Bcitriebe  vor  finden. 

Der  Eintluß  gerade  dieser  Verbände  bewirkte  es  wohl,  daß 
der  Verein  wenigstens  in  der  Theorie  mehr  geneigt  war,  den 
neuen  sozialreformerischen  Ideen  Konzessionen  zu  ma.chen,  als 
die  mit  dem  Zentralverbande  Deutscher  Industrieller  eng  ver- 
bundene Hauptsteile.  Das  Verhandeln  mit  den  Arbeiterorgani- 
sationen lehnten  zwar  beide  Verbände  nicht  unter  allen  Um- 
ständen ab.  Auch  der  Hau))tstelle  Wtiren  einzelne  Verbände 
angeschlossen,  die  schon  vor  1914  mit  den  Arbeiterorganisationen 
verhandeln  wolltem;  ab(‘r  der  Verein  war  dafür  als  (ianzes  doch 
viel  eher  zu  hab(;n  als  die  Hau])tst(‘lle.  Als  im  Jahn^  i()o3  di(‘ 
Deutsche  Arbeitgeberzeitung,  das  Organ  des  Vereins  Denitsclun 
Arbeitgebe^rverbände,  mehrere  Artikel  brachte',  in  dene'ii  sie;  de'ii 
Industriellen  rieä,  ihren  Widerstand,  mit  den  Orga.nisationen  der 
Arbeiter  zu  verhandein,  aufzugeben  nnd  diese*  Organisatieine'u 
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als  ganz  gleichberechtigte  Faktoren  bei  jeder  Rcgeiiing  des 
Arbeitsverhältnisses  anzuerkennen,  erregte  das  in  den  Kreisen 
der  Hauptstelle  böses  Blut,  und  man  sah  sich  veranlaßt,  gegen 
diese  »Schwenkung«  entschieden  Stellung  zu  nehmen. 

Der  wichtigste  innere  Unterschied  zwischen  Hauptstelle 
und  Verein  blieb  aber  schließlich  der,  daß  der  Verein,  freilich 
im  Widerspruch  mit  seinem  ursprünglichen  Plane,  sich  auch  mit 
sozialpolitischen  Dingen  beschäftigte,  was  die  Hauptstelle  den 
wirtschaftlichen  Verbänden  überließ.  Der  »Verein«  selbst  be- 
gründete sein  sozialpolitisches  Vorgehen  damit,  daß  die  »immer ' 
verhängnisvoller  sich  gestaltende  Entwicklung  der  sozialpoliti- 
schen Gesetzgebung  einen  vollauf  begründeten  Anlaß  zu  dieser 
belangreichen  Erweiterung  des  Kreises  der  Vereinsaufgaben  be- 
gründet«. Im  Februar  1908  faßte  der  Verein  in  Sachen  der 
Arbeitskammervorlage  eine  Resolution,  die  sich  scharf  gegen 
das  Projekt  der  Regierung  äußerte.  Ende  Oktober  desselben 
Jahres  ging  man  dann  noch  einen  Schritt  weiter  und  gelangte 
in  einer  Ausschußsitzung  zur  einstimmigen  Annahme  eines  be- 
sonderen sozialpolitischen  Programms,  das  unter  dem  Titel: 
»Das  sozialpolitische  Programm  des  Vereins  Deutscher  Arbeit- 
geberverbände und  die  Bureaukratie«  herausgegeben  wurde.  Wie 
schon  der  Titel  andeutet,  wendet  sich  die  Schrift  gegen  »den  in 
Deutschland  stark  vorgedrungenen  Bürokratismus«,  gegen  die 
Absicht,  das  Heer  der  Beamten  zu  vermehren,  die  private  Ini- 
tiative zu  unterdrücken  und  zu  beseitigen.  Das  Programm 
beschäftigt  sich  mit  der  Versicherungsgesetzgebung,  mit  den 
Arbeitskammern  (»Paritätische  Arbeitskammern  sind  zu  ver- 
werfen«), mit  den  Arbeitsnachweisen  (»Die  Arbeitsnachweise 
müssen  im  Interesse  der  vaterländischen  Gewerbetätigkeit  in  den 
Händen  der  Arbeitgeber  liegen.  Das  System  der  paritätischen 
und  öffentlichen  (kommunalen)  Arbeitsnachweise  ist  zu  verwer- 
fen«) und  mit  den  Tarifverträgen,  die  im  allgemeinen  als  verderb- 
lich b('zeichnet  werden,  jedenfalls  aber  da,  wo  sie  abgeschlossen 
würd(m,  unter  allen  Umständen  den  Charakter  einer  freiwilligen 
Vereinbarung  tragen  müßten. 

Hei  Würdigung  des  Seins  und  Werdens  der  Arbeitgeber- 
v(;rbände  ist  nicht  zu  vergessen,  daß  durchaus  richtig  ist, 
was  l.andrat  Roetger-ßAsen  im  November  1908  in  der  Delegierten- 
versaiumlung  des  Zentralverlxindes  Deutscher  Industrieller  aus- 
führte: [(‘  hölua'  die  rndustri(‘  eines  großen  Wirtschaftsgebietes  ent- 
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wickelt  sei,  um  so  mehr  Reibungsflächen  seien  unter  den  einzelnen 
Industrien  vorhanden,  um  so  stärkere  Nerven,  um  so  mehr  Ruhe 
gehörten  auf  allen  Seiten  dazu,  um  über  all  dem  vielen  Trennen- 
den das  x\ll-Einende  immer  sich  gegenwärtig  zu  halten.  Be- 
sonders schwer  wird  das  immer  wieder  sein,  wenn  es  sich  um 
Interessen  der  Industrie  der  Rohstoff-  und  Halbfabrikate  einer- 
seits und  der  Fertigindustrie  andererseits  handelt.  Das  ist  für 
den  Kampf  zvdschen  Kapital  und  Arbeit  nicht  unwichtig.  Den 
Gegensatz  im  einzelnen  hier  zu  schildern,  würde  zu  weit 
führen.  Ich  verweise  auf  den  Aufsatz  von  Dr.  Stresemann  (Bund 
der  Industriellen)  in  der  »Neuen  Revue«  (1908)  und  auf  die  eben 
bereits  erwähnte  Rede  Roetgers,  die  als  Antwort  des  Zentral- 
verbandes auf  gef  aßt  werden  kann.  Für  uns  ist  hier  besonders 
die  aus  den  Verhältnissen  sich  ergebende  Tatsache  bedeutsam, 
daß  »das  Interesse  der  Arbeitgeberverbände  der  Fertigin dustiie 
an  der  Mithilfe  der  schweren  Industrie  in  der  Arbeiterbewegung 
zweifellos  ein  ungleich  größeres  ist  als  umgekehrt«. 

Trotz  aller  Gegensätze  über  wog  ‘insbesondere  bei  den  ziel- 
bewußt  und  tatkräftig  geleiteten  Spitzenverbänden  die  Ueber- 
zeugung  von  der  Notwendigkeit  freundschaftlichen  Zusammen- 
arbeitens.  Organisatorisch  kam  das  zunächst  1909  durch  einen 
Kartellvertrag  und  Schaffung  eines  Kartellorgans  zum  Ausdruck. 
Aber  schon  Anfang  1912  begannen  die  Bestrebungen,  darüber 
hinaus  eine  organische  dauernde  Vereinigung  der  beiden  in 
Betracht  kommenden  Verbände  herbeizuführen.  Im  April  1913 
kam  der  Zusammenschluß  zustande:  ein  neuer  Verband  wurde 
zu  dem  Zwecke  konstitutiert,  unter  dem  Namen  »Vereinigung 
der  Deutschen  Arbeitgeberverbände«.  Bis  1918  hatten  sich  der 
»Vereinigung«  73  meist  sehr  starke  Verbände  angeschlossen  mit 
338  Unterverbänden  und  734  Ortsgruppen.  Als  Zweck  der 
Organisation  wird  bezeichnet,  »durch  das  Zusammenwirken 
der  Arbeitgeberverbände  Störungen  in  den  Betrieben,  so- 
weit sie  auf  unberechtigten  Maßnahmen  der  Arbeitnehmer 
beruhen,  abzuwehren  und  ihren  Mitgliedern  bei  den  infolge 
solcher  Maßnahmen  entstehenden  Bewegungen  Schutz  zu  gewäh- 
ren«. Der  Vereinigung  sind  folgende  besondere  Einrichtungen  an- 
gegliedert: I.  Zentrale  der  deutschen  Arbeitgeberverbände  für 
Streikversicherung  (Rückversicherung  für  Streikentschädigungs- 
gesellschaften und  solche  Arbeitgeberverbände,  die  eigene  Streik- 
kassen besitzen) . 
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2.  J)eiitsche  Streikcntschädigiingsgoscllschatt  (Vcrsiclicning 
gegen  Streikschäden  unter  AussdiluB  jeder  Krwerbsabsicht). 

3.  Zentralstelle  der  dcutsclum  Arbeitgebernachweise  (Zu- 
sammenfassung der  bei  der  Vereinigung  der  deutsclu'n  Arbeit- 
geberverbände bestehenden  Arbeitsnacliweise). 

Organ  der  Vereinigung  ist  die  frühere  Zeitschnit  der  »He.uj)!- 
stelle«,  »Der  Arbeitgeb('r«,  zw(‘imjil  monatlich  erscluhnerd. 

Doch  nicht  nur  wuclis  in  deii  Arbeitgc'bi'rverbänden  des 
Verständnis  für  die  unbedingt  n^üige  h'inigung  in  der  ('ig(  nen 
Reihe,  man  erkannte;  auch  je  länger  je  nuäir,  daß  me,n  »sozieJ- 
politisch«  hiuzulernen  und  umkunen  müsse',  berechtigten  moder- 
nen Wünschen  der  Arbeiter  Rechnung  zu  tragen  liabe.  Die 
führenden  Kö})fe  der  deutschen  Ihite'ine'inner  emi)tanden  unter 
dem  Drucke  der  Not  der  Zeit  und  der  Sorge  um  die  Zukunft,  daß 
Anteilnahme  an  der  (iestjiltung  der  Sozial])olitik  für  das  l'nter- 
nehmertum  zur  Lebensfrage*  geworden  ist.  Man  diskutierte 
schließlich  nicht  mehr  über  das  »Ob«  d('r  kollektiven  Vertrags- 
abschlüsse mit  den  Organisationen  der  Arbeiter,  sondern  suchte 
das  »Wie«  so  erträglich  wie  möglich  zu  gestalten.  Das  führte 
mit  Notwendigkeit  zu  dem  Versuche,  dauernde  Beziehungen 
zwischen  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerverbänden  herzu- 
stellen. 

Das  Ergebnis  kennen  wir  schon : Die  A r b e i t s g e m e i n- 
Schaft  der  industriellen  und  g e v*  e r b 1 i c h e n 
Arbeitgeber  und  Arbeit  n e h m e r wurde  geschaffen. 
yAls  am  4.  Februar  ic)i()  die  Vertreter  der  deutschen  Industrie 
zu  gemeinsamer  Tagung  vereinigt  waren,  nahmen  sic  ein- 
stimmig eine  Entschließung  an,  in  der  es  hieß;  »WÜr  an- 
(;rkennen  den  (Grundgedanken  der  Arbeitsgemeinschaft,  bei  deren 
Aufbau  auf  Seiten  der  Unternehmer  zur  Behandlung  wirtschaft- 
lich(;r  Era.gen  die  im  Reichsverband  vereinigten  bewußten  indu- 
strielkui  La,ndes-  und  Eachverbände  und  zur  Beluindlung  sozialer 
Fragen  di('  beslehendc'u  Arbeitgeberverbände  die  (irundlage 
bild(‘n  müss(*n.  1^  i n e V e r s c h ju  ('  1 z u n g d e r w i r t- 
s c h f 1 1 i c h e n und  A r b ('  i t g e b ('  r v e r b ä n d e ist 
a n z u s 1 r e b e n.«  Da.ß  k'tztt'res  k e i n organisatorischer  Fort- 
s(  hriti  S(‘in  würd(',  wnreh'  schon  Ih'tonl. 
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9.  Kapitel. 

Aufbau  der  Arbeitgeber- Organisationen. 

In  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  hat  das  Kaiserliche 
Statistische  Amt  wiederholt  Versuche  gemacht,  brauchbares 
Zahlenmaterial  über  die  Arbeitgeberverbände  im  Deutschen 
Reiche  zusammenzutragen,  und  seit  1910  ist  es  erreicht  worden, 
von  den  Verbänden  selbst  die  erfordei  liehen  Angaben  zu  erhalten. 
Zwar  ist  auch  jetzt  das  durch  diese  Mitteilungen  gewonnene 
Material  nicht  vollständig,  aber  es  genügt  doch,  um  eine  richtige 
zahlenmäßige  Vorstellung  zu  vermitteln.  Ich  stelle  für  das  Jahr 
191J  die  Anzahl  der  Reichs-  und  Ortsverbände  zusammen,  die 
Zahl  der  Mitglieder  der  Arbeitgeber\'erbände,  der  von  ihnen 
beschäftigten  Arbeiter,  der  in  den  betreffenden  Berufsgruppen 
gewerkschaftlich  organisierten  Arbeitei  und  endlich  die  durch 
die  Berufszählung  1907  erfaßten  Arbeiter  (Personen). 


Berufsgruppen 

1 

Reichs- 

ver- 

bände 

Mit- 
glieder 
der  Ar- 
beit- 1 
geber-  ! 

ver-  j 
bände  j 

Gesamt-  ' 

zahl  der  : 

bei  den 
Mitglie-  i 
dem  be-  ! 
schäftig- 
ten  Ar-  j 
beiter  j 

Gewerk- 
schaftlich 
organi- 
sierte 
Arbeiter  j 

Durch  die 
Berufs- 
zählung 
von  1907 

erfaßte 

Lohn- 

arbeiter 

Bergbau 

I ’ 

1 240  1 

1 520433 

167  602 

903  15O 

Industrie  der  Steine  und  Erden 

1 8 

' 4 O20 

234876 

74  278 

> 644  604 

Metallverarbeitung 

20 

ib  374 

i 953  b93 

b38  655 

I 694  III 

Textilindustrie 

.8 

2 778 

j 502  699 

181  493 

1 856  522 

Lederindustrie 

Indu.strie  der  Holz-  und  Schnitz- 

3  820 

! 22  571 

1 47  591 

158413 

stoffe  

0 

9 734 

; 86  402 

1 228  715 

571  549 

Industrie  der  Nahrungs-  und 
Crenußmittel  

7 

14  951 

192  337 

1 

i 133382 

i 

1 789  15 

Bekleidungsgewerbe  .... 

1 1 

12  634 

222  888 

1 124  133 

i 707  143 

Baugewerbe 

0 

: 4^  065 

516  409 

1 499  599 

1 I 571  15^ 

l'olygraphische  (’rewerbe  . . 

0 

5 

' 72  282 

; 108  422 

163  322 

Man  sielit  aus  dieser  Oegenüherstellung,  daß  im  Bergbau,  in 
der  Industrie  der  Steine  und  Juden,  in  der  Metallverarbeitung, 
in  der  Te.xtilindustrie,  im  Bekleidungsgewerbe  die  Arbeitgeber 
eine  stärkere  organi?;atorische  Macht  zu  sein  scheinen  als  di(^ 
Arbeiter.  Allerdings  hängt  der  Kampferfolg  doch  noch  von 
mancherlei  andern  Faktoren  als  von  der  Zahl  der  gewerk- 
schaftlich  organisierten  Arbeiter  oder  Arbeitgeber  ab.  Sehr  viel 


^74 


Aufbau  der  Arbeifgeljer-Orj^anisationen. 


hiingt  von  der  inneren  (Geschlossenheit  der  (Gnippen  ab  inid 
von  den  Kampfmitteln,  üben*  die  sie  verfügen. 

Im  einzelnen  ist  der  organisatorische  Aufbau  der  Arbeit- 
geberverbände viel  nuinnighiltiger  e.ls  derjenige  der  (Gewerk- 
schaften. Das  ist  ja  auch  leicht  erklärlich.  Die  deutschen  Gewerk- 
schaften sind,  wenn  man  von  gelegentlichen  (Gründungen  vor 
1868  absieht,  nach  einem  einheitlichen  Programm  entstanden, 
bei  ihrer  Organisation  konnten  sie  sich  vielfach  nach  dem  schon 
längst  erprobten  Muster  der  englischen  Trade  Unions  richten. 
Und  das,  was  die  deutschen  Gewerkschaften  am  schärfsten  von 
den  englischen  Organisationen  unterscheidet:  das  Hineinziehen 
des  Kampfes  um  die  Weltanschauung,  war  ihnen  hvi  der  Fund  a- 
m e n t i e r u n g s - und  E r w e i t e 1 u n g s a r b e i t nicht 
schädlich,  sondern  erwies  sich  im  Gegenteil  als  nützlich,  um  die 
rein  materielle  Eigenbrödelei  zurückzudrängen.  So  konnten  die 
Arbeiter  zielbewußt  und  gestützt  auf  glänzende  Erfolge  ohne 
allzugroße  Schwierigkeiten  an  die  Arbeit  des  Aufbauens  heran- 
gehen.  — Ganz  anders  die  Arbeitgeberverbände!  Erst  eine 
dringende  Not  brachte  die  Unternehmer  dazu,  ihre  sehr  ver- 
schiedenartigen Sonderinteressen  zurückzustellen,  um  sich  als 
Arbeitgeber  gegen  den  gemeinsamen  Feind  in  geschlossenen 
Organisationen  zu  wehren.  Ein  Vorbild,  nach  dem  sie  sich  dabei 
hätten  richten  können,  fehlte  ihnen  fast  ganz,  wenn  auch  die 
Unternehmer  klug  genug  waren,  manches  den  Arbeiterorgani- 
sationen abzusehen  und  für  sich  nutzbar  zu  machen.  Ein  »Ideal« 
als  Mittel,  um  die  au ßeroi deutlich  verschieden aitigen  Interessen 
sowohl  innerhalb  der  Bezirke  wie  innerhalb  der  Gewerbs-  und 
Industriezweige  zu  überbrücken,  fehlte  ganz.  Nichts  ist  irriger, 
wie  später  noch  genauer  zu  zeigen  sein  wird,  als  die  so  vielfach 
— u.  a.  von  dem  sozialpolitischen  Chronisten  des  Archivs 
I.ederer  vertretene  Meinung  — , daß  »die  Organisation  als  Ar- 
beitgeber« schon  eine  »unzweifelhaft  bestimmte  Willensrich- 
tung« bedeute  und  für  Sondermeinungen  keinen  Raum  mehr 
lasse.  Die  Unternehmer  sind  gerade  als  Arbeitgeber  unendlich 
viel  schwi(*rig(T  unter  einen  Hut  zu  bringen  als  die  klassen- 
b(;wußten  Arbeiter,  und  das  gilt  ganz  besonders  für  diejenigen 
Kreis(‘  d(^r  Arbeitgeber,  dic'  a.m  jueisten  den  Angriffen  der  Ar- 
beiter ausgesetzt  sind:  für  die  Handwerker..  Das  Entstehen 
der  Arbeitg(‘berverbände  wa.r  dem  Zufall  überlassen.  Ein  ge- 
rneinsajnes  Organ,  das  dic*  eJlmälilich  entstandenen  Gründungen 
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einander  näher  gebracht  hätte,  war  lange  Zeit  nicht  vorhanden 
August  Müller  sagt  in  seiner  Broschüre:  »Gewerkschaiten  und 
Unternehmerverbände«:  »Bis  zum  Jahre  1904  herrschte  unter 
den  Unternehmerverbänden  ein  wirres  Durcheinander  . . . Die 
ungeheure  Zersplitterung  der  Unternehmerverbände  bedeutet 
ihre  Ohnmacht  . . . Wollten  die  Unternehmer  den  Gewerk- 
schaften mit  der  Aussicht  auf  Erfolg  entgegentreten,  dann  wäre 
es  unerläßlich,  den  Kampf  einheitlich  zu  führen,  die  zahlreichen 
Unternehmerorganisationen  zu  gemeinsamem  planmäßigem  Han- 
deln zu  befähigen.«  Erst  ganz  allmählich  lernten  die  Unternehmer 
die  Wahrheit  dieser  Gedanken  würdigen.  Man  nahm  miteinander 
Fühlung,  war  aber  dann  und  ist  auch  heute  noch  ängstlich 
darauf  bedacht,  an  die  Besonderheiten  der  einzelnen  Organisation 
nicht  zu  rühren. 

Einig  ist  man  sich  aber  jetzt,  wenigstens  bei  den  Führern 
der  Arbeitgeberorganisationen,  daß  die  Arbeitgeber  sowohl  fachlich 
wie  örtlich  organisiert  werden  müssen;  nicht  Fach  verbände 
oder  Ortsverbände,  sondern  Fach  verbände  und  Ortsver- 
bände ist  die  Losung.  Die  großen  entscheidenden  Kämpfe 
werden  gewiß  zwischen  den  beruflichen  Organisationen  der 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ausgefochten.  Ebenso  sicher  ist 
aber  auch,  daß  noch  mehr  bei  den  Arbeitgebern  als  bei  den 
Arbeitern  der  Kampf  sich  zugleich  auf  lokale  Organisationen 
stützen  muß.  Eine  ganze  Reihe  von  gelernten  Arbeitern  wie 
Schlosser,  Schreiner,  Schmiede,  Klempner,  ist  heute  in  Unter- 
nehmungen beschäftigt,  die  ganz  verschiedenen  Branchen  Organi- 
sationen angehören  können.  Auch  ist,  namentlich  bei  nur  an- 
gelernten und  ungelernten  Arbeitern,  der  Uebergang  von  einem 
Betrieb  in  einen  andern  nicht  schwer.  Richtig  ist  auch,  daß 
viele  von  den  Fragen,  die  zu  Ausständen  Veranlassung  geben: 
Arbeitszeitverkürzung,  Anerkennung  der  Arbeiterorganisationen , 
Arbeitsnachweis  der  Arbeiter  oder  der  Arbeitgeber,  die  Interessen 
aller  Unternehmer  mehr  oder  minder  berühren.  Auch  als  Gegen- 
gewicht gegen  die  auiklärende  und  agitatorische  Tätigkeit  der 
Gewerkschaftskartelle  glauben  die  Unternehmer  die  örtlich('n 
Organisationen  nicht  entbehren  zu  können. 

Als  Beispiele  für  fachliche  Organisationen  nenne  ich  den 
Arbeitgeberverband  für  das  Baugewerbe  einerseits  und  den 
Zechenverband  andererseits.  Der  letztere  stand  lange  in  stol- 
zer Isoliertheit  da.  Der  Arbeitgeberverband  für  das  Baugewerbe 
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dagegen  suchte  von  vornherein  nacii  aiien  Kiehuingen  hin 
Bundesgenossen.  Die  Ortsverbände  sind  meist  den  für  den  Ort 
oder  Bezirk  bestehenden  gemischten  Verbänden  angeschlossen. 
Der  Keichsverband  stützte  sich  auf  den  Verein  J)entscher  Arheit- 
geberverbände  (allerdings,  wolii  der  KosteiK'rsparnis  wegen,  an- 
fangs nur  mit  einer  Arbeiterzaiil  von  loo  ooo).  Als  1(^09  in 
Cassel  im  Deutschen  Arbeätgeberbunde  für  das  Baugewerbe 
über  die  vom  Bundesvorstand  aufgestellten  (irundsätze  betreflenei 
die  Organisation  der  Verbände  und  deren  Kartellierung  mit 
anderen  Arbeitgeberverbänden  berateii  wurde,  betonte  man,  dab 
»im  gegenwärtigen  Zeitalter  d('r  Organisationen  alle  Erwerbs- 
und Berufsgruppen  darauf  hinwirken  müßten,  sich  zwecks  besserer 
Vertretung  ihrer  Interessen  zusammenzuschließen«.  Mit  den 
benachbarten  Arbeitgeberverbänden,  so  z.  B.  mit  dem  Verbände 
der  Deutschen  Tiefbauunternehmer,  sind  von  den  Bauarbeit- 
gebern Karteliverträge  abgeschlossen ; ebenso  ist  eine  engere 
Verbindung  zwischen  den  Arbeitgeberverbänden  des  Baugewer- 
bes und  den  Baumaterialienhändiern  hergesteiit.  Der  Zechen- 
verband bildet  sicli  entschieden  zentralistisch  aus,  während  da- 
gegen sowohl  die  Bezirks-  wie  auch  der  Haupt  verband  im  Bau- 
gewerbe einen  mehr  föderativen  Charakter  zeigen.  Der  föderative 
Aufbau  läßt  den  Gruppen  und  Unterverbänden  die  nötige  Selb- 
ständigkeit zur  Wahrung  der  Sonderinteressen  und  führt  sie 
nur  dann  zusammen,  wenn  dies  zur  einheitlichen  Lösung  wichtiger 
allgemeiner  Fragen  erforderlich  ist.  Das  Gegenteil  dieses  Organi- 
sationsgedankens finden  wir  u.  a.  auch  bei  dem  Arbeitgeber- 
verband im  Holzgewerbe.  Der  Zusammenschluß  erfolgt  hier 
ohne  Zwischeninstanz  unter  einer  einheitlichen  Zentralleitung. 
Der  Jahresbericht  des  Arbeitgeberverbandes  Unterelbe  pro  1908 
spricht  sich  entschieden  für  das  föderative  System  aus.  »Es 
ist  selbstverständlich«,  heißt  es  da,  »daß  bei  einer  derartigen 
Zentralisierung  die  berechtigten  Sonderinteressen  einzelner  Di- 
strikte nicht  immer  so  berücksichtigt  werden,  wie  cs  ohne  Schaden 
für  das  Gesamtwohl  geschehen  könnte.  Die  Gefahr,  daß  Miß- 
stimmungen ('utstehen,  ist  infolgedessen  nicht  gering.  Hierauf 
ist  es  übrigcuis  zum  'leii  zurückzuführen,  daß  im  Holzgewerbe, 
welch(‘s  derart  organisiert  ist,  im  letzten  Jahre  nicht  die  gleichen 
I^>folge  zu  vaMzeicluum  wanm  wie  im  Baugewerbe,  und  daß  die 
IGitwicklung  unserer  Gruppe  Holzgewerbe  nicht  die  wünschens- 
werten h'ortschritte  macht.« 
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In  die  gemischten  Ortsorganisationen  werden  gewöhniich 
die  an  den  Orten  und  Nachbai  orten  (z.  B.  Hamburg,  Aitona, 
Wandsbek,  Harburg  und  Umgebung)  befindlichen  Arbeit- 
geber vereine  oder  direkt  die  einzelnen  Arbeit- 
geber auf  genommen. 

Es  gibt  auch  gemischte  Bezirks  verbände,  die  sich  nicht 
auf  die  lokale  Einzeiorganisation  stützen,  die  vielmehr  direkt  die 
Einzeiunternehmer  als  Mitglieder  aufnehmen,  um  sie  dann  ihrer- 
seits weiter  zu  in  Bezirks-  und  Berufsgruppen  organisieren. 

In  Mannheim  bildete  sich  — lange  bevor  die  »Räte«  im  Wirtschaftsleben 
Modesache  wurden,  nämlich  schon  im  Februar  1909  — ein  »Arbeitgeberrat«, 
dem  sich  14  wirtschaftliche  Verbände  angeschlossen  hatten;  seine  Aufgabe  w'ar 
aber  weniger,  »unberechtigte  Maßnahmen  der  Arbeiter  abzuwehren«,  als  Wahr- 
nehmung der  Interessen  der  Arbeitgeber  bei  Wahlen,  namentlich  bei  Gewerbe-, 
Kaufmannsgerichten-,  Krankenkassenwahlen, 

Ebensowenig  wie  die  äußere  Organisation  ist  die  innere 
Gestaltung  der  Arbeitgeberverbände  einheitlich  geregelt.  Schon 
der  Zutritt  zur  Mitgliedschaft  ist  nicht  immer  allen  Arbeitgebern 
einer  Branche  oder  eines  Bezirks,  die  sich  zu  den  Satzungen 
bekennen  wolieii,  gestattet.  Der  Zechenverband  z.  B.  macht  die 
Mitgliedschaft  davon  abhängig,  daß  die  betreffenden  Arbeitgeber 
dem  Verein  für  die  Bergbaulichen  Interessen  im  Oberbergamts- 
bezirk Dortmund  an  gehören.  Die  Aufnahme  der  dem  Bergbau- 
lichen Verein  nicht  angehörenden  Zechen  in  den  Verband  kann 
der  Vorstand  auf  Antrag  nur  dann  beschließen,  falls  eine  Drei- 
viertel-Mehrheit  der  anwesenden  Vorstandsmitglieder  sich  dafür 
ausspricht.  Nicht  wenige  Verbände  schließen  die  kleinen  Unter- 
nehmer aus ; es  wird  eine  gewisse  Mindestzahl  von  beschäftigten 
Arbeitern  als  Erfordernis  bezeichnet,  um  Mitglied  werden  zu 
können.  Im  Verbände  von  Arbeitgebern  im  Bergischen  Industrie- 
bezirk müssen  es  mindestens  10,  im  Bielefelder  Arbeitgeber- 
verein mindestens  50  sein.  Anderswo  wieder  ist  nur  den  Arbeit- 
gebern der  Beitritt  gestattet,  die  unter  das  Unfallversicherungs- 
gesetz fallen.  Grundsätzlich  sprach  sich  u.  a.  Bueck  gegen  den 
Beitritt  der  handwerksmäßigen  Betriebe  zu  den  Arbeitgeber- 
verbänden aus:  »Die  große  Zahl  dieser  Betriebe,  die  geringe 
Leistungs-  und  Erwerbsfähigkeit  vieler  derselben,  die  Verschieden- 
artigkeit der  Verhältnisse  bezüglich  des  Verkehrs  vieler  Hand- 
werksmeister mit  ihren  Gesellen  und  Gehilfen  einerseits  und 
der  größeren  Arbeitgeber  mit  ihren  Fabrikarbeitern  andererseits, 
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— alles  das  würde  die  Aufgabe  der  Arbeitgeberverbände  derart 
erweitern  und  komplizieren,  daß  die  Erreichung  ihres  Zweckes 
gefährdet  erscheinen  müßte.«  Bueck  gibt  zwar  zu,  daß  das 
Handwerk  unter  dem  Terrorismus  der  sozialdemokratischen 
Organisationen  viel  schwerer  zu  leiden  hat  als  die  größeren 
fabrikmäßigen  Betriebe,  aber  es  müsse  den  Handwerkern 
überlassen  bleiben,  sich  zur  Kräftigung  ihrer  Widerstands- 
fähigkeit gegen  unberechtigte  Ansprüche  ihrer  Osellen  und 
Gehilfen  selbst  zusammenzuschließen.  Wenn  dies  geschehen  sei. 
werde  erwogen  werden  können,  ob  und  in  welcher  W'eise  eine 
organische  Verbindung  zwischen  den  Verbänden  der  größeren 
Betriebe  und  denen  der  Handwerke  hergestellt  werden  könne. 
Das  sei  aber  eine  Frage,  die  erst  in  der  Zukunft  erörtert  und 
gelöst  werden  könne. 

Dem  wird  von  anderer  Seite  entgegengehalten,  daß  ein 
Sieg  der  Arbeiterverbände  über  die  Handwerker  ihre  Kampfes- 
lust nur  noch  mehr  steigern  würde;  der  Zulauf  zu  den  Organi- 
sationen würde  sich  weiter  steigern  und  ihre  Macht  so  empfind- 
lich wachsen,  daß  die  großen  Unternehmer  schließlich  mindestens 
mit  denselben  Schwierigkeiten  zu  rechnen  hätten  wie  jetzt 
bereits  die  kleinen.  Auch  gibt  es  manche  Arbeitgeberführer  — • 
auch  solche,  die  sich  selbst  zur  Großindustrie  rechnen  — , die 
aus  rein  taktischen  Erwägungen  für  ein  gemeinsames  Vorgehen 
aller  Arbeitgeber  sind  und  das  nicht  von  dem  Entstehen  einer 
Zukunftsorganisation  des  Handwerks  abhängig  machen  wollen, 
die  zu  schaffen  die  Handwerker  allein  schließlich  auch  zu  schwach 
sein  würden. 

Die  Verwaltung  der  Arbeitgeberverbände,  sowohl  der  lokalen 
wie  der  Fach  verbände,  ist  meist  drei  Organen  übertragen;  dem 
Vorstand,  dem  Ausschuß  und  der  Mitgliederversammlung.  Bei 
manchen  Verbänden,  namentlich  solchen  der  Großindustrie,  be- 
schränkt sich  die  Zuständigkeit  der  Mitgliederversammlung 
abgesehen  von  der  erstmaligen  Aufstellung  der  Satzungen,  in  der 
ffaii])tsacii(‘  auf  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Ausschusses.  Man 
tut  dies  namentlich  deshalb,  weil  die  Arbeitgeber  durch  ihre 
lEäriebe,  das  öffentliclu‘  Leoben,  die  Selbstverwaltung,  die  ver- 
S(äiied(martigen  wirtschaftlichen  Verbände  schon  so  stark  in 
Anspruch  genommen  sind,  daß  es  rätlich  ist,  die  Inanspruch- 
nahmen für  weitere  Gebieten  auf  ein  möglichst  geringes  Maß  zu 
b(nse*hräuken.  Mit  Rücksie'ht  darauf  hat  im  Jahre  1(908  die 
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Nordwestliche  Gruppe  des  Vereins  deutscher  Eisen-  und  Stahl- 
industrieller beschlossen,  daß  die  Mitglieder  des  Vorstandes  sich, 
falls  sie  am  Erscheinen  verhindert  sind,  auf  Grund  schriftlicher 
Vollmacht  vertreten  lassen  können.  Als  Bevollmächtigte  dürfen 
nur  Inhaber,  Direktoren  und  Prokuristen  der  Firma  bezeichnet 
werden,  der  das  Vorstandsmitglied  angehört. 

Die  zu  solchen  gewiß  nicht  unbedenklichen  Entschlüssen 
führenden  Erwägungen  fallen  nun  bei  den  kleineren  Unter- 
nehmern im  Baugewerbe,  im  Holzgewerbe  usw.  weg.  Diese 
Unternehmer  sind  auch  von  vornherein  viel  demokratischer 
gestimmt,  was  denn  auch  in  der  Organisation  zum  Ausdruck 
kommt.  So  sind  z.  B.  der  Hauptversammlung  des  Deutschen 
Arbeitgeberbundes  für  das  Baugewerbe  sehr  weitgehende  Rechte 
eingeräumt.  Die  Hauptversammlung  kann  alle  Bundesangelegen- 
heiten in  den  Kreis  ihrer  Beratungen  ziehen.  Einer  Beschluß- 
fassung unterliegen  grundsätzlich:  die  Wahl  des  Vor- 
standes, die  Festsetzung  des  Haushaltsplanes,  die  Abnahme  der 
Jahresrechnung  und  die  Entlastung  des  Vorstandes,  die  Fest- 
setzung der  Beitragseinheit  für  die  gezahlten,  unterstützungs- 
fähigen Löhne  für  das  jedesmalige  Geschäftsjahr,  die  Anlage  der 
Rücklage  für  außergewöhnliche  Anforderungen  gehöriger  Gelder 
und  Wertpapiere,  die  Auflösung  und  Verwendung  dieser  Rück- 
lage, die  Bestimmung  des  Bundesblattes  und  weiterer  Ver- 
öffentlichungsblätter, die  Abänderung  und  Ergänzung  der  Bundes- 
satzungen, die  Auflösung  des  Bundes.  Es  genügt  bei  den  Arbeit- 
geberverbänden der  kleineren  Unternehmer  manchmal  eine  recht 
geringe  Minderzahl,  um  die  Einberufung  einer  allgemeinen 
Mitgliederversammlung  zu  erreichen.  Bei  den  Bezirksverbänden 
des  Arbeitgeberschutzverbandes  für  das  deutsche  Holzgewerbe 
(mir  liegen  insbesondere  die  Satzungen  des  Bezirksverbandes 
Dresden  vor)  muß  eine  außerordentliche  (Generalversammlung 
schon  stattfinden,  wenn  mindestens  10  Mitglieder  mit  sehriftlieher 
Begründung  darauf  antragen.  Wo  der  Hauptversammlung  der 
Mitglieder  größere  Rechte  eingeräumt  sind,  hat  der  Ausschuß 
entsprechend  weniger  zu  tun  und  umgekehrt.  Bei  den  Bau- 
Arbeitgebern  gibt  es  neben  dem  Vorstande  überhau])!  nur  einen 
Rechnungsprüfungs- Ausschuß,  der  sich,  wie  der  Name  schon 
sagt,  lediglich  auf  die  Revision  der  Bücher  und  Rechnungen  usw. 
beschränkt.  Bei  den  industriellen  Arbeitgeberverbänden  hat 
dagegen  der  Ausschuß  gemeinhin  erheblich  weitergehende  Be- 
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fugnisse;  die  Wahl  des  Vorstandes  und  der  anderen,  zur  Ver- 
waltung und  Geschtäftsfülirung  erforderlichen  Organe,  die  Fest- 
setzung der  Beiträge,  des  Etats,  der  Verwaltungskosten,  die 
Prüfung  und  Abnahme  der  Rechnungen,  die  Beschlußfassung 
über  Aenderungen  der  Satzungen  und  Auflösung  der  Verbände. 

Dem  Vorstande  ist  die  Exekutive  übertragen;  er  besorgt  die 
Vorbereitung  der  Generalversammlungen  bzw.  Ausschußsitzungen 
und  ähnliches  mehr.  Man  findet  jedoch  in  Einzelfällen,  daß 
die  Befugnisse  des  Vorstandes  viel  weiter  gehen,  daß  er  schon 
manche  der  Aufgaben  selbständig  erledigen  darf,  die  sonst  dem 
Ausschüsse  bezw.  der  Generalversammlung  zugewiesen  werden. 
Die  Mitglieder  des  Vorstandes  verwalten  ihr  Amt  als  unentgelt- 
liches Ehrenamt.  Bare  Auslagen  können  in  der  Regel  satzungs- 
gemäß erstattet  werden,  werden  aber  wohl,  namentlich  in  den 
Verbänden  der  Großunternehmer,  selten  zurück  verlangt.  In  den 
bei  weitem  meisten  Fällen  erledigt  alle  laufenden  Geschäfte  ein 
Geschäftsführer,  der  oft  für  mehrere  Verbände  verschiedener 
Art  gleichzeitig  tätig  ist.  Zuweilen'  wird  sogar  satzungsgemäß 
für  mehrere  Verbände  ein  Geschäftsführer  bestimmt. 

Die  Beiträge  werden  bei  den  Arbeitgeberverbänden  entweder 
nach  der  Arbeiterzahl  jedes  beteiligten  Betriebes  abgestuft  oder 
nach  der  Höhe  der  Jahreslohnsumme  erhoben.  Die  »Kopfsteuer«, 
die  von  jedem  Mitgliede  die  gleiche  Beitragssumme  erhebt,  eignet 
sich,  wie  Keßler  mit  Recht  hervorhebt,  nur  für  Verbände,  deren 
Mitglieder  an  wirtschaftlicher  Kraft,  Arbeiterzahl,  Lohnaufwand 
und  Betriebsgestaltung  einander  annähernd  gleich  sind.  Also 
niemals  für  größere  gemischte  Verbände.  Ebensowenig  für 
Fachverbände,  in  denen  große  und  kleine  Betriebe,  ältere  und 
jüngere  Betriebsformen  sich  mischen.  Mit  andern  Worten:  Der 
gleiche  Betrag  für  jedes  Mitglied  wird  in  den  Arbeitgeberverbänden 
die  seltene  Ausnahme  sein  müssen.  Die  zweckentsprechendste 
Form  der  Beitragserhebung  ist  wohl  die  auf  der  Jahreslohnsumme 
fußende.  »Von  zwei  Unternehmen  mit  ähnlich  großer  Kapital- 
anlage und  niclit  wesentlich  verschiedenem  Ertrage  kann  das 
eine  nach  Maßgabe  seiner  Art  mit  verliältnismäßig  wenigen 
Arbeitern  betrieben  weiden,  während  das  anders  geartete  andere 
Unternehmen  einer  wesentlich  größeren  Arbeiterschaft  bedarf« 
{I bleck).  Obwohl  aus  diesen  Gründen  eine  Beitragserhebung 
nach  der  Zahl  der  Arbeiter  zu  ungerechtferligten  Härten  führen 
kann,  ist  dieses  System  doch  nicht  selten.  Gelegentlich  kommt 
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der  Fall  beispielsweise  bei  dem  Arbeitgeberschutzverband ' für 
das  deutsche  Holzgewerbe  vor. 

Neben  dem  Jahresbeitrag  erheben  zahlreiche  Vereinigungen 
ein  besonderes  Eintrittsgeld  für  die  nach  der  Gründung  beitreten- 
den Mitglieder.  Gewöhnlich  ist  das  Eintrittsgeld  hinsichtlich  seiner 
Höhe  der  regelmäßigen  Umlage  angepaßt.  Zuweilen  fällt  es 
zwar  äußeilich  fort,  dafür  wird  dann  aber  der  Beitrag  für 
das  erste  Jahr  der  Mitgliedschaft  entsprechend  erhöht.  Bei 
dem  Arbeitgeberverbande  der  deutschen  Textilindustrie  hat 
jedes  Mitglied  im  ersten  Jahre  i%  der  bei  der  Berufsgenossen- 
schaft gemeldeten  Lohnsumme  des  vergangenen  Jahres,  im 
zweiten  und  den  folgenden  Jahren  y2%  zu  zahlen.  Falls  beson- 
dere Umstände  eintreten,  kann  bei  manchen  Verbänden  nach 
Beschluß  der  Hauptversammlung  — gewöhnlich  ist  dabei  aller- 
dings eine  qualifizierte  Mehrheit  erforderlich  — ein  Extrabeitrag 
erhoben  werden,  dessen  Maximum  in  den  Satzungen  fixiert  ist. 

Die  materiellen  Anforderungen,  welche  die  Arbeitgeberver- 
bände an  ihre  Mitglieder  stellen,  sind  durchweg  bescheiden,  nament- 
lich dann,  wenn  man  sie  mit  den  relativ  viel  höheren  Opfern  ver- 
gleicht, welche  die  Arbeiter  für  ihre  Organisationen  aufbringen, 
wobei  allerdings  zu  berücksichtigen  bleibt,  daß  den  Arbeitgeber- 
verbänden naturgemäß  für  Propaganda,  Verwaltung,  Bildungs- 
einrichtungen u.  dgl.  erheblich  geringere  Unkosten  entstehen  als 
den  Gewerkschaften.  — Im  'Jahre  1917  bezifferte  der  große 
Deutsche  Arbeitgeberbund  für  das  Baugewerbe  seine  jährlichen 
Einnahmen  und  Ausgaben  auf  125  000  Mark,  das  Vereinsvermögen 
wurde  mit  '>über  i Million  Mark«  angegeben.  Im  gleichen  Jahre 
hatte  die  freie  Gewerkschaft  der  Bauaibeiter  31/2  Millionen  Maik 
Einnahmen  und  2 14  Millionen  Mark  Ausgaben;  das  Vermögen 
betrug  16%  Millionen  Mark.  Dieser  gewaltige  Unterschied,  der 
bei  anderen  Branchen  zum  Teil  noch  erheblich  größer  ist,  wird 
dadurch  nur  wenig  gemildert,  daß  die  angeschlossenen  Orts-  und 
Bezirksorganisationen  bei  den  Arbeitgeberverbänden  ihre  eigene 
Finanzwirtschaft  haben;  denn  da.bei  werden  erst  recht  — von 
wenigen  Ausnahmen  abgesehen  — äußerst  geringe  Mittel  auf- 
gewandt:  Der  Aibeitgeberveiband  im  Steinsetzgewerbe  für  Leip- 
zig und  Umgegend  gab  1918  4000  Mark  aus  und  liatte  3000  Mark 
Vermögen;  der  Arbeitgeberschutzverband  für  das  Holzgcwerlxj 
in  Kassel  gab  1500  Mark  a.us,  bei  einem  Vermögen  von  7000  Mark  : 
der  Arbeitgeberverein  Z(;itz  und  Umgegend  wies  in  bhnnahmen 
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und  Ausgaben  j2oo  Mark  nach.  Es  versteht  sich,  daß  in  den  Ver- 
bänden der  schweren  Industrie  ebenso  wie  bjim  Spitzenverband, 
der  Vereinigung,  bedeutende  Mittel  zur  Verfügung  stehen  — der 
Oeffentlichkeit  wird  Genaues  nicht  verraten  — , aber  gelegentliche 
Verlautbju'ungen  lassen  doch  bestimmt  vermuten,  daß  sie  geringe! 
sind,  als  der  Fernerstehende  annimmt. 

Nicht  unerwähnt  bleiben  darf  endlich,  daß  entsprechend 
dem  internationalen  Zusammenschluß  der  Arbeiter  Anzeichen 
dafür  vorhanden  sind,  daß  sich  auch  die  Arbeitgebervei bände 
für  internationale  Abmachungen  interessieren.  Das  Reichs- 
arbeitsblatt nennt  gelegentlich  folgende  Möglichkeiten  für  die 
Arbeitgeber,  aus  der  internationalen  Regelung  der  Arbeiter- 
verhältnisse Nutzen  zu  ziehen : 

1.  Zu  verhüten,  daß  sie  durch  die  Konkurrenz  der  aus- 
ländischen Schwestergewerbe  geschädigt  weiden; 

2.  die  ihnen  selbst  unmöglich  gewordene  Erfüllung  ihrer 
Lieferungsverpflichtungen  mit  Hilfe  des  gleichartigen  Gewerbes 
im  Auslande  zu  bewerkstelligen  ; 

3.  als  Waffe  gegen  ihre  Arbeitnehmer  insofern,  als  es  den 
Arbeitern  erschwert  oder  unmöglich  gemacht  wird,  im  Ausland 
Arbeit  zu  finden; 

4.  aus  dem  Auslande  die  benötigten  Arbeitskräfte  zu  er- 
halten ; 

5 durch  finanzielle  Zuwendungen  ihre  Angriffs-  oder  Wider- 
standskraft zu  erhöhen. 

D0.S  wäre  ein  viel  umfassenderes  und  auch  — sozialökono- 
misch bedenklicheres  Programm,  a.ls  es  vorderhand  die  Gewerk- 
schaften für  ihr  internationales  Vorgehen  haben.  Aber  der 
Theorie  steht  nur  wenig  Praxis  gegenüber;  recht  spärlich  waren 
vor  dem  Krieg  die  internationalen  Beziehungen.  Bemerkenswert 
ist,  daß  infolge  der  häufigen  Ausstände  der  Seeleute  und  Hafen- 
arbeiter verschiedener  Länder  nach  mehrjährigen  Vorverhand- 
lungen im  Jahre  1909  eine  Internationale  Schiffahrtsvereinigung 
mit  dem  Sitze  in  London  gebildet  werden  konnte,  an  der  sich 
Re(!dereien  aus  Phigland,  HoUand,  Belgien,  Dänemark,  Deutsch- 
land und  Schweden  beteiligten  und  die  zusammen  eine  Tonnage 
von  16—17  Milliomai  repräsentierten.  Zweck  der  Organisation 

')  ().  Sonderlieft  zum  Keichs-Arbeitsblatt.  Die  internationalen  Beziehungen 
der  deutschen  Arbeitgeber-,  Angestellten-  und  Arbeiterverbände.  Bearbeitet 
iin  Kaiserlich  Statistischen  Amt,  Abteilung  für  Arbeiterstatistik.  Berlin  1914. 
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war  in  erster  Linie  das  gemeinsame  Zusammenwirken  der  Reede- 
reien der  verschiedenen  Staaten  in  Arbeiterfragen,  daneben  aller- 
dings auch  die  Erledigung  aller  anderen  Reedereifragen  von 
internationaler  Bedeutung.  Vor  allem  wollte  die  Vereinigung 
eine  Gewähr  dafür  schaffen,  daß  bei  Arbeitsstörungen  die  an 
den  Verhältnissen  des  betroffenen  Hafens  wenig  interessierten 
Trampreedereien ; d.  h.  die  Reedereien  für  wilde  Fahrt  (ohne 
feste  Linien)  sich  dem  gemeinsamen  Vorgehen  dei  übrigen  Reeder 
anschlossen.  Zu  diesem  Zwecke  übernahm  es  die  Vereinigung, 
durch  Beschaffung  von  Arbeitern  und  Gewährung  einer  Ent- 
schädigung für  Zeitverlust  die  ausländischen  Trampschiffe  gegen 
die  Folgen  einer  Arbeitsstöiung  zu  schützen.  Die  Mittel  dazu 
wuiden  durch  einen  Beitrag  von  1 14%  aufgebracht,  den  die  zu 
schützenden  ausländischen  Schifte  in  den  Vei bandsländern  außer- 
halb ihres  Heimatlandes  von  den  Beträgen  der  Steuerrechnungen 
für  Löschen  oder  Laden  zu  zahlen  hatten.  Die  Geschäftsführung 
der  Vereinigung  war  einem  General  Council  an  vertraut,  zu  wel- 
chem England  6 Delegierte,  die  übrigen  Staaten  je  2 Delegierte 
stellen.  Der  General  Council  wählte  aus  seinen  Mitgliedern  ein 
Exekutivkomitee,  das  den  eigentlichen  Arbeitskörper  bildete;  zu 
diesem  entsandte  England  3 Mitglieder,  die  übrigen  Staaten 
je  I Mitglied.  Für  die  Abstimmung  in  diesen  Verwaltungskörpern 
war  Vorsorge  dagegen  getroffen,  daß  die  englischen  Vertreter 
allein  die  Mehrheit  bildeten  und  den  Ausschlag  geben  konnten 
Stärkere  Interessen  für  internationale  Abmachungen  hatten 
von  deutschen  Arbeitgeberorganisationen  die  Verbände  der  Bau- 
arbeitgeber, der  Schneider,  der 'Maler,  der  Handelsgärtner.  Die 
großen  Spitzen  verbände  der  Arbeitgeber,  jetzt  die  »Vereinigung 
der  deutschen  Arbeitgeberverbände«,  haben  für  internationale 
Vereinbarungen  auf  unserem  Gebiet  wenig  übrig;  sie  halten 
sie  »nicht  für  zweckmäßig  und  wünschenswert«. 


eit  er  Teil. 


Der  Zusammenhalt  der  Organisationen. 

Erster  A b s c li  n i t t . 

Der  Zusammenhalt  der  Gewerkschaften. 

IO.  Kapitel. 

Die  Psyche  der  Massen.  — Das  Prinzip  der  Demokratie  und 
das  Beamtenelement  in  den  Gewerkschaften. 

Die  Arbeiterbewegung,  wie  sie  sich  in  den  Gewerkschalten, 
namentlich  aber  bei  Gelegenheit  der  großen  Kämpfe  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  gestaltet,  ist  eine  Massenbewegung.  Man 
wird  zwischen  Masse  und  Masse  unterscheiden  müssen:  Wenn 
sich  auf  einem  großen  Platze  zahlreiche  Menschen  ohne  be- 
stimmtes Ziel,  ohne  besonderen  Zweck  versammeln,  so  ist  das 
eine  Massenansammlung,  die  psychologisch  etwa  von  einer  Mas- 
senversammlung, die  sich  um  die  Tribünen  eines  hinreißenden 
Volksredners  schart,  sehr  wesentlich  verschieden  ist.  Psycho- 
logisches Interesse  bietet  die  Masse  erst  dann,  wenn  sich  in  ihr 
gewissermaßen  eine  Kollektivseele  bildet,  wenn  die  bewußte 
l^ersönlichkeit  schwindet  und  Gefühle  und  Gedanken  aller  Ein- 
zelnen sich  nach  derselben  Richtung  hin  bewegen.  Es  ist  wohl 
ohne  weiteres  klar,  daß  man  auch  dann  von  einer  Massen seele 
sprechen  kann,  wenn  die  Individuen,  welche  die  Masse  bilden, 
nicht  auf  mehr  oder  minder  engem  Raume  zusammengehalten  wer- 
den ; es  genügt  das  geistige  Zusammensein.  Daß  ein  solches  bei 
j(*d(?r  zielbewußten  Bc'wegung,  an  der  sich  zahlreiche  Menschen 
mit  lebhafter  Anteilnahme  Ixdeiligen,  also  auch  bei  einer  Ar- 
l>eiterb(;wegiing  vorhanden  ist,  kann  nicht  zweifelhaft  sein. 

D.as  D(‘nken,  Fühlen,  Handeln  der  in  einer  Masse  zusammen- 
^ehalten(‘n  Menschen  ist  gajiz  anders  als  das  der  einzelnen,  die 
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die  Masse  bilden.  Das  Individuum,  das  sich  durch  die  maje- 
stätische Wucht  eines  Gesamtwillens  gefangennehmen  läßt,  ge- 
rät unter  den  Einfluß  einer  Art  Hypnose.  Gewisse  Fähigkeiten 
werden  ganz  aufgehoben,  andere  zur  höchsten  Stärke  entwickelt. 
Der  einzelne  wird  sich  selbst  untreu,  wird  zum  willenlosen  Werk- 
zeug der  Masse.  Ein  intellektuelles  Opfer  nach  dem  andern  wird 
gebracht,  so  daß  schließlich  auch  diejenigen,  die  über  geistige 
Qualitäten  verfügen,  sich  mit  dem  großen  Haufen  in  Instinkten, 
Vorstellungen,  Hoffnungen  einig  fühlen,  die  abseits  der  Tat- 
sachen und  der  klaren  Gedankenarbeit  liegen.  Ist  so  aber  einmal 
das  vernünftige  Denken  und  Sehen  ausgeschaltet,  dann  läßt  sich 
der  einzelne  in  dei  Masse  nur  zu  leicht  in  ein  Traumland  ent- 
führen, ohne  daß  ihm  fürderhin  der  Unterschied  zwischen  Sein 
und  Schein  noch  etwas  bedeutet.  Die  unkontrollierten  In- 
stinkte fordern  ihr  Recht,  und  ihr  Gegenpart,  die  kritisch - 
schöpferische  Tätigkeit,  wird  zu  einem  Nichts.  Man  dringt  nicht 
mehr  bis  zu  dem  inneren  Wesen  der  Dinge  vor.  Ein  flüchtiger 
Blick  auf  Aeußerlichkeiten  genügt;  daher  so  häufig  bei  den 
Massen  der  unteren  Schichten  das  Verwechseln  des  Proletariats 
mit  der  Demokratie.  Derjenige,  der  über  eine  bessere  Bildung 
verfügt,  eine  höhere  Stellung  einnimmt,  irgendeine  Autorität 
besitzt,  ja  vielleicht  nur  einen  besseren  Anzug  trägt,  — er  gilt 
nur  zu  leicht  als  Feind  der  Demokratie,  bloß  weil  er  sich 
äußerlich  von  den  Proletariern  unterscheidet.  Jede  Fähigkeit, 
Verantwortung  zu  übernehmen,  fehlt.  Erklärlich:  »Je  mehr 
die  Verantwortlichkeit  verteilt  wird,  desto  weniger  bedrückt  sie 
den  einzelnen.«  Der  einzelne  in  der  Masse,  begeistert  von  der 
Masse,  fühlt  sich  als  ein  Teilchen  der  Vielheit,  deren  Souveränität 
er  bedingungslos  respektiert,  um  so  mehr,  als  er  von  der  ganzen 
Wahrheit  des  Satzes  überzeugt  ist,  der  in  Wirklichkeit  nur  eine 
halbe  Wahrheit  enthält:  »Wo  ein  Wille  ist,  da  ist  auch  ein  Weg.' 
Daraus  folgt  ohne  weiteres,  daß  die  Phantasie  bei  der  Masse 
aufs  Aeußerste  gesteigert  ist.  Das  kann  man  ebenso  leicht  fest- 
stellen, wenn  man  sich  nach  dem  Ausgangspunkte  der  Massen- 
bewegung umsieht,  wie  dann,  wenn  man  nach  ihren  Zielen  fragt. 
Im  Juli  1917  entstand  in  Stettin  eine  revolutionäre  Arbeitc'.r- 
bewegung  im  kleinen,  weil  ein  Fürst  und  der  Bürgermeistei 
Kartoffeln  von  Stettin  über  Schweden  nach  England  gebraclil 
hätten.  Und  was  das  Ziel  angeht:  Die  Masse  will  ganze  Arbeit. 
Je  extremer,  je  unmittelbarer  die  Forderungen  sind,  die  man 
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vor  ihr  verficht,  um  so  größer  der  Beifall.  Wi»s  der  Masse  fehlt, 
ist  Zeit.  Aber  dieser  Satz  läßt  sich  sehr  wohl  mit  dem  anderen 
vereinbaren,  daß  man  Zeit  haben  muß,  wenn  man  eine  wirkliche 
Massenpsychose  erzielen  will.  Als  Regel  wird  man  es  gelten 
lassen  müssen,  daß  nicht  die  Üeberrumpelten,  sondern  nur  die 
vorbereitete  Masse  zu  einer  Massenaktion  fähig  ist.  Die  Vor- 
bereitung kann  durch  Worte  oder  auch  durch  Taten  geschehen; 
regelmäßig  wird  sie  aber  lange  Zeit  in  Anspruch  nehmen.  Sieht 
man  sich  die  Ideen,  die  die  Massen  beherrschen,  genauer  an, 
so  wird  man  finden,  daß  es  keine  neuen,  sondern  alte  Ideen 
und  Vorstellungen  sind,  die  jahre-,  jahrzehntelang  gebraucht 
haben,  Wurzeln  zu  schlagen,  und  die  dann  vergröbert,  auf  die 
äußerste  Spitze  getiieben  in  dei  Masse  zu  ungeahnter  1^‘bens- 
füUe  gelangen. 

Es  liegt  nahe,  das  durch  Hinweis  auf  neuere  Tatsachen  zu 
illustrieren.  Die  Sozialisierungsmanie  in  unseren  Tagen  ist  die 
Folge  einer  jahrzehntelangen  Propaganda  für  Ideen,  die  die 
Masse  nur  halb  vet standen  hat,  und  um  deren  Verwirklichung  sie 
daher  in  einer  Zeit  ringt,  welche  die  Verkünder  des  wahren  Sozia- 
lisierungsgedankens Marx  und  Engels,  wenn  sie  heute  noch  unter 
uns  lebten,  für  so  ungeeignet  wie  nur  möglich  bezeichnen 
würden.  — Der  blindwütige  Haß  großer  Arbeitermassen  gegen 
die  Gewerkschaftsführer  ist  nur  die  üppig  aufgegangene  Saat, 
die  schon  vor  vielen  Jahren  in  die  Erde  gelegt  wurde.  Bei  der 
Konferenz,  die  die  Gewerkschaftsvorstände  in  der  Zeit  vom 
ip. — 33.  Februar  1906  abhielten,  hauptsächlich  um  gegen  ihre 
Drangsalierung  durch  Parteidemagogen  Einspruch  zu  erheben, 
meinte  einer  von  ihnen  unter  Zustimmung  der  Külegen:  »Wir 
haben  in  der  deutschen  Arbeiterbewegung  zurzeit  leider  die 
traurige  Beobachtung  zu  machen,  daß  man  es  vollständig  ver- 
lernt hat,  sich  gegenseitig  nur  irgendwie  er-  und  vertragen  zu 
können.  Es  ist  gar  nicht  möglich,  irgendeinen  Punkt,  der  das 
üllgemeinc  Interesse  der  Arbeiterschaft  hervorruft,  zu  behandeln; 
man  darf  es  gar  nicht  wagen,  einen  Punkt  anzuschneiden,  der 
das  Lebensinteresse  der  Arbeiter  betrifft,  ohne  daß  man  sofort 
in  einer  Weise  heruntergemacht  wird,  daß  kein  Hund  mehr  ein 
Stück  Brot  von  dem  Betreffenden  nimmt«  (Protokoll  S.  23). 

Selbst  bei  dem  vielleicht  stärksten  Mittel,  dis  es  gibt,  um 
das  G(unüt  der  Massen  zu  beeinflussen,  dem  Mitgefühl  für  das 
Jx'iden  imder(;r  in  Vertindung  mit  wirklichen,  eingebildeten  oder 
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zukünftig  möglichen  eigenen  Leiden,  wird  man  die  entscheidende 
Wirkung  a.uf  die  Hassen  nicht  von  heute  auf  morgen  erwarten 
dürfen.  Unmittelbar  vor  der  französischen  Revolution  war  das 
Material  für  Nährung  solcher  Gefühle  verhältnismäßig  gering. 
Seit  etwa  1750  oder  1760  setzt  in  Frankreich  ein  allgemeiner 
wii tschaf tlichei  Aufschwung  ein.  Alle  Zweige  der  Volkswirt- 
schait,  die  Landwirtschaft,  die  Industrie,  der  Handel  nehmen 
daram  Teil.  Die  Bevölkerungszahl  steigt.  Gleichzeitig  bemüht 
sich  die  Regierung,  nach  Kräften  zu  reformieren.  Und  dennoch 
beginnt  mit  dem  Augenblicke,  wo  es  anfängt,  besser  zu  werden, 
die  eigentliche  revolutionäre  Bewegung  der  Geister.  Der  Tadel 
gegen  das  Bestehende  wird  nicht  schwächer,  sondern  umgekehrt 
leidenschaftlicher  und  allgemeiner.  Nirgends  findet  man  sich 
bereit  anzuerkennen,  da.ß  die  Herrschenden  einsichtiger  werden 
und  energisch  anfangen,  ihren  guten  Willen  zu  betätigen.  Warum 
nicht  ? Die  Schilderungen,  die  wahren  Schilderungen  von 
dem  furchtbaren  Elend,  das  in  der  zweiten  Hälfte  der  Regierung 
des  Sonnenkönigs  herrschte,  waren  noch  zu  lebendig,  und  vor 
allem  wirrden  sie  von  der  Demagogie  immer  wieder  von  neuem 
lebendig  gemacht.  Sie  hatten  eben  Zeit  nötig,  um  in  der  Masse 
wirksam  zu  werden.  Man  kann  sagen:  Die  Elendsschilderungen 
eines  Boisguilbert,  wie  sie  z.  B.  in  seiner  1695  erschienenen 
Schrift  »Le  Detail  de  la  France«  niedergelegt  sind,  oder  die 
Darstellung  des  Lebens  des  niederen  Volkes,  die  Vauban  1707  in 
seinem  »Dime  royale«  gab,  — • diese  und  ähnliche  Schriften  wurden 
erst  dann  von  der  breiten  Mcisse  erfaßt,  als  schon  helle  Wolken 
für  jeden  Einsichtigen  deutlich  zu  erkennen  gaben,  daß  die  Zeit 
der  Trübsal  — auch  ohne  Revolution  — vorübergehen  werde. 
Aber  es  war  schon  zu  spät,  um  dieser  Erkenntnis  allgemeine 
(Geltung  zur  verschaffen.  Die  Ma.ssen  waren  schon  so  bearbeitet, 
daß  ein  ruhiges  Denken,  ein  vorurteilsfreies  Sehen  nicht  mehr 
möglich  war.  Der  getrübte  Blick  sah  nur  noch  düstere  Schatten- 
und  keine  Lichtseiten  mehr.  Es  kam  zu  dem  furchtbaren  Kajnpfe 
zwischen  den  sog.  Privilegierten  und  dem  dritten  Stande.  Der 
dritte  Sta.nd  gla.ubte,  der  Unterdrückte  und  Angegriffene  zu 
sein.  Heute  lautet  aber  das  Urteil  der  (Geschichtsforschung,  da- 
hin,  es  könne  kein  Zweifel  darüber  sein,  daß  der  dritte  Stand 
fast  ^urcha.us  und  allein  der  Angreifer  war. 

Wenn  man  will,  war  es  ein  ins  Vulgäre  übersetzter  Humanis- 
mus, der  die  Volksmassen  zur  Revolution  drängte.  Wie  wirkte 
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aber  diese  Idee,  nachdem  die  Masse  sic  in  sich  aufgcnommeji 
hatte?  Ein  furchtbares  Ringen  der  Völker  untereinander,  das 
zwei  Jahrzehnte  dauerte  und  unermeßliche  Opfer  an  (dit  und 
Hiut  kostete,  war  die  Folge.  Aber  auch  nach  Beendigung  diese] 
Kümpfe  waren  die  Ideen,  die  dazu  führten,  noch  längst  nicht 
ausgestorben.  Noch  heute  vermag  sich  selbst  der  Ciebildete  dem 
faszinierenden  Einflüsse  der  politischen  Schlagworte  der  großen 
Revolution  Eaum  zu  entziehen,  während  doch  eine  unbefangene 
nüchterne  Prüfung  zeigt,  daß  es  sich  meist  nur  um  schillernde' 
Seifenblasen  handelt,  die  bei  dem  geringsten  Lufthauche  in  sich 
zusammen  fallen  und  kaum  mehr  als  ein  Nichts  übrig  lassen. 
Daß  die  Ideen  lange  Zeit  brauchen,  um  in  der  Massenscele  Fuß 
zu  fassen,  daß  es  aber  ebensolange  währt,  bis  sie  aus  der  Massen- 
seele verschwinden,  mag  sich  zum  Teil  psychologisch  daraus  er- 
klären, daß  wir  Menschen  ein  gar  zu  großes  Mißtrauen  gegen 
Auffassungen  haben,  die  nicht  mit  dem  harmonieren,  was  wir 
bis  dahin  für  Wahrheit  hielten.  Man  hat  von  einer  Furcht  vor 
der  Wahrheit  in  diesem  Sinne  gesprochen,  von  einem  geistigen 
Frägheitsgesetz,  nach  dem,  ähnlich  wie  in  der  Körperwelt,  unsere 
Vorstellungen  und  Anschauungen  einen  natürlichen  Drang  zur 
Beharrung  besitzen.  Zunächst  ist  besondere  Kraft  notwendig, 
um  dieses  Trägheitsgesetz  zu  überwinden.  Ist  man  soweit,  dann 
folgt  ein  Extrem  leicht  dem  anderen.  Der  Glaube  wird  ersetzt 
durch  einen  fanatischen  Haß  gegen  das,  was  man  bislang  für 
wahr  gehalten  hat. 

Wie  bei  der  französischen  Revolution,  so  gelangt  in  jeder 
großen  Massenbewegung  das  S c h 1 a g w o r t zu  unheimlicher 
Macht:  »Es  entspricht  genau  dem  Bedarf  der  Masse,  es  ist  ober- 
flächlich, generalisierend,  jeder  präzisen  Meinung  bar,  weckt  aber 
eine  unbestimmte  Gefühlsvorstellung,  die  vorzüglich  dazu  geeignet 
ist,  Impulse  hervorzurufen«  (Arthur  Christensen).  Es  gibt  keinen 
schlimmeren  Feind  einer  gedankenmäßigen  Vertiefung  in  die 
großen  gesellschaftlichen  Probleme  als  das  Schlagwort;  aber 
gerade  darum  ist  es  der  unentbehrliche  Begleiter  einer  jeden 
Massenbewegung.  Das  Schlagwort  ist  zugleich  eines  der  Mittel, 
mit  denen  automatisch  auf  die  Masse  cingewirkt  werden  kann. 
I^s  y)rägt  sich  leicht  ein,  tausendfach  wird  es  verbreitet  und 
macht  so  die  gewünschte  Propaganda.  Nach  dieser  Richtung 
hin  vermögen  andere  einfache  Mittel  ähnlich,  vielleicht  noch  wuch- 
tiger zu  wirken:  die  Farbe,  das  Bild  und  der  Rhythmus 
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Es  ergibt  sich  aus  dem  Gesagten  ohne  weiteres,  daß  der- 
jenige, der  eine  Masse  in  dem  hier  gebrauchten  Sinne  führt, 
weder  viele  Kenntnisse  noch  große  Einsicht  zu  besitzen  braucht; 
die  Routine  wird  ihm  viel  mehr  nutzen  als  noch  so  große  Intelli- 
genz: es  ist  die  Dummheit,  nicht  der  Geist,  was  sich  in  den 
Massen  akkumuliert  (Le  Bon).  Nur  darf  die  Masse  nicht 
gewahr  werden,  daß  der  Demagoge,  ihr  Abgott,  nichts  anderes 
ist  als  ein  Virtuose,  der  als  solcher  nicht  mehr  Anerkennung 
wie  die  Seiltänzerin  im  Variete  verdient,  die  den  Nerven  der 
Zuschauer  ungewohnte  Anregung  gibt.  Versteht  es  aber  der 
Führer,  den  Glauben  an  sich  bei  den  Massen  wachzuhalten,  dann 
hebt  ihn  die  große  Einbildungskraft  leicht  bis  zur  Gottähnlich- 
keit  empor,  namentlich  wenn  er  durch  eine  Geste  oder  auch 
durch  eine  ehrliche  Tat  bekundet,  daß  er  selbst  bereit  ist,  sich 
für  die  Masse  und  ihre  Ideen  zu  opfern. 

Das  wuchtigste  Werbemittel  in  der  Masse  und  für  die  Masse 
ist  natürlich  der  Erfolg,  Es  wai  für  die  Entwicklung  der  fran- 
zösischen Revolution  von  entscheidender  Bedeutung,  daß  in  der 
berühmten  Nachtsitzung  vom  4.  —5.  August  178g  die  Vertreter 
aller  drei  Stände  unter  dem  offenbaren  Einfluß  der  Massen- 
suggestion in  der  Aufgabe  aller  Privilegien  wetteiferten.  Unter 
dem  Einfluß  der  Ereignisse  der  russischen  Revolution  vom 
Jahre  1905  schrieb  der  »Vorwärts<(:  »Erst  der  Fortschritt  der 
russischen  Revolution  . . . hat  das  Proletariat  als  Masse  über  die 
anfängliche  Losung:  allgemeines  Wahlrecht  und  konstituierende 
Versammlung  hinausgetrieben  . . . die  rasch  errungenen  Erfolge 
treiben  mit  zwingender  Logik  zu  immer  radikaleren,  entschlos- 
seneren Forderungen«. 

Solange  die  Masse  sich  noch  in  einem  relativ  ruhigen  Zu- 
stande befindet,  hat  sie  ein  feines  Verständnis  lür  die  Richtigkeit 
des  alten  Spruches:  »Kritisieren  ist  leicht.  Bessermachen  schwer«. 
Freüich,  es  ist  nicht  gerade  schwierig,  sie  über  diese  alterproble 
Wahrheit  hinwegzutäuschen;  was  man  wünscht,  glaubt  man 
gern.  Und^warum  sollte  man  nicht  den  klugen,  so  schön  redenden 
Männern  glauben,  die  so  herrlich  die  Sache  des  Volkes  zu  ver- 
treten wußten?  Man  glaubt  den  Männern  um  so  mehr,  weil 
man  meist  richtig  fühlt,  daß  diese  selbst  vollkommen  überzeugt 
sind,  daß  nur  ein  bißchen  guter  Wille  nötig  ist,  um  wundervolle 
Reformen  mit  Leichtigkeit  durchzufüliren.  Eine  derartige  Selbst- 
täuschung finden  wir  schon  bei  den  ersten  Vorläufern  der  fran- 
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zösischen  Revolution  — wenn  inan  Boisgnilbeit  und  Vauban  so 
nennen  darf.  Beide  liatten  ja  im  wesentlichen  nur  ein  Rezejit : 
Beseitigung  der  Vielheit  der  Steuern  durch  eine  Hüuptsteu(*r ; 
und  beide  Männer  versprachen  sich  von  dieser  einfachen  Maß- 
regel Wunderdinge  zugunsten  des  bedrückten  Volkes,  a.n  di(' 
heute  niemand,  der  etwas  Verständnis  für  volkswirtschaftliche 
l^inge  hat,  glauben  kann.  Damals  aber  glaubte  man  daran,  so 
sehr,  daß  man  nun  doppelt  empfindsam  wurde,  als  man  von 
bedeutenden  Männern  hörte,  daß  nur  Trägheit  und  böser 
WiWe  der  Regierung  die  Ausführung  des  Beglückungsplanes 
hinderten. 

Daß  das  Bessermachen  gar  nicht  so  schwer  sei,  glaubten 
die  Massen  aber  auch  deshalb,  weil  man  ihnen  begreiflich  zu 
machen  suchte  — wiederum  ein  Mittel,  das  auch  heute  noch 
recht  häufig  angewandt  wird  — , daß  anderswo  alles  ganz  nach 
Wunsch  in  schönstei  Ordnung  sei;  namentlich  wurde  England 
damals  mit  mehr  oder  minder  Geschick,  mit  einer  mehr  oder 
minder  großen  Beimischung  von  Dichtung  zu  der  Wahrheit, 
als  das  Musterland  hingestellt.  Mit  besonders  gutem  Erfolge 
war  nach  dieser  Richtung  bekanntlich  Voltaire  in  seinen  1734 
erschienenen  Lettres  sur  les  Anglais  tätig:  »Es  waren  sehr  un- 
gleiche, leicht  hingeworfene,  flüchtige  Skizzen«,  aber  die  ober- 
flächlichen Bemerkungen  über  die  englische  Regierung  und 
englische  Zustände  überhaupt  mußten  als  indirekte  Kritik  der 
französischen  Verhältnisse  um  so  nachdrücklicher  wirken,  weil 
hier  durch  Taten  demonstriert  war,  wie  es  anders  werden 
konnte.  Und  man  sah  dazu,  daß  England  emporstieg,  Frank- 
reich hingegen  zurücktrat:  Post  hoc,  ergo  propter  hoc,  diesen 
bekannten  logischen  Denkfehler,  wie  ja  überhaupt  vorschnelle  Ver- 
allgemeinerungen findet  man  bei  Massenbewegungen  häufig. 
Wird  ein  bei  oberflächlicher  Betrachtung  leicht  durchzuführender 
Reformplan  aufgcstcllt  — oder  besser:  durch  einige  Schlagworte 
angedeutet,  und  bemüht  sich  dann  die  Regierung  nicht,  die 
unklaren  Vorstellungen  des  Volkes  mit  der  nötigen  Raschheit 
zur  ])raktischen  Wirklichkeit  zu  machen,  dann  mag  schon  eine 
solche  passive;  Resistenz  manchmal  ein  weiteres  geeignetes  Mittel 
sein,  um  die  Volksseele  zum  Aulbrausen  zu  bringen.  Sehr  wün- 
schenswert enscheint  es  ve)m  Standpunkt  der  Demagogie,  wenn 
man  zugleich  auf  eine  aktive  Resistenz  hinweisen  kann,  die 
die;  se)g.  (iedahren  dea*  Reaktion  eleutlicb  macht. 
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Ein  wichtiges,  viel  Erfolg  versprechendes  Mittel,  um  auf 
die  Masse  zu  wirken,  ist  endlich  auch  die  Nutzbarmachung  des 
Massenegoismus  und  die  Verherrlichung  der  Masse.  Ein  gutes 
Beispiel  dafür  bietet  wiedei  die  Vorgeschichte  der  französischen 
Revolution.  Es  ist  bekannt,  wie  sehr  sie  durch  die  Ideen  Jean 
Jacques  Rousseaus  vorbereitet  wurde.  Er  brach  mit  dem  alten 
Glauben,  daß  Kultur,  Bildung,  Aufklärung  das  Glück  und  die 
Tugend  der  Menschen  erhöhten.  »Die  Kultur  hat  den  Menschen 
nur  schlechter  gemacht.  Was  er  duich  sie  gewonnen  hat,  ist 
wenig  gegenüber  dem,  was  er  durch  die  Abkehr  von  der  Natur 
verlor.  Zurück  zur  Natur!«  Mit  dieser  Lehre  war  ein  mächtiges 
Bollwerk  der  Autorität  dadurch  beseitigt,  daß  der  Glaube  an 
die  berechtigte  Ueberlegenheit  der  Gebildeten  genommen  wurde. 
Zugleich  aber  war  die  Lehre  eine  Verbeugung  vor  den  angeblich 
der  Natur  näher  stehenden  Massen.  — Will  man  dazu  ein 
Seitenstück  aus  neuerer  Zeit,  so  mag  an  das  Schlagwort  erinnert 
sein,  das  man  in  die  Arbeitermassen  warf:  »Alle  Räder  stehen 
still,  wenn  dein  starker  Arm  es  will.«  Was  Wunder,  wenn 
daraus  die  Massen  die  praktischen  Folgerungen  zogen!  »Wir 
fordern  mehr.  Wir  ahnen,  was  das  Leben  \ermag  an  Lust,  an 
Glanz  und  Glut  zu  geben! 

Uns  lockt  es  nicht,  das  Glück  der  satten  Herde. 

Wir  wollen  alles,  was  erfreut,  genießen. 

Das  Reich  der  Kunst,  des  Wissens  uns  erschließen. 

! Wir  fordern  für  uns  kühn  die  ganze  Erde.« 

Unklare,  ungeordnete  Instinkte  treten  bei  den  Massen  an 
die  Stelle  des  auf  klarer  Gedankenarbeit  fußenden  Willens. 
Leicht  wird  es  daher  dem  geschickten  Demagogen,  eine  richtig 
vorbereitete  Masse  zu  seinem  willenlosen  Werkzeug  zu  machen, 
das  aber  doch  nach  außen  ganz  Wille,  rücksichtsloser  W ille  zu 
sein  scheint.  Und  ist  demgegenüber  die  Umgebung  durch  den 
Zeitgeist,  durch  den  Mangel  an  aufrechten  Führern,  durch  trübe 
Erfahrung  teilnahmslos,  dann  vermag  eine  ganz  geringe  Minorität, 
' wenn  sie  zu  einer  Masse  zusammengebailt  ist,  ungestraft  zu 
behaupten,  sie  sei  das  Volk,  lieber  die  russische  Revolution 
berichtete  Hans  Vorst  im  »Berliner  Tageblatt«:  »Die  Revolution 
wird  weniger  von  dem  russischen  Volke  als  auf  dem  Rücken  des 
russischen  Volkes  vollzogen.  Die  ungeheure  Mehrheit  des  Volkes 
ist  nicht  Subjekt,  sondern  Objekt  der  Revolution.  Es  ist  geradezu 
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lächerlich  und  fast  unglaublich,  wie  gering  die  fiktiven  Kräfte 
gewesen  sind,  mit  denen  die  bolschewistische  Revolution  aiis- 
geführt  wurde.  Wenn  die  Bolschewisten  heute  regieren,  so 
regiert  in  Wirklichkeit  eine  kleine  aktive  und  zum  äußersten 
entschlossene  Minderheit  durch  schärfste  Gewaltanwendung  gegen 
die  offenen  oder  geheimen  Wünsche  der  breiten  Massen  des  Volkes.« 

Daß  man  mit  einer  so  gearteten  Masse  große  Kämpfe  einer 
wohlgerüsteten  Unternehmerorganisation  gegenüber  und  unter 
Berücksichtigung  der  volkswirtschaftlichen  Zweckmäßigkeit  nur 
mit  besonderen  Schwierigkeiten  führen  kann,  sieht  man  allgemein 
ein.  In  dem  schon  erwähnten  Februarprotokoll  meinte  der  die 
Verhandlung  über  Partei  und  Gew'erkschaften  einleitende  Gewerk- 
schaftsführer Müller:  »Wir  dürfen  uns  in  der  Gew^erkschafts- 
bewegung  nicht  ausschließlich  vom  Gefühl,  von  vorübergehenden 
Gemütswandlungen  leiten  lassen,  wir  dürfen  uns  nicht  leiten 
lassen  von  einer  gewissen  Romantik,  sondern  für  uns  muß  maß- 
gebend sein  die  Vernunft  und  vor  allem  ein  gesunder  Realismus. 
Das  müssen  unsere  Berater  im  gew^erkschattlichen  Leben  sein.« 
Wenn  es  schon  allgemein  schwierig  ist,  derartige  Gedanken  einer 
Masse  gegenüber  nicht  nur  in  der  Theorie,  sondern  in  der  Praxis 
hochzuhalten,  wird  es  doppelt  schwierig  sein,  w^enn  man  nicht 
müde  wird,  der  Masse  das  Gefühl  der  Empörung  gegenüber 
den  Herrschenden,  das  Bewußtsein  der  Notwendigkeit  des  wirt- 
schaftlichen Kampfes  gegen  die  kapitalistische  Gesellschaft  ein- 
zuimpfen. 

Im  Jahre  1909  veröffentlichte  H.  Jäckel,  ein  Sekretär  des 
Verbandes  der  Textilarbeiter,  in  der  Neuen  Zeit  unter  dem 
l'itei  »Gewerkschaftsbeamte  und  Partei«  einen  Aufsatz,  dem  ich 
folgende  Sätze  entnehme:  »Der  unverdorbene  Proletarier,  welcher 
täglich  nur  mit  seinen  Gefährten  in  der  Fabrik  verkehrt,  ist 
revolutionär  in  seinem  Fühlen  und  Denken.  Keine  gewerkschaft- 
liche Errungenschaft,  kein  parlamentarischer  Erfolg  kann  ihn 
befiiedigen.  Alles,  was  die  herrschende  Klasse  ihm  gibt,  reizt 
nui'  sein  Verlangen  nach  Beseitigung  der  Klassengesellschaft 
selbst.  Dieses  infolge  einer  40jährigen,  prinzipiell  sozialistischen 
Propaganda  gefestigte  Denken  der  vorgeschrittenen  Arbeiter 
s(ttzt  sich  in  W idersjiruch  zu  dem  Beamten  der  Gew^eikschaften, 
der  infolge  langjälnigcr  jiraktischer  Gegenwartsarbeit  die  Oppor- 
tunitäts])olitik  befördert.  Hieraus  resultiert  zum  Teil  ....  die 
Animosität  der  M.'.ssen  gegen  die  Beamten.  Hierin  wmrzelt  ein 
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Teil  der  inneren  Kämpfe  der  Gewerkschaften.  Die  Gewerk- 
schaftsbeamten propagieren  intensiv  ihre  Anschauungen.  Die 
sozialistischen  Arbeiter,  der  Kern  der  Gewerkschaften,  bäumen 
sich  auf  gegen  die  neue  Weise  . . .« 

Aus  einer  UeberfüUe  von  Material  will  ich  hier  nur  einen 
Vorgang  etwas  genauer  schildern,  um  durch  ein  Beispiel  aus 
der  Praxis  zu  zeigen,  wie  schwierig  es  den  Gewerkschaftsführern 
schon  lange  vor  der  Revolution  war,  die  Massen  so  zu  führen, 
wie  es  ihnen  ersprießlich  zu  sein  schien: 

Im  Berliner  Baugeweibe  bestand  die  von  den  Maurern  im 
Jahre  1899  errungene  neunstündige  Arbeitszeit.  Seit  Jahren  aber 
drängten  die  Arbeiter  auf  weitere  Verkürzung.  Die  Unternehmer 
verweigerten  sie  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Arbeitszeit  der 
Maurer  wegen  der  Abhängigkeit  der  Arbeit  von  der  Witterung 
sowieso  manchmal  erheblich  kürzer  sei  als  neun  Stunden.  Zudem 
sei  der  Lohn  — 80  Pfg.  pro  Stunde  — recht  hoch.  Die  Arbeiter 
widersprachen,  und  als  anfangs  April  1907  der  Tarifvertrag 
ablief,  forderten  sie  immer  dringender  Arbeitszeitverkürzung 
und  Lohnerhöhung.  Unternehmer  und  Arbeiter  riefen  schließlich 
ein  Einigungsamt  an  und  zwar  das  Gewerbegericht  in  Berlin. 
Dieses  gab  in  der  Frage  der  Arbeitszeit  den  Unternehmern 
recht,  sprach  sich  aber  für  eine  Lohnerhöhung  aus:  Die  Unter- 
nehmer akzeptierten  den  Einigungsvorschlag,  auch  die  Arbeiter- 
führer waren  dafür.  Nun  hören  wir,  wie  dieser  nach  Lage  der 
Sache  durchaus  verständige  und  wohl  überlegte  Entschluß  der 
Arbeiterführer  von  der  Versammlung  der  Maurer  selbst  auf- 
genommen wurde.  Ich  folge  dem  Bericht  des  »Vorwärts«  vom 
24.  April  1907: 

»Der  Zentralverbancl  der  Maurer  hatte  am  Montag  eine  Generalversamm- 
lung nach  der  Brauerei  Friedrichshain  einberufen,  welche  zu  dem  Schiedsspruch 
des  Einigungsamtes  Stellung  zu  nehmen  hatte.  Etwa  3000  Mitglieder  füllten 
den  Saal,  viele  fanden  keinen  Einlaß  mehr.  — Unter  allgemeiner  Spannung 
der  Zuhörer  erstattete  der  Zweigvereinsvorsitzende  Thöns  Bericht  über  die 
Vorgänge,  welche  sich  seit  der  vorigen  (reneralversammlung  abgespielt  haben. 
Nach  einigen  einleitenden  Worten  verlas  er  die  von  uns  gestern  bereits  ver- 
öffentlichte Erklärung  der  vereinigten  Vorstände.  Die  entscheidenden  Stellen 
der  Erklärung  wurden  von  einem  großen  Teil  der  Versammelten  mit  lebhaftem, 
mitunter  stürmischem  Widerspruch  aufgenommen.  Die  OpiX)sition  richtete 
sich  namentlich  gegen  die  Sätze,  welche  besagen,  daß  die  Abstimmung  über 
Annahme  oder  Ablehnung  des  Schiedsspruches  nicht  in  dieser  Versamnüuug 
stattfinden  soll,  daß  eine  Ablehnung  des  Schiedsspruclies  nicht  gleichbedeutend 
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sei  mit  der  Erklärung  des  Streiks  und  daß  die  gegenwärtige  Sittiation  einen 
Angriffsstreik  nicht  ratsam  erscheinen  lasse.  — Als  Tliöns  sagte,  die  Vorstände 
aller  für  die  Bewegung  in  Frage  kommenden  Organisationen  hätten  sich  in 
einer  gemeinsamen  Sitzung  dahin  geeinigt,  den  Mitgliedern  die  Annahme  des 
Schiedsspruches  zu  empfehlen,  erhob  sich  lebhafte,  lang  anhaltende  Unruh(\ 
»Herunter  von  der  Bühne!«  rief  man  dem  Redner  zu.  Thöns  entgegnete,  er  stehe 
hier  als  Vertreter  der  Berliner  Maurer  und  erwarte,  daß  die  Kollegen  die  Gründe 
anhören,  welche  für  die  Haltung  der  Vorstände  maßgebend  waren.  Dann  fülirte 
er  aus,  am  Sonnabend  liabe  eine  Sitzung  des  erweiterten  ^Vorstandes  statl- 
gefunden,  an  der  auch  einige  alte,  an  der  Spitze  der  Partei  stehende  Genossen 
teilnahmen,  die  aus  Interesse  an  der  Sache  gekommen  waren,  iuner  derselben 
habe  auch  das  Wort  ergriffen  und  denselben  Standpunkt  vertreten,  den  die 
Vorstände  einnehmen,  nämlich  den,  daß  die  gegenwärtige  Situation  für  den 
Kampf  nicht  günstig  .sei.  Auf  einen  Zuruf,  wer  denn  das  gewesen  sei,  antwortete 
Redner:  »Wenn  Ihr’s  wissen  wollt,  es  war  Bebel.«  — Als  Tliöns  nun  dazu  über- 
ging, die  Gründe  des  Vorstandes  darzulegen,  wurde  er  fortgesetzt  durch  heftige 
Unruhe  unterbrochen,  so  daß  er  seine  Ausführungen  abbrach.  — Nun  wurde 
die  Diskussion  eröffnet.  Mehrere  Redner  sprachen  hintereinander  unter  leb- 
haftem Beifall  für  Ablehnung  des  Schiedsspruchs.  Sie  stimmten  alle  darin 
überein,  daß  an  der  Forderung  des  Achtstundentages  festgehalten  werden 
müsse.  . . . Dem  Vorstand  wurde  eine  äußerst  lebhafte  Opposition  gemacht. 
Die  Redner  und  auch  ein  großer  Teil  der  Versammlung,  der  seine  Meinung  durch 
Beifall  und  Zwischenrufe  kundgab,  machten  dem  Vorstand  Vorwürfe  wegen 
seiner  Haltung,  die  sie  für  unberechtigt  hielten.  Der  Kern  aller  dieser  Au.s- 
führungen  war  der,  wenn  eine  Forderung  einmal  aufge.stellt  ist,  müsse  sie  auch 
durchgeführt  werden.  ...  — • Nachdem  mehrere  Redner  in  diesem  Sinne 

unter  lebhaftem  Beifall  gesprochen  hatten,  erhielt  Silberschmidt  das  Wort. 
Lautes,  unwilliges  Murren  erhob  sich,  als  er  das  Podium  betrat.  Er  sagte  unter 
anderem:  Die  Stimmung  der  Siedehitze,  welche  hier  herrsche,  dürfe  die  Maurer 
nicht  in  ihrem  Urteil  beeinflussen.  Ruhig  und  besonnen  hätten  sie  sich  zu  fragen, 
ob  es  gegenwärtig  möglich  sei,  einen  Kampf  mit  Aussicht  auf  Erfolg  zu  führen. 
Das  gute  Herz. und  die  ehrliche  Meinung  der  Kollegen  in  allen  Ehren;  aber 
keiner  der  Redner,  die  gegen  den  Schiedsspruch  sprachen,  habe  erwogen,  ob 
der  Kampf  mehr  bringen  könne,  als  der  Schiedsspruch  biete.  Als  im  Sommer 
und  Herbst  des  vorigen  Jahres  die  Forderung  des  Achtstundentages  aufgestellt 
wurde,  habe  noch  niemand  voraussehen  können,  daß  wir  uns  in  diesem  Frühjahr 
nn  Anfang  einer  Krise  befinden  würden.  Damals  habe  man  geglaubt,  im  Früh- 
jahr werde  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  durchgesetzt  werden  können.  Ueb- 
rigens  — das  könne  ja  jetzt  gesagt  werden  — hätten  die  Vertrauensmänner  die 
lü)rderung  der  H'/j  stündigen  Arbeitszeit  aufgcstellt  und  erst  die  Bezirksver- 
sammlungen hätten  sich  für  die  Forderung  des  Achtstundentages  entschieden, 
weil  sie  sich  sagten,  wenn  wir  den  Achtstundentag  fordern,  werden  wir  den 
8J4stündigeu  um  so  leichter  bekommen,  denn  gehandelt  wird  ja  doch.  — Um 
<lie  Weihnachtszeit  habe  sich  gezeigt,  daß  die  Auffassung  von  der  Konjunktur, 
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welche  für  die  Aufstellung  der  Forderung  maßgebend  war,  eine  irrige  gewesen 
sei,  und  jetzt  herrsche  bei  allen,  die  sich  mit  wirtschaftlichen  Fragen  beschäftigen, 
die  Meinung,  daß  wir  uns  am  Anfang  einer  Krise  befinden.  Der  Redner  erinnerte 
daran,  daß  die  Berliner  Maurer  im  Jahre  1889  sieben  Wochen  lang  um  den 
Neunstundentag  kämpften,  sie  hätten  ihn  damals  nicht  durchsetzen  können, 
weil  die  Krise  in  jener  Zeit  begann.  1895  und  1896  begann  wieder  eine  gute 
Konjunktur,  und  es  gelang,  den  Neunstundentag  durchzusetzen.  Wenn  heute 
der  Kampf  um  den  Achtstundentag  geführt  würde,  so  werde  es  den  Maurern 
ebenso  gehen  wie  1889.  Sie  würden  nichts  erreichen.  Wieder  ständen  wir  vor 
einer  Krise,  es  sei  deshalb  keine  Aussicht,  einen  Kampf  zu  gewinnen.  Dieser 
Meinung  seien  auch  alle  für  die  Arbeiterbewegung  maßgebenden  Körperschaften. 
Es  würde  ein  schweres  Vergehen  sein,  jetzt  40 — 50  000  Familien  in  den  Kampf 
zu  ziehen.  Es  würde  dem  Vorstande  lieber  sein,  wenn  er  zum  Kampf  raten 
könnte;  aber  er  könne  es  nicht,  denn  es  sei  mehr  als  zweifelhaft,  ob  ein  monate- 
langer Kampf  mehr  bringen  würde  als  der  Schiedsspruch.  Die  Kollegen  möchten 
deshalb  ernstlich  mit  sich  zu  Rate  gehen  und  bei  der  Abstimmung  am  Dienstag 
den  Schiedsspruch  annehmen  (Große  Unruhe).  — Hierauf  sprachen  wieder  einige 
Redner  gegen  den  Schiedsspruch,  ohne  jedoch  die  von  der  Leitung  vorgebrachten 
Gründe  zu  würdigen.  Es  waren  lediglich  Gefühlsmomente,  die  für  das  Fest- 
halten an  der  Forderung  des  Achtstundentages  zum  Ausdruck  gebracht  wurden. 
Ein  Redner  meinte,  wenn  unsere  Führer  nicht  den  Mut  zum  Kampfe  haben, 
dann  ist  es  ihre  Pflicht,  ihr  Amt  in  die  Hände  der  Mitglieder  zurückzugeben. 
Ein  anderer  sagte,  der  Vorstand  habe  im  Herbst  die  Forderung  empfohlen, 
um  wiedergewählt  zu  werden.  — Zu  vorgerückter  Stunde  erhielt  der  Verbands- 
vorsitzende Bömelburg-Hamburg  das  Wort.  Mehrere  Minuten  vergingen,  ehe 
die  allgemeine  Unruhe,  die  bei  seinem  Erscheinen  einsetzte,  sich  legte.  Nach- 
dem sich  die  Versammlung  beruhigt  hatte,  ersuchte  er  die  Versammelten,  dem 
Rate  des  Vorstandes  zu  folgen,  der  nach  reiflicher  Prüfung  zu  seinem  Stand- 
punkt gekommen  sei.  Er  wünschte,  daß  die  Kollegen,  ehe  sie  ihren  Entschluß 
fassen,  eben  so  reiflich  mit  sich  zu  Rate  gehen  möchten,  daß  sie  sich  der  Ver- 
antwortung, die  sie  mit  ihrem  Entschluß  auf  sich  nehmen,  bewußt  seien,  und 
flaß  sie  dabei  auch  an  die  Familien  denken,  die  mit  in  den  Kampf  hineingezogen 
werden.  Die  Ausführungen  Bömelburgs  fanden  bei  einem  Teil  der  Versammlung 
schwachen  Beifall.  — Tliöns  erhielt  das  Schlußwort.  Er  ging  auf  einige  Aus- 
führungen der  Diskussion.sredner  ein  und  erklärte  dann,  weil  gesagt  worden 
ist,  der  Vorstand  habe  die  Forderung  nur  deshalb  vertreten,  um  wiedergewählt 
zu  werden,  so  lege  er  hiermit  sein  Amt  nieder.  Eine  solche  Kränkung,  wie  sie 
ihm  in  dem  angeführten  Vorwurf  zugefügt  werde,  lasse  er  sich  nicht  bieten.  — 
Von  mehreren  Seiten  wurde  Thöns  er.sucht,  seinen  Entschluß  zurückzunehmen; 
er  erklärte  aber,  er  bleibe  dabei.  Dann  wurde  beantragt,  ein  Vertrauensvotum 
für  Thöns  zu  beschließen.  Silberschmidt  befürwortete  da.sselbe.  Die  Versamm- 
lung nahm  es  einstimmig  an.  Der  Zwischenfall  war  damit  erledigt.  Hanke  , 
der  den  Vorsitz  führte,  erklärte  die  Sitzung  für  geschlossen.« 
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Oie  Entscheidung  war  vertagt  worden,  tu  den  TWdrks- 
versammliingen  sollten  s:ich  die  Mitglieder  für  oder  gegen  den 
Schiedsspruch  entscheiden.  »Die  Massen  haben  alle  die  Er- 
wägungen der  Führer  gegen  einen  derzeitigen  Kampf  unberück- 
sichtigt gelassen  und  mit  grof3er  Majorität  den  Schiedsspruch 
des  Einigungsamtes  verworfen.«  So  berichtete  kurze  Ztnt  später 
der  »Vorwärts«. 

Aber  war  es  wirklich  die  große  Majorität  der  Beteiligten, 
die  sich  für  den  Kampf  entschloß?  Die  Mitgliederzahl  des 
Berliner  Zweigvereins  des  Zentralverbands  der  Maurer  belief  sich 
im  Durchschnitt  des  Jahres  1906  auf  16  154.  Das  war  natürlich 
nur  ein  Bruchteil  der  Gesamtzahl  der  Maurer  bezw.  Bauai  beiter. 
Nach  der  letzten  Berufszählung  waren  in  Berlin  im  Baugewerbe 
insgesamt  60  066  Arbeiter  beschäftigt.  An  der  entscheidenden 
Abstimmung  beteiligten  sich  nach  einer  Notiz  des  »Vorwärts« 
6007  Mitglieder,  wobei  allerdings  das  Resultat  von  drei  Vororts- 
bezirken noch  ausstand,  die  aber,  wie  der  Vorwärts  sich  äußerte, 
das  Gesamtergebnis  nicht  mehr  ändern  würden.  Von  den  6007 
stimmten  nur  4743  gegen  die  Annahme  des  Schiedsspruchs. 
Es  kann  also  zum  mindesten  zweifelhaft  sein,  ob  auch  nur  die 
Hälfte  der  Mitglieder  des  Zentralverbandes  sich  gegen  den 
Schiedsspruch  aussprachen.  Die  Hauptschreier  und  Fanatiker 
hatten  gesiegt,  obwohl  sie  in  der  Minorität  waren.  Ihnen  zuliebe 
mußte  nunmehr  ein  Kampf  durchgeführt  werden,  der  wochen-’ 
lang  dauerte  und  schwere  Opfer  kostete.  Die  »Kölnische  Volks- 
zeitung« stellte  nach  Beendigung  des  Streiks  fest  (19.  August 
1907),  daß  die  Arbeiter  ihre  Arbeit  zu  noch  ungünstigeren  Be- 
dingungen wieder  aufnehmen  müßten  als  vor  dem  Streik,  und 
dann  fortfuhr:  »Große  Freude  am  Streik  haben  die  Berliner 
Hauseigentümer  gehabt,  denn  den  ganzen  Sommer  sind  keine 
Häuser  gebaut  worden,  und  sie  brauchen  sich  jetzt  nicht  mehr 
der  Furcht  hinzugeben,  daß  die  Mieten  fallen  werden,  sondern 
können  steigern.  Auch  das  fällt  zum  großen  Teile  auf  die  Arbeiter 
zurück.  Aber  haben  diese  sicli  das  nicht  selbst  sagen  können? 
bekannten  sie  nicht  von  vornherein  die  Aussichtslosigkeit  dieses 
Streiks?  Wir  sind  der  Ansicht,  daß  »ein  Arbeiter«  in  der  »Deut- 
schen Warte«  die  Lage  richtig  schildert,  wenn  er  sagt,  die  wahre 
Ursache  des  Streiks  sei  die  »Klassenkampfstimmung«  gewesen. 
Darin  wird  ihm  wohl  jeder  zustimmen,  der  die  Berliner  Verhält- 
nisse und  di(‘  Stimmung  der  betreffenden  Volksklasse  kennt. 
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Der  Haß  der  sozialdemokratischen  Arbeiter  gegen  die  Besitzenden 
hat  die  Siedehitze  erreicht,  und  daß  diese  Stimmung  sich  durch 
die  Niederlage  im  Bo uarbeit erstreik  nicht  bessern  wird,  liegt 
auf  der  Hand.« 

Derartige  Beispiele  könnten  aus  den  verschiedensten  Beruf  sgruppen  mit  Leich- 
tigkeit um  eine  große  Anzahl  vermehrt  werden.  Hören  wir  nur  noch  einen 
sozialdemokratischen  Gewerkschaftsführer;  Johann  Leimpeters  äußerte  sich  im 
Oktober  1906  in  den  S.  M.  folgendermaßen : «»Die  Methode,  wie  heute  die  Streiks 
erklärt  werden  und  geführt  werden,  erscheint  mir  grundverkehrt.  Bei  uns 
entscheidet  die  Masse  in  öffentlichen  Versammlungen  oft  gegen  die  Wünsche 
der  Organisationsleiter,  und  nicht  einmal  Mitglieder  sind  es,  sondern  oft  besteht 
die  Mehrzahl  aus  unorganisierten,  indifferenten  Leuten,  die  nicht  entfernt  die 
Situation  beurteilen  können,  aber  dennoch  munter  darauf  losbeschließen.  Das 
nennt  man  demokratisches  Verfahren.  Die  Streikleitung  oder  die  Organisation 
hat  sich  diesen  Beschlüssen  einfach  zu  fügen.  Wie  diese  Zustände  kommen 
können,  erlebte  ich  beim  Ausbruch  des  Generalstreiks  in  Borbeck  und  wiederum 
beim  Ausbruch  des  mitteldeutschen  Braunkohlenstreiks  in  Teuchern.  In  Bor- 
beck war  es  eine  Frau  und  ein  Unorganisierter,  die  eine  zweitausendköpfige 
Versammlung  gegen  mich  hinrissen,  weil  ich  von  der  Siebenerkommission  bezahlt 
worden  sei,  um  deren  Verrat  zu*  beschönigen.  Fünf  Millionen  Mark  hätte  die 
Siebenerkommission  von  Amerika  erhalten,  die  sie  den  Streikenden  vorenthalten 
wolle,  und  was  sonst  noch  sachverständiges  Zeug  mehr,  was  von  der  Mehrheit 
der  Versammlung  geglaubt  wurde.« 

Schon  im  Jahre  1846  erklärten  die  englischen  Gewerkschaften  in  einem 
Berichte  über  die  hier  berührten  Dinge:  >Die  Praxis,  die  Sanktionierung  von 
Ixjhnkämpfen  unseren  Mitgliederversammlungen  zu  überlassen,  die  gewöhnlich 
unter  dem  Einfluß  irgendeiner  Erregung  stehen  oder  von  einer  plausibel  klingen- 
den Nachricht  vom  Schauplatz  des  Kampfes  beeinflußt  werden,  ist  entschieden 
eine  schlechte.  Unsere  Mitglieder  fühlen  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  die  Ver- 
antwortung, die  sie  fühlen  sollten.  Sie  sind  der  Irreleitung  unterworfen.  Eine 
geschickte  Rede,  Voreingenommenheit,  eine  falsche  Darstellung  oder  ein  mit 
dem  Schein  der  Wahrheit  geschriebener  Brief,  alles  dies  zusammen  oder  einer 
dieser  Faktoren  können  eine  Werkstatt  oder  eine  ganze  Sektion  in  einen  Kampf 
hineinziehen  ohne  die  geringste  Aussicht,  ihren  Zweck  zu  erreichen.  <■ 

Wenn  das  schon  zutreffend  war  für  die  nüchternen  englischen  Arbeiter,  wie 
viel  mehr  paßte  es  für  die  deutschen  Verhältnisse,  wo  es  sich  um  Gewerkschafts- 
mitglieder handelt,  die  in  ihrer  großen  Mehrzahl  Feuer  und  Flamme  für  eine 
Weltanschauung  sind,  deren  ultima  ratio  nicht  der  Friede,  sondern  der  Kampf 
gegen  die  bestehende  Ordnung  der  Dinge  ist.  Gewerkschaftsmitglieder,  die  als 
Sozialdemokraten  immer  wieder  von  neuem  bei  den  zahlreichen  Wahlen, 
Demonstrationen  u.  dgl.  in  ihren  Leiden  .schäften  aufgepeitscht  werden, 
verge.ssen  allzuleicht  die  wei.se  Lehre  ihrer  Gewerkschaftsführer,  dieser  »Büro- 
menschen«. 
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Diese  (xewerkschaftsführer  müssen  nun  aber  vernünftige, 
ruhig  abwägende  Realisten  sein;  gilt  es  doch  für  sie,  den  Kamuf 
nicht  irgend  eines  Wölkenkuckucksheims  wegen  zu  wagen,  son- 
dern um  in  der  (Gegenwart  möglichst  hohen  und  dauernden 
Anteil  an  den  materiellen  Gütern  für  die  Arbeiterschaft  zu 
sichern.  Wollen  sie  Erfolg  haben,  so  ist  sorgsame  Prüfung  und 
Beurteilung  der  verwickelten  volkswirtscliaftlichen  Zusammen- 
hänge unerläßlich.  Nun  gibt  es  kein  Gebiet,  wo  der  Dilettantis 
mus  so  gemeingefährlich,  aber  auch  so  beliebt  ist  wie  auf  dem 
Gebiet  der  Volkswirtschaftslehre.  Daher  bilden  sich  für  die 
Beurteilung  wirtschaftlicher  Zweckmäßigkeit  so  besonders  leicht 
Schlagworte,  die  man  für  den  Inbegriff  liöchstcr  Weisheit  hält, 
und  für  welche  die  Massen  um  so  erbitterter  zu  kämpfen  ent- 
schlossen sind,  sie  darin  den  Schlüssel  zu  den  Schatzkammern 
ihres  Zukunftsglücks  erblicken.  Es  sei  nur  auf  die  unheil- 
volle Wirkung  hingewiesen,  die  das  Wort  ^ Sozialisierung <'  in 
jüngster  Zeit  auf  die  Masse  gehabt  hat. 

Kaum  jemals  war  die  Masse  so  ih/er  Macht  bewußt,  glaubte 
sie  so  sicher,  den  richtigen  Schlüssel  in  starker  Hand  zu  haben, 
wie  heute  die  proletarische  Masse.  In  großen  Städten,  in  den 
gewaltigen  Kaufhäusern,  in  den  Fabriken,  da  wird  es  dem  ein- 
zelnen klar,  daß  er  als  einzelner  gar  nichts  bedeutet,  nicht  mehr 
als  ein  Sandkorn  in  der  Wüste.  Er  verliert  seine  alten  Ideale, 
fern  von  der  Heimat  fühlt  sich  der  einzelne  verlassen  und  einsam. 
Solcher  Einzelnen  scharen  sich  in  unseren  Industriezentren 
tausende  zusammen.  Sie  sehen  und  fühlen,  daß  sie  zusammen- 
gehören, daß  sie  zusammengehören  müssen. 

Dazu  kommt  noch  ein  ander  er  Grund  für  die  Kraft  des 
Proletariats.  Karl  Marx  gibt  ihn  an  in  seinei  Schrift  »Zur  Kritik 
der  Hegelschen  Rechtsphilosophie«:  »Die  Theorie  wird  zur  mate- 
riellen Gewalt,  sobald  sie  die  Massen  ergreift.«  Und  die  Massen 
sind  eben  durch  die  Theorie,  wie  sie  Karl  Maix  entwickelt  hat, 
(ergriffen  worden.  Die  äußere  Welt  zeigte  den  Proletariern,  daß 
sie  aufeinander  angewiesen  sind;  der  Marxismus  suchte  zu 
zeigen,  warum  sie  aufeinander  angewiesen  sind.  Die  proletarischen 
.Massen  glauben  mit  Inbrunst  an  ihre  Mission,  an  ihre  »natur- 
notwendige Aufgabe«:  die  Auflösung  der  gegenwärtigen  Gesell- 
schaft. Der  (ilanbe  ist  geblieben.  .\bcr  was  steht  heute  noch 
da  von  seiner  Stütze,  von  dem  wissenschaftlichen  Inhalt  des 
.Marxismus?  Karl  Marx  und  seinen  Jüngern  ist  es  gewiß  un- 


Massenpsyche  — Demokratie  und  Beamtenelement. 


99 


endlich  hoch  anzurechnen,  daß  sie  das  bewußte  gesellschaftliche 
Denken  in  Kreise  getragen  haben,  die  vorher  jeglichem  Geistes- 
leben fernstanden;  aber  darf  man  mit  Plenge  hoffen,  »daß  diese 
Wirkung  stärker  war  als  alle  materialistische  Verrohung  der 
agitatorischen  Sprache«?  (Marx  und  Hegel,  S.  i8o).  Für  die 
Beantwortung  dieser  Frage  ist  ein  Eingeständnis  nicht  unwichtig, 
das  auch  von  sozialistischen  Führern,  z.  B.  von  Eduard  Bern- 
stein, unumwunden  gemacht  wird:  daß  der  Marxismus  dem 
Bedürfnis  der  Massen  nach  Idealen  nur  ungenügend  Rechnung 
getragen  hat. 

Hier  stehen  die  christlichen  Gewerkvereine  besser  da  als 
die  freien  Organisationen.  Sie  können  darauf  hin  weisen,  daß 
sich  die  beiden  Grundelemente  der  gesellschaftlichen  Neuorgani- 
sation, soziale  Pflicht  und  persönliche  Freiheit,  mit  innerer 
Notwendigkeit  aus  ihrer  Weltanschauung  ergeben.  Mit  Stolz 
bekannte  jüngst  der  christliche  Gewerkschaftsführer  Georg  Wie- 
ber  in  einem  grundsätzlichen  Artikel,  den  er  in  der  »Deutschen 
Arbeit«  (1919,  S.  56  ff.)  veröffentlichte,  Mereschkowski  habe  in 
seiner  Schrift  »Krieg  und  Revolution«  ganz  recht,  wenn  er  sage, 
»wahrer  König  und  Leiter  der  Masse  kann  nur  Christus  sein«. 
Es  scheint  auch  in  der  Tat,  daß  das  Problem  »Massen  und  Führer« 
den  christlichen  Organisationen  bei  weitem  nicht  die  Schwierig- 
keiten macht  wie  den  sozialistisch  orientierten  Gewerkschaften. 

Die  bisherige  Ueberlegung  über  Massen  und  Führer  führt 
zu  dem  Gesamturteil  über  die  Massenpsyche,  das  David 
Koigen  in  seinem  Buche  »Die  Kultur  der  Demokratie« 
(S.  179)  ausspricht:  »Wo  das  Massenhafte  sich  kundtut,  ist  es 
mit  dem  eigentlichen  Kulturwillen  aus  . . . Das  Urteilen  und 
Werten,  das  Wollen  und  Denken  und  Schauen  tauchen  hier  in 
einem  Rausch  unter  . . . Mit  derselben  Hand,  die  sich  anschickte, 
Gnade  zu  üben,  lyncht  die  Masse;  sie  unterscheidet  kaum  zwischen 
Gut  und  Böse,  Hoch  und  Niedrig.  Wie  ein  Sturm  reißt  sie  alles 
nieder,  was  ihrem  momentanen  Wunsche  im  Wege  zu  stehen 
scheint.  Das  gesamte  Arsenal  der  Kultur  verschwindet  hier  im 
»großen  Unverstände«,  in  dem  Wirbel  der  Gefühle,  in  der  Ex- 
altation «. 

J)ennoch  darf  man  diese  »Masse«  nicht  mißmutig  ihrem 
Geschicke  überlassen,  schon  — der  Masse  wegen  nicht.  Dem 
Zitat  Koigens  möchte  ich  die  bekannten  VV'orte  Carlyles  gegen- 
überstellen: »Welch  Gedanke  für  Dich:  daß  jeder  einzelne  von 
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diesen  Massen,  gerade  wie  Du  selbst,  ein  wunderbarer  Mensch 
ist,  der  sehend  oder  blind  um  sein  unendliches  Königreich  (dies(;s 
Leben,  das  er  in  aller  Ewigkeit  nur  einmal  empfing)  kämpft; 
ein  Mensch  mit  einem  Funken  der  Gottheit  (was  Du  unsterbliche 
Seele  nennst)  in  sich.<t 

Den  Arbeiterführern,  die  wirklich  führen  wollen,  mögen 
ähnliche  Gedanken,  wie  sie  Carlyle  hier  so  schön  formuliert, 
die  Kraft  geben,  ihrer  so  unendlich  schwierigen,  aber  auch 
wichtigen  sozialen  Mission  gerecht  zu  werden.  Eine  gewisse 
Stütze  erhalten  sie  durch  die  Tatsache,  daß  geschulte  Führer 
den  Massen  heute  unentbehrlicher  sind  als  je.  Blicken  wir  auf 
die  Massenbewegung  unserer  Arbeiter ; welche  Fülle  von  Kennt- 
nissen ist  notwendig,  damit  die  Masse  unsere  so  außerordentlich 
komplizierte  politisch-soziale  Maschinerie  richtig  benutzt.  Immer 
mehr  Sachkenntnis  gehört  dazu,  sich  im  öffentlichen  Leben  zu 
orientieren.  Die  Masse  als  solche  hat  weder  die  nötige  Fähigkeit 
noch  die  nötige  Ruhe  noch  die  nötige  Zeit,  um  sich  all  die  Einzel- 
kenntnisse anzueignen,  die  dazu  erforderlich  sind.  Immer  mehr 
muß  daher  der  persönliche  Unentbehrlichkeitswert  der  Arbeiter- 
führer steigen;  immer  größer  wird  aber  auch  zugleich  — und 
das  ist  die  Schattenseite  — der  bürokratische  Apparat  beim 
Anwachsen  der  Organisationen.  Dadurch  erhält  der  Argwohn  des 
Arbeiters,  daß  er  in  seiner  Organisation  doch  wieder  nur  als 
Nummer  gewertet  wird  wie  in  der  staatlichen  Bureaukratie, 
unerwünschte  Nahrung.  Bei  Kriegsausbruch  standen  im  Dienste 
der  freien  Gewerkschaften  2867  Angestellte.  Die  Metallarbeiter- 
organisation aUein  erforderte  nicht  weniger  als  739  Angestellte. 
Ein  großer  Teil  dieser  Angestellten  ist  aber  unersetzbar  und 
daher  auch  faktisch  unabsetzbar ; sie  müssen  »von  oben  herab 
regieren«  und  zwar  um  so  mehr,  je  größer  die  ihnen  anvertraute 
Organisation  ist.  Um  so  leichter  aber  wird  es  den  Demagogen, 
den  Massen  vorzureden  — auch  mit  einem  gewissen  Recht  — , 
daß  die  Gewerkschaften  gegen  den  Hauptsatz  der  Demokratie 
sündigt(‘n:  »Für  das  Volk,  durch  das  Volk!« 

Das  differenzierte  Gewerkschaftsinteresse. 

II.  Kapitel. 

Es  wurde  schon  darauf  hingewiesen,  daß  auch  innerhalb 
fl(^ss(Mb(‘n  Berufes,  also  innerhalb  des  Rekrutierungsbereiches  der 
einz(;lnen  G(‘werkschaften,  die  verschiedenen  organisationsfähigen 
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Elemente  durchaus  nicht  gleichartig  sind.  Namentlich  wurden 
die  verschiedenen  Lohnabstufungen  sowie  der  Gegensatz  zwischen 
gelernten  und  ungelernten  Arbeitern  bereits  berührt.  Gustav 
Frenssen  stellt  im  »Hilligenlei«  den  Arbeitern  das  Zeugnis  aus, 
daß  sie  »am  ehesten  stolze,  wache  Menschen  sein  könnten«,  denn 
sie  hätten  ein  hohes,  ideales  Ziel;  aber  er  bringt  es  doch  auch 
zum  Ausdruck,  daß  es  »in  keinem  Stand  mehr  Neid  gibt  als  unter 
den  Arbeitern«.  Daß  darunter  die  Geschlossenheit  des  Auf- 
tretens leiden  kann,  ist  selbstverständlich. 

Den  großen  Unterschieden  hinsichtlich  der  Lohnhöhe  hat 
man  in  neuerer  Zeit  durch  Einführung  von  sog.  Staffelbeiträgen 
Rechnung  zu  tragen  versucht,  nach  dem  Prinzip,  daß  die  Lei- 
stungen der  Mitglieder  sich  nach  ihrer  wirtschaftlichen  Lei- 
stungsmöglichkeit richten  sollen.  Man  geht  dabei  von  einer  Bei- 
tragseinheit aus,  nimmt  als  Vorbild  das  Steuersystem  des 
Staates,  »der  für  alle  Aufgaben,  die  den  Staat  (die  Ge- 
samtheit) angehen,  Steuern  nach  bestimmten  Einheiten  erhebt 
und  es  den  Gemeinden  überläßt,  für  besondere  gemeind- 
liche Aufgaben  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern  zu  erheben«^). 
Im  deutschen  Bauarbeiterverband  ist  »Beitragseinheit«  der  beruf- 
lich festgesetzte  Stundenlohn.  Um  nun  aber  zu  einer  Abstufung 
zu  gelangen,  die  einerseits  für  die  Mitglieder  und  anderseits  für 
die  Verwaltung  erträglich  ist,  sind  Lohngruppen  bis  zu  einer 
Spannung  von  lo  Pfg.  zusammengezogen  und  daraus  sechs 
Beitragsklassen  gebildet  worden.  Die  im  Statut  für  diese  Klassen 
genannten  Beiträge  sind  ohne  jeden  Abzug  an  die  Hauptkasse 
abzuführen.  Die  Zweigvereine  haben  für  ihre  Sonderbedürfnisse 
bei  der  Aufnahme  der  Mitglieder  ein  Eintrittsgeld  und  dann 
laufende  Zuschlagsbeiträge  zu  erheben,  für  die  im  Statut  nur 
die  untere  Grenze  bestimmt  ist;  die  obere  Grenze  des  Zu- 
schlagsbeitrags zu  ziehen,  ist  dem  Willen  der  Mitgliedschaft  ini 
Zweig  verein  zu  überlassen. 

Ein  derartiges  Beitragssystem  durchzusetzen,  ist  nicht  leicht, 
obwohl  es  der  Gerechtigkeit  entspricht  und  gewiß  dazu  bei- 
tragen kann,  das  »Unbehagliche  des  Vergleichs«  unter  den  G('- 
werkschaftskollegen  zu  mildern. 

Bei  den  Verhandlungen  über  Staffelbeiträge  ergaben  sieh 
sehr  verschiedene  Ansichten.  Der  eine  will  Beitragserhöhung 

')  Deutscher  Hauarbeiterverband,  Handbuch  für  Verwaltung  und  Agita- 
tion S.  8<). 
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ohne  Staffelung,  der  andere  ist  gegen  die  Beitragserliöhiing ; 
dieser  schlägt  Staffelung  der  Beil  rüge  nach  der  Lohnlu'ihe 
vor,  der  andere  nach  dem  Alter,  wieder  ein  anderer  mehr 
nach  dem  Gutdünken  des  einzelnen  usw.  Eine  etwas  vereinfachte 
Staffelung  führte  schon  eine  Reihe  von  Jahren  vor  dem  Krieg 
der  christliche  Metallarbeiterverband  ein.  Der  Verband  der 
Fabrikarbeiter  hat  auf  seinem  Verbandstag  in  Hannover  (1917) 
nach  Ablehnung  einer  weitgehenden  Staffelung,  die  der  Vorstand 
beantragte,  folgenden  Beschlufi  gefaßt: 

»Die  Beiträge  betragen  iür  weibliche  und  jugendliche  Mitglieder  unter 
18  Jahren  35  Pfg.,  für  erwachsene  männliche  Mitglieder  60  Pfg.  pro  Woche. 
Erwachsene  männliche  Mitglieder  können  einen  Beitrag  von  75  Pfg.  pro  Woche 
leisten,  wodurch  sie  einen  Anspruch  auf  höhere  Unterstützung  erhalten.  Weib- 
lichen und  jugendlichen  männlichen  Mitgliedern  steht  es  frei,  den  60  Pfg.-Beitrag 
der  männlichen  Mitglieder  zu  leisten,  wodurch  sie  sich  einen  Anspruch  auf  die 
T'nterstützung  dieser  Beitragsklasse  erwerben.« 

Man  klagt  darüber,  daß  die  »freiwillige  Staffelung«  dahin 
führe,  daß  die  höchsten  Beitragsklassen  nur  in  ganz  minimaler 
Weise  benützt  werden;  auch  biete  sie  keine  geeignete  Grundlage 
für  einen  Voranschlag  zur  Kassenführung. 

Aber  auch  dann,  wenn  sich  die  Staffelung  bewähren  sollte, 
würden  damit  noch  nicht  alle  Schwierigkeiten,  die  die  ver- 
schiedene materielle  Lage  für  die  (Gewerkschaften  bietet,  über- 
wunden sein. 

Besonders  schwierig  gestaltete  sich  von  jeher  für  die  Gewerk- 
schaften die  Organisation  der  Ungelernten.  Es  gibt  zu 
denken,  wenn  z.  B.  in  der  Metallarbeiterzeitung  von  einem 
Mitglied  des  Verbandes  vor  nicht  langer  Zeit  geschrieben  wurde, 
daß  man  auf  die  ungelernten  Arbeiter  ruhig  verzichten  könne 
(vgl.  dazu  Protokoll  der  9.  Generalversammlung  S.  134).  Und 
in  einer  Versammlung  des  Zentralverbandes  der  Dachdecker, 
die  im  September  i()09  in  Berlin  statffand,  klagte  der  Gauleiter 
darübei , daß  an  der  unerfreulichen  Lage  der  Hilfsarbeiter  zum 
großen  'feil  h.ucli  die  Dachdecker  Scludd  seien,  »weil  viele  der- 
selben sich  über  die  Hilfsarbeiter  erhaben  dünken  und  so  ein 
ged(nhlicli(^s  Zusammenarbeiten  mit  den  Hilfsarbeitern  vereitel- 
tem« (»Vorwärts«,  2K.  Sc'ptember  1909).  Trotzdem  wird  man 
vielknclil  sagem  keinium,  daß  das,  was  im  allgemeinen  für  die 
Arl)(‘il(‘rorganisjitionen  durchaus  ungünstig  ist;  die  Verbindung 
d(‘r  rein  ge^wen  kschaftlichen  Be'strebungen  mit  Idealen  der  Welt- 
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anschauung  und  der  Politik,  sich  hier  als  etwas  Günstiges  heraus- 
gestellt hat,  als  ein  Mittel,  um  ein  einheitliches  Band  auch  um 
verschiedenartige  Interessen  zu  legen.  Freilich  je  mehr  die  Einheit 
der  sozialen  Anschauung  verloren  geht  — und  sie  kann  für  die 
freien  Gewerkschaften  durch  innere  Ueberwindung  des  Marxismus, 
wenn  auch  langsam,  so  doch  sicher  in  Trümmer  geraten  — um 
so  mehr  wird  der  alte  und  ganz  natürliche  Gegensatz  zwischen 
Gelernten  und  Ungelernten  den  Gewerkschaftstheoretikern  und 
-praktikern  — wenigstens  da,  wo  die  Gelernten  ihre  Berufs- 
organisation nicht  aufgeben  wollen  — Kopfzerbrechen  ver- 
ursachen müssen. 

Wie  bei  den  freien  Gewerkschaften  die  politische  Ueber- 
zeugung,  wird  bei  den  christlichen  Gewerkschaften  die  religiöse 
Grundanschauung  über  die  stark  differenzierten  Interessen  der 
gelernten  und  ungelernten  Arbeiter  etwas  hinweghelfen 
können.  Vielleicht  erklärt  es  sich  so,  daß  die  Schwierigkeit,  die 
Ungelernten  in  die  Gewerkschaften  einzugliedern,  in  Deutsch- 
land nicht  so  groß  ist  wie  in  England.  In  England  kann 
man  mit  Recht  von  einem  Arbeiteraristokratentum  sprechen, 
auf  das  sich  die  Gewerkschaften  im  wesentlichen  beschränken: 
jedenfalls  sind  dort  die  gelernten  und  ungelernten  Arbeiter  bei 
weitem  nicht  in  dem  Maße  in  einer  Organisation  vereinigt, 
wie  das  bei  uns  häufig  der  Fall  ist. 

Nun  wäre  es  gewiß  nicht  wünschenswert,  weder  im  Interesse 
der  Gesamtheit  noch  im  Interesse  der  Gewerkschaften,  wenn 
die  LTnterschiede  zwischen  Gelernten  und  Ungelernten  in'* ihren 
wirtschaftlichen  Folgen  durch  die  Praxis  der  Gewerkschaften 
nivelliert  würden.  Es  ist  schon  richtig,  was  kürzlich  Detlef 
Breitholz  schrieb^):  »Eine  große  Zahl  Ungelernter  bedeutet 
geradezu  eine  Gefahr  für  unser  Volk  und  zugleich  einen  Verlust 
an  Volkskraft  und  völkischer  Leistungsfähigkeit.  Jeder  Zuwachs 
an  gelernten  Arbeitern  bedeutet  einen  Gewinn  an  Volkskraft 
und  Volkszukunft.  Es  wächst  dabei  die  eigene  Kraft  und  das 
Selbstvertrauen.  Beriifserziehung  ist  allgemeine  Menschenerzie- 
hung.« Das  hat  seine  gute  Bedeutung  selbst  dann,  wenn  die 
gelernten  Arbeiter  durch  die  Entwicklung  der  Industrie  später 
tatsächlich  an  Stellen  tätig  sind,  die  auch  ein  »Ungelernter« 
versehen  könnte. 


h Hilfe,  13.  April  1916. 
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Die  volkswirtschaftlichen  Interessen  gehen  Hand  in  Hand 
mit  gewerkschaftlichen  Interessen.  Derjenige,  der  seinen  Beruf 
erlernt  hat,  wird  im  Rahmen  der  Berufsorganisation  ein  W(‘it 
stärkeres  Solidaritätsgefühl  zeigen,  als  der  Arbeiter,  der  bald 
hier,  bald  dort  ist  und  dabei  das  (iefühl  nicht  los  wird,  daß  er 
doch  nur  als  »Gast«  für  Tage  oder  Wochen  mitmacht,  weil  es 
der  Zufall  so  will.  Dazu  kommt  folgendes:  Der  Kampf  mit  dem 
Unternehmertum  hat  um  so  eher  Erfolg,  je  schwieriger  cs  dem 
Arbeitgeber  gemacht  wird,  für  diejenigen,  die  aus  der  Arbeit 
ausgeschieden  sind,  vollwertigen  Ersatz  zu  finden.  Der  »Un- 
gelernte« ist  in  der  Regel  leicht  ersetzbar;  je  größer  das 
Heer  der  Ungelernten  wird,  um  so  leichter.  Der  Arbeiter  aber, 
der  etwas  kann,  der  etwas  gelernt  hat,  wird  weit  weniger  leicht 
ersetzt  werden  können,  — sei  es  nun,  weil  er  sich  in  die  Organi- 
sation des  Betriebs  »eingearbeitet«  hat,  oder  weil  er  in  gewisser 
manueller  Geschicklichkeit  mit  Erfolg  »angelernt«  wurde,  oder 
sei  es  endlich,  weil  er  durch  eine  Lehre  hindurchgegangen  ist, 
die  ihn  als  »Gelernten«  im  engeren  Sinne  über  seine  Berufsgenossen 
hinaushebt.  Diese  »Eingearbeiteten«,  »Angelernten«,  »Gelernten« 
müssen  in  der  Regel  den  Kern  der  Gewerkschaften  bilden,  wenn 
diese  als  Kampforganisation  mit  Aussicht  auf  Erfolg  auftreten 
wollen. 

Nicht  länger  will  ich  hier  bei  dem  Gegensatz  zwischen 
Nord  und  Süd,  Ost  und  West,  sowie  zwischen  Stadt  und  Land 
verweilen.  Als  die  frei  organisierten  Steinarbeiter  Deutschlands 
— um  wenigstens  ein  Beispiel  für  den  letztberührten  Gegensatz 
zu  notieren  — sich  über  eine  Arbeitslosenunterstützung 
schlüssig  werden  sollten,  schieden  sich  die  Delegierten  in  zwei 
Gruppen;  die  einen,  die  Vertreter  der  städtischen  Elemente, 
waren  für  Einführung  dieser  Unterstützung,  die  anderen,  die 
Vertreter  des  Landes,  sprachen  dagegen.  Dabei  hielten  die  städti- 
schen Arbeiter  ihren  ländlichen  Kollegen  vor,  daß  die  Lohn- 
(‘.rhöhungen  im  allgemeinen  von  ersteren  durchgesetzt  seien; 
man  könnte  daher  nicht  allzuviel  Rücksicht  auf  die  ländlichen 
Gebiete  bei  der  zur  Erörterung  stehenden  Frage  nehmen.  — 

IGn  nicht  unwesentliches  differenzierendes  Moment  wird  durch 
die  Alt(M*S'unterschicde  in  die  Gewerkschaftsbewegung  hirein- 
gebracht.  Im  christlichen  Metallarbeiterverband  stellten  1908 
di(;  jugendlichen  Arbeiter  bis  zu  30  Jahren  fast  die  Hälfte  der 
]V[itglied(‘r  nur  etwas  üb(‘r  6%  der  Mitglieder  waren  älter  als 


Das  differenzierte  Gevverkschaftsinteresse. 


205 


50  Jahre.  Es  ist  anzunehmen,  daß  die  Zahl  der  älteren,  nament- 
lich der  verheirateten  Arbeiter,  die  den  sozialdemokrati- 
schen Organisationen  angehören,  relativ  noch  geringer  ist. 
Unter  4130  Metallarbeitern,  die  der  Kölner  Ortsversvaltung  des 
Metallarbeiterverbandes  unterstanden,  waren  nach  einer  1909 
vorgenommenen  Erhebung  nur  131,  d.  h.  ca.  3%,  älter  als  50  Jahre; 
davon  gehörten  nur  44  länger  als  5 Jahre  dem  Verbände  an, 
und  gar  nur  ii  von  ihnen  waren  vor  1900  beigetreten.  Dabei 
wird  auch  zuweilen  noch  darüber  geklagt,  >^daß  gerade  ein  sehr 
großer  Teil  der  ältesten  und  bewährtesten  Mitglieder  dem  Ver- 
sammlungsbesuch indifferent  gegenübersteht«.  Im  Deutschen 
Metallarbeiterverband  waren  1909  unter  20  Jahren  11,64%  der 
Mitglieder;  23,05%  waren  20 — 25  und  22,20^0  waren  25 — 30  Jahre 
alt,  über  40  Jahre  waren  nur  14,63%  der  Gesamtzahl.  Nennt 
man  diejenigen,  die  noch  keine  25  Jahre  alt  sind,  sowie  die- 
jenigen, die  der  Organisation  noch  nicht  wenigstens  zwei  Jahre 
angehören,  »minderer fahren«,  so  darf  auf  Grund  des  vorhan- 
denen statistischen  Materials  mit  Sicherheit  angenommen  werden 
— namentlich,  wenn  man  den  weniger  eifrigen  Versammlungsbe- 
such der  Aelteren  berücksichtigt  — , daß  diese  »Mindererfahrenen« 
wenigstens  in  den  sozialistischen  Gewerkschaftsversammlungen 
schon  vor  der  Revolution  die  Majorität  bildeten.  Es  ist  wahrschein- 
lich, daß  der  Einfluß  der  Jugendlichen  auf  die  Gewerkschaften  sich 
in  Zukunft  noch  wesentlich  verstärken  wird : infolge  der  auf  Grund 
einer  Resolution  des  Nürnberger  Parteitages  überall  lebhaft  in  An- 
griff genommenen  »Erziehung  der  Arbeiterjugend  im  Sinne  der 
proletarischen  Weltanschauung«.  Eine  Reihe  von  Gewerkschaften 
haben  besondere  Einrichtungen  getroffen,  um  die  heranwachsen- 
den  jugendlichen  Arbeiter  den  Organisationen  zuzuführen.  Wie 
nötig  das  ist  geht  daraus  hervor,  daß  vor  dem  Kriege  in  fast 
allen  Gewerkschaften  die  Personen  unter  20  Jahren  einen  weit 
geringeren  Prozentsatz  ausmachten  als  bei  der  letzten  Berufs- 
zählung. Von  den  Männern  machten  die  noch  nicht  20  Jahre 
alten  nach  der  Berufszälilung  21,4%  aus,  die  im  deutschen 
Bauarbeiterverband  organisierten  8,3;  die  entsprechenden  Ziffern 
bei  den  Holzarbeitern  waren  24,3  bezw.  12,7,  bei  den  Glas- 
arbeitern 28,5%  bezw.  17,3%. 

Als  Gegenstück  zu  der  großen  Anziehungskiaft  der  gewerkschaftlichen 
und  sozialistischen  Organisationen  lese  man  folgende  Sätze  aus  dem  Jahres- 
bericht des  Verbandes  der  katiiolischen  Arbeiter-  und  Knap|)envereine  der  I^rz- 
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diözese  Köln  für  1909:  »Die  jüngeren  Arbeiter  unter  25  Jahren  finden  sich  in 
sehr  geringem  Maf3e  in  unseren  Arbeitervereinen.  J:)en  jünglingskongregationen 
und  sonstigen  Jngendvereinen  gehören  sie,  von  einzelnen  Ausnahmen  abgesehen, 
ebensowenig  an,  wenigstens  was  das  Alter  von  17 — 25  Jahren  betrifft.  Hieraus 
folgt  die  bedauernswerte  Tatsache,  daß  die  jüngeren  Arbeiter  durchweg  von 
keiner  kirchlichen  Organisation  ergriffen  werden.  Sic  sind  so  gut  wie  sich  selbst 
überlassen,  mehr  als  die  Angehörigen  irgend  eines  anderen  Berufes  und  irgend 
einer  anderen  Altersstufe.  Daher  ist  es  auch  erklärlich,  wenn  zurzeit  ein  Arbeiter- 
sekretär der  Diözesanleitung  schrieb:  »Die  jüngeren  Arbeiter  gehören  bei  uns 
durchweg  bis  zur  Zeit  der  Verheiratung  irgend  welchen  sozialistischen  Ver- 
einigungen an,  mögen  es  nun  sozialistische  Oewerkschaften,  .sozialistische 
Vergnügungsklubs  oder  sozialistische  politische  Vereine  sein.  . . . Erst  in 
älteren  Jahren  erinnern  sie  sich  wiederum  ihrer  katholischen  Erziehung,  kommen 
zur  »Besinnung«  und  schließlich,  freilich  dann  nur  zu  einem  geringen  Teile, 
auch  zu  den  katholischen  Standesvereinen.«  — Derselbe  Bericht  bezeichnet  als 
»typisches  Bild«  der  Altersverhältnisse  für  ältere  Arbeitervereine  Zahlen,  die 
von  einem  Vereine  in  München- Gladbach  ermittelt  wurden:  Dort  waren  unter 
478  Mitgliedern  nur  74  unter  30  Jahren,  dagegen  201  über  50,  wovon  93  über 
öo  Jahren ! 

Daß  die  Interessen  der  jungen,  meist  noch  unverheirateten 
oder  doch  in  kleineren  Familien  lebenden  Mitglieder  sich  nicht 
mit  den  Interessen  der  älteren  Kollegen  decken,  die  für  eine 
zahlreiche  Familie  zu  sorgen  haben  und  die  mil  zunehmendem  Alter 
an  Leistungsfähigkeit  und  Widerstandski  aft  abnehm^en,  dürfte 
klar  sein. 

Je  länger  je  mehr  muß  als  weiteres  Differenzieiungsmoment 
das  immer  stärker  werdende  Eindringen  weiblicher  Arbeitskräfte 
in  die  verschiedenen  Berufe  gelten.  Es  ist  selbstverständlich, 
daß  sich  die  Organisationen  bemühen  müssen,  die  Arbeits- 
kolleginnen für  ihre  Zwecke  zu  gewinnen.  Der  Erfolg  der  Be- 
strebungen blieb  lange  Zeit  verhältnismäßig  bescheiden.  igo8 
hatten  die  freien  Gewerkschaften  unter  ihren  i 830  000  Mit- 
gliedern 138  000  weibliche  Mitglieder  gegen  40  66b  im  Jahre 
1904.  Die  chiistlichen  Gewerkvereine  zählten  1904  7624,  1908 
22  087  weibliche  Organisationsangehörige.  Den  Hirsch-Dunckei- 
schen  Gewerkvereinen  waren  nur  einige  Tausend  Arbeiterinnen 
angeschlossen.  Nach  Kulemann  betiaten  zuerst  die  Buchdruk- 
kereihilfsarbeiterinnen  mit  Energie  die  gewerkschaftliche  Bahn: 
8ie  gründeten  sclion  am  5.  Mäiz  1890  in  Berlin  den  »Verein  der 
ArbeiteriniHui  an  Ihichdnickerschnellpressen«  und  gewannen  sogar 
den  Vorsprung  vor  ihiaui  männlichen  Kollegen,  die  erst  am  4.  Mai 
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1890  unter  dem  Einflüsse  des  Beispiels  der  Arbeiterinnen 
bewogen  werden  konnten,  zu  einem  »Interessen verein  der  Buch- 
druckereihilfsarbeiter« zusmnmenzutreten.  Die  Arbeiterinnen  in 
Hamburg,  Breslau,  Straßburg,  Leipzig  und  anderen  Städten 
organisierten  sich  nach  dem  Berliner  Vorbilde,  bis  sich  dann 
im  Mai  1898  alle  bestehenden  Vereine  zu  dem  »Verbände  der 
Buch-  und  Steindruckerei hilfsarbeiter  und  -arbeiterinnen«  zu- 
sammenschlossen. Der  Vorsitz  wurde  einer  Arbeiterin  über- 
tragen, die  ihn  seitdem  behalten  hat.  Daß  so  die  Arbeitei  innen 
ihrerseits  den  Männern  hinsichtlich  des  gewerkschaftlichen 
Zusammenschlusses  vorausgehen,  ist  allerdings  die  seltene  Aus- 
nahme. 

Im  allgemeinen  klagen  die  x\rbeiter  darüber,  daß  ihre 
weiblichen  Kollegen  nur  allzu  zögernd  den  Weg  der  Organisation 
finden  und  weiter  verfolgen.  Das  wurde  auch  zunächst  nicht 
anders,  als  nach  Ausbruch  des  Krieges  weibliche  Arbeitskräfte 
in  allen  Berufszweigen  in  ungeahntem  Umfange  Beschäftigung 
fanden ; in  den  freien  Geweikschaften  sank  sogar  die  Zahl  der  weib- 
lichen Mitglieder  von  217  764  im  I.  Quartal  1914  auf  169  907  im 
IV.  Quartal  1915.  Von  1917  ab  änderte  sich  aber  das  Bild 
rasch  und  gründlich.  Ende  1917  waren  330  146  Arbeiterinnen 
freigewerkschaftlich  organisiert;  das  waren  27%  der  Gesamtzahl 
(1264714),  freilich  zu  einer  Zeit,  wo  die  Zahl  der  weiblichen 
Arbeiter  die  der  männlichen  absolut  übertiaf;  von  den  weiblichen 
Krankenkassenmitgliedern  waren  Ende  1918  doch  nur  wenig 
mehr  als  8%  organisiert.  In  den  Hirsch-Dunckerschen  Gewerk- 
vereinen waren  1917  unter  79  113  Mitgliedern  7 609  Arbeiterinnen, 
in  den  christlichen  Gewerkschaften  im  Durchschnitt  desselben 
Jahres  unter  243865  Mitgliedern  44^16. 

Die  Schwierigkeiten,  die  sich  ergeben,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  Frauen  und  Mädchen  für  die  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen zu  gewinnen,  stehen  in  diesem  Paragraphen  nicht 
zur  Erörterung.  Auch  lassen  sie  sich  ja  aus  der  Natur 
der  Sache  sofort  ableiten.  Sie  sind  in  der  weiblichen  Ei- 
genart begründet,  in  der  doppelten  Arbeitslast,  die  auf  den 
h'rauen  im  Hause  und  außer  dem  Hause  ruht;  darauf  ferner, 
daß  die  jungen  Mädchen  die  Berufsarbeit  nur  als  Durchgangs- 
stadium betrachten;  »wenn  aber  einmal  die  verheiratete  Frau 
mitarbeiten  muß«,  so  meinte  mit  Recht  Frau  Zietz,  »so 
kommt  in  Betracht,  daß  sie  aus  Mutterliebe  glaubt,  daß  jeder 
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Pfennig,  der  für  die  Organisation  geopfert  wird,  ihrer  Familie, 
ihren  Kindern,  ihrem  Haushalte  entzogen  ist<<.  Die  Organi- 
sationslust  der  Frauen  wird  dadurch  noch  wesentlich  ge- 
mindert, daß  es  sich  bei  ihnen  meist  um  ungelernte  Arbeit  handelt, 
die  sie  häufig  in  raschem  Wechsel  bald  hierhin,  bald  dorthin 
bringt. 

Mir  liegt  hier  namentlich  daran,  darauf  hinzuweisen,  daß 
durch  Eintritt  zahlreicher  Frauen  in  die  Gewerkschaften  die 
innere  Geschlossenheit  dieser  Organisationen  neue  Belastungs- 
proben auf  sich  nehmen  muß.  Daß  im  wirtschaftlichen  Kon- 
kurrenzkämpfe ein  gewisser  Gegensatz  zwischen  Mann  und  Frau 
besteht,  läßt  sich  nicht  wegleugnen.  Die  jahrhundertlange  Tradi- 
tion, w^onach  Mann  und  Frau  verschiedene  Interessensphären 
haben  sollen,  der  physiologische  und  psychische  Unterschied  der 
weiblichen  und  männlichen  Individuen,  — das  und  manches  andere 
muß  zur  Erklärung  herangezogen  werden.  Hier  soll  nur  eine 
Tatsache  registriert  werden,  die  eine  Vertreterin  der  Arbeiterinnen 
auf  dem  Stuttgarter  Gewerkschaftskongresse  den  männlichen 
Kollegen  folgendermaßen  zum  Bewußtsein  brachte : »Die  Arbeiter 
behandeln  die  Arbeiterinnen,  mit  denen  sie  arbeiten,  meist  nur 
wenig  besser  als  die  Meister,  sie  betrachten  diese  Arbeiterinnen 
nicht  als  Kolleginnen;  dann  kann  man  sich  a.iich  nicht  wundern, 
w^nn  die  Arbeiterinnen  kein  Vertrauen  zu  ihren  Kollegen  haben. 
Sie  mögen  endlich  einmal  die  Theorie  in  die  Praxis  übersetzen 
und  die  Arbeiterinnen  praktisch  als  gleichberechtigt  anerkennen. 
Das  muß  auch  bei  den  Tarifvereinbarungen  geschehen.  W'enn 
es  passieren  kann,  daß  bei  einer  Tarifverhandlung  die  Arbeiter 
selbst  einen  Tarif  verschlagen,  der  verschiedene  Akkordsätze 
für  Männer-  und  Frauenarbeit  enthält,  so  ist  das  doch  nur  Wasser 
auf  die  Mühle  der  Unternehmer.  Die  Arbeiterinnen  stößt  man 
geradezu  ab«.  Andere  w^eibliche  Delegierte  äußerten  sich  ähnlich. 
Andererseits  erklärte  z.  B.  der  Gewerkschaftsdelegierte  Zöllner 
auf  dem  Metallarbeiterkongreß  1909:  »Wir  wissen  ja  alle,  wäe 
sehr  uns  die  weiblichen  Mitglieder  belasten,  zumal  da  sie  uns 
meist  nur  in  dem  Lebensalter  angehören,  w'o  sie  noch  Kinder 
bekommen  und  uns  durch  die  Schwangeren-  und  W'öchnerinnen- 
UjiterstützLing  Kosteji  verursachen«.  Und  ein  anderer  Redner 
jueinte  auf  demselben  Kongreß:  »Daß  die  Verhältnisse  bei  den 
’l'extilarbeitern  keine  guten  sind,  liegt  an  der  großen  Zahl  weib- 
licher Mitglieder«. 
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W i e sollen  die  Frauen  organisiert  werden  ? Frau  Gnauck- 
Kühne,  die  den  christlichen  Organisationen  nahe  stand,  trat 
energisch  für  die  gemeinsame  gewerkschaftliche  Organisation  von 
Männern  und  Frauen  ein.  »Eine  rein  weibliche  Gewerkschaft 
erscheint  mir  aussichtslos«,  schreibt  sie;  »Frauen  sind  schwer 
zu  gemeinsamem  Vorgehen  zu  bringen,  die  Disziplin  fehlt,  und 
zweitens  fehlen  die  finanziellen  Unterlagen.«  Eine  andere  kun- 
dige Vertreterin  der  Arbeiterinneninteressen,  Frau  Dr.  Elisabeth 
Gottheiner,  äußert  sich  ähnlich;  sie  glaubt  auch,  daß  die  Gewerk- 
schaftsge schichte  den  sicheren  Schluß  zulasse,  daß  die  wirklichen 
Erfolge  auf  gewerkschaftlichem  Gebiete  immer  nur  die  Frauen 
zu  verzeichnen  hätten,  die  mit  den  Männern  gemeinsam  organi- 
siert seien.  Das  klassische  Beispiel  dafür  liefere  die  Organisation 
des  englischen  Textilgewerbes  mit  60%  weiblicher  Mitglieder 
und  ihrem  Prinzip  gleicher  Löhne  bei  gleicher  Leistung  von 
Männern  und  Frauen.  Sehr  interessant  sei  auch  die  Tatsache,  daß 
die  englische  Fr a.uen- Gewerkschaftsliga,  die  anfänglich  das  System 
der  getrennten  Organisation  versuchte,  erst  mit  dem  Wechsel 
der  Taktik  anfing,  nennenswerte  Erfolge  zu  erzielen.  Heute 
trete  sie  in  allen  Industrien,  in  denen  Männer  und  Frauen  neben- 
einander arbeiteten,  grundsätzlich  für  die  gemeinschaftliche 
Organisation  ein  und  erkläre  die  weibliche  Sonderorganisation 
nur  in  solchen  Gewerben  für  berechtigt,  die  ausschließlich  Frauen- 
arbeit verwendeten.  Aus  Amerika  berichtet  Belva  Mary  Herren, 
daß  man  dort  von  vornherein  die  Nachteile  rein  weiblicher 
Gewerkvereine  klar  erkannt  habe.  Allerdings  gebe  es  in  den 
Vereinigten  Staaten  zahlreiche  fast  rein  weibliche  Untergruppen 
innerhalb  der  großen  Organisationen,  das  erkläre  sich  aber  aus 
der  Art  der  betreffenden  Arbeit,  die  dann  eben  fast  a,usschiieß- 
lich  von  Arbeiterinnen  erledigt  werde.  Da,  wo  die  Arbeitsteilung 
nicht  nach  dem  Geschlecht  durchgeführt  sei,  wo  zwischen  Männern 
und  Frauen  freie  Konkurrenz  herrsche,  da  seien  auch  die  Arbeitei 
und  Arbeiterinnen  in  gemischten  Untergruppen  zusammen  tätig. 
In  Deutschland  standen  die  freien  Gewerkschaften  ebenso  wie 
die  christlichen  Gewerkvereine  stets  auf  dem  Standpunkt,  daß 
Männer  und  Frauen  in  einer  Organisation  zu  vereinigen  seien, 
daß  also  von  der  Bildung  besonderer  Gewerkschaften  lür  Ar- 
beiterinnen a.bzusehen  sei.  Die  Hirsch-Dunckerschen  Gewerk- 
vereine maxhten  1902  den  Versuch  mit  einem  besonderen  »Gewerk- 
verein der  Frauen  und  Mädchen«,  der  sich  in  Ortsgruppen  glie- 
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derte;  Erfolg  hatte  die  Gründung  nicht;  i()o8;  730,  1168 

Mitglieder. 

Dem  formellen  Anschluß  der  Arbeiterinnen  an  die  Gewerk- 
schaften standen  früher  insofern  Schwierigkeiten  gegenüber,  als 
in  einigen  Bundesstaaten,  namentlich  in  Preußen,  die  praktische 
Handhabung  des  Vereins-  und  Versammlungsrechtes  die  Gewerk- 
schaften zuweilen  zu  politischen  Vereinen  machte,  denen  Ai- 
beiterinnen  nicht  angehören  durften. 

Aber  auch  davon  abgesehen  bestehen  doch,  namentlich  bei 
den  deutschen  Arbeiterinnen,  wenn  duch  nicht  in  ^ allen 
Gegenden  in  demselben  Maße,  Bedenken  dagegen,  in  abendlichen 
Sitzungen  mit  den  männlichen  Arbeitern  zu  beraten;  auch  läßt 
sich  das  bei  den  Frauen  manchmal  nicht  so  leicht  durchführen 
wegen  der  besonderen  häuslichen  Pflichten,  die  sie,  zumal 
abends,  übernehmen  müssen.  Daher  sind  einige  Organist) - 
tionen  auf  den  Gedanken  gekommen,  eine  Art  Mittelding  zwi- 
schen Zentralisation  und  selbständigen  Organisationen  der  Arbei- 
terinnen zu  schaffen.  Im  Zentralverband  christlicher  Textilarbeiter 
ist  z.  B.  die  formelle  Scheidung  der  weiblichen  von  den  männ- 
lichen Mitgliedern  beibehalten,  jedoch  die  Organisation  der  Ar- 
beiterinnen in  allen  Beziehungen  der  Leitung  des  Zentralver- 
bandes unterstellt,  sowohl  hinsichtlich  des  Verbandsausschusses 
und  Zentralvorstandes  wie  auch  der  Bezirks-  und  Ortsgruppen- 
vorstände. ln  dem  besonderen  Statut  für  die  Arbeiterinnen 
heißt  es:  »Es  sollen  eigene  Vertrauenspersonen  aus  den  Reihen 
der  weiblichen  Mitglieder  bestimmt  werden,  welche  die  Wünsche 
und  Beschwerden  derselben  den  Ortsgruppen-  bzw.  Zahlstellen- 
vorsitzenden oder  auch  direkt  dem  Bezirksvorstände  zu  über- 
mitteln haben.«  Der  4.  Kongreß  der  christlichen  Gewerkschaften 
(1902)  empfahl  diese  Organisationsform  und  auf  dem  Breslauer 
Kongreß  (1906)  wurde  u.  a.  angeraten,  »möglichst  besondere 
Versammlungen  für  die  Arbeiterinnen  zu  veranstalten,  die  tun- 
lichst niclit  in  Wirtschaftslokalen  veranstaltet  und  frühzeitig 
g(‘sc}ilossen  v'crden  sollten«. 

Endlicii  nocJi  ein  paar  kurze  Bemerkungen  darüber,  wie 
(inrcli  (las  Zusannnenarbeiten  von  einheimischen  und  fremden 
Ari)eitern  das  Standesinteresse  differenziert  wird.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  daß  durcii  I leranzit'lien  fremder  Ekuuente,  denen  das 
SolidaritälsgcTühl  d(‘r  deutsclien  Arbeiter  fremd  ist,  die  auf 
nieden*!'  Knllurstnk*  slelu'u,  sicli  juit  geringerer  Lebenshaltung 
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zufrieden  geben,  das  gewerkschaftliche  Interesse  schwer  ge- 
schädigt werden  kann.  Aber  einem  Abschieben  über  die  Grenzen 
steht  gerade  bei  der  größten  Gruppe  der  deutschen  Gewerk- 
schaften das  Prinzip  der  internationalen  Solidarität  gegenüber. 
Der  Satz:  »Proletarier  aller  Länder  vereinigt  Euch!«  läßt  sich 
mit  dem  ganz  anders  klingenden  Satze : »Proletarier  anderer 
Länder,  heraus  mit  Euch!«  ganz  und  gar  nicht  vereinbaren. 
Man  muß  also  die  Fremdlinge  dulden  und  sie  mit  allen  Mitteln 
für  die  Organisation  zu  gewinnen  suchen,  schon  um  zu  verhindern, 
daß  sie  deren  Politik  durchkreuzen.  Das  ist  aber  leicht  gesagt 
und  schwer  getan.  Die  Gewerkschaften  suchen  sich  daher  in- 
direkt zu  helfen,  indem  sie  gesetzliche  Maßnahmen  gegen 
Anwerbung  lohndrückender  Contraktarbeiter,  für  Sicherstellung 
des  Arbeiterschutzes,  gegen  Einschleppung  gewisser  Berufskrank- 
heiten u.  dgl.  fordern.  Das  Problem  wurde  im  Jahre  1916  in  den 
Gewerkschaftsblättern,  so  im  »Grundstein«,  in  der  »Metailarbeiter- 
zeitung«,  im  »Proletarier«,  im  »Correspondenzblatt«  viel  erörtert  — 
damals  konnte  man  noch  an  ein  Ueber fluten  Deutschlands  mit  aus- 
ländischen Arbeitskräften  für  die  Zeit  nach  dem  Krieg  denken  — ; 
jetzt  hat  die  ganze  Frage  nur  noch  ein  theoretisches  Interesse 
für  die  deutschen  Gewerkschaften,  die  vielleicht  bald  dem 
möglicherweise  notwendig  werdenden  Export  deutscher  Arbeits- 
kräfte nach  dem  Auslände  werden  ungewohnte  Aufmerksamkeit 
widmen  müssen. 

Die  verschiedenartigen  differenzierenden  Momente,  die  das 
Gewerkschaftsieben  beeinflussen,  müssen  sich  um  so  mehr  be- 
merkbar machen,  je  größer  die  Fluktuation  der  Mitglieder  ist. 
Bei  den  meisten^  gewerkschaftlichen  Organisationen  geht  es  aus 
und  ein  wie  in  einem  Taubenschlag;  dem  Metallarbeiterverbande 
traten  z.  B.  im  Laufe  des  Jahres  1907  über  147  000  Mitglieder 
neu  bei,  trotzdem  betrug  der  Zuwachs  am  Ende  des  Jahres  nur 
27  000.  Der  Holzarbeiterverband  nahm  1908  33  700  Mitglieder 
neu  auf,  dagegen  gingen  durch  Austritt,  Streichung,  Todesfall 
usw.  37  000  Mitglieder  dem  Verbände  wieder  verloren, — und  doch 
war  das  noch  ein  günstiges  Gesamtresuitat  hinsichtlich  der 
Fluktuation;  »diese  hat«,  heißt  es  im  Jahrbuch  1908,  »abgenom- 
men und  beträgt  auf  die  Gesamtzahl  der  Mitglieder  berecimet 
25,6%  gegen  33,1%  im  Jahre  1907«.  »Dem  Riesenwechsel  kann 
nur  dadurch  abgeh olfen  werden«,  so  erklärte  der  Vorstand  des 
Bergarbeiterverbandes  (Jahresbericht  »daß  dies('  Lc'ute 
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ihre  Anrechte  auf  Unterstützung  in  allen  l'eilen  verlieren. <(  In- 
dessen auch  dieses  Mittel  — über  das  sich  übrigens  die  Arbeiter 
nicht  genug  entrüsten  können,  wenn  es  die  Unternehmer  zur 
Anwendung  bringen,  — hat  sehr  wenig  geholfen.  Im  Jahre  1907 
traten  dem  freien  Bergarbeiterverband  33  600  Arbeiter  bei,  ab(a 
der  wirkliche  Zuwachs  betrug  nur  i 229.  Beim  Metallarbeiter- 
verbande  gingen  vom  Zugänge  des  Jahres  1908  100,12%  wieder 
ab,  d.  h.  es  schieden  mehr  aus  als  eintraten;  die  entsprechenden 
Prozentziffern  für  die  folgenden  Jahre  waren  90,13%,  56,65%, 
75,49%,  78,41%  (1912).  Die  Fluktuation  würde  ziffernmäßig 
wohl  noch  wesentlich  größer  sein,  wenn  nicht  »stets  in  jeder 
Organisation  ein  Teil  auf  dem  Papier  stehender  Mitglieder« 
mitgeführt  würde;  »ein  Heer  von  15 — 20%  Mitgliedern  ist  im 
Rückstände  oder  zahlt  schließlich  nicht«  (Jahresbericht  des 
Vorstandes  des  Verbandes  der  Bergarbeiter  pro  1907/08). 

Man  geht  wohl  nicht  fehl,  w^enn  man  die  geringe  Anhänglich- 
keit einer  großen  Zahl  Gewerkschaftler  an  ihre  Organisation 
als  Beweis  dafür  gelten  läßt,  daß  manche  Arbeiter  den  Gewerk- 
schaften durchaus  nicht  aus  innerer  Ueberzeugung  beitreten  und 
bei  ihnen  bleiben,  daß  vielmehr  der  sog.  »Gewerkschaf tsterroris- 
mus«  nicht  nur  in  der  Agitation  der  Unternehmer,  sondern  auch 
in  der  Wirklichkeit  eine  bedeutsame  Rolle  spielt.  Das  geben 
auch  die  Arbeiterführer  meist  offen  zu,  nur  nennen  sie  diesen 
Terrorismus  »berechtigt«. 

Gewaltmaßregeln  in  der  Weise,  daß  der  Staatsanwalt  sich 
dafür  interessieren  könnte,  vermeidet  der  kluge  Gew^erkschafts- 
agitator;  es  stehen  ihm  ja  viel  gründlichere  und  weniger  offen- 
kundige Zwangsmittel  zur  Verfügung,  z.  B.  der  gesellschaftliche 
Boykott,  der  nach  der  Aeußerung  Bernsteins  »seinem  Gegen- 
stand das  Leben  zur  Hölle  machen  kann,  zumal  es  dann  auch 
nicht  an  Schabernack  aller  Art  zu  fehlen  pflegt«.  Ob  ein  mit 
solchen  Mitteln  zusammengefügtes  Gebäude  starke  Stürme  über- 
dauern ward,  muß  die  Zukunft  lehren. 

Lin  so  entschiedener  Freund  der  Arbeiterkoalitionen  wie 
Ifugeji  Dühring  urteilt  über  den  Gewerkschaftsterrorismiis  (Waf- 
hm,  Kapital  und  Arbeit,  1906,  S.  51): 

»lüii  einziger  Uin.stand  i.st  in  den  arbeiterlichen  Gesaintaktioneii  unbedingt 
verwerilich.  Die.ser  besteht  in  der  begreiflichen,  aber  tlaruin  nicht  minder  häÜ- 
liclien  'J'endenz,  den  l'hnzelnen  gegen  sein  indi\dduelles  Gutbefinden  zwingen 
zu  wollen 
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Uebrigens  ist  es  die  alte  Geschichte;  die  Menge  will  den  Einzelnen  unter 
ihr  Joch  beugen.  Die  Minderheiten  sollen  keine  Rechte  haben.  Ja  manchmal 
sind  es  auch  nur  Usurpatoren,  die  nicht  einmal  in  der  Mehrheit  sind,  was  den 
Terrorismus  über  Dissen tier ende  auszuüben  unternimmt.  Derlei  gegeiÄber 
sind  nun  scharfe  Zurückweisungen  und  gesetzliche  Vorkehrungen  ganz  am 
Orte  . . .« '). 


12.  Kapitel. 


Das  Unterstützungswesen  als  Mittel  zum  Zweck. 


Die  Entwicklung  der  Ausgaben  für  Unterstützungen  seitens 
der  freien  Gewerkschaften  veranschaulichen  folgende  Tabellen: 


Ein  interessanter  Beitrag  zur  Geschichte  des  Terrors  in  den  wirtschaft- 
lichen Betrieben  ist  folgendes: 

Im  April  1919  nahm  der  Vollzugsrat  Groß-Berlin  einen  Antrag  der  Un- 
abhängigen an,  in  dem  es  heißt:  »Sollten  sich  in  einem  Betriebe  die  aus  den 
politischen  Verhältnissen  entstehenden  Gegensätze  scharf  zuspitzen  und  dadurch 
ein  ersprießliches  Zusammenarbeiten  gefährden  oder  gar  die  Mehrheit  der 
Arbeiterschaft  Anstoß  an  der  Tätigkeit  irgendwelcher  Arbeiter  nehmen,  so 
hält  es  der  Vollzugsrat  für  ganz  selbstverständlich,  daß  die  davon  Betroffenen 
das  tun,  was  die  Aufrechterhaltung  der  Einigkeit  der  im  Betriebe  beschäftigten 
Arbeiterschaft  erfordert.  Unterlassen  dies  die  Betroffenen,  so  beweisen  sie, 
daß  sie  nicht  die  Einigkeit  der  Arbeiterschaft  wollen,  sondern  bewußt  und  mit 
Ueberzeugung  der  Reaktion  in  die  Hände  arbeiten.«  Dazu  bemerkte  der  »Vor- 
wärts« in  einem  Leitartikel  am  22.  April  1919:  »Nach  dem  vom  Vollzugsrat 
angenommenen  Antrag  der  U.S.P.D.,  der  schamlos  und  unlogisch  zugleich  ist, 
kann  also  in  Zukunft  die  Mehrheit  von  auf  demselben  politischen  Boden  stehen- 
den Arbeitern  die  anders  Denkenden  auf  die  Straße  setzen,  indem  sie  die  letzteren 
zwingt,  das  zu  tun,  »was  die  Aufrechterhaltung  der  Einigkeit  der  im  Betriebe 
beschäftigten  Arbeiterschaft  erfordert«,  d.  h.  den  Betrieb  zu  verlassen. «_  Der  Ar- 
tikel schließt:  »Niemand  von  uns  darf  den  gleichen  Weg  beschreiten.  Alle  diese 
Methoden  sind  terroristisch  und  noch  nie  hat  sich  auf  dem  Terror  eine  politische 
Macht  für  die  Dauer  etabliert.  Die  politische  Macht  des  Sozialismus,  die  Macht  des 
Proletariat  ist  im  Wachsen,  sie  soll  zu  einer  dauernden  ausgebaut  werden.  To- 
tengräber dieser  Arbeit  aber  sind  diejenigen,  die  den 
schlimmsten  Feind  des  Sozialismus,  den  '1'  e r r o r , g r o ß- 
ziehen.  Arbeiter,  denkt  daran  !« 

Als  Gegenstück  mag  folgendes  Zitat  aus  dem  »Vorwärts«  flienen : »Ein 
Arbeiter,  der  seine  Kollegen  durch  Zwang  in  die  Orga- 
nisation h i n e i n t r e i b t , handelt  h o c h m o r a l i s c h , indem  er 
sie  zwingt,  von  dem  ihnen  zustehenden  Koalitionsrecht  Gebrauch  zu  machen.  Der 
terrorisierende  Arbeiter  tut  dasselbe  an  seinen  rückständigen  Kollegen,  was  der 
Staat  an  den  unmündigen  Kindern  tut,  indem  er  diese  zwingt,  in  die  Schule  zu 
gehen  und  etwas  zu  lernen«  (19.  I’ebruar  1908). 
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Tabelle  A. 

I.  Ausgaben  für  sämtliche  rnterstützirngsz w'cige. 

^ II.  Ausgaben  für  Kampfzwecke:  Streik-,  ('remaüregeltenunterstiitzuiig 

III.  Ausgalxjn  für  die  übrigen  I Jnterstützungszweige : Arl)eitslo.sen-, 
Reise-,  linzugs-,  Kranken-,  Invaliden-,  Sterbefall-,  Notfallunter- 
stützung und  Rechts.schutz. 


Jahr 

I 

li 

III 

absolut 

M. 

% ^ler 
Uesamt- 

ans- 
gaben  j 

])ro 

Ko])f 

absolut  1 
M. 

1 

Gesamt-  ])ro 
aus-  ! Kopf 
gaben  1 

absolut 

M. 

% <ler 
(lesamt- 

1 aus- 
1 gaben 

1 pro 
Kopf 

i 

% ^ 
IJnt 

stützi 

au.s^: 

1 900 

4 7-2«  34 T 

38,46 

^95 

2 722  734 

^ 1 

33,96  ' 4,00 

’ 005  907 

1 

24,80 

2,95 

42, 

1904 

II  III  025 

62,64 

10,56 

6 405  728 

36,11  6,09 

4 7<>5  297 

1 26,53 

4,47 

42,1 

1905 

16071  796 

(^4,62 

12,03 

IO  160  859 

40,60  : 7,59 

6 010937, 

24,02 

4,47 

1 37, 

1900 

23  III  682 

<>2,53 

13,68 

14  543  h2i 

39,35  ; 8,9 1 

8 j(>8  061 

23,18 

5,97 

1 37, 

1907 

27  203  098 

63,08 

T4,59 

14  206  408 

32,94  1 7,62 

1 2 996  690 

39,14 

^97 

1 47, 

1908 

26  264  429 

^>2,45 

14,34 

6 259  662 

14,88  3,42 

20  004  767 

47,57 

19,92 

7^^ 

1909 

29  093  5^»! 

62,89 

15,86 

7 979  T15 

17,25  4,35 

21  1 14  446 

45,^4 

I 1,52 

72, 

1910 

39  117  666 

<>7ö3 

19,39 

20  413  343 

35,24  i«,i2 

18  704  323 

32,29 

9,27 

47, 

1911 

38  677  342 

^>4,44 

l6,6() 

iS  198  847 

30,32  7,84 

20  478  495 

34,12 

1 ^^,«2 

52, 

1912 

37  194  4^2 

90,87 

, 14,7« 

13  817  408 

22,61  5,46 

23  377  094 

38,26 

i 9,24 

62, 

1913 

47  793  033  1 

6:5,81 

i 1^,76 

17  542  217 

23,42  6,88 

30  250  816 

i 49,39 

,11,88 

63.  li 

Tabelle  B. 

(Unterabteilungen  von  II 1 aus  Tabelle  A.) 

a)  Ausgaben  für  Arbeitslosen-,  Reise-,  Umzngsunterstützung. 

b)  Ausgaben  für  Kranken-,  Invaliden-,  Sterbefall  Unterstützung. 

c)  Ausgaben  für  Notfall-Unterstützung,  Rechtsschutz. 


a 

1) 

c 

Jahr 

absolut 

M. 

pro 

Kopf 

alxsolut 

M. 

■ pro 

1 Kopf 

^ 

absolut  > 

M.  ; 

pro 

Kopf 

1904 

2 357  [62 

1 

i 2,24 

I 897  65 1 

i r,8o 

459  484 

9,43 

1995 

2 880  295 

i 2,14 

2 523  275 

1,88 

607  3()7 

9,45 

i9oi> 

3 h92  255 

2,16 

4 049  099 

2,40 

856  707 

9,51 

1997 

7 (>72  441 

4, ' ' 

4 599  799 

2,42 

814  480 

1 9,44 

I 9(j8 

<)  608  898 

53-4 

9 5()0  128 

5,21 

835  741 

9,46 

1999 

ioooo()88 

5,49 

10  228  738 

5,58 

835  311 

. 0,46 

Kilo 

7 197  (>58 

3,67 

10  417  .j7(.  • 

1 5,19 

878  889 

0,44 

K)1  1 

7 735  •'^49 

3,33 

11  851  122  1 

5, ' ' 

891  533 

9,38 

1912 

9325745  : 

3,99 

13  142  716 

5,19 

998  543  1 

9,39 

•913 

'3  479  39  1 1 

5,29 

15  354  S54  1 

(■,,03 

1 425  938  1 

o,8ü 

ln  d. 

10  Jahren 

D.  1.  in  % 
sämtl.  (iiiter- 
stütz.-Ausg. 

71  121  88(, 

25,96% 

1 

•^^3  534  «28 

28,25% 

8 594  713 

aSS% 
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ln  den  Jahren  1904/13  wurden  mithin  für  Streik-  und 
Gemaßregeltenunterstützung  129  527  208  Mark  ausgegeben,  das 
waren  43,80%  sämtlicher  Unterstützungsausgaben;  die  übrigen 
Unterstützungseinrichtungen  erforderten  gleichzeitig  166  161  427 
Mark  — 56,20%.  Das  ist  für  letztere  ein  absolut  und 

relativ  sehr  erheblicher  Betrag,  zumal  in  Rücksicht  ge- 
zogen werden  muß,  daß  bei  uns  weit  mehr  als  etwa  in  Eng- 
land durch  Zwangsversicherung  für  die  Arbeiter  Vorsorge  ge- 
troffen wird. 

Die  Beihilfen  für  Streik-  und  andere  Lohnbewegungen,  die 
uns  in  anderem  Zusammenhang  noch  genauer  interessieren 
müssen,  wurden  in  früheren  Zeiten  meist  besonderen  Streikkassen 
entnommen,  für  welche  Sonderbeiträge  ausgeschrieben  wurden. 
Seit  der  Jahrhundertwende  sind  diese  Spezialfonds  fast  überall 
beseitigt  worden,  an  ihre  Steile  traten  die  Mittel,  die  durch 
regelmäßige  Einnahmen  Zusammenflüssen,  natürlich  unbeschadet 
der  Extrabeiträge,  die  von  Fall  zu  Fall  und  von  Ort  zu  Orl  für 
große  Kämpfe  erforderlich  werden. 

Unterstützungseinrichtungen  finden  wir  gleich  in  den 
ersten  Anfängen  des  deutschen  Gewerkvereinswesens.  Die  schon 
erwähnten  Musterstatuten,  die  im  Oktober  1868  für  die  Hirsch- 
Dunckerschen  Gewerkvereine  auf  gestellt  wurden,  sahen  nach 
englischem  Vorbilde  Krankenunterstützung,  Begräbniskassen,  In- 
validen- und  Aitersversorgungskassen  und  Unterstützung  der  Aus- 
gesperrten und  Gemaßregelten  vor.  Einigermaßen  auffallend  ist, 
daß  die  Arbeitslosenunterstützung,  die  bei  den  englischen  Gewerk- 
vereinen stets  eine  größere  Bedeutung  hatte,  in  Deutschland 
zunächst  wenig  Beachtung  fand,  bis  sie  erst  in  jüngster  Zeit, 
dann  allerdings  mit  raschem  Erfolge,  in  den  verschiedenen 
Gewerkschaftsorganisationen  eingeführt  wurde.  Eigenartig  w'ar 
es,  daß  die  Hirsch-Dunckerschcn  Gewerkvereine  für  die  Unter- 
stützungszwecke selbständige,  von  der  allgemeinen  Gewerk- 
schaftskasse gesonderte  Kassen  einrichteten,  im  Gegensatz  zu  der 
in  England  üblichen  Gepflogenheit.  Die  von  Schw^eitzer  und 
Fritzsche  gegründeten  Gewerkschaften,  die  von  vornherein  als 
Kampfvereine  gedacht  waren,  interessierten  sich  nur  für  Unter- 
stützungen, die  unmittelbar  ihrem  Hauptzwecke  dienstbar  w^iren, 
also  für  Streikunterstützung  u.  dgl.  Jedenfalls  wurde  auch  da, 
wo  in  den  von  Schweitzer  und  Fritzsche  gegründeten  Gewerk- 
schaften die  Einrichtung  von  Kranken-,  Invaliden-,  Reise-  und 
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Sterben ntcrstüt Zungen  erörtert  und  im  Prinzip  beschlossen 
wurde,  faktisch  so  gut  wie  nichts  erreicht. 

Brüggerhoff  hat  bei  seinen  Studien  über  das  T Interstützungswesen  be 
den  deutschen  freien  Gewerkschaften  den  Eindruck  gewonnen,  daß  die  in- 
ternationalen Gewerksgenossenschaften  Bebel-Eiebknechtscher  Richtung  für 
die  Unterstützungsaufgaben  der  Gewerkschaften  ein  bemerkenswert  größeres 
Verständnis  hatten  als  die  Lassalleaner.  So  waren  im  Statut  der  i868  errich- 
teten internationalen  Gewerksgenossenschaft  der  Maurer  und  Zimmerer  im 
§ 2 Kranken-,  Begräbnis-,  Invaliden-  und  Alterskassen  sowie  Wanderunter- 
stützung vorgesehen.  Aus  Mangel  an  Mitteln  kam  es  aber  nur  zu  einer  Kranken- 
und  Sterbekasse.  Auch  der  von  Auer  gegründete  Sattlerverband  hat  sich  häufig 
mit  der  Unterstützungsfrage  befaßt.  Auf  seinem  Kongreß  in  Dresden  (Mai 
1875)  beschloß  er,  die  Agitation  durch  Schaffung  »wirtschaftlicher  Anziehungs- 
mittel« zu  verstärken.  Ebenso  erkannte  der  alte  Gewerkschaftsführer  Geib 
schon  frühzeitig,  »daß  die  Unterstützungseinrichtungen  »Säulen«  der  Ge- 
werkschaftsbewegung würden  und  Arbeiter  nur  durch  materielle  Interessen 
zu  fesseln  seien«  (Brüggerhoff).  Das  beste  Unterstützimgswesen  richtete  sich 
schon  bald  nach  seiner  Gründung  der  Buchdruckerverband  ein,  der  1866  aus 
dem  Zusammenschluß  einer  Reihe  zerstreuter  älterer  Organisationen  von 
meist  lokalem  Charakter  entstand.  Die  Gemaßregeltenunterstützung,  die 
Umzugsunterstützung,  die  Reiseunterstützung  wurden  zuerst  eingeführt;  an 
die  Arbeitslosenunterstützung  wurde  gleichfalls  schon  früh  gedacht,  aber  auch 
bei  den  Buchdruckern  konnte  der  Gedanke  erst  verhältnismäßig  spät  verwirk- 
licht werden.  So  war  im  ganzen  die  Entwicklung  des  Unterstützungswesens 
eine  außerordentlich  langsame. 

Während  des  Sozialistengesetzes  hatten  zuweilen  »freie  Hilfskassen«  die 
Aufgabe,  an  Stelle  der  aufgelösten  Gewerkschaften  das  Gefühl  der  Solidarität 
wachzuhalten.  So  erklärt  es  sich,  daß  in  einer  Zeit,  wo  alle  gewerkschaft- 
lichen Einrichtungen  in  ihrer  Wirksamkeit  lahmgelegt  waren,  die  Unterstützungs- 
einrichtungen einen  kräftigen  Impuls  erhielten  und  daher  auf  diesem  Gebiete 
nach  Aufhebung  des  Sozialistengesetzes  besonders  gute  Vorarbeit  für  einen 
gut  fundierten  Neubau  geleistet  war. 

Allerdings  ging  die  Weiterentwicklung  auch  nach  1890  nicht 
glatt  von  statten.  Die  Gewerkschaftsführer  hatten  sich  hei  ihren 
Bemühungen,  das  Unterstützungswesen  planmäßig  ouszubauen, 
mit  ernstem  Widerspruch  abzufinden,  und  dieser  Widerspruch 
ist  bis  zum  heutigen  Tage  nicht  ganz  aus  dem  Felde  ge- 
schlagen worden.  Nur  dadurch  konnte  man  die  lebhafte  Oppo- 
sition zum  Stills>tand(‘  bringen,  daß  man  immer  wieder  betonte, 
das  Unterstützungswesen  sei  durchaus  nicht  Selbstzweck, 
und  man  wolle  nicht  Kassenmcnschen  heranziehen,  die 
möglicherweise  das  lnt(‘r('ss(‘  am  Klassenkampfe  verlieren  könn- 
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ten,  vielmehr  sollten  alle  Unterstützungseinrichtungen  nur  An- 
lockungs-  und  Bindemittel,  in  diesem  Sinne  Mittel  zum  Zweck 
sein.  Insbesondere  hoffte  man,  durch  Ausbau  der  Arbeits- 
losenunterstützung auch  auf  die  Indifferenten  einen  Anreiz  aus- 
zuüben, den  Gewerkschaften  beizu treten. 

Besonders  deutlich  geht  das  aus  einem  Beschlüsse  des  Gewerkschaftskongres- 
ses in  Berlin  1896  hervor:  »In  der  Erwägung,  daß  die  Arbeitslosenunterstützung 
— abgesehen  von  deren  humanitärem  Charakter  — die  Stabilität  des  Mitglieder- 
standes in  den  einzelnen  Organisationen  in  hohem  Maße  garantiert,  und  in  der 
weiteren  Erwägung,  daß  durch  diese  Unterstützung  auf  die  Lohn-  und  Arbeits- 
verhältnisse verbessernd  eingewirkt  werden  kann,  indem  das  Angebot  der  arbeits- 
losen Hände  unter  den  jeweilig  geltenden  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen,  wenn 
auch  nicht  vollständig  beseitigt,  so  doch  ganz  bedeutend  vermindert  wird, 
erkennt  der  2.  deutsche  Gewerkschaftskongreß  in  diesem  Unterstützungszweig 
einen  bedeutenden,  ja  notwendigen  Förderer  der  gewerkschaftlichen  Organi- 
sationen, der  keineswegs  geeignet  ist,  den  Klassenkampfcharakter  der  Organi- 
sationen zu  vernichten.  Der  Kongreß  empfiehlt  deshalb  den  deutschen  Gewerk- 
schaften überall  da,  wo  sich  der  Einführung  der  Arbeitslosenunterstützung 
keine  Schwierigkeiten  bieten,  eine  solche  einzuführen.« 

Zeitweise  hatten  diej  Gewerkschaftsführer  ihre  Unterstüt- 
zungseinrichtungen besonders  gegen  die  sog.  Lokaiisten  zu 
verteidigen.  Als  im  Dezember  1907  auf  einer  Konferenz  der 
freien  Vereinigung  der  Maurer  über  die  Einigungsverhandlungen 
mit  dem  Zentralverband  der  Maurer  verhandelt  and  dabei  von 
verschiedenen  Seiten  erklärt  wurde,  daß  man  im  Prinzip  die 
Einigung  zwar  für  wünschenswert  halte,  aber  deshalb  Be- 
denken habe,  weil  die  Zentralverbäncle  sich  durch  ihre  Unter- 
stützungseinrichtungen den  Hirsch-Dunckcrschen  Gewerkschaften 
näherten  und  nicht  den  Charakter  echter  Klassenkampforgani- 
sationen hätten,  antwortete  Bömelburg  als  Vertreter  des  Zentral- 
verbandes der  Maurer,  die  Unterstützungseinrichtungen  seien 
nicht  Selbstzweck,  sondern  nur  Mittel  zum  Zweck,  seien  dazu  da, 
den  Gedanken  der  Solidarität  zu  befestigen.  Auch  die  Leitung 
des  Verbandes  habe  von  jeher  davor  gewarnt,  daß  mit  den 
Unterstützungseinrichtungen  zu  weit  gegangen  werde  (»V()rwärts<<, 
22.  Dezember  1907).  Aehnlich  erklärte  Legien  im  November 
1908:  »Die  Unterstützungen  haben  die  Gewerkschaften  nicht 
eingerichtet,  um  eine  Aussöhnung  mit  den  bestehenden  Zuständen 
der  Gesellschaft  anzubahnen,  sondern  um  vielmehr  den  Kam])f- 
charakter  der  Organisationen  zu  stärken.«  Nebenbei  bemerkt,  das 
ist  bei  den  englischen  Gewerkvereinen  nicht  anders.  J)ie  \\  ( bbs 
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nennen  das  ganze  Hilfskassenwesen  der  Gewerkvereine  nur  eine 
»Zutat«,  die  »der  Ho-uptaufgabe,  den  Mitgliedern  bessere  Arbeits- 
bedingungen zu  sichern,  durchaus  untergeordnet  ist«  (Theorie 
und  Praxis  der  engl.  Gewerkvereine,  deutsch  von  Hugo,  II.,  72). 
Dadurch,  daß  man  die  Ausgaben  ftir  Streiks  einerseits,  für 
Unterstützungen  »im  Frieden«  andererseits  einander  gegcnüber- 
stellt,  kann  man  das  Gegenteil  nicht  beweisen. 

Weil  die  Unterstützungsaufgabe  — namentlich  bei  den  freien 
(lewerkschaften  — gewiß  nicht  ausschließlich,  aber  doch  vorwie- 
gend einen  agitatorischen  Charakter  trägt,  wird  man  auch  bei 
Zuweisung  von  Unterstützungen,  wenn  die  Verhältnisse  es  for- 
dern, mit  einer  gewissen  Nachgiebigkeit  vergehen  müssen.  So 
bezweifelt  Brüggerhoff,  ob  die  die  Unterstützung  begründenden 
Tatsachen  immer  genügend  genau  erforscht  und  kontrolliert 
^vürden.  Bei  der  Arbeitslosenunterstützung  biete  sich  z.  B.  in 
einer  Großstadt  sehr  leicht  Gelegenheit,  eine  zeitweise  Nebenbe- 
schäftigung zu  verheimlichen.  Auf  dem  Lande  sei  es  häufig  nicht 
weniger  umständlich,  die  in  der  Hausindustrie  beschäftigten 
Arbeiter,  die  vielfach  zerstreut  und  entlegen  wohnten,  gehörig 
zu  kontrollieren:  und  da  meist  die  Kollegen  desselben  Orts  die 
Umstände  zu  untersuchen  hätten,  werde  sehr  oft  das  kamerad- 
schaftliche Verhältnis  zu  einem  lür  den  Betreffenden  günstigen 
Berichte  verleiten.  Uebrigens  wissen  auch  die  Verbandsvorstände 
recht  wohl,  daß  man  viele  Leute  mitschleppen  müsse,  die  nui 
Unterstützung  beziehen  wollten.  »Will  man  sie  bei  der  Fahne 
halten,  so  muß  man  sie  ab  und  zu  auch  aus  der  Verbandsklippe 
füttern.« 

Im  Jahrbuch  des  Holzarbeiterverbandes  pro  1908  werden 
die  Empfänger  von  Reise-  und  Arbeitslosenunterstützung  je 
nach  der  Mitgliedschaftsdauer  in  5 Klassen  eingeteilt.  Für  die 
männlichen  Mitglieder  ergibt  sich  dabei  folgendes  Bild  pro  1908 
in  Klammern  pro  1907) : 


i Empfänger  von : 


.MitgliedschaftsdaiuM- 
52  Wochen 

150 

208  » 

2(K)  h 


Eeiseunterstützung 

5 343  = 4^3  (5-2,4)% 
2707  = 23,5  (21,2)% 
I -pS8  12,9  {ii,3)% 
843  = 7,3  ( 5,0% 

I 151  10,0  { 0,3)% 


Arbeitslosenunterstützung 
7 129  = 20,4  (26,0)% 
6386  = 18,2  (18,4)% 

5 442  = 15,5  (14,9)% 

4 404  = 12,6  (IO, 2)% 

ir  679  = 33,3  (30,5)% 


i)(‘r  hoh(‘  Prozentsatz  der  ganz  jungen  Mitglieder,  die  an 
<li(*S(‘n  Unt(‘rstützungs'einrichtungen,  namentlich  an  der  Reise- 
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Unterstützung,  teilnehmen,  fällt  sofort  auf.  Es  erklärt  sich  das 
daraus,  daß  die  Reiseunterstützung  eine  sehr  wertvolle  Er- 
gänzung der  üblichen  Kampfmittel  der  Gewerkschaften  darstellt. 
Es  ist  von  großer  Wichtigkeit,  daß  bei  einem  Streik  möglichst 
viel  Leute  veranlaßt  werden  abzureisen.  Die  Gefahr,  daß  durch 
eine  genügend  große  Anzahl  von  Arbeitswilligen  früher  oder 
später  der  Streik  für  die  Arbeiter  ungünstig  verläuft,  wird  dadurch 
vermindert.  Die  Gewerkschaftsführer  wissen  es  wohl  zu  schätzen, 
wie  wertvoll  für  sie  namentlich  jüngere  Leute  sind,  die  ohne 
Schwierigkeit  bald  hierhin,  bald  dorthin  dirigiert  werden  können, 
zumal  diese  jungen  Gewerkschaftler  die  besten  Agitatoren  für 
ihre  Organisationen  sind. 

Die  Reisen,  die  durch  Streiks  hervorgerufen  werden,  sind 
infolgedessen  meist  von  jeder  Karenzzeit,  soweit  die  Unter- 
stützung in  Frage  kommt,  befreit.  Die  Buchbinder  suchen  in 
solchen  Fällen  die  Abreise  dadurch  zu  fördern,  daß  sie  jedem, 
der  binnen  3 Tagen  nach  dem  Beginn  eines  Streiks  usw.  freiwillig 
den  Ort  verläßt,  ein  Reisegeld  von  je  1,20  Mark  bis  zu  30  Tagen 
geben  und  ihm,  falls  nötig,  noch  über  diese  Zeit  hinaus  die  Arbeits- 
losenunterstützung zusprechen.  Zuweilen  werden  auch  den 
zurückgebliebenen  Familienangehörigen  der  Abgereisten  noch 
besondere  Unterstützungen  gewährt.  Auch  da,  wo  statutgemäß 
eine  Reiseunterstützung  nicht  vorgesehen  ist,  bleibt  es  zuweilen 
den  Ortsfilialen  überlassen,  an  reisende  Mitglieder  ein  Geschenk 
zu  gewähren,  das,  wie  z.  B.  beim  Zentralverband  der  Maschinisten 
und  Heizer,  an  die  Dauer  der  Mitgliedschaft  nicht  gebunden  ist. 
Die  Höhe  des  Geschenks  festzustellen,  ist  teils  den  Ortsverwal- 
tungen überlassen — so  beim  Zentralverband  der  Handels-,  Trans- 
port- und  Verkehrsarbeiter  — teils  sind  Minimal-  und  Maximalsätze 
fixiert;  beim  Zentralverband  der  Maschinisten  und  Heizer  soll 
das  Geschenk  50  Pfennig  bis  5 Mark  betragen . Selbstverständlich 
ist  die  Bedeutung  der  Reiseunterstützungen  mit  IHnführiing  und 
Ausbau  der  Arbeitslosenunterstützung  relativ  geringer  ge- 
worden. Diese  wird  mehr  und  mehr  zu  dem  sozial  bedeutsamsten 
Hnterstützungs-  und  Bindemittel  unserer  Gewerkschaften.  W ie 
dadurch  der  Arbeitsmarkt  beeinflußt  wird,  ist  im  vierten  Ab- 
schnitt kurz  zu  erläutern. 

Den  hohen  Unterstützungsmöglichkeiten,  welche  die  freien 
Gewerkschaften  in  der  Regel  bieten,  haben  die  christlichen  Organi- 
sationen, wenigstens  materiell,  vorläufig  nichts  Gleicliwertig('> 


220 


Das  llnterstützungswesen  als  Midel  zum  /weck. 


entgegenziisctzen.  Man  versteht  es  daher,  daß  sie  sieh  grujid- 
sätzlich  gegen  die  »mammonistische  Agitation«  wenden  und  düB 
sie  statt  dessen  an  die  Prinzipientreue  und  den  idealen  Schwung 
ihrer  Mitglieder  appellieren.  In  dem  Berichte  über  die  Entwick- 
lung der  christlichen  Gewerkscliaften  für  das  Jahr  1908  finden 
sich  folgende  Sätze:  »Und  mit  einem  Nickel  an  höheren  Unter- 
stützungen kann  fürwahr  die  Axt  nicht  an  die  Wurzel  der  christ- 
lichen Gewerkschaften  gelegt,  wohl  aber  ganz  bedenklich  gegen 
die  Gewerkschaftsaufgaben  und  die  ureigensten  Interessen  der 
Arbeiter  gesündigt  werden.  Der  sozialdemokratische  Metall- 
arbeiterverband, der  sich  als  die  stärkste  Arbeiterorganisation 
der  Welt  ausspielt,  mußte  in  den  letzten  Jahren  fast  allen  größeren 
Kämpfen  aiisweichen,  weil  leere  Kassen  bei  ihm  ein  ständiges 
Kapitel  bilden.  Man  braucht  den  Streik  nicht  als  Allheilmittel 
anzusehen  und  wird  trotzdem  an  der  Tatsache  nicht  vorbei- 
kommen, daß  um  die  Mitwirkung  der  Arbeiter  bei  der  Gestaltung 
der  Arbeitsbedingungen  und  um  die  Anerkennung  des  Persönlich- 
keitswertes der  Arbeiter  wohl  kein  Gewerbe  lujch  in  solch  schwere 
Kämpfe  verwickelt  werden  wird  wie  die  deutsche  Metallindustrie, 
und  womit  sollen  diese  ausgetragen  werden  ? Mit  radikalen 
Phrasen  ist  den  Industriekönigen  in  der  deutschen  Metallindustrie 
nicht  zu  imponieren.  Hier  müssen  neben  der  Gesetzgebung 
Massenorganisationen  der  Metallarbeiter  mit  eiserner  Selbstzucht, 
straffer  Disziplin  und  gefüllten  Organisationskassen  ergänzend 
einsetzen.«  Und  in  dem  Bericht  des  christlich-sozialen  Metall- 
arbeiterverbandes (pro  1906/08)  erklärt  der  Vorstand:  »Auch 
das  Unterstützungswesen  kann  zu  weit  getrieben  werden,  daß 
statt  der  idealen  Gewerkschaftler  nur  egoistische  Kassenmenschen 
erzogen  werden,  die  als  Kassenmarder  die  Verbände  ausbeuten, 
bei  der  ersten  besten  Gelegenheit  wieder  ihre  Wege  gehen  und 
dem  Verband  den  Rücken  kehren.  Diese  Zahl  ist  viel  größer, 
als  im  allgemeinen  angenommen  wird.  Wir  werden  uns  bemühen, 
auch  in  diesen'  Sache  in  Zukunft  mehr  statistisches  Material  zu 
b(;schaffen.  Es  darf  niemals  vergessen  werden,  daß  an  erster 
Steälc  die  Organisation  den  Zweck  hat,  bessere  Lohn-  und  Arbeits- 
ve^rhältnisse  zu  erstreben,  und  erst  an  letzter  Stelle  steht  das 
Uut(;rstützungswesen  als  Mittel  zum  Zweck.  Das  Unterstützungs- 
syst(‘m  noch  W(uter  auszubauen,  als  cs  jetzt  schon  vorhanden, 
ist  zurzeit  völlig  verfehlt.  Die  gezahlten  Extrastciiern  sollen  für 
.Agitation  und  Kam])f  Verwendung  finden.  Damit  haben  sie 
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ihren  eigentlichen  Zweck  eriüllt,  alles  übrige  ist  eine  unnötige 
Belastung  der  Mitglieder«- 1).  ^ , 

An  dem  großen  Vorspmng,  den  die  freien  Gewerkschaften 
mit  ihren  Unterstützungseinlichtungen  vor  den  andern  großen 
Gewerkschaftsgruppen  erreicht  hatten,  änderte  sich  in  den  letzten 
Jahren  vor  dem  Weltkriege  nichts.  Es  verausgabten  1913  pro 
Kopf  der  Mitglieder  für  Reise-  und  Arbeitslosen- 
unterstützung die  freien  Gewerkschaften  5,12  Mark,  die 
Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine  3,81  Mark  und  die  christ- 
lichen Gewerkschaften  1,24  Mark;  für  Kranken-,  Invaliden-, 
Sterbefall-,  Notfallunterstützung  sowie  für  Rechtsschutz  ver- 
wandten in  demselben  Jahre  die  freien  Organisationen  11,87  Mark, 
die  Gewerkvereine  4,03  und  die  christlichen  Gewerkschaften  4,40 
Mark  pro  Kopf.  Während  des  Krieges  hat  sich  der  reladive  Unter- 
schied zugunsten  der  christlichen  Gewerkschaften  vermindert; 
nach  den  Angaben  der  Generalkommission  verausgabten  z.  B. 
1917  für  die  Unterstützungen  einschließlich  Rechtsschutz  die 
freien  Zentralverbände  10  747  463  Mark  = 9,81  Mark  pro  Kopf, 
die  christlichen  Gewerkschaften  i 098  008  = 4,47  Mark  pro  Kopf. 

13.  K a p i t e 1. 

Die  geistigen  Bindemittel. 

Jeder  Kampf  verlangt  von  denen,  die  an  ihm  teilnehmen, 
daß  sie  bereit  sind,  mehr  zu  geben  als  zu  nehmen;  materielle 
Mittel  reichen  daher  nicht  aus,  um  irgendeine  größere  Gruppe, 
namentlich  mit  differenzierten  Interessen,  in  steter  Kampfbe- 
reitschaft zu  halten.  Der  Geist  allein  ist  es,  der  dauernd  und 
fest  binden  kann  und  schließlich  zu  dem  begeisterungsvollen 
Opfermut  führt,  der  nicht  ängstlich  fragt:  was  kostet  es  mich, 
was  nützt  es  mir?  Diesen  Geist,  der  erst  die  toten  Ziffern  — 
sowohl  der  Menschen  als  auch  der  Kassen  — zu  einer  dienen- 
den Kraft  gestaltet,  immer  wieder'  von  neuem  zu  pflegen  und 
zu  fördern,  ist  eine  Hauptaufgabe  der  Führer. 

Neuenlings  wenden  sich  auch  Organe  der  freien  Gewerkscliaften  gegen  ein 
»Zuviel«  bei  den  Wolilfalirtseinrichtungen.  So  schieibt  das  Schuhmachei- 
facliblatt,  das  »Organ  des  Zentralverbandes  der  Schuhmacher«  unter  dem  i6.  Fe- 
bruar 1919:  »Fs  muß  Vorsorge  getroffen  werden,  daß  sich  die  sozialen  Unter- 
stützungseinriclitungen  auf  keinen  Fall  zum  Hemmschuh  der  wirtschaftliclicn 
Kampf  Position  weiterentwickeln.  Die  soziale  Fürsorge  für  Arbeiter  und  Ai 
beiterinnen  muß  im  neuen  republikanischen  Deutschland  ausschließlich  Sache  des’ 
Staates  um]  der  Gemeimle  sein  und  dements})rechenf]  gcsetzlicli  geregelt  werden.« 
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Es  gibt  Männer  in  jeder  Klasse,  aiicli  in  der  Arbeiterklasse, 
die  gewissermaßen  geborene  Führer  der  Ihrigen  sind;  die  wissen, 
worauf  es  ankommt,  und  wie  sie  es  anfangen  müssen,  um  die 
Lässigen  aufzurütteln,  die  Allzustürmischen  zu  zügeln.  Aber 
die  Zahl  solcher  Führer  kann  immer  nur  gering  sein.  Auch 
scheint  es,  daß  sie  nach  Quantität  und  Qualität  den  verschiedenen 
(Generationen  in  verschiedenem  Maße  zugeteilt  sind.  Eine  Millio- 
nenbewegung, wie  sie  durch  die  (jewerkschaften  repräsentiert 
wird,  bedarf  Tausender  von  Führern,  und  man  knnn  manchmal 
zweifelhaft  sein,  wer  gerade  in  dem  Kampfe  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  auf  seiten  der  Gewerkschaften  die  bedeutendste  und 
schwierigste  Rolle  übernommen  hat:  die  Oberkommandanten  an 
der  Spitze  oder  die  Korporalschaftsführer,  die  die  mühevolle 
Kleinarbeit  von  Person  zu  Person  übernehmen  müssen. 

Jedenfalls  ist  mit  den  Einschränkungen,  die  sich  nach 
früheren  Ausführungen  ergeben,  das  Wort  durchaus  richtig,  das 
Lic.  Mumm  grade  mit  Rücksicht  auf  die  Arbeiterführer  gemünzt 
hat:  »Die  Bewegung  ist  das  wert,  was  ihre  Führer  wert  sind.« 

Weil  nun  so  viel  von  der  Führung  abhängt,  nur  wenige 
aber  die  nötigen  Führertalente  von  Haus  aus  mitbringen,  und 
weil  auch  nur  verhältnismäßig  wenige  die  Kraft  in  sich  haben, 
ohne  genügende  äußere  Anregung  und  Anleitung  aus  sich  heraus 
das  zu  schaffen,  was  für  den  nötig  ist,  der  die  Führerrolle  mit 
Erfolg  spielen  will,  steht  die  organisierte  Arbeiterschaft  vor 
dem  Problem  der  gewerkschaftlichen  Schulung  derer,  die  etwa 
berufen  sind,  Führerposten  zu  übernehmen. 

Diese  Schulung  scheint  zuerst,  wenigstens  in  systemati- 
scher Weise,  den  christlichen  Aibeiterführern  geboten  worden 
zu  sein,  und  zwar  durch  die  Unterrichtskurse,  die  der  Volks- 
verein für  das  katholische  Deutschland  eingerichtet  hat. 

In  der  Einladung  zu  den  Kursen  wurde  von  vornherein  ausdrücklich  betont; 
»Nur  solche  Arbeiter  und  Gesellen  mögen  sich  zur  Teilnahme  am  Kursus  melden, 
die  bereits  praktische  Erfahrungen  in  der  Arbeiterbewegung  gesammelt  haben, 
die  ferner  eine  gute  Schulbildung  besitzen,  orthographisch  richtig  und  in  ge- 
wandtem Stile  schreiben  können  und  dazu  auch  eine  natürliche  Redegabe  (nicht 
Wortschwall)  besitzen.«  Das  Lehrprogramm  der  vom  Volksverein  veranstalteten 
Kurse  gliedert  sich  in  zwei  Hauptteile;  außer  der  volkswirtschaftlichen  und 
.sozialen  Schulung  .soll  gleichzeitig  den  künftigen  Leitern  der  Arbeiterbewegung 
«■ine  a]x)logeti.sche  Schulung  über  die  Grundwahrheiten  des  Christentums  zuteil 
wrrdeii.  Die  Kutscr  iu  München-Gladbach  waren  \'ou  Anfang  an  großzügig 


Die  geistigen  Bindemittel. 


223 


angelegt.  Nicht  weniger  als  10  Wochen  sollten  die  Arbeiter  ganz  ihrer  Fort- 
bildung widmen.  Neben  anderen  Führern  der  christlichen,  speziell  der  katho- 
lischen Arbeiterbewegung  waren  für  sie  die  Leiter  des  Volksvereins  für  das 
katholische  Deutschland  tätig,  durchweg  akademisch  gebildete  Herren,  die 
zum  größeren  Teile  ihre  Studien  durch  Ablegung  des  staatswissenschaftlichen 
oder  philosophischen  Doktorexamens  abgeschlossen  haben.  — Verhältnismäßig 
früh  haben  auch  die  evangelischen  Arbeitervereine  Ausbildungskurse  eingerichtet, 
die  außer  Arbeitern  auch  Angehörigen  anderer  Berufsschichten  zugänglich  sein 
sollten. 

Auf  gewerkschaftlicher  Seite  wurde  zuerst  im  Jahre  1902 
durch  den  Vorstand  des  Lithographen-  und  Steindruckerver- 
bandes dem  Stuttgarter  Gewerkschaftskongresse  ein  An- 
trag unterbreitet,  nach  dem  die  Generalkommission  der  Gewerk- 
schaften Deutschlands  beauftragt  werden  sollte,  »die  Einrichtung 
periodischer  Unterrichtskurse  über  die  Theorie  und  Praxis  der 
Gewerkschaftsbewegung  in  verschiedenen  Orten  Deutschlands 
ernstlich  erwägen  und  eventuell  zur  Ausführung  bringen  zu 
wollen«.  Der  Antrag  wurde  der  Generalkommission  zur  Erwägung 
überwiesen.  Indessen  kam  es  bis  zum  nächsten  Kongresse  noch 
nicht  zu  praktischen  Versuchen ; zw^ar  habe  sich,  so  hieß  es 
in  dem  Berichte  an  den  Kongreß,  die  Generalkommission  mit 
der  Frage  der  Einrichtung  von  Unterrichtskursen  für  die  Arbeiter 
wiederholt  beschäftigt,  ohne  daß  aber  die  Beratungen  ein  positives 
Resultat  zeitigten : bei  näherer  Beschäftigung  mit  der  An- 
geiegenheit  hätten  sich  Schwierigkeiten  der  verschiedensten  Art 
ergeben. 

Inzwischen  waren  aber  nicht  nur  die  erfolgreichen  Be- 
mühungen des  Volksvereins  und  der  evangelischen  Arbeiter- 
vereine, Unterrichtskurse  ins  Leben  zu  rufen,  bekannt  geworden, 
sondern  auch  die  Hirsch-Dunckerschen  GewTrkvereinc  richteten 
Ende  1904  erstmalig  einen  Unterrichtskursus  ein,  der  in  Düssel- 
dorf abgehalten  wuirde.  Das  Programm  umfaßte  allerdings  nur 
IO  Vortragsreihen  über  Volkswirtschaftslehre,  Arbeiterbewegung, 
Arbeiterschutzgesetzgebung  und  Arbeiterversicherung.  Im  gan- 
zen hatten  sich  60  l'eilnehmer  dazu  gemeldet,  die  zum  Teil  durch 
ihre  Organisationen  finanziell  unterstützt  wurden. 

Der  Kölner  Kongreß  der  freien  Gewerkschaften  sah  ein, 
daß  unbedingt  etwas  von  seiten  der  freien  Gewerkschaften  ge- 
schehen müsse,  und  nahm  daher  ohne  Debatte*  einen  Antrag 
an,  der  die  Generalkommission  beauftr.igte,  der  Frage  der  Er- 
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richtiing  gewerkschaftlicher  Unterrichtskurse  näher  zu  treten, 
und  ihr  das  Recht  einräumte,  die  lür  Lehrkräfte  und  Unterrichts- 
lokale nötigen  Kosten  herzugeben.  Im  August  1906  wurde  der 
erste  Kursus  eröffnet.  Andere  folgten  rasch  aufeinander;  erst 
begnügte  man  sich  mit  einer  Dauer  von  4 W'oehen,  später  dehnte 
man  die  Kurse  auf  6 Wochen  aus.  Der  Lehrplan  umfaßt  Ge- 
schichte und  Theorie  der  deutschen  Gewerkschaftsbewegung,  die 
ge'gnerischen  Gewerkschaften  in  Deutschland,  die  Gewerkschafts- 
bewegung im  Auslände,  die  Versicherungsgesetzgebung,  Arbeiter- 
schutz, gewerblicher  Arbeitsvertrag,  Nationalökonomie,  Kartelle 
und  ünternehmervereinigungen,  Einführung  in  die  Statistik, 
gewerkschaftliche  Literatur,  Bankwesen  und  Geldverkehr,  Straf- 
recht, Gewerbehygiene.  Als  Lehrer  fungieren  hervorragende 
Führer  der  Sozialdemokratie  und  der  freien  Gewerkschaften.  Die 
Kurse  sind  durchschnittlich  von  etwa  60 — 70  Schülern  besucht. 
Im  Jahre  1909  wurde  neben  den  bereits  bestehenden  Kursen 
zum  ersten  Maie  ein  besonderer  Ausbildungskursus  lür  Arbeiter- 
sekretäre abgehalten,  der,  entsprechend  den  Spezialaufgaben  der 
Arbeitersekretäre,  sich  namentlich  mit  Unterweisung  über  das 
Versicherungs-  und  Arbeiterrecht  abgab.  Nach  dem  Kriege  gab 
der  Nürnberger  Gewerkschaftskongreß  auf  Grund  der  früheren 
Erfahrungen  neue  Richtlinien  für  gewerkschaftliche  Bezirks- 
und Zentralkurse. 

Erwähnt  werden  muß  hier,  daß  der  .sozialdemokratische  Partei  Vorstand 
bald  nach  Errichtung  der  Gewerkschaftsschulen  eine  Parteischule  eröffnete. 
Die  Gewerkschaftsführer  waren  mit  der  Theorie,  wie  sie  in  der  Parteischule  ge- 
boten wurde,  überwiegend  nicht  einverstanden.  Der  Unterricht,  so  sagte  Bern- 
stein in  ihrem  Sinne  in  einer  Zuschrift  an  den  »Vorwärts«  (3.  Dezember  1909),  der 
in  der  Parteischule  gegeben  werde,  möge  — das  wolle  er  durchaus  nicht  bestreiten 
— unanfechtbar  sein,  soweit  ergehe.  Wer  aber  von  der  Theorie  verlange, 
<laß  sie  das  aufkeimende  Neue  rechtzeitig  erkenne  und  würdige,  um  so  die  verant- 
wortlichen Führer  der  praktischen  Bewegung  in  den  Stand  zu  setzen,  dasjenge, 
was  sie  gemäß  dem  Gebot  der  neuen  Umstände  tun  müßten,  auch  mit  gutem 
theoretischem  Gewissen  tun  und  vertreten  zu  können  — und  das  sei  doch 
eine  der  Hauptaufgaben  der  Theoretiker  in  der  Partei  • — , der  komme  mit  Not- 
wendigkeit zu  einem  wenig  befriedigenden  Ergebnisse,  wenn  er  nicht  annehmen 
wolh;,  daß  die  T.ehrer  in  der  Parteischule  aus  einem  andern  Geist  heraus  unter- 
richteten als  dem,  den  sie  auf  den  Kongressen  und  in  den  Zeitschriften  der  l’artei 
zn  v(;rtreten  ])flegten.  Und  das  unterstelle  niemand.  »Es  ist  nicht  die  Form 
und  am  1)  nicht  der  'Ion  ihrer  Vorträge,  die  ich  in  Frage  gestellt  habe,  sondern 
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der  wissenschaftliche  Standpunkt.«  Trotzdem  entsandten  einige  gewerkschaft- 
liche Zentralverbände  (1909/10  die  Maurer,  Transportarbeiter,  Glasarbeiter) 
Funktionäre  zur  Ausbildung  in  die  Parteischule.  Auch  werden  zuweilen  Ge- 
werkschaftsbeamte von  ihrer  politischen  Organisation  in  die  Parteischule  ge- 
schickt. (Vgl.  Bericht  des  Parteivorstandes  für  1910.) 

Ein  Versuch  der  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkschaftsführer, 
auch  für  ihren  Verband  eine  Rednerschule  auf  breiterer  und 
dauernder  Grundlage  zu  schaffen,  scheiterte  zunächst  daran, 
daß  die  Hehrheit  der  Gewerkvereine  eine  Kostenbeteiligung  ab- 
lehnte.  Der  Zentralrat  hat  dann  aber  zunächst  versucht,  bildungs- 
eifrige junge  Gewerkvereine  aufzufordern,  auf  Kosten  der  Ver- 
bandskasse die  Vorlesungen  an  der  Humboldt-Akademie  in  Berlin 
besuchen  zu  lassen.  Die  Beteiligung  war  nach  den  offiziellen  Be- 
richten sehr  rege.  Daneben  wurden  volkswirtschaftliche  Abende 
im  Verbandshause  veranstaltet,  und  seit  Dezember  1906  Wciren 
volkswirtschaftliche  Sonntagskurse  eingerichtet.  1909  schufen 
die  Gewerkvereine  einen  »volkswirtschaftlichen  Unterrichtskursus 
der  deutschen  Gewerkvereine«.  Lehrer  waren  bekannte  Uni- 
versitätsprofessoren und  Sozialpolitiker,  Schüler  23  angehende 
Gewerkschaftsführer  aus  Deutschland,  denen  sich  ein  Oester- 
reicher anschloß;  der  Kursus  dauerte  4 Wochen. 

Derartige  Kurse  können  angesichts  ihrer  kurzen  Dauer 
(3 — IO  Wochen)  natürlich  nur  einen  Fernblick  auf  die  behandelten 
Wissenszweige  vermitteln.  Nur  das  für  die  Agitation  und  un- 
mittelbare praktische  Arbeit  unbedingt  Notwendige  kann  bei- 
gebracht werden.  Die  Gefahr,  daß  das  zu  schablonenhaftem 
Eintrichtern  führt,  ist  ohne  Zweifel  recht  groß.  Urteilsfähige 
Freunde  der  Arbeiterbewegung  verhehlen  sich  das  nicht. 

So  urteilt  z.  B.  Brauns,  der  Direktor  des  Volksvereins  für  das  katholische 
Deutschland,  in  einem  (rutachten,  das  er  für  den  Deutschen  Volkswirtschaft- 
lichen Verband  erstattet  hat  (Die  Vorbildung  für  den  Beruf  der  volkswirtschaft- 
lichen Fachbeamten,  1907):  «In  den  meisten  Fällen  sind  die  Beamten  der  Arbeiter- 
bewegung einseitig  ausgebildet.  Vereinzelte  Ausnahmen  unter  ihnen  haben 
sich  durch  gelegentliche  Studien  als  Hospitanten  an  Fniversitäten  oder  durch 
umfassende  Lektüre  eine  theoretisch-wis.senschaftlichc  ICrkcnntnis  und  einen 
weiteren  Fcberblick  über  das  Gebiet  der  Nationalökonomie  verschafft.  Die 
größte  Mehrzahl  der  Sekretäre  kennt  nur  die  Arbeitsverhältnisse,  in  denen  sie 
selbst  groß  geworden  sind,  gewisse  Details  der  Arbeiterfrage,  z.  Ik  Versicherungs- 
gesetzgebung, .\rbeiterschutz.  Koalitionsrecht  und  älinliches.  Das  Verständnis 
für  das  Zusammenhängen  der  Arbeiterfrage  mit  den  anderen  volkswirtschaft- 
lichen Fragen  geht  der  großen  Mehrzahl  der  Beamten  fler  .\rbeitcrbewegung 
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heute  noch  ah.  Ks  kann  keinem  Zweitel  unterliegen,  daß  dadurch  die  Arbeit er- 
bewegung  der  Ciegenwart  in  manche  Kollision  gerät,  die  bei  Beseitigung  dieses 
IJebelstandes  zum  großen  Teil  vermieden  werden  könnte.  Sie  wird  vielfach  von 
anderen  Kreisen  nicht  verstanden,  weil  sie  einseitig  begründet  wird,  h'inseitig- 
keit  und  Uebertreibung  liegen  nahe  beieinander.«  Ganz  ähnlich  drückt  sich 
Prof.  Francke,  der  Redakteur  der  Sozialen  Praxis,  aus:  »Was  den  meisten  Arbeiter- 
beamten heute  fehlt,  ist  der  Itinblick  in  den  Zusammenhang  der  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Dinge  und  Ereignisse.  Die  Einseitigkeit  ihres  Wissens  und 
Könnens  vermag  die  Stoßkraft  bei  manchen  Gelegenheiten  zu  erhöhen,  aber 
sie  führt  häufig  genug  auch  in  Sackgassen  und  vor  unüberwindliche  Mauern, 
wobei  die  Interessen  der  Vereine  zu  schw’erem  Schaden  kommen.  Der  Arbeiter- 
beamte muß  nicht  nur  sein  Berufsfach  und  sein  Spezialgebiet  genau  kennen, 
sondern  er  muß  auch  ein  gutes  Maß  volkswirtschaftlichen,  juristischen  und 
allgemeinen  Wissens  sein  eigen  nennen.  Dazu  verhelfen  ihm  die  von  seinem 
Verbände  eingerichteten  Kurse  . . .«  Wenn  allerdings  Francke  meint,  daß 
die  von  den  Verbänden  eingerichteten  Kurse  geeignet  seien,  die  Lücken  in  der 
Arbeiterbildung  auszufüllen,  so,  glaube  ich,  wird  das  nur  für  wenige  zu  treffen, 
die  gewillt  und  in  der  Lage  sind,  außer  dem,  was  die  Lehrer  in  der  kurzen  Spanne 
Zeit  bieten,  sich  selbstdenkend  weiter  zu  orientieren  und  zu  vertiefen. 

Auch  die  Arbeiterführer  selbst  empfinden  es,  daß  sie  nicht 
in  der  Lage  sind,  die  Dinge  so  zu  würdigen  und  in  Zusammenhang 
zu  bringen,  tvie  sie  es  gern  möchten.  Hier  und  da  wurde  schon 
das  Verlangen  laut,  es  sollten  nationalökonomisch  geschulte 
Kräfte  seitens  der  Gewerkschaften  angestellt  werden.  Zu  diesen 
Forderungen  äußerte  sich  der  Führer  der  christlichen  Gewerk- 
vereine, Stegerwald,  bei  Gelegenheit  der  4.  Generalversammlung 
der  christlichen  Bauhandwerker  und  Bauhilfsarbeiter  zu  Cassel 
(1907) : »Wir  tragen  uns  längere  Zeit  mit  diesem  Gedanken 
(seitens  des  Gesäumt  Verbandes  einen  Nationa,iökonomen  anzu- 
stellen).  Wir  sind  auch  überzeugt,  daß  wir  die  verschiedenen 
Probleme  der  Volkswirtschaft  nicht  in  der  tiefgreifenden  Weise 
erfassen  können  wie  studierte  Leute.  Aber  es  ist  schwer,  die 
richtige  Persönlichkeit  zu  treffen. | Diejenigen  Leute,  die  sich 
auf  der  Universität  hervorgetan  haben,  werden  mit  hohen  Ge- 
hältern von  Aktiengesellschaften  usw.  engagiert.  Solche  große 
Summen  köruuai  wir  nocii  nicht  auswerfen,  und  die  geringeren 
Nat  iona.lökononien,  di('  etwa.s  Durchschnittliches  geleistet  haben, 
die  sclireiben  vif'lla.cli  sehr  oberflächliches  Zeug  zusammen. 
Ihn  Ma.nn  muß  sein  Ge])iet  tlu'oretisch  und  })raktiscli  beherrschen, 
um  für  Arb(‘ilerlik‘ratiir  zu  sciiiaüben  . . .« 

Sind  di(‘  Idilirtu'  sell)st  nur  dileltanlenliaft  ausgebildet,  so 
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werden  sie  natürlich  auch  als  Lehrer  den  zu  unterrichtenden  Kol- 
legen nicht  das  bieten  können,  was  geboten  werden  müßte.  Aber 
sehr  vieles,  was  an  theoretischer  Erkenntnis  fehlt,  wird  durch 
hingebungsvollen  Eifer  für  die  Sache  und  vielfach  auch  durch 
überaus  geschickt  vorbereitete  und  vortrefflich  organisierte  Un- 
terrichtskurse für  die  Mitglieder  wettgemacht.  Das  gilt  nament- 
lich für  die  christlich  organisierten  Arbeiter.  Wer  das  — mit 
dem  Motto:  »Die  ünterrichtskurse  sind  die  besten  Werkstätten 
der  Arbeiterorganisationen«  — von  der  »Westdeutschen  Ar- 
beiterzeitung« herausgegebene  Schrift  eben  »Soziale  Unterrichts - 
kurse«  liest,  wird  erstaunt  sein,  wievi(?l  vortreffliche  pädagogi- 
sche Weisheit  darin  enthalten  ist.  Ais  Ziel  des  Unterrichts 
nennt  die  Schrift:  i.  Gründliche  Belehrung  der  Mitglieder,  2.  Vor- 
bereitung für  ein  öffentliches  Auftreten,  besonders  in  Reden 
und  Diskussionen,  3.  Anleitung  zur  praktischen  Betätigung  im 
Dienste  der  christlichen  Arbeiterbewegung. 

Für  den  Gang  des  Unterrichts  kommen  vier  verschiedene  Formen  in  Betracht: 

1.  Der  Leiter  des  Unterrichtskurses  versammelt  die  Teilnehmer  und  be- 
spricht mit  ihnen  einfache,  dem  Gedankenlcreise  der  Arbeiter  naheliegende 
Gegenstände,  indem  er  einen  kurzen  Vortrag  hält  und  dann  die  Teilnehmer 
veranlaßt,  ihre  Meinung  zu  dem  Gesagten  zu  äußern.  Diese  Art  des  Unterrichts 
wird  besonders  empfohlen,  um  noch  wenig  geschulte  Arbeiter  mit  der  Gewerk- 
schaftsfrage vertraut  zu  machen.  Mit  Recht  wird  in  der  oben  erwähnten  Bro- 
schüre betont,  daß  es  praktisch  besser  sei,  auf  die  äußeren  Erscheinungen 
der  Gewerkschaftsbewegung,  zumal  ihre  Bestrebungen  zur  Abschaffung  von 
Mißständen  innerhalb  des  Dienstverhältnisses,  einzugehen,  als  direkt  wissen- 
schaftliche Doktrinen  der  gewerkschaftlichen  Organisation  aufzurollen.  Aber 
die  harte  Schule  dieser  »Theorie«  m u ß der  Führer  früher  oder  s})äter  durch- 
machen, wenn  er  über  der  Sache  and  nicht  hinter  den  Massen  stehen  soll. 

2.  In  einer,  Reihe  von  Unterrichtsabenden  wird  ein  vorher  aufgestelltes 
Unterrichtsprogramm  nach,  und  nach  behandelt.  Für  jeden  .\bend  ist  das 
Thema  vorausbestimmt.  Referent  und  Korreferent  zn  seiner  Behandlung  werden 
vorher  namhaft  gemacht,  eine  Diskussion  schließt  sich  an  deren  Vorträge  an, 
lind  am  Schluß  gibt  der  Leiter  eine  Anweisung  für  das  nun  folgende  Thema. 
So  geht  cs  dann  fort,  bis  das  Programm  abgewickclt  ist. 

3.  Wiederum  wird  ein  IVogramm  entworfen,  die  Vorträge  werden  aber 
nicht  gehalten  von  den  'reilnehmcrn  des  Kursus,  sondern  von  dem  I^eiter,  dem 
• ahcgelegt  wird,  znm  Schlnsse  als  Zusammenfassung  seines  Vortrages  einige 
Ixitsätze  aufzustellen.  Alsdann  wird  aus  der  Mitte  der  'rcilnehmer  ein  Kcfcrent 
benannt,  der  am  folgenden  Unterrichtsabend  über  das  nämliche  Thema  oder 
über  einen  Teil  desselben  einen  Vortrag  hält,  und  an  das  Referat  knüpft  sich 
dann  die  Diskussion. 
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4.  Dem  Unterrichte  wird  ein  bestimmtes  Buch  oder  eine  P>roscliürc  zn^rundc- 
gelegt,  weiclie  abschnittweise  gemeinschaftlich  durchgesprocl)cn  wird. 

Die  Unterrichtskiirse  sind  besonders  auch  deshalb  wichtig, 
weil  es  erst  durch  sie  möglich  ist,  brauchbare  Versammlungs- 
und Diskussionsredner  heranzubilden,  die  es  verstehen,  in  Ver- 
bindung mit  dem  Vorstande  auch  die  regelmäl3igen  Zusammen- 
künfte der  (le  Werkschaftsmitglieder  so  zu  gestalten,  daß 
diese  Versammlungen  zu  wirklichen  Bindemitteln  werden. 

Das  tatsächlich  wichtigste  Mittel,  um  die  einzelnen  zu 
gewerkschaftlichen  Arbeitern  zu  erziehen,  ist  heutzutage  un- 
zweifelhaft die  (k;werkschaftspresse.  Ein  ('rcwerkvereinler  hat 
einmal  die  Gewerkschafts})resse  das  »Sprachrohr  der  einzelnen 
Zahlstellen  untereinander  und  des  Zentralvorstandcs  mit  den 
einzelnen  Zahistellen  und  deren  Mitgliedern«  genannt,  und  in 
den  Mitteilungen  des  christlichen  Metaliarbeiterverbandes  heißt 
es:  »Das  Organ  soll  uns  zunächst  Waffe  sein  gegen  alle 
Gegner  von  rechts  und  links  und  insbesondere  die  Hauptaufgabe 
unserer  Organisation,  Erzwingung  besserer  Lohn-  und  Arbeits- 
bedingungen, erfüllen  helfen.  Dann  aber  soll  es  belehren,  er- 
ziehen, den  in  der  Bew^egung  stehenden  Kollegen  eine  fortdauernde 
Fundgrube  für  das  nötige  Material  sein,  auch  die  Begeisterung 
und  den  Schwamg  in  unseren  Reihen  stets  erneuern  und  hoch- 
halten.  Nach  dieser  Richtung  wird  das  Organ  stets  das  Spiegel- 
bild sein  für  den  Geist  und  das  innere  Leben  der  Organisation 
und  der  Mitglieder.« 

Der  großen  praktischen  Bedeutung  entspricht  auch  dei 
gewaltige  Aufschwung  der  Gew^erkschaftspresse.  Ais  Heid  im 
Jahre  1873  sein  Buch  über  »Die  deutsche  Arbeiterpresse 
der  Gegenwart«  publizierte,  leitete  er  es  mit  einigen  Sätzen 
ein,  die  er  einer  Nummer  der  Korrespondenz  für  deutsche 
Buchdrucker  und  Schriftgießer  (6.  November  1872)  entnahm. 
Da  heißt  (‘S  u.  a.:  »Trotz  der  Zersplitterung  der  Arbeiter  in 
\'erschieden('  Fraktionen  hat  die  Arbeiterpresse  deutscher  Sprache 
sic'htlich  an  Ausdehnung  und  Ihufang  zugenommen.  Außer  den 
drei  Buchdnickc'rorgaiu'u  »Korres})onderit«,  »Vorwärts«  und  »Hel- 
vetische 'rvpogra])hia«  haben  wär  noch  atiizuzählen ; »Korrespon- 
d(‘nt«,  Organ  (U'r  deulsclu'u  Huünachc'rgehilfen,  »Botschafter«. 
Organ  der  deutscluni  Zigarrc^fi-  und  'rabakarbeiter,  »Geselischai- 
1er«,  Organ  d(;r  (hnitschen  Gold- und  Silberarbeiter,  »Sprechsaai«, 
flrgan  der  deutsch(‘Ji  Porz(‘Uanarl)(‘i1('r,  »Gewurkverein«,  Organ 
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der  deutschen  Gewerkvereine  (Hirsch-13uncker)<<.  Es  werden  dann 
noch  eine  Anzahl  sozialistischer  und  demokratischer  Blätter 
genannt;  insgesamt  sind  es  20  Organe  mit  zusammen  »mindestens 
35  000  Abonnenten«  (w^ohlgemerkt  es  handelt  sich  hier  um  gewerk- 
schaftliche und  politische  Presse).  Heid  berichtet,  w^eich 
großes  Aufsehen  diese  Aufzählung  von  Arbeiterorganen  gemacht 
hat.  Die  Zahl  sei  in  der  Tat  eine  imponierende.  »Ich  gestehe, 
daß  ich,  als  ich  die  oben  geschilderte  Aufzählung  zuerst  im 
»Hamburger  Korrespondenten«  las,  selbst  über  die  Menge  der 
aufgezähiten  Blätter  erstaunt  w-ar.« 

Nun  vergleiche  man  mit  der  Arbeiterpresse  im  Anfänge  der 
siebziger  Jahre  die  Arbeiterpresse  in  unseren  Tagen! 

Vor  Kriegsausbruch  erschienen  die  Verbandsorgane  der  freien 
Gewerkschaften  allein  in  einer  Auflage  von  erheblich  mehr  als 
2 y2  Millionen  Exemplaren,  wie  im  einzelnen  die  folgende  Tabelle 
nachweist  (siehe  Tabelle  Seite  230). 

Ich  füge  eine  Aufzählung  der  Organe  der  christlichen  Crewerkschaften  hinzu, 
die  1914  erschienen: 

Bergarbeiter:  »Der  Bergknappe«,  Essen,  mit  polnischer  Ausgabe; 
T extilarbeiter;  »Textilarbeiterzeitung«,  Düsseldorf ; B a u h a n d w e r- 
ker  und  Bauhilfsarbeiter:  »Die  Baugewerkschaft«,  Berlin ; M e t a 1 1- 
arbeiter:  »Der  deutsche  Metallarbeiter«,  Duisburg;  Eisenbahner:  »Der 
Hisenbahner«,  München ; Hilfs-  und  'I'ransportarbeiter:  »Die 
Ciewerkschaftsstimme«,  München ; Holzarbeiter:  »Der  deutsche  Holz- 
arbeiter«, Cöln ; Heimarbeiterinnen:  »Die  Heimarbeiterin«,  Berlin ; 
Tabak  - und  Zigarren  - Arbeiter;  »Deutsche  Tabakarbeiterzeitung«, 
Rees;  Keramarbeiter  und  verwandte  Berufe:  »Der  Keramarbeiter«, 
Cöln-Ehrenfeld;  Buchdrucker:  »Der  Typograph«,  Berlin;  Leder- 
arbeiter; »Deutsche  Lederarbeiterzeitung«,  Frankfurt  a.  M. ; Schneider 
und  Schneiderinnen:  »Schneiderzeitung«,  Cöln-Ehrenfeld;  Maler, 
Anstreicher,  Vergolder,  Lackierer,  Tüncher,  Weiü- 
b i n d e r und  1'  a p e z i e r e r : »Der  deutsche  Maler«,  Düsseldorf;  P o s t- 
u n d T e I e g r a h e n - A r b e i t e r und  -Handwerker:  »Der  Tele- 
graph«, Bochum ; Krankenpfleger,  - p f I e g e r i n n e n und  ver- 
wandte Berufe:  »Der  Krankenpfleger«,  Berlin ; O r a p h i s c h e s (r  e- 
werbe:  »Graphische  Stimmen«,  Cöln;  Bäcker  und  Konditoren: 
»Korrespondenzblatt  für  Bäcker  und  Konditoren«,  Düsseldorf;  Gärtner. 
»Deutsclie  Ciärtnerzeitung«,  Essen ; (.)  r g a n für  die  Vertraueus- 

Tn  ä n n e r (1  e r d e m G e s a m t V e r b a n d e a n g c s c h 1 o s s e n e n V e r- 
l>ände:  »Zentralbiatt  der  christlichen  Gewerkschaften  Deutschlands«,  Cöln; 
Gemeinsame  Organe  verschiedener  Verbände  in  polnisch;  »Zwiazkowicz«,  Cöln; 
italienisch:  »I/Italiano  in  Germania«,  (k'iln;  holländisch;  »De  christelijke 
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Lfd.  Nummer 

Verband 

der 

^ wöchentlich 

bc 

’öc 

1 

3 monatlich  ,} 

1! 

Seiten 

stark 

in  einer 

Auflage 

von 

ICxem- 

plaren 

I 

Asphalteure 

[ 



f 

I 700 

■2 

Bäcker  und  Konditoren  

1 

8 

V2  300 

3 

Bauarbeiter 

1 

— 

1 12 

330  «33 

4 

Bergarbeiter 

r 

8 

1 104  (KK) 

5 

Bildhauer 

I 

f • 

f -9 

1 5 2i>«> 

() 

Böttcher 

1 

4 

j 10  700 

7 

Brauerei-  und  Mühlenarbeitcr  . . . 

1 

i 

8 

58  200 

S 

Buchbinder  

r 

8 

35  800 

9 

Buchdrucker 

3 

i • 

4 -9 

51  000 

lO 

Buchdruckerci-Hiltsarbeiter  .... 

I 

1 . 

4 9 

! 16  000 

I r 

Bureauangestellten 

2 

Ih 

1 1 800 

12 

Chorsänger 

1 ' ' 

— . 

13 

Dachdecker 

t 

8 

i [ 0 800 

14 

Fabrikarbeiter 

[ 

-• 

8 

! 213  500 

15 

Fleischer ‘ . 

— 

1 

8 

i r i 000 

i(> 

Friseure 

i 

1 

1 — 

4 

4 000 

Gärtner 

I 

— . 

8 

r I 000 

rS 

Gastwirtsgehilten  

I 

8 

20  500 

19 

Gemeindearbeiter  

i 

— 

12  - 1 6 

59  3«f> 

20 

Glasarbeiter 

I 

j _ 

4 

22  200 

21 

Glaser  ....  

I 

' 

— 

4 

9 500 

22 

Handlungsgehilten 

1 1 

8 

1 32  000 

^3 

Holzarbeiter • 

I 

1 — 

8 

! 192  000 

24 

Hutmacher  

1 

1 

— 

4 

12  300 

^5 

Kupferschmiede 

3 

4 -8 

7 000 

26 

Kürschner 

I 

— 

4 '9 

4 500 

27 

Lederarbeiter 

1 

- 

4-9 

19  100 

28 

Lithographen 

i 

— 

i 

i 

8 

19  000 

29 

Maler 

[ 

-- 

_ 

8 

49  000 

3i> 

Maschini.sten 

I 

1 ' 

() 

35  000 

31 

Metallarbeiter 

£ 

1 

1 -- 

8 

575  000 

3^ 

Notenstecher  

i — 

1 I 

4 -9 

590 

33 

Forzellanarbeiter 

1 

— 

— 

8 

17  600 

34 

Sattler 

1 

- 

— 

8 

17  000 

35 

Schiftszimmerer 

i 

— * 

h 

4 500 

3(> 

Schneider 

l 

, 

— 

8 -12 

53  000 

37 

Scliiihmacfier 

1 

— 

1 

1 

8 

46  700 

3« 

Steinarbeiter 

I 

— . 

1 . 

b 

36  900 

39 

Steinsetzer  

I 

. 

8 

14  900 

V> 

'I'abakarlieitei 

l 

1 ■■ 

8 

30  000 

»' 

'I'a[)ezierer 

l 

1 

(> 

12  750 

'l'extilarbeiter 

1 

. 

8 

120  000 

•13 

Tö[)ler 

1 

8 

1 2 200 

•l-l 

'I’ransportarbeitm  

l 

1 

I 2 

206  950 

45 

Xylograptieii 

2 

4 

900 

3'' 

Zimmerer 

I 

I 2 

73  000 

47 

Zivilmusiker 

1 

4 

3 00<i 

Summe  ...  .55  I 7 I -•) 
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Weikman«;  französisch:  »L’onorier  alsacien-lorrain«.  — Während  des  Krieges 
(1916)  wurde  in  engster  Fühlung  mit  der  Zentrale  der  christlichen  Gewerkschaften 
eine  wissenschaftliche  Monatsschrift  »Die  deutsche  Arbeit«  gegründet,  die  für 
die  christlich-nationale  Arbeiterschaft  etwa  die  Rolle  spielen  soll,  wie  die  »Sozia- 
listischen Monatshefte«  für  die  sozialistischen  Arbeiterorganisationen. 

Die  Presse  der  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkschaften : 

Maschinenbau-  und  Metallarbeiter:  »Der  Regulator«; 
Fabrik-  und-  Handarbeiter:  »Der  Fabrik-  und  Handarbeiter«; 
Kauf  leute:  »Die  kaufmännische  Rundschau«;  Tischler  (Schreiner)  und 
verwandte  Berufsarbeiten : »Die  Eiche«;  Schuhmacher,  Lederarbei- 
ter: »Der  Lederarbeiter«;  Schneider:  »Der  Berichterstatter«;  Stuhl- 
und  Textilarbeiter:  »Der  Korrespondent«;  Graphische  Berufe 
und  xMaler:  »Die  freie  Kunst«;  Bergarbeiter:  »Der  Bergarbeiter«; 
Töpfer  und  Ziegler:  »Der  Gewerkverein« ; Bauhandwerker: 
»Der  Bauhandwerker«;  Zigarren  - und  Tabakarbeiter;  »Der  deut- 
sche Tabakarbeiter«;  Frauen  und  Mädchen:  »Die  Arbeiterin«;  Bild- 
hauer, Konditoren  itnd  Schiffszimmerer;  »Der  Gewerk- 
verein«, zugleich  Verbandsorgan. 

Nicht  uninteressant  ist  es,  daß  1914  von  den  48  Organen 
der  sozialistischen  Gewerkschaften  31  in  Berlin,  5 in  Hamburg, 
3 in  Leipzig  erscheinen.  Nur  9 Organe  erscheinen  in  anderen 
Städten,  darunter  nur  drei  von  bedeutenderen  gewerkschaft- 
lichen Organisationen : »Bergarbeiter«  (in Bochum),  »Fabrikarbeiter« 
(in  Hannover),  »Metallarbeiter«  (in  Stuttgart) . Anders  ist  es  dagegen 
bei  den  christlichen  Gewerkschaften.  Sie  erscheinen  vorzugs- 
weise im  Westen  Deutschlands  (Cöln,  Essen,  Düsseldorf,  Duis- 
burg, Bochum).  Nur  wenige  haben  ihre  Geschäftsstelle  in  Berlin 
(»Baugewerkschaft«,  »Heimarbeiterin«,  »Krankenpfleger«). 

Qualitativ  steht  eine  ganze  Anzahl  dieser  gewerkschaftlichen 
Organe  sehr  hoch.  Man  ist  überrascht,  zu  sehen,  wie  einfache 
Arbeiter  manchmal  mit  mangelhafter  Schulung  so  gewandt  ihre 
Interessen  zu  verteidigen  verstehen,  wenn  auch  immer  wieder 
der  oben  bereits  erwähnte  Mangel  der  volkswirtschaftlichen 
Ausbildung  zu  Tage  tritt.  Alle  die  Gewerksgenossen  irgendwie 
interessierenden  Fragen  kommen  in  den  Gewerkschaftsblättern 
zur  Sprache.  Sie  nehmen  Stellung  zu  politischen  Tagesfragen, 
zur  Gesetzgebung,  insbesondere  zur  sozialpolitischen,  und  zu 
neuen  Gesetzesvorlagen.  Viele  Blätter,  auch  diejenigen  d(‘r 
größeren  Gewerkschaften,  lassen  es  sich  angelegen  sein,  für 
fachliche  Schulung  ihrer  Leser  zu  wirken.  Mustergültig  nach 
dieser  Richtung  ist  das  Organ  der  Holzarbeiter  ausgestalt(*t. 
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dem  regelmäfSig  ein  imgcmcin  instruktives  »Faehblatl  für 
Holzarbeiter«  beigelegt  ist. 

Mit  den  eigentlichen  (iewerkschaftsblättern  ist  aber  die 
Reihe  der  Organe,  die  den  Gewerkschaften  zur  Wahrnehjuung 
ihrer  Interessen  zur  Verfügung  stehen,  noch  nicht  erschöpft. 
Dazu  kommt  noch  für  die  freien  (icwerkschaften  die  gesamte 
sozialdemokratische  Presse  in  Betracht,  die  in  der  Regel  der 
gewerkschaftlichen  Arbeiterbewegung  einige  Spalten  reserviert. 
Der  Stand  der  sozialdemokratischen  Presse  in  Deutschland  be- 
lief sich  vor  dem  Krieg  auf  70  täglich  erscheinende  Zeitungen, 
I wöchentlich  dreimal  erscheinendes  Blatt,  2 wöchentlich  zweimal 
\md  3 wöchentlich  einmal  erscheinende  Blätter.  3 Blätter  er- 
scheinen zweimal,  g einmal  im  Monat.  Dazu  kommen  je  eine 
wissenschaftliche  und  eine  kommunalpolitische  Schrift  (die  »Neue 
Zeit«,  die  »Kommunale  Praxis«),  2 Witzblätter,  2 illustrierte 
Unterhaltungsblätter.  Den  Interessen  der  freien  Gewerkschaften 
macht  sich  zudem  die  sozialdemokratische  Tagespresse  dienstbar, 
manchmal  in  der  Weise,  dab  laufende  Rubriken  für  die  Gewerk- 
schaften bestimmt  sind.  Nach  den  Berichten  des  Vorstandes 
der  sozialdemokratischen  Partei  hatte  die  sozialdemokratische 
Presse  1904;  620282,  1914:  1488345  Abonnenten.  Außer  den 
eigentlichen  Partei-  und  Gewerkschaftsblättern  erschienen  vor 
dem  Kriege  noch  21  Wochen-,  Halbmonats-  und  Monatsschrif- 
ten, welche  außerhalb  des  offiziellen  Rahmens  der  Organisationen 
aber  doch  auf  dem  Boden  der  modernen  Arbeiterbewegung 
standen.  Die  Gesamtauflage  der  sozialdemokratischen  Pajtei- 
presse  wurde  vor  dem  Kriege  auf  reichlich  750  000  Exemplare 
geschätzt. 

So  ausgiebig,  wie  sich  die  sozialdemokratische  Presse  in 
den  Dienst  der  gewerkschaftlichen  Agitation  stellt,  tun  das  die 
Blätter,  die  der  christlich-nationalen  Arbeiterbewegung  freundlich 
gegenüberstchen,  nicht.  Aber  die  meisten  Tageszeitungen  der 
Zentrumspartei,  der  christiich-.sozialen  Partei  usw.  öllnen  den 
christlichen  Gewerkvereinen  ihre  S])alten  wenigstens  dann,  wenn 
(;s  sich  um  wichtigere  Angelegenli eiten  von  ailgenieinem  Interesse 
hand(‘lt.  Daneben  können  sich  die  christlichen  Gewerk- 
v(tr(;in(‘  vielfach  auf  die  Verbandsblätter  der  konfessionellen  Ar- 
bfiterv(;r(ün(5  stützen.  Di(^  katliolischen  Arbeitervereine  Den tscli- 
lands  zälih*])  nacii  ilireji  drei  Verbänden  (siehe  oben)  drei  Organe: 
»Der  .\ri)eit<‘r«,  Münclu'n,  g(‘gründ('t  i8go,  die  »Westdeutsclie 
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Arbeiterzeitung«,  München- Gladbach,  gegründet  1899,  und  »Dei 
Arbeiter«,  Berlin,  gegründet  1897.  Mehr  zersplittert  ist  die 
Presse  in  der  evangelischen  sozialen  Bewegung.  Für  die  evange- 
lischen Arbeitervereine  gab  es  1914  Vereinsorgane,  die,  jedes 
einzeln  für  sich,  einen  geographisch  beschränkten  Interessenkreis 
haben.  Von  diesen  14  Vereins  blättern  erschienen  — nach  einer 
Zusammenstellung  des  »Reich«,  einer  »nationalen  Tageszeitung 
für  soziale  Reformen«,  — 6 wöchentlich,  3 vierzehntägig. 
4 monatlich  und  i vierteljährlich  Ferner  bezeichnet  die 
gleiche  Aufstellung  13  weitere  evangelische  Blätter,  darunter 
8 Tageszeitungen,  als  die  »der  christlich-nationalen  Arbeiterbewe- 
gung nahestehende  Tagespresse«  (Gasteiger). 

Neben  der  erstaunlich  umfangreichen  eigentlichen  Arbeiter- 
presse kommen  dann  noch  als  geistiges  Bindemittel  unter  den 
Gewerkschaften  selbst  oder  als  Agitationsmittel  unter  den  In- 
differenten oder  endlich  als  Aufklärungsmittel  für  die  öffentliche 
Meinung  die  zahlreichen  gelegentlichen  Flugschriften  in  Betracht. 
Dazu  treten  anspruchsvollere  statistische  Untersuchungen,  Dar- 
stellungen der  Lage  in  den  einzelnen  Berufen,  die  auch  für  die 
wissenschaftliche  Bearbeitung  erhebliches  Interesse  beanspruchen 
Zu  derartigen  gelegentlichen  Publikationen  kommen  die  regel- 
mäßigen, unter  dem  Namen  von  Jahrbüchern,  Notizkalendern. 
Jahresberichten,  Versammlungsprotokolien  usw.  erscheinenden 
Veröffentlichungen. 

Endlich  die  Bibliotheken  und  Lesezimmer!  Nicht  v^eniger 
als  495  Kartelle  unterhielten  im  Jahre  1914  gemeinsame 
Bibliotheken,  außerdem  waren  94  Lesezimmer  eingerichtet. 
Um  Ordnung  in  die  Bildungsarbeit  zu  bringen,  sind  besonder«- 
Bildungsausschüsse  für  die  einzelnen  Orte  eingericiitet,  deren 
Zahl  sich  rasch  vermehrt:  1908:  235,  1914:  383. 

Entscheidend  ist  schließlich,  daß  die  Gewerkschaftsmitglieder 
genügend  geschult  werden,  um  den  einsichtigen  (fewerksciiatts- 
führern  zu  folgen.  Damit  die  sehr  verwickelten  volkswirtschaft- 
lichen Zusammenhänge,  die  für  den  dauernden  materiellen  Ivrfolg 
der  Gewerkschaftsdemokratie  bestinunend  sind,  richtig  erkannt 
werden,  und  damit  auch  der  richtigen  Ivrkenntnis  entsjirechend 
gehandelt  wird,  muß  ein  starker  qualitativer  Fortschritt 
der  (iewerkschaftsdemokratie  erreicht  werden.  Unglücklicher- 
weise steht  dem  aber  gerade  die  äußere  Erstarkung  der  Arbeiter- 
bewegung entgegen.  »W'm  oft  schon  hörte  ich  die  wehmütige 
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Klage«:  so  äiiBerte  sich  kurz  vor  dem  Kriege  ein  Gewerkschafts- 
führer, »ich  komme  zu  nichts  mehr  vor  lauter  Sitzungen  und  noch- 
mals Sitzungen,  kaum  recht  zum  Zeitunglesen«  (S.  M.  igi2,  S.  (^8i). 
Mit  dem  steigenden  Umfange  der  Arbeiterbewegung,  der  wachsen- 
den Beteiligung  der  Arbeiter  an  allen  Zweigen  des  öffentlichen 
Lebens  muß  sich  eine  Zersplitterung  der  Geisteskräfte  unserer 
Arbeiterschaft  verbinden,  die  cs  den  Führern  erschwert,  tiefer 
in  die  Zusammenhänge  der  Erscheinungen  einzudringen,  über 
die  sie  urteilen  sollen,  und  die  zugleich  eine  innige  geistige  Füh- 
lungnahme zwischen  Führer  und  Gefolgschaft  häufig  zur  Un- 
möglichkeit macht.  Dazu  kommt  das  Großstadtmilieu,  in  dem 
die  Arbeiterbewegung  ihre  stärksten  Wurzeln  hat,  und  das  dem 
Demagogen  tum  so  großen  Vorschub  leistet ; ferner  die  schon 
erwähnte  sta.rke  Fluktuation  in  den  Verbänden  mit  der  Folge, 
daß  die  Zahl  der  Mitglieder,  die  längere  Zeit  derselben  Gewerk- 
schaft angehören,  verhältnismäßig  gering  ist. 

Die  Versuche,  durch  Bibliotheken  und  Unterrichtskurse 
den  Arbeitermassen  die  nötige  geistige  Anregung  zu  vermitteln, 
iiaben  gerade  da  wenig  Erfolg  gehabt,  wo  man  ihn  am  meisten 
wünschen  müßte:  beim  Studium  der  Sozialwissenschaft  und  der 
Arbeiterbewegung.  Auf  Grundlage  der  seit  mehr  als  20  Jahren 
gewissenhaft  fortgeführten  Aufzeichnungen  der  Zahlstellenbiblio- 
thek des  Holzarbeiterverbandes  in  Berhn  teilt  Wilhelm  Nitzschke 
mit  (S.  M.  1913,  S.  366),  daß  von  je  100  Bücherentleihungen  auf 
die  Gruppe  Sozialwissenschaft  und  Arbeiterbewegung  entfielen: 
1891:  22,7%,  1892:  24,3%,  1893:  19,4%;  dagegen  1910:  2,4%, 
1911 : 2,2%;  die  Prozentsätze  für  Romane  und  Erzählungen  waren 
1891:  14,6%,  1911:  70,4%.  Dieselbe  Erfahrung  machen  alle 
.tnderen  Arbeiterbibliotheken.  In  dem  Bericht  des  Gewerkschafts- 
kartells Hannover-Linden  über  das  Arbeiterbildungswesen  pro 
1912  wird  mitgeteilt,  daß  von  den  Entleihungen  70,62%  auf 
schöne  J.iteratur,  12%  auf  Jugendschriften  entfielen,  dagegen 
nur  1,44%  auf  Arbeiterfragen  und  gar  nur  0,60%  auf  Volks- 
wirtschaft, Staiits-  und  Kommunalpolitik.  Der  Bericht  fügt 
diesen  Z.'ihlenangaben  folgendes  hinzu:  »Dieses  Ergebnis  wird 
wohl  juicii  (in  anderen  Arbeiterbibliotheken  festgestellt  werden; 
trotz  aller  Bimiühungen  der  Bibliotheksleitungen  bleibt  es  immer 
nur  ein  kleiner  Kreis,  der  Bücher  zur  politischen  oder  wissen- 
schaftliclHui  Schulung  benutzt  — mangelnde  Zeit,  Unlust  nach 
langer,  erruüdtuider  Tagesarbeit  und  ungenügende  Vorbildung 
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beheben  die  Versuche,  hierin  Wandel  zu  schaffen.«  Ebenso  wie 
die  Leiter  der  Bibliotheken  klagen  die  Leiter  der  Kurse  und  der 
Gewerkschaftsversammlungen.  So  hatte  z.  B.  der  Verband 
der  Bergarbeiter  Deutschlands  im  Winter  1912/13  60  verschiedene 
Kurse  veranstaltet,  in  denen  beliebte  Redner  folgende  Themata 
erörterten:  Geschichte  des  Verbandes,  seine  Aufgaben  und  Ein- 
lichtungen.  Internationale  Gewerkschaftsbewegung,  die  gegneri- 
schen Gewerkschaften,  die  Taktik  gegenüber  den  Unternehmern 
und  den  gegnerischen  Gewerkschaften.  An  jedem  Kursus  nahmen 
im  Durchschnitt  50  Arbeiter  teil.  Der  Jahresbericht  des  Ver- 
bandes aber  hatte  bitter  zu  klagen  über  mangelhafte  Ausdauer; 
von  3006  Teilnehmern  nahmen  nur  1158  oder  38,5%  an  dem 
ganzen  Kurs,  der  nur  6 Vorträge  umfaßte,  teil.  Was  den  Ver- 
sammln ngsbesuch  angeht,  so  meinte  ein  Gewerkschaftsführer  im 
»Correspondenzblatt  der  Genera Ikommission«  (1912,  S.  186),  daß 
man  nach  seinen  Erfahrungen  »zu  viel  sagen  würde«,  wenn  man 
die  Zahl  der  Versammlungsbesucher  auf  der  Gesamtheit  der 
organisierten  Arbeiter  schätzte.  Viel  größer  als  der  Kreis  der 
Versammlungsbesucher  sei  aber  auch  der  Leserkreis  der  Gewerk- 
schaftspresse nicht . 

Das  alles  gibt  in  Verbindung  mit  dem,  was  früher  über 
Massen  und  Führer  und  über  das  differenzierte  Gewerkschafts- 
interesse gesagt  wurde,  um  so  mehr  zu  denken,  als  jetzt  volks- 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten  unbedingt  Rechnung  getragen 
werden  muß,  die  man  in  der  glücklichen  Friedenszeit  übersah, 
weil  sie  nicht  in  ihrer  vollen  Größe  vor  Augen  standen. 

Wer  die  Gewerkschaftszeitungen  und  die  ihnen  nahestehen- 
den Organe  der  politischen  Parteien  regelmäßig  verfolgt,  weiß, 
wie  dort  die  Arbeiterführer  gerade  in  der  Gegenwart  um  kla- 
rere Erkenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Zusammenhänge  be- 
müht sind;  nicht  selten  kommt  das  einem  Ringen  von  Einst 
und  jetzt  gleich.  Ein  paar  Beispiele: 

Auch  diejenigen,  die  für  schnelle  und  gründliche  Sozialisie- 
rung sind,  geben  doch  ohne  weiteres  zu,  daß  die  Leistungen,  insbe- 
sondere die  Initiative  der  Unternehmer  nicht  nur  in  der  Vergangen- 
heit hoch  anzuschlagen  waren,  sondern  daß  sie  auch  vorderhand 
in  den  meisten  Erwerbszweigen  schlechterhand  nicht  zu  entbehren 
sind ; dagegen  schrieb  der  »'l'extilar beiter«,  das  Organ  des  deutschen 
Textilarbeiterverbandes,  noch  am  27.  jiinuar  1911  (Nr.  4): 
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»Wenn  heilte  die  »weisen«  Leiter  der  [Produktion,  die  ihre  fietriebe, 
selbst  wenn  sie  wollten,  nicht  mehr  überschauen  können,  die  Aktieninhaber, 
die  die  Betriebe,  woran  sie  Mitbesitzer  sind,  nur  vom  Hörensagen  kennen,  wenn 
sie  allesamt  aut  eine  wüste  Insel  oder  auf  den  Mond  transportiert  Averden  könnten, 
die  Produktion  brauchte  deshalb  nicht  einen  Augenblick  ins  Stocken  zu  geraten; 
ihr  ungestörter  Fortgang  würde  erweisen,  dalJ  in  ihrem  Räderwerk  die  Privat- 
eigentümer der  Produktionsmittel  nicht  einmal  den  kleinsten  notwendigen 
Splitter  darstellcn.« 

Wie  schnell  war  man  ferner  vor  der  Revolution  mit  der 
volkswirtschaftlichen  Lohnthcoric  in  den  Gewerkschaften  fertig: 
»Hohe  Löhne  bedeuten  Hebung  der  Volkswirtschaft,  denn  je 
iiöher  der  Lohn,  um  so  größer  die  Kaufkraft  des  Marktes.«  »])ie 
Arbeiter  geben  das  Errungene  wieder  aus,  sie  steigern  oder  ver- 
bessern ihren  Konsum.  Wo  fließt  die  Summe  der  Lohnerhöhungen 
hin  ? Sie  sammelt  sich  doch  wieder  in  einzelnen  Kapitalreservoirs.« 
Daß  man  dabei  — abgesehen  von  allem  andern  — Kapital  mit 
Geld  in  verhängnisvoller  Weise  verwechselte,  beginnt  man  jetzt, 
wo  die  Zusammenhänge  greifbar  deutlich  sind,  einzusehen.  So 
schrieb  der  »Töpfer«  am  22.  Februar  1919  (Nr.  8). 

»Wer  etwa  glaubt,  daß  sich  unser  Landesreichtum  vergrößert,  wenn  immer 
größere  Mengen  Geldscheine  in  den  Verkehr  geworfen  rverden,  der  irrt  ganz 
gewaltig.  Und  es  ist  eine  unausbleibliche  Folge  der  jetzigen  Lohnsteigerungen, 
daß  der  Geldwert  immer  mehr  gedrückt  und  der  Warenpreis  immer  mehr  erhöht 
wird.  . . . Alle  Lohnerhöhungen  werden  im  rveitaus  größten  Teile  letzten  Endes 
durch  die  Arbeiterklassen  wieder  übernommen. < 

Und  im  »Kupferschmied«  (Nr.  i,  i.  Januar  1919)  hieß  es: 

»Leber  den  Zusammenhang,  den  der  Lohn  für  die  Preisbildung  der  Pro- 
dukte auf  dem  Markte  und  für  die  Konsumfähigkeit  der  großen  Masse  spielt, 
besteht  eine  erschreckende  Unklarheit  . . . Uns  ist  damit  gedient,  daß  die 
Produktion  angeregt  wird,  w^as  wieder  nicht  geschehen  kann,  Avenn  die  Preis- 
lage für  alle  Produkte  so  hoch  ist,  daß  der  Konsum  eingeschränkt  wird.« 

Ich  führte  1910  in  der  ersten  Auflage  dieses  Buches  aus, 
daß  die  kajiitalistische  Basis  erweitert  werden  müsse,  um  die 
Produktion  zu  steigern  ; es  könne  das  aber  nur  dadurch  geschehen, 
daß  d(d'  Unt(Tnehmer  über  Kapitalüberschüsse  verfüge,  die  er  der 
Volkswirtschaft  zur  Verfügung  stelle;  in  diesem  Sinne  sei  also 
der  Reiclu;  Verwalter  im  Dienste  der  Gesamtheit,  und  zwar  um 
so  melir,  j(‘  »ka})italistischer«  er  denke.  Diese  Ausführungen, 
die  ich  insbesonderi*  durcli  Hinweis  auf  Verwendung  des  Ver- 
ni()geiis  lind  des  ItinkomnKvns  von  Frau  Kru]')]'>  illustrierte,  wurden 
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in  einer  Broschüre,  die  das  Generalsekretariat  der  christlichen 
Gewerkschaften  herausgab,  ein  »Kernsatz«  genannt,  »den  ein 
Manchestermann  alter  Schule  geschrieben  haben  könnte«  ^).  Dem- 
gegenüber schreibt  aber  der  Führer  der  christlichen  Gewerk- 
schaften, Minister  Giesberts,  in  der  Zeitschrift  »Recht  und 
Wirtschaft«,  März  igig,  S.  46; 

»Will  das  Unternehmen  aul  der  Höhe  bleiben,  muß  es  dem  Fortschritt 
folgen,  neue  Maschinen  beschaffen,  die  Produktionsmethoden  ändern.  Daß 
diese  Dinge  nur  möglich  sind,  wenn  der  Unternehmer  über  Kapitalüberschüsse 
v'erfügt,  leuchtet  jedem  vernünftigen  Menschen  ein  — aber  dem  Arbeiter  wurde 
es  nicht  gesagt.  Er  sah  immer  wieder  den  reichen  Unternehmer,  der  es  so  un- 
endlich besser  hatte  als  er.  Dabei  sind  die  Kapitäne  unserer  Industrie  meistens 
Menschen  von  großer  Anspruchslosigkeit.  Der  alte  Krupp  und  Thyssen  ver- 
inDchten  auch  nicht  den  tausendsten  Teil  ihres  Einkommens  für  persönliche 
Bedürfnisse  aufzuwenden.  Und  Thyssen  arbeitet  sicherlich  mehr  als  8 Stunden 
am  Tage.  — Frau  Bertha  Krupp  soll  24  Millionen  an  Einkommen  haben;  wenn 
sie  sich  die  allerüppigste  Lebensweise  gestatten  würde,  die  ihr  nebenbei  ge- 
sundheitlich .schlecht  bekommen  würde,  wäre  sie  nicht  in  der  Lage,  auch  nur 
ein  Tausendstel  für  ihre  persönlichen  Bedürfnisse  zu  verwenden.  Wo  bleibt  das 
übrige  Kapital  ? Der  Arbeiter  denkt  in  seiner  naiven  Vorstellung,  daß  dies 
ihm  zu  unrecht  vorenthaltener  Lohn  sei.  In  Wirklichkeit  ist  es  das  Blut,  das 
unseren  volkswirtschaftlichen  Körper  immer  von  neuem  durchströmt,  die  Aus- 
dehnung und  Höherentwicklung  der  Gesamtwirtschaft  ermöglicht. 

Hier  muß  mit  der  Aufklärungsarbeit  eingesetzt 
werden.« 

Auch  in  der  Erörterung  von  Einzeif ragen,  die  von  weniger 
ailgemeiner  Bedeutung  sind,  merkt  man,  daß  ein  neuer  volks- 
wirtschaftlicher Erkenntnisdrang  die  Führer  unserer  Arbeiter- 
schaft erfaßt  hat.  Ais  igo6  das  erste  amtliche  Werk  über  den 
Tarifvertrag  im  Deutschen  Reiche  erschien,  glaubten  die  Be- 
arbeiter feststellen  zu  können,  daß  die  Gewerkschaften  grund- 
sätzliche Gegner  des  Akkordlohns  seien.  Dagegen  erklärte  die 
»Metallarbeiterzeitung«  jüngst  (ii.  Januar  igig) : 

»Weg  mit  der  Akkordarbeit!  Ein  solcher  Schlachtruf,  ganz  allgemein 
erhoben,  ist  nichts  anderes  als  eine  wirtschaftliche  Dummheit.  Die  Akkordar- 
beit ist,  darüber  ist  nicht  zu  streiten,  eine  höhere  Form  der  Arbeitsmethode,  und 
sozialisierte  Betriebe  sind  die  letzten,  die  ohne  Akkordarbeit  existieren  können.« 

In  einem  anderen  Artikel,  der  unter  der  Ueberschrift  »Lohn- 
oder Akkordarbeit«  im  Februar  igig  von  einer  Reiiu'  von  Gewerk- 

•^)  Die  Gewerkschaften  im  luchte  der  Volkswirtschaftslehre,  Köln  1014, 
S.  24. 
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schaftsblättern  veröffentlicht  wurde,  führte*  der  Verfasser  ans. 

»Mit  Schlagworten  läßt  sich  der  Frage  nicht  beikommen.  Sie 
muß  wohl  studiert  und  wohl  erwogen  werden;  und  nicht  zuletzt  dürfte  sieb 
auch  Anspruch  auf  internationale  Regelung  crhelx^n.  Fin  einzelnes  l^ind,  das 
aut  Welthandel  und  Weltverkehr  angewiesen  ist,  kann  diese  Frage  nicht 
endgültig  erledigen  . . . ICs  könnte  bei  eigenmächtiger  Fntscheidung  zu- 
gunsten der  Lohnarbeit  sehr  leicht  unter  die  Räder  der  Weltkonkurrenz 
geraten.« 

Das  sind  einige  Beispiele,  welche  die  Hoffnung  leclit- 
fertigen,  daß  ein  neues,  starkes  geistiges  Bindemittel  für  die 
Gewerkschaftler  in  der  Entstehung  begriffen  ist : klare,  unbefangene 
Erkenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Tatsachen  und  ihrer  ur- 
sächlichen Zusammenhänge. 

Zweiter  Abschnitt. 

Der  Zusammenhalt  in  den  Arbeitgeberorganisationen. 

14.  K a p i t e 1. 

Schon  aus  dem,  was  im  früheren  Zusammenhänge  über  die 
Arbeiterorganisationen  berichtet  wurde,  ergibt  sich,  wie  recht 
Adolph  Wagner  mit  der  Behauptung  hat,  daß  das  Solidaritäts- 
gefühl bei  den  Arbeitern  weit  stärker  entwickelt  sei  als  in  den 
Kreisen  der  kapitalistischen  Unternehmer  und  Arbeitgeber  (Theo- 
retische Sozialökonomik,  I,  S.  445).  Die  Arbeiter  fühlen  sich 
untereinander  w’eit  weniger  als  Konkurrenten,  die  Interessen- 
gegensätze sind  nicht  so  sehr  groß.  Der  starke  Unternehmer 
meint,  auch  allein  mächtig  genug  zu  sein,  um  sich  der  Arbeiter- 
schaft erwehren  zu  können,  er  glaubt,  daß  dazu  der  Anschluß 
an  die  Organisation  der  Kollegen  nicht  erforderlich  sei;  ja  für 
(‘inige  große  Unternehmer  mag  der  Kampf  unter  Umständen 
sogar  grade  dann,  wenn  er  mit  dem  Siege  der  Arbeiterschaft 
(‘ndigt,  nicht  ganz  unerwünscht  sein;  denn  die  kleinen  Unter- 
n(‘hmer  trifft  die  Niederlage  meist  härter  als  ihre  größeren 
Kollegen,  die  nach  dem  Kam])fe  vielleicht  von  einigen  zw'ar 
nicht  gefälirlichen,  ab(‘r  doch  lästigen  Konkurrenten  befreit  sind. 
D(m  Unternelimer,  der  gewolint  ist  zu  befehlen,  der  stolz  darauf 
ist,  Herr  im  eigenen  Haus(‘  zu  sein,  kostet  es  ein  gut  Teil  Ueber- 
windnng,  (‘ine  Vereinigung  voji  Genossen,  repräsentiert  etwa 
durcli  (;in(‘ji  Syndikus,  mit  hineinreden  zu  lassen,  Avie  er  seinen 
.\rl)(‘ilern  g(‘g(‘nüb(‘rir(‘ten  soll.  »Di(‘  llnternelinuu'  sind  eben«, 
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wie  Adolph  Wagner  sagt,  »mehr  individualistisch,  weniger  sozial 
ausgebildet  und  gesinnt,  mehr  auf  den  eigenen  Einzelvorteil 
erpicht.  ...  Die  Not,  welche  ! ür  die  Arbeit- 
geber aus  den  Lohnkämpfen  mit  den  oj-gani- 
sierten  Arbeitern  hervorgeht,  muß  erst 
sehr  gesteigert  sein,  um  hier  Wandlungen 
bei  jenen  zu  Wege  zu  bringen.  . . .«  Folgende  be- 
sondere Ursachen  für  Störungen  in  der  Solidarität  der  Arbeit- 
geber seien  hier  erwähnt:  i.  der  Gegensatz  zwischen  Klein-  und 
Großunternehmer;  z.  B.  die  »Sächsische  Steinschiffahrt«  tritt 
1907  aus  dem  »Arbeitgeberverband  für  Binnenschiffahrt  und 
verwandte  Gewerbe«  aus,  »weil  sie  der  Meinung  ist,  daß  die 
Stimme  der  Einzelschiffer  gegenüber  den  großen  Unternehmungen 
doch  keinerlei  Einfluß  auszuüben  vermag«.  2.  Verschiedenartig- 
keit des  sozialpolitischen  Standpunktes;  Dem  eben  genannten 
Verbände  kehrt  1906  die  Vereinigte  Elbschiffahrtsgesellschaft 
A.-G.  den  Rücken,  weil  sie  sich  dem  Beschlüsse,  »unter  keinen 
Umständen  zu  verhandeln«,  nicht  fügen  will.  3.  Der  Gegensatz 
zwischen  Berlin  und  Provinz,  namentlich  im  Handwerk:  Auf 
der  Generalversammlung  des  deutschen  Arbeitgeberbundes  für 
das  Baugewerbe  zu  Dresden  erklärt  ein  Delegierter  unter  stürmi- 
schem Beifall  der  ganzen  Versammlung,  Berlin  sei  stets  ein 
»Fremdkörper«  im  Arbeitgeberbund  gewesen.  4.  Der  Druck  der 
Arbeiterorganisationen  ist  nicht  in  allen  Landesteilen  gleich 
groß.  In  ganz  Deutsch-Lothringen  hatten  beispielsweise  die  drei 
großen  Gewerkschaftsgruppen  nur  5241  Mitglieder,  beschäftigt 
waren  aber  1912  in  Bergwerken  und  Fabriken  94  262  Personen. 
Von  den  25  000  Metallarbeitern  Lothringens  waren  in  allen  Ver- 
bänden im  Juli  1914  nur  etwa  1000  organisiert. 

Man  glaubt  nun  demgegenüber,  es  komme  den  Arbeit- 
geber- und  Unternehmerverbänden  zugute,  daß  ihre  Mitglieder 
als  die  höher  gebildeten  die  erforderliche  Einsicht  in  die 
Notwendigkeit  des  Zusammenhaltens  mehr  besäßen  als 
die  weniger  gebildeten  Arbeiter.  Icli  kann  diesen  Glauben 
nicht  teilen.  Man  braucht  nur  daran  zu  erinnern,  wie  la.ng(' 
einsichtige  Arbeitgeber  vergeblich  ihren  Standesgenossen  zu- 
geredet  haben : »Lernt  von  den  Arbeitern ! Vereinigt  eucii  wie 
diese  zu  starken  Verbänden!«  Und  auch  jetzt,  wo  diese  Mahnung 
unter  der  bitteren  Not  gehört  und  befolgt  werden  m u ß , wie 
gewaltig  bleibt  da  der  Opfermut  der  Arbeitgeber  hinter  dem 
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der  Arbeiter  zurück!  Einige  Jahre  vor  dem  Kriege  mu LU('  der 
(Geschäftsführer  eines  der  mächtigsten  Arbeitgeberverbände  in 
Deutschland  — den  Namen  nenne  ich  nicht,  weil  mir  die  Ver- 
liandlungsberichte  als  »nicht  für  die  Oeffentlichkeit  bestimmt <( 
bezeichnet  wurden  — an  die  zur  Verbandsversammlung  erschie- 
nenen Unternehmer  folgende  Worte  richten : »Ja,  meine  Herren, 
wenn  wir  da  den  Blick  auf  unsere  Organisation  der  Arbeitgeber' 
wenden,  so  müssen  wir  doch  etwas  betrübt  in  unsern  eigenen 
Busen  schauen.  Einmal  habe  ich  die  Wahrnehmung  machen 
müssen,  daß  für  die  Organisation  überhaupt  das  Verständnis 
noch  nicht  genügend  vorhanden  ist;  denn  würde  dieses  Ver- 
ständnis mehr  verbreitet  sein,  so  würde  unser  unablässiges  Be- 
streben, der  Organisation  eine  weitere  Ausdehnung  zu  geben,  doch 
vielleicht  von  noch  größerem  Erfolge  begleitet  gewesen  sein. 
Aber  auch  mit  Bezug  auf  die  Beiträge  begegnen  wir  doch  hin 
und  wieder  noch  der  Ansicht,  daß  den  industriellen  Verbänden 
und  somit  den  Industrielien  selbst  zu  viel  abgenommen  wird.  . . .« 

Das  mangelnde  Interesse  ist  in  sehr  vielen  Fällen  Folge 
mangemafter  Einsicht.  Es  fehlt  das  Verständnis  für  den  Ernst 
der  Situation,  der  nötige  Blick  dafür,  warum  man  kämpft,  und 
wie  man  kämpfen  soll.  Es  war  ganz  weise  von  der  Arbeitgeber- 
zeitung, als  sie  (Juli  1908)  ihren  Lesern  den  hohen  Wert  der 
Theorie  pries;  »Wir  stehen  nicht  an  zu  erklären,  daß  für  viele 
Kreise  der  Arbeitgeberschaft  ein  tieferes  Eindringen  in  die  Theorie 
äußerst  wünschenswert  sein  würde  . . . Freilich  hat  der  Arbeit- 
geber mit  seinem  Betrieb  ausreichend  zu  tun,  aber  die  Aus- 
einandersetzung mit  der  sozialistischen  Theorie  ist  heute  für 
den  Unternehmer  beinahe  ebenso  eine  Existenzfrage  geworden, 
wie  irgendeine  unmittelbar  in  den  Betrieb  eingreifende  An- 
gelegenheit. . . .«  Manche  Unternehmer  leben  in  dem  Wahne, 
daß  einige  gutbezahlte  Sekretäre  ausreichend  für  die  geistige 
Verteidigung  ihrer  Interessen  gegen  die  immer  heftiger  an- 
stürmenden Arbeiter  seien.  Ein  Vertreter  der  Arbeitgeberintercs- 
s(!n,  Fritz  Schmelzer,  schreibt  in  seinem  viel  zitierten  Buche  über 
di(‘  Tarifgemeinschaften;  »Die  Leiter  der  Arbeitgeberverbände, 
welche  in  der  l<(‘gel  ihr  yVmt  iils  Ehrenamt  bekleiden  und  nicht, 
wi(‘  di(‘  Arb(;it(;rführ(‘r,  eine  schwere  kchperliche  Arbeit  mit  einem 
l)ess(M'(‘n  Dasc'in  (‘int.'uischen,  verfügen  oftmals  nicht  über  Zeit, 
U(‘leg(;jiheit , Neigung  od(M'  Fähigkeiten,  sich  tiefer  mit  den 
volkswiits('iialt liclien  und  soziiüen  Problemen  zu  beschältigen. 
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Was  ihnen  an  theoretischem  Verständnis  abgeht  oder  sie  nicht 
leisten  können,  sollen  besoldete  Beamte  ersetzen,  die  wiederum 
im  Gegensätze  zu  den  Arbeiterführern  nicht  aus  den  Reihen  der 
Beteiligten  hervorgegangen  sind.  Meist  sind  es  verkrachte  Exi- 
stenzen oder  junge  Akademiker,  die  im  Vollbewußtsein  ihrer 
durch  den  Repetitor  erlangten  juiistischen  Doktorwürde  recht 
wenig  Ahnung  von  Volkswirtschaft  und  niemals  ein  geklärtes 
Urteil,  eine  reife  Lebensanschauung  besitzen  und  nur  bellissen 
sind,  gegen  ein  gutes  Honorar  Diener  erwerbsegoistischer  Herren 
zu  sein.  Der  Mangel  an  Verständnis  oder  praktischer  Erfahrung 
wird  dann  häufig  in  einseitiger  Berücksichtigung  entw^eder  nur 
der  Praxis  oder  nur  der  Theorie  durch  den  nichts  w-eniger  als 
schneidigen  Versuch  einer  Vernichtung  der  Arbeiterorganisation, 
in  der  man  nur  den  Gegner  sieht,  ersetzt.  . . .«  Allerdings  scheinen 
mir  hier  Einzelfälle  zu  sehr  verallgemeinert  zu  sein.  Gewiß 
können  Sekretäre  in  den  Diensten  der  Arbeitgeberverbände  sehr 
Ersprießliches  leisten,  w^enn  — eine  ganz  unerläßliche  Voraus- 
setzung — sie  mit  voller  U eberzeug  ung  die  ihnen  an- 
vertrauten Interessen  wahrnehmen,  und  wenn  wirklich  so  viel 
geistige  Arbeitskraft  in  den  ausschließlichen  Dienst  der  Arbeit- 
geberverbände gestellt  wird,  wäe  es  der  gewaltigen,  auch  geistigen 
Stärke  des  Gegners  entspricht.  Nach  der  einen  wie  nach  der 
andern  Richtung  hapert  es  bei  den  Arbeitgeberverbänden.  Es 
soll  nicht  geleugnet  werden,  daß  Vertreter  der  Arbeitgeber- 
interessen durch  die  ganze  Art  ihrer  Arbeit  zeigen,  daß  sie  für  die 
Interessen  der  Arbeitgeber  mit  ebensoviel  aufrichtiger  LTeberzeu- 
gung  eintreten  wie  hgendwelche  Arbeiterführer  für  die  ihrigen. 
Aber  im  allgemeinen  bleibt  doch  der  große  Unterschied  zwischen 
den  Arbeiterführern,  • die  selbst  aus  der  Arbeiterschicht  hervor- 
gegangen sind,  die  von  der  Picke  an  dienen  mußten,  und  den 
Sekretären  der  Arbeitgebei verbände,  die  von  außen  berufen 
wurden.  — Ein  gewisser  Ausgleich  wird  dafür  in  manchen  Fällen 
dadurch  geboten,  daß  die  Vertreter  der  Arbeitgeberinteressen  ge- 
wöhnlich durch  ein  abgeschlossenes  akademisches  Studium  leichtc'r 
den  Leberblick  über  die  gesamten  volkswirtschaftliclien  Verhält- 
nisse finden,  den  die  meisten  Arbeiterführei  vermissen  lassen. 

Und  dann  die  Ziffer!  Auf  50  geistige  Arbeitskräft j,  die 
sich  ausschließlich  der  Arbeiterbewegung  widmen,  kommt  noch 
nicht  eine  geistige  Arbeitskraft,  w'elche  die  Interessen  der  Ar- 
beitgeber w'ahrnimmt. 

Adolf  W e l>  o r , Kampf.  2.  Aull. 
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Wie  s])ärlich  sind  ferner  irn  Vc^rf^leicii  zn  dein  i^riichtig  ans- 
j^ebanten  Zeitungswesen  der  Arb(dter()rganisati()nen  die  Arbeit- 
geberverbände mit  Fachorganen  ansgestjittet.  Außer  den  beiden 
großen  führenden  Blättern,  dem  »Arbeitgeber«  und  der  »Deut- 
schen Arbeitgeberzeitung«,  gibt  es  etwa  ein  halbes  J)utzend  Organe 
für  einzelne  Sonderorganisationen.  Daneben  findet  man  aber 
wieder  insofern  Zersplitterung,  als  die  mehr  technisch  orien- 
tierten allgemeinen  Fachblätter  gleichzeitig  den  besonderem 
Arbeitgeberinteressen  dienen;  so  gibt  z.  B.  der  Ifauptverband 
deutscher  Arbeitgebeu'verbände  im  Malergewerbe  4 Blätter  als 
seine  Organe  an;  »Berliner  Malerzeitung«,  »Allgemeine  Maler- 
zeitung«, »Süddeutsche  Malerzeitung«,  »Südwestdeutsche  Maler- 
zeitung«. 

Im  Vorteil  sind  prima  facie  die  Arbeitgeberverbänd(i  vor 
den  Arbeiterorganisationen,  soweit  Festigkeit  der  Verbände 
in  Betracht  kommt;  denn  materielle  Zw^angsmaßregeln, 
z.  B.  im  Statut  vorgesehene  Strafen,  scheinen  gegen  die  be- 
sitzenden Arbeitgeber  naturgemäß  vdrksamer  zu  sein,  als  gegen 
die  besitzlosen  Arbeiter.  Aber  auch  da  trügt  wieder  der  Schein. 
Ich  habe  schon  geschildert,  wäe  so  manches  Mal  die  Arbeiter, 
um  ihre  Existenz  zu  sichern,  gezwungen  sind,  der  Gewerkschaft 
beizutreten,  und  wie  jede  schwere  Sünde  gegen  den  Massenwillen 
mit  einem  gesellschaftlichen  Boykott  bestraft  wird,  der  grade 
den  aimen  Arbeiter  härter  treffen  muß  als  den  reichen  Unter- 
nehmer eine  Aechtung  durch  seine  Kollegen. 

Häufig  verlangen  Arbeitgeberverbände  von  ihren  Mitgliedern, 
daß  sie  zur  Sicherung  der  ihnen  nach  dem  Statut  obliegenden 
Verpflichtungen  Wechsel  mit  der  Maßgabe  hinterlegen,  daß 
die  in  den  Wechseln  versprochenen  Summen  bei  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  Statuten  als  Strafe  verfallen  sein  sollen  Doch 
auch  die  gegenseitigen  Verpflichtungen  der  Arbeitgeber  in  ihren 
Koalitionen  sind  ja  nach  § 152  Abs.  2 G.O.  ohne  Rechtsschutz, 
und  wiederholt  ist  entschieden  worden,  daß  die  Verein- 
barung (äner  Strafe  im  Falle  der  Zuwiderhandlung  gegen 
di(!S(‘  V(^r])nicJitungen  rechtsunwirksam  ist.  Das  ist  natürlich 
auch  für  di(i  Arb(ütg(;b(^rverbände  manchmal  liöchst  fatal.  Aber 
sin  tifistcMi  sicli,  wie  di(‘  Arb(‘itgeberz('itung  cüniual  mitteilte 
(12.  januar  i(jo8),  mit  folgernder  Ih'wägung:  »fler  Vorteil,  den  auch 
die  Arbeit g(4>(*rv(U‘bän(le  habem  würden,  wenn  sie  ganz  allgemein 
gegen  unsiehei’e  Milgliedei'  klagbai'  we'i’deMi  könnten,  wird  tausend- 
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lach  in  Schatten  gestellt  von  dem  Nachteil,  den  die  Nation 
erleiden  ^vülde  durch  die  vermögensrechtliche  Umstrickung  der 
Arbeiter  durch  die  Gewerkschaften,  und  deshalb  müssen  die 
Arbeitgeber  sich  mit  der  Vorschrift  des  § 152  Abs.  2 G.O.  abfinden 
in  der  Hoffnung,  . . . daß  gegenseitiges  Vertrauen  ersetzen  muß 
und  wird  diejenige  feste  Bindung  des  Ganzen,  die  sonst  nur 
durch  die  Möglichkeit  rechtlichen  Zwanges  gewährleistet  er- 
scheint.« Daß  diese  Aeußerung  in  ihrem  ersten  Teile  eine  große 
Uebertreibung  enthält,  wird  jeder  Kenner  der  Verhältnisse  zu- 
geben. 

Die  vorgesehenen  Geldstrafen  (bzw.  die  zu  deren  Sicherung  vorgeschriebenen 
Kautionen)  sind  manchmal  recht  bedeutend.  So  verpflichtete  z.  B.  der  Aachener 
l'extilarbeitgeber- Verband  im  April  1906  gelegentlich  einer  Aussperrung  seine 
Mitglieder,  für  jeden  vorzeitig  eingestellten  Ausgesperrten  täglich  25  Mark 
Konventionalstrafe  zu  zahlen.  Und  der  § 42  der  Satzung  des  Arbeitgeberverbandes 
der  Rheinischen  Seidenindustrie  lautet  in  seinem  ersten  Absatz:  »Ein  Mitglied, 
das  gegen  die  Anordnungen  der  Satzungen,  die  Anordnungen  des  Vorstandes 
oder  des  Vertrauensmannes  oder  die  ordnungsmäßig  gefaßten  Beschlüsse  der 
Generalversammlung  verstößt  oder  dem'  Geschäftsführer  oder  Vorstand  un- 
richtige Angaben  macht,  unterliegt  einer  Vertragsstrafe  bis  zu  1000  Mark  für 
jeden  einzelnen  Fall,  insofern  nicht  in  den  Satzungen  besondere  Strafen  vor- 
gesehen sind.« 

Wie  energisch  einzelne  Arbeitgeberverbände  vorgehen,  um  Frevler  gegen 
die  Solidarität  ausfindig  zu  machen  und  zur  Strafe  heranzuziehen,  zeigt  folgende 
Kundgebung  des  Cölner  Arbeitgeberverbandes  für  das  Baugewerbe,  die  im 
Jahre  1907  veröffentlicht  wurde;  »Infolge  der  von  den  Arbeitgeberverbänden 
in  Aaclien,  Berlin,  Krefeld  usw.  gemachten  Mitteilungen,  daß  in  Cöln  eine 
Anzahl  Arbeiter  aus  diesen  Orten,  die  sich  im  TAjhnkampfe  befinden,  beschäftigt 
würden,  hat  der  Arbeitgeberverband  für  das  Baugewerbe  zu  Cöln  eine  persön- 
liche Revision  der  Lohnli.sten  bzw.  der  Invalidenkarten  bei  seinen  Mitgliedern 
durch  den  Geschäftsführer  vornehmen  lassen,  die  über  8 Tage  in  Anspruch  nahm. 
Es  mußte  leider  konstatiert  werden,  daß  sieben  streikende  Arbeiter  in  Cöln 
eingestellt  waren,  die  aber  nach  der  Revision  sofort  zur  Entlassung  kamen. 
Mit  Rücksicht  hierauf  möchten  wir  empfehlen,  an  allen  Orten  derartige  persön- 
liche Revisionen  vornehmen  zu  lassen,  da  hierdurch  den  Ausständigen  es  immer 
mehr  und  mehr  erschwert  wird,  anderswo  in  Arbeit  zu  kommen.« 

J)as  gegenseitige  Vertrauen  muß  der  eherne  Fels  sein,  auf 
dem  ein  festgefügter  Arbeitgeberverband  existenzfähig  bleibt. 
.\ber  immer  wieder  von  n(niem  haben  die  Arbeitgeberführei  zu 
klagen,  daß  dieses  Verhältnis  auf  gar  harte  Proben  gestellt  wird. 
Nicht  nur  die  gegenseitige  Konkurrenz  am  Absatzmärkte  bedingt 
da.s,  sondern  namentlich  auch  die  Konkurrenz  um  die*  .Arbeits- 
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kraft.  Es  gibt  Autoren,  die  grade  darin,  speziell  in  Jvohn  übei- 
b i e 1 11  n g e n das  »wesentliche  desorganisierende  Moinc^nt«  füi 
die  Arbeitgeberverbände  erblicken  (Zimmermann).  Das  trifft  in  d(‘r 
l'at  zu,  namentlich  bei  den  Arbeitgeberorganisationen  des  Hand- 
werks. Einige  von  ihnen  haben  ganz  richtig  erfaßt  daß  die 
kollektive  Lohnregelung,  wenn  sie  umsichtig  und  energisch  erfolgt, 
sehr  wohl  geeignet  sein  k<uin,  die  Position  des  Unternehmers  zu 
stärken;  »Die  berechtigte  Interessengemeinschnft  einerseits  der 
Konkurrenten  untereinander,  andererseits  der  Konkurrenten  mit 
den  Arbeitern,  findet  in  den  Tarifverträgen  den  besten  Ausdruck 
und  ist  am  ehesten  dazu  angetan,  Konkurrenzauswüchsen  erfolg- 
reich zu  begegnen«  (Schmelzer). 

Einen  Stein  des  Anstoßes  bei  der  Konkurrenz  am  Arbeitsinarkte  liat  dei 
Verein  Deutscher  Arbeitgeberverbänrle  dadurch  zu  beseitigen  \er.sucht,  daß  er 
in  einer  Ausschußsitzung  im  April  1910  eine  Reihe  von  Vorschlägen,  die  sich 
mit  dem  »Inserieren  nach  Arbeitern«  befaßten,  einstimmig  genehmigte.  Diese 
Beschlüsse  lauten; 

»r.  Das  Inserieren  nach  Arbeitern  in  sozialdemokratischen  und  Ciewerk- 
schaftsblättern  soll  völlig  unterbleiben. 

2.  Das  Inserieren  nach  Arbeitern  in  der  Presse  bestreikter  Orte  und  Bezirke 
nach  denjenigen  Arbeiterkategorien,  die  sich  im  Streik  befinden,  ist  nicht  zu 
gestatten. 

3.  Die  Inserate,  die  in  der  bürgerlichen  Presse  derjenigen  Bezirke,  welche 
für  das  Annoncieren  nach  Arbeitern  freigegeben  sind,  aufgegeben  werden,  sind 
durch  die  (reschäftsstelle  der  Verbände  darauf  zu  prüfen,  daß  durch  dieselben 
kein  Zwiespalt  unter  den  Verbänden  hervorgerufen  wird,  andernfalls  ist  eine 
entsprechende  Aenderung  der  Annonce  zu  veranlassen;  insbesondere  ist  das 
Inserieren  nach  Arbeitern  unter  Versprechung  hoher  lAihne  möglichst  zu  be- 
schränken, da  ein  solches  Verfahren  nur  zu  Lohntreibereien  und  Differenzen 
führen  kann. 

In  denjenigen  Orten,  in  denen  Arbeitsnachweise  von  Verbänden  des 
X'ereins  Deutscher  Arbeitgeberverbände  bestehen,  soll  nicht  inseriert  werden, 
sondern  es  sollen  die  dort  bestehenden  Arbeitsnachweise  zur  Heranziehung  von 
Arbeitskräften  in  Ansjiruch  genommen  werden. 

.4.  Das  .Vussenden  von  Werbeagenten  seitens  der  Pärmen  oder  Arbeits- 
nachweise, um  Arbeiter  aus  a,nderen  Betrieben  befreundeter  oder  kartelliertet 
\'(,*rbände  iHtrauszuzielien,  ist  zu  vermeiden.« 

Ilior  und  da  hat  man  ancli  in  .Vrbeitgt'bt'rkrcisen  zu  verhin- 
dern vm'snelit,  daß  (‘in  ('xcwerbetreibcnder  die  Notlage  eines 
andertm  sieli  dadnreli  znnntz(‘  macht,  daß  er  mit  den  Kunden 
d<s  durch  Streik  b(‘hind(‘rlen  Koid'inrrenten  seinerseits  Oeschätts- 
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Verbindungen  anzuknüpfen  sucht.  Besonders  mißlich  kann  das 
an  der  Grenze  des  Bezirksgebietes  der  einzelnen  Verbände  werden. 
Der  in  der  Mitte  ansässige  Arbeitgeber  ist  von  Kollegen  um- 
geben, die  gleich  ihm  den  Verbandsbeschlüssen  unterworfen 
sind ; an  der  Grenze  des  Bezirks  kann  dagegen  der  Kundenfang 
durch  Berufsgenossen,  die  einem  anderen  Verbände  angehören, 
ungehindert  von  statten  gehen.  Man  hat  sog.  Kundenschutz- 
verträge abgeschlossen.  So  ist  beispielsweise,  na.ch  Mitteilung 
des  Reichsarbeitsblattes,  im  Boykottschutzverbamd  deutscher 
Brauereien  den  Mitgliedern  während  eines  Boykotts  und  inner- 
halb dreier  Monate  nach  Aufhebung  desselben  die  Anknüpfung 
neuer  Geschäftsverbindungen  mit  den  Kunden  boykottierter 
Mitglieder  bei  Strafe  verboten,  ebenso  die  Erhöhung  der  Liefe- 
rungen an  bisherige  Abnehmer,  sofern  diese  zugleich  Kunden 
boykottierter  Mitglieder  sind.  Selbstverständlich  ist,  daß  die 
kämpfenden  Arbeitgeber  fast  noch  mehr  wie  gegen  Kundenfang 
sich  da.gegen  schützen  müssen,  daß  ihre  Arbeiter  von  der  Kon- 
kurrenz oder  sonstigen  Betrieben  beschäftigt  werden.  Bestim- 
mungen wie  die  folgenden  sind  daher  in  den  Statuten  der  Arbeit- 
geberverbände gang  und  gäbe:  »Während  eines  ungerecht- 
fertigten Ausstandes  und  vier  Wochen  nach  dessen  Beendigung 
dürfen  die  Mitglieder  des  Verbandes  keine  Arbeiter  des  vom 
Ausstande  Betroffenen  einstellen«  (Satzungen  des  Arbeitgeber- 
verbandes der  Rheinischen  Seidenindustrie).  Um  derartige  Ver- 
einbarungen möglichst  weithin  wirksam  zu  machen,  werden 
liauptsächlich  die  sog.  Kartellverträge  abgeschlossen. 

Für  manchen  Arbeitgeberverband  ist  es  charakteristisch, 
daß  ei  sich  nur  im  äußersten  Notfälle  entschließt,  den  freiwilligen 
durcli  einen  zwangsweisen  Zusammenhalt  zu  ersetzen.  So  heißt 
es  im  § 14  der  Satzungen  des  Arbeitgeberverbandes  der  deutschen 
Textilindustrie;  »Zu  den  Aufgo-ben  des  Verbandes  gehört  die 
I ferbeiführung  eines  einheitlichen  Verhaltens  der  Mitglieder  bei 
Arbeiterbewegungen  innerhalb  eines  Unterverbandes.  Erweisen 
sich  die  Machtmittel  des  Verbandes  als  unzureicliend,  so  kann 
(lie  Hauptversammlung  mit  %-Mehrheit  über  die  Iirgreitung 
weiterer  Mittel  beschließen.  N u 1 i m F a 1 1 (m  n e s ei  n- 
stimmig  g f a ß t cm  Beschlusses  d e r H a u \)  t - 
V CM  s a rn  m 1 u n g übt  d r Verb  a n d ein  c n Z w a n g 
z u r 1 ) u r c h f ü ii  r u n g des  B s c h 1 u s s (‘  s aus.« 

Andererseits  sind  aber  doch  auch  F<älli'  b(‘kannt,  wo  gegtm 
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Abtrünnige  seitens  der  Arbeilgebei verbünde'  in  ülinlieh  rigoroser 
Weise  vorgegangen  wurde  wie  seitens  d('r  (lewerksciniften  g(‘gen 
»abgefallene  Arbeitswillige«. 

Als  Mittel  zum  Zweck  koinnu'n  in  Fxdracbt  i.  Der  wiit- 
sc  halt  liebe  Boykott  durch  Kntziehung  von  Ar- 
beit; Im  Oktober  1909  veniffentlichte  der  »Orundstein«,  das  Or- 
gan der  freiorganisierten  Bauarbeiter,  ein  Rundschreiben  des  .Ber- 
liner Bauunternehmerkartells,  in  dem  den  Mitgliedern  zur  R(igei 
gemacht  wurde,  »Oflerten  von  Firmen,  die  dem  Arbeitgeber- 
verband niclit  angehören«,  zurü 'kzusenden  ....  Dann  hieß  es 
weiter;  »Können  Sie  niciit  anders,  sehen  Sie  sich  aus  irgend- 
welchen Oründen  genötigt,  mit  Firmen  wegen  Vergebung  eines 
.Vuftrages  in  Beziehung  zu  treten,  die  nicht  dem  Kartell  an- 
gehören, dann  stellen  Sie  dieselben  ruhig  vor  die  Alternative; 
Entweder  Eintritt  in  den  Arbeitgeberver- 
band oder  keinen  Auftrag.  Verstöße  gegen  diese 
Regel  sollen  in  jedem  Falle  dem  Vorstand  gemeldet  werden.« 

2.  Die  M a t e r i a 1 s p e r r e;  Fabrikanten  oder  Händler, 
die  einen  Außenseiter  zwingen  wollen,  dem  Verbände  beizu treten, 
wenden  sich  entweder  an  einzelne  Lieferanten  oder  an  einen 
Verband  von  Rohsteffabrikanten  mit  dem  Verlangen,  nur 
Verbandsmitgliedern  zu  hefern.  Am  ig.  April  1910  berichtete 
die  Nationalzeitung; 

»Der  Verband  der  Arbeitgeber  für  das  Baugewerbe  in  Bochum  be- 
schloß, diejenigen  Lieferanten  von  Kalk,  Sand,  Ziegelsteinen  usw.,  die  durch 
Lieferung  von  Materialien  während  der  Streikzeit  entgegen  den  Beschlüssen 
des  Verbandes  der  Banarbeitgeber  diesen  in  den  Rücken  fallen,  auf  drei  Jahre 
von  der  Lieferung  an  Verbandsmitglieder  auszuschließen.  Die  anwesenden 
Vertreter  von  Baumaterialien-Lieferanten  erklärten  sich  einstimmig  bereit,  den 
.Arbeitgebern  jede  mögliche  Unterstützung  durch  Einstellung  der  Lieferungen 
zuteil  werden  zu  lassen,  hlbenso  sollen  auch  in  Hagen  einige  nicht  organi- 
sierte Unternehmer,  die  weiter  arbeiten  lassen,  durch  Material  sperre  zur  Teil- 
nalime  an  der  Bewegung  gezwungen  werden.« 

Vc'rriif  b (;  i (Uni  E u tc  r n ch  meru;  Nach  Kestuer  (»Der 
Organisalionszwaiig«)  teilte  auf  der  Oenemlversammlung  des 
Srhleswig-l  lolsteinisciien  Arbeitgebc'rverbaudes  im  Jahre  1905 
der  llamburg('r  (ieueralsi'krcdiir  der  Uiiternehmerorgnnisatixui 
V.  Ivodswilz  mit.  daß  drei  »('.um  iufamia«  aus  dem  Verbaude  aus- 
gcStoßoiK;  Diit('ni<‘lm)('r  iliro  (ieschäflt*  hätten  schließen 
müssoii 
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Andere  Zwangsmittel,  die  in  der  Geschichte  der  Kartelle 
gelegentlich  eine  Rolle  spielen  (Kreditsperre,  Arbeit ersperre, 
Transporlhindernng,  namentlich  Preisnnterbietimg) , sind  mir  bei 
dem  Verfolg  der  Tätigkeit  der  Arbeitgeber  Organisationen 
nicht  bekannt  geworden. 

Wie  bei  den  Gewerkschaften,  so  betrachte  ich  auch  bei 
den  Arbeitgeberverbänden  die  Unterstütznngseinrichtnngen  nur 
als  Mittel  zum  Zweck,  als  Maßnahmen,  um  das  Zusammenhalten 
der  Mitglieder  zu  stärken.  Ein  Unterschied  liegt  nur  in  der  Form; 
Arbeitslosenversicherung,  Krankenunterstütznng,  Reiseunterstüt- 
zungen und  ähnliche  Wohlfahrtseinrichtungen  kommen  selbst- 
verständlich für  die  Unternehmer  nicht  in  Betracht,  dagegen 
wohl  das  Gegenstück  zur  Streikunterstützung:  die  Streikent- 
schädigung. 

Der  Gedanke,  den  Zusammenschluß  der  Unternehmer  in 
Arbeitgeberverbänden  zur  Grundlage  zu  machen,  um  den  durch 
den  Streik  verursachten  Schaden  einzelner  von  der  Gesamtheit 
der  Vereins-  oder  Verbandsmitglieder  mit  tragen  zu  helfen,  lag 
um  so  näher,  als  es  sich  hier  um  ein  Problem  handelt,  dem- 
gegenüber die  erwerbswirtschaftiichen  Versicherungsunterneh- 
mungen sich  als  ohnmächtig  erwiesen. 

An  einem  interessanten  Versuche,  eine  »Versicherungs  -.Aktiengesell- 
schaft gegen  Verluste  durch  Arbeitseinstellung«  zu  gründen  und  lebensfähig 
zu  gestalten,  fehlt  es  nicht.  Der  bekannte  Berliner  Fabrikant  O.  Weigert  hat 
im  Jahre  1897,  namentlich  auf  die  im  Bunde  der  Industriellen  zusammenge- 
faßten Interessen  gestützt,  unter  dem  Namen  »Industria«  die  Gründung 
einer  Gesellschaft  angeregt  und  unter.stützt,  deren  Aufgabe  war,  »gegen 
Prämien  Versicherung  zu  gewähren  gegen  Verluste,  welche  durch  Streiks  der 
im  Betriebe  beschäftigten  Arbeiter  dem  Betriebsuntemehmer  zugefügt  werden, 
und  eventuell  Rückversichenmg  aller  Art  zu  gewähren«.  .Als  »Streik«  im  Sinne 
der  Versicherungsbedingungen  sollte  »jede  Arbeitseinstellung  und  die  infolge 
derselben  etwa  bedingte  .Aussperrung«  gelten.  Das  f rrundkapital  betrug  5 Millio- 
nen Mark.  Die  Fntschädigungspflicht  der  Gesellschaft  beschränkte  sich,  nacli 
Kidemann,  auf  Krstattung  der  (ieneralun kosten  des  Verlustes  von  Materialien 
lind  der  während  des  Streiks  etwa  verfallenden  Konventionalstrafen  bis  ziu 
Dauer  von  4 Monaten.  Grundsätzlich  sollte  die  Fntschädigung  nur  bei 
Strcüks  gezahlt  werden,  bei  denen  die  Haltung  des  Unternehmers  von  der  Ge- 
sellschaft als  gerechtfertigt  anerkannt  würde.  Deshalb  war  vorgeschrieben,  daß 
der  Unternehmer  bei  .Ausbruch  eines  Streiks  nicht  allein  innerhalb  drei  ragen 
die  Ge.sellschaft  benachrichtigen  und  deren  Vermittlung  herbeiführen,  sondern, 
wo  ein  Gewerbegericht  oder  eine  entsprechende  Behörfle  Ix^stehe,  ein  JCinigungs- 
verfahren  beantragen  müsse.  Nur  wenn  dieses  infolge  Weigerung  der  Arbeiter 
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iiberliaiipt  nicht  zustande  gekommen  sei  oder  oiine  Verscliulden  des  Versicherten 
zu  einer  Füiiigung  nicht  geführt  habe,  solle  die  l'hitschädigung  gezahlt  werden, 
liber  deren  Höhe  eine  liesondere  Scliätzungskommis-^ion  zu  entscheiden  habe. 
Die  Vorschrift  über  zwangsweise  Anrufung  des  hinigungsamtes  war  ein  Haujit- 
grund  dafür,  dab  die  l 'iiternehmer  trotz  reger  Agitation  für  die  (Gesellschaft 
nicht  in  genügendem  rmfange  gewonnen  werden  konnten.  Man  erblickte  darin 
einen  unberechtigten  Eingriff  in  die  freie  Selbstbestimmung  und  eine  Schmäle- 
rung der  Autorität  des  Dnternehmers.  Schon  nach  kurzer  Zeit,  im  Juli  J<S<ifS, 
mußte  die  Auflösung  der  (Vesellschaft  beschlossen  werden. 

DaI3  die  Streikentschädigung  praktisch  auf  die  ])auer  nur 
in  Form  der  Oegenseitigkeitsgeseihehaft  der  Interessenten 
möglich  ist  — einer  Form,  zu  der  sich  auch  die  vier  in  P'rankreicii 
bestehenden  Streikversicherungsanstalten:  Le  Progres;  La  Caisse 
Centrale  Metallurgique;  Le  Lloyd  Industriel;  La  Caisse  Mutuelle; 
Industrielle  et  Commercielle  bekannt  haben — , wird  jetzt  allge- 
mein zugegeben. 

Tastende  Versuche,  speziell  in  Anlehnung  an  die  Arbeit- 
geberverbände Streikentschädigungseinrichtungen  zu  schaffen, 
sind  schon  fast  so  alt  wie  die  Arbeitgeberverbände  selbst.  So 
stand  beispielsweise  schon  gleich  bei  der  ersten  Veitreterver- 
sammlung  der  organisierten  Berliner  Bauarbeitgeber  im  Februar 
1872  die  Frage  der  Errichtung  von  Streik-Assekuranz-Geseh- 
schaften  zur  Debatte.  Der  Plan  gelangte  allerdings  nicht  zur 
Durchführung.  Praktisch  erfolgreicher  war  das  Bemühen  des 
Arbeitgeberverbandes  Hamburg-Altona  alsbald  nach  seiner  Ent- 
stehung, die  aus  Streiks  herrührenden  finamziellen  Schwierig- 
keiten seiner  Mitglieder  durch  Gewährung  von  Darlehen  zu 
beseitigen.  Die  Mittel  dafür  wurden  durch  Sammlung  eines  Ga- 
rantiefonds beschafft,  der  durch  Zeichnung  von  Beiträgen  der 
Mitglieder  zustande  kam.  Die  Gesamtsumme  der  gezeichnefen 
P>eiträge  belief  sich  auf  i 800  000  Mark.  Die  Verwaltung  des 
Ga.ranti(d(>nds  unterlag  einem  Vertrauensrate  von  6 Mitgliedern. 
Daj'lelien  wurd(m  in  der  Weise  bewilligt,  daß  zwischen  dem 
Arbeitg(ä)erv(‘rbande  Hamburg-Altona  und  der  Anglo-Dentschen 
Bank  in  Ha.mburg  ein  Vertrag  abgeschlossen  wurde,  wonach 
di(‘ g(‘ua.nnt(;  Bank  sich  vcn'pflichtete,  in  d(‘r  Höhe  des  gezeichneten 
Ciaranti(donds  solchen  Personen  Wechsel  zu  diskontieren  und 
Vors('hnß  zu  ge.ben,  die  ihr  voji  (hau  VertrcUiensrate  des  Arbeit- 
gobiirvcrbaiKhts  namhaft  g(‘ma('lit  wurden.  Andere  Arbeitgeber- 
vorbändc  almit(‘n  das  B(‘is])i('l  di'S  Hamburger  Verbandes  aiu'h 
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in  diesem  Punkte  niich.  Manchmal  half  man  sich  auch  durch 
gelegentliche  Unterstützungen  in  Form  von  Schenkungen. 

Einen  ersten  Versuch,  in  Form  einer  wirklichen  Versichenmg 
Streikschäden  zu  decken,  machte  der  Ausstandsversicherungs- 
verband des  Oberbergamtsbezirks  Dortmund.  Er  wurde  im 
Jahre  1889  nach  dem  großen  Bergarbeiterstreik  durch  Zechenbe- 
sitzer des  Ruhrreviers  gegründet.  Der  Verband  hatte  nach  den 
Satzungen  den  Zweck,  »denjenigen  Verbandszeehen,  welche  ohne 
ihre  Schuld  von  einem  Ausstande  ihrer  Belegschaften  betroffen 
werden  und  die  ungerechtfertigten  Forderungen  derselben  ab- 
lehnen,  für  den  ihnen  aus  einem  solchen  Ausstande  erwachsenen 
Schaden  Ersatz  zu  leisten«. 

Die  Entwicklung  dieses  Verbandes  war  sehr  günstig.  Schon 
zwei  Jahre  nach  der  Gründung  umfaßte  er  die  Mehrzahl  der 
Kohlenzechen.  Der  Versicherungsfonds  erreichte  die  Höhe  von 
etwa  I y2  Millionen  Mark,  und  in  einem  Jahre  konnte  fast  eine 
Viertelmillion  Mark  an  Entschädigungen  ausbezahlt  werden. 
Alsbald  sah  sich  aber  die  Regierung  veranlaßt,  zu  dem  neuen 
Versicherungszweig  Stellung  zu  nehmen.  Am  13.  März  i8()2 
erging  ein  Erlaß  des  preußischen  Ministers  für  Handel  und  Ge- 
werbe, der  für  die  ganze  spätere  Entwicklung  des  Problems  von 
großer  Bedeutung  wurde.  Danach  sollte  die  Konzession  solcher 
Gesellschaften  davon  abhängig  gemacht  werden,  daß  die  Ge- 
währung von  Entschädigungen  satzungsgemäß  nur  nach  einem 
von  den  Unternehmern  vorher  versuchten  Einigungsverfahren 
stattfinden  dürfe.  Infolge  dieser  Maßiegel  entzog  sich  der  Aus- 
standsversicherungsverband der  öftentlichen  Kontrolle  und  Kritik. 
Er  bestand  zwar  weiter,  brachte  aber  keine  Berichte  mehr  an  die 
Oeffentlichkeit.  Seit  dem  i.  Februar  1908  hat  er  sich  mit  dem 
kurz  w^rher  in  Essen  gegründeten  Zechenverbande  vereinigt. 

Da  die  Entwicklung  der  Streikentschädigungseinrichtungen 
mit  der  Geschichte  der  Arbeitgeberverbände  eng  zusammenhängt, 
so  ergibt  sich  daraus  schon,  daß  an  eine  planmäßige  Gründung 
und  einheitliche  Ausgestaltung  dieser  Einrichtungen  erst  nach 
dem  Jahre  1904  gedacht  werden  konnte.  Seitdem  ist  die  hhit- 
wicklung  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten,  daß  eine  abschließende' 
Darstellung  übe;r  Form  und  Wirkung  der  ve'rschiedenartigen 
Organisationen  möglich  wäre.  Aehnlich  wie  bei  (Um  Arbeitgeber- 
verbänden selbst  hand(;lt  <‘S  sich  auch  bei  den  Streikversiclu'nuigs- 
einrichtungen  um  eine  bunte  Mannigfaltigkeit  von  IGnzelerschei- 
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niingen,  so  daß  cs  schwer  hält,  das  ( inindsätziic'lic  nnd  rypischc 
iieraiisztdieben. 

J)ie  äußere  Organisation  de  Streikentscliädigiingska^sen 
kann  sich  gestalten; 

1.  als  offizäelle  Einrichtung  innerlialb  der  einzelnen  Arbeit- 
geberverbände, 

2.  in  Anlehnung  an  die  Arbeitg(‘berverbände, 

3.  als  selbständige  Einrichtung. 

Einige  Beispiele  S(»llen  diese  Möglichk('it('n  illustrieren 

Zu  I.  Der  »Arbeitgeberverband  der  Rlu'inischen  Seiden- 
industrie« betrachtet  die  Streikentschädigung  als  einen  Haupt- 
zweck seiner  'l'ätigkeit.  Der  Ausbruch  edner  Arbeitseinstellung 
ist  von  dem  Betroffenen  unverzüglich  der  I.eitung  des  Verbandes 
unter  kurzer  Bezeichnung  der  Ursache  der  Arbtdtseinstellung 
anzuzeigen.  Nach  erfolgter  Anzeige  hat  der  Vorstand  aus  der 
Zahl  der  Mitglieder  möghehst  bald  einen  Ausschuß  zur  Prüfung 
der  Sachlage  einzusetzen.  Das  anzeigende  Mitglied  des  Verbandes 
darf  diesem  Ausschüsse  nicht  angehören,  hat  jedoch  das  Recht, 
ein  Mitglied  desselben  vorzuschlagen.  Diesem  Vorschläge  muß 
I^olge  gegeben  werden.  Jedes  Mitglied  ist  verpflichtet,  die  Wahl 
in  den  Prüfungsausschuß  anzunehmen.  Bei  Ablehnung  ent- 
scheidet der  Vorstand  über  die  Zulässigkeit  des  Grundes.  Dieser 
Ausschuß  hat  in  jeder  ihm  geeignet  erscheinenden  Weise  die 
Sachlage  eingehend  und  sachgemäß  zu  prüfen,  eventuell  zwischen 
der  Betriebsfirma  und  den  Arbeitern  zu  vermitteln  und  die 
Abstellung  etwa  festgestellter  Mißstände  anzustreben.  Insbe- 
sondere hat  der  von  der  Arbeitseinstellung  Bedrohte  oder  Be- 
troffene dem  Ausschüsse  rückhaltlos  jede  gewünschte  Auskunft 
über  Anlaß  und  Ursache  des  Streikes  oder  Ausstandes  zu  erteilen 
und,  soweit  dies  zur  Klarstellung  der  Sachlage  notwendig  ist, 
künsicht  in  die  Lohnbücher,  Arbeitsordnung  und  eventuell  in 
die  Arbeitsräume  zu  gestatten.  Von  der  lunsicht  in  die  Lohn- 
l)ücher  und  dem  Betreten  der  Betriebsräume  können  auf  W'unsch 
des  Arbeitg(;bers  (ünzelne  .Vusschußmitglieder  ausgeschlossen  wer- 
d(!u.  Auf  Grund  d(‘r  Untersuchung,  welche  ohne  zwingende 
Gründ(‘  die*  Zc'itdauer  von  (iner  W'oehe  nicht  überschreiten 
darf,  hat  der  Aussclmß  zunäclist  deni  Vorstande  nnd  im  An- 
schluß hieran  d(;r  von  dies(uu  ungc'säumt  (ünzuberufenden  Ge- 
neralv(;rsainmhing  eiium  genauen  Bericht  zu  erstatten.  Auch  in 
dieser  G(ni(iralv(‘rsanuuhing  liat  d(‘r  Btdroflene  die  zur  Klarstel- 
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lung  der  Sachlage  etw'a  noch  gewünschten  Auskünfte  zu  erteilen. 
Die  Generalversammlung  beschließt  in  derselben  Sitzung  endgültig 
über  die  Berechtigung  oder  Nichtberechtigung  der  von  den 
Arbeitern  gestellten  Forderungen.  Wird  die  Arbeitseinstellung 
für  ungerechtfertigt  erklärt,  so  versucht  der  Verband  eine  Bei- 
legung des  Ausstandes,  unterstützt  aber  gleichzeitig  den  Be- 
troffenen während  der  Dauer  des  x\usstandes  aus  den  vorhan- 
denen Verbandsmitteln  vom  dritten  Tage  des  Ausstandes  an. 
Die  Höhe  der  Entschädigung  beträgt  für  jede  Ausstandswoche 
14%  der  Arbeitslöhne,  welche  die  betroffene  Firma  für  das  bei 
Ausbruch  des  Streiks  laufende  Geschäftsjahr  bei  der  Berufsge- 
nossenschaft für  ihre  dem  Verbände  angehörenden  Betriebe  an- 
gemeldet hat. 

Zu  2.  Hier  ist  die  »Gesellschaft  des  Gesamtverbandes  Deutscher 
Metallindustrieller  zur  Entschädigung  bei  Arbeitseinstellungen«  zu 
nennen.  Mitglieder  der  Gesellschaft  sind  diejenigen  Mitglieder  der 
Bezirksverbände  des  Gesamtverbandes  Deutscher  Metallindustriel- 
ler, welche  sich  als  Verbände  im  ganzen  der  Gesellschaft  angeschlos- 
sen haben,  sowie  auch  diejenigen  Mitglieder  der  Bezirksverbände 
und  angeschlossenen  Vereinigungen,  welche  als  Einzelfirmen  der 
Gesellschaft  beigetreten  sind,  oder  denen  der  Bezirksverband  als 
Ganzes  angehört.  Andere  Metallindustriellen  können  der  Gesell- 
schaft nicht  beitreten,  falls  sie  nicht  gleichzeitig  Mitglieder  des 
»Gesamtverbandes  Deutscher  Metallindustrieller«  werden.  Die 
^Mitgliedschaft  verpflichtet  zur  Zahlung  eines  Eintrittsgeldes  von 
25  Pfennigen  und  eines  jährlichen’ Beitrages  von  3 Mark  für  je 
1000  Mark  der  Jahreslohnsumme.  Genügen  die  verfügbaren 
Mittel  nicht  zur  Bezahlung  der  bewilligten  Entschädigungci:i,  so 
wird  die  Summe  der  Bewilligungen  auf  die  Summe  der  verfüg- 
baren Mittel  und  die  Einzelbcträge  der  Entschädigungen  im 
Verhältnis  dieser  beiden  Summen  herabgesetzt.  Anträge  auf 
Entschädigung  sind  bei  dem  Vorstande  des  Bezirksvcrband('s 
anzubringen,  dei'  d(;n  Streitfall  zu  untersuchen  und  dein  Mit- 
gliede  mit  i^at  und  Tat  zur  Seite;  zu  stehen,  jedoch  das  Int(‘r(‘sse 
der  Geseliscjiaft  mit  zu  verteten  hat.  Die  Jmtscheidung  über 
den  vom  Vorstand  d(;s  l^ezirksverbandes  gestellten  Antrag  (Tlolgt 
durch  den  Aufsichtsrat  nach  ge^wissenhafter  Prüfung  der  Sacii- 
lage  von  Fall  zu  Fall  nach  billigeun  JCrmessen  und  unt(;r  VäirbehaU 
einer  Berufung  an  den  Ausschuß.  JCin  klagbares  Recht  auf  Ent- 
schädigung ist  ausg(.*sriilossen.  ln  der  Regel  soll  der  Aufsichtsrat 
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(las  lincil  des  betreffenden  Hezirksvc'ibandes  ais  maljgebend 
ansehen.  Kinem  Mitglicde,  weiches  b('re('iiti^t(‘  Klagen  seiner 
Arbeiter  trotz  Vorstellung  des  Bezirksverbandes  jiicht  biTÜck^ 
sichtigt  hat,  kann  die  Entschädigung  ganz  oder  t(‘ilw('ise  ver- 
weigert werden.  Der  Aufsichtsrat  kann  für  jiden  durcii  die 
Arbeitseinstellung  ausfallenden  Arbc'itstag  (mik'  Juiisc'hädigung 
pro  Arbeiter  bis  zur  Höhe  von  2D’,,  des  durciischnittiichen  T ages- 
verdienstes des  gesamten  bei  der  B(‘rufsgen<)ss(  nsc'haft  ang(  mel- 
deten Personals  bewilligen. 

Zu  3.  Hierhin  gehört  (inerseits  die  »Jintschädigiingsgesell- 
schaft  bayerischer  Arbeitgeber«,  andererseits  d(‘r  d)eutsche  In- 
dustrieschutzverband« (Sitz  Dresden),  ersterer  mit,  letzterer  oiine 
territoriale  Umgrenzung;  beide  treten  nicht  als  sj^ezielle  Einrich- 
tung eines  bes(mderen  Arbeitgeb(irverbandes  auf,  sondern  nehmeji 
Arbeitgeber  jeder  Art  auf.  Die  Mitgiicdcn'zahl  nanrentlich  des 
Schutzverbandes  ist  vor  dem  Kriege  ziemlich  rasch  in  die  Höhe 
gegangen;  Ende  1906  gehörten  ihm  671,  Ende  i()i2  3825  Mit- 
glieder an,  die  286  597  Arbeiter  mir  einer  Lohnsumme  von 
291  Millionen  Mark  beschäftigten.  Die  großen  Arbeitgeber- 
verbände werfen  den  isolierten  Streikversicherungsunterneh- 
mungen— wie  mir  scheint,  mix  Recht  ■ — vor,  daß  sie  die  Streik- 
entschädigung lediglich  als  wirtschaftliches  Pnxblem  losgelöst 
von  allen  taktischen  Fragen  und  Notwendigkeiten  betrachten. 

Derartige  Streikentschädigungseinrichtungen  ais  selbständige 
Organisationen,  ganz  unabhängig  von  den  Arbeitgeberorganisa- 
tionen, sind  selten  und  können  daher  hier  weiterhin  außer  acht 
bleiben. 

Steht  man  auf  dem  Standpunkt,  daß  neben  den  Arbeit- 
geberorganisationen, aber  in  Anlehnung  an  sie,  besondere 
Streikentschädigungsgeseilschaften  zti  gründen  seien  — ein  Oe- 
danke, den  man  nameixtlich  damit  verteidigt,  daß  nicht  a,iie 
Mitgli('der  eines  Arbeitgeberverbandes  an  einer  (Awaigen  Streik- 
eniscliädigung  Interesse  haben  — , dann  kann  ma,n  zweifelhaft 
sein,  ob  eJs  H.'isis  die*  Eac'horgejüsai innen  od('r  die  gemischten 
V(‘rbände  di(‘nen  sollen. 

T'atsäc'hlich  sind  nichl  nur  für  di(‘  berullichen  Arbeit- 
geberv(‘rb<'inde,  sondc'rn  aiuh  füi'  gemischte  Verbände,  z.  B. 
für  den  )>sächsis('ii('n  Verband«,  uiul  de]i  »Verband  Untereibe«,  be- 
sond(‘re  Sfreik(‘ntschädignngsgeseUs('haften  gegründet  worden,  die 
in  ein/ehieii  J^'älien  sogar  iiiia'  \\’irkimg  üIxm'  das  Vc'rbandsgebicA. 
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hinaus  erstrecken  sollen  und  für  ihre  Gesellschaft  Mitglieder  zu  ge- 
winnen suchen,  die  mit  dem  Verbände  in  keiner  Fühlung  stehen. 

Erhebliche  Unstimmigkeiten  über  die  Organisation  der 
Streikentschädigung  bestanden  zwischen  den  beiden  früheren 
Spitzenverbäinden ; Die  »HauptsteUe«  betonte,  daß  eine  Los- 
lösung der  ^Streikversicherung  von  den  Arbeitgeberverbänden 
oder  ihre  Üebertragung  auf  besondere  Entschädigungsgesell- 
schaften die  Gefahr  in  sich  schließe,  daß  die  gesonderten  Gesell- 
schaften den  finanziellen  Gesichtspunkt  zu  stark  in  den  Vorder- 
grund stellten  und  unter  Umständen  mit  den  Anschauungen  des 
Arbeitgeberverbandes  in  Widerspruch  treten  könnten.  Ueberdies 
liege  für  die  Gesellschaften  die  Befürchtung  nahe,  daß  sich  ihnen 
in  erster  Linie  die  größeren  Risiken  anschlössen,  wührend  um- 
gekehrt bei  der  Uebernahme  der  Versicherung  durch  den  Arbeit- 
geberverband, der  naturgemäß  die  Versicherung  für  alle  seine 
Mitglieder  obligatorisch  zu  machen  habe,  die  Solidarität  aller 
Arbeitgeber  zutage  trete,  kraft  w-elcher  die  schw^ächeren  Werke 
durch  die  Mitverpflichtung  der  großen  und  kapitalkräftigeren 
Betriebe  gestützt  wmrden.  Im  »Verein«  wurde  die  entgegen- 
gesetzte Meinung  verfochten.  Dieser  grundsätzlichen  Auffassung 
entsprechend  w^ar  auch  die  Zentralorganisation  der  Streikent- 
schädigung bei  »Hauptstelle«  und  »Verein«  verschieden. 

Wichtiger  noch  w-ar,  daß  die  »Hauptstelle«  großes  Gewicht 
darauf  legte,  — ohne  Rücksicht  auf  die  bestehenden  Versicherungs- 
einrichtungen — durch  Erhebung  nicht  zu  hoher,  aber  r e- 
g e 1 m ä ß i g e r Jahresbeiträge,  die  über  die  Deckung 
der  reinen  VA;  r wwi  1 t u n g s k o s t e n h i n a u s g i n g e n ^ 
einen  Streikabwehrfonds  zu  sammeln..  Dadurch  sollte  es 
möglich  gemacht  w^erden,  sofort  Mittel  zur  Verfügung  zu 
stellen,  um  unmittelbar  an  der  Deckung  der  Kriegskosten  teil- 
zunehmen. Daß  ein  solcher  Streikabwehrfonds,  dessen  Mittel 
sofort  bereit  sind,  für  den  »Verein«  fehlte,  w^ar  um  so  bedenklicher, 
als  auch  die  Entschädigungen  der  Streikgesdfschaften  iiiciit 
sofort,  sond(;rn  erst  nach  Jahresfrist  bezahlt  wurden.  J)a  nun 
aber  »Bereitsein«  für  den  Kam]»f  von  großer  taktisclu'r  Bedeutung 
ist,  ergibt  sich  daraus,  daß  die  Schlagfertigkeit  der  »HaujUstelle« 
gesicherter  war  als  di(‘  d(!S  »V(‘reins«.  — zunuai  sidi  die  »Haupt- 
steile«  bemülite,  außer  der  Sammlung  eines  Streikabw'ehrfonds 
ähnlich  wie  der  »Verein«  di(‘  bestehenden  Stnlkamlschädigiings- 
'lnrichtung(m  zu  vereinheitiidicn 
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June  nnmittelban'  Foigi“  des  Zusammriisclihi.ssi  s der  »lljiii])!- 
stclle«  lind  des  »Vereins«  zur  »Vendnignng«  war  di('  Zentralisation 
d(n'  beiden  Spitzenversie’nernngsgesellschaften  : Der  »S('lnitzv(‘i  band 
gegen  Streikschäden«  (Organ  der  Hanjitstelle)  und  die  »Oesellsciiati 
zur  Entschädigung  bei  Arbcdtseinsteilungen«  werden  zur  »Z(  nirale 
für  Streikversichening«  zusammengesciilossen.  Diese'  vmlaßte 
bei  ihrer  (iründung  (})ezember  i()i3)  Verbände  mit  (172  000  Ar- 
beitern und  einer  Lohnsumme  von  703  Millionen  Mark.  J)ie 
Zentrale  charakterisiert  sich  als  Rückversicherung  für  Stnuk- 
entschädigungsgesellschaften  und  solciu'  Arbeitgeberverbände,  die' 
eigene  Streikkassen  besitzen;  die'  Arbeitgeberverbände,  bei  denen 
elas  nicht  der  Fall  ist,  können  sich  der  »J)eutschen  Stre'ikent- 
schädigungsgesellschaft«,  ebenfalls  einer  Einrichtung  der  »Ve'r- 
einigung«,  anschließen.  (Grundsätzlich  seill  die  Streikversicherung 
nicht  auf  »rein  finanzieller  Grundlage«  aufgebaut  sein,  sondern 
auf  dem  Solidaritätsgedanken  fußen.  Schon  um  der  Kontrolle  des 
Aufsichtsamts  für  Privat  Versicherung  zu  entgehen,  ist  ein  klag- 
barer rechtlicher  Anspruch  auf  Streikentschädigung  nicht  ge- 
geben. — Nach  Lederer  hatten  1913  Vorsorge  gegen  Schaden 
aus  Arbeitseinstellungen  getroffen;  48  Reichsverbände,  75  Bezirks- 
verbände, 138  Ortsverbände  mit  61  973  ]\Iitgliedern  und  2 873  469 
Arbeitern. 

Ein  Seitenstück  zu  der  Streikversicherung  ist  der  Boy- 
kottschutz, der  insbesondere  für  das  Brauereigewerbe  größere 
Bedeutung  hat.  Schon  in  den  neunziger  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  schlossen  sich  die  Brauereien  zu  Verbänden  zu- 
sr.mmen,  die  hie  und  da  für  eng  begrenzte  Bezirke  neben  der 
»Abwehr  maßloser  Forderungen  seitens  der  Arbeiter  die  Ver- 
teilung der  Boykottlast  auf  mehrere«  bezwecken.  Den  Anfang 
machte  Berlin,  wo  im  Jahre  1890,  unmittelbar  nach  Beendigung 
des  ersten  Berliner  Brauerei-Boykotts,  der  »Verband  Berliner 
l>rauereien  gegen  Boykottsciiäden«  errichtet  wurde;  andere  folg- 
ten. 1895  wurde  ein  »Zentralverband  Deutscher  Brauereien  gegen 
Verrufserklärungen«  durch  7 l.okalorganisationen  gegründet. 
10  Jaiire  sjiäter,  1905,  vi'rwandelte  sich  der  »Zentralverband«  in 
einen  Versicherungsverein  r.uf  Gegenseitigkeit  und  nahm  nun 
den  Nhamcm  »Boykottschutzv('rband  Jfeutscher  Brauereien«  an. 
(Si>ät(;r,  nach  AufnabiiK'  d('r  s('liw('izerisclu'n  Brauereien,  nannte 
sieh  der  V('rband  »J )euts('h('r  Boykottschutz^'('rband  iür  Braue- 
reien«.) \V’i('  l)('i  (U'in  alten  Z('ntralverband(',  so  soll  auch  bi'i 
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dem  neuen  Boykottschutzverbande  nicht  direkte  Tätigkeit  be- 
zweckt werden,  Abwehr  derjenigen  Angriffe,  welche  aus  irgend- 
einem Anlasse  gegen  die  Mitglieder  gerichtet  werden,  durch 
Eingreifen  in  den  Kampf;  »unbekümmert  um  den  Ausgang  des 
Kampfes  heilt  der  Boykottschutzverband  nur  seinen  Mit- 
gliedern die  durch  den  Kampf  geschlagenen  MTinden«.  Ein  nicht 
unwichtiger  Unterschied  zwischen  dem  »Zentralverband«  und 
dem  »Boykottschutz- Verband  ergibt«  sich  auch  daraus,  daß 
nicht  mehr  Lokalverbände,  sondern  jede  einzelne  Brauerei 
unmittelbar  Mitglied  des  Schutzverbandes  ist.  (Die  einzel- 
nen Vereinsmitglieder  gruppieren  sich  aber  innerhalb  des  Ver- 
bandes nach  Bezirken.)  Die  Verwaltung  meint,  daß  dadurch 
die  Aktionsfähigkeit  des  Verbandes  wesentlich  gewonnen  habe. 
Auch  sei  es  erst  auf  diesem  Wege  möglich  gewesen,  die  Solidarität 
aller  Brauereien  Deutschlands  mit  Erfolg  anzustreben,  wodurch 
dann  wieder  der  so  wichtige  Kundenschutz  und  die  strikte 
Neutralität  der  unbeteiligten  Mitglieder  wirksamer  gefördert 
werden  könnte. 


Dritter  '1'  c i L 


Die  Kampfmittel. 

V'  o r b e m e r k u n g e ii. 

Im  (xriinde  genommen  sind  alle  Einrichtungen  der  Ge- 
werkschaften und  Arbeitgeberorganisationen  geschaffen,  um  im 
Kampfe  dienlich  zu  sein.  Alles,  was  den  Aufbau  der  Organi- 
sationen stützt,  was  die  Schar  der  Kämpfenden  zusammenhält, 
die  Ünterstützungseinrichtungen,  die  Aufklärungsarbeit,  die 
Presse,  sind  in  diesem  Sinne  unzweifelhaft  Kampfmittel.  Ein  stilles 
Messen  der  gegenseitigen  Kräfte  geht  heutzutage  fast  jedem  offenen 
Kampfe  der  Verbände  voraus.  Man  kundschaftet  die  Position 
des  Gegners  aus,  prüft  die  Konjunktur,  schaut  auf  den  Kampfes- 
mut und  die  Geschlossenheit  der  eigenen  Reihen.  Interessant 
ist,  daß  eine  Generalversammlung  des  »Verbandes  Deutscher 
'fextilarbeiter«  beschloß,  eine  ständige  Beobachtungsstelle  zu 
schaffen,  »welche  die  Vorgänge  auf  dem  Wirtschaftsmarkt  un- 
ausgesetzt zu  beobachten  und  den  Kollegen  im  Lande  über  die 
Ih'gebnisse  ihrer  Arbeit  ständig  zu  berichten  hat,  damit  sie  bei 
Lohnbewegungen  ihre  Taktik  den  jeweiligen  Konjunkturverhält- 
nissen gut  Jinzupassen  vermögen«.  Oft  soll  es  nur  dem  Aufklä- 
ningsdienste  gelten,  wenn  die  Organisationen  Forderungen  ein- 
reichen; nicht  immer  beabsichtigen  sie,  deren  Ablehnung  durch 
.\ied(irlegung  der  Arbeit  zu  beantworten.  Sehr  häufig  aber  ist 
(las  auch  (h'shalb  nicht  nötig,  weil  die  Unternehmer,  ohne  es 
Zinn  Kami)fe  kommen  zu  lassen,  die  Forderungen  bewilligen. 
I)i(^s(‘  friedliclum  Lohnbewegungen  übertreffen  an  Zahl  der  Fälle 
lind  'r(*iln(‘hm(‘r  di(‘  der  (ügentlichen  Kampfbewegungen.  Selbst- 
vorständlich  ist  es  aber  ('im*  naive  Verkennung  der  Tatsachen, 
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wenn  man  daraus  den  Schluß  ziehen  wollte,  der  Friede  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  stehe  nunmehr  in  Aussicht. 

In  diesem  Abschnitte  soll  von  den  Ma.ßnahmen  die  Rede 
sein,  die  man  als  direkte  Kampfmittel  bezeichnen  kann. 
Ich  rechne  dazu 

1.  auf  Seiten  der  Arbeiter: 

a)  Entziehung  der  Arbeitskraft:  Betriebs- 
sperre, Streik,  pa.ssive  Resistenz,  »Einzelstreik«, 

b)  Entziehung  der  Kauf  Willigkeit:  Boy- 
kott; 

2.  auf  Seiten  der  Unternehmer: 

a)  Entziehung  der  Arbeitsgelegenheit, 
persönliche  und  territoriale  Arbeitersperre,  Aussper- 
rung, 

b)  Förderung  der  Arbeits  Willigkeit  — 
Schwächung  der  Solidarität  der  Gegner:  Wohlfahrts- 
einrichtungen, Schaffen  von  unternehmerfreundlichen 
Arbeiterorganisationen . 

Zu  den  direkten  Kampfmitteln  tritt  unter  Umständen 

3.  eine  Einrichtung,  die  von  beiden  Parteien  für  ihre  Kampf - 
zwecke  benutzt  werden  kann,  der  Arbeitsnachweis, 
der  nicht  nur  die  Uebersicht  über  die  Situation  des  Kampffeldes 
erleichtert,  sondern  zugleich  auch  manche  Handhaben  bieten 
kann,  um  diese  oder  jene  Partei  wirksam  in  ihrem  Vorgehen  zu 
unterstützen. 

Nicht  zu  den  Kaunpfmitteln  der  Gewerkschaften  gehört 
bisher  — zu  ihrer  Ehre  muß  es  gesagt  werden  — die  Sabotage, 
d.  h.  die  mutwillige,  meist  hinterlistige  Zerstörung  des  Eigen- 
tu nfs  der  Arbeitgeber,  insbesondere  der  Produktionsmittel,  um 
dadurch  auf  diese  einen  erpresserischen  Druck  auszuüben.  Als 
gelegentlich  der  Vorwurf  gemacht  wurde,  auch  die  deutschen 
Gewerkschaften  wendeten  die  Sabotage  als  Kampfmittel  an, 
erklärte  der  in  erster  Linie  durch  den  Vorwurf  getroffene  Zentral- 
verband der  Ma.scliinisten  und  Heizer,  daß  er  gleich  a.nderen 
deutschen  Gewerkschaften  »nie  an  die  Sa.bota.ge  gedaxht  habe, 
sie  nie  angewandt  habe  noch  amwenden  werde.  . . . Ist  da.s 
Unternehmertum  rücksichtslos  und  eisenstirnig,  so  setzen  dem 
die  Arbeiter  die  Maxht  ihrer  Solidarität  entgegen.  Aber  die 
Ma.schinen,  die  Meisterwerke;  der  Teclinik  und  der  menschlichen 
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Arbeitskraft,  wollen  sie  nicht  zt'rstören.  sie  stelum  auf  lifÜierer 
Warte.« 

R r s t CM*  Abschnitt. 

Kampfmittel  der  Arbeiter. 

15.  K a })  i t e 1 . 

Entziehung  der  Arbeitskraft. 

Die  Arbeitgcbei  sind  ebenso  auf  die  Arbeiter  angewiesen 
wie  diese  auf  jene.  Die  Arbeiter  haben  es  d^iiier  in  der  Hand, 
dadurch,  daß  sie  dem  ünternehnier  die  erforderliche  Arbeits- 
kraft entziehen,  diesen  zu  Zugeständnissen  zu  zwingen.  Als  ein 
indirektes  Mittel  dazu  könncui  schon  die  Arbeitslosenunter- 
stützungen gelten,  denen  der  Gedanke  zugrunde  liegt,  Lohn- 
unterbietungen der  Arbeiter  in  möglichst  engen  Schranken  zu 
halten.  Würden  die  Arbeitslosen  nicht  durch  ihre  Kollegen 
unterstützt,  so  würde  die  Folge  sein,  daß  der  Arbeitgeber  willige 
Arbeitskräfte  zu  billigen  Preisen  erlangen  könnte ; unter 
Umständen  wenigstens  stände  ihm  eine  »Reservearmee« 
zur  Verfügung,  mit  deren  Hilfe  er  alle  Ansprüche  der 
Gewerkschaften  erfolgreich  zurückweisen  könnte.  Es  ist  daher 
ganz  richtig,  wenn  Oldenberg  (H.  W.  B.,  Art.  Arbeitseinstellungen) 
meint,  die  gewerkschaftliche  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit 
wirke  unter  Umständen  wie  ein  Defensivstreik.  Aber  man  tut 
doch  wohl  gut  daran,  die  Arbeitslosenversicherung,  bei  der  die 
Gewerkschaften  doch  schon  im  Interesse  ihrer  Kassen  in  der 
Regel  nicht  zu  weitherzig  sind,  bei  der  Interpretation  des  Grund- 
bc‘griffes  hier  ganz  außer  acht  zu  lassen. 

Dagegen  gehört  unzweifeliiaft  die  B e t r i.e  b s s p e r r e 
liierlier,  cß  ii.  die  Verhinderung  des  Zuzuges  von  Arbeits- 
kräften zum  Nachteil  eines  Arbeitgebers,  der  seinen  Arbeitern 
nicht  genügend  emtgegenkommt,  ohne  daß  diese  deshalb  den 
Streik  erklären  wollen.  Als  offenes  Kampfmittel  kommt  sic  da 
zuweilen  vor,  wo  die  Position  des  Gegners  zu  fest  ist,  um 
mit  eiiKMi  Streik  gegen  ihn  vorzugehen.  So  wurde  z.  B.  im 
i^'rühjahr  ipop  sowold  von  den  sozialdejnokratischen  Zentral- 
v<n'bändin),  als  aucii  voji  den  (.'iiristlichen,  den  Hirsch-Duncker- 
s(di(‘n  lind  (Im*  polnis('h(*n  Bernfs\'(‘r(‘inigimg  die'  Sj)erre  über  das 
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Eisen-  und  Stahlwerk  Hoesch  in  Dortmund  verhängt,  weil  auf 
diesem  Werk  die  organisierten  'Arbeiter  besonderen  Drangsalie- 
rungen ausgesetzt  seien.  Es  handelt  sich  damit  um  den  ersten 
Versuch,  eines  der  großen  Werke  der  Schwereisenindustrie  des 
Dortmunder  Bezirks  zu  Zugeständnissen  den  Organisationen 
gegenüber  zu  zwingen.  Das  Eisen-  und  Stahlwerk  Hoesch  uuirde 
durch  die  Sperre  insofern  getroffen,  als  viele  organisierte  Arbeiter 
anderwärts  Beschäftigung  suchten  und  neue  Arbeitskräfte  durch 
Sperrposten  und  Mitteilungen  in  den  Arbeiterzeitungen  fern- 
gehalten wurden.  Die  organisierten  Arbeiter  schienen  nach 
ihrem  Bericht  mit  dem  Erfolg  der  Sperre  durchaus  befriedigt 
zu  sein. 

lieber  die  stille  Betriebssperre  berichten  die  württembei  gi- 
schen Gewerbeaufsichtsbeamten  in  ihrem  Bericht  für  das  Jahr 
1904  u.  a.  folgendes:  »Nicht  selten  kommt  es  vor,  daß  Unter- 
nehmer, die  jede  freie  Regung  ihrer  Arbeiter  unterdrücken 
möchten,  bald  von  einer  stillen  Betriebssperre  von  unbestimmter 
Dauer  heimgesucht  werden.  Jeder  gemaßregelte  oder  infolge 
widerfahrener  Unbill  ausgetretene  Arbeiter  warnt  seine  Kollegen 
vor  einem  solchen  Betrieb,  und  es  ist  da  nicht  verwunderlich, 
wenn  mancher  Arbeitgeber  trotz  allen  Aus  Schreibens  keine  oder 
wenigstens  keine  tüchtigen  Arbeitskräfte  bekommt.  Würde  man 
der  Sache  auf  den  Grund  gehen,  so  müßte  man  recht  bald  auf 
einen  der  erwähnten  Gründe  stoßen.  Solche  im  Stillen  schlei- 
chende, unkontrollierbare  Sperren  sind  weit  schlimmer  als  die 
offiziell  verhängten.  Letztere  werden  nach  einiger  Zeit  mit  der 
Erklärung,  daß  die  Verhältnisse  geregelt  sind,  aufgehoben.  Die 
stille  Sperre  dauert  oft  viel  länger  als  die  Verhältnisse,  die  zu 
ihrer  Entstehung  Anlaß  gegeben  haben.« 

Praktisch  weitaus  wichtiger  als  die  Sperre  ist  der  Streik, 
die  bedeutsamste  W'affe  der  Arbeiter  gegen  das  Kapital.  Ei 
charakterisiert  sich  sozialökonomisch  als  lunstellung  der  Arbeit 
»im  Sinne  von  Unterbrechung,  nicht  von  Abbruch  des  Arbeits- 
verhältnisses« (Bernstein). 

liinen  ersten,  aber  (hircliaus  vnif^enügendcn  Versuch,  Wissenschaft I icii 
brauclibares  Material  über  Zalil  und  Umfang  der  Streiks  zu  erlangen,  maclrte  zn 
Beginn  der  siebziger  Jalire  des  vorigen  Jalirhunderts,nach  Aufhebung  des  Koa- 
litionsvcrbfUes,  der  Deutsche  I [andelstag,  der  in  einem  Aufruf  au  seine  Mitglie- 
der zu  einer  hhujuete  über  .\rbeitsniederlegungen  aufforderte.  Das  recht  dürftige 
J*:rgebnis  dieser  Veranstaltung  trug  wohl  mit  dazu  bei,  dab  man  lange  Zeit 
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ver.streiclicii  ließ,  eite  man  sich  zu  derartif^en  ICrhebuiigeu  auf  breiterer  uud 
sicherer  Basis  entschloß.  Ben  nächsten  Anlaß  dazu  boten  JCndo  rler  achtziger 
Jahre  Bestrebungen  des  Reiches,  die  darauf  abzielten,  Maßnahmen  gegen  die 
bei  den  Arbeitseinstellungen  verübten  Kontraktbrüche  der  Arbeiter  zu  treffen. 
Rs  wurden  nur  die  gewerbliclien  Streiks  gezählt,  an  denen  sich  mindestens 
lo  Arbeiter  beteiligt  hatten.  Die  Xlntensnchung  umfaßte  die  Zeit  vom  i.  Januar 
1889  bis  Ende  April  1890.  In  dieser  Periode  wurden  1131  Arbeitseinstellungen 
ermittelt,  an  denen  394  440  Arbeiter  teilgenommen  hatten.  Auf  den  Bergbau 
allein  entfielen  190  357  Streikende,  auf  das  Baugewerbe  72186,  die  Textil- 
industrie 47166,  die  Metallindustrie  16665.  Das  waren  für  die  damalige  Zeit 
immerhin  recht  erhebliche  Ziffern.  Nach  1890  kümmerte  sich  das  Reich  zunächst 
nicht  mehr  um  die  Streikstatistik;  dagegen  veranstalteten  die  preußischen 
Behörden  seitdem  regelmäßige  Erhebungen  über  Arbeitseinstellungen, 
ihren  Ort,  das  betroffene  Gewerbe,  die  Zahl  der  Streikenden,  Beginn  und  Ende 
des  Streiks  sowie  über  die  dabei  erhobenen  Forderungen  der  Arbeiter.  Das  so 
gesammelte  Material  ist  indes  nicht  veröffentlicht  worden.  Für  die  Jahre  1890 
bis  1897  besitzen  wir  noch  eine  Streikstatistik,  die  vom  Vorsitzenden  der  General- 
kommission der  Gewerkschaften  Deutschlands  aufgenommen  wurde;  diese  ist 
aber  nicht  nur  lückenhaft,  sondern  erreicht  auch  methodisch  bei  weitem  nicht 
die  Höhe,  die  inzwischen  die  von  den  Gewerkschaften  herausgegebene  Streik- 
statistik gewonnen  hat. 

Erst  seit  dem  Jahre  1899  wird  vom  Kaiserlichen  Statistischen  Amte  eine 
Statistik  der  Streiks  und  Aussperrungen  geführt.  Bei  dieser  Statistik  wird 
unter  Streik  verstanden  »jede  gemeinsame  Arbeitseinstellung  mehrerer  gewerb- 
licher Arbeiter,  die  zum  Zweck  der  Durchsetzung  bestimmter  Forderungen 
beim  Arbeitgeber  erfolgt«,  — • eine  Definition  des  Begriffes,  die  wissenschaftlichen 
Ansprüchen  durchaus  genügt.  Die  Erhebung  der  Statistik  erfolgt  in  der  Regel 
durch  die  Ortspolizeibehörden,  die  für  jeden  Streik  und  jede  Aussperrung  vor- 
geschriebene Formulare  ausfüllen.  Die  höheren  Verwaltungsbehörden  prüfen 
die  Angaben  nach,  wobei  die  Gxewerbeaufsichtsbeamten  in  tunlichst  weitem 
Umfang  beteiligt  werden  sollen.  Die  Nachweisungen  gelangen  dann  an  das 
Kaiserliche  Statistische  Amt,  welches  sie  auf  Vollständigkeit  usw.  durchsieht. 
Die  auszufüllenden  Formulare  über  einen  Streik  enthalten  insbesondere  folgende 
Frageu : Ort  dos  Streiks,  Gewerbeart,  Zahl  der  Betriebe,  in  denen  gestreikt 
wurde,  Gesamtzahl  der  bei  Ausbruch  des  Streiks  in  dem  oder  den  bestreikten 
Betrieben  beschäftigten  Arbeiter,  Beginn  und  Beendigung  des  Streiks,  Höchst- 
zahl der  wähnmd  der  Dauer  des  Streiks  gleichzeitig  streikenden  Personen  (mit 
I Jnt(!rscheidimg  der  Arbeiter  unter  und  über  2r  Jahren),  Zahl  der  Streikenden, 
(lie  zur  sofortigen  Arbeitsniederlegung  berechtigt  waren,  und  Zahl  derer,  die 
kontraktbrüchig  waren,  Höchstzahl  der  Arbeiter,  die  sich  am  Streik  nicht  be- 
tfüligten,  aber  infolge  dos  Streilcs  feiern  mußten,  Gründe  des  Streiks  iind  Forde- 
rnng(!n  der  Streikenden,  Ausgang  des  Streiks.  Ferner  wird  gefragt:  Inwieweit 
haben  Pernfsvereinigiingen  auf  den  Ausbruch  dos  Streiks  hingewirkt,  den  Streik 
unterslülzt?  Ist  (h^r  Streik  durch  Vergleichsverhandlungen  beendigt  worden? 
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Inwieweit  haben  während  des  Streiks  Arbeitswillige  polizeilich  geschützt  werden 
müssen,  und  inwieweit  hat  der  Streik  sonst  zu  polizeilichen  Maßnahmen  Anlaß 
gegeben  ? Endlich  sollen  unter  »Bemerkungen«  auch  Mitteilungen  darüber 
gemacht  werden,  ob  aus  Anlaß  des  Streiks  die  Staatsanwaltschaft  in  Anspruch 
genommen  wurde,  sowie  Mitteilungen  über  die  nachweisbaren  Verluste  an 
Arbeitslohn  aus  Anlaß  des  Streiks. 

Wie  man  sieht,  soll  die  Statistik  nicht  nur  wirtschaftlichen  und  sozial- 
wissenschaftlichen, sondern  auch  kriminellen  Zwecken  dienen,  eine  Verkoppe- 
lung, gegen  die  sich  die  Arbeiter,  wie  mir  scheint,  mit  Recht  wenden.  Doch 
auch  abgesehen  davon  ist  die  Statistik,  trotzdem  das  Statistische  Amt  mit  großer 
Sorgfalt  zu  arbeiten  bemüht  ist,  nicht  frei  von  Fehlern.  Im  Februar  1909  konnte 
der  Gewerkschaftsführer  Legien  im  Reichstage  feststellen,  daß  in  dem  Zeitraum 
1901— 1907  2783  Streiks  und  Aussperrungen  mit  rund  200  000  Beteiligten  von 
der  amtlichen  Statistik  übersehen  wurden.  Die  zahlreichen  Unstimmigkeiten 
zwischen  der  Arbeiterstatistik  und  der  Gewerkschaftsstatistik  sind  zugleich 
auch  der  beste  Beweis  dafür,  daß  bei  den  statistischen  Erhebungen  über  die 
Arbeitskämpfe  mancherlei  Voraussetzungen  mitspielen,  die  es  ganz  unmöglich 
machen,  einen  ernst  zu  nehmenden  wissenschaftlichen  Vergleich  der  Ergebnisse 
der  internationalen  Streikstatistik  durchzuführen.  Die  vor  wenigen  Jahren  in 
der  Presse  verbreitete  Mitteilung,  daß  in  Deutschland  weniger  gestreikt  werde 
als  in  den  meisten  anderen  Kulturländern,  ist  ebenso  skeptisch  aufzunehmen 
wie  die  kürzlich  zirkulierende  Nachricht,  daß  Deutschland  das  streikreichste 
Land  der  Welt  sei. 

Nach  der  amtlichen  Statistik  belief  sich  die  Zahl  der  Streiken- 
den im  Jahresdurchschnitt  1899/1903  auf  83  384,  1904/1908  auf 
210933,  1909/1913  auf  226187.  Das  scheint  eine  erhebliche 
Zunahme  zu  sein;  aber  es  muß  in 'Betracht  gezogen  werden,  daß 
in  der  Zeit  von  1899/1913  die  Zahl  der  gewerblichen  Arbeiter 
stark  zugenommen  hat.  Legt  man  die  P2rgebnisse  der  Beruf s- 
und  Betriebszählungen  von  1895  und  1907  zugrunde,  so  kann 
man  mit  einer  jährlichen  Zunahme  der  Arbeiter  um  240  167 
rechnen.  Das  Reichsarbeitsblatt  (Jahrg.  1914,  S.  412)  schätzt, 
daß  in  der  Periode  1899/1903  1,3%,  1904/1908  3,0%  und  1908 
bis  1913  3,1%  der  gewerblichen  Arbeiter  im  Jahresdurchschnitt 
im  Streik  waren.  Diese  Ziffern  rechtfertigen  durchaus  nicht, 
daß  man  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  von  einem  zu- 
nehmenden Streikfieber  der  deutschen  Arbeiter  sj^racii.  Die 
Lohnbewegungen  waren  unzweifelhaft  immer  umfangreicher  ge- 
worden, sie  verliefen  aber  zum  großen  'feile  »friedlich«.  Der 
Anteil  »der  Bewegungen  ohm^  Arbeitseinstellung«  war  in  den 
letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  ständig  gewachsen.  Ini  Jahre  1913 
wurden  von  dem  freien  (iewerksebaften  9772  Ijcwegungen  ein- 
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geleitet,  davon  verliefen  7372  = 7j,<)%  friedlicli;  iin  Vorjahre 
war  der  entsprechende  J^rozentsatz  71/)%.  Nach  der  Zahl  der 
Beteiligten  war  der  relative  Anteil  der  friedlichen  PxAvi'gnngen 
1913  noch  gröfier:  79,5%,  — gegen  61, 8^,  im  jaiire  i()i2. 

Die  vStreiks  sind  teils  Angriffs-,  teils  Abwehrstreiks.  B(‘i 
ersteren  gilt  es,  neue  Vorteile  vom  Unternelnner  zn  erringen, 
bei  den  Abwehrstreiks  iiandelt  es  sicli  mir  darum,  die  bereits 
früher  errungene  Position  dem  Unternelnner  gegenüber  zu  schüt- 
zen. Praktisch  ist  die  Urenze  zwischen  Abwehr-  und  Angriffs- 
streik nicht  leicht  zu  ziehen ; das  mag  man  sciion  daraus  er- 
sehen, daß  nach  der  amtlichen  Streikstatistik  im  Jahre  1908 
rund  34  000  Arbeiter  sich  in  Offensive  befanden  und  nur  14  500 
in  der  Defensive.  • — nach  der  Statistik  der  Oewerkschaften  aber 
im  gleichen  Jahre  nur  30  000  Arbeiter  an  Angriffsstreiks  be- 
teiligt waren,  dagegen  36  000  an  Abwehrstreiks. 

Ursache  der  Bewegungen  sind  in  weitaus  den  meisten  Fällen 
das  Streben  nach  Erhöhung  des  Loimes  und  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit oder,  bei  den  Abwehrstreiks,  Protest  gegen  beabsichtigte 
Lohnreduzierungen  und  Verlängerung  der  Arbeitszeit;  im  all- 
gemeinen ist  die  Arbeitszeit  unverkennbar  ein  weniger 
beliebtes  Kampfobjekt  als  der  Lohn.  Nach  den  Mitteilungen 
der  Generalkommission  ergibt  sich  für  1913  folgendes  Bild  von 
den  Ursachen  der  Streiks. 


Ursachen 

Zahl 

der 

Kämpfe 

Beteiligte 

Personen 

Lrfolg- 

reich 

1 - 

Teilw. 

erfolgr. 

Er- 

folg- 

los 

a)  A n g r i f f s s t r e i k s : 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  . . 

i() 

i 

898 

50,« 

18,7 

31,3 

Lohnerhöhung 

078 

i 4«  (>^7 

1 

( 2^84 

18,0 

Verkürzung  der  Arbeitszeit  und 
Lohnerhöhung 

477 

82  689 

' ()0,8 

! 

^3,2 

16,0 

ileseitignng  mißliebiger  i^ersonen 

IIT 

55/J 

1 — , 

44,4 

Andere  Ursachen 

8 290 

()i,i 

16,7 

22,2 

b)  Ab  w e h r s t r e i k s : 
Austritt  aus  der  Organisat  ion  . . 

>7 

! 

909 

'^9,4 

17,6 

53,0 

Maßregelung 

9 453 

57, 

11,5 

31,5 

Lohnreduzierung 

14  477 

()8,9 

10,0 

21,1 

Verlängerung  der  Arbeitszeit 

3' 

1 241) 

(K),0 

16,7 

23,3 

Andere  Ursaclum 

230 

j 0 89 1 

14,9 

21,9 

Um  7.11  zcif'cii,  wie  w(;il  sciion  lange  x’or  der  Revolution  gut  organisierte  Arbei- 
1 er  mit  ihren  l'ordernngen  gehen,  gebe  icli  folgende  Mitteilung  wieder,  die  am  i. Mai 
1010  die  Magdeburger  Zeitung  in  der  Morgenausgabe  ihren  T.esern  machte:  »Frei- 
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tag  Nacht  hat  der  größere  Teil  unserer  Hilfsarbeiterschaft  ohne  Innehaltung  der 
tariflichen  Kündigungsfrist  die  Arbeit  niedergelegt.  Durch  Aufstellung  neuer 
Maschinen  waren  Arbeitskräfte  entbehrlich  geworden.  Es  wnrde  demgemäß  vier 
Arbeitern  mit  der  tariflichen  Frist  gekündigt.  Im  Gegensatz  zum  Tarif  forderte 
darauf  der  Verband  der  Hilfsarbeiter:  i.  Wir  sollten  uns  verpflichten,  künftig 
Verbandsmitglieder,  die  länger  als  ein  Jahr  bei  uns  tätig  waren,  nur  nach  der 
Reihenfolge  ihres  Eintritts  in  unser  Geschäft  zu  entlassen,  d.  h.  in  der  Weise, 
daß  wir  stets  nur  den  zuletzt  Eingetretenen  entlassen  dürften,  ohne  Rücksicht 
auf  seine  Leistungsfähigkeit;  2.  wir  sollten  die  4 gekündigten  Arbeiter  wieder 
einstellen.  Auf  unsere  Ablehnung  dieser  tariflich  und  sachlich  völlig  unberech- 
tigten Forderung  legten  die  organisierten  Arbeiter  kurz  vor  Druckbeginn  der 
Zeitung  die  Arbeit  sofort  nieder.« 

t Nicht  immer  identisch  mit  den  nach  außen  angegebenen 
Ursachen  der  Streiks  t)  sind  die  Motive  der  Streikenden.  Manch- 
mal gilt  die  »Bewegung«  im  Grunde  genommen  gar  nicht  dem 
Unternehmertum,  sondern  gegnerischen  Organisationen. 

So  heißt  es  z.  B.  im  Handbuch  der  Christlichen  Gewerkschaften : »Von  den 
freien  Gewerkschaften  w^erden  nicht  selten  Lohnbewegungen  nur  deshalb  in 
Szene  gesetzt,  um  Mitglieder  zu  gewinnen;  die  Durchführung  von  Forderungen 
tritt  bei  diesen  Bewegungen  in  den  Hintergrund.«  Und  der  Christlich-soziale 
Metallarbeiter  verband  führt  in  seinem  Bericht  pro  1906/08  aus:  »Der  bedeutungs- 
vollste und  finanziell  teuer.ste  Kampf  war  der  Streik  und  die  darauf  folgende 
Aussperrung  bei  dem  Hüttenwerk  Rote  Erde  bei  Aachen,  wo  unser  Verband 
mit  ca.  700  Arbeitern  beteiligt  war,  welche  ca.  70  000  Mark  Unterstützungen 
erforderten.  . . . Der  genannte  Streik  war  von  Hirsch-Dunckerschen  Führern 
hauptsächlich  aus  agitatorischen  Gründen  geschürt  worden,  sicher  in  der  Ab- 
sicht, daß  unser  Verband  nicht  mittun  würde,  um  so  die  aufgeregten  Massen 
gegen  denselben  verhetzen  zu  können.«  Ein  anderes  Beispiel  derselben  Art 
l)ietet  das  Vorgehen  einiger  Fülirer  des  Metallarbeiterverbandes  in  Solingen 
gegen  dort  bestehende  lokale  Organisationen.  Von  letzteren  war  in  ihrem  Organ, 
dem  »Stahl Warenarbeiter«,  an  Hand  einiger  Briefe  behauptet  worden,  daß  eine 
im  Jahre  1907  eingelcitete  Streikbewegung  bei  der  Firma  Gottlieb  Hammesfahr 
und  der  geplante  Generalstreik  ein  Trick  des  Mctallarbeiterverbandes  gewesen 
sei,  um  durch  falsche  Vorsjüegclnngen  die  Lokalorganisationen  in  den  Kampf 
hincinzuhetzen  und  sie  dann  im  Stiche  zu  lassen,  damit  die  I.okalorgani- 
sationen  zertriimmert  und  die  Mitglieder  derselben  vom  Deutschen  Melall- 
arbeiterverbande  übernommen  würden.  Mit  diesen  Vorwürfen  hatte  sich  Ende 

ICine  Klassifüvatujn  der  Streikursachen  findet  man  in  den  Statistics  of 
I.abor  des  Staates  Massachusetts  (1908,  S.  139  ff.).  IN  werden  da  nicht  weniger 
als  iio  verschiedene  Jünzelnrsachen  genannt,  die  aber  doch  wieder  alle  auf  Ar- 
beitslohn, Arbeitszeit,  Behandlung  während  der  Arl)cit,  äußere  Arbeitsbe- 
dingungen, Anerkennung  und  Stärknncr  der  Gewerksclialtcn  zurückgeführt 
werden  kfhinen. 
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Juni  1908  die  Hlbcrfcldcr  Strafkammer  zu  bescliäftigen,  weil  die  angegriffenen 
Gewerkschaftsbeamten  Privatklagc  wegen  Beleidigung  erhoben  liatten.  l-'s 
wurde  auf  Freisprechung  erkannt  mit  der  Begründung,  daß  der  Wahrlieits- 
beweis  erbracht  sei.  Die  Behauptungen  des  »Stahlwarcnarbeitcrs«  seien  er- 
wiesen. Die  Taktik  bei  der  Generalstreikbcwcgung  liabe  das  Ziel  gehabt,  die 
D^kalorganisationen  unter  falschen  Vorspiegelungen  in  den  Streik  zu  hetzen, 
um  dadurch  die  vom  Beklagten  angegebenen  Zwecke  zu  erreichen.  Der  Vorstand 
müsse  von  der  Sache  gewußt  haben.  — Andererseits  wird  nun  aucli  wieder  von 
sozialdemokratischer  Seite  den  anderen  Organisationen  vorgeworfen,  daß  ihnen 
der  Streik  ein  Mittel  sei,  um  Mitglieder  einzufangen.  Im  Meärz  1910  behauptete 
das  z.  B.  der  .sozialdemokratische  Arbeiterführer  Kolb  bei  den  Verhandlungen  der 
zweiten  Kammer  des  badischen  Landtages  im  Anschluß  an  Ausführungen  des 
Vorstandes  der  badischen  Fabrikinspektion,  (^berregierungsrat  Bittmann;  dieser 
hatte  nach  Zeitung.smeldungen  nachzuweisen  versucht,  daß  ein  vielbesprochener 
Streik  auf  dem  Aluminiumwerk  in  Rheinfelden  v^on  einem  christlichen  Gewerk- 
schaftsführer inszeniert  worden  sei,  obwohl  nicht  die  geringste  Aussicht  auf 
Erfolg  bestand,  und  obwohl  die  Arbeiter  sich  erst  dadurch  zum  Streik  bewegen 
ließen,  daß  ihnen  von  dem  Arbeiterführer  3 Mark  Streikunterstützung  zu- 
gesichert worden  seien,  trotzdem  das  Streikreglement  n\ir  2,50  Mark  Fnter- 
stützung  vorgesehen  habe. 

Die  wichtigste  Vorbereitung  für  den  Kampf  besteht  in  der 
Hebung  der  organisatorischen  und  taktischen  Stärke  auf  der 
einen  Seite,  der  finanziellen  Kraft  auf  der  anderen  Seite.  Wie 
außerordentlich  stark  unsere  Gewerkschaften  finanziell  allmäh- 
lich geworden  sind,  ist  uns  bereits  aus  früheren  Erörterungen 
bekannt.  Hier  ist  nur  noch  zu  zeigen,  wie  vorzüglich  die 

Gewerkschaften  organisatorisch  und  taktisch  den  Streik 
durchzuführen  verstehen  — wenn  nicht  den  Führern 
durch  die  Kampfeslust,  den  Fanatismus  ihrer  Soldaten 
ein  böser  Strich  durch  die  Rechnung  gemacht  wird ; daß 

das  sehr  häufig  ist  und  auch  vorerst  darin  keine  wesentlichen 
I^esserungen  zu  erwarten  sind,  wissen  wir  ja  bereits.  Solange 
die  Gewerkschaftsführer  sich  einer  Massenpsychc  gegenübersehen, 
(dner  Masse  zudem,  die  das  Prinzip  der  Demokratie  in  ihrem 
Sinne  auslegt,  und  der  'Pag  für  Tag  der  »Kampf  bis  zum 

äußersten«  gegen  das  Kapital  gepredigt  wird, — solange  wird 
auch  die  Hoffnung, daß  allmählich  der  Schaden  klug  machen  wird, 
trügerisch  bleiben,  um  so  eher  als  der  Streik  das  beste 

Werbemittel  für  dui  (iewerkschaften  darstellt.  1906  waren  von 
281  ojo  iu  den  Kami)f  getretenen  Arbeitern  nur  124435  männ- 
liche nud  773,9  w(‘i])lich(‘  sc'lioji  sc'chs  Monate  vor  Beginn  des 
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Kampfes  den  Organisationen  angeschlossen ; dagegen  bei  Beginn 
des  Kampfes  193  480  männliche  und  14  060  weibliche  Personen. 
Freilich  trifft  auch  hier  häufig  das  Sprichwort  zu:  »Wie  ge- 
wonnen, so  zerronnen.«  Nach  dem  großen  Bäckerkampfe,  der 
1904  in  Berlin  stattfand,  mußte  einige  Monate  nach  Beendigung 
des  Ausstandes  der  Vorstand  seine  Abrechnung  mit  folgenden 
Bemerkungen  begleiten:  »Der  Ausfall  im  Gau  Berlin  ist  lediglich 
auf  den  Rückgang  der  Mitgliedschaft  in  Berlin  zu  schreiben.  Es 
ist  unerhört,  daß  dort  von  den  4200  Mitgliedern  beim  Streik 
über  2000  meistens  kaum  einen  Monat  dem  Verbände  angehöit 
haben,  sofort  wieder  fahnenflüchtig  geworden  und  wieder  der 
früheren  Gleichgültigkeit  verfallen  sind.  Diese  Eintagsfliegen 
waren  beim  Streik  zu  allem  fähig;  wäre  das  zehnfache  Eintritts- 
geld von  ihnen  verlangt  worden,  sie  hätten  es  bezahlt.  Aber 
sowie  sich  die  Wogen  des  Kampfes  gelegt  hatten,  verfielen  sie 
wieder  in  ihre  alte  Interesselosigkeit,  ließen  sich  in  keiner 
Versammlung  sehen.  . . .«  Derartige  Bemerkungen  zeigen  so 
recht  drastisch,  wie  übermäßig  optimistisch  die  Hoffnungen  derer 
sind,  die  meinen,  daß  nur  Zeit  nötig  sei,  um  die  Gewerkschaften 
von  ihren  »Kinderkrankheiten«  zu  befreien.  Die  Signatur  der 
kampfbereiten  Arbeiterschaft  wird  für  absehbare  Zeit  jedenfalls 
die  bleiben,  daß  vortreffliche  Feldherren  mit  wohl  aus  gedachten 
Schiachtplänen,  aber  manchmal  recht  schwer  zu  dirigierenden 
Truppen  dem  Ünternehmertum  gegenüberstehen. 

»Die  Strategie  und  Taktik  der  Arbeits kämpfe  ist  ein  um- 
fassendes, ausgeklügeltes  System  von  Grundsätzen  und  Aushilfen 
geworden,  niedergelegt  in  den  Streikreglements  der  Gewerk- 
schaften wie  in  den  Satzungen  und  Ordnungen  der  Arbeitgeber- 
verbände« (Stein).  Der  programmäßig  eingeleitete  und  duich- 
geführtc  Kampf  wird  durch  statistische  Erhebungen  und  ein- 
gehende Verhandlungen  von  Organisation  zu  Organisation  gründ- 
lich vorbereitet.  Das  gilt  nicht  nur  für  die  großen  Organisationen, 
sondern  ebenso  für  die  kleineren  Verbände. 

Wollen  z.  B.  Mitglieder  des  deutschen  Tabakarbciterveil)andcs,  Sitz  Bremen, 
die  Arbeit  einstcllen,  so  haben  die  Bevollmächtigten  resj).  der  Vertrauensmann 
eines  Ortes  einen  vom  Vorstand  zu  bezielienden  S treikf ragebogen  gewissenliatl 
zu  beantworten  und,  mit  einem  ol>jektiven  Bericlit  verseilen,  an  den  Vorstand 
einzusenden.  Der  Bericht  muß  minde.stens  enthalten:  i.  eine  genaue 
Schilderung  des  Verhält  nis.ses  der  Verbandsmitglieder  zu  den  nichtorga- 
nisierten  'rabakarbeitern  und  -arbeiterinnen  am  Orte;  2.  soweit  es  mög- 
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lieh  ist,  eine  Klar.stclhniR  des  CicscliäftsgaiiKes  in  der  'rabakindnstrie  arn 
Orte  und  Irei  der  in  Frage  kommenden  Firma;  3,  ob  eine  Vereinigung  der  Talrak- 
fabrikanten  am  Orte  existiert,  und  ob  von  diesen  zu  erwarten  ist,  daß  sie  im 
Falle  eines  Streiks  gemeinsame  Sache  mit  den  Tabakfabrikanten  machen  werden, 
hei  welclicn  die  Differenzen  bestehen;  4.  eine  wahrheitsgetreue  Schilderung 
der  sich  für  oder  gegen  eine  Arbeitseinstellung  erklärenden  Verbandsmitglieder, 

Durchweg  behält  sich  der  Vorstand  des  Zentraiverbandes 
die  Genehmigung  des  Streiks  vor.  So  heißt  es  z.  B.  in  § 2 des 
Streikreglements  für  den  Deutschen  Bauarbeiterverband: 

»Streiks,  gleichviel  welcher  Art  (Angriff-,  Abwehr-  oder  Sympathie.streiks, 
allgemeine  und  partielle),  bedürfen  der  Genehmigung  des  V'erbandsvorstandes, 
ohne  die  eine  Unterstützung  ans  Verbandsmitteln  unzulässig  ist.  Ausgenommen 
sind  nur  partielle  Streiks  (Bausperren),  deren  Unkosten  aus  den  Lokalkassen 
der  Zweig  vereine  bestritten  werden.« 

Der  § 3 desselben  Reglements  regelt  die  Abstimmung  in 
den  Zweigvereinen : 

Die  Beschlußfassung  darf  erst  dann  erfolgen,  wenn  die  Genehmigung  des: 
Verbandsvorstandes  vorliegt.  Die  Beschlußfassung  darf  pur  in  einer  Versamm- 
lung erfolgen.  Die  Versammlung  ist  aber  nur  dann  beschlußfähig,  wenn  minde- 
stens drei  Viertel  der  in  Betracht  kommenden  Mitglieder  anwesend  sind.  . . . 
Die  Abstimmung  über  einen  Streik  muß  geheim  sein.  Der  Streik  gilt  nur  dann 
als  beschlossen,  wenn  sich  mindestens  der  Anwesenden  dafür  erklärt  haben.« 

Vor  Eintritt  in  einen  Streik  muß  nach  den  Streikreglements 
versucht  werden,  eine  Einigung  mit  den  betreffenden  Fabri- 
kanten herbeizuführen,  und  der  Vorstand  kann  eventuell  zu  die- 
sem Zwecke  eine  geeignete  Person  nach  diesem  Orte  entsenden. 
Das  Gleiche  kann  bei  Aufhebung  bereits  bestehender  Streiks 
angeordnet  werden.  Bei  Streiks  und  Aussperrungen  haben  die 
Bevollmächtigten  resp.  Vertrauensmänner  derjenigen  Orte,  wo 
.'Vrbeit  vorhanden  ist,  die  Pflicht,  dieses  dem  Vorstand  i-ofort 
zu  mehUdb  Den  ledigen  und  verheirateten  Mitgliedern,  deren 
Eamilienverhältnisse  es  erlauben,  den  Ort  zu  verlassen,  wird 
es  zur  moralischen  Pflicht  gemacht,  bei  Streiks  oder  Aussper- 
rungen di(‘S  zu  tun,  sobald  der  Vorstand  es  für  erforderlich 
iiält  und  ann(äimbar(‘  yVrbeit  nachweist.  Diesen  abreisenden 
Milgli('d(ß'n  sind  di(‘  K(‘isekosten  zu  erstatten  und  den  zurück- 
g(‘blieben(‘n  Familien  d(M'  V(M*heirateten  Mitglieder  eine  den 
Verhäh nissiMi  en(.s])rechende  und  vom  Vorstand  festzusetzende 
[Jnh'rsliilznng  zu  zahl<‘n. 
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Nur  schade,  daf3  von  allen  diesen  Vorsätzen  manchmal 
manches  nur  auf  dem  Papier  bleibt,  — bei  den  christlichen 
Organisationen  nicht  anders  wie  bei  den  freien  Organisa- 
tionen. So  klagte  z.  B.  bei  der  Generalversammlung  der 
christlichen  Bauhandwerker  zu  Cassel  (1907)  der  Vorsitzende 
Wiedeberg:  »Wir  mußten  die  Erfahrung  machen,  daß  eine  ganze 
Anzahl  Verwaltungsstellen  in  den  Streik  getreten  sind,  ohne  den 
Zentralvorstand  davon  vorher  in  Kenntnis  zu  setzen.  Das  kommt 
mehr  wie  einmal  im  Jahre  vor,  daß  man  nach  Berlin  depeschiert: 
Schickt  uns  Geld,  wir  stehen  im  Streik.  — Das  ist  ein  unhaltbarer 
Zustand.  . . .«  Aehnliche  Aeußerungen  ließen  sich  in  großei 
Fülle  anführen.  Ist  eben  die  Kampfeslust  einmal  entfacht, 
dann  setzen  sich  schließlich  die  Arbeiter  über  alles  hinweg,  auch 
über  das  Statut  ihrer  Organisation. 

Die  Führung  des  Kampfes  wird  in  Deutschland  häufig  da- 
durch erschwert,  daß  die  einzelnen  Organisationen  (freie,  christ- 
liche, Hirsch-Dunckersche'  usw.)  mit  starkem  Mißtrauen  neben- 
einander kämpfen.  Daß  dieses  Mißtrauen  nicht  unberechtigt 
ist,  lernten  wir  schon  bei  Besprechung  der  Motive  des  Streiks 
kennen.  Aber  auch  dann,  wenn  der  Kampf  einmütig  gegen  den 
gemeinsamen  Feind,  den  Arbeitgeber,  aufgenommen  wird,  suchen 
namentlich  die  stärkeren  Organisationen  »nebenbei«  auf  Kosten 
der  schwächeren  vorwärts  zu  kommen.  »Bei  Lohnkämpfen«, 
sagte  vor  einiger  Zeit  ein  sozialdemokratischer  Gewerkschafts- 
führer (Eberle,  auf  der  13.  Generalversammlung  des  Deutschen 
Tabakarbeiter verbandesf,  Bielefeld  1907),  »können  wir  die  christ- 
lichen Gcwerk^ichaftler  darüber  auf  klären,  daß  es  für  sie  viel 
besser  ist,  wenn  sie  sich  uns  anschließen.  . . . Dadurch,  daß 
sie  mit  in  den  Lohnkampf  kommen,  nähern  sie  sich  unserem 
Klassenstandpunkt  immer  mehr.«  Kommt  es  dann  später  zu 
Tarifverhandlungen,  dann  versuclien  wohl  die  stärkeren  Organi- 
sationen, die  schwäciieren  beiseite  zu  schieben,  um  so  auch  nach 
außen  zu  dokumentieren,  daß  diese  bedeutungslos  sind.  So 
entstand  z.  B.  in  Hannover  1903  eine  größere  Lohnbewegung 
im  Tischlergewerbe.  Sie  wurde  von  dem  christliclien  Verband 
nach  Kräften  unterstützt.  Als  sciiließlich  ein  Tarif  zustande 
kam,  ging  nach  Mitteilung  der  betreffenden  christliclien  Organi- 
sation der  Gauleiter  des  Deutschen  Holzarbeiterverliandes  hin 
und  veranlaßte  den  Arbeitgeber,  den  Vertreter  des  christliclien 
Verbandes  nicht  in  die  Kommission  zuzulassen.  Auch  diis  wied(‘r 
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nur  ein? Beispiel  für  ähnliche  Bälle,  die  man  in  großer  Zahl, 
namentlich  in  der  Literatur  der  christlichen  und  Hirscli-Duncker- 
schen  Organisationen,  verzeichnet  findet. 

J)cr  Leitgedanke  der  modernen  Streiktaktik  ist  der,  mit 
möglichst  wenig  0])fern  mögliclist  viel  f^rfolg  zu  erzielen.  Dazu 
dient  zunächst  die  Methode  der  fortgesetzten  Beunruhigung: 
Streiken,  aussperren  lassen,  nach  kurzer  Zeit  wieder  in  den  Be- 
trieb hineingehen  und  dann  nach  ebenso  kurzer  Zeit  wieder 
streiken,  — so  charakterisierte  der  Gewerkschaftsführer  v.  Klm 
diese  Methode  in  einem  Vortrag,  über  den  der  »Vorwärts«  be- 
richtete (24.  B'ebruar  1906).  Man  solle  sich  gar  nicht  bedenken, 
bei  momentanen  Niederlagen  die  von  den  Arbeitgebern  ver- 
langten Reverse  zu  unterschreiben.  In  derartigen  Fällen  — das 
spreche  er  ruhig  aus,  meinte  v.  Elm  — heilige  der  Zweck  die  Mittel. 
In  solchen  Situationen  sei  es  richtig,  jeden  Revers  prompt  zu 
unterschreiben  — und  dann  ebenso  prompt  das  Gegenteil  von 
dem  zu  tun,  w'as  man  in  der  Zwangslage  unterschrieben  habe. 

Zuweilen  bietet  die  fortgeschrittene  Technik  und  die  damit 
verbundene  Teilarbeit  eine  gute  Basis  für  die  Taktik  der  Gewerk- 
schaften: »Die  fortschreitende  Technik  verschlechtert  nicht  die 
Chancen  des  gewerkschaftlichen  Kampfes,  wie  oft  angenommen 
wird;  sie  bedingt  eine  Menge  von  Kunstgriffen,  welche  sich  im 
Laufe  der  Jahrzehnte  ausgebildet  haben,  die  aber  oft  den  Ar- 
beitern in  demselben  Arbeitsraum  untereinander  unbekannt  sind, 
und  eine  große  Leistungsfähigkeit.  Solche  streikenden  Arbeiter- 
armeen, wo  dann  der  einzelne  Arbeiter  nur  ein  Rädchen  in  dem 
ungeheuren  Betrieb  ist,  sind  schwnr  zu  ersetzen.  Daher  denn 
auch  die  Erscheinung,  daß  nach  verloren  gegangenen  Streiks 
durchweg  die  Streikbrecher  wieder  hinausfliegen,  da  sie  beim 
besten  Willen  die  Streikenden  nicht  ersetzen  können«  (Forsch). 
So  mag  es  in  manchen  Branchen  genügen,  schon  bei  einer  kleinen 
Anzahl  von  Streikenden  den  Unternehmer  zu  Zugeständnissen 
zu  zwingen.  Als  1906  ein  Streik  auf  den  Siemenswerken  in 
l>eiiin  ausgebrochen  war,  ließ  die  Streikleitung  erklären,  daß 
ein  allgejueiner  Ausstand,  den  ein  Teil  der  Arbeiter  fordere, 
überflüssig  sei,  weil  die  Firma  durch  die  partielle  Arbeitsnieder- 
kigimg  gcuiau  so  (;,m])findlich  getroffen  werde,  wie  wenn  sämt- 
lich(^  Arbeäten'  jnit  (!iueju  Male  aus  dem  Betrieb  gehen  würden, 
lilbeiiso  koimfc^  ])ei  (Um*  Ausstandsbewegung  der  bayerischen 
M(*tallindiistri(‘  ini  Mai  i<)o5  das  Kaiserliche  Statistische  Amt 
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feststellen,  daß  die  Arbeiterorganisationen  bei  Einstellung  der 
Arbeit  die  Taktik  eingeschlagen  hätten,  nicht  sofort  alle  Arbeiter 
des  Betriebes  herauszuziehen,  sondern  nur  die  Arbeitseinstel- 
lungen einzelner,  für  die  Aufrechterhaltung  des  Gesamtbetriebes 
wichtiger  Gruppen  zuzulassen.  So  traten  beispielsweise  bei  einer 
Firma  zunächst  nur  die  Arbeiter  in  der  Schlichterei  und  die 
Kupferschmiede  in  den  Streik.  Dazu  trat  später  ein  großer 
Teil  der  Dreher  und  Werkzeugmaschinenarbeiter  in  den  Aus- 
stand, und  noch  später  verließen  auch  die  Schweißofenarbeiter 
das  Werk.  Da  sich  nun  auch  sämtliche  Tagelöhner  weigerten, 
die  Kessel  zu  heizen,  weil  dies  Streikarbeit  sei,  mußten  sämtliche 
Dampfhämmer  stillgesetzt  und  fast  alle  Schmiede  entlassen 
werden.  Ein  regelrechter  Betrieb  konnte  bei  dieser  Sachlage 
selbstverständlich  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  werden.  Der 
»Textilarbeiter«,  das  Organ  des  freien  Textilarbeiterverbandes, 
brachte  am  2.  April  190g  einen  Artikel,  in  dem  er  sich  gegen 
die  Erklärung  einiger  Textilunternehmer  wandte,  daß  sie  nicht 
in  der  Lage  seien,  den  Arbeitern  für  die  in  Aussicht  stehende 
verkürzte  Arbeitszeit  den  gleichen  Lohn  wie  bisher  zu  gewähren : 
»Diese  Androhung,  deren  Ausführung  nicht  zweifelhaft  ist,  muß 
jeden  Textilarbeiter  und  jede  -arbeiterin  mit  höchster  Empörung 
erfüllen.  Die  Spinnereiarbeiter  und  -arbeiterinnen,  die  den  Unter- 
nehmern jährlich  ganze  Berge  von  Gold  zusammenhäufen,  sollen 
dafür  mit  der  Hungerknute  bedankt  werden.  Wir  meinen,  daß  es 
doch  da  endlich  an  der  Zeit  ist,  daß  die  Spinnereiarbeiter  diesem 
frevelhaften  Gebahren  der  Unternehmer  ein  Ende  machen.  Kein 
Berufszweig  der  Textilindustrie  hat  eine  leichtere  Aktionsmöglich- 
keit wie  die  Spinnereiarbeiter.  Bei  dem  Hand-in-Handarbeiten 
der  einzelnen  Abteilungen  dergestalt,  daß  immer  eine  Abteilung 
auf  das  Funktionieren  der  Arbeit  der  anderen  Abteilung  an- 
gewiesen ist,  ist  es  eine  Spielerei,  die  vollständige  Unterbrechung 
der  Produktion  herbeizuführen,  wenn  die  Unternehmer  ihre 
Androhung  wahrmachen  sollten.  . . .«  Besondere  Schwierigkeiten 
macht  den  Unternehmern  der  »partielle  l^etriebsstreik«  da,  wo 
neben  hoch  qualifizierten  Arbeitern  eine  Reihe  von  weniger 
qualifizierten  Arbeitern  zur  Hilfeleistung  beschäftigt  wird. 
Wiederholt  kommt  cs  vor — nach  den  Mitteilungen  der  Haupt- 
stelle Deutscher  Arbeitgeberverbände  (1909,  Nr.  14)  — , daß  die 
Hilfsarbeiter,  die  ohne  Kündigung  eingestellt  sind,  })l()tzlich  die 
Arbeit  niederhigen  und  di(?  qualifizi(^rten  Arb(Mter,  auf  längen^ 
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Zeit  liinaiis  nicht  bescliäftigt  werden  können,  da  das  erforder- 
liche Hilfspersonal  nicht  sofort  verschafft  werden  kann.  Ob 
im  einzelnen  Falle  die  Hilfsarbeiter  von  den  (inalifizierten  Arbei- 
tern angestiftet  worden  seien,  die  Arbeit  niederznlegen  und  so 
einen  Teil  oder  den  ganzen  Betrieb  zum  Stillstand  zu  bringen, 
lasse  sich  schwer  nachweisen.  Aber  die  in  vielen  Orten  von  (juali- 
fizierten  und  nichtqualifizierten  Arbeitern  geschlossenen  Kar- 
telle, welche  dc.s  solidarische  Vorgehen  beider  Arbeitergruppen 
zum  Zweck  hätten,  ließen  darauf  schließen,  daß  ])]ötzliche 
Arbeitsniederlegungen  durch  die  Hilfsarbeiter  und  qiudifizierten 
-Arbeiter  wohl  vorbereitet  worden  seien. 

Manchmal  kommt  es  den  Arbeitern  besonders  zustatten, 
daß  die  Arbeitgeber  ver})flichtet  sind,  bestimmte  Arbeiten  bis 
zu  einem  festgesetzten  Termin  fertigzustellen.  Hiergegen  suchten 
sich  allerdings  in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  die  Ar- 
beitgeber — wie  es  scheint,  mit  steigendem  Erfolg  — durch 
die  sog.  Streikklauseln  zu  sichern. 

Die  von  dem  Arbeitgeberverband  für  das  Baugewerbe  auf  seiner  Haupt- 
versammlung im  Jalire  1907  formulierte  Streikklausel  hatte  folgenden  Wortlaut: 
»Eine  Arbeitsniederlegung  oder  Aussperrung  der  Arbeitnelimer  in  einem  für 
die  Erfüllung  des  übernommenen  Werkvertrages  unmittelbar  oder  mittelbar 
erforderlichen  Betrieb  bewirkt  die  Verlängerung  aller  Fristen  bzw.  Hinaus- 
schiebung aller  Termine  um  die  Dauer  der  Arbeitsniederlegung  oder  Aussperrung.« 

In  dem  von  dem  genannten  Arbeitgeberverband  Ende  1908  an  die  Mit- 
glieder versandten  Rundschreiben  wird  ausgeführt:  »Die  Streikklausel  ist  eines 
der  wichtigsten  Mittel,  die  Position  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  in 
den  Lohnkämpfen  gleich  zu  stellen;  ohne  diese  Klausel  ist  der  Arbeitgeber,  bei 
dem  oft  ganz  gewaltige  Geldwerte  und  häufig  genug  seine  ganze  Existenz  auf 
dem  Spiele  stehen,  den  Arbeitern  geradezu  ausgeliefert  und  vollkommen  in  die 
Hände  derer  gegeben,  die  nur  zu  fordern  wissen,  aber  nichts  zu  verlieren  haben, 
zudem  aber  noch  von  dem  parteipolitischen  Interesse  geleitet  werden,  ein  Mög- 
lichstes für  den  Untergang  der  wirtschaftlich  selbständigen  Existenzen  zu 
tun.  . . .«  fianz  besonders  werde  es  zunächst  darauf  ankommen,  daß  die  Klausel 
möglichst  überall  bei  den  privaten  Auftraggebern  zur  Anwendung  komme, 
dann  würden  die  Behörden  schon  nachfolgcn. 

ln  einigen  Branchen  haben  die  Fabrikanten  mit  ihren  Abnehmern  die 
Angelegenheit  kollektiv  geregelt.  So  wurde  im  Jahre  1907  in  den  deutschen 
rexlilstofferzeugungs-  und  Verarbeitungsgewerben  eine  »ständige  Vereinbarung 
iil)er  das  Verhalten  der  Lieferer  und  Abnehmer  im  Falle  von  Ausständen  und 
Auss])enungen«  getroffen.  Die  Vereinbarung  stützt  sich  auf  folgende  Grund- 
sätze: I.  Es  ist  volle  Gegenseitigkeit  zu  gewähren:  Nicht  allein  der  Lieferer, 
sondern  auch  der  Abnehmer  soll,  sofeun  ein  Ausstand  oder  eine  .Aussperrung 
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bei  ihm  vorliegt,  die  in  der  Klausel  vorgesehenen  Rechte  der  Hinausschiebung 
der  Lieferung  oder  Aufhebung  seiner  Verpflichtungen  liabcn.  2.  Das  Recht 
der  voiij.  Ausstand  oder  der  Aussperrung  Betroffenen  besteht  in  einer  Hinaus- 
schiebung der  Lieferung  oder  der  Abnahme  der  Waren  zunächst  um  eine  be- 
stimmte Frist,  deren  Länge  für  die  einzelnen  Branchen  und  Verbände  vei- 
schieden  bemessen  werden  Icann,  nach  Ablauf  dieser  Frist  aber  in  der  Möglichkeit, 
nach  vorheriger  Anzeige  vom  Vertrage  zurückzutreten.  Dieses  letztere  Recht 
steht  in  derselben  Weise  auch  dem  anderen  Vertragsteile  zu.  3.  Eine  Verpflich- 
tung zum  Schadensersatz  besteht  nicht.  4.  Bei  Streitigkeiten  entscheidet  ein 
fachmännisches  Schiedsgericht  unter  Mitwirkung  der  Hauptstelle  deutscher 
Arbeitgeberverbände. 

Der  Versuch  der  Arbeitgeber,  auch  die  öffentlichen  Behörden 
zur  Annahnae  der  Streikklausel  zu  bewegen,  hat  bis  jetzt  nur 
teilweisen  Erfolg  gehabt.  Eine  ganze  Anzahl  von  Gemeinden 
hat  die  Streikklausel  angenommen,  andere  lehnten  sie  ab.  Biele- 
feld schreibt  z.  B.  vor,  daß  »ein  Hinausschieben  der  Arbeiten 
durch  den  Ausbruch  etwaiger  Arbeiterausstände  .usw.  unter 
keinen  Umständen  stattfinden  dürfe,  der  Unternehmer  in 
solchen  Fällen  vielmehr  verpflichtet  ist,  für  andere  Arbeitskräfte 
Sorge  zu  tragen  und  die  Arbeiten  ohne  Unterbrechung  zu  den 
festgesetzten  Fristen  zu  vollenden«.  Im  allgemeinen  geht  die 
Stellungnahme  der  Behörden  aber  dahin,  daß  sie  nicht  generell 
die  Streikklausel  annehmen  oder  ablehnen,  sondern  daß  sie  sich 
die  Entscheidung  Vorbehalten,  um  die  Berechtigung  der  bei- 
den Standpunkte  von  Fall  zu  Fall  zu  prüfen  und  danach  zu 
entscheiden.  Das  ist  auch  der  Standpunkt,  den  der  preußische 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  in  einem  Antwortschreiben  an 
den  Verband  der  Baugeschäfte  zu  Berlin  einnahm,  indem  er 
es  als  mit  den  staatlichen  Interessen  unvereinbar  erklärte,  die 
Einführung  der  Streikklausel  in  die  von  den  Behörden  abzu- 
schließenden Verträge  ein  für  allemal  anzuordnen. 

Ein  paar  Bemerkungen  über  die  äußere  Organisation 
des  Streiks  seien  hier  eingeschaltet.  Ist  der  Streik  beschlossen 
und  erklärt  worden,  so  werden  alsbald  an  sämtlichen  Zugängen 
zum  Streikort  sog.  Streikposten  aufgestellt.  Diese  sollen  die 
etwa  zureisenden  Kollegen  über  den  Streik  unterrichten.  Meist 
werden  Doppelposten  auf  gestellt,  damit  »bei  Vorkommnissen 
mit  gerichtlichem  Nachspiel  usw.  ein  Kollege  als  Zeuge  aultreten 
kann«.  Die  Streikposten  sollen  möglichst  nicht  in  Arbeitskleidern 
erscheinen,  vor  allem  nicht  am  Bahnhof.  Nicht  selten  ist  in 
den  offiziellen  Anweisungen  nachdrücklich  betont,  daß  nur 
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ruliige,  besonnene  Kollegen  e,ls  Streikposten  verwendet  werden 
sollen.  Am  Streikort  ist  ein  Streikbüro  errichtet,  von  dem 
aus  der  Streik  pl?,nmäl3ig  geleitet  wird.  Regelmäßige  Patrouillen, 
die  an-  und  abziehenden  Streik})osten,  sorgen  für  reges  Leben 
im  Streikbüro  und  dafür,  daß  die  Streikleitung  über  e.lle 
lunzelheiten  des  Kampfes  genau  orientiert  ist.  Alle  Mühe  geben 
sich  die  Streikleiter,  während  des  Streiks  Ruhe  und  Ordnung 
aufrecht  zu  erhalten.  Menschenaufläufe  sollen  nach  Möglichkeit 
vermieden  werden,  denn  die  Störung  der  Ordnung  und  Ruhe, 
so  argmuentieren  mit  Recht  die  Arbeiterführer,  würde  ja  doch 
nur  für  die  Arbeitgeber  eine  willkommene  Gelegenheit  sein, 
Polizei  und  Behörden  gegen  die  Streikenden  mobil  zu  machen. 
»Diese  Freude  darf  den  Gegnern  nicht  gemacht  werden.« 

Man  sieht  darauf,  daß  der  Streik  nie  so  lange  geführt  wird 
bis  sich  die  Kasse  »verblutet«  hat.  Sobald  die  Streikleitung 
einsieht,  daß  ein  weiterer  Kampf  zwecklos  ist,  wird  der  Kampf 
plötzlich  abgebrochen.  Dabei  wird  aus  taktischen  Gründen  die 
Absicht,  den  Kampf  aufzugeben,  bis  zum  letzten  Augenblick 
streng  geheim  gehalten,  und  man  muß  gestehen,  daß  das  Geheim- 
halten bei  den  Arbeitern,  wenn  es  darauf  ankommt,  häufig 
genug  besser  beobachtet  wird  als  bei  den  Arbeitgebern.  ,m 

Sehr  viel  Wert  legen  die  Arbeiter  darauf,  die  öffentliche  Meinung  für  sich 
zu  gewinnen;  in  dem  Punkte  sind  sie  offenbar  viel  klüger  und  diplomatischer 
als  die  Unternehmer.  Im  Handbuch  der  Christlichen  Gewerkschaften  wird 
z.  B.  nachdrücklich  betont,  daß,  wie  im  ganzen  öffentlichen  Leben,  so  auch 
besonders  bei  Lohnbewegungen  die  Presse  eine  große  Rolle  spiele.  Bei  Abfassung 
der  Berichte  müsse  der  Streikleiter  es  verstehen,  sich  dem  Leserkreise  des  Blattes 
anzupassen.  In  einer  Presse,  die  vorwiegend  von  Arbeitern  gelesen  werde, 
werde  z.  B.  auch  ein  Artikel  Aufnalnne  finden,  der  etwas  derb  abgefaßt  sei, 
während  in  einer  Zeitung,  die  meistens  in  Niclitarbeiterkreisen  gelesen  werde, 
die  Sprache  einer  Mitteilung  etwas  feiner  sein  müsse.  Manchmal  komme  es 
nur  auf  die  v^eränderte  Satzstellung  an,  um  in  einem  in  »besseren«  Kreisen  ge- 
lesenen Blatt  dasselbe  zum  Ausdruck  zu  bringen  wie  in  einem  Arbciterblatt.  Z.  B. ; 
ln  einem  Arbeiterblatt  würde  man  als  Warnung  des  Zuzuges  einfach  schreiben: 
»Zuzug  ist  streng  fernzuhalten!«  In  dieser  Form  würde  aber  zweifellos  die 
Warnung  in  einer  anderen  Zeitung  keine  Aufnahme  finden,  wohl  aber  vielleicht 
dann,  wenn  es  am  Schlüsse  einer  Mitteilung  etwa  hieße:  »Der  Verband  hofft, 
wenn  (;s  ilim  gelingt,  den  Zuzug  lernzuhalten,  den  Streik  glücklich  durchzuführen.« 

lJ(‘b(;rl(‘|.^(‘ii(‘  Itrkibnm^G  in  sehr  vielen  P^ällen  ttber  mich 
überle^i'iie  K.lngh(‘it,  übtnk'gene  orgmiise.lorisehc  Stärke  nnd 
nieht  zuletzt  überlegeiu'  ]>  r ä s e n t e finanzielle  Kraft  haben 
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es  möglich  gemacht,  daß  die  Arbeiter  bei  ihren  Streiks  bis  kurze 
Zeit  vor  dem  Kriege  überwiegend  Erfolg  hatten.  Na.ch  den 
Mitteilungen  der  Generalkommission  der  Gewerkschaften  waren 
von  den  Angriffsstreiks,  die  die  Arbeiter  1910/1913  führten, 
56,7%  erfolgreich,  und  23,7%  teilweise  erfolgreich;  von  den  Ab- 
wehrstreiks waren  die  entsprechenden  Prozentziffern:  57,1%. 
und  12,3%.  Auch  hier  weichen  wieder  die  amtlichen  Zahlen 
von  den  Gegenüberstellungen  der  Gewerkschaften  sehr  ab,  wo- 
bei es  menschlich  zu  verstehen  ist,  daß  die  Gewerkschaften 
sich  lieber  einen  Erfolg  als  einen  Mißerfolg  buchen.  Nach 
der  amtlichen  Statistik  hatten  die  Streikenden  in  Verhältnis- 
zahlen  vom  Stande  der  beteiligten  Arbeitnehmer  betrachtet: 


Jahre 

vollen 

teilweisen 

Erfolg 

keinen 

Durchschnitt 

1899-— 1903 

15,0 

47,5 

37,5 

» 

1904 — •1908 

9,6 

46,6 

43,8 

» 

1909-^1913 

8,8 

39,6 

51,6 

Hinreichende  materielle  Unterstützung  der  Streikenden  und 
Fernhalten  der  Arbeitswilligen:  in  diesen  beiden  Bedingungen 
wurzelt  der  Erfolg  des  Streiks.  Je  reichlicher  die  Unterstützung, 
um  so  größer  wird  die  Widerstandskraft  sein.  Im  Anfänge  der 
Lohnbewegung,  wo  die  Begeisterung,  die  Opfer  Willigkeit,  aber 
auch  die  Opferfreudigkeit  noch  reichlich  groß  ist,  wird  die  Streik- 
leitung in  der  Regel  ohne  Unterstützung  auszukommen  ver- 
suchen. Gewöhnlich  ist  das  auch  schon  in  den  Streikreglements 
ausdrücklich  vorgesehen.  Um  so  mehr  müssen  die  Gewerkschaften 
darauf  bedacht  sein,  den  Streikfonds  als  Reservefonds  möglichst 
lange  unvermindert  zu  erhalten,  weil  sie  in  der  Regel  auf  Unter- 
stützung anderer  Organisationen  nicht  rechnen  können.  Der 
Cölner  Kongreß  der  Gewerkschaften  (1905)  stellte  »mit  ganzer 
Entschiedenheit«  den  Grundsatz  fest,  »daß  wie  die  Führung 
der  Streiks  so  auch  die  Beschaffung  der  Mittel  zu  ihrer  Unter- 
stützung Aufgabe  jeder  einzelnen  Gewerkschaft  selbst  und  die 
allein  richtige  Beschaffung  der  Mittel  die  Erhebung  ausreichend 
hoher  Mitgliederbeiträge  ist«.  Nur  bei  außerordentlich  großen 
Streiks  oder  Aussperrungen  kann  auf  die  finanzielle  Hilfe  der 
gesamten  organisierten  Arbeiterschaft  gerechnet  werden;  doch 
ist  in  solchen  Fällen  ein  Beschluß  der  Generalkommission  der 
Gewerkschaften  Deutschlands,  soweit  die  freien  Gewerkschaften 
in  Betracht  kommen,  erforderlich,  und  die  Gewährung  vor. 
Mitteln  seitens  der  Zentralverwaltung  ist  an  die  Bedingung 
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geknüpft,  daß  der  (jeneralkommission  in  solchen  Fällen  ein 
Beaufsichtigungsrecht  bei  der  Leitung  des  Streiks  oder  der 
Aussperrung  eingeräunit  wird. 

Die  früher  häufigen  Sympathiestreiks  sind  mit  dem  Erstarken  der  Organi- 
sationen seltener  geworden.  — Nur  bei  einigen  Branchen  mit  eigenartigen 
Verhältnissen,  z.  B.  bei  den  Brauerei-  und  Werftarbeitern,  sind  gewöhnlich 
verschiedene  Organisationen  bei  den  Lohnbewegungen  beteiligt.  So  nahmen 
z.  B.  an  der  Bewegung  der  Berliner  Brauereiarbeiter  im  Januar  1900  teil:  Bött- 
cher, Transportarbeiter,  Maschinisten  und  Heizer,  Schmiede,  Maler  und  T^ackiercr, 
Sattler,  Holzarbeiter  u.  a. 

Die  Höhe  der  Unterstützung  ist  verhältnismäßig  gering: 
Der  Anreiz,  die  Arbeit  wieder  aufzunehmen  und  dadurch  bessere 
Einnahmen  zu  erzielen,  ist  daher  für  manchen  sehr  groß.  Um 
dem  entgegenzu wirken,  entha.lt en  die  für  die  Streikunterstützung 
auszufüllenden  Quittungen  meist  den  folgenden  (oder  einen  ähn- 
lichen) Zusatz; 

»Indem  ich  auf  die  Rückzahlung  der  bisherigen  an  die  Organisation  ge- 
leisteten Beiträge  vollständig  verzichte,  betrachte  ich  die  erhaltene  Unter- 
stützung in  dem  Falle  nur  als  Darlehen,  wenn  ich  die  Arbeit  vor  der  offiziellen 
Beendigung  des  Streiks  wieder  aufnehme,  ohne  daß  die  geforderten  Bedingungen 
erfüllt  sind,  und  erkläre  mich  alsdann  bereit  und  halte  mich  für  verpflichtet, 
die  insgesamt  erhaltene  Summe  wieder  an  Herrn zurückzuzahlen.« 

Noch  wichtiger  als  Verhinderung  des  Streikbruchs  ist  Fern- 
halten des  Zuzuges  von  amswärts  oder  — was  eben  so  wichtig 
ist  — Ausführung  von  Streikarbeit  in  Betrieben,  die  außerhalb 
des  Kampfes  stehen. 

Durch  Zeitungsanzeigen  oder  durch  besondere  Arbeitswil- 
ligenbüro  versuchen  die  Unternehmer,  Ersatz  von  auswärts  heran- 
zuziehen.  Zuweilen  ist  das  aber  schon  aus  technischen  Gründen 
sehr  schwer.  »Gut  organisierte,  qualifizierte  Arbeiter,  wie  z.  B. 
die  hoch([ualifizierten  Spinner  in  der  englischen  Baumwoll- 
industrie, wissen,  daß  sie  in  ihrer  Gesamtheit  überhaupt  nicht 
durch  Streikbrecher  ersetzt  werden  können,  und  blicken  daher 
auf  das  1 fera.nziehen  von  solchen  mit  einer  gewissen  philosophi- 
schen Ruhe^<  (Bernstein).  Wo  technische  Schwierigkeiten  den 
Zuzug  von  Arbeitswilligen  nicht  verhindern,  ist  es  die  öffentliche 
Meinung,  das  gewerkschaftliche  Empfinden,  welches  Schranken  auf- 
richtet, die  die  finanziellen  Mittel  des  Unternehmers  nicht  be- 
seitigen könmai.  h2s  gibt  wolil  kaum  ein  Wort,  das  in  der  ar- 
beitenden Klasse  so  sehr  a.ls  Schimpfwort  em])funden  wiid  wie 
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die  Bezeichnung  »Streikbrecher«.  Nur  wenige  haben  den  Mut, 
sich  über  das  Empfinden  ihrer  Klasse  hinwegzusetzen,  zumal 
nicht  selten  diesem  Empfinden  durch  Zwangsmaßnahmen,  Schi- 
kanen mancherlei  Art  usw.  Ausdruck  verschafft  wird. 

Seitdem  die  Arbeitgeberorganisationen  erstarkt  sind,  wählen 
sie  zuweilen  ein  besonderes  Mittel,  um  die  Einigkeit  ihrer  Gegner 
zu  stören.  Sie  zeigen  Entgegenkommen  für  den  Teil  der  Forde- 
rungen, der  von  den  sog.  indifferenten  Arbeitern  am  schärfsten 
verteidigt  wird,  lehnen  dagegen  solche  Forderungen  ab,  deren 
Durchsetzung  von  den  gewerkschaftlich  geschulten  Arbeitern 
am  nachdrücklichsten  verlangt  wird.  »Man  hat  es«,  meint  Bring- 
mann, »mit  halben  Zugeständnissen,  also  keineswegs  immer  mit 
sog.  Abschlagszahlungen  zu  tun,  sondern  häufig  werden  die 
halben  Zugeständnisse  Fallen,  die  mit  fuchsartigem  Scharfsinn 
konstruiert  sind.« 

Wenn  nun  schließlich  die  Kampfesfreude  schwächer  und 
schwächer  wird,  dann  versuchen  wohl  die  Führer  hier  und  da, 
die  lahmen  Kämpfer  durch  Beschaffung  einer  höheren  Streikun- 
terstützung wieder  »flott  zu  machen«.  Einsichtige  Gewerkschafts- 
führer sind  sich  aher  einig  darin,  daß  derartige  Maßnahmen  in 
der  Regel  sehr  verwerflich  sind,  daß  daMurch  zwar  der  Kampf 
mit  Mühe  und  Not  um  kurze  Zeit  verlängert  wird,  aber  zum 
großen  dauernden  Schaden  der  Organisation,  die  insbesondere 
dann  außerordentlich  gefährdet  ist,  wenn  weitere  Mittel,  wie 
das  zuweilen  vorkommt,  durch  Aufnahme  von  Darlehen  be- 
schafft werden.  Menschlich  ist  es  allerdings  nur  zu  erklärlich, 
daß  die  Leiter  des  Streiks  das  Aeußerste  versuchen,  ehe  sie 
zugestehen,  daß  die  Schlacht  für  die  Kollegen  verloren  ist.  Für 
einen  Arbeiterführer  läßt  sich  kaum  eine  schwierigere  Situation 
denken  ads  diejenige,  die  ihn  zwingt,  seinen  Kampfgenossen,  denen 
er  noch  am  Tage  vorher  durch  begeisternde  Ansprachen  Mut  ge- 
macht und  dieKampfesaussichten  möglichst  rosig,  die  Niederträch- 
tigkeit der  Unternehmer  abgrundtief  da-rgestellt  hat,  nun  zu  erklä- 
ren: Freunde,  geht  wieder  ruhig  zur  Arbeit,  es  war  alles  umsonst! 
Man  begreift  es,  daß  der  mißlungene  Streik  häufig  vom  partci- 
j)olitischen  Radikalismus  als  Sieg  gebucht  wird. 

Die  Betriebssperre  suclit  den  Arbeitgeber  dadurch 
in  eine  Zwangslage  zu  bringen,  daß  der  Zuzug  neuer. Arboits- 

18* 


2/6 


Entziehung  der  Arbeitskraft. 


kräfte  verhindert  wird;  der  Streik  entzieht  ihm  aufierdem 
noch  möglichst  vollständig  die  bis  dahin  beschäftigten  Arbeiter. 
Nun  ist  aber  auch  noch  ein  Drittes  möglich,  die  »p  o s- 
s i V e R e s i s t e n z«,  d.  h.  die  vorsätzliche  Einschränkung  der 
Arbeitsleistung,  um  den  Unternehmer  den  Wünschen  der  Arbeiter 
gegenüber  willfährig  zu  machen.  Die  Arbeiter  erscheinen  an 
der  Arbeitsstätte,  arbeiten  wohl  auch,  aber  sie  schaffen  nicht 
das  hergebrachte  Quantum  und  Quäle,  das  dem  ihnen  gezahlten 
Lohn  entspricht.  In  England  nennt  man  dieses  System  »Ca- 
canny-Politik«.  Das  Arbeitsamt  der  nordamerikanischen  Union 
hat  sich  1905  veranlaßt  gesehen,  die  diesbezüglichen  Erfahrungen 
zusammenzustellen,  um  nach  Arten  und  Wirkungen  zu  forschen,  die 
in  England  und  den  Vereinigten  Staaten  mit  der  Frage  der  vor- 
sätzlichen Einschränkung  der  Arbeitsleistung  in  Zusammenhang 
stehen.  Aus  dem  Bericht  geht  hervor,  daß,  soweit  Arbeiter 
eine  Verminderung  der  Arbeitsintensität  erstrebt  haben  oder 
erstreben,  sie  meist  bezwecken,  die  Arbeitsleistung  auf  einen 
größeren  Zeitraum  auszudehnen,  um  dadurch  vermehrte  Arbeits- 
gelegenheit und  dauernde  Beschäftigung  — möglichst  das  ganze 
Jahr  hindurch  — zu  haben,  und  ferner  ihre  körperliche  Arbeits- 
fähigkeit durch  Vermeidung  übermäßiger  Anstrengung  möglichst 
lange  zu  bewahren.  Nur  in  Ausnahmefällen  und,  wie  der  ameri- 
kanische Bericht  besonders  betont,  nur  für  England  sind  Tat- 
sachen bekannt  geworden,  die  darauf  hindeuten,  daß  Arbeiter 
die  Verringerung  der  Arbeitsintensität  als  Kampfmittel  an  Stelle 
des  Streiks  gegenüber  den  Arbeitgebern  benutzt  haben.  Auch 
in  Deutschland  ist  die  passive  Resistenz  in  der  angedeuteten 
Weise  bis  jetzt  — wie  es  scheint  — nur  vereinzelt  vorgekommen. 
Aber  offenbar  wollen  die  Gewerkschaften  in  der  Zukunft  die 
passive  Resistenz  unter  ihre  regelmäßigen  Kampfmittel  auf- 
nehmen. Anders  wenigstens  kann  ich  mir  einige  Bemerkungen 
Bringmanns  in  der  3.  Auflage  seiner  »praktischen  Winke«  nicht 
deuten,  hm  geht  davon  aus,  daß  es  dringend  notwendig  sei, 
daß  die  deutsche  Gewerkschaftsbewegung  neue  Waffen  einführe. 
Manchmal  komnic  bei  den  Verhandlungen  mit  dem  Unternehmer 
nicht  das  heraus,  was  allgemein  gewünscht  werde,  ohne  daß 
damit  aber  schon  ein  Streik  gerechtfertigt  sei.  »Die  eventuelle 
Uiiziifri(nlejiheit  mit  solcliem  Verhandlungsresultat  muß  sich 
vielmeJir  g(‘gen  das  LliiU'rnelimertum  richten.  Es  muß  die  Un- 
ztifriedeuli(‘il  gehörig  demonstriert  werden.  Jeder  einzelne  muß 
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es  den  Unternehmer,  bei  welchem  er  gerade  in  Arbeit  steht, 
fühlen  lassen,  daß  er  mit  dem  Verhandlungsresultat  unzufrieden 
ist.  Die  Arbeitseinstellung  an  sich  bewirkt  ja  nicht  das  Eingehen 
des  Unternehmers  auf  die  Wünsche  und  Forderungen  der  Ar- 
beiter, sondern  der  Pro  fit  aus  fall.  Um  einen  Profitausfall  herbei- 
zuführen, ist  aber  nicht  immer  eine  Arbeitseinstellung  nötig. 
Es  ist  vielleicht  wirksamer,  wenn  er  bei  vollem  Betriebe  eintritt, 
als  infolge  einer  Arbeitseinstellung.  Wenn  es  aber  dem  Unter- 
nehmer gestaltet  ist  und  von  seinen  Wortführern  anempfohlen 
wird,  durch  Entlassung  den  Verlust  der  Existenz  von  Arbeitern, 
Not  und  Entbehrung  nicht  nur  für  sie,  sondern  auch  für  die 
Ihrigen  herbeizuführen,  dann  muß  es  auch  den  Arbeitern  ge- 
stattet sein,  halsstarrigen,  brutalen  Unternehmern  durch  Profit- 
ausfall menschlichere  Eigenschaften  anzugewöhnen.  Sich  in 
dieser  Richtung  betätigen  kann  jeder,  der  eine  starke  Organi- 
sation als  Stützpunkt  hat.  Je  schärfer  die  Unzufriedenheit  aller 
sich  in  dieser  Weise  bemerkbar  macht,  je  eher  und  sicherer 
erkennen  die  Unternehmer,  daß  ihnen  auch  ihre  Unternehmer- 
verbände und  deren  Räuberpolitik  nichts  nützen,  daß  .sie  ihre 
Brutalität  und  Roheit  hingegen  auf  geben  müssen.  Die  Un- 
zufriedenheit, so  angewandt,  läßt  sehr  schnell  neue  gewerkschaft- 
liche Waffen  und  neue  Kampf methoden  finden,  ohne  daß  sie 
vorher  angedeutet  werden. 

Ganz  im  Sinne  dieses  Rates  hat  die  7.  Generalversammlung  des  Zentral- 
verbandes der  Handlungsgehilfen  und  -gehilfinnen  Deutschlands  (Mai  1910) 
einstimmig  eine  Resolution  angenommen,  in  der  unter  anderem  erklärt  wird: 
».  . . Wenn  auch  gegenwärtig  nicht  überall  die  Vorbedingungen  für  den  nach 
§ 152  G.O.  gesetzlich  zulässigen  Streik  vorhanden  sind,  der  vom  Zentralverband 
mit  Erfolg  praktisch  erprobt  ist,  so  würde  es  doch  — wenn  die  Angestell- 
ten nur  wollen  — sehr  oft  möglich  sein,  durch  Ausübung  der  passiven  Resi- 
stenz (d.  h.  des  gemächlichen  Arbeitens  an  Stelle  der  im  Geschäftsleben  üblichen 
Hast),  die  Geschäftsinhaber  zu  zwingen,  eine  Gehaltserhöhung  zu  gewähren, 
die  sie  gütlich  nicht  geben,  . . .«  i).  Eine  »passive  Resistenz«  gewissermaßen 
als  Dauereinrichtung  empfahl  gelegentlich  »Der  Grundstein«,  das  Organ  des 
Deutschen  Bauarbeiterverbandes  (1913,  Nr.  7,  15.  Februar  1913):  »Leider  hat 
ein  großer  Teil  unserer  Kollegen  noch  nicht  erkannt,  daß  sie  dem  Unternehmer- 

’)  Den  Vorwurf,  daß  die  passive  Resistenz  »unmoraliscli«  sei,  glaubt  der 
sozialdemokratische  Gewerkschaftsführer  Julius  Deutsch  dadurcli  entkräften 
zu  können,  daß  er  sagt : »E  s ist  verfehlt,  im  Kriege  sentimen- 
tale M o r a l s p r ü c h 1 c i n z \i  deklamieren,  der  Krieg  ist 
die  Entfesselung  aller  Gewalten«  (Dokumente  des  I'ortschi  itts, 
1909,  S.  582), 
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tum  nicht  ihr  ganzes  Ich,  ihre  gesamte  Arbeitskraft  limzugeben  brauchen. 
Gegenwärtig  wird  die  Arbeitskraft  jedes  einzelnen  im  Dienst  des  Kaj)italismus 
vollständig  aufgesogen  . . . Diesem  Uebelstande  wäre  abzuhelfeTi,  wenn  die 
Kollegen  ihre  Leistungsfähigkeit  etwas  zurückhieltcn  und  sich  darin  nicht 
gegenseitig  Konkurrenz  böten.  Der  Baudelegierte  sollte  in  seinem  eigenen 
Wirkungskreise  die  passive  Resistenz  zur  Geltung  bringen,  indem 
er  durch  sein  eigenes  gutes  Beispiel  den  anderen  Kollegen  den  Weg  zeigt.« 

Noch  ein  anderes  Kampfmittel,  das  bis  jetzt  in  der  deutschen 
Arbeiterbewegung  keine  Rolle  spielte,  aber  in  England  häufiger 
vorgekommen  sein  soll,  wird  neuerdings  u.  a.  auch  von  Bring- 
mann empfohlen.  Es  ist  das,  was  man  wohl  »E  i n z e 1 s t r e i k<(, 
»Streik  im  Detail«  oder  »Aufkündigungsstreik«  genannt  hat. 
Das  Wesen  dieses  Kampfmittels  besteht  darin,  daß  systematisch 
die  Arbeit  aufgekündigt  wird.  Eine  Gruppe  von  Arbeitern 
kündigt,  andere  lassen  sich  für  kurze  Zeit  einstellen,  kündigen 
darauf  ihrerseits,  und  so  geht  es  fort,  bis  der  Unternehmer  ein- 
sieht, daß  es  so  nicht  weitergehen  kann,  daß  er  gezwungen  ist, 
Zugeständnisse  zu  machen.  Der  Aufkündigungsstreik  ist  also 
eng  verwandt  mit  der  sog.  stillen  Betriebssperre.  Bringmann 
scheint  ’ anzunehmen,  daß  ein  solcher  Einzelstreik  sich  da  emp- 
fiehlt, wo  Arbeitsverweigerung  auch  ohne  offiziellen  Beschluß 
der  Gewerkschaft  bzw.  der  Zahlstelle  nützlich  sein  kann.  Bern- 
stein meint,  daß  dieses  Verfahren,  das  in  England  zuweilen  sehr 
wirksam  gewesen  sein  soll,  nur  von  wohlorganisierten,  besonders 
qualifizierten  Arbeitern  mit  Erfolg  durchgeführt  werden  könne. 

i6.  K a p i t e 1. 

Entziehung  der  Kaufwilligkeit. 

Die  Arbeiter  stellen  für  die  Unternehmer  nicht  nur  eine 
unentbehrliche  schaffende  Kraft  dar,  sondern  sie  sind  in  ihrer 
Masse  zugleich  in  vielen  Branchen  die  wichtigsten  Abnehmer 
der  i)roduzierten  Waren.  Die  Entziehung  der  Kaufwiiligkeit, 
die  gewöhnlich  die  Form  des  »B  o y k o 1 1 s«  annimmt,  kann  daher 
unter  Um.^tänden  das  »Kapital«  nicht  minder  hart,  vielleicht 
sogar  noch  liärter  treffen  als  die  Entziehung  der  Arbeitskraft. 

Das  Wort  Boykott  war  ursprünglich  der  Familienname 
eines  irisclum  Giitsvi'i'walters,  des  Captains  Charles  Cunningham 
Ikiycolt.  Itnd(!  d(;r  siebziger  jalire  ging  Boycott  gegen  die  seiner 
Ut'berwaelmng  imtei'stellteii  kleiiuMi  Landpächter  so  hart  vor, 
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daß  die  Erbitterung  gegen  ihn  allgemein  wurde.  Man  erklärte 
ihn  daher  in  die  gesellschaftliche  und  geschäftliche  Acht.  Die 
Folge  dieser  Maßnahme  war  für  Boycott  derartig,  daß  er  sich 
schließlich  gezwungen  sah,  das  Land  zu  verlassen  und  aus- 
zuwandern. Seit  dieser  Zeit  bezeichnet  man  allgemein  ähnliche 
Vorkommnisse  mit  Boykott.  Natürlich  wird  man  etwas  dem 
heutigen  Boykott  Aehnliches  wohl  in  allen  Epochen  der  Ge- 
schichte finden,  aber  als  ausgebildetes  wirtschaftliches  Kampf- 
mittel gehört  es  der  neuesten  Zeit  an.  Als  Mittel  im 
Kampfe  zwischen  Kapital  und  Arbeit  äußert  sich  der  Boykott 
hauptsächlich  in  einer  organisierten  Kundschafts-  und  Absatz- 
entziehung, um  durch  den  Schaden,  welcher  dadurch  den  Unter- 
nehmern und  Geschäftsleuten  entsteht,  auf  diese  zwecks  Er- 
langung von  Vorteilen  oder  Beseitigung  von  Mißständen  einen 
Druck  auszuüben. 

Durch  wiederholte  Entscheidung  der  obersten  Gerichte  ist 
für  das  Gebiet  des  Deutschen  Reiches  festgestellt,  daß  der  Boy- 
kott ein  im  wirtschaftlichen  Kampfe  grundsätzlich  er- 
laubtes Kampfmittel  dar  stellt,  und  daß  auch  das  Auf  stellen 
von  Boykottposten  und  Verteilen  von  Boykottzetteln  an  und 
für  sich  nicht  zu  beanstandende  Kampfmittel  sind.  Unerlaubt 
wird  — wie  das  Reichsgericht  mehrfach  ausgesprochen  hat  — der 
Boykott  nur  dann,  wenn  bezweckt  wird,  »die  wirtschaftliche 
Existenz  des  Getroffenen  völlig  zu  untergraben  und  ihn  zugrunde 
zu  richten«,  oder  wenn  die  mit  dem  Boykott  beabsichtigte 
Schädigung  in  keinem  Verhältnis  zum  Anlaß  des  Streits  steht; 
wenn  ferner  die  den  Boykott  erklärenden  Arbeiter  die  Massen  auf- 
reizen und  aufwiegeln,  weil  sie  sich  von  einer  einfachen  Boykott- 
erklärung keinen  genügenden  Erfolg  versprechen.  Diese  Mittel 
widerstreiten  dem  Anstandsgefühl  eines  jeden  gerecht  und  billig 
denkenden  Menschen  und  stempeln  den  fortgesetzt  sich  einer 
solchen  Kampfesweise  bedienenden  Boykott  zu  einer  die  guten 
Sitten  verletzenden  Handlungsweise,  die  seine  Urheber  nach 
§ 826  BGB.  schadensersatzpflichtig  macht. 

Man  kann  unterscheiden  zwischen  primärem  und  sekundärem 
Boykott.  i)er  primäre  Boykott  wendet  sich  direkt  gegen  den 
Unternehmer,  der  getroffen  werden  soll;  bei  dem  sekundären 
Boykott  sucht  man  dasselbe  Ziel  gewissermaßen  auf  Umwegen 
zu  erreichen.  Will  man  z.  B.  eine  Zeitung  boykottieren,  so  kann 
man  das  dadurch  tun,  daß  direkt  den  Arbeitern  anempfohlen 
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wird,  auf  das  Blatt  nicht  zu  abonnieren.  Wirksamer  wird  es  aber 
in  manchen  Fällen  sein,  daß  man  die  großen  Inserenten  des 
Blattes  mit  dem  Boykott  bedroht;  werden  diese  dadurch  davon 
abgebracht,  ein  Blatt,  das  nach  Ansicht  der  Arbeiterführer 
Arbeiterinteressen  verletzt,  als  Insertionsorgan  zu  benutzen,  so 
kann  dadurch  die  Zeitung  viel  härter  getroffen  werden,  als  wenn 
man  sich  direkt  gegen  sie  wenden  würde. 

Der  erste  große  Boykott  zur  Unterstützung  der  gewerk- 
schaftlichen Kämpfe  war  der  Berliner  Bierboykott  vom  Jahre 
1894.  Er  wurde  veranlaßt,  weil  der  »Verein  der  Brauereien 
Berlins  und  Umgegend«  etwa  300  Böttcher,  die  am  i.  Mai  1894 
feierten,  auf  einige  Tage  ausgesperrt  hatte.  Die  Böttcher  tra.ten 
daraufhin  in  einen  Generadstreik  ein  und  eine  vom  Gewerkschafts- 
kartell Rixdorfs  einberufene  Vollversammlung  beschloß,  wegen 
der  Maßregelung  der  Böttcher  über  die  dem  Brauerring  zu- 
gehörende  Rixdorfer  Vereinsbrauerei  den  Boykott  zu  verhängen. 
Die  Ringbrauereien  antworteten  mit  Aussperrung  eines  Teils 
ihrer  Arbeiter.  Die  Berliner  Partei-  und  Gewerkschaftsleitung 
beschlossen  darauf  den  partiellen  Boykott  über  7 Berliner 
Brauereien,  wobei  sie  sich  von  dem  Gedanken  leiten  ließen, 
boykottiertes  Bier  werde  um  so  leichter  entbehrt  werden,  wenn 
anderes  zur  Verfügung  steht.  »Selten  ist  die  organisierte  Arbeiter- 
schaft Berlins  mit  größerer  Leidenschaft  und  Energie  in  einen 
Kampf  gezogen,  als  es  bei  der  Masse  hier  der  Fall  war«  (Bernstein, 
Geschichte  der  Berliner  Arbeiterbewegung).  Aber  der  partielle 
Boykott  erwies  sich  als  ungenügend,  es  kam  sogar  vor,  daß 
Inhaber  von  Arbeiterwirtschaften  trotz  der  Arbeiterkontrolleure 
Bier  von  Ringbrauereien  entnahmen,  um  es  unter  dem  Namen  eines 
boykottfreien  Bieres  auszuschenken.  Mitte  Juli  wurde  der  ganze 
Ring  boykottiert.  Mit  großen  materiellen  Opfern  — die  arbeitslosen 
Brauereiarbeiter  mußten  von  der  Berliner  Arbeiterschaft  unter 
stützt  werden  — hielt  man  den  Boykott  bis  Ende  Dezember  1894 
aufrecht.  Eine  glänzende  Macht-  und  Willensprobe  hatte  die 
Berliner  Arbeiterschaft  abgelegt  — aber  an  greifbaren  Vorteilen 
war  nur  wenig  errungen  worden;  die  Brauereien  gingen  sogar 
stärker  aus  dem  Kampfe  hervor,  als  sie  in  ihn  eingetreten  waren. 
Groß(;s  Aufseheji  jnachte  dann  1898  ein  Boykott  in  Hamburg- 
.Vltona-Wandsbek,  der  hau})tsächlich  angewandt  wurde,  um 
di(t  geforderte  Beseitigung  des  Kost-  und  Logiswesens  beim 
Meist(‘r  dnrclizusetze]i.  lli('r  ging  man  nicht  nur  direkt,  sondern 
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auch  indirekt  vor,  indem  man  nicht  nur  die  Bäckermeister  boykot- 
tierte, sondern  auch  die  Händler,  welche  Brot  aus  boykottierten 
Bäckereien  führten.  Her  Kampf  endete  nach  Angabe  der  betei- 
ligten Gewerkschaftsführer  damit,  daß  zwar  nur  ein  Drittel  der  ge- 
samten Bäckermeister  des  Städtegebietes  die  Forderung  be- 
willigte, diese  aber  ihre  Kundschaft  so  vermehren  konnten,  daß 
sie  nach  dem  Boykott  zwei  Drittel  der  im  Städtegebiet  beschäf= 
tigten  Gesellen  in  ihrem  Dienst  hatten.  Dieser  Erfolg  ermutigte 
in  den  folgenden  Jahren  die  Bäckergesellen  in  Kiel,  Lübeck, 
Berlin,  Nürnberg,  Dresden,  Leipzig,  Stettin,  Danzig,  mit  der  Waffe 
des  Boykotts  vorzugehen,  meist  allerdings  mit  negativem  Resultat. 

Außer  den  Brauern  und  Bäckern  sind  es  hauptsächlich  die 
Schneider,  die  Schuhmacher,  die  Tabakarbeiter,  die  Barbiere 
und  die  Musiker,  die  den  Boykott  als  wirtschaftliche  Waffe 
handhabten.  Auch  die  x\ngestellten  der  Warenhäuser,  die  viel 
Arbeiterkundschaft  haben  (z.  B.  Barasch  in  Breslau,  Jamdorf 
in  Berlin),  treten  zuweilen  in  Boykottbewegungen  ein.  Erfolg 
können  aber  gerade  die  genannten,  meist  in  kleineren  Orgami- 
sationen  zusammengeschlossenen  Angestellten  nur  dann  haben, 
wenn  wenigstens  die  Gesamtheit  der  an  einem  Orte  organisierten 
Kollegen  sich  mit  ihnen  solidarisch  erklärt.  Weil  aber  die 
Gewerkschaften  im  allgemeinen  danach  streben  sollen,  ihren 
Kampf  aus  eigener  Krait  zu  führen,  urteilt  mancher  Arbeiter- 
führer wenig  günstig  über  den  Boykott  als  Kampfmittel  der 
Arbeiter.  Schon  der  alte  Auer  bemerkte  richtig,  der  Boy- 
kott setze  voraus,  daß  möglichst  breite  Schichten  der  Be- 
völkerung seine  Notwendigkeit  und  Ersprießlichkeit  einsehen. 
Er  werde  nur  dann  Erfolg  haben,  wenn  nicht  nur  die  organi- 
sierte Arbeiterschaft,  sondern  die  ganze  Arbeiterschaft  daran 
teilnehme.  Ist  das  richtig,  dann  ist  damit  zugleich  auch  gesagt, 
daß  grundsätzlich  der  Boykott  für  die  organisierten  Arbeiter 
eine  stumpfe  Waffe  ist.  Nur  in  Ausnahmefällen  werden  sie  die 
für  das  Wirksamwerden  dieser  Waffe  unerläßlichen  Vorbe- 
dingungen zu  schaffen  in  der  Lage  sein. 

Wie  sich  offiziell  die  Gewerkschaften  zum  Boykott  stellen, 
ersieht  man  aus  einer  auf  dem  Kongreß  der  Gewerkschaften 
Deutschlands  (1908)  in  Hamburg  angenommenen  Resolution,  die 
folgende  grundsätzliche  Entscheidung  trifft: 

i>Der  Boykott  ist  l)ci  Iyjhnkäm))fcn  der  Arbeiterschaft  in  der  Bekleidungs- 
industrie, desgleichen  in  der  Nalirungs-  unrl  Genußmittelindustrie  und  einigen 
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anderen  Crewerben,  ein  Hilfsmittel  von  großer  l^edeutung,  weil  für  diese  Ciewerbe 
der  Massenkonsnm  der  Arbeiterschaft  ein  ausschlaggebender  Faktor  ist.  Benutzt 
die  Arbeiterschaft  in  solchen  T.ohnkämpfen  ihre  Macht  als  Konsument,  so  kann 
durch  den  Boykott  auf  die  sich  gegen  die  Forderungen  der  Arbeiter  sperrenden 
Unternehmer  ein  bedeutender  Druck  ausgeübt  werden,  der  diese  zum  Nach- 
geben im  Kampfe  und  zur  Anerkennung  der  Forderungen  zwingen  muß.  Des- 
halb benutzt  auch  ferner  die  Arbeiterschaft  den  Boykott  als  gewerkschaftliches 
Kampfmittel  zur  Unterstützung  der  organisierten  Arbeiter  in  obengenannten 
Gewerben,  um  so  mehr,  da  die  I^age  dieser  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  auch 
durchweg  noch  weit  unter  dem  allgemeinen  Niveau  der  Lebenshaltung  der 
Gesamtarbeiterschaft  steht  und  letztere  ein  dringendes  Interesse  daran  haben 
muß,  ihren  Teil  zur  Hebung  der  traurigen  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  dieser 
Gruppen  beizutragen  . . . Der  Kongreß  erachtet  den  Boykott  als  ein  gewerk- 
schaftliches Kampfmittel,  das  nur  nach  reiflicher  Prüfung  der  Verhältnisse  und 
nur  nach  Beschlußfassung  der  vorerwähnten  Instanzen  angewandt  werden 
darf,  weil  die  Unrechte  und  unzeitige  Anwendung  eines  Boykotts  für  die  be- 
teiligte Gewerkschaft  und  die  gesamte  Arbeiterschaft  nachteilig  wirkt.« 

Der  Gewerkschaftskongreß  zu  München  (1914)  bestätigte  den 
Hamburger  Beschluß  und  erklärte  zugleich,  daß  ein  Boykott 
von  keiner  Gewerkschaft  selbstäi#dig  verhängt  werden  dürfe ; 
er  könne  nur  auf  Beschluß  des  Kartells  ausgesprochen  werden, 
wenn  zwei  Drittel  der  Vertreter  der  dem  Kartell  angeschlossenen 
Gewerkschaften  dafür  stimmten. 

Bei  Durchführung  des  Boykotts  lassen  sich  die  Gewerk- 
schaften von  folgenden  Grundsätzen  leiten:  i.  Beschlossen  wird 
der  Boykott  nicht  von  den  organisierten  Arbeitern  einer  Branche, 
sondern  von  der  Vertretung  der  gesamten  organisierten  Arbeiter- 
schaft des  Orts,  eventuell  des  Bezirks.  Als  zweckmäßig  wird  dabei 
empfohlen,  sich  mit  der  Leitung  der  politischen  Arbeiterorgani- 
sation über  ein  gemeinsames  Vorgehen  zu  verständigen.  2.  Auf- 
bringung der  Mittel  für  die  Propagierung  und  Durchführung  des 
Boykotts  ist  Sache  der  Organisation,  die  den  Kampf  eröffnet 
und  den  Boykott  beantragt  hat.  3.  Die  Leitung  des  Boykotts 
hat  neben  der  nötigen  Publikation  der  gefaßten  Beschlüsse 
aucli  dafür  zu  sorgen,  daß  genügend  boykottfreie  Waren  herbei- 
g(;schafft  werden.  4.  Soll  sich  ein  gemeinschaftlicher  Boykott  über 
einem  größeren  Bezirk  oder  das  Land  erstrecken,  so  muß  der  Vor- 
stand der  beteiligten  Gewerkschaft  die  Zustimmung  des  Bundes- 
vorslandes  zur  Verhängung  des  Boykotts  einholen. 

Selir  sc]iwi('rig  ist  es  manchmal  für  die  Boykottleitung,  dafür 
zu  sorgen,  daß  gemügemd  In'ie  M'are  zur  Verfügung  steht.  Manch- 
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mal,  so  z.  B.  bei  der  Bekleidungsindustrie,  hilft  man  sich  damit, 
daß  man  nicht  alle  Unternehmer  auf  einmal,  sondern  nur  ein- 
zelne boykottiert.  Es  fragt  sich,  welche  Geschäfte  so  gewisser- 
maßen als  Versuchsobjekte  herausgesucht  werden.  Ein  Vertreter 
der  organisierten  Schneider  meinte  auf  dem  Hamburger  Kongreß : 
»Selbstverständlich  haben  wir  immer  die  Geschäfte  heraus- 
gegriffen, die  vorzugsweise  in  der  Arbeiterpresse  annoncieren 
und  um  die  Kundschaft  der  Arbeiter  buhlen.«  Bei  dem  von 
den  organisierten  Arbeitern  Hamburgs  1904  über  die  Bier- 
brauereien von  Hamburg  und  Umgegend  verhängten  Boykott 
hatte  das  Gewerkschaftskartell  es  selbst  in  die  Hand  genommen, 
den  Bierbezug  von  auswärtigen  Brauereien  zu  organisieren.  Zu 
diesem  Zweck  hatte  der  für  die  Zeit  des  Boykotts  von  seinem 
Amt  zurückgetretene  Kassierer  des  Gewerkschaftskartells  einen 
Bierverlag  errichtet.  Der  hohen  Frachtkosten  wegen  konnte 
das  von  auswärts  bezogene  Bier  aber  nicht  so  billig  wie  das 
einheimische  abgesetzt  werden.  Die  Folge  war  einerseits  die 
Beschwerde  der  Händler,  daß  man  sie  »wucherisch«  ausbeute, 
andererseits  aber  für  den  gewerkschaftlichen  Bierverlag  selbst 
ein  erheblicher  Verlust. 

Außerordentlich  wertvoll  ist  es  für  den  Erfolg  des  Boykotts, 
die  Frauen,  namentlich  die  Arbeiterfrauen  zu  interessieren.  Sie 
zeigen  sich  manchmal  als  viel  leidenschaftlichere,  unentwegtere 
Kämpfer  als  die  Männer. 

Im  November  1907  war  die  Warenhausfirma  Jandorf  in  Berlin  boykottiert 
worden.  Es  handelte  sich  um  ein  Geschäft,  dessen  Kundschaft  fast  nur  aus 
Arbeitern,  Kleinbeamten  u.  dgl.  besteht.  Zuerst  hatte  der  Boykott  nur  sehr 
wenig  Wirkung.  Das  wurde  bald  anders,  als  die  Frauen  in  Aktion  traten.  »Freudig 
ergriffen  Hunderte«  — so  berichtete  der  »Vorwärts»  am  19.  November  1907  — 
»die  Gelegenheit,  aus  der  aufgedrungenen  Passivität  einmal  herauszukommen  und 
aktiv  in  den  Kampf  der  Arbeiterklasse  einzutreten  . . . Die  Arbeiterfrauen 
machten  es  möglich,  ein  paar  Stunden  des  Tags  frei  zu  sein,  um  in  die  Geschäfte 
von  Jandorf  zu  gehen,  dort  Handzettel  mit  dem  Hinweis  auf  den  Boykott  zu 
verteilen  oder  mündlich  die  Kunden  auf  das  Geschehene  aufmerksam  zu  machen. 
Und  wie  erfinderisch,  wie  geschickt  sind  viele  zu  Werke  gegangen  ! Eine  I^c- 
geisterung  herrschte  unter  den  Frauen,  wie  mancher  es  wohl  nie  geahnt.  Diese 
Begeisterung  steigerte  sich  noch,  wenn  durch  besonders  schlaue  Tricks  Käufer  hin- 
ausgelockt oder  wenn  Frauen  verhaftet  wurden  . . . Aber  trotz  Polizei  und  Spio- 
nen brachten  es  Frauen  sogar  fertig,  Käuferinnen  vom  Ladentisch  wegzulocken.« 

Manchmal  sind  es  recht  wenig  schöne  Mittel,  die  die  Arbeiter 
benutzen,  um  die  für  sie  notwendige  Unterstützung  ^les  Ihibli- 
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kiims  ZU  finden.  Dazu  rechne  ich  insbesondere  die  der  Walirlieit 
widersprechende  Kritik  an  den  Arbeitsstätten  der  Meister, 
namentlich  wenn  es  sich  um  Gemißmittel  handelt;  insbesondere 
sind  die  Bäckergesellen  in  dieser  Hinsicht  über  das  Erlaubte 
hinausgegangen. 

Wenn  nun  auch  der  Boykott  nur  selten  den  erhofften  Erfolg 
hat,  so  wird  er  doch  von  den  Arbeitgebern,  die  auf  das  Konsumie- 
ren wohlwollender  Arbeiter  angewiesen  sind,  fast  noch  mehr 
gefürchtet  als  der  Streik.  Der  Boykott  wirkt  nämlich  auch 
dann,  wenn  er  aufgehoben  ist,  nicht  selten  noch  nach.  Die  Arbeiter 
haben  sich  daran  gewöhnt,  an  anderer  Stelle  ihre  Nahrungs-  und 
Kleidungsbedürfnisse  zu  befriedigen,  und  man  weiß  es  ja,  daß 
im  Detailhandel  die  Gewohnheit  der  Kundscha.ft  für  den  Erfolg 
des  Geschäftes  oft  von  entscheidender  Bedeutung  wird. 

Eine  Art  des  Boykotts  ist  die  sog.  Kontrollmarke,  das 
label.  Der  amerika.nische  Gewerkschaftsführer  Mitchell  nannte 
es  treffend  die  »Umdrehung«  des  Boykotts.  Der  Boykott 
kennzeichnet  den,  mit  dem  man  sich  nicht  einlassen  soll,  das 
label  die  Ware,  die  man  ausschließlich  benutzen  soll.  Das  label 
wendet  sich  an  einen  weiteren  Kreis  von  Konsumenten,  die 
mit  den  Arbeitern  sympathisieren  und  diese  Sympathie  dadurch 
zum  Ausdruck  bringen,  daß  sie  nur  noch  Waren  ka.ufen,  die 
das  label  tragen  und  dadurch  die  Gewißheit  gewähren,  daß 
sie  in  Betrieben  hergestellt  wurden,  die  den  Ansprüchen  der 
Gewerkschaften  genügen.  In  Amerika  schufen  bereits  1874  die 
Zigarrenmacher  das  label  a.ls  Protest  gegen  chinesische  Arbeit. 
Allmählich  nahm  die  Bedeutung  der  Marke  für  die  Gewerkschafts- 
bewegung zu.  Bei  den  Zigarren arbeitern  wuchs  die  Ausgabe 
von  1,59  im  Jahre  1880  auf  22,315  Millionen  Stück  im  Jahre 
1900.  Mit  seiner  Hilfe  ha.ben  sich  die  Leute  gegen  die  Fluten 
von  Einwanderern,  die  über  das  Gewerbe  gingen,  gegen  Fra.uen- 
und  Kinderarbeit  in  Kasernen  und  Kellern  zu  halten  vermocht. 
Andere  Gewerkschaften,  so  die  Hutmacher,  die  Kleidermacher, 
die  Drucker  luachten  es  den  Zigarrenmachern  nach.  Besondere 
J>abel-Ligen  sind  in  vielen  Staaten  tätig,  um  für  die  Kontroll- 
marke der  Gewerkschaften  Propaganda  zu  machen.  Das  label 
ix'stelit  meistens  in  einem  gedruckten  Papierstreifen,  der  auf 
di(!  Ware  oder  ilire  Packung  geklebt  wird.  Die  Kleidermacher 
näjien  (;s  an  der  Innenseite  d(‘r  Taschen  an;  die  Stiefelarbeiter 
drürkcii  (‘s;nit  c.iju'jn  Stalilstemjx'l  auf  die  Solde,  die  Hufschmiede 
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auf  das  heiße  Eisen.  Numerierung  und  genaue  Buchführung 
sowie  andere  Vorsichtsmaßregeln  sorgen  dafür,  daß  das  label 
nicht  mißbraucht  wird. 

In  Deutschland  hatte  man  sich  in  den  Jugendjahren  der 
Gewerkschaftsbewegung,  namentlich  unmittelbar  nach  Aufhebung 
des  Sozialistengesetzes,  viel  von  dem  System  der  Kontroll- 
marken versprochen.  Auf  dem*  Halberstädter  Gewerkschafts- 
kongresse meinte  ein  Redner,  mit  der  Kontrollmarke  bekomme 
der  Arbeiter  ein  Machtmittel  in  die  Hände,  welches  er  noch  nicht 
besessen  habe.  In  gewissen  Gewerben  sei  die  Kontrollmarke 
»wirklich  dazu  angetan,  den  Streik  aus  der  Welt  zu  schaffen«. 
Die  Versuche  aber,  die  man  hier  und  da  mit  der  Marke  machte, 
z.  B.  bei  den  Tabakarbeitern,  entsprachen  durchaus  nicht  den 
Erwartungen.  Die  Sache  sei  verfrüht  gewesen,  meinte  ein  Ver- 
treter der  Tabakarbeiter  auf  dem  Hamburger  Kongreß  igo8. 
Heute  aber,  wo  die  Gewerkschaften  erstarkt  seien,  sei  es  an  der 
Zeit,  daß  diejenigen  Gewerkschaften,  die  Massengebrauchsartikel 
fabrizierten,  sich  darüber  klar  würden,  ob  das  Mittel  der  Schutz- 
marke nicht  doch  wieder  in  Anwendung  zu  bringen  sei. 

Zweiter  Abschnitt. 

Kampfmittel  der  Arbeitgeber. 

17.  Kapitel. 

Entziehung  der  Arbeitsgelegenheit. 

Wie  die  Arbeiter  in  der  Betriebssperre,  so  haben  auch  die 
Unternehmer  ein  Kampfmittel,  das  mehr  dem  Vorpostengefecht 
als  dem  eigentlichen  Kampfe  zu  dienen  bestimmt  ist:  die  persön- 
liche und  die  territoriale  Arbeitersperre. 

Bei  der  persönlichen  Arbeitersperre  werden  in  besonderen 
Listen,  gemeinhin  »Schwarze  Listen«  genannt,  Arbeiter 
namentlich  aufgeführt,  deren  Einstellung  man  verhindern  möchte. 
Diese  »Schwarzen  Listen«  dienen  in  der  Hauptsache  teils  einer  »Er- 
gänzung« des  Koalitionsrechts  im  Sinne  der  Unternehmer,  teils 
einer  Disziplinierung  der  Arbeiterschaft.  Diese  beiden 
Anwendungsgebiete  müssen  wohl  auseinan- 
dergehalten werden.  In  dem  ersteren  Falle  machen 
die  Arbeitgeber  sich  gegenseitig  Arbeiter  namhaft,  die  ihr  Koa- 
litionsrecht vielleicht  etwas  zu  »intensiv«  oder  als  Arbeiterführer 


286 


Kajiipfmittel  der  Arbeitgeber. 


aiisgenützt  haben;  im  letzteren  Falle  hingegen  lassen  sie  das 
Koalitionsrecht  an  nnd  für  sich  zwar  unangetastet,  wenden  sich 
aber  gegen  ein  vertragswidriges  Verhalten  ihrer  Arbeiter.  Diesem 
Zweck  scheinen  diejenigen  »Schwarzen  Listen«  gedient  zu  haben, 
die  am  meisten  die  Arbeiter  erbittert  haben:  die  »Schwarzen 
Listen«  des  Zechenverbandes.  Der  zu  Beginn  des  Jahres  1908 
begründete  Zechenverband  zu  Essen  a.  d.  Ruhr  hatte  in  seine 
Satzungen  folgende  Bestimmung  aufgenommen: 

»Arbeiter,  die  vereinzelt  unter  Vertragsbruch  die  Arbeit  auf  einem  Verbands- 
werke niedergelegt  haben,  dürfen  während  6 Monaten  von  einem  anderen  Ver- 
bandswerke nicht  angenommen  werden.  Hat  eine  Werkleitung  erst  nach  der 
Annahme  eines  Vertragsbrüchigen  Arbeiters  von  dem  Vertragsbruch  erfahren, 
so  hat  sie  seine  Kündigung  zu  veranlassen,  es  sei  denn,  daß  das  nach  dem  Ver- 
tragsbruch begründete  Arbeitsverhältnis  schon  länger  als  3 Monate  besteht.« 

Auf  Grund  dieses  Verrufsgebots  sind  denn  nun  tatsächlich 
eine  große  Menge  von  Arbeitern  dem  Zechenverba.nde  als  ver- 
tragsbrüchig gemeldet  und  auf  die  Liste  der  nicht  anzustellenden 
Arbeiter  gesetzt  worden.  Am  29.  Januar  1909  gab  der  Ab- 
geordnete Sachse  im  Reichstage  an,  daß  es  sich  im  Oktober 
1908  um  5300  Arbeiter  gehandelt  ha,be,  die  auf  diese  Weise  für 
kürzere  oder  längere  Zeit  arbeitslos  geworden  seien.  Das  Ver- 
fahren der  Zechenherren  rief  sowohl  in  Gewerkschaftskreisen 
wie  in  der  öffentlichen  Meinung  einen  Sturm  der  Entrüstung 
hervor. 

Man  suchte  die  Staatsanwaltschaft  gegen  das  Vorgehen  der  Unternehmer 
mobil  zu  machen,  und  als  dieser  Versuch  mißlang,  forderten  die  Arbeiterorgani- 
sationen juristische  Gutachten  von  hervorragenden  Rechtslehrern,  insbesondere 
von  Professor  Lotmar  in  Bern,  ein.  Dieser  vertrat  die  Ansicht,  daß  bei  Be- 
folgung der  erwähnten  Bestimmung  in  den  Satzungen  des  Zechenverbandes 
sowohl  die  einzelne  Verbandszeche,  die  sich  an  der  Sperre  des  kontraktbrüchigen 
Arbeiters  beteilige,  als  auch  der  Zechenverband  als  solcher  den  davon  betroffenen 
Arbeiter  in  einer  gegen  die  guten  Sitten  verstoßenden  Weise  vorsätzlich  schädige 
und  ihm  dafür  nach  § 826  BGB.  schadensersatzpflichtig  werde.  Der  Zechen- 
verband stellte  dem  Gutachten  des  Berner  Professors  ein  solches  des  Universitäts- 
l^rofessors  Oertmann-Erlangen  gegenüber.  Dieser  führte  aus,  daß  von  einer 
(i  e s e t z Widrigkeit  bei  der  Durchführung  der  in  Rede  stehenden  Bestimmungen 
nicht  die  Kode  sein  könne,  daß  nur  zu  prüfen  sei,  ob  eine  M o r a 1 Widrigkeit 
im  Sinne  des  § 826  B(rB.  vorliege.  Oertmann  weist  die  Ansicht  Lotmars  zurück, 
daß  die  einzelne  Verbandszeclie  dem  abgewiesenen  Arbeiter  ersatzpflichtig  sei; 
der  Arlxntcr  liabe  ein  Recht  auf  ICinstcllung  überhaupt  nicht.  Durch  Nicht- 
einslellnng  erleide;  er  lediglich  einen  Gewinnentgang,  für  den  naturgemäß  die 
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einzelne  Zeche  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  könne.  Ueberdies  fehle 
auch  der  Kausalzusammenhang  zwischen  der  Schädigung  des  Arbeiters  und 
dem  Verhalten  der  ablehnenden  Zeche.  Ein  etwaiger  Ersatzanspruch  könne 
sich  höchstens  gegen  den  Verrufer,  also  gegen  den  Zechenverband  selbst  richten. 
Ein  solcher  Anspruch  sei  aber  ausgeschlossen,  weil  objektiv  ein  Verstoß 
gegen  die  guten  Sitten  seitens  des  Zechenverbandes  durch  die  Annahme  der 
erwähnten  Bestimmungen  nicht  vorliege.  Nur  wenn  der  Zweck  des  Verrufs 
oder  wenn  die  angewandten  Mittel  moralwidrig  seien,  könne  ein  Ersatz- 
anspruch eintreten.  Der  Zweck  der  Bestimmung  sei  aber  keineswegs  der,  an 
dem  kontraktbrüchigen  Arbeiter  Rache  zu  nehmen;  dies  gehe  ja  schon  daraus 
hervor,  daß  der  betreffenden  Zeche,  bei  der  der  Arbeiter  kontraktbrüchig  ge- 
worden sei,  geradezu  empfohlen  werde,  den  erneut  um  Arbeit  nachsuchenden 
Arbeiter  wieder  einzustellen.  Der  Zweck  der  Bestimmung  liege  vielmehr  ledig- 
lich in  der  Aufrechterhaltung  einer  gewissen  Disziplin,  die  gerade  im  Bergbau, 
und  zwar  im  eigenen  Interesse  der  Bergarbeiter,  bei  deren  bekanntlich  ganz 
außerordentlicher  Fluktuation  und  der  dadurch  eintretenden  erhöhten  Betriebs- 
gefahr besonders  notwendig  sei. 

Ende  1908  richtete  nun  der  Gewerkverein  christlicher  Berg- 
arbeiter an  den  Reichstag  eine  Eingabe,  in- welcher  behauptet 
wurde,  daß  die  »Schwarzen  Listen«  des  Zechenverbandes  nach- 
weislich Namen  von  Bergarbeitern  enthielten,  die  nicht  kontrakt- 
brüchig seien.  Die  Listen  der  Kontraktbrüchigen  würden  auch 
gegen  solche  Arbeiter  angewandt,  die  durch  ihre  Zugehörigkeit 
zu  einer  gewerkschaftlichen  Organisation  oder  durch  ihre  Tätig- 
keit in  einer  solchen  bei  der  Werkverwaltung  sich  mißliebig 
gemacht  hätten.  Die  Arbeitgeber  anworteten  daramf  (Mitteilungen 
der  Hauptstelle  1909,  Nr.  i),  es  handle  sich  hier  um  Behauptungen, 
die  auch  schon  früher  aufgestellt  worden  seien,  die  aber  bis 
jetzt  noch  von  keiner  Seite  bewiesen  worden  seien.  Auf  die 
Listen  kämen  nur  solche  Leute,  die  infolge  willkürlichen  Feier  ns 
auf  Grund  der  Arbeitsordnung  entla,ssen  worden  seien  oder 
aus  irgendwelchen  Gründen  ohne  vorherige  Kündigung  gegen 
die  Bestimmungen  des  Arbeitsvertrages  die  Arbeit  niedergelegt 
liätten.  Auch  seien  es  mehr  die  undisziplinierten  jüngeren  Ele- 
mente, die  den  Vertragsbruch  begingen  und  durch  die  »Schwarzen 
Listen«  getroffen  würden.  Die  an  der  Gesamtbelegschaft  mit 
53,2%  beteiligte  Arbeiterschaft  von  16 — 30  Jahren  sei  an 
dem  Vertragsbruch  mit  74,1%  beteiligt.  Die  ausgesperrten  Berg- 
arbeiter würden  keineswegs  wirtschaftlich  ruiniert,  wie  die  Ein- 
gabe der  christlichen  Organisationen  behauptet  habe;  sie  könnten 
in  den  fiskalischen  Gruben,  in  anderen  Bergbaubczirken  und 
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vor  tillem  in  anderen  Industrien  und  Gewerben  Arbeit  finden. 
Allein  die  Firma  Krupp  habe  in  den  Jahren  der  Geltung  der 
Bestimmung  des  Zechenverbandes  1908/1908  rund  1500  Arbeiter 
unter  40  Jahren,  die  bisher  Bergarbeiter  gewesen  seien,  ein- 
gestellt. Ein  abgeschlossener  Bergmannsstand  bestehe  nicht, 
vielmehr  finde  ein  ständiger  Wechsel  zwischen  den  Arbeitern 
der  Bergbauindustrie  und  den  anderen  Industrien  statt. 

Tatsächlich  hat  aber  inzwischen  die  persönliche  Ar- 
beitersperre in  Form  der  »Schwarzen  Listen«  an  Bedeutung  sehr 
wesentlich  verloren,  teils  infolge  des  Brucks  der  öffentlichen 
Meinung,  infolge  der  Furcht  vor  einem  gesetzgeberischen  Ein- 
griff, teils  aber  amch  aus  Bequemlichkeitsiücksichten  der  Unter- 
nehmer. Die  bei  einem  Werk  aus  verschiedenen  Gegenden  ein- 
laufenden »Schwarzen  Listen«  stellen  an  die  Tätigkeit  der  ein- 
zelnen Lohnbüros  und  der  einzelnen  Annahmebüros  ganz 
außerordentlich  große  Anforderungen.  Man  ist  daher  mehr  und 
mehr  dazu  übergegangen,  das  Verfahren  wesentlich  zu  verein- 
fachen und  die  betreffenden  Listen  nicht  mehr  auszugeben, 
sondern  den  Werken  zu  empfehlen,  aus  den  Bezirken,  wo  die 
Arbeitgeber  sich  mit  ihren  Arbeitern  im  Kampfe  befinden, 
Arbeiter  bis  zu  einem  Widerrufstermin  überhaupt  nicht  mehr  an- 
zunehmen. Dieses  System  ha.t  sich  naxh  dem  Urteil  beteiligter 
Unternehmer  in  der  Praxis  weit  besser  bewährt  ais  das  System 
der  »Schwa.rzen  Listen«.  Uebrigens  wmrde  diese  territoriale 
Arbeitersperre  a.ueh  in  früheren  Jahren  zuweilen  ange- 
w'andt.  So  lautet  z.  B.  ein  Rundschreiben  des  Vereins  Deutscher 
Arbeitgeberverbände  a.us'dem  Ja.hre  1906  folgendermaßen: 

»Rundschreiben  Nr.  2 pro  1906. 

In  Ostfriesland,  insbesondere  in  den  Orten  Lehr,  Augustfehn,  Emden  und 
Norden,  drohen  Differenzen  zwischen  unseren  Mitgliedern  und  den  sozialdemo- 
kratischen Gewerkschaften  auszubrechen.  Auf  Antrag  des  Gesamtverbandes 
Deutscher  Metallindustrieller  ersuchen  wir  daher  auf  Grund  des  § 20  der  Sat- 
zungen alle  aus  den  genannten  Orten  kommenden  Arbeiter  der  Metallindustrie 
I)is  auf  weiteres  von  der  Einstellung  auszuschließen. 

Hochachtungsvoll 

Verein  Deutscher  Arbeitgeberverbände.« 

Je  fester  die  Solidarität  der  Unternehmer  ward,  um  so 
b(;dentiingsvoller  ward  wahrscheinlich  diese  territoriale  Arbeiter- 
s])(ar(‘  wxrden,  wenn  nicht  etwa  Gegenmaßnahmen  der 
ArbeitiM’  (kUm*  der  Gesetzgebung  den  Erfolg  unterbinden;  ein 
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kurzer  Hinweis  mag  dann  schon  genügen,  um  es  den  Arbeitern 
fast  unmöglich  zu  machen,  durch  Abschiebung  eines  Teiles  der 
Ihrigen  nach  anderen  Gegenden  die  Kosten  des  Streiks  wesent- 
lich zu  verringern. 

Vorläufig  sind  die  Unternehmer  von  diesem  Ziele  noch  sehr 
weit  entfernt.  Um  so  mehr  sind  sie  darauf  angewiesen,  ihre 
Hauptwaffe,  die  Aussperrung,  so  schneidig  und  so  erfolgreich 
wie  möglich  zu  führen. 

Gleich  dem  Streik  ist  auch  die  Aussperrung  oder  der  Lock- 
out an  und  für  sich  nichts  ganz  Neues.  Wir  treffen  bereits  im 
Mittelalter  regelrechte  Aussperrungen  an.  Aber  der  moderne 
Lock-out  ist  wieder  ganz  ein  Produkt  der  neuesten  Entwicklung. 
Etwa  seit  Ende  der  achtziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts 
ist  er  zum  Kampfmittel  der  Arbeitgeber  gegen  die  organisierten 
Arbeiter  geworden.  Noch  lange  blieben  Lock-outs  den  zahl- 
reichen Streiks  gegenüber  die  seltene  Ausnahme.  Aber  mit 
zunehmender  Organisation  der  Arbeitgeber  einerseits,  mit  zu- 
nehmender Spezialisation  in  der  Industrie  anderseits  mußte  die 
Aussperrung  an  Bedeutung  immer  mehr  zunehmen.  Sie  ist  ein 
Kampfmittel,  um  vermittelst  einer  Produktionseinstellung  oder 
-beschränkung  und  dadurch  bedingter  Entlassung  eines  Teiles 
oder  der  Gesamtheit  der  Arbeiter  diese  zu  zwingen,  entweder 
ihre  eigenen  Kampfmaßnahmen  einzustellen  oder  sonst  den 
Wünschen  der  Arbeitgeber  zu  entsprechen. 

Die  Gefahr,  daß  die  Aussperrung  mißbraucht  wird,  ist 
natürlich  an  und  für  sich  ebenso  groß  wie  die  Gefahr,  daß  der 
Streik  mißbraucht  wird.  Daß  die  Aussperrung  leichtfertig  an- 
gewandt wird,  ist  aber  viel  unwahrscheinlicher  als,  daß  der 
Streik  ohne  genügende  Ueberlegung  in  Anwendung  gebracht  wird, 
— schon  deshalb,  weil  die  Betriebseinstellung  für  den  Arbeiter 
viel  weniger  gefährlich  ist  als  für  den  Unternehmer.  Der  Arbeiter 
verliert  höchstens  den  Lohn  für  die  Tage,  wo  nicht  gearbeitet 
wird.  Dem  Unternehmer  entgeht  nicht  nur  der  tägliche  regel- 
mäßige Geschäftsgewinn,  er  hat  auch  mit  Verlusten  dauernder 
Art  dadurch  zu  rechnen,  daß  die  Konkurrenz  die  Kunden  leichter 
wegfangen  kann;  ebenso  damit,  daß  infolge  Nichtbenutzung  der 
Maschinen  diese  manchmal  noch  mehr  leiden,  als  wenn  sie  in  regel- 
mäßiger Benutzung  gewesen  wären ; daß  Vorräte  verderben  usw. 

Es  ist  daher  leicht  erklärlich,  wenn  die  Generalkommission 
der  Gewerkschaften  in  einem  ihrer  Berichte  über  die  Arbeits- 
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kämpfe  meint,  das  Mittel  der  Aiissperrimgen  liabe  sicli  für  die 
Unternehmer  als  ein  recht  zweischneidiges  Schwert  erwiesen, 
das  diesen  wohl  viel  schwerere  materielle  Nachteile  gebracht 
habe,  als  den  Gewerkschaften  zugefügt  werden  konnten.  Teil- 
weise erklärt  es  sich  daraus  auch  — abgesehen  von  dem  Fehlen 
des  demokratischen  Prinzips  bei  den  Arbeitgeberverbänden  — , 
daß  die  Entscheidung,  ob  durch  einen  Arbeitgeberverband  die 
Aussperrung  erklärt  werden  solle  oder  nicht,  auch  formell  an 
schwer  zu  erfüllende  Bedingungen  geknüpft  ist.  Beim  Verband 
von  Arbeitgebern  der  chemischen  Industrie  in  Mannheim  kann 
z.  B.,  nach  Keßler,  überhaupt  kein  Mitglied  durch  Verbands- 
oder Vorstandsbeschluß  gezwungen  werden,  seinen  Betrieb  ein- 
zustellen oder  zu  beschränken;  beim  Arbeitgeberverband  der 
deutschen  Textilindustrie  wird  ein  Zwang  nur  bei  einem  ein- 
stimmig gefaßten  Beschluß  der  Hauptversammlung  ausgeübt. 
Beim  Zentralverband  deutscher  Arbeitgeber  in  den  Transport- 
und  ähnlichen  Gewei;ben  müssen  an  der  entscheidenden  Ver- 
sammlung mindestens  zwei  Drittel  aller  Verbandsmitglieder  teil- 
nehmen, und  von  diesen  müssen  mindestens  vier  Fünftel  den 
Aussperrungsbeschluß  billigen.  Nur  in  seltenen  Ausnahmefällen 
genügt  ein  Majoritätsbeschluß  der  Hauptversammlung. 

Aber  auch  dann,  wenn  durch  einen  Arbeitgeberverband  für 
einen  größeren  Bezirk  die  Aussperrung  beschlossen  ist,  ist  damit 
die  Solidarität  der  Arbeitgeber  noch  nicht  da.  Den  Arbeitern 
kommt  es  unzweifelhaft  zugute,  daß  bei  manchen  von  ihnen 
nicht  nur  materielle  Interessen  Kampfesgrund  sind,  sondern 
auch  ihre  Ideale  als  überzeugungstreue  sozialdemokratische  Prole- 
tarier Betätigung  finden  können.  Von  der  Begeisterung,  mit 
der  mancher  Streik  von  den  Arbeitern  erklärt  und  durchgeführt 
wird,  ist  bei  den  in  den  Kampf  ziehenden  Unternehmern  kaum 
etwas  zu  merken.  Mehr  noch  als  die  Arbeiter  müssen  die  Unter- 
nehmer damit  rechnen,  daß  »arbeitswillige  Kollegen«,  Outsider, 
die  lieber  weiterverdienen  als  mitaussperren  wollen,  den  nega- 
tiven Ausgang  des  Kampfes,  schon  ehe  er  recht  begonnen, 
besiegeln.  Fast  bei  jeder  größeren  Aussperrung  werden  sich 
zudem  die  Unternehmer  Ausnahmefällen  gegenüber  sehen,  die 
nur  mit  großer  Härte  unter  die  allgemeinen  Aussperrungs- 
schablonen  gebracht  werden  können.  Man  sucht  sich  dadurch 
zu  lielfen,  daß  man  als  (rcgenleistung  für  gestattete  Ausnahmen 
(ün  Geldäquivalent  iji  solcjier  Höhe  verlangt,  daß  das  Weiter- 
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arbeiten  der  Firma  keinen  Vorteil  bringt.  Die  Geldentschädi- 
gungen müßten  z.  B.  mindestens  125%  des  auf  einen  Mann  und 
Arbeitstag  entfallenden  Arbeitslohnes  betragen,  so  daß  also 
bei  4 Mark  Tagelohn  die  Fabrik  für  jeden  nicht  ausgesperrten 
Arbeiter  5 Mark  pro  Tag  zu  zahlen  habe.  Diese  Geldentschädi- 
gung soll  zur  Unterstützung  der  aussperrenden  Firmen  ver- 
teilt werden,  da  durch  die  Ausnahme  der  Kampf  verlängert 
und  den  Aussperrenden  da.durch  größerer  Schaden  aufge- 
bürdet werde.  (Vorschlag  des  Führers  der  Metallindustriellen 
Menck.) 

Nicht  zu  vergessen  ist  bei  Abschätzung  der  Aussichten 
einer  Aussperrung  auch,  daß  die  öffentliche  Meinung  viel  leichter 
Sympathie  empfindet  für  den  »armen«  Arbeiter  als  für  den 
»reichen«  Arbeitgeber.  Als  im  Herbste  1908  auf  den  Streik  der 
Nieter  des  Stettiner  Vulkans,  einen  Streik,  der  a.uch  von  den 
Arbeiterführern  fast  einstimmig  verurteilt  wurde,  die  orgami- 
sierten  Unternehmer  mit  der  Aussperrung  amtworteten,  war  doch 
die  Stimmung  der  Presse  den  Unternehmern  im  allgemeinen 
wenig  günstig.  Das  »Hamburger  Fremdenblatt«  z.  B.,  ein  Orgam, 
das  gewiß  nicht  unternehmerfeindlich  gesinnt  ist,  schloß  einen 
Leitartikel  über  die  Aussperrung  (ii.  August  1908)  mit  den 
Worten:  »Die  Menschlichkeit  empört  sich  dagegen,  daß  Un- 
schuldige Not  leiden  müssen,  und  am  schlimmsten  ist  die  Not, 
die  die  a.ufgezwungene  Beschäftigungslosigkeit  einem  gesunden, 
kräftigen  Manne  bereitet.  Mögen  die  Arbeitgeber,  da  sie  nun 
einmal  das  nötige  Verantwortungsgefühl  bei  den  beteiligten 
Stettiner  Nietern  nicht  finden,  sich  als  die  verständigeren  und 
besseren  Elemente  erweisen.« 

Die  Arbeiterführer  wissen  es  wohl  zu  würdigen,  daß,  wie 
das  Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  der  Gewerk- 
schaiten  es  einmal  a.usdrückte  (1907,  Nr.  18),  »es  auch  iür  Voll- 
blutscha.rfma.cher  noch  eine  Macht  gibt,  die  ihrem  Uebermut 
Grenzen  setzt,  die  sie  fürchten  und  respektieren  müssen  — die 
Maxht  der  öffentlichen  Meinung,  die  in  den  Parlamenten  ihre 
Resonamz  findet  und  der  schließlich  auch  die  Regierungen  Kon- 
zessionen machen  kömnen.«  »Es  wird  unsere  Aufgabe  sein,  bei 
unserem  Kampfe«,  so  fährt  das  führende  Gewerkschaftsblatt 
fort,  »streng  darauf  zu  achten,  daß  die  öffentliche  Meinung  sich 
rückhaltlos  auf  die  Seite  der  Arbeiter  stellt  und  den  Untcr- 
nchm(Tn  das  Aussperrungsspicl  verdirbt.« 
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Wie  bei  den  Streiks  wird  man  auch  bei  den  Anssperrnngen 
zwischen  Angriffs-  und  Abwehraiissperrungen  zu  unterscheiden 
haben.  Aber  auch  da  ist  es  wieder  sehr  charakteristisch,  daß 
im  Gegensatz  zu  den  Streiks  die  Aussperrungen  fast  stets  einen 
Abwehrcharakter  haben.  »Daß  ein  Arbeitgeberverband  durcli 
eine  Aussperrung  die  Arbeitsbedingungen  direkt  zu  verschlechtern 
sucht,  ist  selten  und  wird  wohl  auch  selten  bleiben.  Häufiger 
geschieht  es,  daß  ausgesperrt  wird,  um  einen  Tarifvertrag  un- 
verbessert  auf  Jahre  hinaus  zu  erweitern  und  etwaige  Lohn- 
erhöhungen usw.  abzuwehren«  (Keßler). 

Brauchbares  statistisches  Zahlenmaterial  über  das  Verhältnis 
der  Angriffsaussperningen  zu  den  Abwehraussperrungen  läßt 
sich  allerdings  kaum  beibringen.  Beachten  muß  man  namentlich, 
daß  die  Arbeitgeberorganisationen  den  Zeitpunkt,  wo  sie  sich 
zur  Wehr  setzen,  je  länger,  je  mehr  nach  taktischen  Gesichts- 
punkten auszuwählen  sich  bemühen  und  nicht  etwa  immer 
sofort  den  Streik  mit  der  Aussperrung  beantworten. 

Die  Erfahrung  hat  ergeben,  daß  die  in  der  Abwehr  von 
Einzelstreiks  geführten  Aussperrungen  schwere  Nachteile  für 
die  Unternehmer  im  Gefolge  hatten;  denn  die  Angriffsstreiks 
werden  von  den  Arbeitern  in  eine  Zeit  hinein  verlegt,  wo  sie 
den  Arbeitgebern  am  unangenehmsten  sind.  Würden  nun  die 
Unternehmer  eine  vielleicht  verhältnismäßig  geringe  Hemmung 
des  Betriebes  infolge  eines  Streiks  mit  völliger  Stillegung  des 
Geschäftes  beantworten,  so  wäre  das  taktisch  in  den  meisten 
Fällen  natürlich  wenig  klug.  Es  mag  Vorkommen,  daß  die 
Unternehmer  zunächst  bewilligen  — der  Not  gehorchend  — , aber 
nur,  um  die  Abwehr  auf  einen  gelegeneren  Zeitpunkt  zu  ver- 
schieben. So  wurden  z.  B.  die  Holzarbeiter  vor  etlichen  Jahren 
in  einer  Reihe  von  Ortschaften  ausgesperrt,  obwohl  sie  teilweise 
früher  gestellte  Forderungen  zurückgezogen  und  sich  bereit  er- 
klärt hatten,  zu  den  alten  Bedingungen  weiter  zu  arbeiten, 
allerdings  ohne  Tarifvertrag;  teilweise  hatten  die  Arbeiter  auch 
überhau])t  keine  Forderungen  gestellt.  Ein  solches  Vorgehen  hat 
nach  außen  durchaus  den  Charakter  einer  Angriffsmaßregel;  ob 
sie  es  auch  tatsächlich  ist,  ließe  sich  erst  entscheiden  nach  ge- 
naiun*  ib  üfung  aller  Verhältnissen,  namentlich  der  fiühcren  Kämpfe 
und  ihres  Ausgangs  in  den  genannten  Gewerben. 

Je  stärker  die;  Arlxnitgenberorganisationen  wurden,  um  so 
xahlreicher  und  umfangreicher  wurden  die  Aussperrungen.  Nach 
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der  amtlichen  Statistik  verhielten  sich  die  Zahlen  der  Streiken- 
den und  Ausgesperrten  in  den  Jahren  1899/1913  folgenderniaßen 
zueinander : 

Jahrperiode  Zahl  der 

Streikenden  Ausgesperrten 


Grundzahl 

0/ 

,0 

Grundzahl 

0/ 

/o 

1899—1903 

83  384 

86,4 

13  075 

13,6 

1904—1908 

210  933 

/ 5>4 

68  884 

24,6 

1909— 1913 

226  187 

69,0 

loi  406 

31,0 

Der  Versuch,  unter  den  Aussperrungen  je  nach  ihrem  Zwecke  bestimmte 
Arten  zu  unterscheiden,  wird  stets  nur  einen  bescheidenen  Erfolg  haben.  Die 
beste  mir  bekannt  gewordene  Gruppierung  will  Hilfs-  oder  Sympathieaus- 
sperrungen, Programmaussperrungen  und  endlich  Straf aussperrungen  geschieden 
wissen;  aber  es  wäre  leicht  an  Beispielen  zu  zeigen,  daß  auch  diese  Einteilung 
den  praktischen  Verhältnissen  nicht  genügend  gerecht  wird.  Keßler  (Die 
deutschen  Arbeitgeberverbände)  spricht  von  Sympathieaussperrungen  dann, 
wenn  die  Gewerbegenossen  durch  eine  Aussperrung  den  im  Streik  befindlichen 
Arbeitgebern  zu  Hilfe  kommen;  unter  Programmaussperrungen  versteht  der- 
selbe Verfasser  alle  Arbeiterentlassungen,  die  ohne  vorhergegangenen  Streik 
vorgenommen  werden,  um  ein  von  der  A^rbeitgeberschaft  aufgestelltes  Pro- 
gramm mit  bestimmten  Lohnsätzen,  bestimmter  Arbeitszeit,  unparitätischem 
Arbeitsnachweis  oder  irgendwelchen  sonstigen  allgemeinen  oder  besonderen 
Arbeitsbedingungen  der  Arbeiterschaft  aufzuzwingen.  Die  Strafaussperrungen 
endlich  richten  sich  gegen  die  sog.  Demonstrationsstreiks  der  Arbeiter,  gegen 
Streiks,  die  ohne  Zusammenhang  m.it  den  speziellen  Arbeitsverhältnissen  ver- 
anstaltet werden,  vor  allem  gegen  die  Maifeier.  . . . Tatsächlich  ist  die  Sympathie- 
aussperrung nur  eine  Form  der  Abwehraussperrung,  die  sich  entweder  auf  einen 
oder  einige  Betriebe  einer  Branche  beschränkt  oder  eine  volle  Aussperrung  der 
organisierten  Arbeitgeber  der  Gesamtbranche  ist  oder  endlich  als  Generalaus- 
sperrung für  einen  Ort  oder  einen  Bezirk  das  Gesamtunternehmertum  gegen 
die  Arbeiterschaft  mobil  macht;  wobei  zu  bemerken  ist,  daß  es  bis  jetzt  ein 
praktisches  Beispiel  für  die  letzterwähnte  Generalaussperrung  meines  Wissens 
noch  nicht  gibt.  Mit  der  Programmaussperrung  ist  in  der  Regel  die  Angriffsaus- 
sperrung identisch.  Gehen  die  Arbeitgeber  gemeinsam  mittels  der  Aussper- 
rung zum  Angriff  über,  so  werden  sie  in  der  Regel  das  nur  dann  tun,  wenn 
sie  prinzipielle  Fragen  in  ihrem  Sinne  zur  Eutscheidung  bringen  wollen. 
Angriffsaussperrungen  der  organisierten  Arbeitgeber,  um  den  Lohn  zu 
drücken  oder  um  die  Arbeitszeit  zu  verkürzen,  dürften  außerordentlich 
selten  sein. 

Genügt  es  so  im  allgemeinen,  einen  Untersclncd  zwischen  Angriffs-  und 
.\bwehrausspcrrungcn  zu  maclien,  so  wird  man  doch  vielleicht  gut  tun,  daneben 
eine  Abart  der  Aussperrungen  zu  unterscheiden,  die  man  vielleicht  Autoritäts- 
aussperrungen nennen  könnte.  Dazu  rechne  ich  insbesondere  die  Maiaussper- 
rungen. 


294 


Kampfmittel  der  Arbeitgeber, 


Den  Grundsatz  der  Arbeiter,  daß  versucht  werden  müßte, 
den  Sieg  mit  möglichst  geringen  Opfern  zu  erkaufen,  machen 
sich  natürlich  auch  die  Unternehmer  zu  eigen.  Nun  bringt  die 
Aussperrung  sämtlicher  Arbeiter  für  die  aussperrenden  Unter- 
nehmer Stillstand  ihrer  Betriebe  und  einen  großen  materiellen 
Nachteil.  Andererseits  hat  aber  auch  die  Krfahrnng  gezeigt,  daß 
die  Aussperrung  eines  Teils  der  Arbeiter  vielfach  ohne  ent- 
sprechende Wirkung  auf  die  Arbeiterorganisationen  geblieben 
ist,  weil  die  aussperrenden  Unternehmer  ihre  schlechtesten  Ar- 
beiter zuerst  entlassen.  Diese  aber  sind  zumeist  junge  Leute, 
welche  leicht  nach  anderen  Orten  abgeschoben  werden  können. 
Man  ist  daher  auf  den  Gedanken  gekommen,  das  Ziel  der  Aus- 
sperrung dadurch  zu  erreichen,  daß  man  die  teilweise  Aussperrung 
in  der  Weise  vornimmt,  daß  die  Arbeiter  in  der  Reihenfolge 
ausgesperrt  werden,  wie  ihre  Namen  im  Alphabet  aufeinander 
folgen.  Diese  Aussperrung  trifft  dann  gleichzeitig,  so  meinte  der 
Erfinder  dieses  Systems,  Menck-Altona,  alte  und  junge,  tüchtige 
und  untüchtige,  verheiratete  und  unverheiratete  Arbeiter,  und 
deshalb  wirkt  sie  auf  die  Arbeiter  empfindlicher.  Noch  empfind- 
licher würden  die  Aussperrungen  auf  die  Gegner  wirken,  wenn 
als  Gegenstoß  gegen  eine  Reihe  von  Einzelstreiks  eine  Aus- 
sperrung von  Arbeitern  desselben  Berufes  über  ganz  Deutsch- 
land erfolgen  könnte,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  alle  Arbeiter, 
deren  Namen  etwa  mit  dem  Buchstaben  A anfangen,  ausgesperrt 
werden.  Diesen  A-Leuten  würden  eventuell  die  B-Leute,  dann 
die  C-Leute  usw.  folgen.  Die  ausgesperrten  Leute  seien  durch 
ihre  Namen  leicht  kenntlich,  so  daß  eine  Einstellung  durch  Un- 
achtsamkeit kaum  möglich  sei ; dadurch  werde  die  korrekte  Durch- 
führung der  Aussperrung  verbürgt.  Wenn  nun  die  inner- 
halb eines  Berufszweiges  ausbrechenden  verschiedenen  Einzel- 
streiks in  der  Weise  von  den  Arbeitgebern  bekämpft  würden, 
daß  sie  jedesmal  die  A-Leute  des  Berufs,  eventuell  auch  die  folgen- 
den B-Leute  aussperrten,  so  wäre  es  klar,  daß  während  eines 
lebhaften  Streikjahres  die  A-Leute  nie  zur  Ruhe  kämen,  sondern 
eine  Auss]:)errung  nach  der  andern  über  sich  ergehen  lassen 
müßten.  Das  könnten  die  A-Leute  auf  die  Dauer  nicht  aushalten, 
si(t  müßten  deshalb  sich  entweder  bereit  finden,  als  Arbeits- 
willige bei  Streiks  ihr  Ih'ot  zu  verdienen,  oder  sie  müßten  von 
den  .Arbeiterorganisationen  vollen  Ersatz  ihres  ^ Lohnes  ver- 
langen. 
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Indessen  dieser  Vorschlag,  so  wohl  ausgeklügelt  er  zu 
sein  scheint,  hat  weder  den  Beifall  der  öffentlichen  Meinung 
gefunden  noch  sich  in  der  Praxis  bewährt.  Den  Drückeber- 
gern unter  den  Unternehmern  wäre  es  auch  allzuleicht  ge- 
wesen, durch  die  weiten  Maschen  dieses  Systems  hindurchzu- 
schlüpfen. 

Ein  anderer  modus  procedendi  ist  der,  daß  man  stufenweise 
den  Umfang  der  Aussperrung  erweitert.  Zwischen  den  einzelnen 
Etappen  werden  dann  Pausen  gemacht  und  den  Arbeitern  Zeit 
gelassen,  in  sich  zu  gehen.  Als  im  Mai  1910  bei  der  Bielefelder 
Maschinenfabrik  Dürkopp  u.  Co.  die  Arbeiter  der  Ringschiffchen- 
abteilung und  der  Nickelei  wegen  verschiedener  nicht  bewilligter 
Forderungen  die  Arbeit  niederlegten,  beschloß  der  Arbeitgeber- 
verband der  Metallindustriellen,  falls  die  Arbeit  nicht  sofort 
wieder  auf  genommen  werde,  sollte  zunächst:  die  ganze  Maschinen- 
abteilung, eine  Woche  später  der  gesamte  Betrieb  der  Firma 
Dürkopp  einschließlich  der  Eisengießerei,  eine  Woche  darauf 
sämtliche  Nähmaschinen-  und  Fahrradfabriken  Bielefelds  und, 
wenn  das  nichts  nutzen  sollte,  acht  Tage  später  sämtliche  dem 
Arbeitgeberverbande  sowie  dem  Verein  Bielefelder  Fabrikanten 
angehör igen  Betriebe  stillgelegt  werden. 

Praktisch  hat  sich  bis  jetzt  unzweifelhaft  am  besten  die  totale 
Aussperrung  bewährt.  Den  Arbeitern  wird  dadurch  am  meisten 
geschadet,  und  die  Kontrolle  der  Unternehmer  untereinander  ist 
viel  leichter  zu  handhaben  als  bei  Teilaussperrungen.  Aber  als 
Bedenken  gegen  die  Gesamtaussperrung  wird  häufig  angeführt, 
daß  dadurch  die  nicht  organisierten  Arbeiter  in  die  Organisationen 
hineingetrieben  würden.  Infolgedessen  muß  die  Totalaussperrung 
sich  verbinden  mit  einer  geeigneten  Unterstützung  der  nicht 
organisierten  Arbeitswilligen.  Fortschritte  dieses  Systems  der 
Totalaussperrung  bedingen  daher  auch  zugleich  Fortschritte  in 
der  Entwicklung  der  Kampfmittel,  die  im  nächsten  Kapitel 
eingehender  zu  besprechen  sind. 

Neben  der  Totalaussperrung  hat  heute  eine  größere  Bedeutung 
nur  noch  die  Prozentualaussperrung,  die  aber  dann  doch  sofort 
in  einem  solchen  Umfange  vorgenommen  wird,  daß  die  Unter- 
nehmer nicht  nur  ihre  schlechtesten  Arbeiter  bei  der  Aussperrung 
entlassen  können.  Diese  Prozentualaussperrung  war  namentlich 
bei  dem  Gesamtverbande  Deutscher  Metallindustricller  beliebt. 
Die  wichtigsten  Bestimmungen  dieses  Verbandes  über  das  Ver- 
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fahren  bei  Gesamtaussperningen  (d.  h.  Anssperningen  für  das 
ganze  Verbandsgebiet)  sind  die  folgenden: 

• I.  Bevor  der  Gesamtvorstand  einen  Anssperrnngsbeschlnß  faßt,  muß  der 
anrufende  Bezirksvorstand  bereits  ausgesperrt  haben. 

2.  Der  Gesamtverband  hat,  ehe  er  einen  Aussperrungsbeschluß  faßt,  den 
Streitfall  durch  eine  Vertrauenskommission  prüfen  zu  lassen. 

3.  Die  Abstimmungen  über  Aussperrungen  erfolgen  in  der  Weise,  daß  ein 
Vertreter  sämtliche  Stimmen  seines  Verbandes  führt.  Bei  der  Abstimmung 
über  Aussperrungen  hat  jeder  Verband  für  jedes  volle  Tausend  beschäftigter 
Arbeiter  eine  Stimme.  Werden  mehr  als  50  Stimmen  gegen  einen  Aussperrungs- 
beschluß abgegeben,  so  gilt  der  Antrag  als  abgelehnt. 

4.  Im  Falle  einer  Gesamtaussperrung  hat  jedes  Werk  60%  seiner  Gesamt- 
belegschaft auszusperren.  Zur  Gesamtbelegschaft  sind  Büro-  und  Betriebs- 
beamte, Meister  und  Lehrlinge  nicht  zu  rechnen.  Dem  Bezirksverbande  bleibt 
es  Vorbehalten,  diese  Quote  für  einzelne  Werke  herabzusetzen,  jedoch  nur  unter 
der  Voraussetzung,  daß  die  hierdurch  weniger  ausgesperrten  Arbeiter  von  den 
übrigen  Werken  des  Bezirksverbandes  über  die  6o%ige  Quote  hinaus  ausgesperrt 
werden. 

Die  Arbeitgeberverbände  tun  gut  daran  — die  bisherigen 
Erfahrungen  beweisen  es  recht  deutlich  — , bei  ihren  Aussper- 
rungen nicht  zu  viel  von  der  Hilfe  der  Unternehmer  der  anderen 
Branchen  zu  hoffen.  Viel  mehr  als  ideelle  Unterstützung 
werden  sie,  vorläufig  wenigstens,  kaum  finden.  Bei  dem  schweren 
Kampfe,  den  1910  die  Arbeitgeber  im  Baugewerbe  durchzu- 
führen hatten,  faßte  der  »Verein  der  Arbeitgeberverbände«,  dem 
sich  die  Arbeitgeber  des  Baugewerbe  angeschlossen  hatten,  den 
Beschluß,  130  000  Mark  zur  Verfügung  zu  stellen,  und  zwar 
30  000  Mark  für  Agitationszwecke  zugunsten  solcher  Bezirks- 
verbände, wo  die  Aussperrung  nicht  vollständig  gelungen  sei; 
100  000  Mark  standen  dann  vorläufig  zur  Verfügung  für  Unter- 
stützungszwecke. Die  Unterstützungen  sollten  aber  grundsätz- 
lich nur  gewährt  werden,  wenn  dadurch  die  Aufrechterhaltung 
der  Aussperrung  gewährleistet  werde,  ferner  an  wirklich  not- 
leid(;nde  Kollegen,  z.  B.  Fuhrleute,  Ziegler  usw. 

In  (len  ausgearbeiteten  Vorscliriften  lieißt  es  dann  weiter  nach  den  Mit- 
teilungen der  (rcwerlcscliaftspresse : 

»Gesiiclie  um  Unterstützung  liaben  nur  Aussiclit  auf  Berücksichtigung, 
wenn  sie  folgenden  Anforderungen  genügen.  Sie  müssen  cntlialten: 

I.  das  fiesucli  der  betreffenden  zu  unterstützenden  Firma  mit.  Darstellung 
der  Saehlage; 
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2,  ein  Gutachten  des  betreffenden  Verbandes  bzw.  seines  prüfenden  Kon- 
trollausschusses ; 

3.  eine  Einverständniserklärung  bzw.  ein  Gutachten  des  Bezirksverbandes. 

Nur  wenn  diese  Anforderungen  erfüllt  sind,  kann  der  Bund  das  Gesuch  an 

den  Kartellausschuß  der  Industrieverbände  befürwortend  weitergeben.  Der 
Kartellausschuß  behält  sich  die  Berücksichtigung  vor  und  zahlt  dann  direkt 
an  die  zu  unterstützende  Firma.  Gesuche,  die  mit  Umgehung  der  Orts-  oder 
Bezirksverbände  an  den  Bundesvorstand  gelangen,  haben  keine  Aussicht  auf 
Erfolg,  sondern  werden  zurückgeschickt.  Ganz  unzulässig  ist,  daß  sich  Mit- 
glieder, Orts-  oder  Bezirks  verbände  direkt  an  den  Verein  Deutscher  Arbeitgeber- 
verbände wenden.  — Die  vorhandenen  Mittel  sollen  allen  Bezirken  gleichmäßig 
zugute  kommen,  vielleicht  nach  Maßgabe  der  Zahlen  der  ausgesperrten  Arbeiter.« 

Selbst  wenn  man  annehmen  will,  daß  nachher  die  Indu- 
striellen die  zunächst  bewilligte  Summe  beträchtlich  vermehrt 
haben,  bleibt  doch  das,  was  sie  zur  Verfügung  stellten,  eine 
lächerliche  Bagatelle  gegenüber  den  großen  Summen,  die  die 
Arbeiter  anderer  Branchen  freiwillig  für  ihre  im  Kampfe  befind- 
lichen Kollegen  zusammengebracht  haben,  obwohl  gerade  vor- 
her schon  wiederholt  bedeutende  Anforderungen  an  ihre  materielle 
Hilfsbereitschaft  gestellt  worden  vraren.  Anfang  Juli  konnte 
das  Korrespondenzblatt  der  Generalkommission  allein  für  die 
freien  Gewerkschaften  über  einen  Gesamtbetrag  von  i 037  892 
Mark  an  freiwilligen  Beiträgen  zugunsten  der  ausgesperrten 
Bauarbeiter  quittieren. 

Es  ist  ja  bekannt,  daß  die  erwähnte  Aussperrung  im  Bauge- 
werbe, obwohl  sie  mit  großer  Umsicht  und  Energie  eingeleitet 
wurde,  obwohl  große  und  kleine  Unternehmer  (abgesehen  von 
Berlin,  Hamburg  und  Bremen,  die  eine  Sonderstellung  einnahmen) 
mit  Begeisterung  in  den  Kampf  zogen,  in  ihrem  Resultate  für  die 
Unternehmer  wenig  ersprießlich  war.  Das  ist  nun  gewiß  nur 
zum  geringen  Teile  eine  Folge  der  geringfügigen  Unter- 
stützung, die  die  Arbeitgeber  bei  dem  übrigen  deutschen  Unter- 
nehmertum fanden.  Es  wirkten  vielmehr  Ursachen  mit,  die 
wohl  geeignet  sind,  dauernd  die  Position  der  Unternehmer 
— vielleicht  abgesehen  von  der  Großindustrie  — schwächer  zu  ge- 
stalten als  diejenige  der  Arbeiter.  Sehr  vielsagend  ist  folgender 
Bericht  über  die  Lage  am  Arbeitsmarkte  im  Moned  Mai  1910, 
der  vom  Verband  zur  Förderung  des  Arbeitsnachweises  im 
Regierungsbezirk  Düsseldorf  erstattet  wurde:  »Die  Folgen  der 
Einwirkung  der  Bauaussperrung  auf  di(i  JHgebnisse  des  Ar- 
beitsmarkt(;s  waren  nicht  so  einschneidend,  wi(*  maji  befürch- 


Kampfmittel  der  Arbeitgeber. 


298 


tetc.  Nach  den  Betriebszahlen  der  berichtenden  Verbandsan- 
stalten war  gegen  April  ein  Rückgang  der  offenen  Stellen  iin 
Baugewerbe  um  nur  22%  zu  verzeichnen.  Es  kamen  auf  100 
offene  Stellen  des  Baugewerbes  nur  124  Arbeitsuchende.  Doch 
da  die  Gesamtarbeitsmarktlage  einen  Andrang  von  170  Arbeit- 
suchenden (im  April  149)  auf  100  offene  Stellen  aufwies,  s o 
ist  sicher,  d a 13  ein  gut  Teil  sonst  im  Bau- 
gewerbe tätiger  Personen  sich  zu  anderen 
Arbeitsleistungen  gemeldet  hat.«  Tatsächlich 
hatte  die  Gewerkschaft  der  Maurer  Mitte  Mai,  als  die  Aus- 
sperrung ihren  Höhepunkt  erreicht  hatte,  nur  39,8%,  diejenige 
der  Bauhilfsarbeiter  sogar  nur  35,4%  ihrer  Mitglieder  zu  unter- 
stützen. 

Das  ist  ja  allgemein  ein  bemerkenswerter  Unterschied  zwi- 
schen der  Lage  der  Unternehmer  und  derjenigen  der  Arbeiter, 
daß  die  Unternehmer  ohne  x\rbeiter  unter  allen  Umständen 
feiern  müssen,  ein  nicht  geringer  Teil  der  Arbeiter  dagegen,  — 
wenn  auch  nicht  in  derselben  Branche,  so  doch,  namentlich  bei 
guter  Konjunktur,  in  benachbarten  Branchen,  im  Notfälle  bei 
ungelernter  Arbeit,  in  der  Landwirtschaft  usw.  ■ — ein  Auskommen 
finden  kann,  so  daß  mit  verhältnismäßig  geringen  Mitteln 
mancher  große  Streik  von  den  Arbeiterorganisationen  lange 
Zeit  ausgehalten  werden  kann.  Auch  ist  zu  berücksichtigen, 
daß  die  durch  die  Aussperrung  bewirkte  Produktionsunter- 
brechung die  Warenerzeugung  auf  eine  längere  Periode  verteilt; 
das  kann  einem  sonst  wahrscheinlichen  Lohndruck  entgegen-  • 
arbeiten,  wenn  der  Andrang  der  Arbeiter  am  Arbeitsmarkte 
groß  ist.  Und  nimmt  man  noch  dazu  die  weit  größere  Opfer- 
willigkeit im  Lager  der  Arbeiter,  so  braucht  man  nicht  überrascht 
zu  sein,  daß  auch  weiterhin  die  ^Aussperrungen  der  Unter- 
nehmer weniger  von  Erfolg  begleitet  waren,  als  diese  selbst 
wohl  wünschten  und  hofften.  Doch  ist  nicht  zu  verkennen,  daß 
in  den  letzten  Jahren  vor  dem  Kriege  die  Erfolge  der  Aussper- 
rungen stark  zunehmende  Tendenz  hatten;  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1900/1913  hatten  nach  der  Statistik  der  Generalkommission 
nur  38,1%  der  Auss])errungen  vollen  Erfolg,  dagegen  1911: 
39,2%;  1912:  52,3%;  1913:  73,3%-  Periode  dieser  auffal- 
l(;nden  Itrfolgc;  ist  zu  kurz,  um  aus  den  Zahlen  weitergehende 
Scldüss(j  zu  ziehen;  sicher  ist  jedoch,  daß  sic  durch  das  Erstar- 
ken dei-  .\rbeitg(‘berverbände  mit  beeinflußt  sind. 
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Nicht  unerwähnt  soll  bleiben,  daß  unter  Umständen  die 
öffentliche  Armenpflege  Hilfsinstitution  für  die  im  Kampfe  be- 
findlichen Arbeiter  sein  kann. 

In  einem  Schreiben,  das  die  Münchener  städtische  Behörde  für 
Armenpflege  an  sämtliche  Münchener  Bezirkspflegekommissionen  richtete, 
hieß  es  u.  a. : »Es  häufen  sich  die  Fälle,  in  denen  wegen  der  Aussper- 
rung Arbeiter  um  Armenhilfe  ersuchen.  Auf  die  Fragen  von  Bezirks- 
pflegekommissionen, wie  diese  Gesuche  zu  behandeln  sind,  wird  das  Folgende 
mitgeteilt:  Der  öffentlichen  Armenpflege  obliegt  die  Unterstützung  hilfsbedürf- 
tiger Personen.  Hilfsbedürftig  ist,  wer  sich  wegen  Mangels  eigener  Mittel  und 
Kräfte  oder  infolge  eines  besonderen  Notstandes  das  nicht  verschaffen  kann, 
was  zur  Erhaltung  des  Lebens  und  der  Gesundheit  unentbehrlich  ist.  Arbeits- 
fähige Personen  haben  im  allgemeinen  keinen  Anspruch  auf  öffentliche  Armen- 
unterstützung. Im  Falle  dringender  Not  ist  ihnen  aber  die  Hilfe  zu  gewähren, 
die  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  und  der  Sittlichkeit  augenblicklich 
unentbehrlich  ist.  Ob  bei  einem  Arbeitsfähigen  ein  besonderer  Notstand  vor- 
liegt, hat  die  Armenpflege  nach  freier  Ueberzeugüng  zu  entscheiden.  In  die 
Prüfung  der  Frage,  ob  die  Aussperrung  oder  der  Streik  berechtigt  ist,  darf  sie 
sich  nicht  einmischen.  Die  Aussperrung  eines  Bauarbeiters  kann  für  diesen 
einen  Notstand  im  Sinne  des  Armengesetzes  begründen.  Dabei  ist  zu  berück- 
sichtigen, ob  der  Ausgesperrte  Gelegenheit  hat,  eine  andere  seinen  körperlichen 
und  geistigen  Fähigkeiten  entsprechende  Arbeit  zu  finden,  oder  ob  und  inwieweit 
er  «von  einer  Kasse,  z.  B.  einer  Gewerkschaftskasse,  unterstützt  wird.« 

; Diese  Auffassung  der  Münchener  Behörde  für  Armenpflege 
deckt  sich  im  großen  und  ganzen  mit  der  allgemein  üblichen 
Auffassung  in  Deutschland  überhaupt;  die  Arbeitgeber  fürchten 
daher  begreiflicherweise,  die  Armenpfleger  könnten  — nament- 
lich dann,  wenn  die  öffentliche  Meinung  einseitig  für  die  i\rbei- 
ter  in  einem  Kampfe  Partei  ergreift,  ihre  Instruktionen  so 
wohlwollend  wie  möglich  im  Interesse  der  Arbeiter  interpretieren, 
so  daß  schließlich  auch  aus  öffentlichen  Mitteln  im  äußersten 
Notfälle  eine  materielle  Stärkung  der  streikenden  oder  aus- 
gesperrten Arbeiter  zu  erwarten  wäre. 

Endlich  können  die  öffentlichen  Körperschaften  auch  da- 
durch die  Wirkungskraft  der  Aussperrungen  erheblich  abschwä- 
chen, daß  sie  selbst  die  durch  den  Kampf  unterbrochenen  Unter- 
nehmungen in  eigener  Regie  fortführen.  Je  mehr  die  Arbeiter- 
interessen in  den  Stadtverwaltungen  vertreten  werden,  um  so 
größer  wird  namentlich  für  die  Unternehmer  im  Handwerk 
die  Gefahr,  daß  Aehnliches  häufiger  geschieht.  Mit  dem  Fort- 
schreiten der  arbeiterfreundlichen  Stimmung  mag  sich  dann 
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auch  manchmal  die  Staatsverwaltung  den  Stadtverwaltungen 
anschließen. 


i8.  K e.  p i t e 1. 

F örderung  der  Arbeitswilligkeit  — Schwächung  der  Solidari- 
tät der  Gegner. 

Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  daß  der  Unternehmer  zu- 
weilen dadurch  den  Arbeiterorganisationen  gegenüber  Vorteile 
erlangt,  daß  er  seine  Arbeiter  durch  Wohltaten  für  sich  zu  ge- 
winnen sucht.  Daß  die  W'ohlfahrtseinrichtungen  »den  Arbeiter 
entrechten«,  war  unter  den  vielen  sozialen  Schlagworten  zeit- 
weise besonders  beliebt.  Durch  die  Wohlfahrtseinrichtungen, 
so  sagt  man,  seien  die  Unternehmer  in  die  Lage  versetzt,  das 
Koalitionsrecht  aufzuheben  und  das  freie  Wahlrecht  zu  ver- 
kümmern. Für  den  durch  Wohlfahrtseinrichtungen  gefesselten 
Arbeiter  stehe  der  § 152  der  GO.  nur  auf  dem  Papier.  Bei 
Streiks  oder  im  Falle  der  Arbeitseinstellung  drohe  der  Arbeit- 
geber seinen  Angestellten  sofort  mit  der  Exmission,  kündige 
die  Baudarlehen,  Esse  das  Häuschen  versteigern  usw.  Mittels 
der  Wohlfahrtseinrichtungen  sei  dem  Unternehmer  sogar  eine 
Handhabe  geboten,  die  Arbeiter  außerhalb  des  Betriebes 
zu  kontrollieren  und  zu  beeinflussen.  Dem  Arbeiter  wird  vor- 
geschrieben, wo  er  seine  Einkäufe  besorgen  müsse,  welche  Zei- 
tungen er  halten  dürfe.  Dieser  Einfluß  beschränke  sich  nicht  nur 
e.uf  den  Ajbeiter  selbst,  sondern  werde  auch  auf  die  Amgehörigen 
ausgedehnt.  Pensionierte  Arbeiter  ebenso  wie  die  Hinterbliebenen 
der  Arbeiter  würden  ihres  Anspruches  an  die  Wohlfahrtskasse  für 
verlustig  erklärt,  falls  sie  wie  es  in  den  Statuten  der  Kruppschen 
Kasse  heiße  — »einen  unmoralischen  Lebenswandel  führten  und 
dem  Trünke  ergeben  seien«.  Auch  das  Recht  der  freien  Berufs- 
wahl werde  durch  die  Wohlfahrtseinrichtungen  in  erheblichem 
Al'aße  geschmälert.  Es  gebe  Verträge,  in  denen  sich  die  aus- 
drückliche lE'stimmung  finde,  daß  der  Arbeiter  seine  sofortige 
Ausweisung  e.us  der  vom  Arbeitgeber  errichteten  Wohnung 
zu  (Twe.rten  he.be,  hdls  der  Sohn  nicht  im  gleichen  Betriebe 
tätig  sein  woll(‘. 

Kurz,  (h'.s  dem  Arbeiter  zustehende  Recht  der  freien  Be- 
st iinnnmg  w(‘rd(‘  dunli  die  Wohlfe.hrtseinrichtungen  der  Ar- 
beitgebf*!'  in  wcsciit  lic'hen , wo  nicht  in  allen  Ihinkten  in  Frage 
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gestellt;  ini  Vorwärts  hieß  es  einnial:  »Aus  dem  freien  Ar- 
beiter wird  ein  Höriger,  der  seinem  , Wohltäter dem  Arbeit- 
geber, Dank  schuldet  und  sich  in  und  außer  dem  Dienst  dessen 
Laune  zu  fügen  hat.  Der  Wille  des  Arbeitgebers  gilt  als  höchstes 
Gesetz.« 

Diese  Klagen  über  die  Wohlfahrtseinrichtungen  wurden 
deshalb  so  lebhaft,  weil  sie  von  einigen  bürgerlichen  Na- 
tionalökonomen, hauptsächlich  von  Brentano  und  seinen  Schülern, 
energisch  gestützt  wurden.  Unter  den  letzteren  hat  nament- 
lich Adolf  Günther  in  einer  viel  zitierten  Schrift  das  Miß- 
trauen der  Arbeiter  gegen  die  Wohlfahrtseinrichtungen  mit 
großem  Erfolge  zu  mehren  verstanden. 

Es  scheint  aber  in  den  Vorwürfen,  die  man  den  Wohl- 
fahrtseinrichtungen  macht,  eine  Uebertreibung  zu  liegen. 
Manche  Verträge  mögen  härter  klingen,  als  sie  in  Wirklichkeit 
gehandhabt  werden.  Wie  die  Unternehmer  sich  scheuen,  von 
den  sogenannten  »Schwarzen  Listen«  in  größerem  Umfange 
Gebrauch  zu  machen,  so  werden  sie  sich  wohl  auch  meist  hüten, 
die  Wohlfahrtseinrichtungen  zu  mißbrauchen.  Dem  Vorteil, 
daß  vielleicht  z?hn  Arbeiter  durch  V/ohltäten  mit  dem  Unter- 
nehmer enger  verknüpft  werden,  stände  der  Nachteil  gegenüber, 
daß,  Hunderte  von  der  Agitation  durch  Hinweis  auf  den  Miß- 
brauch der  WUhlfahrtseinrichtungen  als  »Knebelungsinstitute« 
innerlich  entfremdet  würden. 

Sehr  richtig  hat  ein  den  Arbeitern  s ihr  wohlwollender  und  umsichtiger  Be- 
urteiler, Robert  von  Erdberg,  in  den  »Kritischen  Blättern  für  Sozialwissen- 
schaften«  bei  Besprechung  der  Güntherschen  Schrift  die  Frage  aufgeworfen: 
»Dürfen  wir  uns  der  Ansicht  Günthers  anschließen,  daß  über  eine  Wohlfahrts- 
einrichtung der  Stab  zu  brechen  sei,  wenn  sie  einmal  von  irgendeiner  Seite  miß- 
braucht wird,  O'ler  wenn  die  über  sie  getroffenen  Bestimmungen  einen  Miß- 
brauch nicht  von  vornherein  ausschließen?«  Erdberg  antwortet:  »Wir  werden 
Günther  ohne  weiteres  recht  geben  müssen  und  mit  ihm  die  Ansicht  vertreten, 
daß  im  modernen  Staatsleben  dem  Menschen  bestimmte  Rechte  zuerkannt 
sind,  die  er  in  jedem  Falle  rücksichtslos  durchzusetzen  berechtigt  ist.  Aber 
hindern  uns  liieran  nicht  flie  Gebote  der  Moral  und  guten  Sitten  schon  oft  genug  ? 
Nicht  minder  das  Interesse  der  Gemeinschaft,  der  Angehörigen  und  endlich 
das  Leben  selbit,  das  nicht  danach  fragt,  ob  wir  dieses  oder  jenes  Recht  haben, 
und  uns  seine  Durchführung  mit  brutaler  Gewalt  verwehrt?  Wird  cs  nicht 
den  A'^beitgebern  selbst  — und  ganz  mit  Recht  — sehr  verargt,  wenn  sic  ge- 
setzlich ihnen  unzweifelhaft  zustehenrlc  Rechte  den  Arbeitern  gegenüber  rück- 
sichtslos durchzu setzen  suchen,  auch  dann,  wenn  diese  Rücksichtslosigkeit  gegen 
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das  Interesse  der  Gemeinscliaft  gerichtet  ist  ? Aber  auch  die  Redde  der  Ar- 
beiter,  die  Günther  durcli  die  Wohlfahrtseinrichtungen  gefährdet  glaubt,  können 
zum  Schaden  der  Gesamtheit  mißbraucht  werden  und  werden  es  oft  genug. 
Wohlfahrtseinrichtungen  können  also,  indem  sie  solchem  Mißbrauch  steuem, 
sehr  wohl  im  Interesse  der  Gesamtheit  liegen,  selbst  dann,  wenn  sie  dem  einzel- 
nen Arbeiter  oder  einer  ganzen  Berufsklasse  für  den  Augenblick  sehr  unbequem 
sind.  Und  im  Interesse  der  Gesamtheit  sind  sie  doch  im  letzten  Grunde  ge- 
schaffen ! Es  soll  hiermit  kein  Wort  der  Verteidigung  geredet  werden  den  Ar- 
beitgebern, welche  Wohlfahrtseinrichtungen  lediglich  zur  Knebelung  ihrer  Ar- 
beiter schaffen.  Vom  Standpunkt  der  Wissenschaft  ist  nur  Verwahrung  da- 
gegen einzulegen,  daß  die  Möglichkeit  des  Mißbrauchs  als  Argument  gegen  die 
Institution  als  solche  ins  Feld  geführt  werde « 

Man  vv'ird  einräumen  müssen,  daß  es  für  den  Unternehmer 
heute  manchmal  eine  unerläßliche  Notwendigkeit  ist,  sich  einen 
Stamm  treuer  und  bleibender  Arbeiter  zu  sichern.  Die  über- 
große Fluktuation  hat  nicht  nur  für  den  Arbeitgeber,  sondern 
auch  für  die  Schar  der  Arbeitnehmer  mancherlei  Gefahren  im 
Gefolge;  es  wäre  z.  B.  der  Mühe  wert,  zu  untersuchen,  ob  die 
gestiegene  Unfallhäufigkeit  nicht  zum  Teil  auch  darauf  zu- 
rückzuführen ist,  daß  die  Arbeiter  zu  schnell  ihre  Arbeitsstelle 
wechseln  und  infolgedessen  mit  den  Einrichtungen  der  einzelnen 
Betriebe  nicht  genügend  vertraut  werden.  Daß  häufiger  Wechsel 
die  Stabilität  des  Betriebes  manchmal  gefährden  kann,  ist  eben- 
falls nicht  zu  leugnen.  Wenn  der  Unternehmer  solchen  offen- 
baren Uebelständen  mittels  Wohlfahrtseinrichtungen  wenigstens 
teilweise  abzuhelfen  sucht,  wenn  er  bemüht  ist,  einen  Teil  seiner 
Arbeiterschaft  für  längere  Zeit  an  seinen  Betrieb  zu  fesseln, 
so  wird  man  das  durchaus  begreiflich  finden.  Nur  wird  man 
vermeiden  müssen,  nach  außen  hin  den  Wohlfahrtseinrichtungen 
den  Charakter  rein  charitativer  Unternehmungen  zu  geben. 

Das  haben  übrigens  gelegentlich  Vertreter  der  Arbeitgeberinteressen  selbst 
betont.  So  hieß  es  in  einer  Zuschrift  an  die  »Deutsche  Arbeitgeberzeitung« 
vom  9.  Oktober  1904;  »Ueber  die  praktische  Bedeutung  der  Arbeiterwohlfahrts- 
einrichtungen  lierrschcn  in  den  Kreisen  des  Unternehmertums  zum  Teil  recht 
irrige  Ansicliten Die  auf  das  Wohl  der  Arbeiterschaft  gerichteten  Bestre- 

bungen besitzen  keineswegs  einen  rein  charitativen  Charakter,  sie  entspringen 

vielmelir  in  erster  Linie  Jirwägungen  sozialpolitischer  Art Im  allgemeinen 

li(!gen  die  Vcrliältnissc  so,  daß  die  Errichtung  von  Wohlfahrtseinrichtungen  ge- 
rade; durch  das  Interesse  der  Arbeitgeber  selbst  bedingt  ist.  Man  kann  demnach 
sagen,  daß  überall  ela,  wo  für  die  Arbeitgeber  ein  Vorteil  aus  solchen  Wohl- 
falirtseinrichtungen  nicht  crwäclist,  deren  Schaffung  auch  \mterblcibt.  . . . Die 
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A''b3itgeb3r  müssen  einsehen  lernen,  daß  Arbeitsnachweise,  Pensionskassen 
uil  A’'b3iterwohnungen,  sobald  sie  von  Arbeitgebern  eingerichtet  und  ver- 
waltet werden,  Institutionen  darstellen,  die  zwar  den  Arbeitern  zum  Vorteil 
gereichen,  zugleich  aber  auch  in  nachhaltiger  Weise  den  Interessen  der  Arbeit- 
geber dienen « 

Ist  das  SO,  dann  ist  es  erst  recht  erklärlich,  wenn  die  Ar- 
beiter fordern,  daß  der  Unternehmer  bei  den  Wohlfahrtseinrich- 
tungen der  Arbeitgeber  den  freien  Willen  seiner  Untergebenen 
in  strengster  Weise  zu  achten  habe.  Hat  er  Grund,  seine  wohl- 
tätige Hand  von  einem  Arbeiter  zurückzuziehen,  so  muß  das 
ohne  Härte  geschehen;  allerdings  kann  man  nicht  verlangen, 
daß  derjenige,  der  die  Wohltat  freiwillig  unter  moralisch  un- 
anfechtbaren Bedingungen  angenommen  hat,  auch  dann  weitere 
Ansprüche  darauf  haben  soll,  wenn  er  diese  Bedingungen 
nicht  erfüllt. 

Es  ist  erfreulich,  daß  in  den  Kreisen  der  Arbeiterführer 
nach  den  aufgeregten  Diskussionen  sich  allmählich  wieder  ein 
ruhigeres  Urteil  über  die  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Unter- 
nehmer Bahn  gebrochen  hat.  Recht  verständig  hat  sich  nament- 
lich der  hervorragende  Führer  der  christlichen  Arbeiter,  Gies- 
berts,  bei  der  Vierten  Konferenz  der  Zentralstelle  für  Volkswohl- 
fahrt, die  im  Juni  1910  in  Braunschweig  stattfand,  über  die 
Fabrikwohlfahrtspflege  geäußert.  Er  führte  nach  dem  Berichte 
der  Kölnischen  Volkszeitung  (7.  Juni  1910)  u.  a.  aus:  Die  Ar- 
beiterschaft strebe  heute  mehr  und  mehr  nach  korporativer 
Selbständigkeit,  und  dadurch  gerate  die  bisherige  patriarcha- 
lische Art  der  Wohlfahrtspflege  ins  Wanken.  Die  Fabrikwohl- 
fahrtspflege sei  wertvoll,  doch  werde  sie  wohl  andere  Formen 
annehmen  müssen.  Vor  allem  müßten  die  Arbeiter  bei  der  Ver- 
waltung hinzugezogen  werden.  Die  Angriffe  gegen  die  Fabrik- 
wohlfahrt seien  durchaus  unsozial.  (Die  Versammlung  unter- 
strich diese  Worte  durch  ein  »Sehr  richtig!«)  Man  dürfe  nicht 
das  Kind  mit  dem  Bade  ausschütten.  Die  Fabrikwohlfahrts- 
pflege habe  freilich  nur  dann  soziale  Berechtigung,  wenn  der  Ar- 
beitgeber die  sozialen  Rechte  der  Arbeiter,  besonders  das  Koa- 
litionsrecht, achte.  Auf  der  andern  Seite  müsse  man  die  Fabrik- 
wohlfahrtspflege gegen  Angriffe  in  Schutz  nehmen,  die  geeignet 
seien,  die  Fabrikwohlfahrtspflege  in  den  Augen  der  Arbeiter 
herabzusetzen.  Unzutreffend  sei  die  Behauptung,  daß  eine 
gute  Fabrikwohlfahrtspflege  vielfach  der  Schutzmantcl  für 
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schlechten  Lohn  sei.  Das  träfe  nicht  zu.  So  sei  es  e.uch  bei  den 
Arbeitern  anerkannt,  daß  Krupp  neben  den  vorzüglichen  WohL 
fahriseinrichtungen  die  besten  Lohn-  und  Arbeitsvcrhältnissc 
habe 

Sehen  wir  uns  nun  die  Wohlfahrtscinrichtungen  als  Mittel 
im  Kampfe  gegen  die  Arbeiter  an,  so  kann  man,  wenn  man  will 
schon  mit  dem  »freundlichen  Händedruck«  beginnen,  den  der 
Arbeitgeber  dem  ihm  treuen  Arbeiter  gewährt,  von  seinem  Stand- 
punkte aus  »aufrührerischen«  Elementen  aber  verweigert.  Dann 
kommen  alle  die  vielartigen  Wohlfahrtseinrichtungen  in  Be- 
tracht, die  geeignet  sind,  den  Arbeiter  an  einen  Betrieb  zu  »ketten«, 
z.  B.  Arbeiterwohnungen,  Einrichtungen  für  Mittag-  und  Abend- 
essen, Beschaffung  von  Lebensmitteln  und  Brennmaterial; 
Errichtung  von  Kinderheimen  und  Kindergärten,  Ferienkolonien, 
Volksunterhaltungsabenden,  Erholungsheimen ; Veranstaltung  von 
Theateraufführungen;  Lesezimmer;  Errichtung  von  Bibliotheken; 
Förderung  des  Gesanges  und  der  Musik;  Veranstaltung  von 
Ausflügen;  Gewährung  von  Weihnachtsgeschenken;  Weihnachts- 
feiern; Ueberweisung  von  Laubengärten;  Errichtung  von  Rechts- 
schutzbüros; Errichtung  von  Fabrikküchen;  Beschaffung  von 
Pflegerinnen  für  erkrankte  x\rbeiterfrauen ; Abgabe  von  Näh- 
maschinen an  die  Arbeiterinnen;  Gewährung  von  Erholungs- 
urlaub; Gewinnbeteiligungen  1)  und  Weihnachtsgratifikationen 
usw.  usw. 

Erwähnt  sei  hier,  daß  der  amerikanische  Stahltrust  ein  eigenartiges  Mittel 
anznwenden  versucht  hat,  um  sich  einen  Stamm  von  Arbeitern  zu  sichern. 
Ein  großer  Teil  von  seinen  Arbeitern  ist  nach  und  nach  in  den  Besitz  von  Aktien 
des  Unternehmens  gelangt.  Die  Leitung  des  Stahltrusts  hofft  dadurch  sich 
eine  Defensive  von  dem  Werke  unbedingt  treuen  Arbeitern  zu  schaffen.  Der 
Stahltrust  selbst  ist  überzeugt,  daß  die  Verteilung  der  Aktien  an  die  Arbeiter 
eines  der  besten  Mittel  gegen  gewerkschaftliche  Angriffe  überhaupt  sei.  Der- 
artige Versuche  in  größerem  Maßstabe  sind  bei  iins  in  Deutschland  nicht  ge- 
macht worden,  wie  denn  auch  die  Gewinnbeteiligung  überhaupt,  soweit  sie  aus 
dem  l?:alimen  gelegentlicher  Gratifikationen  heraustritt,  bei  uns  nicht  so  be- 
deutend ist,  daß  man  ihr  hier  besondere  Ausführungen  widmen  müßte. 

b Im  Anschlüsse  an  die  Revolution  waren  einige  Unternehmer  an  ihre 
Arbeiterschaft  mit  dem  Anerbieten  herangetreten,  sic  am  Betriebsgewinn  teil- 
nehmen zn  lassen.  Die  (rcwcrkschattspresse  lehnte  das  durchweg  schroff  ab. 
öDie  Gewinnbeteiligung  wirkt  für  die  Arbeiterschaft  in  doppelter  Hinsicht 
nachteilig:  sie  macht  sic  abhängig  und  unfrei,  und  wirkt  außerdem  im  Schluß- 
alfeUt  lolindrückend.  Die  Arbeiterschaft  brauclit  nicht  Gewinnbeteiligung, 
sondern  ausreicliende  Löhne.«  (»Der  Proletarier«,  30.  Nov.  1918.) 
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Gelegentlich  haben  bei  uns  auch  die  Arbeitgeber  v e r- 
bände  den  Versuch  gemacht,  durch  Wohlfahrtseinrichtungen 
die  Arbeiterorganisationen  zu  schwächen.  So  hatten  z.  B. 
sämtliche  Mitglieder  der  Vereinigung  der  Berliner  Metallwaren- 
fabriken — wie  es  in  den  Berichten  der  preußischen  Gewerbein- 
spektoren für  1905  heißt  — , »um  sich  und  ihre  Arbeiter  von  dem 
Zwange  der  Arbeiterorganisationen  frei  zu  machen«,  eine  Ar- 
beitslosen-Unterstützung  ohne  Beitragsleistung  der  Arbeiter 
für  diejenigen  ihrer  Arbeiter  eingeführt,  welche  auf  Ehrenwort 
versicherten,  daß  sie  keiner  Arbeitervereinigung  angehörten,  die 
bei  Streiks,  Aussperrung  usw.  ihren  Mitgliedern  Gelder 
zahlt.  Als  arbeitslos  galt  derjenige,  dem  der  Arbeitsnachweis 
der  Vereinigung  der  Berliner  Metallwarenfabrikanten  nicht 
angemessene  Arbeit  unter  auskömmlichen  Bedingungen  nach- 
weisen  konnte.  Unterstützung  erhielt,  wer  mindestens  seit  52 
Wochen  eingeschrieben  und  in  dem  Betriebe  beschäftigt  war. 
Die  Höhe  der  Unterstützung  richtete  sich  nach  der  Länge  der 
Zeit,  die  der  einzelne  Arbeiter  ununterbrochen  tätig  gewesen 
war.  Sie  betrug  bei  männlichen  Arbeitern  mindestens  1,50  Mk., 
im  Höchstfälle  — nach  fünf-  und  mehrjähriger  Arbeit  — 2,50  Mk. 

Die  Wirkungen  der  Wohlfahrtseinrichtungen  können  ver- 
schärft Werden,  wenn  die  Voi teile  sofort  mit  dem  Ausiritt  aus 
dem  Werke  verloren  gehen.  Das  trifft  die  Arbeiter  insbesondere 
dann  hart,  wenn  es  sich  uni  die  Wohnung  handelt.  Bei  einem 
Streik  der  Mansfelder  Bergleute  ging  denjenigen  Streikenden, 
welche  Werkswohnungen  innehatten,  folgendes  hektographierte 
Schreiben  der  Werkverwaltung  zu:  »Da  Sie  freiwilhg  als  ge- 
werkschaftlicher Arbeiter  ausgeschieden  sind,  haben  Sie  die  von 
ihnen  bewohnte  gewerkschaitliche  Wohnung  laut  § 3 Absatz  3 
des  Mietsvertrages  bis  zum  i.  Dezember  d.  J.  zu  räumen.  Die- 
selbe ist  vom  genannten  Zeitpunkte  an  anderweit  vermietet.« 
So  berichtet  der  Vorw^ärts  am  24.  Oktober  19c  9 mit  dem  Hinzu- 
fügen, hier  zeige  sich,  wie  »mit  allen  Mitteln  der  Gewalt  der 
weiße  Schrecken  proklamiert  wird«.  Immerhin  ist  hier  den 
Arbeitern  zur  Räumung  der  Wohnung  noch  eine  mehrmonatige 
Frist  eingeräumt.  Günther  teilt  einige  Auszüge  a.us  Satzungen 
mit,  aus  denen  hervorgeht,  daß  es  nach  den  Statuten  dieser 
Wohlfahrtseinrichtungen  sogar  möglich  ist,  die  Arb(ntcr  sofort 
aus  der  Wohnung  herauszubringen,  wenn  sie  den  Dienst  auf- 
geben. So  heißt  es  im  § i der  betreffenden  Satzungen  der  Zeche 
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»Zollverein«:  »Kündigung  (der  Werkswolinnng)  stellt  jedem 
'Feile  frei.  Sie  ist  nur  für  den  Scliluß  eines  Monats  zulässig  und 
juit  spätestens  am  15.  des  betreffenden  Monats  zu  erfolgen. 
Jedoch  hat  der  Mieter  das  Recht  der  Benutzung  der  Wohnung 
nur  solange,  als  er  im  Dienste  der  Vermieterin  steht.  Falls 
Mieter  also  seine  Arbeitsstellung  freiwillig  aufgibt  oder,  abge- 
sehen von  Krankheitsfällen,  ohne  Erlaubnis  länger  als  drei 
Tage  die  Arbeit  versäumt,  so  hat  die  Räumung  der  Wolmung 
auf  Verlangen  der  Vermieterin  sofort  zu  erfolgen.  Wird  dem 
Mieter  der  Dienst  seitens  der  Zeche  gekündigt,  so  hat  Mieter 
die  Wohnung  mit  Ablauf  der  Arbeitskündigungsfrist  zu  räumen.« 

Noch  schlimmer  ist  es  unter  Umständen  für  die  Arbeiter, 
wenn  zu  dem  lucrum  cessans  noch  ein  damnum  emergens  tritt, 
und  das  ist  nach  Ansicht  der  Arbeiter  namentlich  bei  den  Werk- 
pensionskassen der  Fall.  Besonders  seit  der  Mitte  des  Sommers 
1907  hatten  sich  die  Gewerbegerichte  in  zahlreichen  Fällen, 
vor  allem  im  Industriegebiet  des  Westens,  mit  der  Frage  be- 
schäftigen müssen,  ob  die  Arbeitnehmer  industrieller  Werke, 
die  für  ihre  Arbeiter  eine  eigene  Pensionskasse  eingerichtet 
haben,  im  Falle  der  Kündigung  oder  Entlassung  die  Rückzah- 
lung der  in  diese  Kasse  gezahlten  Beiträge  verlangen  können,  auch 
wenn  das  Statut  der  Kasse  die  Bestimmung  enthält,  daß  mit 
dem  Ausscheiden  eines  Mitgliedes  aus  dem  Dienste  der  Fiima 
alle  Ansprüche  des  Arbeiters  und  seiner  Hinterbliebenen  er- 
löschen. Die  Gewerbegerichte  in  Mörs  und  in  Dortmund  ver- 
urteilten Firmen  auf  die  Klage  früherer  Arbeiter  dieser  Betriebe 
zur  Herauszahlung  der  Beiträge.  Die  Gewerbegerichte  erklärten 
die  zwangsweise  Heranziehung  zur  Zahlung  für  rechtswidrig 
und  waren  auch  der  Ansicht,  daß  die  Bestimmung  der  Statuten 
über  das  Verfallen  der  Beiträge  beim  Ausscheiden  gegen  die 
guten  Sitten  verstoße.  Später  beschäftigten  sich  aber  auch 
höhere  Insta.nzen  mit  der  Frage  und  entschieden  sie  zuungunsten 
der  Arbeitnehmer.  Besonderes  Interesse  beanspruchte  ein  Pro- 
zeß, der  Anfa.ng  i()o8  vor  der  Zivilkammer  des  Landgerichts 
hNsen  verhandelt  wurde.  Vier  frühere  Arbeiter  der  Firma  Krupp, 
die  da.s  Gewerbegericht  hNsen  mit  ihrer  Klage  abgewiesen  hatte, 
hatten  Berufung  eingelegt,  und  diesen  Fall  machten  jetzt  die 
Organisationen  der  christlichen  und  der  freien  Gewerkschaften 
zu  ihrer  (ägenen  Sache.  Beide  Parteien  stützten  sich  auf  Gut- 
Jiehlen  und  G('g('ngut.'ichlen  hervorragender  R('chtslehrer.  Das 
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Urteil  der  Zivilkammer  lautete  auf  Abweisung  der  Bemfung 
gegen  das  Urteil  des  Essener  Gewerbegerichts.  Die  Firma  Krupp 
wurde  also  durch  dieses  Urteil  gerechtfertigt  und  ging  als  Sieger 
aus  dem  von  den  großen  Arbeiterorganisationen  geführten  Pro- 
zesse hervor.  Aehnlich  günstig  war  für  die  Firma  ein  Urteil 
des  Landgerichts  zu  Cleve  vom  2.  Mai  1908. 

Einige  Sätze  aus  den  Entscheidungsgründen  des  zuletzt  genannten 
Urteils  seien  hier  mitgeteilt:  Es  könne  gewiß  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß 
das  angegriffene  Statut  der  Pensionskasse  rechtsgültig  zustande  gekommen  sei. 
Das  Statut  regele  den  Beitrittszwang  für  jeden  Arbeiter  des  Werks.  Deshalb 
bestimme  die  Arbeitsordnung,  daß  die  Arbeiter  sich  Abzüge  zu  einer  etwaigen 
Pensionskasse  vom  Lohn  gefallen  lassen  müßten.  Statut  und  Arbeitsordnung 
erhalte  der  Arbeiter  gleichzeitig  bei  Eingehung  des  Arbeitsvertrages  ausgehän- 
digt. Er  sehe  mithin  sofort  — was  übrigens  jedem  bei  Krupp  eintretenden  Arbeiter 
von  vornherein  bekannt  sei,  — daß  die  in  der  Arbeitsordnung  als  »etwaige  Pen- 
sionskasse« bezeichnete  Institution  in  Wirklichkeit  existiere.  Ein  Arbeits- 
vertrag mit  dem  Arbeiter  werde  nicht  eingegangen,  ehe  er  nicht  einen  Schein  un- 
terschrieben habe,  in  welchem  er  über  Empfang  der  Arbeitsordnung  und  des  Kas- 
senstatuts quittiere  und  erkläre,  sich  deren  Bestimmungen  zu  unterwerfen.  Da- 
mit habe  jeder  Arbeiter  im  Arbeitsvertrage  selbst  sich  zum  Beitritt  zur  Pen- 
sionskasse verpflichtet.  Davon,  daß  der  Arbeitsvertrag  durch  Zwang  in  un- 
zulässiger Weise  zustandegekommen  sei,  könne  keine  Rede  sein.  Der  Beitritt 
zur  Pensionskasse  sei  eine  Bedingung,  ohne  deren  Erfüllung  die  Firma  Krupp 
keinen  Arbeiter  annehme.  Wenn  der  Arbeiter  daher  trotzdem  in  ein  Arbeits- 
verhältnis zu  der  Firma  treten  wolle,  so  müsse  er  die  Bedingungen  des  Gegen- 
kontrahenten akzeptieren.  Dafür  aber,  daß  für  einen  Arbeiter  eine  Zwangs- 
lage vorliege,  bei  der  Firma  Krupp  Dienste  anzunehmen  und  damit  auf  die 
Bedingungen  einzugehen,  sei  nichts  vorgebracht  worden.  Die  Pensions- 
kasse sei  auch  im  Interesse  der  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  und 
deren  Familien.  Sie  diene  allein  dazu,  arbeitsunfähigen  Arbeitern  und 
den  Familien  verstorbener  Arbeiter  eine  Unterstützung  zu  sichern.  Ihr 
Vermögen  sei  von  der  Firma  Krupp,  Aktiengesellschaft,  völlig  getrennt.  Die 
Firma  ihrerseits  bezahle  ein  Drittel  der  Beiträge  aus  eigenen  Mitteln.  Gleich- 
gültig sei  ferner,  daß  die  Kasse,  was  ganz  natürlich  sei,  nicht  jedem  Arbeiter 
Geldzahlungen  leiste,  sondern  nur  denen,  bei  denen  die  statutenmäßigen  Voraus- 
setzungen zuträfen.  Das  teile  die  Versicherung  mit  jeder  anderen  derartigen 
Versicherung.  Andererseits  habe  nach  Maßgabe  der  Statuten  jeder  Arbeiter 
eine  Anwartschaft  auf  die  Wohltaten  der  Kasse,  und  auch  diese  Anwart.schaft 
stelle  sich  als  eine  Verbesserung  seiner  Lage  dar.  Die  Qualifikation  der  Kasse 
könne  auch  nicht  durch  den  Umstand  beeinflußt  werden,  daß  die  Firma  Krupp 
damit  neben  der  Sicherung  der  Arbeit  den  Zweck  verfolge  und  auch  erreiche, 
sich  einen  Stamm  zuverlässiger  und  brauchbarer  Arbeiter  hcranzubildcn.  Jüs 
sei  nicht  cinzusehen,  wie  dieser  begleitende  JCrfolg,  dessen  JCr.streben  diirch- 
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aus  der  Billigkeit  entspreche,  die  segensreichen  Wirkungen  der  Kasse  nacli- 
teilig  beeinflussen  solle.  Es  entspreche  auch  der  Stellung  der  Pensionskasse 
als  einer  Kasse  zur  Sicherstellung  Kruppscher  Arbeiter,  daß  der  Arbeiter  nur 
solange  an  ihren  Wohltaten  teilnehme,  als  er  sich  noch  in  einem  Arbeitsverhält- 
nis zu  der  Firma  befinde.  Endlich  .sei  es  nur  ein  den  guten  Sitten  entsprechen- 
des Prinzip,  daß  der  Einzelne  seinen  Kräften  entsprechend  zugunsten  der  All- 
gemeinheit Opfer  zu  bringen  habe.  Die  Bestimmung,  wonach  auch  bei  Ent- 
lassung des  Arbeiters  seitens  der  Firma  dessen  Beiträge  zugunsten  der  Kasse  ver- 
fielen, möge  in  einzelnen  Fällen  eine  Härte  für  den  Arbeiter  enthalten;  den 
guten  Sitten  aber  widerspreche  sie  aus  den  vorangeführten  Gründen  nicht.  Dies 
um  so  weniger,  als  bei  dem  Wiedereintritt  eines  wegen  Arbeitsmangels  ent- 
lassenen Arbeiters  ihm  auf  seinen  Antrag  die  verflossene  Dienstzeit  auf  die 
Kirenzzeit  anzurechnen  sei,  und  weil  die  Beiträge  außerordentlich  gering,  i 
des  Lohnes,  seien.  Auch  der  Umstand,  daß  der  Arbeiter,  um  seine  eingezahlten 
Beträge  nicht  zu  verlieren,  unter  unbequemeren  Arbeitsverhältnissen  even- 
tuell bei  der  Firma  bleibe,  könne  diese  Bestimmung  nicht  zu  einer  unsittlichen 
machen.  Auch  andere  Teile  der  Bevölkerung  sähen  sich  oft  in  die  Notwendig- 
keit versetzt,  abzuwägen,  welcher  Schritt  ihnen  mehr  Vorteil  bringe,  und  seien 
aus  dieser  Erwägung  heraus  oft  gezwungen,  Unbequemlichkeiten  auf  sich  zu 
nehmen,  um  sich  Vorteile  zu  erhalten 

Uebrigens  sind  die  Arbeiter  mit  den  Werkpensionskassen 
auch  dann  nicht  immer  zufrieden,  wenn  die  Unterstützungen  trotz 
des  Austritts  weiter  vergütet  werden.  So  führte  der  Gewerbein- 
spektor für  den  Reinigungsbezirk  Marienwerder  in  seinem  Be- 
richt von  1907  die  Maschinenfabrik  A.  Ventzki  in  Graudenz  als 
Muster  dafür  an,  daß  dem  Arbeiter  sein  Anspruch  an  die  Kasse 
erhalten  bleibe,  auch  wenn  er  aus  dem  Werke  ausscheide.  Bei 
der  Diskussion  über  die  Werkpensionskassen,  die  der  christliche 
Metallarbeiterverband  in  seiner  Münchener  Generalversamm- 
lung abhielt,  wurde  aber  nun  gerade  von  dem  Referenten  diese 
selbe  Maschinenfabrik  als  Beispiel  angeführt  dafür,  daß  die 
Werkpensionskassen  den  gewerkschaftlichen  Organisationen 
schaden  sollten,  und  zwar  deshalb,  weil  bei  ihrer  Einrichtung 
der  Kommerzienrat  Ventzki  u.  a.  folgende  Ausführungen  ge- 
macht habe:  Er  wolle  nicht  verschweigen,  daß  nur  gute  und 
getreue  Arbeiter  an  den  Stiftungen  Anteil  haben  und  in  den 
Hilfsverein  aufgenommen  werden  sollten,  besonders  nur  die, 
welche  nicht  anderen  »sogenannten  Hilfsvereinen«  angehörten. 

* * 

* 

Als  ein  s(;lir  geeign(‘t(;s  Ka,m])fmittel  haben  sich  in  dem 
letzten  jaJnzehnt  die  mit  den  Woblfahrtseinrichtungen  meist 
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eng  verknüpften  arbeitgeberfreundlichen  Arbeiterorganisationen 
herausgestellt.  Wie  der  erste  dieser  sogenannten  Werkvereine 
entstand,  schildert  ein  beteiligter  Arbeitgeber,  Dr.  Guggenheim- 
Augsburg,  folgendermaßen:  »Während  der  großen  Aussperrung 
im  Jahre  1905,  als  die  bayrischen  Metallindustriellen  ca.  35  000 
Arbeiter  aussperren  mußten,  waren  speziell  die  Arbeiter  unseres 
Werks  zu  uns  gekommen  und  hatten  zu  uns  gesagt:  »Was  sollen 
wir  tun?  Wir  wollen  ja  arbeiten.  Wir  stellen  ja  gar  keine  anderen 
Bedingungen,  wir  sind  ganz  und  gar  zufrieden  mit  den  Ver- 
hältnissen, die  bei  uns  herrschen.«  Wir  konnten  ihnen  gar  nichts 
anderes  antworten  als:  »Der  Beschluß  des  bayrischen  Metall- 
industriellen-Verbandes  befiehlt,  daß  wir  zu  90  % aussperren. 
Wir  können  nichts  anderes  tun,  als  Euch  aussperren.  Wir  wollen 
aber  denjenigen,  die  arbeitswillig  sind,  doch  den  Tagelohn  be- 
zahlen.« Die  Wirkung  war  dann  folgende:  Die  Leute  kamen 
wieder  und  baten  nun,  doch  wieder  arbeiten  zu  dürfen,  wenigstens 
in  Schichten.  Man  hat  ihnen  darauf  gesagt:  »Ja,  warum  seid 
Ihr  mitgegangen,  warum  tut  Ihr  Euch  nicht  auch  einmal  zu- 
sammen? Seid  Ihr  nicht  Manns  genug,  um  Euch  aufzuraffen?« 
Und  da  waren  es  nun  einige  sehr  beherzte  Arbeiter,  die  sich  das 
zu  Herzen  genommen  haben  und  hingegangen  sind  und  sich 
mit  anderen  vereinigt  haben  und  den  Verband  mit  wenigen 
hundert  Leuten  gegründet  haben,  und  aus  dem  Verbände  ist 
heute  der  Werkverein  entstanden,  der  70  % unserer  Arbeiter 
in  seinen  Reihen  hat « 

Der  glänzende  Erfolg  des  »Vereins  vom  Werke  Augsburg« 
ist  hauptsächlich  auf  wesentliche  materielle  Vorteile  zurückzu- 
führen, die  den  beteiligten  Arbeitern  zugutekommen.  Ueber 
den  Zweck  des  Vereins  sagt  § i des  Statuts: 

Zweck  des  Vereins  ist,  für  seine  Mitglieder  zu  erstreben: 

1.  Errichtung  einer  Arbeiterwitwen-  und  Waisenkasse, 

2.  Gewährung  von  Krankengeldern,  unabhängig  von  den 
Krankengeldern  der  Krankenkasse  für  das  Werk  Augsburg, 

3.  Gewährung  von  Unterstützungsbeiträgen  im  Falle  der 
Bedürftigkeit  und  Würdigkeit, 

4.  Gewährung  von  zinsfreien  Darlehen, 

5.  Gewährung  von  Altersprämien  alljährlich  bei  der  Christ- 
bau mfeier, 

6.  Gewährung  von  Beiträgen  zum  Besuch  von  Ausstel- 
lungen, 
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7.  Ablialtung  von  Festlichkeiten,  insbesondere  Christbe.iini- 
feicrn  mit  Geschenken  an  die  Familienangehörigen. 

Wie  groß  relativ  die  Zuwendungen  der  Firma  sind,  ersieht 
man  daraus,  daß  im  Jahre  igo8  bei  einer  Einnahme  von  2451  Mk. 
aus  den  Beiträgen  der  ordentlichen  Mitglieder  37  577  Mk.  ver- 
ausgabt und  dazu  noch  10  325  Mk.  erspart  werden  konnten. 

Nicht  immer  aber  sind  die  den  Werk  vereinen  von  der  Firma 
zugewiesenen  Unterstützungen  so  mannigfaltig,  so  reichlich 
wie  bei  dem  Werke  Augsburg.  Namentlich  in  Norddeutschland 
hielten  es  die  Unternehmer  für  unmöglich,  so  viel  Patriarchalis- 
mus in  den  Werkvereinen  zum  Ausdruck  zu  bringen,  wie  das 
in  süddeutschen  Städten  vielfach  noch  möglich  ist.  Man  ver- 
hält sich  daher  in  den  norddeutschen  Städten  mehr  passiv. 
Als  Muster  für  Werkvereine  nach  norddeutschem  Typus 
kann  der  Unterstützungsverein  der  Siemens-Werke  bezeich- 
net werden.  Zwar  haben  auch  sie  durch  einen  verhältnis- 
mäßig nur  geringfügigen  Beitrag  die  Gründung  einer  Un- 
terstützungskasse ermöglicht,  aber  weitere  Beihilfen  fanden 
nicht  statt,  und  bei  Vergebung  der  Mittel  der  Wohlfahrts- 
einrichtungen macht  das  Werk  keinen  Unterschied  zwi- 
schen den  verschieden  organisierten  Arbeitern.  Es  war  aller- 
dings selbstverständlich,  daß  bei  Betriebseinschränkungen  in 
erster  Linie  die  Arbeiter  weitere  Beschäftigung  finden,  die  den 
Willen  gezeigt  haben,  »mit  der  Firma  in  gutem  Einvernehmen 
zu  stehen«,  ebenso  weil  den  Mitgliedern  des  Werkvereins  Unter- 
stützungen für  den  Fall  einer  Aussperrung  seitens  der  Firma 
in  Aussicht  gestellt  sind.  Immerhin  muß  festgestellt  werden,  daß 
eine  Anzahl  der  wirtschaftsfriedlichen  Organisationen  ohne  Zu- 
schüsse von  Nichtarbeitern  auskamen;  einige  erhoben  von 
ihren  Mitgliedern  Beiträge  bis  zu  25  Mark  pro  Jahr,  Im  ganzen 
kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  die  Anziehungs- 
kraft dieser  Organisationen  hauptsächlich  auf  die  geringen  Lei- 
stungen der  Mitglieder  und  die  hohen  Gegenleistungen,  die 
dafür  zu  erwarten  stehen,  zurückzuführen  sind.  Ende  1913 
zählten  die  »Wirtschaftsfriedlichen«  280  000  Mitglieder,  die 
sich  auf  1130  Ortsvereine  verteilten,  das  Vermögen  bezifferte 
sich  auf  2,7  Millionen  Mark. 

J)i(‘  große  Zahl  der  Mitglieder  ist  um  so  auffallender,  weil 
auch  di(^  Nichtorganisierten  nicht  samt  und  sonders  aufnahme- 
fiihig  sind.  So  luäßt  c'S  iin  (ieschäftsbericht  des  Arbeitervereins 
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Grusunwerk  pro  1907;  »Es  ist  erklärlich,  daß  bei  den  Anmeldun- 
gen zur  Erwerbung  der  Mitgliedschaft  mancher  zurückgewiesen 
werden  mußte,  da  viele  mit  nicht  einwandfreien  Gesinnungen 
sich  aus  eigennützigen  Gründen  zur  Aufnahme  drängten.«  Ob 
die  Aufgenommenen  in  ihrer  Gesinnung  auch  wirklich 
alle  einwandfrei  sind  und  bleiben,  kann  natürlich  bezweifelt 
werden.  Bei  den  Wahlen  zur  »Krankenka.sse  von  Werk 
Augsburg«  Ende  Mai  1909  waren  2350  Mitglieder  des  Werk- 
vereins wahlberechtigt;  von  diesen  erschienen  1912  zur  Wahl, 
aber  nur  1389  gaben  Stimmzettel  mit  der  von  dem  Werk- 
verein aufgestellten  Liste  ab. 

Unrichtig  ist  es,  derartige  Organisationen  ohne  weiteres 
»Gelbe  Vereine«  nach  französischem  Muster  zu  nennen:  Bei  dem 
1889  in  Montceau-les-Mines  ausgebrochenen  großen  Bergarbeiter- 
streik hatte  sich  eine  größere  Gruppe  Arbeitswilliger  von 
den  Streikenden  abgesondert.  Sie  wurden  daraufhin  in  ihrem 
Versammlungslokal  von  der  Mehrheit  belagert,  die  schließlich  dazu 
überging,  die  Fensterscheiben  einzu werfen.  Als  die  Angreifer 
sich  entfernt  hatten,  holten  die  Arbeitswilligen  aus  einer  benach- 
barten Buchdruckerei  gelbes  Papier,  um  die  zertrümmerten 
Fensterscheiben  zu  ersetzen.  Seit  der  Zeit  pflegt  man  in  Fra.nk- 
reich  die  Gruppen  der  Arbeiter,  die  versuchen,  mit  den  Arbeit- 
gebern freundliche  Beziehungen  aufrecht  zu  erhalten,  die  »Gelben« 
zu  nennen.  Das  Wesen  dieser  gelben  Syndikate  ist  aber  ganz 
anders  geartet  als  das  unserer  Werkvereine.  Schon  die  Mitglied- 
schaft ist  eine  ganz  andere.  Nach  dem  Statut  der  Nationalen 
Förderation  der  Gelben  Frankreichs  können  der  Vereinigung 
angchören : die  Berufsvereinigungen  der  Arbeitgeber,  der  Arbeiter, 
der  Landwirte  und  der  ländlichen  Arbeiter,  Handwerksinnungen, 
Studienzirkel,  Einzelgruppen  der  Gelben  und  im  Allgemeinen  alle 
Vereinigungen  und  Personen,  die  die  Satzungen  anerkennen  . . . . 
Hauptziel  und  Bestreben  der  französischen  Gelben  ist,  durch 
Sparsamkeit  ein  kleines  Kapital  zu  gewinnen,  um  mit  dessen 
Hilfe  einen  Anteil  an  dem  Unternehmen,  in  dem  sie  beschäftigt 
sind,  zu  erhalten.  Die  französischen  (Selben  sind  durchaus  anti- 
sozie.hstisch,  aber  nicht  unter  allen  Umständen  gegen  einen 
Kiimpf  mit  den  Unternehmern.  Sie  verwerfen  nach  ihrem 
ih'ogramrn  nur  diejenigen  Streiks,  welche  niclit  einen  misschließ- 
lieh  beruflichen  ('hnraktcr  liaben,  und  deren  Notwendigkeit 
nicht  diircli  di(‘  Ih'irtnäckigkeit  d(!r  Arbeitgeber  nachgewies(‘u 
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ist.  Ihr  eigenartiges  Wesen  wurzelt  in  dein  Sparsinn  des  fre.n- 
zösischen  Volkes;  nach  der  Aeiißerung  eines  leitenden  gelben 
Gewerkschaftlers  ist  die  ganze  gelbe  Bewegung  in  Frankreich 
nichts  anderes  als  »der  Revolteschrei  des  französischen  Sparers 
gegen  die  sozialdemokratische  Lumpentheorie«. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  im  Laufe  der  Zeit  insofern 
eine  innere  Annäherung  unserer  »Wirtschaftsfriedlichen«  an  die 
französischen  »Gelben«  stattgefunden  hat,  als  der  Zulauf  zr. 
den  bei  uns  zunächst  durch  die  Förderung  der  Unternehmer 
groß  gewordenen  Organisationen  allmählich  immer  mehr  d i e 
Kreise  unserer  Arbeiterschaft  erfaßte,  die  sich  aus  ihrer  Ruhe 
und  Behaglichkeit  nicht  auf  scheuchen  lassen  wollten  und  des- 
halb in  einen  bewußten  Gegensatz  zu  den  Kampforganisationen 
gerieten,  ohne  aber  eine  allzeit  willfähige  Gefolgschaft  der  Unter- 
nehmer zu  sein.  Im  Berliner  Werkvereinsprogramm  vom  3.  Ok- 
tober 1913  heißt  es  »Die  Werkvereine  verzichten  nicht  auf  das 
ihnen  gesetzlich  zustehende  Streikrecht«.  Die  Tatsachen  geben 
allerdings  den  Gegnern  der  Wirtschaftsfriedlichen  Recht,  daß 
dieser  Theorie  bisher  keine  Praxis  gegenüberstehe,  das  Streik- 
recht der  »Gelben«  nur  ein  Scheindasein  führe  ^).  Die  über- 

Auf  der  Tagung  des  Bundes  deutscher  Werkvereine  zu  Hannover  am 
14.  Mai  1918  wurden  Richtlinien  für  die  Bundesarbeit  angenommen,  in  §3  heißt  es: 

Der  BDW.  betrachtet  das  Arbeitsverhältnis  als  ein  Zusam- 
menwirken zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  zur  Erreichung  beider- 
seitiger guter  Lebensbedingungen. 

Für  das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ist  für  den 
BDW.  die  Erkenntnis  grundlegend  und  wegweisend: 

a)  daß  vom  GedeihenderUnternehmung  sowohl  die  Arbeits- 
möglichkeit als  auch  die  günstige  Gestaltung  der  Arbeitsbe- 
dingungen abhängig  ist ; 

b)  daß  das  wohlverstandene  Interesse  des  Arbeitgebers 
ebenso  wie  das  Interesse  des  Arbeiters  dahin  geht,  die  Lohnbedingungen 
wie  das  ganze  Arbeitsverhältnis  überhaupt  möglichst 
g ü n s t i g zu  gestalten,  um  die  Arbeiterschaft  des  Unternehmens  dauernd 
zufrieden  und  arbeitsfreudig  zu  erhalten. 

Entsprechend  seiner  Auffassung  vom  Arbeitsverhältnis  als  einer  Werk- 
g c m e i n s c li  a f t stellt  der  BDW-  auf  dem  Boden  einer  friedlichen 
Verständigung  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer.  Er  verwirft 
den  Klassenkampf  und  erblickt  in  Arbeitskämpfen  eine  Schädigung  der  Ar- 
lieitcr  und  ihrer  Familien  .sowie  der  Industrie  und  des  gesamten  Volkswohl- 
standes. Streitfragen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  in  bezug  auf 
das  Arbeitsvcrliältnis  werden  deshalb  im  Bunde  Deutscher  Werkvereine  durch 
freiwillige  Schiedsgerichte  geregelt.  Nur  da,  wo  sich  ein  Arbeit- 
geber dem  wirtschaftsfriedlichen  Gedanken  und  den  freiwilligen  Schiedsämtern 
verschließt,  kann  für  die  Mitglieder  des  Bundes  Deutscher  Werkvereine  der 
Streik  als  M i 1 1 e I der  N o t w e ]\  r in  Betracht  kommen. 
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wiegende  Mehrzahl  namentlich  unserer  Großunternehmer  hält 
nur  dann  wirtschaftfriedliche  Vereine  für  wertvoll,  wenn 
sie  aus  den  Arbeitern  eines  einzeJnenWerks 
heraus  entstehen  und  sich  auf  diese  auch 
beschränken.  Eine  dauernde  Verbindung  der  Arbeiter 
des  einen  Werks  mit  den  Kollegen  eines  andern  wird  im  all- 
gemeinen von  den  Unternehmern,  die  den  Werkvereinen  freund- 
lich gegenüberstehen,  nicht  gern  gesehen.  Das  kommt  auch 
in  den  Satzungen  der  Werkvereine  deutlich  genug  zum  Aus- 
druck. Beim  Unterstützungsverein  der  Siemens-Werke  ist 
nur  derjenige  aufnahmefähig,  der  »in  den  innerhalb  der  Provinz 
Brandenburg  gelegenen  Betrieben  dei  Siemens-Werke  beschäftigt 
ist,  keiner  Organisation  angehört,  die  auch  in  außerhalb  der 
Firma  stehenden  Betrieben  beschäftigte  Personen  umfaßt,  und 
keine  dieser  Organisationen  in  irgendeiner  Form  unterstützt«. 
Ganz  ähnlich,  meist  sogar  wörtlich  übereinstimmend,  lauten 
die  Satzungen  anderer  Werkvereine. 

Bezeichnend  ist  ein  Antwortschreiben,  das  der  Arbeiterverein  des  Krupp- 
schen Grusonwerks  in  Magdeburg-Buckau  an  das  Kartell  Gelber  Arbeitervereine 
richtete.  Die  Einladung  dieser  Organisation,  sich  ihr  anzuschließen, 
wurde  abgelehnt,  und  zwar  mit  folgender  Bzgründung; 

»Die  Bezeichnung  »Gelber  Verein«  paßt  nicht  für  uns.  Wir  haben  unsern 
Verein  »Arbeiterverein  von  Friedrich  Krupp  Aktiengesellschaft,  Gruson-Werk«, 
abgekürzt  »A.V.Gwk.«,  genannt.  Wir  bitten,  ihn  so  zu  bezeichnen  und  wollen 
ihn  lediglich  als  einen  von  allen  äußeren  Einflüssen  unabhängigen  Werkverein 
betrachtet  wissen.  Diesen  äußeren  Einflüssen  entgehen  wir  nicht,  wenn  wir 
ans  einer  außerhalb  unseres  Werks  bestehenden  politischen  oder  unpolitischen 
engeren  Organisation  angliedern.  Die  Einrichtungen  des  Staates,  seine  Gesetze 
und  unsere  Fabrikordnung  bieten  uns  nach  dieser  Richtung  ein  weites  Feld 
unmittelbarer  Betätigung.  Der  A.V.Gwk.  erstrebt  die  Aufbesserung  der  Lage 
seiner  Mitglieder  Hand  in  Hand  mit  den  Vertretern  der  Firma  in  vollem  Ver- 
trauen zu  der  tatkräftigen  Mitwirkung  aller  Vorge.setzten,  bei  billigem  Mit- 
genuß günstiger  Geschäftslagen,  entsprechend  dem  Stande  der  vaterländischen 
Industrie,  von  der  wir  alle  abhängig  sind.  In  Werksangelegenheiten  dulden 
vir  keine  Vermittlung  zwischen  uns  und  unserm  Arbeitgeber,  weil  wir  die  Ueber- 
zeugung  haben,  daß  unsere  Bestrebungen  zur  Besserung  unserer  Lage  im  direkten 
Verkehr  mit  unsern  Vorgesetzten  und  Arbeitgebern  sich  am  ehesten  und  besten 
verwirklichen  läßt.  Der  A.V.Gwk.  wird  sich  daher  niemals  der  politischen 
Parteien  Haß  und  Gunst  unterwerfen  und  will  niemals  einer  Organisation  an- 
gehören, deren  Leitung  überdie.s  Unkosten  veranlaßt,  die  wir  nicht  aufbringen 
wollen.  »Durch  Spar.samkeit  zur  wahren  Freiheit  zu  gelangen«,  das  schließt  in 
?ich,  daß  wir  alle  nicht  notwcnrligen  Ausgaben  vermeiden,  unser  Geld  fest- 
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halten  und  dafür  sorgen,  daß  Zuwendungen  irgendwelcher  Art  uns  hc/'w.  un- 
serm  Verein  allein  zugute  kommen « 

Die  Unternehmer,  die  über  W'erkvereine  verfügen,  vv(jllei! 
nicht,  daß  ihre  Arbeiter  auf  die  Freizügigkeit  verzichten;  iin 
Gegenteil,  einer  der  Hauptförderer  der  Werkvereine  auf  Seiten 
der  Unternehmer  sagte  einmal  in  der  Verbandsversammlung 
der  Hauptstelle  Deutscher  Arbeitgeberverbände:  »Der  Arbeiter 
soll  auch  hinauskommen  und  draußen  etwas  Welt  sehen.«  Wenn 
nun  aber  ein  Arbeiter  seinem  Werkverein  den  Rücken  kehrt, 
um  anderswo  Beschäftigung  zu  suchen,  verliert  er  die  Vorteile, 
die  ei  vielleicht  jahrelang  mitgenossen  hat,  und  diese  Möglich- 
keit kann  nicht  nur  von  der  Agitation  vortrefflich  ausgenutzt 
werden,  sondern  wird  auch  von  den  x\rbeitgebern,  die  das  Wandern 
innerhalb  gewisser  Grenzen  nicht  als  Nachteil,  sondern  als 
Vorteil  ansehen,  als  üebelstand  empfunden.  Man  hat  dem  a.h>- 
zuhelfen  versucht,  nicht  durch  Zusa.mmenschluß  einzelner 
Werkorganisationen  miteinander  — der  trotzdem  auf  die 
Dcuuer  nicht  zu  vermeiden  sein  wird  — , sondern  durch  Zentrali- 
sation der  Kassen  und  Fühlungnahme  der  beteiligten  Unter- 
nehmer. 

Nun  können  Werkvereine  wohl  nur  für  die  größeren  Be- 
triebe in  Frage  kommen,  die  mindestens  loo  bis  200  Arbeiter 
beschäftigen.  Die  kleineren  Arbeitgeber,  namentlich  diejenigen 
des  Handwerks,  müssen  sich  also  schon  damit  zufrieden 
geben,  da.ß  ihre  Arbeiter  sich  arbeitgeberfreundlichen  Organi- 
sationen anschließen,  die  sich  nicht  ausschließlich  auf  ein 
Unternehmen  stützen.  So  haben  z.  B.  arbeitgeberfreund- 
liche Bauarbeiter  sich  in  dem  »Bauhandwerkerbunde  von  Groß- 
berlin und  Umgegend  vereinigt«.  Diese  Organisation  ist  das 
Ergebnis  des  letzten  großen  Streiks  im  Berliner  Baugewerbe. 
Der  § I der  Satzungen  dieses  Vereins  lautet  in  seinem  ersten 
Absatz:  »Der  Zweck  des  Vereins  ist  die  Förderung  gedeihlicher 
Arbeitsverhältnisse,  die  Pflege  des  Einvernehmens  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern,  die  Unterstützung  der  Kollegen 
in  Krf.nklieits-  und  Sterbefällen,  sowie  die  soziale  und  wissen- 
srh.'dtliche  Aufklärung  der  Mitglieder«. 

Für  d (‘  r f.  r t i g (‘  Organisationen  ist  eine  Zusammen- 
fassimg  in  dem  »Ihinde  Vaterländischer  Arbeitervereine«  ge- 
S('haff(ii,  (b  r J007  gegründet  wurde. 
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Er  bezeichnet  als  seinen  Zweck  die  sittliche,  gesellschaftliche  und  wirt- 
schaftliche Hebung  der  Lage  aller  Arbeitnehmer.  Insbesondere  erstrebt  der 
Bund : 

1.  ein  gutes  Einvernehmen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
herbeizuführen  und  zu  erhalten, 

2.  etwa  entstehende  Meinungsverschiedenheiten  nach  Möglichkeit  auf  dem 
Wege  friedlicher  Regelung  und  ohne  Arbeitseinstellung  zum  Austrag  zu  bringen, 

3.  dem  sozialdemokratischen  Terrorismus  auf  wirtschaftlichem  und  politi- 
schem Gebiete  tatkräftig  entgegenzutreten. 

Als  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  gelten: 

1.  Friedliche  Verhandlungen  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
zur  Regelung  der  Lohn-  und  Arbeitsverhältnisse, 

2.  Eingaben  und  Anträge  an  Aufsichtsbehörden,  an  die  Volksvertretung 
und  an  Regierungen  zur  Wahrung  der  Sache  der  Arbeiter, 

3.  belehrende  Vorträge  über  Stand  und  Entwicklung  des  Erwerbs-  und 
Wirtschaftslebens  sowie  über  die  Fragen  der  sozialen  Fürsorge  und  Gesetz- 
gebung usw,, 

4.  Vertretung  der  Mitglieder  in  Rechtsschutzsachen  am  Reichsversiche- 
rungsamt zu  Berlin  durch  eine  besonders  geeignete  Kraft. 

Wie  den  einzelnen  Werkvereinen  der  Unternehmer  helfend 
und  ratend  zur  Seite  steht,  so  werden  die  Bestrebungen  vater- 
ländischer Arbeitervereine  durch  einen  besonderen  Förderungs- 
ausschuß unterstützt.  Dieser  Ausschuß  hat  einen  Aufruf  erlassen, 
in  dem  betont  wird,  daß  die  nationalen  Arbeiter  aus  eigener 
Kraft  gegen  die  skrupellos  vorgehende  Sozialdemokratie  nicht 
mehr  auf  kommen  können.  Es  sei  daher  die  Pflicht  aller  patrioti- 
schen Deutschen,  die  nationalen  Arbeiter  in  ihrem  schweren 
Kampfe  gegen  die  Sozialdemokratie  opferwillig  zu  unterstützen. 
Vor  allem  müsse  die  Werbekraft  der  nationalen  Arbeitervereine 
dadurch  gestärkt  werden,  daß  es  ihnen  möglich  gemacht  werde, 
ihren  Mitgliedern  und  deren  Familien  mindestens  die  gleichen 
Vorteile  jeder  Art  zu  bieten  wie  die  ähnlichen  sozialdemokra- 
tischen Organisationen.  Zu  diesem  Zwecke  sollen  Krankengeld- 
Zuschußkassen,  Familienkassen,  Spar-  und  Darlehensgenossen- 
schaften, Baugenossenschaften,  Arbeitersekretariate,  Lesezimmer 
errichtet  werden.  Der  Ausschuß  meinte,  es  könnten  noch  bis 
acht  Millionen  deutscher  Arbeiter  für  vaterländische  Arbeiter- 
vereine gewonnen  werden  und  dazu  noch  zweidreivicrtel  bis 
dreidreiviertcl  Millionen  für  Werkvereine.  Ihn  goldener  Opti- 
mismus! Während  des  Krieges  hat  unter  Zustimmung  des 
»Förderungsausschusses«  die  Vereinigung  der  deutschen  Arbeit- 
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geberverbände  die  Sammlung  von  Beiträgen  für  die  wirtsclndts- 
friedliche  Arbeiterbewegung  übernommen.  Tm  November  1916 
erließ  sie  zu  dem  Zwecke  ein  Rundschreiben,  in  dem  es  hieß: 

»Die  wirtschaftsfriedliche  Arbeiterbewegung  hat  in  den  letzten  Jahren 
erfreuliche  Fortschritte  gemacht,  so  daß  sie  schon  ihrem  Umfange  nach  den 
kampfgewerkschaftlichen  Organisationen  an  die  Seite  gestellt  werden  kann. 
Dieser  Fortschritt  ist  trotz  außerordentlicher  Hindernisse  er.stritten  worden. 
Immer  mehr  und  mefir  haben  vaterländisch  und  wirtschaftlich  denkende  Kreide 
de'>  öffentlichen  Lebens  eingesehen,  von  welcher  segenbringenden  Wirkung  fin- 
den Fortschritt  unseres  Wirt.schaftslebens,  der  auf  den  Frieden  der  Beteiligten 
gegründet  sein  muß,  der  Zusammenschluß  der  wirtschaftsfriedlich  denkenden 
Arbeiter  ist.  Sowohl  bei  verschiedenen  Parteien  des  Reichstags  als  auch  in  den 
Landtagen  hat  die  Bewegung  willige  Unterstützung  gefunden.  In  einer  großen 
Versammlung  am  i.  Oktober  1915  in  Berlin  haben  namhafte  Vertreter  aus  allen 
Gesellschaftskreisen,  Männer  des  öffentlichen  Lebens  und  der  Industrie  \on 
neuem  ihre  volle  Sympathie  mit  den  Bestrebungen  der  wirtschaftsfriedlichen 
Verbände  zum  Ausdruck  gebracht  und  deren  tatkräftige  Unterstützung  zuge- 
sichert. Ist  schon  während  des  Krieges  die  Förderung  aller  auf  den  Wirtschafts- 
frieden gerichteten  Bestrebungen  eine  Flauptpflicht  aller  deutschen  Gesell- 
schaftskreise, so  wird  es  besonders  nach  dem  Kriege  nötig  sein,  in  Anbetracht 
der  von  allen  Seiten  auf  die  schaffende  Arbeit  hereindrängenden  Erschwerungen 
und  Belastungen,  im  Hinblick  auf  die  sicher  zu  erwartenden  großen  wirtschaft- 
lichen Kämpfe  alle  Kräfte  zu  sammeln,  die  auf  dem  Boden  eines  friedlichen 
Zusammenarbeltens  aller  sozialen  Schichten  stehen.« 

Genau  zwei  Jahre  später  sahen  sich  die  Arbeitgeber  — • in 
ihrer  Vereinbarung  mit  den  Gewerkschaften  vom  15.  November 
1918  — ■ zu  der  Erklärung  gezwungen,  daß  die  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitgeberverbände fortab  die  Werkvereine  vollkommen  sich  selbst 
überlassen  und  sie  weder  mittelbar  noch  unmittelbar  unter- 
stützen würden.  Damit  haben  die  wirtschaftsfriedlichen  Verbände 
ihre  Rolle  als  Kampfmittel  der  ^Arbeitgeber  ausgespielt;  ob  sie 
trotzdem  zur  Fortentwicklung  Kraft  genug  in  sich  selbst 
tragen,  bleibt  abzuwarten. 

Dritter  A b s c h n i t t. 

Der  Arbeitsnachweis  als  Kampfmittel. 

i().  K a ])  i t e 1. 

Als  e.m  12.  Oktober  n)o()  der  Zechenverband  des  Ruhr- 
r(;vi<‘rs  den  einstimmig  gelaßti'n  Ik'schlnß  bekannt  machte. 
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daß  er  am  i.  Januar  1910  einen  Arbeitsnaxhweis  mit  Zwangs- 
verpflichtung für  Grubenverwaltungen  und  Bergarbeiter  ein- 
richten werde,  bemächtigte  sich  der  ganzen  deutschen  Arbeiter- 
schaft eine  Erregung,  wie  man  sie  bis  dahin  kaum  jemals  erlebt 
ha.tte.  Allenthalben  wurden  große  Protestkundgebungen  ver- 
anstaltet, fast  die  gesamte  öffentliche  Meinung  stand  auf  Seiten 
der  Arbeiter.  Ein  großer  Bergarbeiterstreik,  der  unser  gesamtes 
noch  nicht  ganz  von  einer  schweren  Depression  erholtes 
wirtschaftliches  Leben,  hart  treffen  mußte  schien  un- 
mittelbar bevorzustehen.  In  einem  Aufrufe  des  Vorstandes 
des  Gesamtverbandes  Christlicher  Gewerkschaften  hieß  es, 
der  einseitige  Nachweis  der  Arbeitgeber  bedeute  die  Mono- 
polisierung des  Arbeitsmarktes  und  die  bedingungslose  Herrschaft 
des  Arbeitgebers  über  den  Arbeiter;  es  handle  sich  um  eine 
Arbeiterknebelungsanstalt  im  schlimmsten  Sinne  des  Wortes, 
um  die  geheime  Feme,  die  mit  brutaler  Rücksichtslosigkeit 
mißliebige  Arbeiter  verfolge,  um  Herabwürdigung  der  freien 
deutschen  Arbeiter  zu  willenlosen -Hörigen.  »Auf  zum  Protest 
auf  der  ganzen  Linie!  Hoch  die  Freiheit  der  Arbeiter!  Nieder 
mit.  der  das  Vaterland  verderbenden  kapitalistischen  Willkür!« 
Der  Christliche  Gewerkschaftsführer  Effert  kündigte  einen 
Schlag  an,  der  so  geführt  werden  solle,  daß  das  Gewerbe  und 
die  ganze  Industrie  lahm  gelegt  würden.  Mit  den  Arbeiter- 
verbänden des  Auslands  solle  verhandelt  werden,  daß  gegebenen- 
falls auch  die  Ausfuhr  von  Kohlen  nach  Deutschland  verhindert 
würde. 

Jedem,  der  die  tatsächlichen  Verhältnisse  einigermaßen 
kannte  und  objektiv  zu  urteilen  vermochte,  mußte  diese  leiden- 
schaftliche Erbitterung  ein  Rätsel  bleiben,  do.s  auch  dann  noch 
nicht  ganz  gelöst  werden  konnte,  wenn  man  den  Umstand 
gebührend  berücksichtigte,  daß,  wie  Professor  Francke,  der 
Redakteur  der  Sozialen  Praxis,  sich  ausdrückte,  »die  Arbeiter- 
presse und  die  Versammlungsredner  jeden  Vorfall  ausbeuteten, 
die  Gemüter  zu  entflammen  und  auf  den  großen  Kc.mpf  vor- 
zubereiten«. 

Will  man  richtig  urteilen,  so  wird  man  bis  auf  die  Zeit 
zurückgehen  müssen,  wo  die  Regelung  des  Arbeitsmarktes. hist 
ganz  dem  Zufall  und  dem  so  bedenklichen  gewerbsmäßigen  Ver- 
mittlertum  anheimgegeben  war.  Reichlich  spät  bekam  man 
Verständnis  dafür,  daß  die  Organisation  des  Arbeitsmarktes 
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mindestens  ebenso  wiclitig  ist  wie  die  Organisationen  des  Waren- 
nnd  Wertpapiermarktes.  Den  Arbeitern  erschwerte  die  ganz 
ungenügende  Uebersicht  über  den  Arbeitsmarkt  nicht  nur  das 
Stellensuchen,  sondern  auch  die  Lohnbewegungen.  Was  konnte 
es  nützen,  wenn  die  Arbeiterschaft  in  einer  Werkstatt  die  Arbeit 
niederlegte,  aber  damit  rechnen  mul3te,  dal3  schon  in  den  nächsten 
Tagen  die  auf  der  »Umschau«  befindlichen  Kollegen  die  Plätze 
besetzen  würden,  die  sie  im  Kampfe  verlassen  hatten.  Ma.n 
ging  bei  manchen  Gewerkschaften  dazu  über,  das  Anfragen 
nach  Arbeit  in  Fabriken  und  Werkstätten  zu  verbieten  und 
Zuwiderhandlungen  zu  bestrafen,  im  äußersten  Falle  durch 
Ausschluß.  Ein  derartiges  Vorgehen  regte  gleichzeitig  zur 
Einrichtung  von  Arbeitsnachweisen  an,  die  man  bald  allent- 
halben auf  der  Arbeiterseite  als  vortreffliche  Propaganda- 
mittel für  gewerkschaftliche  Zwecke  empfahl.  Der  Gedanke, 
dem  Staat  oder  der  Kommune  den  Arbeitsnachweis  zu  über- 
lassen, wurde  entschieden  zurückgewiesen.  Trotzdem  auf  dem 
2.  Gewerkschaftskongreß  im  Jahre  1896  die  Vorzüge  der  kom- 
munalen Arbeitsnachweise  hervorgehoben  wurden,  die  in 
manchen  Städten  seit  einigen  Jahren  mit  gutem  Erfolg . tä- 
tig waren,  erklärte  doch  der  Kongreß,  daß  grundsätzlich 
jede  Erwägung  einer  von  Arbeiter  und  Arbeitgeber  gemein- 
sam geführten  Arbeitsvermittlung  abzulehnen  sei.  »Der  natur- 
gemäß unausgleichbare  Gegensatz  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
wird  immer  ausschlaggebend  wirken,  selbst  dann,  wenn  durch 
einen  scheinbar  parteilosen  Kommunalarbeitsnachweis  ein  Kom- 
promiß auf  diesem  Gebiete  zustande  gekommen  ist  ...  . Es 
ist  ein  Irrtum,  von  der  Errichtung  kommunaler  Arbeitsnach- 
weise eine  Verbesserung  des  gegenwärtigen  Zustandes  zu  er- 
warten.« 

Inzwischen  waren  aber  die  Arbeitgeber  auf  die  Wichtigkeit 
der  Arbeitsnachweise  aufmerksam  geworden.  Schon  in  dem 
Bericht  des  Arbeitgeberverbandes  Hamburg-Altona  für  das 
Jahr  1897  wird  der  Arbeitsnachweis,  seine  Verbesserung,  und  sein 
weiterer  Ausbau  als  das  Hauptarbeitsfeld  der  Verbandstätig- 
keit bezeichnet,  und  im  folgenden  Jahre  hieß  es  im  Berichte 
desselben  Verbandes:  »Die  vielfach  unbereciitigten  Streik- 
b(;wcgi Ulgen  d(^s  verflossenen  Jahres  zeigen,  wie  begründet 
lind  zeitgemäß  die  Bestrebungen  des  Verbandes  sind,  den  Ar- 
b(‘itsnachweis  d(‘n  Arbeitgelx'rn  zu  erhalten  und  zu  erobern 
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und  damit  neben  anderen  Vorteilen  in  einer  planvoll  geleiteten 
Arbeitsvermittlung  möglichst  überall  ein  wirksames  Abwehr- 
mittel gegen  unberechtigte  Streiks  wie  gegen  den  Mißbrauch 
des  Koalitionsrechtes  zu  schaffen«.  Der  Hamburger  Verband 
begnügte  sich  aber  nicht  nur,  in  seinem  Gebiete  den  Unter- 
nehmerarbeitsnachweis zu  fördern,  er  machte  dafür  auch  außer- 
halb rege  Propaganda.  Im  September  1898  berief  er  sogar 
eine  Arbeitsnachweiskonferenz  nach  Hamburg.  Aus  ganz  Deutsch- 
land kamen  Vertreter  oder  Zustimmungsadressen.  Man  nahm 
folgende  Resolution  an:  »Die  Versammlung  spricht  ihre  Ueber- 
zeugung  dahin  aus,  daß  im  Interesse  des  Groß-  und  Kleinge- 
werbes der  Arbeitsnachweis  von  den  Arbeitgebern  zu  organi- 
sieren und  zu  handhaben  ist«.  Seitdem  machten  die  »Ham- 
burger Ideen«  rasche  Fortschritte. 

Angesichts  dieser  Tatsache  sahen  die  Arbeiterführer  ein, 
daß  ihr  Lieblingsprojekt  »Arbeitsnachweise  in  der  Hand  der 
Arbeiter«  zunächst  zurückzustellen  oder  doch  in  der  Oeffent- 
lichkeit  weniger  laut  zu  propagieren  sei.  Auf  dem  Gewerkschafts- 
kongreß zu  Frankfurt  a.  M.  im  Jahre  1899  erklärte  man  sich 
noch  einmal  grundsätzlich  für  gewerkschaftliche  Nachweise,  bei 
denen  Staat  und  Kommune  nur  die  Mittel  aufzubringen  hätten. 
Dann  hieß  es  aber  in  der  betreffenden  Resolution  weiter:  »Der 
Kongreß  erkennt  an,  daß  es  unter  den  gegenwärtig  bestehenden 
Verhältnissen  an  manchen  Orten  für  eine  Reihe  von  Berufen 
von  Vorteil  sein  könne,  sich  an  kommunalen  Arbeitsnachweisen 
zu  beteiligen«.  Es  seien  aber  folgende  Erfordernisse  nötig: 
I.  Verwaltung  durch  eine  Kommission  von  frei  gewählten  Arbeit- 
gebern-und  Arbeitern  unter  unparteiischen  Vorsitzenden.  2.  An- 
stellung von  Arbeitern  als  Beamten,  welche  durch  die  Ver- 
waltungskommission zu  wählen  seien.  3.  Keine  Vermittlung 
an  Arbeitgeber,  welche  ihre  Pflichten  nicht  erfüllen  und  nicht 
mit  Arbeiterorganisationen  in  Verhandlungen  eintreten  wollen. 
4.  Veröffentlichung  von  Lohnbedingungen  und  Arbeitsnach- 
weisstatistiken. 5.  Vertragsmäßige  Verpflichtung  der  Arbeit- 
geber, die  einzelnen  Lohnbedingungen  zu  erfüllen.  6.  Gebühren- 
freiheit. 

Dieser  Schachzug  der  Arbeiter  war  unzweifelhaft  recht 
klug  überlegt.  Der  öffentlichen  Meinung  gegenüber  konnte 
man  die  Arbeitgeber,  die  einen  unparitätischen  Arbeitsnach- 
weis für  sich  in  Anspruch  nahmen,  ins  Unrecht  setzen,  und 
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zugleich  konnte  man  für  den  Uebergang  ins  Lager  der  kommu- 
nalen Nachweise  Bedingungen  stellen,  die  den  Kampf  gegen 
das  Kapital  nicht  unwesentlich  erleichterten.  Schon  aus  dem 
mit  mannigfachen  Klauseln  versehenen  Berliner  Bc'schluß 
wird  man  ersehen,  daf3  die  Arbeiter  nur  der  Not  gehorchend 
und  nur  vorläufig  für  paritätische  Arbeitsnachweise  einzutreten 
gewillt  waren.  Man  wird  nicht  fehlgehcn,  wenn  man  eine  Aeuße- 
rung  des  Organes  der  organisierten  Fabrikarbeiter,  des  »Proletarier« 
{21.  J..nuar  1905,  in  einem  Aufsatze  »Der  Arbeitsnachweis  — 
eine  Waffe  im  wirtschaftlichen  Kampfe«)  als  die  Meinung  der 
überwiegenden  Mehrheit  der  Gewerkschaftler  ansieht:  ».  . . Die 
Unternehmer  betrachten  den  Arbeitsnachweis  — abgesehen 
davon,  daß  er  Maßregelungsbüro  sein  soll  — als  eine  Börse,  wo 
stets  eine  möglichst  große  Auswahl  von  Arbeitskiäften  am 
Markt  ist,  aus  denen  sie  sich  die  besten  und  billigsten  heraus- 
suchen können;  sie  erblicken  darin  einen  Markt,  auf  dem  die 
Preise  lediglich  nach  dem  Gesetze  von  Angebot  und  Nachfrage 
reguliert  werden.  Die  denkenden  Arbeiter  steilen  ganz  andere, 
weiterreichende  Forderungen  an  einen  Arbeitsnachweis ; sie  be- 
trachten ihn  nicht  lediglich  ads  eine  Vermittiungsanstait,  son- 
dern auch  als  eine  Einrichtung,  die  das  rein  mechanische  Ge- 
setz von  Angebot  und  Naxhfrage  durchbrechen  und  die  Aufgabe 
erfüllen  soll,  den  Preis  der  Ware  Arbeitskraft,  den  Lohn,  auf 
einer  angemessenen,  den  kulturellen  Bedürfnissen  des  Arbeiters 
entsprechenden  Höhe  zu  halten  oder  ihn  auf  diese  Höhe  hinauf- 
zubringen. Aus  diesem  Grunde  haben  die  Gewerkschaften 
ein  lebhaftes  Interesse  daran,  den  Arbeitsnachweis  in  ihre  Hände 
zu  bekommen  und  ihn  mit  gewerkschaftlichem  Geiste  zu  er- 
füllen, ganz  abgesehen  davon,  daß  es  auch  in  ihrem  Interesse 
liegt,  in  erster  Linie  ihre  Mitglieder  in  Arbeitsstellen  zu  bringen, 
um  sie  vor  Entbehrungen  zu  schützen  und  andererseits  die  Ge- 
werkschaftskasse mit  der  Unterstützung  der  Arbeitslosen  nicht 
allzusehr  zu  belasten  . . . Die  Gewerkschaften  haben  tat- 
sächlich keine  Veranlassung,  auf  ihre  eigenen  Arbeitsnachweise 
zu  verzichten,  im  Gegenteil  müssen  sie  sich  solche  erobern 
und  die  vorhandenen  ausbauen.  Ganz  abgesehen  da.von,  daß 
(iin  gut  funktionierender  Arbeitsnachweis  ein  wichtiges  Moment 
zur  H(;bung  und  Kräftigung  einer  Gewerkschaft  ist,  dürfen 
die  Gewerkschaften  nie  vergessen,  daß  der  Arbeitsnachweis 
den  Zweck  verfolgen  soll,  die  Arbeitsbedingungen  fortwährend 
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ZU  verbessern.  Sie  müssen  die  Arbeitsvermitt- 
lung ihres  rein  mechanischen  Charakters 
entkleiden  und  sie  zu  einer  Wa  f f e im  Eman- 
zipationskampfe des  Proletariats  machen.« 

Nach  den  hier  dargelegten  Prinzipien  hat  man  auf  Seiten 
der  Gewerkschaften  überall  da,  wo  die  Aussichten  einigermaßen 
günstig  waren,  auch  gehandelt.  Der  Landesminimaltarif  des 
Deutschen  Tabakarbeiterverbandes  füi  die  Zigarienindustrie 
enthält  im  § 7 folgende  Bestimmung:  »Nach  Möglichkeit  sind 
die  einzustellenden  Arbeiter  von  dem  im  Gau  oder  am  Orte 
bestehenden  Arbeitsnachweis  des  Deutschen  Tabakarbeiterver- 
bandes zu  entnehmen«.  In  einer  Anmerkung  wird  dieser  Para- 
graph näher  dahin  erläutert,  daß  diese  Bestimmungen  den 
Zweck  haben  sollen,  »denjenigen  Fabrikanten,  die  mit  dem 
Verbände  einen  Tarifvertrag  eingehen,  Arbeitskräfte,  soweit 
solche  vorhanden  sind,  zu  überweisen;  soweit  solche  nicht  vor- 
handen sind,  bleibt  es  den  Arbeiter  suchenden  Fabrikanten 
anheimgestellt,  mit  Berücksichtigung  des.  Arbeitsnachweises 
Arbeit  suchende  Arbeiter  einzustellen«.  Mit  anderen  Woiten : 
Der  Arbeitgeber  ist  gehalten,  sich  zunächst  an  den  Arbeits- 
nachweis des  Arbeiterverbandes  zu  wenden,  und  nur  dann, 
wenn  dieser  nicht  über  die  erforderlichen  Arbeitskräfte  ver- 
fügt, darf  er  anderswo  die  nötigen  Arbeiter  suchen.  Im  Jahre 
1908  beschloß  ferner  der  Leipziger  Kongreß  der  Textilarbeiter 
die  Errichtung  von  gewerkschaftlichen  Nachweisen  im  ganzen 
Verbandsgebiete  nach  einem  festgelegten  Plan. 

Prinzipielle  Bedenken  gegen  den  Arbeitsnachweis  der  Ar- 
beiter werden  auch  von  unparteiischer  Seite  nachdrücklich 
geltend  gemacht.  So  meint  das  Arbeitsamt  der  Nordameri- 
kanischen Union  in  seinem  ii.  Spezialbericht  (1905),  am  meisten 
erscheine  die  Freiheit  des  Arbeitgebers,  Arbeiter  anzustellen 
und  za  entlassen,  dort  eingeschränkt,  wo  die  Gewerkvereine 
einen  für  die  Arbeitgeber  obligatorischen  Arbeitsnachweis  ein- 
geführt hätten.  In  solchen  Fällen  müsse  der  Arbeitgeber  die- 
jenigen Arbeiter  einstellen,  welche  die  Gewerkschaft  ihm  zu- 
weise.  Der  obligatorische  Gewerkschaftsarbeitsnachweis  »ist 
eine  Quelle  äußerster  Produktionseinschränkung,  die  den  Arbeit- 
geber zwingt,  alte  und  leistungsunfähige  Arbeiter  anzunehmen«, 
und  »gleichzeitig  den  übrigen  Arbeitern  ein  Gefühl  der 
Sicherheit  hinsichtlich  der  Dauer  ihrer  Beschäftigung  verleiht«. 

Aflolf  Weber,  Kampf.  2.  Aiifl.  2 I 
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Die  in  den  verschiedenen  Gewerben  von  Arbeiterscite  geplante 
Beschränkung  der  Arbeitsleistung  sei  nur  da  durchführbar, 
wo  der  Arbeitgeber  nicht  in  der  Lage  sei,  nach  eigenem  Er- 
messen und  Belieben  Arbeiter  anzustellen  und  zu  entlassen. 

Daß  ein  Teil  der  organisierten  Arbeiter  seinerseits  den 
öffentlichen  kommunalen  Nachweis  als  ein  Uebel,  wenn 
auch  als  das  kleinere  Uebel  gegenüber  den  Nachweisen  der 
Unternehmerverbände,  ansieht,  ist  um  so  auffallender,  als  die  öf- 
fentlichen Arbeitsnachweise  sich  redlich  bemühen,  den  Arbeitern  so 
weit  wie  nur  möglich  entgegenzukommen.  Für  die  Zukunft  wird 
sogar  noch  mehi  in  Aussicht  gestellt ; Im  »Arbeitsmarkt«,  dem  Zen- 
tralorgcin  der  öffentlichen  Arbeitsnachweise  führt  im  Novem- 
ber 1909  der  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsnachweise  sehr  kundige 
damalige  Regierungsrat  Dominikus  in  Straßburg  aus,  daß  ganz 
von  selbst  die  öffentlichen  Arbeitsnachweise  über  die  reine 
Arbeitsvermittlung  hinaus  eine  ganze  Anzahl  von  Aufgaben 
übernehmen  müßten  und  übernehmen  würden,  mit  denen  sie 
in  den  Abschluß  des  Arbeitsvertrages  selbst  hineingriffen.  So 
müßten  einbezogen  werden:  die  Frage  der  Bevorzugung  der 
einheimischen  Arbeiter  vor  den  fremden;  ferner  der  Schutz 
des  Arbeiters  selbst  vor  übermäßiger  Inanspruchnahme,  ins- 
besondere durch  Festsetzung  gewisser  Minimallöhne  und  einer 
bestimmten  Arbeitszeit  (in  Straßburg  z.  B.  würden  nur  Ar- 
beiter für  Betriebe  vermittelt,  in  denen  nicht  mehr  als  10  Stunden 
gearbeitet  und  eine  anderthalbstündige  Mittagspause  gewährt). 
Weiter  müsse  die  Koalitionsfreiheit  geschützt  werden;  es  dürf- 
ten nur  für  solche  Betriebe  Arbeiter  vermittelt  werden,  wnlche 
die  Koalitionsfreiheit  achteten. 

Daß  durch  die  mindestens  zweifelhafte  Haltung  der  Arbeiter 
gegenüber  öffentlichen  Nachweisen  und  den  sozialen  Nebenabsich- 
ten, die  sie  verwirklichen  wollen,  die  Lust  der  Unternehmer,  ihre 
Gunst  den  öffentlichen  Nachweisen  zuzuwenden,  nicht  gerade  ge- 
fördert wird,  ist  selbstverständlich.  Namentlich  aber  erklären  die 
Unternehmer,  sich  deshalb  mit  der  paritätischen  Arbeitsvermitt- 
lung nicht  einverstanden  erklären  zu  können,  weil  sic  keine  Sicher- 
ii(;il  für  eine  unparteiische  Vertretung  der  Arbeiterschaft  böten, 
und  weü  bei  ihnen  in  der  Regel  die  Veimittlung  für  be- 
streikte Betriebe  aufhöre,  streikende  oder  ausgesperrte  Arbeiter 
aber  (ängestellt  würden.  J)i('se  Arbeitsnachweise  wirkten  also 
einseilig  gegnm  den  ArlK'itgeber. 
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Die  Arbeitgeber  haben  noch  manche  andere  Bedenken 
gegen  die  paritätischen  kommunalen  Arbeitsnachweise  vorzu- 
bringen, denen  man  auch  vom  sozialökonomischen  Standpunkt 
aus  die  Berechtigung  nicht  ganz  absprechen  kann. 

Wenn  an  einem  Orte  eine  nur  einigermaßen  differenzierte 
Industrie  vorhanden  sei,  so  seien  die  nachweisenden  Beamten 
nur  selten  in  der  Lage,  die  Prüfung  der  Qualifikation  des  Ar- 
beiters so  vorzunehmen,  wie  es  im  Interesse  einer  gedeihlichen 
Nachweistätigkeit  geboten  sei.  Gerade  beim  'wichtigsten  Nach- 
weis, beim  Naxhweis  gelernter  Arbeiter,  versage  der  öffentliche 
Nachweis,  weil  seine  Nachweistätigkeit  viel  zu  weit  greife 
und  greifen  müsse.  Es  sei  ganz  undenkbar,  daß  die  Beamten 
des  kommunalen  allgemeinen  Arbeitsnachweises  alle  in  Frage 
kommenden  industriellen  Branchen  so  beherrschten,  daß  sie 
wirklich  fruchtbringend  arbeiten  könnten. 

Das  leuchtet  ein,  und  nicht  minder  ein  anderes  Argument, 
das  auf  die  Zersplitterung  der  Arbeiterorganisationen  selbst 
hinweist.  Ein  paritätisch  verwalteter  Fach  arbeitsnach  weis 
biete  mit  Rücksicht  auf  den  ständigen  Kampf  der  einzelnen 
Organisationen  untereinander  wenig  Gewähr  dafür,  daß  die 
Regelung  des  Arbeitsmarktes  in  wirklich  gesunde  Bahnen  gelenkt 
werde.  Einen  Beleg  für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptungen 
scheinen  mancherlei  Klagen  der  kleineren  gewerkschaftlichen 
Organisationen  zu  geben : 

»In  der  Auswahl  der  Mittel  zur  Erlangung  der  unumschränkten  Herrschaft 
auf  dem  Arbeitsmarkte  sind  die  sozialdemokratischen  Gewerkschaften  gar  nicht 
wählerisch.  Sie  wenden  den  Grundsatz  von  »dem  Rechte  des  Stärkeren«  überall 
da  an,  wo  es  ihnen  in  ihrem  Interesse  dienlich  erscheint.  In  der  letzten  Zeit 
mehren  sich  die  Vensuche,  den  Arbeitsnachweis  als  Knebelungs-  und  Maßrege- 
lungsinstrument für  die  christlich  organisierten  Arbeiter  zu  mißbrauchen.«  — 
»Deutscher  Metallarbeiter«,  18.  März  1911. 

»Dort,  wo  die  Genossen  die  Arbeitsnachweise  mitverwalten,  sind  diese 
schlimmer  als  die  Arbeitgebernachweise  . . . Leute  sind  von  dem  Nachweis- 
beamten bei  dem  paritätischen  Arbeitsnachweis  für  Holzarbeiter  in  Bremen 
erst  dann  eingestellt  worden,  nachdem  .sie  sich  aüf  Verlangen  des  Beamten  auf 
dem  Büro  des  sozialdemokratischen  Holzarbeiterverbandes  als  Mitglieder 
dieser  Organisation  haben  ein  tragen  lassen,  und  nachdem  sie  das  Eintrittsgeld 
und  einen  Wochenbeitrag  entrichtet  hatten.«  — »Der  Gewerkverein«  (Organ 
der  Hinsch-Dunckerschen  Organisationen),  17.  Mai  1911. 

»Die  Genossen  werden  immer  frecher  in  dem  Mißbrauch  der  Arbeitsnach- 
weise als  Maßregelungsinstrumente  für  christlich  oder  anders  organisierte  Ar- 
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beiter.  Infolge  ihres  zahlenmäßigen  Uehergewichts  über  andere  Organisationen 
haben  sie  viele  von  Unternehmern  und  Arbeitern  anf  (Trund  tariflicher  Ab- 
machungen errichtete  Arbeitsnachweise  förmlich  in  der  Hand  nnd  benutzen 
sie  denn  auch  weidlich  als  Kampfmittel  gegen  Andersdenkende.«  — »Textil- 
arbeiter-Zeitung« (Organ  der  christlich  organisierten  'i'extilarbeiter),  lo.  Juni 
igii. 

»Das  bekannte  krampfhafte  Bemühen  der  Sozialdemokratie,  alle  Jünrich- 
tungen  ihren  Bestrebungen  dienstbar  zu  machen,  erstreckt  sich  vornehmlich 
und  besonders  nachdrücklich  auf  die  Arbeitsnachweise.  Durch  die  Beherrschung 
der  Arbeitsvermittlung  sucht  man  alle  Außenstehenden  in  die  .sozialistischen 
Organisationen  hineinzupressen  und  schließlich  zum  Arbeitsmonopol  zu  ge- 
langen.« — »Schneiderzeitung«  (Organ  der  christlich  organisierten  Schneider), 
29.  Juli  1911. 

Aus  diesen  Aeußerungen  ergibt  sich,  daß  ein  paritätischer 
Arbeitsnachweis  recht  wohl  gegen  die  Gesamtinteressen  der  Ar- 
beiterschaft gerichtet  und  mit  terroristischen  Machenschaften 
verbunden  sein  kann,  die  man  sonst  wohl  als  das  charakte- 
ristische Merkmal  der  einseitigen  Unternehmernachweise  be- 
zeichnet. 

Auf  der  andern  Seite  wird  man  nicht  in  Abrede  stellen 
können,  daß  die  Gefahren  eines  Arbeitsnachweises  der  Arbeitr 
geber  für  die  »Menschenrechte«  des  Arbeiters  manchmal  über- 
trieben worden  sind.  Die  Erfahrung  lehrt,  daß  organisierte 
Arbeiter  trotz  des  obligatorischen  Arbeitsnachweises  der  Unter- 
nehmer recht  wohl  ihr  Koalitionsrecht  ausüben  konnten,  daß 
also  der  einseitige  Nachweis  der  Arbeitgeber  keineswegs  die 
»bedingungslose  Herrschaft  des  Arbeitgebers  über  den  Arbeiter« 
bedeutete.  Ein  Beispiel  dafür:  In  München  gründete  der  Ar- 
beitgeberverband für  das  Baugewerbe  unter  Ausschaltung  der 
Organisationen  im  Baugewerbe  einen  Arbeitsnachweis.  Die 
Mitglieder  des  Arbeitgeberverbandes  wurden  bei  Vermeidung 
einer  Konventionalstrafe  von  10  Mark  für  jeden  einzelnen  Fall 
verpflichtet,  ihre  Arbeitskräfte  nur  durch  diesen  Arbeitsnach- 
weis zu  beziehen.  .Den  Vertretern  der  Organisationen  war  das 
Betreten  der  Lokale  der-  Arbeitsnachweise  untersagt.  Angeblich 
wurde  auch  eine  schwarze  Liste  geführt  und  jene  Arbeiter  von 
(W-v  Veimittliing  ausgeschlossen,  die  auf  den  Bauten  agitatorisch 
im  Sinne  (l(;r  Gewerkschaften  tälig  waren.  Sobald  im  Frühjahr 
ipoQ  eiju'  günstige  Baukonjunktur  einsetzte,  nahmen  die  Bau- 
arlxnteT  den  Kam])!  gegen  den  Arbeitsnachweis  auf.  Ueber 
den  Arbeitsnachweis  wurde  die  Sperre  verhängt,  Münchcnei 
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Arbeiter  nach  auswärts  vermittelt,  und  dei  Zuzug  von  auswärts 
blieb  aus,  so  daß  in  München  ein  fühlbarer  Mangel  an  Arbeits- 
kräften eintrat  und  die  Arbeitgeber  ihre  Verpflichtungen  nicht 
mehr  zu  den  vereinbarten  Terminen  erfüllen  konnten. 

Die  Arbeiter  klagten  besonders  darüber,  daß  der  Unter- 
nehmernachweis auf  den  Papieren  mißliebiger  Arbeiter  geheime 
Bemerkungen  anbringe,  um  dem  Arbeiter  sein  Fortkommen 
zu  erschweren.  Tatsächlich  sind  solche  Fälle  nur  vereinzelt 
bekannt  geworden,  und  wo  sie  festgestellt  wurden,  erkannte 
das  Gericht  (so  Reichsgerichtsentscheidung  vom  17.  März  1904), 
daß  die  von  den  x\rbeitsnachweisen  angebrachten  Vermerke 
strafbar  seien,  a.ls  Verstoß  gegen  § 133  G.O.;  auch  verstoße  ein 
solches  Verfahren  gegen  die  guten  Sitten,  und  die  verursachende 
Firma  habe  daher  eine  Entschädigung  an  den  betroffenen  Ar- 
beiter zu  zahlen. 

Bei  der  Bewegung  gegen  die  geplante  Errichtung  der  Arbeitsnachweis- 
anstalten  seitens  der  Zechenverwaltung  des  Ruhrkohlengebietes  spielte  der 
Arbeitsnachweis  der  Industrie  Mannheim-Ludwigshafen  eine  sehr  große  Rolle. 
Mißliebig  gewordene  Arbeiter  würden,  so  behauptete  man,  dort  durch  geheime 
Zeichen  kenntlich  gemacht  und  von  der  Arbeitsvermittlung  ausgeschlossen. 
Im  Februar  1910  machte  der  Vorstand  des  Arbeitsnachweises  der  Industrie 
Mannheim-Ludwigshafen  indes  bekannt,  daß  die  Staatsanwaltschaft  infolge 
einer  Anzeige  gegen  den  Geschäftsführer  des  Arbeitsnachweises  ein  Ermitt- 
lungsverfahren eingeleitet  habe,  das  nunmehr  eingestellt  worden  sei.  Die  Staats- 
anwaltschaft habe  nicht  nur  anerkannt,  daß  die  Einrichtung  des  Arbeitsnach- 
weises nicht  gegen  das  Gesetz  verstoße,  sie  habe  auch  in  schlüssiger  Weise  fest- 
gestellt, daß  die  leidenschaftlichen  Vorwürfe,  welche  gegen  den  Arbeit.snachweis 
wegen  angeblich  geheimer  Kennzeichnung  von  Arbeitern  erhoben  würden,  unge- 
rechtfertigt seien  (Arbeitgeber  1910,  Nr.  5).  Das  Korrespondenzblatt  der  Ge- 
neralkommission (1910,  Nr.  5)  teilte  mit,  daß  nach  Ansicht  des  Staatsanwalts 
die  eidliche  Vernehmung  der  Beamten  des  Arbeitsnachweises  und  die  Nach- 
kontrolle in  den  Personallisten  ergeben  habe,  daß  die  auf  den  Arbeitspapieren 
angebrachten  Merkmale  durchaus  harmloser  Natur  gewesen  seien.  Die  römi- 
schen Ziffern  bedeuteten  die  Nummern  der  Schalter,  an  denen  sich  die  Arbeiter 
zu  melden  haben,  die  erste  Zahl  über  dem  Strich  sei  die  Nummer  der  Personal- 
liste, die  Zahl  unter  dem  Strich  weise  den  Monat  aus,  an  welchem  der  Arbeiter 
sich  zum  er.stenmal  einschreiben  ließ.  Das  M.  bedeute:  wohnhaft  in  Mannheim 
dasL. : wohnhaft  in  Ludwig.shafen,  f bedeute:  Soldat  gewesen,  = gelte  für  nicht 
gedient,  z 123  oder  z 136  usw.  heiße  vermittelt  zu  dem  in  der  Mitgliederliste 
unter  der  angegebenen  Nummer  au.sgewicsenen  Arbeitgeber.  . . 

Bleibt  man  bei  den  Tatsachen,  und  sielit  inan  nicht  einzelne 
vorgekommene  Fehler  und  Mißgriffe  als  Kegel  an,  so  bleibt 
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auf  den  Arbeitgebernachweisen  — so  wie  sic  sich  unmittelbar 
vor  dem  Kriege  entwickelt  hatten  — nur  der  Vorwurf  ruhen, 
daß  sie  in  Kampfzeiten  bestreikten  Betrieben  Arbeiter  zuweisen 
und  jeden  als  Streikenden  behandeln,  der  solche  Arbeit  nicht 
annimmt.  Auch  derjenige,  der  dieses  Verfahren  vom  sozialen 
Standpunkt  aus  bedenklich  findet,  wird  nach  dem  Dar- 
gelegten den  Unternehmern  vielleicht  mildernde  Umstände 
zubilligen;  namentlich  ist  die  »Schuld«  auf  der  Unternehmer- 
seivC  nicht  größer  als  auf  der  Arbeiterseite.  Die  einen  wie  die 
anderen  gebrauchten  — wenn  man  will : mißbrauchten  den  Ar- 
beitsnachweis als  Kampfmittel.  Dabei  muß  aber  gleich  betont 
werden,  daß  zur  Kontrolle  gegen  einen  wirklichen  Mißbrauch 
gerade  der  Arbeitgebernachweise  im  einzelnen  das  Gesetz  an- 
gewandt werden  kann.  Nach  einer  Entscheidung  des  Reichs- 
gerichts vom  17.  Mai  1904  haben  die  Arbeitsnachweise  bei  Aus- 
sperrung jedes  einzelnen  Arbeiters  genau  zu  prüfen,  ob  die 
Aussperrung  dem  betr.  Arbeiter  überhaupt  die  Arbeits-  und 
Existenzmöglichkeit  raubt.  Auch  ist  die  öffentliche  Meinung 
gerade  hier  sehr  argwöhnisch,  und  vor  allem  wachen  die  stark 
organisierten  Arbeiter  selbst  sorgsam  darüber,  daß  die  Unter- 
nehmer nicht  nur  die  Grenzen  des  rechtlich,  sondern  auch 
des  moralisch  Erlaubten  nicht  überschreiten.  »Jeder  Fall 
wirklicher  oder  veimeintlicher  Maßregelung,  jeder  Mißgriff, 
jede  Härte  wird  mit  Argusaugen  erspäht  und  von  tausend 
Händen  hervorgezerrt  werden«,  urteilt  Francke  hinsichtlich 
des  Arbeitsnachweises  des  Zechenveibandes.  So  ist  es  aber 
tatsächlich  in  allen  Branchen,  wo  stark  organisierte  Arbeitei 
dem  Unternehmertum  gegenüberstehen,  und  nur  in  diesen 
Berufszweigen  haben  die  Unternehmer  ein  Interesse  daran, 
den  Arbeitsnachweis  für  ihre  Zwecke  selbst  in  der  Hand  zu 
behalten.  Es  ist  außerdem  nicht  nur  die  Furcht  vor  den  Arbeiter- 
organisationen und  der  von  ihnen  beeinflußten  öffentlicher 
Meinung,  die  die  Arbeitgeber  abhalten  sollte,  ihre  Arbeits- 
nachweise zu  mißbrauchen,  sondern  auch  das  wohlverstandene 
hhgeninteresse  der  Unternehmer:  Als  im  Dezember  1909  Kom- 
merzienrat Stark-Chemnitz  vor  der  Hauptstelle  deutscher  Ar- 
beitgeberverbände über  »die  Ausgestaltung  der  Arbeitsnach- 
weise; der  Arbeitgeber«  referierte,  betonte  er  — das  war  nicht 
für  die  Oeffentlichkeit  bestimmt  — : »W  i r wollen  nicht 
V e r g (;  s s (;  n , daß  eine  der  stärksten  und 
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sichersten  Säulen  des  Nachweises  das  Ver- 
trauen der  Arbeiterschaft  zu  der  betref- 
fenden Institution  ist«.  Wollte  man  die  Unternehmer- 
nachweise zu  »Maßregelungsbüros«  ausgestalten,  so  hätte  eine 
derartige  Meinungsäußerung,  der  die  Versammlung  lebhaft 
zustimmte,  gar  keinen  Sinn.  Die  Unternehmer  hätten  sich 
und  der  Volkswirtschaft  erheblich  genützt,  wenn  sie  von  vorn- 
herein und  mit  allen  erforderlichen  Folgerungen  ihre  Arbeits- 
nachweise aus  der  Kampfzone  ferngehalten  hätten.  Mag  die 
Agitation  auch  noch  so  sehr  übertrieben  haben,  es  kann  von 
den  Unternehmern  nicht  geleugnet  werden  und  wird  auch  nicht 
geleugnet,  daß  auch  sie  das  wichtigste  sozialpolitische  Instru- 
ment für  Zwecke  mißbraucht  haben,  für  die  es  nicht  bestimmt 
ist.  Das  dadurch  erschütterte  Vertrauen  der  Arbeiter  war  nicht 
mehr  zurückzugewinnen  . 

Doch  auch  aus  anderen  Gründen  war  die  Organisation 
des  Arbeitsmarktes  vor  dem  Kriege  keineswegs  einwandfrei. 
Die  Zersplitterung  in  kommunale,  paritätisch  verwaltete  Ar- 
beitsnachweise und  in  einseitig  geleitete  Unternehmernach- 
weise — die  Nachweise  der  Arbeiter  waren  demgegenüber  all- 
mählich fast  bedeutungslos  geworden  '^)  — erschwerte  die  Ueber- 
sicht  und  führte  mit  Notwendigkeit  zu  Fehlern  in  bezug  auf  die 
Größe  des  Angebots  und  der  Nachfrage.  Das  Nebeneinander 
von  Nachweisen,  die  sich  auf  ganz  verschiedenen  Prinzipien 
aufbauten,  machte  zudem  den  Austausch  des  Listenmaterials 
unmöglich.  — In  den  letzten  Jahren  vor  dem  Krieg  wandten 


»Es  wird  von  seiten  der  Arbeitgeber  nicht  bestritten,  daß  ursprünglich 
bei  der  Einrichtung  von  Arbeitsnachweisen  die  wohlbegründete  und  berechtigte 
Absicht  mitge.>prochen  hat,  in  Streikfällen  eine  gewisse  Kontrolle  über  die  Ar- 
beiter ausüben  zu  können.  Man  hat  sich  aber  bald  der  Meinung  zugewandt, 
daß  derartige  auf  den  Kampfzweck  zugeschnittene  Arbeitsnachweise  in  Frie- 
denszeiten nicht  angel^racht  sind,  woraus  sich  alsdann  die  neuere,  eben  durch 
das  Hamburger  System  vertretene  Richtung  der  Arbeitsnachweise  entwickelt 
hat.  Dieses  System,  zu  dem  man  allgemein  übergegangen  ist,  verfolgt  — es  sei 
nochmals  und  ausdrücklich  hervorgehoben  — keinen  andern  Zweck  als  den- 
jenigen, der  durch  Wort  und  Begriff  des  »Arbeitsnachweises«  bestimmt  wird. 
Es  handelt  sich  lediglich  darum,  tüchtige  und  brauchbare  Arbeiter  für  die  In- 
dustrie auszu wählen  und  an  ihren  richtigen  Arbeitsplatz  zu  bringen.  Von  Maß- 
regelungen irgendwelcher  Art  ist  keine  Rede.«  — • Die  Deutsche  Arbeitgeber- 
Zeitung,  24.  Juli  1910. 

2)  Im  Jahre  1912  entfielen  von  je  100  vermittelten  Stellen  36,1  auf  die 
öffentlichen,  33,4  auf  die  Arbeitgeber-,  9,8  auf  die  Arbeiter-,  4,5  auf  die  Innungs- 
und 4,2  auf  die  paritätischen  Facharbeitsnachweise. 
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die  Gewerkschaften  mehr  und  mehr  ihre  Aufmerksamkeit  den 
paritätischen  Facharbeitsnachweisen  zu,  deren  Regelung  den 
Tarifverträgen  Vorbehalten  blieb.  Ji^s  wurde  von  ihnen  mit 
Recht  als  ein  großer  Fortschritt  bezeichnet,  daß  die  Streik- 
klausel in  den  Satzungen  der  paritätischen  Tarifnachweise 
der  Holzarbeiter  und  Buciidrucker  bestimmte,  daß  während 
der  Dauer  von  Streiks  und  Aussperrungen  die  Vermittlung 
für  die  beteiligten  Geschäfte  und  Arbeiter  zu  ruhen  habe.  Neben 
diesen  unmittelbaren  Bemühungen  wurde  die  Forderung  der 
deutschen  Arbeiter  nach  gesetzlicher  Regelung  der  Arbeitsver- 
mittlung immer  dringlicher  — da  kam  der  Krieg.  Die  Kampf- 
interessen der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  mußten  zurücktreten 
und  traten  zurück.  Im  Verlauf  des  Krieges  gelang  es, 
durch  das  Kriegsamt  mittels  Zentralauskunftsstellen  die 
Arbeitsnachweise  zusammenzufassen.  Aber  schon  der  qanti- 
tative  Erfolg  war  nicht  ganz  befriedigend,  der  qualitative  erst 
recht  nicht.  Das  Korrespondenzblatt  sprach  gelegentlich  von 
dem  »Fluch  der  bürokratischen  Organisation,  die  unter  der 
Flagge  der  Neutralität  den  Einfluß  der  Arbeiterschaft  auf  die 
Arbeitsvermittlung  auszuschalten  bestrebt  sei«  (1918,  23,  11). 
Das  Ziel  bleibt  der  paritätische  Facharbeitsnachweis;  vorläufig 
erreicht  wurde  es  im  Novemberabkommen  mit  den  Arbeit- 
gebern, bei  dem  unter  Nr.  5 vorgesehen  ist:  »Gemeinsame 
Regelung  und  paritätische  Verwaltung  des 
Arbeitsnachweises«.  Damit  ist  der  Kampf  zwischen 
Arbeitern  und  Arbeitgebern  um  den  Arbeitsnachweis  natür- 
lich nicht  abgeschlossen,  aber  sehr  viel  Streitstoff  ist  jetzt 
ausgeschaltet.  Der  Weg  ist  frei  für  eine  Arbeitsvermittlung, 
die  auf  breiter  einheitlicher  Grundlage  sowohl  das  Vertrauen 
der  Arbeitnehmer  wie  der  Arbeitgeber  gewinnen  kann. 
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Vierter  Teil. 

Der  Kampf  und  die  Volkswirtschaft. 

Erster  Abschnitt. 

Leistungen  und  Gegenleistungen. 

20.  Kapitel. 

Die  sozialen  Leistungen  der  Arbeiter  und  der  kapitalistischen 

Unternehmer. 

Arbeiter  und  Unternehmer  schaffen  und  streben  in  der 
menschlichen  Gesellschaft  gewiß  zunächst  persönlicher 
Interessen  halber,  dienen  aber,  ob  gewollt  oder  nicht,  damit 
zugleich  der  Gesamtheit.  Das,  was  sie  in  dieser  Hinsicht  leisten, 
teils  jeder  für  sich,  teils  in  gemeinschaftlicher  Arbeit,  gliedert 
sich  in  aktive  und  passive  Leistungen.  Ais  aktive  Leistung 
charakterisiert  sich  zunächst  die  schaffende  Arbeit ; passive 
Leistungen  sind  i.  die  Einschränkung  in  der  Bedürfnisbefriedi- 
gung zum  Zwecke  der  Kapitalbildung  und  2.  Uebernahme  des 
geschäftlichen  Risikos  der  zukünftigen  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung. 

Wesentlich  scheint  mir  für  den  Begriff  der  Arbeit,  so  wie 
er  sozialökonomisch  aufgefaßt  werden  muß,  ein 
doppeltes  zu  sein:  der  geistige  und  körperliche  Kraftaufwand 
und  das  »Sicheinspannen  in  den  Dienst  eines  vernünftigen 
Zweckes«  (Gustav  Cohn).  Der  Kraftaufwand  ist  geistig 
und  körperlich.  IGnc  nur  geistige  oder  nur  körperliche 
Arbeit  im  sozialökonomischen  Sinne  des  Wortes  gibt  es 
nicht.  Auch  die  Denkarbeit  des  Gelehrten  verbindet  sich  mit 
körperlichen  Leistungen;  der  Gedanke  will  ausgesprochen 
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oder  zu  Papier  gebracht  sein.  Ebenso  muß  aber  auch  der  ge- 
ringste ungelernte  Arbeiter  nicht  nur  seine  Hand,  sondern 
auch  seinen  Kopf  gebrauchen,  wenn  er  die  ihm  zugewiesene 
Arbeit  richtig  ausführen  will.  Steht  man  daher  Kojrfarbeiter 
und  Handarbeiter  gegenüber,  so  handelt  es  sich  dabei  nicht 
um  absolute,  sondern  um  graduelle  Unterschiede.  Aehnliches 
gilt  von  der  Arbeit  der  freien  Berufe,  im  Gegensatz  zu  der  Ar- 
beit der  nicht  freien  Berufe.  »Wer  einen  Beruf  hat,  den  hat 
auch  der  Beruf.«  Das  gilt  von  dem  Lohnarbeiter,  dem  An- 
gestellten, dem  selbständigen  Kaufmann  und  Unternehmer 
genau  ebenso  wie  von  dem  Arzt,  dem  Schriftsteller,  dem  Künst- 
ler: sie  alle  verzichten  auf  ein  Stück  ihrer  Freiheit,  wenn  und 
solange  sie  sich  in  den  Dienst  der  Arbeit  steilen.  M0.g  auch 
immerhin  der  Amgehörige  der  freien  Berufe  mehr  »Herr  seiner 
Zeit«  sein  als  der  Fabrikarbeiter;  muß  oder  will  jener  arbeiten, 
so  muß  er  ebenso  wie  dieser  sich  in  den  Dienst  des  Arbeits- 
zweckes einspannen  lassen;  wer  dabei  nicht  fähig  ist,  den  Launen 
des  Augenblicks  zu  entgehen,  kann  eben  nicht  arbeiten. 

Jede  Arbeit  schließt  Anstrengungen  in  sich.  Arbeit  ist 
kein  Spiel;  wenn  auch  imrr.erhin  namentlich  der  primitive 
Mensch  den  horror  laboris  dadurch  abzuwehren  sucht,  daß  er 
die  Arbeit  in  das  Gewand  des  Spieles  kleidet.  Nicht  mit  Un- 
recht hat  man  darauf  hingewiesen,  daß  schon  die  sprachliche 
Ableitung  des  Wortes,  das  man  zur  Bezeichnung  des  Begriffes 
Arbeit  bildete,  zeige,  daß  schon  sehr  frühe  Pein,  Mühsal  und 
Beschwerde  damit  verbunden  ist:  Das  griechische  novog,  das 
lateinische  labor,  das  französische  travail,  das  russische  ra- 
bota,  das  englische  labour  und  auch  unser  mittelhochdeut- 
sches Wort  »Arbeit«  bekunden  es. 

Das,  was  nun  die  Arbeit  in  der  Gesellschaft  leistet,  hängt 
zum  Teil  von  dem  Grade  der  Anstrengung  ab,  die  die  einzelnen 
Individuen  in  der  Gesellschaft  bei  ihrer  Arbeit  aufwenden. 
Aeußerlich  kann  sich  diese  Anstrengung  ganz  verschieden  kund- 
geben. 

So  besclireibt  z.  B,  der  Weber  Richard  Frischwasser  in  Levensteins  Ar- 
beiterbriefen seine  Tätigkeit  folgendermaßen:  »Ich  fange  also  um  6 Uhr  an  zu 
arbeiten  auf  einem  9-schützigen  Kurbelstuhl,  der  in  der  Minute  ungefähr  75 
'fouren  macht.  Das  ist  bei  der  Ware,  die  ich  fabriziere,  schon  eine  hohe  Zahl. 
Icli  mache  die  Stunde,  wenn  Kette  und  Schuß  gut  ist,  ca.  4000  Schuß.  Das  1000 
zu  n Pfg.  l)erechnet,  macht  also  4-^  Pfg.  aus.  Dieses  Pensum  schaffe  ich  aber 
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die  letzten  Arbeitsstunden  am  Tage  nicht  mehr  ganz.  Bei  dieser  guten  Ware, 
wo  sehr  wenig  Kettenbrüche  und  Schußfehler  entstehen,  wo  man  sich  also  nicht 
so  viel  anzustrengen  braucht  als  bei  schlechter  Arbeit,  da  ist  es,  wo  ich  die  Be- 
dienung des  Webstubles  automatisch  verrichte,  denn  als  geübter  Weber  habe 
ich  das  schon  im  Griff.  Da  sind  denn  meine  Gedanken  auch  ganz  wo  anders. 
Da  denke  ich  nach  über  wirtschaftliche  und  politische  Angelegenheiten,  über 
Reichstagsverhandlungen,  über  meinen  »Brotherrn«,  der  im  Bade  ist  und  sich 
von  den  Anstrengungen  seines  guten  Lebens  erholen  muß  usw.,  während  ich 
in  der  staubigen,  dunstigen  Atmosphäre  wie  ein  gefangener  Vogel  dem  ner- 
ventötenden Geklapper  von  25  Webestühlen  in  unserem  Saale  ausgesetzt 
bin 

Anders  verhält  sich  die  Sache,  wenn  ich  schlechte  Qualität  verarbeite.  . . 
Da  bekommt  man  die  Nase  voll.  Da  webt  man,  wie  Gerhart  Hauptmann  in 
seinem  Drama  »Die  Weber«  schildert,  einen  tausendfachen  Fluch  mit  hinein  in 
diese  Arbeit.  Da  ist  es,  wo  mich  die  Arbeit  anekelt.« 

Dem  halte  man  gegenüber,  was  Walther  Rathenau  von  seiner  Arbeit 
— von  der  'Arbeit  des  Unternehmers  — zu  erzählen  weiß: 

»Das  Wolkenschiff  der  Gedanken  durch  feste  Taue  im  Erdreich  verankern, 
die  Notwendigkeit  der  Realisierung  ermessen,  die  Mittel  erfinden  und  die  Wider- 
stände besiegen,  das  ist  das  Werk  des  großen  Geschäftsmannes.  Da  muß  zuerst 
geprüft  werden,  ob  das  Interesse  an  der  Durchführung  und  ihre  Aussichten 
so  gewaltig  sind,  daß  das  kapitalistische  Energiequantum,  dessen  die 
Welt  zur  Bezwingung  des  Problems  bedarf,  aufgelöst  werden  kann.  So- 
dann ist  die  technische  Frage  zu  prüfen  und  durch  bedeutende  Vorarbeiten 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Finanzplan  zu  bringen.  Nun  sind  politische 
Widerstände  zu  beseitigen  oder  zu  brechen;  dann  muß  die  richtige  Auswahl  der 
Waren  und  hinreichend  starker  Interessenten  folgen;  der  Aufbau  der  Finanzie- 
rung wird  vereinbart,  so  daß  er  den  Geldmärkten  und  der  Zeitlage  entspricht, 
und  es  entsteht  die  veiantwortungsvolLste  Aufgabe,  eine  von  denen,  die  über  das 
Gelingen  des  Unternehmens  entscheidet:  die  geeigneten  Menschen  zu  entdecken 
und  zu  gewinnen,  denen  die  Leitung  der  Geschäfte  übertragen  werden  darf.  Die 
Ausführung  beginnt;  der  mühsam  entfachte  Enthusiasmus  der  Beteiligten  ver- 
rauscht, denn  unvorhergesehene  Schwierigkeiten  — so  nennt  man  sie,  obwohl 
jeder  weiß,  daß  sie  niemals  ausbleiben  — gefährden  die  Arbeiten.  Neue  Rechts- 
fragen erheben  sich.  Unbeachtete  technische  Faktoren  bäumen  sich  empor.  Die 
Zeitverhältnisse  wechseln  und  vertreiben  die  skeptischeren  Mitarbeiter.  Kon- 
kurrierende Unternehmungen  sind  im  Schatten  der  Werkschöpfungen  ent- 
standen und  drohen  mit  leichtfertigem  Aufbau  den  Meister  zu  überflügeln. 
Umwälzungen  der  Weltwirtschaft  bereiten  sich  vor  und  stellen  die  anfängliche 

ökonomische  Berechnung  in  Frage.  Daneben  erschöpfen  sich  die  Mittel 

Dieses  ist  der  Moment,  der  in  dämonischer  Vorbestimmung  irgendeine  Kata- 
strophe zu  bringen  pflegt,  die  außer  dem  Rahmen  aller  Voraussicht  sich  ereignet: 
Krieg,  Erdbeben,  Hochwasser,  Feuersbrunst,  Aufstand  und  Krisen  haben  aut 
fliesen  Zeitpunkt  gewartet. 
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Wo  ist  die  größere  Anstrengung?  Dort  ein  größerer  phy- 
sischer Aufwand,  eine  größere  persönliche  Unbehaglichkeit  in 
staubiger  dunstiger  Atmosphäre,  ein  Ekel  an  der  Arbeit,  nament- 
lich dann,  wenn  nicht  alles  glatt  geht,  wenn  die  (iedanken  nicht 
in  die  Ferne  schweifen  können,  sondern  bei  der  Arbeit  sein 
müssen;  hier  ein  die  Nerven  hart  mitnehmendes  Hasten  und 
Jagen,  das  schwerlastende  und  d a u e r n d e Uefühl  der  Ver- 
antwortlichkeit, das  Gegenteil  von  der  Gewohnheit,  in  der 
nach  Goethe  »das  einzige  Behagen  des  Menschen«  liegt. 

Bleiben  wir  zunächst  einmal  bei  den  Leistungen  derer, 
die  vorwiegend  körperliche  Anstrengungen  für  die  Gesellschaft 
auf  sich  nehmen.  Natürlich  ist  das  Maß  dieser  Anstrengungen 
bei  den  einzelnen  und  bei  ganzen  Gruppen  verschieden  groß; 
selbstverständlich  je  nach  dem  Objekte,  dem  man  die  Arbeit 
widmet,  aber  auch  nach  den  subjektiven  Empfindungen,  mit 
denen  man  an  die  Arbeit  herantritt.  Die  Extreme  bilden  wohl 
auf  der  einen  Seite  der  kleine  Bauersmann,  der  seine  eigenen 
Felder  bearbeitet,  der  von  früh  morgens  bis  spät  abends  tätig 
ist,  jede  Minute  auszunutzen  sich  bemüht  in  der  Hoffnung, 
wenn  alles  gut  geht,  noch  ein  Feldchen  dazu  erwerben  zu  können 
und  dann  noch  eines,  so  daß  später  er  oder  doch  seine  Erben 
aus  der  Kleinstelle  ein  richtiges  Bauerngut  entstehen  sehen  — 
auf  der  andern  Seite  der  Lohnarbeiter,  der  in  der  Arbeit 
nur  Fluch  erblickt,  der  Ekel  vor  der  Arbeit  empfindet,  der  seine 
Arbeitskraft  lediglich  verkauft,  um  davon  zu  leben,  für  den 
>>der  Lohn  die  Hauptsache  ist.  Erhielte  er  den  Lohn  ohne  Ar- 
beit, so  würde  er  nichts  dagegen  einzuwenden  haben«  (Kautsky). 

Fragen  wir,  ob  die  Leistungsfähigkeit  des  modernen  In- 
dustriearbeiters ab-  oder  zugenommen  hat,  so  müssen  wir  uns 
zunächst  nach  seiner  Leist  ungs  Willigkeit  erkundigen. 
Dabei  ist  von  der  ganz  unbestreitbaren  Tatsache  auszugehen, 
daß  die  Freude  an  der  Arbeit  abgenommen  hat.  Meinungs- 
verschiedenheiten können  über  diese  Tatsache  als  solche  nicht 
bestehen.  Nur  über  ihre  Ursachen  mag  man  streiten. 

Daß  die  Meinung,  die  selbst  ein  so  feiner  Beobachter  wie 
Bücher  wenigstens  von  der  Fabrikarbeit  hat;  »Der  Mensch 
ist  ein  Knecht  d(;s  nie  rastenden,  nie  ermüdenden  Arbeitsmitteis 
geword(;n,  fast  ein  Teil  des  Mechanismus,  den  er  an  irgend  einer 
Stelle;  zu  ergänzen  hat«,  nicht  stimmt,  wissen  wir.  Wäre  es 
tatsächlich  so,  dann  allerdings  könnte  rechte  Schaffensfreude; 
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nicht  mehr  aiifkommen.  Wenn  auch  die  Monotonie  der  Arbeit, 
der  Lärm  bei  der  Arbeit  und  manches  andere,  was  für  die  mo- 
derne Art  des  Arbeitens  in  der  Industrie  charakteristisch  ist, 
die  Freude  an  ihr  zuweilen  mindert,  so  sind  doch  wieder  andere 
Begleitumstände  gleichzeitig  gegeben,  die  die  Stimmung  bei 
der  Arbeit  zu  heben  in  der  Lage  sind. 

Es  ist  unzweifelhaft,  daß  die  landwirtschaftliche  Arbeit 
weniger  Lebenskraft  in  Anspruch  nimmt  als  die  industrielle 
Arbeit.  Sicher  ist  auch,  daß  die  landwirtschaftliche  Arbeit 
nicht  nur  gesünder,  sondern  auch  angenehmer  ist.  Wenigstens 
sollte  man  meinen,  daß  sich  in  der  freien  Natur  viel  freudiger 
schaffen  läßt  als  in  der  Enge  und  in  dem  Staub  des  Fabrik- 
raumes, und  doch  ist  die  gewerbliche  Arbeit  beliebter,  sicher 
hauptsächlich  deshalb,  weil  »gewisse  äußere  Begleitumstände 
der  ländlichen  Arbeiten  zum  Uebergang  in  die  Industrie  drängen« 
(Herkner).  Natürlich  wirken  derartige  günstige  oder  ungünstige 
Begleitumstände,  wie  z.  B.  größere  Freiheit  außerhalb  der 
Arbeitsstätte,  geringere  Beaufsichtigung,  bessere  Bildungsmög- 
lichkeiten und  dergleichen  ständig  mehr  oder  minder  auf  die 
Stimmung  des  Arbeiters  ein.  Und  daher  sollte  man  ceteris 
paribus  annehmen,  daß  die  industrielle  Arbeit  leichter  Freude 
an  der  Arbeit  auslöse  als  die  landwirtschaftliche  Arbeit,  nament- 
lich auch  deshalb,  weil  die  freie  Geistesregung  des  Arbeiters 
in  der  Industrie  sich  weit  besser  entfalten  kann  als  in  der  Land- 
wirtschaft. »Auch  ohne  förmliche  Vereinigung  bildet  die  nach 
Tausenden  zählende  Arbeitermasse  eines  Großbetriebes  dem 
Arbeitgeber  gegenüber  eine  Macht,  die  ihn  zu  vorsichtiger  Zu- 
rückhaltung in  der  Ausübung  seines  Hausrechtes  nötigt«  (Lexis). 

Wenn  sicli  dem  gegenüber  Herkner  sagen  läßt,  in  der  Groß- 
industrie sei  der  Arbeiter  ganz  von  der  Willkür  seines  Werk- 
meisters abhängig,  so  konnte  das  auch  vor  der  Revolution 
nimmer  als  Regel  gelten. 

Um  so  mehr  stimme  ich  aber  Herkner  bei  seiner  Schil- 
derung des  Einflusses  der  modernen  Arbeiter- 
bewegung auf  die  Arbeitswilligkeit  und 
-freudigkeil  zu.  Allenthalben  in  der  Industrie  kann  man  das 
bestätigt  finden,  was  Herkner  ausführt;  daß  nur  zu  viele  Arbeiter 
sich  bereits  daran  gewöhnt  haben,  in  ihrem  Arbeitgeber  nichts 
als  die  Quelle  aller  Not  und  allen  Unheils  zu  erblicken.  »Sie 
glauben  im  Zwing- Ury  des  Mammon  zu  fronen.  waltet  das 
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Gefühl  vor,  daß  alle  Nachteile  der  gewerblichen  Arbeit  dem 
Arbeiter,  alle  Vorteile  dem  Kapitalisten  znfielcn.  Bald  er- 
scheint ihnen  der  Kapitalist  als  ein  fauler  Schmarotzer,  als 
ein  Fafner,  der  liegt  und  besitzt  und  schlafen  will,  bald  als  ein 
blutsaugender  Vampyr,  der  nicht  davor  zurückscheut,  auch 
der  Armen  Letztes  zu  erpressen.  Unter  allen  Umständen  er- 
scheint der  Arbeitgeber  als  ein  Todfeind,  den  man  so  weit 
schädigen  darf  und  muß,  als  es  ohne  eigene  Benachteiligung 
geschehen  kann.  Es  ist  klar,  daß  die  Arbeit,  welche  man  nur 
widerwillig  und  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  gezwungen 
zugunsten  eines  derartigen  Gegners  leistet,  ganz  besonders 
drückend  empfunden  werden  muß«.  Dann  allerdings  spricht 
Herkner  von  Gegenwirkungen.  Er  weist  auf  die  soziale  Re- 
form hin,  die  der  Arbeiterbewegung  zu  verdenken  sei.  O b- 
j e k t i V habe  dadurch  sicher  die  Arbeitslast  eine  Verminderung 
gefunden.  Aber  was  bedeutet  eine  obektive  Verminderung 
der  Arbeitslast  für  die  Hebung  der  Freude  an  der  Arbeit,  wenn 
sie  subjektiv  überhaupt  nicht  zum  Bewußtsein  kommt  ? 

Das  trotzige  Selbstbewußtsein,  der  »Kultus  der  schwielen- 
harten Faust«,  werde  — meint  Herkner  — manchem  Arbeiter 
schließlich  die  Qual  seiner  Arbeit  versüßen.  Ich  fürchte,  daß 
auch  das  ein  Trugschluß  ist.  Wer  sich  zum  Herrn  berufen 
fühlt,  dabei  aber  wähnt,  in  der  Knechtschaft  zu  fronen,  für 
den  wird  diese  wirkliche  oder  vermeintliche  Knechtschaft  nicht 
weniger  drückend  sein,  sondern  nur  noch  drückender. 

Wie  dem  aber  auch  sein  mag:  die  Leistungsfähigkeit  hat, 
soweit  sie  von  der  Freude  an  der  Arbeit,  von  psychischen  Kräf- 
ten abhängig  ist,  unzweifelhaft  abgenommen.  Hat  sie  nun 
wenigstens  dadurch  zugenommen,  daß  man  sie  wirtschaftlicher 
zu  verwerten  gelernt  hat  ? Dabei  ist  vorab  das  zu  buchen, 
was  die  soziale  Gesetzgebung,  namentlich  die  Arbeiterschutz- 
Gesetzgebung  an  wirtschaftlichen  Fortschritten  gebracht  hat. 
Das  »Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit«  darf  nicht  vom  privat- 
wirtschaftlicluui  Standpunkte  ans  interpretiert  werden.  Der 
Unternelimer,  der  die  schwache  Kindeskraft  zu  seinem  Vorteil, 
aber  zum  Nacbtcäl  der  Gesellschaft  ausbeutet,  bandelt  nicht 
nach  d(‘jn  richtig  verstandenen  ökonomischen  Prinzip,  sondern 
verletzt  es  giöblich.  Das  wichtigste,  was  in  der  Wärtschaft 
an  Schaf hrulcr*  Kraft  vorhanden  ist,  ist  die  menschliche  Arbeits- 
kraft. Al)  ihi-  darf  k(än  Raubbau  getrieben  werden.  Sie  darf 
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nicht  ausgebeutet,  sondern  sie  muß  so  gehegt  werden,  daß  nicht 
nur  die  Gegenwart,  sondern  auch  die  Zukunft,  nicht  nur  die 
lebende,  sondern  auch  die  kommenden  Generationen  den  größt- 
möglichen Nutzen  aus  dieser  wertvollen  Kraft  erringen  können. 

Und  das,  was  hier  von  dem  Arbeiterschutz  gesagt  wird, 
das  gilt  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unzweifel- 
haft auch  von  dem  Arbeitslohn.  Erhöhung  des  zu  nied- 
rigen Lohnes,  d.  h.  des  Lohnes,  der  nicht  über  das  phy- 
siologische Existenzminimum  hinausgeht,  bewirkt  in  der 
Regel  Hebung  der  Leistungsfähigkeit  und  — falls  ein  ent- 
sprechendes Wollen  dazu  kommt  — auch  Hebung  der  tatsäch- 
lichen Leistung. 

Weil  man  nun  durch  eine  Erleichterung  der  äußeren  Arbeit 
und  des  Lebens,  durch  rationelle  Pflege  der  Arbeitskraft  eine 
Erhöhung  ihrer  wirtschaftlichen  Erfolge  bis  zu  einem  gewissen 
Grad  erreicht  hat,  ist  es  menschlich  erklärlich,  daß  man  auf- 
munternd an  Gesetzgebung  und  Arbeitgeber  mit  der  Mah- 
nung herantritt:  »Nur  immer  weiter  so!«  Es  ist  die  Auffassung, 
die  man  mit  Hasbach  als  die  Vergleichung  des  Arbeiters  mit 
einem  Ofen  bezeichnen  könnte:  »je  mehr  Kohlen  in  einen  Ofen 
gesteckt  werden,  um  so  mehr  Wärme  strahlt  er  aus;  je  höher 
der  Lohn,  um  so  größer  die  Leistungsfähigkeit«  — eine  Auf- 
fassung, die  viele  Praktiker  und  Theoretiker  der  Sozialreform 
beherrscht.  Hasbach  zeigt  in  seinem  Aufsatz:  »Zur  Charakte- 
risierung der  englischen  Industrie«  (Schmollers  Jahrbuch  1903), 
auf  wie  schwachen  Füßen  sowohl  physiologisch  wie  national- 
ökonomisch  die  Theorie  vom  proportionalen  Verhältnis  der 
Arbeitskosten  zur  Arbeitsleistung  steht,  die  wissenschaftlich 
namentlich  von  Thomas  Brassey  und  Brentano  vertreten  wurde. 

Bei  dem  Verhältnis  zwischen  Arbeitslohn  und  Arbeits- 
leistung haben  wir  es  gewissermaßen  mit  einem  »Gesetze«  des 
abnehmenden  Ertrages  zu  tun:  solange  die  Arbeiter  nur  soviel 
oder  gar  weniger  bekommen,  als  zur  physiologischen  Existenz 
unumgänglich  notwendig  ist,  mag  ein  Plus  an  Lohn  die  Leistung 
wesentlich  steigern.  Je  größer  das  »Mehr«  aber  wird,  je  weiter 
sich  infolgedessen  die  Lohnhöhe  vom  ]£xistenzminimum  ent- 
fernt, um  so  weniger  wird  die  Leistungsmöglichkeit  sich  steigern, 
selbst  wenn  der  nötige  Wille  dazu  vorhanden  sein  sollte.  Wie 
Hasbach  gezeigt  hat,  daß  namentlich  Jmgland  durch  seinen 
höheren  Lohn  Deutschland  gegenüber  konkurrenzschwäclur 
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wurde,  so  meint  Levy  (»Stahlindustrie«)  für  die  Vereinigten 
Staaten,  wenn  auch  die  Leistungsfähigkeit  des  amerikanischen 
Arbeiters  eine  sehr  hohe  sei,  so  sei  sie  doch  nicht  hoch  genug, 
um  — entsprechend  dem  Lohngesetze  Brasseys  — einen  Aus- 
gleich für  die  sehr  hohen  Löhne,  mit  denen  die  amerikanischen 
Fabrikanten  belastet  seien,  gegenüber  dem  (europäischen  Kon- 
tinente zu  bewirken. 

Als  selbstverständlich  wird  bei  der  Lehre  von  dem  Pro- 
portionalverhältnis der  Arbeitskosten  zu  der  Arbeitsleistung 
vorausgesetzt,  da(3  die  Arbeiter  ihre  höheren  Einnahmen  zur 
Erhöhung  ihrer  Lebenshaltung  und  nicht  etwa  zur  Ver- 
minderung ihrer  Quantität  »Arbeitswilligkeit«  oder  für 
Zwecke  benutzen,  die  ihrer  Produktivkraft  wenig  förderlich 
sind  (unzweckmäßige  Vergnügen,  Trunk  usw.),  oder  endlich 
allgemein  weniger  haushälterisch  mit  den  erhöhten  Ein- 
nahmen umgehen  als  früher  mit  dem  geringen  Lohn.  Aber 
auch  diese  »Selbstverständlichkeit«  bedürfte  doch  einer  kritischen 
Nachprüfung. 

Für  England  konstatierten  Schwartz  und  Halle  (Schiffbau- 
industrie, 1902,  I) : »Verdient  der  englische  bzw.  schottische 
Arbeiter  in  3 — 4 Tagen  genug,  um  mit  diesem  Betrage  sein 
Leben  auch  während  des  Restes  der  Woche  weiterführen  zu 
können,  so  hat  er  vielfach  keine  Neigung,  auch  die  übrigen 
Tage  der  gewöhnlichen  Arbeit  nachzugehen.  Er  macht  nicht 
nur  einen  »Blauen  Montag«,  auch  einen  »Blauen  I3ienstag«  und 
teilweise  auch  einen  »Blauen  Mittwoch«.  Hasbach  bestätigt  diese 
Aeußerung  nach  dem,  was  er  selbst  in  Pmgland  gehört  hat. 
ä'rifft  dieses  aber  schon  für  England  zu,  dann  vielleicht  noch 
mehr  für  Deutschland,  denn  die  die  Arbeitsfreude  so  sehr  beein- 
trächtigenden wirtschaftlichen  und  politischen  Ideen  und  Illu- 
sionen haben  bei  unserer  Arbeiterschaft  einen  festeren  Fuß 
gefaßt  als’  jenseits  des  Kanals.  Auf  der  Ende  1908  stattge- 
fundenen Hauptversammlung  der  Königs-  und  Laurahütte 
führte  der  Generaldirektor  Geheimrat  Hilger,  folgendes  aus; 
Auf  der  Laurahütte  fehlten  zu  normalen  Betrieben  etwa  1500 
.'\rbeiter,  die  nicht  zu  beschafhm  seien.  Außerdem  beschäftigte 
man  2000  ausländische  Arbeiter.  Man  habe  erwartet,  daß  die 
liölie.ren  Löhne  der  Hochkonjunktur  den  Sparsinn  der  Leute 
förd(a  n wür(l(^n.  Doch  dies  sei  nicht  eingetreten.  Das  Feiern 
der  Arln^iter  an  Arbeitstagen  .sei  außerordentlich  stark.  So 
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fehlten  an  den  Tagen  vor  Feiertagen  bis  zu  19%  % der  Beleg- 
schaft, an  den  Tagen  nach  den  Feiertagen  bis  26%.  Ebenso 
seien  vor  bzw.  nach  Lohnzahlungstagen  bis  14  bzw.  27%  % 
der  Arbeiter  ausgeblieben.  Bestände  nicht  eine  gewisse  Scheu 
vor  gewissen  Arten  von  Arbeiten,  wie  vor  dem  Puddeln,  so 
hätte  man  den  Export  nach  Skandinavien  ausdehnen  können.« 
Diesen  x\usführungen  füge  ich  eine  gelegentliche  Aeußerung 
von  Richard  Lieben  (hinzu  in  der  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft 
usw.,  1908,  Seite  613) ; »Bei  der  durch  Arbeitermangel  verur- 
sachten Kohlennot  im  Jahre  1907  trat  es  deutlich  zutage,  daß 
sehr  hoch  bezahlte  Arbeiter  Feierschichten  einlegten,  also  weniger 
verdienten  und  weniger  produzierten,  als  sie  bei  normaler  Ein- 
haltung der  Wochenarbeitszeit,  auf  die  die  Unternehmer  ge- 
rechnet hatten,  erreicht  hätten.  Ein  Teil  der  Arbeiter  benutzte 
die  höheren  Löhne  dazu,  um  weniger  zu  arbeiten,  sie  blieben  eben 
ohne  Streik,  bald  dieser,  bald  jener,  von  der  Arbeit  weg.« 

Wenigstens  streifen  muß  ich  hier  die  Frage,  wie  die  Ent- 
löhnungsmethoden  die  Leistung  beeinflussen.  Die  beiden  Grund- 
formen aller  Entlohnung  sind  bekanntlich  Zeitlohn  und  Stück- 
lohn. Bei  dem  Zeitlohn  wird  der  Lohn  nach  der  auf  gewendeten 
Zeit  bemessen,  ohne  Rücksicht  auf  den  erzielten  Erfolg. 
Bei  dem  Stücklohn  richtet  sich  der  Lohn  nach  dem  erzielten 
Erfolg,  ohne  Rücksicht  auf  die  verwendete  Zeit.  Prima  facie 
sollte  man  annehmen,  daß  durch  den  Stücklohn  die  Leistung 
wesentlich  gesteigert  werden  kann.  Aber  dagegen  wirkt  das 
Mißtrauen,  das  die  Arbeiterschaft  dem  Akkordlohn  entgegen- 
bringt. Man  kennt  ja  das  Schlagwort.  »Akkordlohn  ist  Mord- 
lohn«. Größere  Unsicherheit  bei  Ausführung  der  Arbeit,  ge- 
ringere Freude  an  der  Arbeit  infolge  des  mit  der  Akkordarbeit 
verbundenen  Hudelns  und  Hastens,  Abwälzung  des  Risikos, 
das  durch  die  verschiedenartige  Qualität  des  Materials  gegeben 
ist,  auf  die  Arbeiter,  dazu  immer  wieder  neuer  Aerger  bei  der 
Akkordvereinbcirung.  Namentlich  aber  klagen  die  Arbeiter 
über  andauernde  Kürzung  der  Akkorde  auf  Grund  wachsender 
Anstrengung  und  Geschicklichkeit,  nicht  bloß  bei  technischen 
Veränderungen:  »die  Akkordschere  ist  zu  scharf  geschliffen«. 
Ob  und  inwieweit  diese  Vorwürfe  berechtigt  sind,  kann  hier 
dahingestellt  bleiben;  die  Arbeiter  sind  jedenfalls  von  der  Exi- 
stenz eines  »Akkordunwesens«  überzeugt,  und  ein  Mittel,  das  an 
an  für  sich  bei  zweckmäßiger  Anwendung  die  Arbeitslust  und 
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und  die  Arbeitsergiebigkeit  wesentlich  steigern  könnte,  ver- 
sagt daher  in  zahlreichen  Fällen. 

Wie  die  Dinge  nun  einmal  p r a k t i s c h liegen,  kann 
man  es  verstehen,  wenn  W.  Timmermann  bei  seinen  Erhebungen 
über  die  Entlöhnungsmethoden  in  der  Hannoverschen  Eistai- 
industrie  von  dem  Leiter  eines  Hüttenwerkes  den  Bescheid 
erhielt;  »Die  Entlöhnungsmethode  hat  keinen  Einfluß 
auf  die  Arbeitsleistung«.  Aber  das  darf  nicht  zu  einer  grund- 
sätzlichen Ablehnung  des  Akkord-  und  Prämienlohnes  führen. 
Nötig  ist  nur,  das  Vertrauen  des  Arbeiters  für  die  Art  der  Fest- 
setzung zu  gewinnen,  und  dazu  ist  ein  Mitwirken  seiner  Ver- 
trauensleute notwendig. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Theorie,  daß  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  günstig  auf  die  Arbeitsleistung  ein- 
wirken werde?  Auch  da  steht  der  richtige  Kern  nicht  immer 
im  Verhältnis  zu  der  starken,  aus  Uebertreibung  und  irrigen 
Schlußfolgerungen  gebildeten  Hülle  ^). 

Sehr  interessante  Untersuchungen  über  die  Arbeitszeit  wurden  vor  einiger 
Zeit  in  Frankreich  angestellt,  über  die  »Bulletin  de  l’office  du  travail«,  Jahrgang 
1907,  berichtete.  Die  Militärverwaltung  insbesondere  hatte  versuchsweise  den 
8-Stundentag  in  der  Werkstätte  von  Tarbes  für  eine  Zeit  von  3 Monaten  einge- 
führt: vom  I.  September  bis  zum  i,  Dezember  1903.  Uieiauf  wurde  seine  Kin- 
führung  bis  zum  i.  Juli  1904  verlängert.  Dann  führte  der  Minister  in  allen  indu- 
striellen Betrieben,  die  vom  Kriegsdepartement  abhängen,  den  9-Stundentag 
ein.  Der  Versuch  mit  dem  8-Stundentag,  der  bei  Tarbes  vom  i.  September  1903 
bis  zum  I.  Juli  1904  dauerte,  wurde  — ich  folge  dabei  dem  Bericht  des  Reichs- 
arbeitsblattes, 5.  Jahrgang,  S.  359  ff.  — so  durchgeführt:  Die  Arbeiter,  die  auf 
Stücklohn  augestellt  waren,  wurden  weiter  in  Stücklohn  entlohnt;  damit  sie 
jedoch  keine  Minderung  des  Lohnes  während  der  Dauer  des  Versuches  erführen, 
wurden  die  Anschläge  des  Arbeitslohnes  in  einem  Verhältnis  erhöht,  das  sich 
nach  den  Ergebnissen  der  ersten  2 Wochen  richtete.  Den  Arbeitern,  die  in  Tage- 
lohn standen,  garantierte  man  den  Lohn  durch  eine  Erhöhung  des  Stunden- 
preises. Während  der  ersten  Periode  (i.  September  bis  i.  Dezember  1903)  kam 
man  zu  folgendem  Ergebnis:  »Die  Anwendung  neuer  Werkzeuge  hatte  eine 
Vermehrung  der  Tx.MStungsfähigkeit  der  Maschinen  gestattet,  und  die  Arbeiter, 
auf  denen  der  h;rfolg  des  Versuclics  ruhte,  und  die  also  ihren  Kameraden  gegen- 

M iMir  die  ICiiuvirkuiig  der  Arbeitszeit  von  besonderer  Wichtigkeit  Abbe: 
Sozialpolitische  Scliriften.  Ciesammclle  vVbhandlungen,  Bd.  3.  Außerdem: 
M a r t i n : Zur  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  der  mechanischen  Textilindustrie 
Vrcliiv  IM.  VI  D),  IC.  Bernhard:  Höhere  Arbeitsintensität  bei  kürzerer  Ar- 
beitszeit i()0().  I )azu  namentlich  der  Artikel  Arbeitszeit  (H  e r k n e r)  in  der 
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über  eine  gewisse  Art  von  Verantwortlichkeit  trugen,  zeigten  den  größten  Ar- 
beitseifer. Trotzdem  ergab  sich,  daß  anscheinend  der  Arbeitstag  nur  um  die 
Zeit  verkürzt  werde,  die  der  beim  nicht  voll  ausgenutzten  lo-Stundentag  ver- 
lorenen Zeit  entspricht.  Sonst  schlägt  jede  unmittelbare  stärkere  Verkürzung 
entweder  zum  Nachteil  des  Arbeiters  oder  des  Staates  aus.« 

Während  der  zweiten  Periode  (i.  Dezember  1903  bis  i.  Juli  1904)  wurde 
aus  den  gemachten  Beobachtungen  der  Schluß  gezogen,  daß  die  Einführung  des 
8-Stundentages  bedeutende  nachträgliche  Ausgaben  zur  Folge  haben  würde. 
Die  Ersparnis,  die  man  an  Brennmaterialien  usw.  machte,  würde,  falls  der  Ver- 
such verallgemeinert  worden  wäre,  vollständig  aufgehoben  worden  sein  durch 
die  Anschaffungskosten  für  Maschinen,  die  man  gebraucht  hätte,  um  der  aus  der 
Einführung  des  8-Stundentages  folgenden  Minderung  der  Leistung  zu  begegnen. 
Zusammenfassend  zog  der  Bericht,  den  der  Kriegsminister  am  24.  Juli  1905 
dem  Handelsminister  vorlegte,  die  Schlußfolgerung;  Die  Versuche,  die  mit  Sorg- 
falt in  der  Werkstätte  von  Tarbes  durchgeführt  wurden,  zeigen,  daß  es  unmög- 
lich ist,  den  Arbeitstag  plötzlich  um  2 Stunden  zu  verkürzen  und  gleichzeitig 
die  Interessen  der  Arbeiter  zu  wahren,  ohne  zur  selben  Zeit  dem  Staate  eine 
bedeutende  Mehrausgabe  aufzuerlegen. 

Aus  einem  amtlichen  amerikanischen  Berichte  über  den  Einfluß  der  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  auf  die  Produktionskosten  geht  hervor,  daß  von  334 
Betrieben,  die  in  dieser  Hinsicht  Beobachtungen  angestellt  liatten,  37  (ii,i  %) 
keine  Erhöhung  der  Produktionskosten  nach  der  Herabsetzung  der  Arbeitszeit, 
dagegen  297  (88,9  %)  eine  Erhöhung  der  Produktionskosten  zu  verzeichnen 
hatten.  Dabei  ist  anzunehmen,  daß  die  Minorität  hauptsächlich  deshalb  ohne 
Produktionskostensteigerung  arbeiten  konnte,  weil  die  Arbeiter  selbst  durch 
entsprechende  Lohnreduzierung  die  Kosten  des  Experimentes  auf  sich  zu  neh- 
men hatten,  wie  man  sich  denn  überhaupt  wohl  hüten  muß,  aus  gelegentlichen 
Einzelbeobachtungen  über  die  Wirkungen  der  Arbeitszeit  zu  weitgehende  Schluß- 
folgerungen zu  ziehen;  selbst  dann,  wenn  es  sich  um  Unternehmungen  der- 
selben Branche  handelt,  kann  ein  Betrieb  günstigere  Erfahrungen  mit  einer 
verkürzten  Arbeitszeit  machen,  während  bei  einem  anderen  Betriebe  das  Gegen- 
teil der  Fall  sein  mag,  wohl  deshalb,  weil  dort  ein  besonders  tüchtiger  und  williger 
Arbeiterstamm  vorhanden  ist,  der  hier  fehlt. 

Nun  soll  gewiß  nicht  geleugnet  werden,  daß  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  erhöhte  wirtschaftliche  Ausnutzung 
der  menschlichen  l^roduktionskraft  bedeuten  kann.  Es  ist 
aber  nicht  ohne  weiter(‘s  sicher,  juich  dann  nicht,  wenn  nachgewiesen 
wird,  daß  etwa  pro  Stunde  ein  gewisses  Quantum  mehr  ge- 
fertigt wird.  Lorenz  Pieper  zitiert  in  seiner  Schrift:  »Die  Lage 
der  Bergarbeiter  im  Ruhrrevier«  die  Aeußerung  des  Bergwerks- 
direktors Kirschniok,  der  Untersuchungen  der  Arbeitszeit  und 
Arbeitsleistungen  in  den  ihm  unterstellten  oberschlesischen 
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Gruben  augestellt  hat;  vEs  weiß  wolil  jeder  Bergiuanii,  vom 
jüngsten  Schlepper  bis  hinauf  zum  Betriebsführer,  daß  der 
oberschlesische  Arbeiter,  wenngleich  er  gezwungen  ist,  12  Stunden 
in  der  Grube  zu  sitzen,  doch  nur  kaum  8 Stunden  arbeitet, 
(dbt  man  ihm  nun  Gelegenheit,  die  Leistungen  einer  I2stündigen 
Schicht  in  8 Stunden  zu  vollbringen,  so  verspeist  er  sein  mit- 
gebrachtes Brot  weit  lieber  erst  nach  Beendigung  der  Schicht, 
nur  irm  die  hierfür  notwendige  Zeit  nicht  während  der  Schicht 
zu  verschwenden«.  Und  der  Schlosser  Pzybelsky  erzählt  in 

Levensteins  Arbeiterbiiefen:  » am  Nachmittag  ist  die 

Ermattung  nicht  mehr  so  leicht  zu  überwänden,  und  der  Ar- 
beiter denkt  schon  daran,  wie  er  sich  nur  auf  einige  Augen- 
blicke aus  dieser  Tretmühle  befreien  kann.  Dann  geht  er  öfter 
als  notwendig  eine  Notdurft  verrichten,  er  wirft  auch  mal  den 
Antriebsriemen  herunter,  oder  er  ölt  die  Maschine  so  oft,  daß 
sie  nahezu  in  Oel  schwimmt.  Dann  hat  er  doch  wieder  Gelegen- 
heit, das  überflüssige  Fett  abzuwischen.  Das  treibt  er  so  lange, 
bis  es  Feierabend  ist « Handelt  es  sich  in  diesen  und  ähn- 

lichen Fällen  um  wirkliche  »Bummelei«  bei  der  Arbeit,  um  mangel- 
hafte Arbeitsenergie,  dann  mag  der  Eifer,  sich  des  Entgegenkom- 
mens wmrdig  zu  erweisen,  die  Aussicht  auf  das  größere  Maß  freier 
Zeit  die  Arbeitslust  anfeuern ; aber  selten  wird  es  sich  dabei,  wie 
die  Dinge  nun  einmal  liegen,  um  mehr  als  ein  Strohfeuer  handeln, 
zumal  die  Agitation  alsbald  mit  neuen  Klagen  über  die  Länge 
der  Arbeitszeit  einsetzt.  Sind  die  künstlich  gemachten  Pausen 
w^ährend  der  Arbeitszeit  dagegen  nur  ein  Akt  der  Notwehr, 
um  ein  wirkliches  Uebermaß  von  Arbeit  von  sich  abzuwälzen, 
dann  würden  längere  Pausen  während  der  Arbeitszeit  in  manchen 
Fällen  eher  noch  dem  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  bei  der 
Arbeitsverw^endung  Rechnung  tragen,  als  Verkürzung  der  for- 
mellen Arbeitszeit  unter  Zusammendrängung  der  tatsächlich 
zu  leistenden  Arbeit.  Ist  Verkürzung  der  Arbeitszeit  mit 
größerer  Intensivierung  der  Arbeit  verbunden,  so  mag  gerade 
dadurch  infolge  erhöhter  Anspannung  der  Nerven  nsw\  das 
wärtschaftliche  Höchstmaß  der  Leistungsfähigkeit  auf  die  Dauer 
(äier  vermindert  als  gefördert  werden.  Auch  sind  gegen  die 
Iuteusivi(;rnjig  der  Arbeit  häufig  die  meistoji  Bedenken  mit 
Recht  vorziibriiigen,  di(i  die  Gegner  der  Akkordarbeit  anzu- 
führeu  gewohnt  sind.  Zmu  mindesten  muß  man  es  mit  Herkner 
(Art.  Arbeilszcät)  als  zweifelhaft  bezeichnen,  ob  die  hochge- 
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triebene  Intensivität  der  Arbeitsleistung  nicht  trotz  kürzerer 
Arbeitszeit  eine  größere  Ermüdung  und  rascheren  Verbrauch 
der  Lebenskraft  des  Arbeiters  herbeiführt,  als  die  längere  Ar- 
beitszeit mit  reichlichen  Zwischenpausen  und  gemächlicherer 
Arbeitsweise.  Richtig  ist  auch,  daß  bei  stärkerer  Intensivierung 
wenigstens  die  Gefahr  vorliegt,  daß  ältere  und  schwächere 
Arbeiter  überhaupt  nicht  mehr  beschäftigt  werden. 

Es  kann  hier  natürlich  nicht  die  Absicht  sein,  das  umfang- 
reiche Problem  der  Arbeitszeit  nach  allen  Richtungen  hin  zu 
beleuchten,  aber  das  geht  doch  aus  dem  Gesagten  schon  her- 
vor: man  ist  bis  jetzt  auch  den  Beweis  schuldig  geblieben, 
daß  Verkürzung  der  Arbeitszeit  die  Leistungen  der  volkswirt- 
schaftlichen Arbeitskraft,  namentlich  soweit  es  sich  um  die 
moderne  Arbeiter  aristokratie  handelt,  unter  den  heu- 
tigen Verhältnissen  steigern  wird. 

Deduktiv  läßt  sich  ein  Beweis  dafür,  daß  »der  Trieb  und 
die  Tätigkeit,  in  den  Dienst  eines  vernünftigen  Zweckes  ge- 
spannt«, auf  seiten  der  Arbeiter  eine  zunehniende  Tendenz  zeigt, 
nicht  erbringen.  Viel  wahrscheinlicher  ist  das  Gegenteil.  Nun 
sucht  man  aber  die  hohen  Leistungen  der  Arbeiterschaft  da- 
durch zu  beweisen,  daß  man  berechnet,  wie  die  Steigerung 
der  Produktivität  sich  pro  Kopf  der  beschäftigten  Arbeiter 
stellt.  Erst  wäre  aber  festzustellen,  ob  und  inwieweit  technische 
Verbesserungen,  dispositive  Aenderungen,  Aenderungen  in  den 
Natural-  und  Grundverhältnissen  zu  der  Steigerung  der  Pro- 
duktion beigetragen  haben.  Ebenso  voreilig  wie  die  eben  er- 
wähnte Argumentation  ist  auch  die  gelegentlich  beliebte  um- 
gekehrte Beweisführung.  Es  steht  statistisch  z.  B.  fest,  daß 
die  Löhne  auf  den  preußischen  Staatsbergwerken  in  dem  Men- 
schenalter vor  dem  Krieg  fortwährend  gestiegen  sind.  Dagegen 
fiel  das  Förderquantum  pro  Kopf  von  Jahr  zu  Jahr.  Daraus 
hat  man  hier  und  da  gefolgert,  daß  die  Arbeiter  weniger  leistungs- 
fähig geworden  seien;  das  ist  zu  voreilig.  Man  vergißt  dabei 
insbesondere,  daß  das  Förderquantum  abhängig  ist  von  der 
Qualität  und  dem  Grade  des  Abbaues,  dem  Umfang  der  Vor- 
richtungsarbeiten, der  Nebenprodukte,  wesentlich  auch  von 
der  Konjunktur,  die  von  großem  Einfluß  auf  die  jeweilige 
Dirigierung  der  Arbeitskräfte  ist. 

Sehr  wertvoll  würde  es  sein,  wenn  Material  geboten  würde, 
das  einen  Vergleich  der  Arbeitseneigie  und  Arbeitsleistung 
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etwa  der  deutschen  Arbeiter  mit  ihren  gleichgelohnten  eng- 
lischen oder  amerikanischen  Kollegen,  ermöglichte.  Die  Mit- 
glieder der  Gainsborough-Kommission,  die  Ende  1905  Deutsch- 
land bereisten,  um  sich  über  die  deutschen  Arbeitsverhältnisse 
zu  informieren,  meinten  in  ihrem  Bericht,  daß  der  gelernte 
englische  Arbeiter  ‘mit  größerem  Interesse  bei  seiner  Arbeit  sei 
und  in  gleicher  Zeit  mehr  zuwege  bringe  als  der  deutsche  Ar- 
beiter. Anderseits  wirft  wieder  der  Amerikaner  Vanderlip 
(Amerikas  Eindringen  in  das  europäische  Wirtschaftsgebiet,  1903) 
den  Engländern  vor,  daß  sie  es  sich  bei  der  Arbeit  gerne  etwas 
allzu  gemütlich  machen.  »Londoner  Maurer  legen  durchschnitt- 
lich nicht  mehr  als  400  Mauersteine  pro  Tag  ...  . Es  ist  jedoch 
erwiesen,  daß  ein  fleißiger  Arbeiter  bequem  an  einem  Tage 
1000  Mauersteine  legen  kann  und  sogar  bis  1600.«  In  dem 
Buche  »Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  technischen 
Entwicklung  der  Schuhindustrie«  behauptet  Friedrich  Bähr, 
daß  die  Leistung  der  Arbeiter  in  der  amerikanischen  Schuh- 
warenindustrie darum  größer  sei  als  die  des  deutschen,  weil 
der  deutsche  Arbeiter  vielfach  mit  der  Arbeitsleistung  zurück- 
halte. Gerade  der  letztere  Umstand  bedinge  die  sinkenden 
Leistungen  auf  der  Zwickmaschine  Es  ergibt  sich  nach  Bähr 
folgendes  Bild: 


Durchschnittliche  wöchentliche  Leistung: 

180  Dutzend  Paar 
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Unverkennbar  war  in  der  nationalökonomischen  und 
namentlich  in  der  sozialpolitischen  Literatur  in  der  Zeit  von 
1880—1914  die  Neigung  vorhanden,  die  sozialen  Leistungen 
der  Arbeiter,  zu  überschätzen,  dagegen  die  der  Unternehmer 
zu  imterscliätzen.  Einen  Vortrag  über  »Das  Unternehmertum  in 
der  Volkswirtschaft«,  den  Alexander  Tille  im  Saarbrückener 
Bezirksverein  Deutscher  Ingenieure  hielt,  begann  er  mit 
folgenden  Worten:  »Ich  möchte  heute  über  ein  dreifaches 
Stiefkind  s])rechen:  über  das  Stiefkind  der  wissenschaftlichen 
National(”)kojiomie,  über  das  Stiefkind  der  öffentlichen  Meinung 
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und  über  das  Stiefkind  im  Staatsleben.  Dieses  dreifache  Stief- 
kind ist  das  gewerbliche  Unternehmertum.  Trotzdem  hat  sich 
dieses  Stiefkind  nicht  abhalten  lassen,  die  grundlegende  Ar- 
beit für  die  gesamte  deutsche  Volkswirtschaft  auf  seine  Schul- 
tern zu  nehmen  und  diese  Last  mutig  und  unaufhaltsam  auf 
den  stolzen  Gipfel  zu  tragen,  auf  dem  das  Wirtschaftsleben 
heute  angelangt  ist.« 

Diese  Klagen  sind  soweit  richtig,  als  der  Unternehmer  lange 
Zeit  weder  von  der  Wissenschaft  noch  von  der  durch  sie  be- 
einflußten öffentlichen  Meinung  unbefangen  genug  gewürdigt 
wurde.  Allerdings  ist  es  auch  das  Gegenteil  von  unbefangener 
Würdigung,  wenn  Tille  seinerseits  zu  dem  Resultate  kommt: 
»Dei  Unternehmer  ist  in  jedem  Falle  der  alleinige  Träger  der 
Wirtschaftsinteressen  « . 

Wie  man  sich  auf  seiten  der  Arbeiterführer  die  Stellung  des 
Unternehmers  im  Produktionsprozeß  manchmal  vorstellt,  geht  aus 
einem  Aufsatze  hervor,  der  im  März  1910  im  Korrespcndenz- 
blatt  der  Generalkommission  publiziert  wurde.  Nur  im  indu- 
striellen Kleinbetrieb  sei  der  Unternehmer  noch  wirklich  Führer 
der  Produktionsvorgänge.  Nur  der  Kleinmeister  sei  in  seiner 
Person  Techniker,  Kaufmann  und  Arbeitsorganisator,  also 
das,  was  zusammen  den  Unternehmer  ausmache.  Dagegen 
sei  für  den  industriellen  Unternehmer  von  diesen  Funktionen 
nichts  mehr  übrig  geblieben.  Er  sei  nicht  mehr  Techniker, 
oder  Kaufmann,  oder  Fabrikorganisator,  dagegen  sei  er 
ein  Organisator  »im  höheren  Sinne«  geworden.  Er  lasse  andere 
Leute  für  sich  arbeiten.  »Der  Unternehmer  in  diesem  Sinne 
ist  also  Ausbeuter  geworden,  das  ist  die  höchste  Stufe  seiner 
Entwicklung,  die  nach  den  inneren  Gesetzen  der  kapitalisti- 
schen Wirtschaftsform  auch  zu  keinem  andern  Abschluß  führen 
kann,  und  so  ist  denn  auch  im  großkapitalistischen  Unternehmen 
als  dem  höchstentwickelten  Wirtschaftsgebilde  die  Ausbeutung 
der  menschlichen  Arbeitskraft  am  raffiniertesten  durchgeführt 
worden.« 

Die  Vorstellung  war  in  der  öffentlichen  Meinung  jeden- 
falls herrschend,  daß  das  persönliche  Element  im  Aufbau  der 
modernen  Unternehmungen  ganz  in  den  Hintergrund  trete. 
Das  Kapital  und  sein  Dividendeninteresse  verdränge  immer 
mehr  und  mehr  jede  persönliche  Individualität  im  modernen 
Betriebe.  Die  leitenden  Triebkräfte  unserer  großwirtschaftlichen 
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Unternehmungen  lägen  überhaupt  gar  nicht  innerhalb  der  Indu- 
strie. Die  Zügel  der  Industrie  hätten  vielmehr,  namentlich  aucli 
für  alle  großindustriellen  Aktionen,  die  Großbanken  in  der  Hand. 

Das  ungefähr  ist  das  Bild,  das  die  Arbtättn'  und  Arbeiter- 
freunde sich  meist  von  dem  modernen  Unternehmertum  machen. 
Um  gleich  hier  das  zuletzt  Erwälmte  zu  korrigieren:  Kirdorf 
meinte  bei  den  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
in  Mannheim:  Niemals  ist  der  Ifinfluß  der  Großbanken 
auf  die  Großindustrie  Rheinlands  imd  Westfalens  so  gering 
gewesen,  wie  er  zur  Zeit  ist.  ]\[tin  kann  lieute,  wollte  man  ein 
solches  Wort  anwenden,  im  Gegenteil  sagen:  Die  Großbanken 
buhlen  um  da.s  Wohlwollen  der  Industrie,  e.ber  nicht  etwa  um- 
gekehrt«. Aus  der  Versammlung  heraus  wurde  durch  Zurufe 
diese  Meinung  bestätigt,  und  bestätigt  werden  muß  sie  durch 
alle  diejenigen,  welche  einigermaßen  die  Beziehungen  zwischen 
Großindustrie  und  Banken  in  der  Gegenwart  kennen. 

Was  leistet  der  moderne  Unternehmer?  Sombart  glaubt, 
(laß  im  Unternehmer  verschiedene  x\rten  »Menschentypen«  ver- 
einigt sind:  der  Erfinder,  der  weniger  technische  Neue- 
rungen als  vielmehr  ökonomisch-organisatorische  neue  Formen 
der  Produktion,  des  Transportes,  des  Absatzes  ausdenkt  und 
durchführt;  der  Entdecker,  der  räumlich  neue  Felder 
für  seine  Betätigung  ausfindig  macht,  oder  in  einem  schon  er- 
oberten Gebiete  neue  Bedürfnisse  entdeckt;  der  Eroberer 
— ein  »Conquistador  auf  ökonomischem  Terrain«  — der  mit 
Kraft  und  Entschlossenheit  und  großem  Wagemut  alle  Hinder- 
nisse, die  sich  ihm  in  den  Weg  stellen,  niederkämpft;  der  O r- 
g a n i s a t o r , der  die  Fähigkeit  besitzt,  Menschen  auf  ihre 
Leistungsfähigkeit  hin  zu  beurteilen,  und  jeden  an  seine  richtige 
Stelle  setzt,  wo  er  das  ]\Iaximum  seiner  Leistungsfähigkeit 
(Uitfalten  kann  und  entfalten  wird;  der  damit  auch  das  Talent 
verbindet,  andere  für  sicli  arbeiten  zu  lassen,  sich  selbst  ent- 
behrlich zu  maclien,  um  das  Unternehmen  von  Zufälligkeiten 
seiner  Persönlichkeit  loszulösen.  Nicht  minder  aber  muß  der 
Untcrnelimer  Händler  sein,  d.  li.  er  muß  zwei  Tätigkeiten 
zu  eiiuan  gemeinsamen  Zw(;cke  vereinigen,  das  Berechnen  und 
das  V(;rhandeln.  Kr  muß  s])ekulative  und  kalkulatorische  Fähig- 
k(Mt(;n  (ib(3nso  initbringen,  wi(;  »suggestiv«  wirken  können,  um 
Inter(;ss(^  zu  (‘rwctcken,  Vcn'trauen  zu  erwerben  und  Kauflust 
zu  W(‘cken.  h'üg(‘n  wir  no('li  hinzu,  daß  dc'i  Unternehmer  aucli 
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Erzieher  sein  muß  zur  Wirtschaftlichkeit,  Sparsamkeit.  Ge- 
schicklichkeit, Arbeitssamkeit  — und  das  Bild  des  modernen 
Unternehmens  dürfte  einigermaßen  vollständig  sein. 

Kaum  ist  es  wohl  nötig  zu  sagen,  daß  die  Eigenschaften 
und  Fähigkeiten,  die  der  ideale  Unternehmer  in  sich  vereinigt, 
selten  alle  in  einer  Person  vereinigt  sind  oder  auch  vereinigt  sein 
könnten.  Da  kommt  es  schon  darauf  an,  daß  durch  Zusammen- 
wirken verschiedener  Kräfte  das  erreicht  wird,  was  eine  einzelne 
Person  in  leitender  Unternehmerstelle  nicht  erreichen  könnte. 
Siemens  und  Halske  sind  ja  zum  Paradigma  für  das  Ineinander- 
greifen verschiedenartiger  Unternehmer-  Qualitäten  zu  einem  ein- 
heitlichen Ganzen  geworden.  Zwei  grundverschiedene  Arbeiter- 
typen hatten  sich  in  diesen  beiden  für  einen  wirtschaftlichen 
Zweck  vereinigt.  »Der  kunstfertige  Handwerker  mit  dem  wissen- 
schaftlich denkenden  Ingenieur,  der  Kleinunternehmer  mit  dem 
Großunternehmer«  (Ehrenberg) . 

Was  ist  es  nun,  das  die  Leistungsfähigkeit  und  die  Leistungs- 
willigkeit des  Unternehmers  zur  höchsten  Entfaltung  bringt  ? 
Ist  es  der  rein  äußere  Gewinn,  die  Liebe  zum  Gelde  des  Geldes 
wegen,  das  Streben  nach  den  Vergnügungen,  die  zu  befriedigen 
das  Geld  gestattet  ? Gewiß,  es  ist  richtig,  was  schon  Thornton 
hervorhob:  »Der  Reiz,  das  Kapital  zu  vermehren,  wächst  im 
Verhältnis  zur  Höhe  des  Gewinnes  oder  der  Zinsen;  loo  % 
würden  beinahe  aus  jedem  einen  Geizhals  machen,  würden 
niemand  abhalten,  ein  Verschwender  zu  sein.«  Aber  das  Kapi- 
tal wird  von  dem  vorwärts  drängenden  Unternehmer  nicht 
um  »seiner  selbst  willen  geliebt«,  auch  nicht  nur  materieller 
Genüsse  wegen;  sonst  müßte  ja  der  Unternehmer,  nachdem  er 
sich  ein  gewisses  Vermögen  erworben  hat,  aufhören,  um  sich 
des  Erworbenen  zu  erfreuen.  Aber  tatsächlich  sind  Unter- 
nehmernaturen keine  Rentnernaturen.  Der  Zufallsgewinn  macht 
den  Rentner,  der  Unternehmergewinn  reizt  nur  von  neuem 
zu  immer  rastloserer  Tätigkeit.  Das  Arbeiten  um  seiner  selbst 
willen,  das  erfolgreiche  Schaffen,  das  Gestalten  und  Bilden, 
— das  ist  es  in  erster  Linie,  was  den  Unternehmer  zu  neuen 
Taten  anspornt,  und  nächst  dem  die  Macht,  der  Einfluß,  die 
Ehre,  die  der  äußere  Erfolg  ihm  bringen  mag.  Walter  Ra- 
thenau sagt  in  seinen  »Reflexionen«  nicht  ohne  Grund  »daß, 
wer  am  persönlichen  Geldgewissen  hängt,  ein  großer  Geschäfts- 
mann nicht  sein  kann«. 
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Werner  Siemens  schrieb  seinem  Bruder  Karl:  »Ich  will  und  kann  noch  . 
nicht  zur  Ruhe  gehen,  denn  ich  hasse  das  faule  Rentncrleben,  will  schaffen  und 
nutzen,  so  langeich  kann,  sehne  mich  nicht  nach  persönlichen  Annehmlichkeiten 
und  Genüssen  des  Reichtums,  und  ich  würde  körperlich  und  geistig  zugrunde 
gehen,  wenn  ich  keine  nützliche  Tätigkeit,  in  der  ich  Anregung  und  dadurch 
Beruhigung  finde,  mehr  entfalten  könnte.«  Und  ein  andermal  meinte  er:  »Mein 
leitender  Gedanke  . . . ist  der,  eine  dauernde  Firma  zu  stiften,  welche  vielleicht 
einmal  später  unter  der  Leitung  unserer  Jungens  eine  Weltfirma  ä la  Roth.schild 
und  anderer  werden  könnte  und  unsere  Namen  in  der  Welt  zu  Ansehen  bringt. 
Diesem  großen  Plane  muß  der  einzelne,  wenn  er  ihn  für  gut  hält,  persönliche 
Opfer  bringen.«  — Carnegie  sagt  in  seinem  Evangelium  des  Reichtums:  »Mein 
Lieblingsgedanke  war  immer,  mein  eigener  Herr  zu  sein,  etwas  zu  erzeugen 
und  vielen  Leuten  Arbeit  zu  verschaffen.«  — Von  Nathan  Rothschild  erzählt 
ein  genauer  Kenner  seiner  Persönlichkeit  (zitiert  von  Ehrenberg,  »Große  Ver- 
mögen«, I) : 

»Folgendes  ist  der  Schlüssel  zum  Verständnis  des  Charakters  Rothschilds. 
Sein  Ehrgeiz  besteht  darin,  sorgfältig  durchdachte  finanzielle  Spekulationen  zu 
vollbringen,  Geld  zu  erwerben,  wenn  man  es  so  ausdrücken  will;  aber  bei  An- 
wendung dieser  Redensart  muß  der  Nachdruck  gelegt  werden  auf  das  Wort:  »Er- 
werben«; denn  weder  das  Geld  selbst,  noch  die  mit  Geld  zu  beschaffenden  Dinge 
hatten  Wert  für  ihn.  Er  hatte  gar  keinen  Sinn  für  dasjenige,  wonach  jeder  Eng- 
länder trachtet,  wenn  er  genug  Geld  dazu  besitzt,  es  sich  zu  beschaffen:  für 
Komfort  im  weitesten  Sinne  des  Wortes.  Sein  Ehrgeiz  bestand  darin,  rascher 
und  wirksamer  als  andere  seine  geschäftlichen  Zwecke  zu  erreichen,  ihnen  mit 
ganzer  Energie  nachzustreben.  War  der  Zweck  erreicht,  so  verlor  die  ganze  Sache 
für  ihn  jeden  Reiz,  und  sein  rastloser  Geist  wandte  sich  anderen  Zielen  zu.« 

Ehrenberg  hat  ganz  recht,  wenn  er  aus  solchen  und  ähn- 
lichen Aeußerungen  folgert  (Thünen-Archiv  1906),  daß  das  so- 
genannte persönliche  Selbstinteresse  des  Unternehmers  sich 
aus  einer  ganzen  Reihe  einzelner  Motive  zusammensetzt,  die 
sich  in  dem  Streben  vereinigen,  ein  wirtschaftliches  Unter- 
nehmen zu  begründen  und  derart  zu  leiten,  daß  ein  Ertrag 
erzielt  wird.  Damit  werde  das  Interesse  dieser  Erwerbswirtschaft, 
das  Geschäftsinteresse,  für  das  wirtschaftliche  Handeln  des 
Unternehmers  entscheidend;  sein  persönliches  Selbstinteresse 
übe  auf  sein  wirtschaftliches  Handeln  nur  insoweit  dauernde 
Wirkungen  aus,  als  es  sich  mit  dem  Geschäftsinteresse  decke, 
oder,  was  dasselbe  sei,  das  Selbstintercsse  des  Unternehmers 
lasse  sich  so  weit  wie  nötig  auf  die  Dauer  dem  Geschäftsinteresse 
unterordnen.  Wem  lüirenberg  zu  unternehmerfreundlich  ist, 
kann  von  hhlgar  Jaffe,  der  sich  den  »Unabhängigen«  angeschlos- 
sen hat,  dasselbe  hören,  er  bcTont  in  seinem  Aufsatz  über  die 
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»Militarisierung«  unseres  Wirtschaftslebens  (Archiv  für  Sozial - 
Wissenschaft  Bd.  40  1915),  daß  gerade  der  deutsche  Unter- 
nehmer sich  immer  das  Gefühl  bewahrt  habe,  daß  der  Be- 
trieb einer  Unternehmung  zugleich  eine  bestimmte  volkswirt- 
schaftlich wichtige  Arbeit  bedeute,  in  den  Kapitänen  unseres 
Handels  und  unserer  Industrie  lebe  die  Empfindung,  daß  das 
Geldverdienen  allein  nicht  das  letzte  Ziel  ihrer  Arbeit  sei,  son- 
dern lediglich  der  Beweis  und  die  Belohnung  dafür,  daß  sie 
die  ihnen  gestellten  höheren  und  allgemeinen  Aufgaben  richtig 
gelöst  hätten.  Das  ist  ein  Gedanke,  der  uns  die  Leistung  des 
kapitalistischen  Unternehmers  menschlich  näherbringen  kann, 
aber  für  die  volkswirtschaftliche  Betrachtung  kann  er  nicht 
allzuviel  bedeuten,  sie  bedarf  sich  durch  Beurteilung  der  Mo- 
tive nicht  beirren  lassen  in  dem  nüchternen  Studium  der  wirt- 
schaftlichen Geschehnisse  und  ihrer  Wirkungen. 

Da  das  Erwerben  und  nicht  das  Ausruhen  auf  Grund  des 
Erworbenen  Ziel  des  Unternehmerstrebens  ist,  so  ist  er  zugleich 
auch  beteiligt  an  den  notwendigen  passiven  Leistungen,  die  die 
Sozialwirtschaft  erfordert,  ganz  hervorragend,  namentlich  an 
der  Kapitalbildung.  Rastloses  und  auch  kluges  Arbeiten  würde 
für  den  wirtschaftlichen  Fortschritt  wenig  bedeuten,  wenn  die 
Menschheit  nicht  verstände,  für  die  kommenden  Tage  zurückzu- 
legen. Nicht  alle  Früchte  der  Arbeit,  die  die  einzelnen  Menschen 
geleistet  haben,  darf  die  Menschheit  verzehren.  Es  muß  ge- 
spart werden,  um  durch  produktive  Anlage  des  Gesparten  neue 
Kapitalien  zu  bilden  und  dadurch  für  die  zu  sorgen,  die  kommen 
werden,  und  Arbeiten  auszuführen,  deren  Nutzen  erst  in  einer 
früheren  oder  späteren  Zukunft,  vielleicht  erst  in  den  folgenden 
Generationen  realisiert  wird. 

Wie  die  passiven  Leistungen  ethisch  zu  beurteilen  sind, 
und  ob  die  Leistung  gar  keine  Mühe  oder  viele  Mühe  kostet, 
ist  für  den,  der  diese  Dinge  nur  vom  volkswirtschaftlichen 
Zweckmäßigkeitsstandpunkt  betrachten  will,  einerlei.  Es  küm- 
mert uns  daher  hier  auch  nicht,  daß  Lassallc  bei  Bekämpfung 
der  »Abstinenztheoric«  darauf  hinwies,  daß  gerade  der  Bezug 
der  größten  Zinsrenten  mit  den  geringsten  persönlichen  Ent- 
behrungsopfern verbunden  zu  sein  pflegte.  Diese  Tatsache  mag 
für  die  von  großem  Werte  sein,  die  sich  irgendwelche  Ideale 
von  dem  wirtschaftlichen  »Sollsein«  zurechtmachen  wollen. 
Uns  genügt  es,  hie  die  soziale  Leistung  als  solclu^  festzustellen. 
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Es  ist  nun  aber  nicht  f^eniij^.  dab  (hirch  S])ar(‘n  Kapital 
gebildet  wird.  Das  geschaffene  Kapital  muß  auch  volkswirt- 
schaftlich nützlich  verwandt  w(‘rd(‘n.  Derjenige,  der  Kjjpital 
unmittelbar  zur  Verfügung  hat,  steht  sozialökonomisch  bess(‘r 
da,  als  derjenige,  der  darauf  verzichtem  muß.  Vom  persönlichen 
Standpunkte  aus  würde  es  für  ihn  jedenfalls  s i c h e r (*  r sein, 
wenn  er  das,  was  er  hat,  festhalten  würde,  wenn  er  das  Kapital 
nicht  in  die  Kanäle  der  volkswirtschaftlichen  Produktion  hinein- 
brächte; aber  der  Gesellschaft  würde  dann  das  Kapital  gar 
nichts  nützen  — wenn  man  von  dem  Werte,  den  der  Reservi'- 
fonds  schließlich  auch  für  die  Gesamtheit  hat,  absieht  — : das 
Kapital  muß  mitarbeiten.  Es  ist  also  notwendig,  daß  eine  weitere 
»Leistung«  von  dem  übern(jmmen  werden  muß,  der  Kapital 
hat.  Er  muß  riskieren.  Verwendet  er  das  Kapital  im  eigenen 
Geschäft,  so  hat  er  z.  B.  auf  sich  zu  nehmen:  Schwankungen 
in  der  Rohmaterial-Bereitschaft,  Aenderungen  der  Mode,  neue* 
Erfindungen,  ausländische  Konkurrenz.  Läßt  er  aber  andere 
mit  dem  Kapital  wirtschaften,  so  kommt  noch  der  Gedanke 
hinzu,  daß  der  Borger  nicht  gleich  stark  wie  jemand,  der 
mit  eigenem  Kapital  arbeitet,  angeregt  ist,  »Mißerfolgen  rasch 
ins  Auge  zu  sehen  oder  sich  aus  einer  spekulativen  Unter- 
nehmung zurückzuziehen,  sobald  Zeichen  da  sind,  daß  sie  miß- 
lingt« (Marshall).  Derartige  Risiken  gibt  es  stets  in  jeder  Form 
der  volkswirtschaftlichen  Organisation.  Wer  sie  auf  sich  nimmt, 
erfüllt  eine  wichtige  wirtschaftliche  Mission,  ähnlich  derjenigen, 
wie  sie  die  wirtschaftlichen  Versicherungsgesellschaften  all- 
mählich in  der  Volkswirtschaft  dui‘ch  Uebernahme  eines  Teils 
des  Risikos  auf  sich  genommen  haben.  — 

A 1 1 c; s , was  von  den  Menschen  in  der  Volks- 
wirtschaft geleistet  wird,  kann  man  auf  die  ge- 
nannten drei  Leistungen  zurückführen:  die  ak- 
tiv (;  L (G  s t u n g (Arbeit),  und  die  passiven  Lei- 
stungen (die  k a p i t a 1 b i 1 d e n d e Sparsamkeit,  die 
Risiko  ü 1)  e r n a h m e) . 

Nur  ist  noch  erforderlich,  daß  eine  ordnende  Gewalt  die 
verscliiedcaien  volkswirtschaftlichen  Kräfte  und  Leistungen  so 
dirigi(;rt  und  kontrolliert,  daß  sie  zusammen  nach  dem  öko- 
nomischen Prinzi})  wirken  können. 

Ang(;sichts  des  komplizierten  Organismus,  den  die  moderne 
Volkswirtschaft  darstellt,  ist  der  Gedanke  absurd,  daß  ein  ein- 
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zelner  -^als  »volkswirtschaftlicher  Monarch«  oder  eine  büro- 
kratische Zentralinstanz  alles  lenken  und  leiten  könnte.  Einer 
Vielheit  von  Personen  muß  die  verantwortungsvolle  oberste 
Leitung  übertragen  werden.  Fraglich  kann  nur  sein,  wie  die 
einzelnen  der  Volksgenossen  herausgefunden  werden,  denen  die 
»Direktion«  der  Volkswirtschaft  anver traut  wird.  Möglich  ist, 
daß  sie  gewählt  werden:  direkt  oder  indirekt.  Daß  das 
aber  nicht  ohne  Bedenken  ist,  zeigen  schon  praktische  Erfahrungen 
in  der  Gegenwart,  namentlich  dann,  wenn  es  sich  bei  Wahlen 
um  wirtschaftliche  Dinge  handelt.  Auch  die  auf 
demokratischer  Grundlage  aufgebauten  Konsumvereine  wissen 
manches  Unerfreuliche  über  den  Erfolg  der  Auswahl  wirtschaft- 
lich leitender  Persönlichkeiten  durch  den  Stimmzettel  zu  be- 
richten. 

So  wurde  z.  ß.  der  Zusammenbruch  des  sozialdemokratischen  Konsum- 
vereins in  Leipzig- Konnewitz  darauf  zurückgeführt,  daß  man  der  Menge  zu  sehr 
zu  Gefallen  gewesen  sei,  ihr  zu  sehr  nach  dem  Munde  geredet  habe.  Nicht  die 
geschäftliche,  sondern  die  parteigenössische  Tätigkeit  sei  im  Konsumverein  Kon- 
newitz und  für  seinen  Zusammenbruch  ausschlaggebend  gewesen.  Im  Jahre  1908 
las  man  in  der  Konsuragenossenschaftlichen  Rundschau:  ».  . . . und  was  das 
schlimmste  ist,  zu  den  Aufsichtsratsposten  drängen  sich  Streber,  denen  es  nicht 
darum  zu  tun  ist,  der  Genossenschaft  uneigennützig  zu  dienen,  sondern  den 
Aufsichtsratsposten  als  Sprungbrett  zu  benutzen,  um  in  irgend  eine  Stelle  hinein- 
zudringen. Wenn  dieses  nicht  recht  bald  gelingt,  gebärden  sich  die  Leiter  sehr 
oft  als  die  ruppigsten  genossenschaftlichen  Stachelschweine.  Erreichen  diese 
Streber  aber  die  Anstellung,  so  fallen  ihre  Leistungen  häufig  im  umgekehrten 
Verhältnis  zu  dem  Eifer,  mit  dem  sie  für  ihre  Anstellung  tätig  waren.« 

Wie  bei  der  Wahl  in  einem  etwaigen  Zukunftsstaate,  so 
ist  es  allerdings  auch  heute  der  Zufall,  der  die  letzte  Ent- 
scheidung -darüber  hat,  wie,  wo  und  wann  produziert  werden 
soll,  der  Zufall  nämlich  des  Privateigentums  an  den  Produktions- 
mitteln. Wer  darüber  verfügt,  kann  nach  Maßgabe  des  Um- 
fanges seines  Verfügungsrechtes  an  der  Direktion  und  Kon- 
trolle der  volkswirtschaftlichen  Produktion  Anteil  nehmen.  Wenn 
die  Privateigentümer  ihr  Kapital  nicht  zur  Verfügung  stellen, 
kann  überhaupt  nicht  produziert  werden;  sehen  sie  darauf, 
daß  das,  was  sie  hergeben,  stets  »liquide«  zu  ihrer  Verfügung 
steht,  kann  keine  wagemutige  Produktion  eingeleitet  werden. 
Bald  bevorzugen  sie  bei  ihrer  »Anlage«  diese,  bald  jene  Branche 
der  heimischen  oder  ausländischen  Wirtschaft.  Durch  all  dies 
ist  den  einzelnen  Privateigentümern  eine  viel  größere  »Kontroll- 
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möglichkeit«  eingeränmt  als  durch  W ahrnehmung  irgendwelcher 
formeller  Rechte,  z.  B.  Anteilnahme  an  der  ('lentTalversammlung 
einer  Aktiengesellschaft. 

Aber  eine  dreifache  äußere  Schranke  verhindert  eine' 
Wällkürherrschaft;  i.  die  Konkurrenz,  die  die  Untüchtigen  ge- 
rade in  Gewerbe  und  Industrie  früher  oder  später  unt'rbittei- 
lich  zurückdrängt,  2.  die  Notwendigkeit  auch  für  große  Ka- 
pitalisten, sich  mit  andern  zu  einem  (änheitlichen  Zwecke* 
in  einer  Gesellschaftsform  zu  verbinden;  die  Gesellschaft  über- 
nimmt die  Auslese  der  Unternehme^  mit  Rü''ksicht  auf  das 
dauerndem  privatwirtschaftliche  Interesse,  das  in  großem  Um- 
fange mit  volkswirtschaftlichen  Notwendigkeiten  harmonisch 
ist.  3.  die  Gesetzgebung,  die  auf  einer  öffentlichen  Meinung 
fußt,  die  zur  Zeit  der  kapitalistischen  Gewaltherrschaft  so  feind- 
lich wie  nur  möglich  ist.  Dazu  kommt  eine  vielleicht  noch  wich- 
tigere innere  Schranke:  der  kapitalistische  Geist,  das  Streben 
nach  Mehr.  Vor  einigen  Jahren  bemerkte  der  »Vorwärts«  im 
Anschluß  an  den  Geschäftsbericht  der  Firma  Krupp : »12  Millionen 
muß  das  kleine,  zarte  Fräulein  Krupp  als  Ergebnis  der  sauren 
Arbeit,  die  es  von  den  Lohnsklaven  verrichten  läßt,  einstecken. 
Das  Fräulein  wird  gewiß  schwere  Sorgen  haben,  wie  es  das 
Geld  ordentlich  unterbringt,  um  noch  die  Dividenden  herauszu- 
schlagen«. Mit  letzterem  Satze  gibt  der  »Vorwärts«  in  gewissem 
Sinne  eine  Verteidigung  der  privatkapitalistischen  Unterneh- 
mungen. Fräulein  Krupp  hat  von  den  vielen  Millionen  für 
sich,  für  ihre  eigenen  Bedürfnisse  nur  einen  geringen  Teil  aus- 
gegeben. Es  mußte  das  Geld  zum  Bau  von  neuen  Fabrikan- 
lagen verwenden,  zur  Vergrößerung  der  verschiedenen  Unter- 
nehmen, zunächst  im  eigenen  Interesse;  aber  dadurch  machte 
sie  zugleich  ihr  Kapital  nutzbar  für  ihre  Arbeiter,  indem  sie  mehr 
Arbeitsgelegenheit  schuf.  Sie  sorgte  dafür,  daß  nicht  nur  die 
alten  Arbeiter,  sondern  auch  deren  heranwachsende  Söhne 
Arbeit  fanden.  Und  um  das  Geld  »ordentlich  unterzubringen«, 
wird  sie  sich  gewiß  nicht  auf  sich  selbst  verlassen,  sondern  die 
zu  Rat(^  gezogen  haben,  die  in  volkswirtschaftlicher  Produktion 
und  Organisation  erfahrene  Leute  sind. 

Daß  das  ])rivatka})italistische  Unternehmertum  seiner  Auf- 
gab(i  wohl  gewachsen  ist,  zeigt  ja  der  glänzende  Itrfolg.  M ö g- 
1 i c h ist  allerdings,  daß  es  durch  noch  Besseres  abgelöst  wird. 
Aber  eines  ist  i(‘d(Mifalls  sicher:  mit  der  Beseitigung  des  Privat- 
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eigentums  ginge  für  eine  sehr  wesentliche  volkswirtschaftliche 
Leistung,  nämlich  für  die  Kapital  bildende  Sparsamkeit  der 
Individualwirtschaft,  die  Anregung  verloren;  ebensowenig  läßt 
sich  bestreiten,  daß  wirtschaftliche  Erwägungen 
bei  Verwaltung  des  Privateigentums  ausschlaggebender  sind  als 
bei  Ausübung  eines  Mandates,  das  man  direkt  oder  indirekt  der 
Gunstund  Wahl  der  Volksgenossen  verdankt.  Das,  was  Rodbertus 
vor  einigen  Jahrzehnten  sagte,  das  gilt  auch  noch  heut:  »Die 
Mission  des  Kapitals  ist  noch  nicht  vollendet. 
Auch  heute  noch  übt  es  eine  erzieherische 
Gewalt  in  der  Gesellschaft,  eine  Art  häus- 
licher Gewalt  aus.« 


21  Kapitel 

Die  sozialen  Gegenleistungen,  insbesondere  für  die  Leistungen 

der  Arbeiter. 

Die  menschliche  Gesellschaft  hat  für  die  sozialwirtschaftlich 
nützlichen  Leistungen  der  Einzelnen  zwei  Arten  von  Belohnungen 
zur  Verfügung:  i.  in  Geld  schätzbare  Nützlichkeiten  und  An- 
nehmlichkeiten: Nahrung  (körperliche  und  geistige  — wozu 
ich  auch  die  Vergnügen  rechne,  sofern  sie  etwas  »kosten«  — ), 
Wohnung  und  Kleidung;  2.  Imponderabilien:  Macht,  Ehre, 
Ansehen.  Die  sozialen  Gegenleistungen  haben  die  Tendenz, 
dem  gesellschaftlichen  Nutzen  der  verschiedenen 
Leistungen  zu  entsprechen.  Sie  entsprechen  nicht  dem 
Kraft-  und  Müheaufwand,  dem  Maße  der  übernommenen  Ent- 
behrungen : wenn  der  reiche  Kapitalist  Millionen  der  Gesellschaft 
zur  Verfügung  stellt,  so  kostet  ihn  das  gewiß  weit  weniger 
».A.bstinenz«  als  dem  armen  Schlucker,  der  sich  mühsam  einige 
Mark  Sparkapital  vom  Munde  abgedarbt  hat;  und  wenn  der 
hochintelligente  gelernte*,  Arbeiter  in  seiner  Vorzugsstellung 
Mk.  30. — pro  Tag  »verdient«,  der  ungelernte  Arbeiter  hingegen 
trotz  größerer  Mühe,  menschenunwürdigerer  Arbeit,  größerer 
Gefährdung  der  Gesundheit  nur  einen  Bruchteil  davon  bekommt, 
so  liegt  der  Unterschied  in  der  Entlöhnung  wieder  nur  begründet 
in  dem  gesellschaftlichen  ICndeffekt,  der  objektiven  Leistung. 
Daß  der  gelernte  Arbeiter  klug  ist,  daß  man  ihn  etwas  lernen 
ließ,  das  ist  in  der  Ke.g(‘l  (ebensowenig  sein  Verdienst,  wie  (es 
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die  Millionen  sind,  die  dem  Millionär  die  Gunst  der  Konjunktur 
brachte. 

Was  die  Gesellschaft  in  greifbaren  wirtschaftlichen  Nütz- 
lichkeiten für  die  persönliche  Leistung,  also  für  Arbeit  im  wei- 
testen Sinne  zahlt,  wollen  wir  »L  o h n«  nennen.  Das,  was 
die  Gesellschaft  für  die  Verfügungsmöglichkeit  über  Kapital 
bezahlt,  bezeichnen  wir  mit  dem  Worte  »Z  i n s«,  und  die 
Entschädigung  für  übernommenes  wirtschaftlich  relevantes 
Risiko  soll  »Risikoprämie«  heißen. 

Weil  aber  nicht  das  persönliche,  sondern  das  gesellschaftliche, 
nicht  das  dem  Müheaufwand,  sondern  dem  Nutzeffekt  entspre- 
chende »Verdienst«  belohnt  wird,  werden  die  Zufälle,  die  den  ein- 
zelnen bei  seiner  Leistung  begünstigen,  so  »honoriert«,  als  wenn  sie 
sein  Werk  wären.  Die  Zufälle  sind  teils  persönlicher  Art : Begabung, 
Kraft,  »Beziehungen«  usw.,  — teils  sachlicher  Art : das  Geschäft 
ist  auf  einem  besonders  gut  gelegenen  Boden  errichtet,  inmitten 
einer  großen  Weltstadt;  der  Landwirt  verfügt  nur  über  Boden 
bester  Qualität,  der  bei  gleichen  Kosten  das  doppelte  einbringt, 
wie  der  Boden  seines  in  anderer  Gegend  wohnenden  Freundes; 
die  weltbekannte  Firma  lockt  Kunden  schon  durch  ihren  Klang, 
auch  ohne  Reklame  hat  sie  w^eit  mehr  »Erfolg«  als  andere  Kon- 
kurrenten trotz  gleich  guter  Ware  und  Riesenreklame  usw.  Hat 
ein  derartiger  Gewinn  einen  dauernden,  nicht  bloß  an  der  Person 
haftenden  Charakter,  so  sprechen  wir  von  »V  o r z u g s r e n t e« 
im  wirtschaftlichen  Sinne. 

Freilich  nicht  jeder,  dem  ein  sachlicher  Vorzug  dauernder 
Art  zugute  kommt,  der  also  über  eine  volkswirtschaftliche  Rente 
verfügt,  befindet  sich  auch  privat  wirtschaftlich  im  Genüsse 
dieser  Rente.  Volkswirtschaftlich  bleibt  die  Rente  so  lange 
bestehen,  wie  der  Vorzug  objektiv  vorhanden  ist.  Aber 
der  »Besitzer«  mag  nun  längst  einen  Vorbesitzer  für  den 
V(uzug  abgefunden  haben:  die  Rente  ist  privatwirtschaft- 
lich kapitalisiert.  Der  Landwirt,  der  doppelt  soviel  ein- 
ninimt  von  seinem  Grund  und  Boden  als  der  Nachbar  auf 
seinem  viel  schlechteren  Boden,  hat  auch  vielleicht  doppelt 
scjviel  dafür  bezahlen  müssen.  Die  ehemaligen  beati  possi- 
dentes haben  den  kapitalisierten  »unverdienten  Wertzuwachs« 
in  die  ä'asche  gesteckt,  und  vielleicht  noch  mehr  als  das, 
dann  nämlich,  wenn  der  Käufer  den  dauernden  Wert  des  Renten- 
vorzugs überschätzt  hat. 
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Darzustellen,  wonach  sich  im  einzelnen  die  verschiedenen 
Einkommensarten  bemessen,  ist  Gegenstand  der  volkswirtschaft- 
lichen Verteilungslehre,  deren  eingehende  Darlegung  außerhalb 
des  Zwecks  dieser  i^rbeit  steht.  Aber  auf  eines  muß  doch  etwas 
näher  eingegangen  werden:  Der  Kampf  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  wurzelt  in  der  Ansicht,  daß  die  Arbeit,  speziell  die  exe- 
kutive Arbeit,  übervorteilt  werde.  Die  Arbeiter  klagen  darüber, 
daß  sie  zu  wenig  von  dem  gesellschaftlichen  Ertrage  bekommen. 
Ihre  Leistungen  würden  nicht  durch  eine  entsprechende 
Gegenleistung  seitens  der  Gesellschaft  gelohnt,  und  zwar  deshalb 
nicht,  weil  der  Pr ivatkapit allst  ihnen  nicht  das  zukommen  ließe, 
was  ihnen  gebühre.  »Wir  wollen  mehr  haben,  wir  wollen  Besseres 
haben.«  Das  ist  die  Losung  der  Arbeiter,  die  dem  ganzen  Kampfe 
zugrunde  liegt,  und  die  hier  zunächst  nach  ihrer  materiellen 
Seite  kritisch  gewürdigt  werden  muß. 

Einer  unbefangenen  und  klaren  Erörterung  dieses  Themas 
stand  und  steht  im  Wege,  daß  jedermann  geneigt  ist,  auch  hier 
zunächst  nicht  nach  dem  zu  fragen,  »was  ist«,  »was  sein  kann«, 
»warum  es  so  und  nicht  anders  ist«,  — sondern  die  menschlich  sehr 
erklärliche  Frage  »wie  soll  es  sein?«  in  den  Vordergrund  ge- 
rückt ist.  Namentlich  ist  das  der  Fall,  wenn  es  sich  um  den 
Arbeitslohn  im  engeren  Sinne  des  Wortes  handelt,  d.  h.  um 
das  vertragsmäßige  Entgelt  für  vorwiegend  körperliche  Arbeit. 

Man  verlangt  einen  »gerechten  Arbeitslohn«.  Nach  welchen 
Prinzipien  soll  die  Gerechtigkeit  ihr  Urteil  fällen  ? »Jedem 
nach  seinem  Bedürfnis«  — sagen  die  einen.  Vielen 
schwebt  dabei  nur  die  mehr  oder  weniger  verschwommene  Idee 
des  Rechts  auf  Existenz  vor;  andere  denken  weiter,  indem  sic 
einerseits  die  Ungerechtigkeit  betonen,  daß  die  Gesell- 
schaft den  Einzelnen,  die  durch  den  Zufall  der  Natur  mit 
Klugheit,  Geschicklichkeit,  Kraft  schon  überreichlich  be- 
dacht seien,  durch  den  Besitz  noch  obendrein  ein  weiteres 
Plus  gebe,  und  andererseits  auf  die  soziale  Pflicht  der 
Individuen  hinweisen,  das  Höchstmaß  von  Arbeitskraft  und 
Arbeitswillen  im  Dienste  der  Gesamtheit  einzusetzen. 

Gegen  einen  so  konstruierten  gerechten  Lohn  läßt  sich 
vom  Gerechtigkeitsstandpunkt  aus  nichts  Stichhaltiges  ein- 
wenden, vom  Zweckmäßigkeitsstandpunkte  aus  hingegen  alles, 
.solange  die  Menschen  eben  Menschen  sind.  Dasselbe  gilt  aber 
auch  mit  einer  gewissen  Nuancierung  für  die  Meinung  derer, 
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die  Verwirklichung  des  Prinzips:  »J  e d e m n a c li  seinen 
A r b e i t s o p f e r n«  gerechten  Lohn  nennen.  In  einem  Aui- 
satze  über  die  »Verteilung  des  Arbeitsertrages  im  sozialistischen 
Staate«,  den  Kautsky  i88i  in  Richters  »Jahrbuch  für  Sozial- 
wissenschaft und  Sozialpolitik«  veröffentlichte,  belehrt  (*r 
uns,  daß  im  sozialistischen  Staate  eine  yVrbeit  desto  schlecht(;r 
entlohnt  werde,  »je  leichter  und  angenehmer  sie  sei«.  »Je 
größer  der  Genuß,  den  der  Arbeitsprozeß  gewährt,  desto  weniger 
Genußmittel  stehen  dem  Vollzieher  desselben  zu  Gebote.  Es 
wird  keinen  Unterschied  machen,  ob  der  eine  durch  seine  Arbeit 
dem  Gemeinwesen  einen  größeren  Dienst  leistet  als  der  andere; 
denn  nicht  der  Erfolg,  sondern  das  Opfer  an  Muße  und  Arbeits- 
kraft bestimmt  deren  Entschädigung«.  Kautsky  versichert  denn 
auch,  daß  ein  ganz  »gemeiner«  Bergarbeiter  eine  »vi(d  höhere« 
Entschädigung  erhalten  werde,  als  »die  Watts  und  Humboldts  des 
Zukunftsstaates«.  — Ich  kann  mich  sehr  wohl  in  die  Seele 
jemandes  hineindenken,  der  glaubt,  mit  solchen  Vorschlägen 
seinem  Gerechtigkeitsideale  zu  dienen,  aber  ich  kann  nicht 
glauben,  daß  ein  klar  denkender  Kopf  zur  Ueberzeugung  kommen 
kann,  daß  ein  derartiger  Verteilungsmodus  dem  sozialen  Wohl 
irgendwie  förderlicher  sei  als  der  gegenwärtige  Zustand  der 
Dinge. 

Doch  auch  rein  technisch  ist  es  in  der  Volkswirtschaft 
unmöglich,  nicht  bloß  theoretisch,  sondern  auch  praktisch 
zwischen  einem  »gerechten  Mein«  und  einem  »gerechten  Dein« 
zu  unterscheiden.  I 

Nach  Schönberg  ist  es  eine  »Forderung  der  Gerechtigkei|t«, 
daß  der  Arbeitslohn  »dem  Werte  der  Arbeits- 
leistung für  die  Konsumenten«  entspreche.  Der- 
artige Gerechtigkeitspostulate  sind  zum  Teil  auf  die  volks- 
tümliche Vorstellung  zurückzuführen,  daß  die  Kosten  einzelner 
Waren  oder  Leistungen  sich  wenigstens  ungefähr  berechnen 
lassen,  sobald  Lohn,  Materialpreise  usw.  gefunden  sind. 
Oassei  (Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  1900) 
weist  darauf  hin,  daß  das  auch  der  Fall  sei,  wenn  entweder 
mir  (iim^  Saclu'  o(1(m*  mehrere  gleicher  Art  hergestellt  würden. 
Wenn  alxn',  wie  das  gewöhnlich,  ja  nahezu  immer  der 
Fall  sei,  mehrere  unteixänander  vollständig  unvergleichbare 
Güter  od(n'  Leistungen  unter  Benutzung  derselben  Anlage, 
maschinelhm  h2inrichtungi*n  und  persönlichen  Dienste  hervor- 
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gebracht  würden,  dann  sei  eine  Verteilung  der  Gesamtkosten 
auf  die  einzelnen  Güter  und  Leistungen  so  gut  wie  unmöglich. 
Er  illustriert  das  des  näheren  an  dem  Beispiele  der  Eisenbahn- 
tarife: Die  Eisenbahn  befördert  sowohl  Güter  wie  Personen, 
und  zwar  beide  unter  manchen  verschiedenen  Bedingungen. 
Dadurch  wird  die  Zahl  ihrer  nach  der  Art  verschiedenen  Leistungen 
außerordentlich  groß.  Die  Mittel,  die  zur  Bewältigung  dieser 
Aufgaben  dienen,  sind  weit  getrennt,  aber  mehr  oder  weniger 
gemeinsam.  Zunächst  dient  der  Schienenweg  in  den  meisten 
Fällen  gleichzeitig  für  alle  Zwecke;  die  Züge  führen  häufig 
sowohl  Personen  wie  Güter  wenigstens  in  der  Form  von  Gepäck 
und  dazu  auch  oft  Post  mit.  Die  persönlichen  Dienste  der  Zug- 
führer, Weichensteller,  Bahnhofsbeamten  und  vollends  der 
zentralen  Oberleitung  erfolgen  gemeinsam  für  ausgedehnte 
Gruppen  der  Verkehrsleistungen.  In  vielen  und  wichtigen 
Fällen  findet  nun  innerhalb  ziemlich  weiter  Grenzen  keine 
Variation  der  Gesamtkosten  mit  der  Menge  der  einzelnen  Leistun- 
gen statt.  Dasselbe  Stationsgebäude  genügt-  auch  vielleicht  für 
einen  verdoppelten  oder  verdreifachten  Verkehr.  Der  Einfluß 
der  Witterung  auf  die  baulichen  Anlagen  verursacht  große 
Kosten,  die  aber  in  keinerlei  Abhängigkeit  vom  Verkehr  stehen 
und  deswegen  auch  nach  keinen  rationellen  Gründen  auf  die 
einzelnen  Leistungen  verteilt  werden  können  . . . 

Einige  Ueberlegung  wird  klarmachen,  daß  das,  was  von 
den  Eisenbahntransporten  gilt,  in  ähnlicher  Weise  bei  den  meisten 
andern  Waren  zutrifft.  Di(^  daraus  sich  ergebenden  Schwierig- 
keiten würden  nun  in  einer  sozial  organisierten  Gesellschaft 
keineswegs  verschwinden,  im  Gegenteil  müßten  sie  auf  Grund 
des  zentralisierten  Betriebes  und  des  Fehlens  jeder  freien  Preis- 
bildung für  Halbprodukte  noch  verschärft  werden.  Die  Preis- 
bildung der  sozialistischen  Gesellschaft  würde  nur  zum  Teil 
auf  tatsächlichen  Grundlagen  beruhen,  zum  andern 
l'eil  aber  auf  einer  rein  f o r m eile  n Berechnung,  über  die* 
sicher  noch  mehr  gestritten  wtn'den  würde,  als  man  heutzutage 
über  Post-  und  h'isenbahntarife  streitet. 

Zu  all  dem  mögen  diejenigen,  die  ein  Recht  auf  den  vollen 
Arbeitsertrag  als  den  einzigen  gerechten  Lohn  betrachten  (ab- 
gesehen davon,  daß  die  Unterhaltung  der  nicht  arbeitsfähigen 
Klassen  und  der  ohne  volkswirtschaftlichen  Erfolg  tätigen  Ar- 
beiter einen  Teil  der  zur  Verfügung  stehenden  Nützlichkeiten 
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für  sich  in  Anspruch  nimmt),  erwägen:  i.  daß  die  Produktion 
Zeit  erfordert,  und  zwar  bis  zum  endgültigen  Erfolg  häufig 
sehr  viel  Zeit,  so  daß  der  Ertrag  der  Arbeit  nicht  unmittelbar 
zur  Verfügung  steht.  Mit  fortschreitender  technischer  Entwick- 
lung scheint  diese  Zeitdifferenz  eine  zunehmende  'Fendenz  zu 
haben,  dann  wenigstens,  wenn  man  den  Böhm-Bawerkschen 
Satz  als  richtig  akzeptiert:  »je  zeitraubender  die  Produktions- 
umwege, um  so  größer  die  technische  Ergiebigkeit«.  2.  Die 
dauerhaften  Produkte  vergüten  in  einer  laufenden  Wirtschafts- 
periode in  der  Regel  nur  einen  Bruchteil  der  auf  sie  verwandten 
Arbeitskosten.  Die  Arbeiter,  die  am  Panamakanal  arbeiten, 
haben  noch  gar  keine  für  die  Gesellschaft  nützliche  Leistung 
aufzuweisen.  Irgendein  Naturereignis  z.  B.  kann  ihre  Arbeit 
vernichten,  ehe  ihre  Brauchbarkeit  überhaupt  erst  erprobt 
werden  konnte.  Wenn  aber  der  Kanal  fertig  ist,  können  die 
Arbeiter,  die  den  endgültigen  Erfolg  erleben,  den  vollen  Arbeits- 
ertrag nicht  in  Anspruch  nehmen,  weil  sie  früher  schon  auf 
Kosten  anderer  Arbeitserträge  gelebt  haben,  weil  nicht  nur  die 
jetzigen,  sondern  auch  die  vergangenen  Arbeiter  an  dem  Arbeits- 
ertrag partipizieren  müßten,  und  endlich,  weil  die  aufgewandte 
Arbeit  auch  unter  günstigen  Verhältnissen  sich  erst  im  Jahr- 
zehnten bezahlt  machen  wird. 

Böhm-Bawerk  weist  mit  Recht  darauf  hin,  daß  der  Satz,  »der  Arbeiter  soll 
den  ganzen  Wert  seines  Produktes  erhalten«,  verschieden  gedeutet  werden  könne. 
Entweder  wolle  man  damit  sagen,  daß  der  Arbeiter  den  ganzen  »jetzigen 
Wert«  seines  Produktes  jetzt,  oder  daß  er  den  ganzen  künftigen  Wert 
seines  Produktes  künftig,  oder  schließlich,  daß  der  Arbeiter  den  ganzen 
künftigen  Wert  seines  Produktes  jetzt  erhalten  solle.  Diesen  letzteren 
Sinn  gäben  Rodbertusund  die  Sozialisten  »dem  Recht  auf  Arbeit«  und  »tun  dabei, 
als  ob  das  die  ganz  selbstverständliche  und  einzig  mögliche  Auslegung  jenes 
Satzes  wäre«.  Wenn  ein  Arbeiter  ein  Gut,  z.  B.  eine  Dampfmaschine,  allein 
durch  eine  ununterbrochene  Arbeit  von  5 Jahren  herstelle,  so  könne  aller- 
dings kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  dem  Arbeiter  sein  ganzes  Produkt, 
bzw.  der  ganze  Wert  des  Produktes  als  Lohn  gebühre,  aber  erst  dann,  wenn 
die  5 Jahre  abgelaufen  seien;  denn  naturgemäß  könne  er  den  Wert  für  die  Dampf- 
maschine nicht  eher  beanspruchen,  bis  sie  geschaffen  sei.  Nun  kommt  es  aber 
sehr  oft  vor  — so  argumentiert  Böhm-Bawerk  weiter  — , daß  der  Arbeiter  nicht 
abv.irteMi  kann  und  will,  bis  sein  Produkt  völlig  fcrtiggestcllt  ist.  Unser  Ar- 
beiter wünscht  znin  Baisjiicl  schon  nach  Ablauf  eines  Jahres  einen  entsprechen- 
den l’eil  Juitlohniing  zu  empfangen.  Its  fragt  sich,  wie  diese  dem  obigen  Grund- 
sätze entsprechend  zu  bemessen  ist.  Kein  Zweifel,  dem  Arbeiter  gebührt  das, 
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was  er  bis  jetzt  erarbeitet  hat.  Wenn  er  also  z.  B.  bis  jetzt  einen  Haufen  un- 
fertigen Erzes,  Eisens  oder  Stahlmaterials  erzeugt  hat,  so  wird  ihm  sein  Recht 
geschehen,  wenn  man  ihm  eben  diesen  ganzen  Haufen  von  Erz,  Eisen  oder  Stahl 
übergibt,  bezw.  den  ganzen  Wert,  den  dieser  Materialhaufen  jetzt  hat.  Bei 
oberflächlichem  Denken  könnte  man  annehmen,  daß  der  Arbeiter  nach  Ablauf 
eines  Jahres  der  technischen  Arbeit,  die  die  Herstellung  der  ganzen  Maschine 
erfordert,  geleistet  hat,  und  daß  daher  auch  dem  Arbeiter  als  barer  Lohn  ^/g  des 
Wertes  zukomme,  den  die  Maschine  nach  ihrer  Fertigstellung  haben  werde.  Der 
Irrtum  dieser  Annahme  aber  liegt  auf  der  Hand.  Denn  das,  was  der  Arbeiter 
bis  jetzt  produziert  hat,  ist  nicht  i/g  einer  Maschine,  die  schon  fertig  ist,  sondern 
nur  i/g  einer  Maschine,  die  erst  in  4 Jahren  fertig  sein  wird.  Und  das  ist  zweierlei. 
Jenes  Fünftel  hat  einen  anderen  Wert  als  dieses,  so  gewiß  eine  ganze  gegenwärtige 
Maschine  für  die  heutige  Wertschätzung  einen  anderen  Wert  hat  als  eine  Ma- 
schine, die  erst  in  4 Jahren  verfügbar  sein  wird,  so  gewiß  — wie  Böhm-Bawerk 
meint  — • als  überhaupt  die  gegenwärtigen  Güter  heute  einen  anderen  Wert 
haben  als  künftige. 

Indessen  Sozialisten  jüngeren  Datums,  die  sich  bemühen, 
mit  den  neuen  Tatsachen  Schritt  zu  halten,  haben  das  Recht 
auf  den  vollen  Arbeitsertrag  und  die  damit  eng  zusammen- 
hängende Marxsche  Werttheorie  so  umgemodelt,  daß  der  Geist 
des  Widerspruchs  sich  weniger  lebhaft  äußert,  wenn  er  Theorie 
und  Praxis  miteinander  vergleicht.  So  weist  Bernstein  in  seiner 
Schrift  »Ueber  die  Voraussetzungen  des  Sozialismus  und  die 
.\ufgaben  der  Sozialdemokratie«  (1899)  lediglich  auf  die  Tat- 
sache der  Mehrarbeit  hin,  ohne  sie  aus  dem  Marxschen  Wert- 
gesetz abzuleiten.  Ob  die  Marxsche  Werttheorie  richtig  sei 
oder  nicht,  sei  für  den  Nachweis  der  Mehrarbeit  ganz  und 
gar  gleichgültig.  Für  Bernstein  ist  es  einfach  eine  Tatsache, 
daß  an  der  Herstellung  und  Zustellung  der  Waren  nur  ein  Teil 
der  Gesamtheit  tätigen  Anteil  nimmt,  während  ein  anderer 
Teil  aus  Leuten  besteht,  die  entweder  Einkommen  für  Dienste 
genießen,  die  in  keiner  direkten  Beziehung  zur  Produktion 
stehen,  oder  arbeitslos  Einkommen  haben.  Von  der  gesamten 
in  der  Produktion  enthaltenen  Arbeit  lebe  also  eine  bedeutend 
größere  Zahl  von  Menschen,  als  daran  tätig  mitwirkten,  und 
die  Statistik  der  Einkommen  zeige,  daß  die  nicht  an  der  Pro- 
duktion tätigen  Schichten  sich  einen  viel  größeren  Anteil  vom 
Gesamtprodukt  aneigneten,  als  ihr  Zahlenverhältnis  zum 
])roduktiv  tätigen  Teil  ausmache.  »Die  Mehrarbeit  dieses  letz- 
teren ist  eine  empirische,  aus  der  Erfahrung  nachweisbare  Tat- 
sache, die  keines  deduktiven  Beweises  bedarf«.  Wiederum  kann 
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ich  Böhm-Bawerk  nur  zustimmen^  wenn  er  demgegenüber  be- 
hauptet, daß  der  angeblich  rein  empirische  Beweis  Bern- 
steins doch  ein  unausgesprochen  deduktives  Glied  enthalte, 
nämlich  den  Satz,  daß,  wirtschaftlich  betrachtet,  alle  Güter 
reine  Arbeitsprodukte  seien.  Daß  aber  diese  deduktive  Stütze 
der  Bernsteinschen  Ausbeutungstheorie  keine  Stütze  ist,  geht, 
wie  ich  glaube,  aus  dem  früher  Ausgeführten  schon  deutlicli 
genug  hervor. 

Auch  noch  eine  andere  Ueberlegung  ist  notwendig.  An- 
genommen, der  Nachweis  der  Mehrarbeit  über  den  Lohn  hinaus 
im  Sinne  Bernsteins  oder  der  Marxistischen  Mehrwerttheorie 
sei  erbracht,  so  muß  doch  weiter  gefragt  werden : Was  g e s c h i e h t 
mit  dem  »Mehrwert«  durch  den  Unternehmer  ? Benutzt  er  ihn 
direkt  oder  durch  Vermittlung  der  Banken,  der  Aktiengesell- 
schaften usw.  zur  Erweiterung  und  Sicherung  wirtschaftlicher 
Betätigungsmöglichkeiten,  so  ist  er  doch  nur  ein  »Durchgangs- 
posten«, um  einer  größeren  Zahl  von  Arbeitern  zu  steigendem 
Lohn  Arbeit  zu  verschaffen.  Es  würde  katastrophal  für  die 
Arbeiter  sein,  wenn  dieser  Teil  des  »Mehrwerts«  vermittelst 
der  Lohnzahlung  dem  konsumtiven  Verbrauch  zugeführt  werden 
sollte. 

Es  würde  von  einer  Bedeutung  sein,  die  nicht  überschätzt 
werden  könnte,  wenn  eine  gelegentliche  Bemerkung,  die  jüngst 
im  »Proletarier«  (12.  April  1919)  zu  lesen  war,  zu  der  Auf- 
fassung unserer  Arbeiterschaft  würde ; »Nicht  um  die 
Berechtigung  der  Lohnforderungen  der  Ar- 
beiterschaft sollte  der  Streit  immer  wieder 
entbrennen  und  dauernd  f o r 1 1 o d e r n , son- 
dern um  die  volkswirtschaftliche  Durch- 
führbarkeit sollte  s a c 1 i c h e Aussprache 
s t a 1 1 f i n d e n.«  Bemühen  wir  uns  nun  im  Rahmen  des  w i r t- 
s c h a f t 1 i c li  e n Sei  n s — ohne  uns  um  das  Sollsein,  das  Ge- 
rechte, das  Wünschenswerte  zu  kümmern,  ohne  loben  und  ohne 
tadeln  zu  wollen  — das  herauszusuchen,  was  das  Maß  der  sozialen 
f Gegenleistung  für  die  sozialen  Dienste  der  Arbeit  bestimmt,  so 
kami  die  Antwort  nicht  zweifelhaft  sein;  Angebot  und 
N a c b f r a g s i n d b e s t i m m e n d , — wobei  allerdings 
binzirgefügt  werden  muß,  daß  es  sich  hier,  wie  immer,  wenn 
von  Ang(;bot  und  Nachfrage  die  Red('  ist,  um  eine  Zwischen- 
antworl  handelt,  di(j  näherer  ICrläutening  bedarf. 
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Jeder,  der  einigermaßen  ökonomisch  zu  denken  gewohnt 
ist,  wird  sofort  die  Oberflächlichkeit  empfinden,  die  in  der  fol- 
genden zunächst  verblüffenden  Argumentation  Thorntons  liegt.  Er 
meint  in  seiner  berühmten  Schrift  über  »Die  Arbeit,  ihre  un- 
berechtigten Ansprüche  und  ihre  berechtigten  Forderungen« 

— ein  Buch,  das  uns  später  noch  etwas  weiter  beschäftigen 
muß  — , daß  es  den  Gewerkschaften  und  überhaupt  jedwedem 
künstlichen  Mittel  unmöglich  sei,  den  Lohn  auch  nur  auf  kurze 
Zeit  zu  erhöhen,  wenn  dieser,  wie  man  allgemein  glaube,  durch 
Angebot  und  Nachfrage  bestimmt  werde.  Nun  könne  aber 
kein  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  durch  gelegentliche  Streiks, 
obwohl  das  Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  dasselbe 
geblieben  sei,  doch  der  Lohn  sich  geändert  habe.  »Ist  nicht 
diese  Tatsache,  daß  der  Lohn  sich  ändert«,  — meint  triumphierend 
Thornton  — »eine  glänzende  Widerlegung  der  herkömmlichen 
Ansicht  über  die  Ursachen,  welche  den  Lohn  regeln?«  Ganz 
und  gar  nicht;  Thornton  übersieht  zunächst  offenbar,  daß  es 
nicht  nur  auf  die  äußern  Quantitäten  ankommt, 
sondern  auch  auf  das  »innere  M u ß«,  das  hinter  diesen 
Quantitäten  steht.  Dadurch,  daß  die  Arbeiter  die  Arbeit  nieder- 
legen, gestalten  sie  eben  die  Nachfrage  des  Unternehmers  nach 
Arbeitskräften  entsprechend  dringender ; dem  Grad  und  der 
Dauer  dieser  Dringlichkeit  entsprechend  wird  der  Unternehmer 
sich  zu  Zugeständnissen  bereit  finden  müssen.  Die  Hauptsache 
ist  aber  dann  schließlich,  wer  diese  Zugeständnisse  bezahlt.  Es 
entsteht  durch  den  Streik  und  nach  dem  Streik  ein  Schieben 
und  Drängen;  ist  es  zur  Ruhe  gekommen,  so  wird  sich  häufig 
genug  ergeben,  daß  d i e Arbeiter  durchaus  nicht  mehr  bekom- 
men haben,  sondern  lediglich  einige  mehr,  andere  aber  ent- 
sprechend weniger,  weil  sich  das  Verhältnis  von  Angebot  und 
Nachfrage  zwar  am  Arbeitsmarkt  der  Berufsgruppe,  aber  nicht 
an  dem  gesamten  Arbeitsmarkt  geändert  hat. 

Wer  nun  sagt,  daß  der  Lohn  nach  Angebot  und  Nachfrage 
bestimmt  wird,  erklärt  damit,  daß  der  Lohn  nur  eine  andere 
Art  des  Preises,  die  Arbeit  nur  eine  andere  Art  der  Ware  ist. 
Die  Arbeitskraft  des  lebendigen  beseelten  Menschen  eine  Ware 

— wieviele  Entrüstung  hat  dieser  Gedanke  schon  hervor- 
gerufen, und  wieviele  Irrtümer  sind  wieder  auf  diese  JUitrüstung 
zurückzu  führen ! Und  doch  soll  durch  das  Wort  nur  zum  Ausdruck 
gebracht  werden,  daß  die  noch  nicht  vergegenständlichte  gegen 
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kristallisierte  Arbeitsleistung  ausgetaiischt  wird.  Richtig  ist 
zweifelsohne,  daß  die  Ware  Arbeit  sicli  in  wiclitigen  Punkten 
von  den  übrigen  Waren  unterscheidet.  Sic  kann  nicht  wie 
andere  Waren  aufgespeichert  werden.  Sie  ist  ja  bloß  eine  Geltentl- 
machung  der  Muskel-  oder  der  Nervenkraft,  und  soweit  diese 
nicht  verwandt  wird,  ist  die  Arbeitskraft  wirtschaftlich  verloren. 
Der  Arbeiter  ist  aber  gezwungen,  seine  Nerven  und  Muskeln 
zu  gebrauchen,  um  das  zu  erhalten,  was  er  für  sich  und  seint; 
Familie  zum  Leben  braucht.  Wer  die  Ware  Arbeit  kauft,  kauft 
zugleich  ein  Stück  der  persönlichen  Freiheit,  ja  bis  zu  einem 
gewissen  (L'ade  das  persönliche  Sein  des  Individuums,  das  seine 
Arbeitskraft  zu  Markte  trägt.  Weil  Arbeit  und  Arbeiter  un- 
zertrennlich miteinander  verbunden  sind,  ist  der  Ausgleich  des 
Angebots  und  der  Nachfrage,  der  für  den  Warenverkehr  charak- 
teristisch ist,  wesentlich  erschwert.  Die  iVrbeit  ist  — darauf 
machte  ja  schon  Adam  Smith  nachdrücklich  aufmerksam  — 
eine  außerordentlich  schwer  transportable  Ware.  Der  Ausgleich 
von  Ort  zu  Ort  ist,  ebenso  wie  derjenige  von  Beruf  zu  Beruf, 
mit  manchmal  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  verbunden. 
Vor  allem  ist  aber  die  Arbeit  als  Ware  eigenartig,  weil  man  bei 
der  Arbeit  nicht  von  einer  Produktion  sprechen  kann,  wie  bei 
den  Waren.  Die  Arbeitskraft  kann  ebensowenig  wirtschaftlich 
])roduziert  werden,  wie  das  Individuum,  das  Träger  der  Arbeits- 
kraft ist.  Die  Arbeitskraft  führt  ihre  Existenz  nicht  oder  nur 
zum  ganz  geringen  Teil  auf  wirtschaftliche  Erwägungen  zurück. 
Sie  hängt  vielmehr  von  biologischen,  soziologischen  und  ethischen 
»Gesetzen«  ab. 

So  wichtig  immerhin  die  erwähnten  charakteristischen  Eigen- 
tümlichkeiten der  Arbeit  als  Ware  sind,  sie  genügen  nicht,  um 
die  Tatsache  zu  beseitigen,  daß  der  Preis  der  Arbeitskraft, 
d.  h.  der  Lohn,  jeweils  durch  Angebot  und  Nachfrage  bestimmt 
wird,  durch  die  Zahl  der  Arbeitsuchenden  und  die  Dringlichkeit 
ihres  Verlangens  nach  Arbeit  einerseits,  andererseits  durch  Größe 
und  Dringliclikeit  des  Bedarfs  an  Arbeitskräften  und  den 
Nutzen,  denman  sicli  davon  verspricht. 

Freilicli,  wenn  man  von  dem  »Loline«  der  Arbeit  spricht, 
wird  man  sich  daran  erinnern  müssen,  daß  dies  verschiedenen 
Sinn  halx'ii  kann.  Wir  sagen  einerseits:  die  Arbeit  erhält 
den  Lolin,  und  andererseits:  an  die  Arbeiter  werden  die 
Löhn  (‘  .'lusbezahlt.  Das  bedeutet  einen  Unterschied,  der  theore- 
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tisch  und  praktisch  nicht  unwesentlich  ist.  Franz  Oppenheimer  hat 
einmal  mit  Recht  die  Meinung:  eine  Theorie  »des«  Lohnes  sei 
gegenstandslos,  es  gebe  gar  nicht  »d  e n«  Lohn.  — als  »einen  Ver- 
zweiflungsakt der  dekadentesten  Vulgärökonomik«  bezeichnet. 

Wir  wollen  den  Lohn  als  Entgelt  der  Arbeit  den  »gesell- 
schaftlichen Lohn«,  den  »Soziallohn«  nennen  im  Gegensatz  zu 
den  »individuellen«  Löhnen,  die  den  einzelnen  Arbeitern  zugute 
kommen.  Der  Soziallohn  stellt  den  in  ständiger  Neubildung 
befindlichen  Fonds  dar,  aus  dem  in  der  Volkswirtschaft  die 
Tndividuallöhne  genommen  werden. 

Wie  aber  wird  das  Zentralreservoir  — genannt  »Sozial- 
lohn« — gespeist  ? Durch  wirtschaftlich  erfolgreiche  menschliche 
Leistungen!  Die  natürlichen  Güter  quellen  sind  es  nicht,  die 
aus  sich  den  Menschen  geben,  sondern  die  Menschen  sind 
es,  die  von  den  natürlichen  Güterquellen  nehmen,  und 
zwar  oft  auf  weiten  mühevollen  Umwegen  nehmen  müssen. 
Nicht  alles,  was  so  gewonnen  wird,  steht  den  Menschen  für  die 
Bedürfnisbefriedigung  zur  Verfügung.  Ejn  Teil  muß  zum 
Zwecke  neuer  Kapitalbildung  gespart  werden,  und  der  Rest 
wird  in  unserer  Volkswirtschaftsordnung  nicht  nach  Gerech- 
tigkeitsprinzipien, sondern,  wie  wir  schon  wissen,  lediglich 
mit  Rücksicht  auf  den  Erfolg,  also  nach  Zweckmäßigkeits- 
prinzipien verteilt.  Vielleicht  würden  sich  mit  dieser  Tatsache 
auch  die  Gerechtigkeitsapostel  leichter  abfinden,  wenn  sie  nicht 
in  dem  Glauben  lebten,  daß  das  volkswirtschaftliche  Lohn- 
reservoir die  Wunderkraft  habe,  sich  stets  so  zu  füllen,  wie  die 
Menschen  es  wollten,  vorausgesetzt,  daß  die  Gütererzeugung 
und  Güterverteilung  schön  und  richtig  organisiert  sei.  So  nimmt 
z.  B.  Bernstein  an  (»Zur  Theorie  des  Lohngesetzes«,  1904), 
daß  »die  Wirkung  des  gesellschaftlichen  Kapitals  maßlos  sei«. 
Selbst  in  den  kurzen  h^pochen  sog.  Prosperität  komme  es  nur 
noch  selten  zur  Entfaltung.  Der  industriellen  Reservearmee 
des  Kapitals  entspreclui  eine  in  beständiger  Zunahme  begriffene 
Kapitalreserve,  ein  Ueberschuß  an  sachlichen  Produktivkräften. 
13ernstein  zitiert  dabei  einige  Aeußeiungen  von  Karl  Marx: 
>;Sobald  . . . die  (U;r  groß(‘.n  Industrie  entsprechenden  allgemeinen 
Produktionsbedingungen  hergestellt  sind,  erwirkt  diese  Betriebs- 
weise eine  Iilastizität,  ein(‘  ])lötzliche,  sprungweise  Ausdehnungs- 
täliigkeit,  die  nur  in  dem  Rohmaterial  und  dcrni  Absatzmarkt 
Schranken  findet  . . . die  ungeheunj,  stoßweise  Ausdehnbarkeit 
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des  Fabrikwesens  und  seine  Abhängigkeit  vom  Weltmarkt  er- 
zeugen notwendig  fieberhafte  Produktion  und  darauf  folgende 
Ucbcrfüllung  der  Märkte,  mit  deren  Kontraktion  Lähmung 
eintritt  . . . Die  Zeiten  der  Prosperität  abgerechnet,  rast  zwi- 
schen den  Kapitalisten  heftigster  Kampf  um  ihren  individuellen 
Raumanteil  am  Markt.« 

Wenn  man  demgegenüber  einwendet,  daß  bei  derartigen 
Ausführungen  »der  Einfluß  des  fehlenden  Bedarfs  auf  das  Wirt- 
schaftsleben« übersehen  worden  sei,  so  kann  Bernstein  darauf 
mit  Recht  spöttisch  antworten,  es  sei  ganz  richtig,  der  »fehlende 
Bedarf«  sei  nachgerade  zum  kritischen  Faktor  in  der  Morpho- 
logie der  Industrie  geworden.  Die  Krankheit  des  Jahrhunderts 
— Fettsucht  — sei  auch  ihr  Leiden.  Nicht  die  Unzulänglichkeit, 
sondern  die  überfließende  Fülle  des  gesellschaftlichen  Reichtums 
sei  die  Quelle  ihrer  Schmerzen.  Gerade  aus  dem  Schmerzens- 
schrei über  den  fehlenden  Bedarf  könne  man  das  Geständnis 
entnehmen,  daß  die  moderne  Gesellschaft  für  die  Ausdehnung 
ihrer  Produktionsorgane  und  damit  des  »Arbeitsfonds«  nur  noch 
eine  Schranke  kenne  — das  kapitalistische  Interesse. 

ln  der  Tat,  wäre  wirklich  nur  der  Minderbedarf 
Schuld  daran,  daß  die  Wirkungskraft  des  gesellschaftlichen 
Kapitals  sich  nicht  maßlos  gestalten  kann,  dann  müßte  man 
zu  dem  Ergebnis  kommen,  daß  die  Organisation  der  mensch- 
lichen Wirtschaft  umgeändert  werden  muß,  denn  der  Bedarf  ist 
faktisch  grenzenlos;  sind  Grenzen  gezogen,  so  können  es  nur 
künstliche  sein,  die  beseitigt  werden  müssen,  wenn  sie  den 
Wirkungen  des  gesellschaftlichen  Kapitals,  also  dem  wirtschaft- 
lichen Fortschritt  hindernd  im  Wege  stehen. 

Aber  es  ist  ein  Wahn,  zu  glauben,  daß  die  Wirkungskraft 
des  gesellschaftlichen  Kapitals  maßlos  sei.  Zu  jedem  Mehr  an 
Nützlichkeiten,  die  der  Gesellschaft  auch  bei  wachsender  Volks- 
ziffer  dauernd  zur  Verfügung  stehen,  bedarf  es  menschlicher 
Leistungen,  aktiver  und  passiver;  erforderlich  ist  ein  Mehr  an 
wirtschaltliclier  Klugheit  und  Einsicht,  ein  Mehr  an  kapital- 
bildenden*  Begrenzung  der  Konsumtion,  ein  Mehr  an  Bereitwillig- 
keit, V(iranlwortung  und  Risiko  auf  sich  zu  nehmen;  mehr 
IGfinde.rmul  ist  nötig,  mehr  Unternehmergeiz  — mehr  Glück 
zugniei  letzt  auch.  Das  alles  kann  und  wird  nicht  beliebig  hervor- 
g<‘br;i.cl)t  werdeni.  Da,  wo  man  es  findet,  sollte  man  es  eben- 
sowenig veigenden  und  unbenutzt  lassen  wie  die  wertvolle 
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Naturschöpfung  des  Bodens.  Auch  dann,  wenn  die  allgemeinen 
Produktionsbedingungen  hergestellt  sind,  ist  die  Ausdehnungs- 
fähigkeit durchaus  nicht  — wie  Marx  meint  — nur  durch  das 
Rohmaterial  und  den  Absatzmarkt  begrenzt,  sondern  auch  durch 
Imponderabilien,  die  wohl  gewürdigt  und  gesellschaftlich  ge- 
schätzt werden  müssen. 

Wenn  ein  volkswirtschaftliches  Talent  wie  etwa  Werner 
Siemens,  ehe  er  die  Akme  seines  Schaffens  erreichte,  die  Schaffens- 
freude verloren  hätte,  so  würde  das  für  die  weitere  Ausdehnungs- 
fähigkeit der  Industrie  nicht  minder  bedeutsam  gewesen  sein 
als  Knappheit  des  Rohmaterials  oder  Begrenztheit  des  Absatz- 
marktes . 

In  Rücksicht  gezogen  werden  muß  bei  alledem  wie 
Adolf  Wagner  meint  (Theoretische  Sozialökonomik,  1907),  daß 
die  außerordentliche  Blüte  der  wichtigsten  europäischen  Volks- 
wirtschaften und  derjenigen  Nordamerikas  im  19.  Jahrhundert 
bis  jetzt  in  starkem  Maße  auf  einem  »Auf zehren  von  Kapital« 
beruhe,  auf  übermäßiger,  aber  eben  darum  nicht  sicher  dauernder 
Ausnutzung  von  Naturschätzen,  betreffs  deren  es  teils  un- 
möglich sei,  sie  anderweitig  zu  ersetzen,  teils  mindestens  ganz 
ungewiß,  ob  sie  sich  auch  mit  ertragbaren  Kosten  durch  tech- 
nischen Fortschritt  einmal  werden  ersetzen  lassen. 

Es  war  ein  Vorzug  der  alten  Lohnfondstheorie,  daß  sie  die 
Begrenztheit  des  sozialen  Lohnes  wenigstens  fühlte,  — wenn  auch 
die  von  ihr  vertretene  Ansicht,  daß  in  einem  gegebenen  Momente 
ein  gewisser  Teil  des  Kapitals  zur  Bezahlung  von  Arbeitslöhnen 
verwendet  werde  und  an  diesem  Teile  weder  die  Kapitalisten  noch 
die  Arbeiter  etwas  ändern  könnten,  jedenfalls  in  der  Form, 
wie  sie  gewöhnlich  zum  Ausdruck  gebracht  wurde,  auf  irriger 
Voraussetzung  beruhte.  Viele  der  Gegner  der  Lohnfondstheorie 
rückten  von  der  Wahrheit  noch  weiter  ab  und  sind  gewiß 
mit  dafür  verantwortlich  zu  machen,  daß  unsere  Arbeiterschaft 
Vorstellungen  von  dem  Umfang  ihrer  ökonomischen  Macht  in 
sich  aufgenommen  hat,  die  den  Tatsachen  nicht  entsprechen. 
Der  Arbeiter,  der  hört,  daß  das  gesellschaftliche  Kapital  aus- 
dehnungs-  und  entwicklungsfähig  sonder  Maß  sei,  der  mußte 
schließlich  zu  der  Annalime  kommen,  daß  das  Privatkapital 
aus  dem  unerschöpflichen  Reservoir  des  gesellschaftlichen  Kapi- 
tals geben  könne,  so  viel  es  wolle,  wenn  es  nicht  aus  egoistischen 
Zwecken  die  zur  Austeilung  gebrachten  Portionen  beschränke. 


3^4 


Die  sozialen  Ge}^enleislun}»en. 


Auf  das  Gefährliche  dieser  Stimmung  hat  einst  schon  Hermann 
aufmerksam  gemacht:  »Daß  die  Quelle  des  l.ohnes  das  Kapitid 
der  Unternehmer  sei,  ist  nicht  bloß  theoretisch  irrig,  sondern 
auch  in  praktischer  Beziehung  eine  höchst  bedenkliche  Lehre, 
weil  sie  den  Arbeiter  in  der  oberflächlichen  Ansicht  bestärkt, 
der  Unternehmer  sei  sein  Arbeitgeber,  und  nur  von  diesem  hänge 
die  Höhe  seines  Lohnes  ab.  Wenn  der  bedürftige  Arbeiter  sich 
an  solchen  Schein  von  Arbeit  anklammert,  dem  bei  der  Lohn- 
verwilligung  vermeintlich  freien  Unternehmer  feindlich,  ja  gewalt- 
tätig gegenübertritt,  so  kann  dieses  niemand  wundernehmen 
daß  aber  die  Lehre  »der  Wissenschaft«  das  eigennützige  Vor- 
gehen unwissender  Arbeiter  in  Streiks  durch  den  Satz  bestärkt, 
die  Quelle  des  Lohnes  sei  das  Kapital  des  Unternehmers,  zeigt, 
wie  vorsichtig  man  mit  Aufstellung  allgemeiner  Lehrsätze  in 
praktischen  Disziplinen  sein  sollte«  (Staatswirtschaftliche  Unter- 
suchungen, 2.  Aufl.  1870). 

Eines  ist  allerdings  richtig:  Der  Einzelunternehmer 
mit  Kapital  ist  ungleich  stärker  als  der  einzelne  Arbeiter 
ohne  Kapital.  Das  geht  ohne  weiteres  aus  dem  hervor,  was 
bereits  über  das  Eigenartige  der  Ware  Arbeitskraft  gesagt  wurde. 
Der  Arbeiter  als  Einzelner  hat  nicht  lange  Zeit  zu  überlegen, 
wo  er  am  besten  seine  Arbeitskraft  verkaufen  soll.  Er  muß 
zugreifen,  wenn  ihm  etwas  geboten  wird.  Von  seiner  wirtschaft- 
lichen Freiheit  kann  er  vollends  in  der  Zeit  des  Großkapitalismus 
keinen  Vorteil  ziehen.  Er  hat  weder  die  Kenntnis  vom  Markte 
noch  die  Macht,  wie  der  Verkäufer  sonstiger  Ware  auf  einen 
bestimmten  Preis  zu  halten.  Daß  ihm  in  dieser  Situation  die 
Lehren  der  Marxschen  Mehrwerttheorie  einleuchteten,  soweit  er 
sie  zu  fassen  vermochte,  ist  klar.  Ihm  klang  es  fast  selbstver- 
ständlich, als  er  den  Satz  hörte,  daß  der  Kapitalist  die  Ware 
Arbeitskraft  zu  ihrem  Marktwerte  kauft,  der  die  gewohnheits- 
mäßigen Unterhaltungskosten  des  Trägers  dieser  Ware,  d.  h. 
des  Arbeiters  deckt  und  den  Arbeiter  neben  dem  Ersatz  dieses 
Wertes  einen  J^^xtrawert  produzieren  läßt,  den  er,  der  Kapitalist, 
als  Mehrwert  einsteckt,  und  daß  somit  der  Kapitalist  den  Arbeiter 
lim  diesen  Mehrwert  ausbeutet.  Selbstverständlich,  sage  ich, 
war  diese  Argumentation  des  hunzclarbeiters  gegenüber  dem 
scheinbar  übermächtigen  Kapital.  Irrig  aber  deshalb,  weil  nicht 
d(;r  Ka])italist,  sondern  die  (iesellschaft  es  zuletzt  ist,  der  die 
J.eistnngen  der  Arbeit  zugute  kommen,  und  die  die  Gegen- 
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leistungen  austeilt.  Immerhin  empfand  der  denkende  Arbeiter 
es  als  eine  Notwendigkeit,  seine  schwache  Position  durch  Zu- 
sammenschluß mit  den  in  gleicher  Lage  befindlichen  Genossen 
zu  stärken:  die  Gewerkschaften  entstehen. 

Wir  kommen  damit  zu  der  Frage,  unter  welchen  Vor- 
aussetzungen es  möglich  ist,  daß  die  Arbeiter 
durch  den  organisierten  Kampf  gegen  das  kapi- 
talistische  Unternehmertum  erhöhte  Anteile  an 
den  materiellen  Leistungen  der  Gesamtheit  be- 
kommen? Es  ist  das  schließlich  die  entscheidende  Frage 
für  unser  ganzes  Problem.  Die  beiden  nächsten  Paragraphen 
werden  die  Antwort  zu  geben  versuchen. 

Hier  sei  nur  noch  daran  erinnert,  daß  der  Lohn  für  die 
industrielle  Arbeiterschaft  zwar  das  weitaus  wichtigste  Eingangs- 
tor zu  den  wirtschaftlichen  Nützlichkeiten  ist,  daß  es  aber  noch 
einige  Nebenpforten  gibt.  Zwei  davon  will  ich  hier  wenig- 
stens nennen:  die  staatliche  Arbeiterversicherung,  soweit  sie 
sich  nicht  ausschließlich  auf  Beiträgen  der  Arbeiter  selbst  auf- 
baut, und  die  gesamte  Sozialwohlfahrtspflege,  von  der  öffent- 
lichen Armenpflege  angefangen  bis  zu  den  zum  Teil  sehr  wert- 
vollen sozialen  Leistungen  der  »privaten  Hilfsarbeit«.  Auch 
derartige  gesellschaftliche  Leistungen  müssen  in  ihrer  Bedeutung 
und  Wirksamkeit  berücksichtigt  werden,  wenn  man  die  materiel- 
len Gegenleistungen  der  Gesellschaft  an  die  xWbeiterschaft  schät- 
zen will. 

Und  doch  — wird  man  einwenden  — , selbst  wenn  das  alles  noch 
mit  in  Berücksichtigung  gezogen  wird,  bleibt  doch  die  mate- 
rielle Gegenleistung  der  Gesellschaft  an  die  einzelnen  Ar- 
beiter unverhältnismäßig  geringer  als  das,  was  Kapital  und 
Unternehmer  für  sich  in  Anspruch  nehmen. 

Der  Unterschied  ist  aber  in  Wahrheit  nicht  so  groß,  wie 
man  glaubt;  denn  das  materielle  Entgelt,  das  den  Reichen  für 
ihre  objektiven  aktiven  oder  passiven  Leistungen  zukommt,  wird 
nicht  durch  das  zum  Ausdruck  gebracht,  was  sie  c i n n e h m e n , 
sondern  durch  das,  was  sie  für  ihre  eigene  Bedürfnis- 
befriedigung ausgeben.  Und  das  ist  gerade  bei  den 
ganz  Reichen  ein  sehr  geringer  Bruchteil  dessen,  was  sie  von 
ihren  Einnahmen  an  die  Gesellschaft  wcitcrgcbcn  müssen.  Wollen 
sie  leben,  müssen  sie  leben  lassen;  legen  sie  ihre  Mittel  an,  so 
heißt  das  sie  treten  init  dem  schon  angelegten  Kapital  in  Kon- 
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kurrenz  um  die  vorhandene  Arbeitskraft;  diese  wird  dadnrr.li 
knapper,  der  Lohn  wird  unter  sonst  gleich  bleibenden  Um- 
ständen steigen. 

Der  Unterschied  zwischen  reich  und  <irm,  zwischen  Kocke- 
feller  und  dem  Tagelöhner  beruht  viel  mehr  auf  dem  äußeren 
tdanz,  den  der  Reichtum  ausstrahlt,  als  auf  den  greifbaren 
Vorzügen,  die  die  Reichen  zum  Nachteil  der  Nichtreichen  ge- 
nießen. Da  nun  eben  dieser  Nimbus  zugleich  Macht,  Ehre, 
Ansehen  verleiht,  so  ist  es  erklärlich,  daß  das,  was  wir  als  die 
zweite  Art  von  »gesellschaftlichen  Gegenleistungen«  kennen 
lernten,  hauptsächlich  denen  zufällt,  die  große  Einnahmen  haben. 
Doch  auch  da  hat  die  neue  Zeit  dem  Reichtum  mehr  genommen,  als 
sie  ihm  gegeben  hat.  Ich  erinnere  an  die  äußere  Wertschätzung 
der  Arbeit,  namentlich  der  körperlichen  Arbeit,  an  die  Verachtung, 
die  heute  im  Gegensatz  zu  einst  in  der  öffentlichen  Meinung  das 
dolce  far  niente  findet.  Mag  dadurch  mehr  negativ  das  Ansehen 
des  Kapitals  gemildert  erscheinen,  so  kann  doch  auch  gar  kein 
Zweifel  darüber  bestehen,  daß  positiv  dafür  gesorgt  wurde,  daß  die 
Bäume  der  kapitalistischen  Macht  nicht  in  den  Himmel  wachsen. 
Die  Unternehrnermacht  ist  heute  durch  das  Gesetz,  durch  die  Koa- 
lition der  Arbeiter,  durch  die  öffentliche  Meinung,  schließlich  auch 
durch  die  Verbände  der  Unternehmer  selbst  nach  sehr  vielen 
Richtungen  hin  eingeschränkt.  In  einem  Aufsatze,  den  Eduard 
Bernstein  1Q07  unter  dem  Titel  »Kulturrecht  und  Kolonialfrage« 
im  »Vorwärts«  veröffentlichte,  weist  er  auf  den  »bedeutungs- 
vollen Umstand«  hin,  »daß  wenigstens  in  Europa 
gerade  in  den  Ländern,  wo  die  kapitalisti- 
sche Entwicklung  am  meisten  vorgeschrit- 
ten ist,  die  Herrschaft  der  Kapitalisten- 
klasse am  meisten  eingeschränkt  ist,  das 
K a p i t a 1 i s t c n i n t e r e s s e am  meisten  Rück- 
sicht auf  die  der  Ausbeutung  feindliche 
(')  f f (;  n t 1 i c h e M e i n u n g n e h m e n m u ß«. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  gewerkschaftlichen  Erfolgsmöglichkeiten. 

22.  Kapitel. 

Erfolgsmöglichkeiten  innerhalb  der  Berufsgruppen. 

Der  Kampf  ist  der  Vater  aller  Dinge,  erfreulicher  und  uner- 
freulicher, und  es  wäre  sonderbar,  wenn  das  gewaltige  Kräfte- 
sammeln und  Kräftemessen,  das  der  Kampf  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  bedingt,  nicht  auch  manches  mit  sich  brächte,  "vas 
für  die  menschliche  Gesellschaft  ersprießlich  ist.  Suchen  wir 
danach,  so  werden  wir  vor  allem  auf  die  Gewerkschaften 
zu  blicken  haben.  Sie  sind  es  ja,  die  die  Initiative  zum  Kampfe 
ergreifen,  die  sich  nun  schon  seit  Jahrzehnten  machtvoll  ent- 
wickeln konnten,  die  zwar  noch  immer  werden,  aber  doch  schon 
ein  Gewordenes  sind. 

Sie  heten  das  Solidaritäts-  und  Standesbewußtsein, 
geben  dadurch  namentlich  den  Arbeitern  in  den  modernen 
Riesenansiedlungen  Ersatz  für  verloren  gegangene  Ideale,  na- 
mentlich für  das  verloren  gegangene  Heimatbewußtsein.  Der 
persönliche  Egoismus  wird  eingedämmt.  An  seine  Stelle  tritt 
(‘in  Standesegoismus,  der  zwar  immerhin  denen  nicht  genügen 
kann,  die  die  soziale  Erziehung  des  Individuums  anstreben 
möchten,  aber  nach  diesem  Ziele  hin  bedeutet  doch  der  (h- 
werkschaftsegoismus  einen  bedeutenden  Schritt  voiwärts. 

So  schrieb  ich  1910,  Jetzt  wird  man  vorsichtiger  sagen 
müssen,  daß  der  Gewerkschaftsegoismus,  besser  gesagt  der 
k2goismus  der  Berufsgruppen,  ein  Schritt  vorwärts  zur  s o z i a- 
1 e n Erziehung  sein  k a n n.  Denkbar  ist  aber  auch,  wie  die 
h>fahrung  der  jüngsten  Zeit  so  drastisch  gezeigt  hat,  daß  dieser 
Egoismus  antisozial  im  schlimmsten  Sinne  des  Wortes  wirkt. 
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Große  Teile  der  deutschen  Arbeiterschaft  haben  die  Hoffnungen, 
die  überzeugte  Sozialrefoimer  auf  sie  glaubten  setzen  zu  dürfen, 
zuschanden  gemacht.  Ein  Sozialdemokrat  meinte  im  Januar 
1919  in  der  Charlottenburger  Stadtverordnetenversammlung: 
»Die  Vorgänge  in  der  letzten  Zeit  beweisen,  daß  wir  von  der 
icapitalistischen  Ausbeutung  in  eine  Art  proletarischer  Aus- 
beutung hineingleiten  nur  mit  dem  Unterschied,  daß  die 
Kapitalisten  gewohnt  sind,  weiter  als  bloß  für  ein  paar  Wochen 
zu  denken«  1). 

Der  Geist  der  Kriegsgewinnler  hat  eben  noch  verheerender 
gewirkt,  als  wir  bei  der  Betrachtung  seiner  unmittelbaren  Folgen 
annahmen.  Aber  man  kann  nicht  alles  durch  diesen  Schachei- 
geist  und  die  Kriegspsychose  erklären;  ein  Teil  der  Schuld  ist 
gewiß  airch  darauf  zurückzuführen,  daß  man  vor  dem  Kriege 
in  den  Jahren  des  glänzenden  Aufstiegs  bei  den  Lohnbewegungen 
unserer  Arbeitei  auf  das  W ollen  mehr  Gewicht  legte  als 
auf  das  Können;  daß  man  die  Grenzen  der  wirtschaftlichen 
Möglichkeiten  für  die  x\rbeiterschaft  außer  acht  ließ,  vielleicht 
deshalb,  weil  sie  noch  so  sehr  weit  zu  liegen  schienen.  Jetzt 
sind  diese  Grenzen  erschreckend  nahe  gerückt.  Häufig  ge- 
nug wurden  sie  bereits  weit  überschritten,  zum  Schaden  für 
die  Gesamtheit  und  deshalb  auch  zum  besonderen  Schaden 
für  die  Arbeiterschaft  selbst.  Heutzutage  wird  niemand  mehr 
leugnen  wollen,  daß  erzwungene  Lohnsteigerungen  nicht  immei 
einen  sozialen  Fortschritt  bedeuten.  Sie  können  Etappen  eines 
sozialen  Rückschritts  sein,  der  schließlich  zu  einer  sozialen 
Katastrophe  werden  muß. 

Jedenfalls  müssen  wir  bei  einer  Betrachtung  der  volkswirt- 
schaftlichen Wirkungen  des  Kampfes  zwischen  Kapital  und  Ar- 
beit die  Erfolge  einzelner  Berufsgruppen  scharf  auseinander 
halten  von  denjenigen  zugunsten  der  Arbeiterschaft,  also 
alle  1 derjenigen,  die  geistig  oder  körperlich  im  Dienste  der 
Gesamtheit  tätig  sind. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Gewerkschaften  für  die  von 
ihnen  vertretenen  Bcriifsgruppen  nicht  bloß  den  Nominallohn, 
sondern  aucli  das,  worauf  es  schließlich  allein  ankommt:  den 
Kcallolm,  die  M(Uige  der  für  die  Arbeit  erlangten  tatsächlichen 
J.ebensgüter  gesteigert  haben. 


*)  Vo.ssi.sclu'  Zeitung  23.  Januar  1919,  Nr.  41. 
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Vor  etlichen  Jahren  machte  den  Gewerkschaften  eine  herab- 
setzende Kritik  der  Gewerkschaftsarbeit  durch  einige  radikale  so- 
zialdemokratische Schriftsteller  viel  zu  schaffen.  Es  kam  das  Wort 
von  der  Sisyphusarbeit  der  Gewerkschaften  auf.  In  einer  Bro- 
schüre »Der  Weg  zur  Macht«  hat  auch  Kautsky  diese  pessimisti- 
sche Auffassung  von  der  Gewerkschaftsbewegung  gestützt. 
Dem  trat  das  Correspondenzblatt  in  einer  Reihe  von  Artikeln 
im  Jahre  1911  entgegen.  Es  konnte  durch  umfassendes  Material 
»aus  einigen  Berufen  mit  erstarkter  Arbei- 
terorganisation« der  Nachweis  erbracht  werden,  daß 
die  Gew^erkschaften  ganz  ansehnliche  Lohnsteigerungen  er- 
zielten. Von  diesen  Lohnsteigerungen  sei  durch  die  Steigerung 
der  Lebensmittelpreise  nur  ein  Teil  aufzurechnen.  Ein  anderer 
Teil  verbleibe  »zur  Bestreitung  auch  sonstiger  Ausgaben  der 
Arbeiterf?.,milie,  für  bessere  Wohnung,  Lebens-  und  Genuß- 
mittel in  besserer  Qualität,  eventuell  auch  in  größerer  Quantität«. 
Ich  betone  nachdrücklich,  daß  mir  diese  Feststellungen  durchaus 
einwandfrei  zu  sein  scheinen. 

Aber  schon  eine  Bemerkung,  die  Parvus  gelegentlich  macht  i), 
zwingt  zu  einigen  weiteren  Ueberlegungen.  Er  betont,  daß  »die 
Gewerkschaften  dem  höheren  Lohne  nach- 
gehen; sie  sind  dort  am  stärksten,  wo  die 
Löhne  am  höchsten  sin  d«.  Dort  also  können  die 
Gewerkschaften  am  leichtesten  Erhöhungen  der  Löhne  erzielen, 
wo  ihre  Mitglieder  materiell  sowieso  schon  besser  stehen  als  die 
Kollegen  in  anderen  Branchen.  Es  ist  daher  wohl  möglich, 
daß  die  hochgelohnten  und  schon  darum  besonders  organisatiens- 
fähigen  Arbeiter  an  dem  steigenden  Nationalreichtum  einen 
übernormalen  Anteil,  andere  weniger  organisationsfähige  Ele- 
mente dagegen  oder  z.  B.  die  weibliche  Arbeitskraft  die  Fleimar- 
beiter,  einen  unternormalen  Anteil  erhalten.  Oder  anders  aus- 
gedrückt:  es  kann  sein,  daß  nach  erfolgreichen  Lohnbe- 
wegungen nicht  der  Lohn,  d.  h.  die  gesamte  Gütermenge, 
die  der  Arbeit  zur  Verfügung  gestellt  wird  (der  Sozial- 
lohn), sich  geändert  hat,  d i e Löhne,  die  Anteile  der  einzelnen 
Berufsgruppen  (B  r a n c h e n 1 ö h n e),  so  daß  einige  auf  Ko- 
sten anderer  Arbeiterschichten  mehr  haben  als  früher;  diese 


1)  Die  große  Aussperrung  und  die  Zukunft  der  Arbeiterkämpfe  im  Reiche, 
1910, 

Adolf  Woher,  Kampf.  2.  Aull. 
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glauben  dann,  einen  sozialen  Fortscliritt  errungen  zu 
haben,  und  doch  wäre  ein  solcher  Erfolg  vom  sozialen  Stand- 
punkte betrachtet  möglicherweise  gerade  das  Gegenteil  eines 
derartigen  Fortschritts. 

Suchen  wir  uns  die  Vorgänge  am  Arbeitsmarkt,  die  man 
mit  dem  Schlagwort  »Angebot  und  Nachfrage«  zusam.menfaßt, 
klar  zu  machen:  Jahr  für  Jahr,  ja  Tag  für  Tag,  drängen  sich 
hunderl tausende  am  Arbeitsmarkte,  um  Stellungen  zu  suchen, 
l'eils  sind  es  solche,  die  bis  dahin  noch  nicht  regelmäfSig  gegen 
Lohn  tätig  waren:  die  jugendlichen  Arbeitskräfte.  Julius  Wolf 
schätzt  mit  den  Verwahrungen,  die  sich  aus  der  Schwierigkeit 
ergeben,  für  alle  Einzelheiten  korrekte  Posten  einzusetzen,  daL> 
nur  ein  Drittel  bis  zwei  Fünftel  des  Geburtenüberschusses  als 
Arbeit  suchend  in  Betracht  komme,  also  in  der  Volkswirtschaft 
jeweils  neu  untergebracht  werden  müsse.  Dieser  Zuwachs  an 
Arbeitshänden  ist  aber  immerhin  so  groß,  daß  der  Schrecken  der 
Bevölkerungsvermehrung  nicht  dadurch  hinweggeredet  werden 
kann,  daß  man  auf  die  Lücken  in  der  Landwirtschaft  hinweist. 
Angesichts  der  großen  Bevölkerungszunahme,  deren  wir  uns  vor 
dem  Kriege  erfreuten,  konnte  Wolf  mit  Recht  betonen,  daß  die 
Arbeiternot  der  Landwirtschaft  fast  schon  durch  den  Bevölke- 
rungszuwachs eines  Jahres,  jedenfalls  zweier  Jahre  zu  decken  sei, 
um  so  mehr,  als  in  der  Landwirtschaft  Mann  und  Frau  Verwendung 
fänden.  Könnte  man  also  auch  zwei  Jahrgänge  Bevölkerungs- 
zuwachs in  der  Landwirtschaft  unterbringen,  — das  jedes  Jahr 
immer  von  neuem  erscheinende  Mehr  am  Arbeitsmarkte  wäre 
damit  doch  noch  nicht  dauernd  versorgt.  Beücksichtigt  wer- 
den muß,  daß  die  Zahl  derer,  die  S,  k t i v am  deutschen 
Erwerbsleben  teil  nehmen,  relativ  zu  nahm.  Bei  der  Berufszäh- 
lung im  Jahre  1882  ermittelte  man  im  Deutschen  Reiche 
17  632  000  Hauptberufserweibstätige,  13  Jahre  später  20  771  000 
und  bei  der  letzten  Berufszählung  26  827  000  oder  39  % bzw. 
.|o,i2  % bzw.  43,46  %.  Wenn  die  Zahl  der  Berufstätigen  nur  in 
dem  nämlichen  Verhältnis  gewachsen  wäre  wie  die  gesamte 
Bevölkerung,  so  wäre  die  Zahl  der  Berufstätigen  um  2 750  000 
kUüjuir!  J)abei  muß  freilich  darauf  aufmerksam  gemacht  werden, 
daß  das  zahlenmäßige  Plus  tätiger  Hände  nicht  auch  ohne  wei- 
teres ihn  wirtschaftliches  Mehr  an  Arbeitskraft  bedeutet,  außer 
der  Zahl  kommt  der  Arbeitswille  und  die  Arbeitsfähigkeit  der 
Individuen  in  J3(itracht. 
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Wichtiger  noch  als  dies  ist,  daß  auch  diejenigen,  die  schon 
die  Rekrutenzeit  als  Arbeiter  hinter  sich  haben,  von  dem 
Rechte  der  Freizügigkeit  und  der  freien  Berufswahl  Gebrauch 
machend  sich  in  großer  Zahl  nach  neuen  Stellungen  umsehen. 
Die  dadurch  und  durch  die  berufliche  Unterbringung  des  Zuwachses 
bedingten  Schwieiigkeiten  steigern  sich  besonders  in  den  In- 
dustriezentren und  den  Großstädten,  wohin  die  Menschenmassen 
sich  wie  die  Motten  zum  Lichte  wenden.  Und  damit  hängt  es  zu- 
sammen, daß  wir  auch  in  den  normalen  Zeiten  vor  dem  Kriege 
in  unseren  Zeitungen  häufig  gleichzeitig  über  Arbeitermangel  und 
über  Arbeitslosigkeit  klagen  hörten.  Jahraus,  jahrein  kamen  aus 
den  Großstädten  im  Winter  die  ersten  und  schlimmsten  Nach- 
richten über  Arbeitslosigkeit.  Daß  2 — 3 % der  großstädtischen 
Arbeiter  durchschnittlich  arbeitslos  sind,  ist  fast  zur  Regel  ge- 
worden, ganz  überwiegend  deshalb,  weil  sich  die  Menschen- 
massen blindlings  zu  den  großen  Städten  hinwälzen  um 
dort  Freiheit,  bessere  Arbeitsverhältnisse,  günstigere  Lebens- 
bedingungen zu  finden.  Schon  die  Zählung  von  1895  hat 
nachgewiesen,  daß  in  den  Großstädten  die  Arbeitslosig- 
keit im  Sommer  vierfach  so  groß  ist  als  sonst  im  Reich.  Be- 
sonders gern  suchen  Personen,  die  anderswo  arbeitslos  geworden 
sind,  den  großen  Arbeitsmarkt  der  Städte  auf,  in  der  bestimmten 
.Hoffnung,  daß  doch  noch  irgendein  Platz  für  sie  frei  sein  wird. 
Nach  Dresdener  Erhebungen  machten  solche  Personen  ii — 13  % 
der  anderen  dortigen  Arbeitslosen  aus,  und  zwar  gleichmäßig 
1895,  1902  und  1904. 

An  sich  schon  müßte  die  große  Bevölkerungszunahme,  ihie 
iiöchsc  unregelmäßige  Verteilung  auf  die  einzelnen  Gegenden 
lind  auf  die  einzelnen  Berufe  Stauungen  und  Hemmungen  in 
der  Wirtschaftsproduktion  hervorrufen,  die  höchst  unerwünscht 
sind.  Diese  Hemmungen  und  Störungen  werden  nun  aber  viel- 
fach geradezu  künstlich  vermehrt  durch  einen  überaus  häufigen 
Stellenwechsel.  Nach  den  Feststellungen  der  großen  Bochumer 
Knappschaftskasse,  die  1892:  145000,  1905:  270000  und  1913: 
409  271  Mitglieder  umfaßte,  betrug  der  Ab-  und  Zugang  zu- 
sammen in  Prozenten  der  durchschnittlichen  Belegschaft:  1892: 
ö2  %,  1893:  75%,  1894:  72%,  1895:  69%,  nach  dem  Er- 
starken der  Bergarbeiteroi  ganisationen  im  neuen  Jahrhun- 
dert: 1900:  120%,  igoi:  101%,  1902:  92%,  1903:  106%, 
1904:  102%,  1905:  72%,  1906:  106%,  1907:  127%, 
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1908:  121%,  1910:  98%,  I9II:  121%,  1912:  131%,  1913; 

147  %• 

Eingehende  Mitteilungen  machte  der  Hamburger  Gewerbe- 
inspektor in  seinem  Berichte  pro  1908  über  den  Arbeitswechsel 
in  den  Betrieben,  in  denen  mehr  als  100  Arbeiter  beschäftigt 
sind.  Die  Zahl  der  Arbeiter,,  die  ihre  Arbeitsstelle  gewechselt 
hatten,  betrug  1906:  31  132  = 149,4  %,  1907:  32  997  = 163,2  %, 
1908:  21  136  = 101,4  %.  Dabei  ist  noch  der  Stamm  seßhafter 
Arbeiter  in  Hamburg  größer  als  in  den  meisten  übrigen  Industrie- 
bezirken. 1908  wurde  durch  den  Gewerbeinspektor  festgestellt, 
daß  in  677  Fabriken  mit  40  000  Arbeitern  34,6  % der  Arbeiter- 
schaft über  5 Jahre  und  22,8  % über  10  Jahre  in  den  gleichen 
Betrieben  verblieben. 

Der  deutsche  Arbeiter  Fischer  schildert  in  seiner  Selbst- 
biographie (Arbeiterschicksale,  Berlin  1906)  wie  er  der  Reihe 
nach  Schafhirt,  Helfer  eines  Spinners,  Bahnarbeiter,  Eisenwerks- 
arbeiter, Bergknappe,  Milchhändler,  Bauarbeiter,  Obstpächter 
und  wieder  Milchhändler  wurde. 

Neben  den  Bewegungen  der  menschlichen  Arbeitskräfte, 
die  mehr  oder  minder  auf  willkürliche  Regungen  des  menschlichen 
Willens  zurückzuführen  sind,  darf  man  nicht  die  Fluktuationen 
außer  acht  lassen,  die  auf  dem  Bedürfnis  der  Industrie  und  ihrer 
einzelnen  Branchen  beruhen.  Nach  Eckener  (Arbeitermangel 
oder  Geldknappheit  ? 1908)  waren  in  einigen  wichtigen  Zweigen 
der  Eisengewinnung  und  Eisenbearbeitung  im  Jahre  1891 
195  000  Personen  beschäftigt,  im  Jahre  1895  205  000,  1900 
293  000  Personen.  Die  Jahre  der  wirtschaftlichen  Hochkon- 
junktur von  1895 — 1900  wiesen  eine  Belegschaftsvermehrung 
von  43  % auf.  Die  Volks  Vermehrung  belief  sich  gleichzeitig 
auf  nur  8 %.  Essen  hatte  von  1897--1901  einen  Mehrzuzug 
von  2500 — 5500,  1902  dagegen  eine  Mehrabwanderung  von  reich- 
lich 7000  Personen.  So  stark  sind  die  Schwankungen  des  indu- 
striellen Leutebedarfs ! 

Wenn  trotz  dieser  Tatsachen,  die  doch  eigentlich  ein  Tohu- 
wabohu auf  dem  Arbeitsmarkte  zur  Folge  haben  müßten, 
und  trotz  der,  im  ganzen  wenig  befriedigenden  Organi- 
sation des  Arbeitsmarktes  die  Arbeitslosigkeit  im  großen  Durch- 
schnitt nui  gering  war  — nach  dem  Statistischen  Jahrbuch 
für  (las  Deutsciic  Reich  machten  die  Arbeitslosen  im  Durch- 
.schnitt  der  Jahre  1907 — 1913  nur  2,3  % sämtlicher  Gewerk- 
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Schaftsmitglieder  aus  — und  trotzdem  in  der  Industrie  der 
stark  schwankende  Bedarf  an  Händen  meist  glatt  befriedigt 
wurde,  so  muß  das  als  Beweis  dafür  gelten,  daß  auch  hier  wie 
sonst  im  wirtschaftlichen  Leben  das  Durcheinander  der  Regelung 
nicht  ganz  entbehrt.  Sie  wird  erreicht  durch  die  im  freien  Spiel 
der  Kräfte  sich  bildenden  Löhne,  die  durch  ihre  verschiedene 
Höhe  bald  anlocken,  bald  warnen  und  zurückhalten.  Die  Folge 
ist  natürlich  ein  starkes  Auf-  und  Abgehen  der  Branchenlöhne. 
Ein  Kohlenhauer  im  Bezirk  Dortmund  verdiente  1872:  4,50  Mk., 
1879:  2,55  Mk.,  1891:  4,08  Mk.,  1893:  3,71  Mk.,  1900;  5,16  Mk., 
1902 : 4,57  Mk.  Das  englische  Handelsdepartement  veröffentlichte 
Zahlenangaben  über  die  Veränderungen  der  gesamten  Wochen- 
lohnsumme in  wichtigen  industriellen  Berufen.  Danach  wies 
das  Jahr  190c  eine  Zunahme  von  209  000  £ auf,  1901  eine  Ab- 
nahme von  77  000  £,  1907  wieder  eine  Zunahme  von  201  000  £, 
1909  eine  Abnahme  von  69  000  £. 

Der  Branchenlohn  ist  abhängig  von  dem  Grade  der  Knapp- 
heit der  für  die  Branche  zur  Verfügung  stehenden  Arbeitskraft. 
Im  einzelnen  wirken  auf  die  Höhe  der  für  die  Arbeitseinheit, 
etwa  die  Arbeitsstunde  einer  Arbeitskraft  durchschnittlicher 
Qualität  bezahlten  Branchenlöhne  folgende  Faktoren  ein: 

I.  Die  Anziehungskraft  der  Arbeitszweige;  je  größer  diese 
ist,  um  so  weniger  ist  der  Arbeitgeber  gezwungen,  durch 
Anbietung  höherer  Löhne  die  vorhandenen  Arbeiter  zu 
halten  oder  neue  Kräfte  aus  anderen  Branchen  heranzu- 
ziehen. Die  Anziehungskraft  wird  beeinflußt 

1.  durch  die  geistigen  und  körperlichen  Anforderungen  des 
Berufes  und  die  Schwierigkeit  seiner  Erlernung; 

2.  durch  die  äußeren  Vorzüge  und  Annehmlichkeiten  der 
Beschäftigung; 

3.  durch  die  Dauer  der  Erwerbsmöglichkeit  sowie  durch  die 
in  Aussicht  stehende  Lohnentwicklung,  insbesondere  die 
erreichbaren  Maximallöhne. 

II.  Die  Anpassungsfähigkeit  der  Arbeiter  an  die  Marktlage. 
HL  Die  Solidarität  innerhalb  der  Berufsgruppe  bei  Zumessung 
des  Lohnanteils;  sie  kann  bedingt  sein 

1.  durch  die  gewonnene  Lebenshaltung; 

2.  durch  das  bewußt  solidarische  Vorgehen  der  Berufs- 
kollegen. 
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IV.  Das  Maß  der  Kapitalzufubr,  das  auf  die  Iraner  von  der 

Produktivität  der  Arbeit  einerseits,  der  rationellen  Sparsam- 
keit andererseits  abbängt. 

Einige  Ausfübrungen  zur  Erläuterung  dieser  kurzen  Ueber- 
sicht : 

Es  ist  volkswirtscbaftlicb  von  der  böcbsten  Wichtigkeit, 
daß  die  Arbeiter  an  die  für  sie  geeignetsten  Stellen  kommen,  und 
daß  jeder  angespornt  wird,  sein  Bestes  im  Dienste  der  gemein- 
scbaftlicben  Produktion  zu  leisten.  Die  Volkswirtschaft  des 
freien  Verkehrs  fragt  gar  nicht  lange,  wie  wir  gesehen  haben,  nach 
welchen  Prinzipien  der  Gerechtigkeit  sie  sich  richten  soll;  der 
äußere  Erfolg  ist  für  die  Verteilung  das  Entscheidende.  Aus- 
lese und  Ansporn  werden  in  erster  Linie  durch  die  Lockungen 
erhöhter  materieller  Mittel  zu  Wege  gebracht,  aber  die  mit  der 
Arbeit  verbundenen  imponderablen  Annehmlichkeiten,  soziale 
Vorzüge  und  dergl.  werden  dabei  gebührend  in  Anrechnung  ge- 
bracht. Wenn  der  Akademiker  trotz  größeren  Wissens,  längerer 
Ausbildungszeit,  in  der  Regel  auch  trotz  schwerer  Verantwort- 
lichkeit einen  verhältnismäßig  niedrigen  Lohn  bezieht,  so  ist 
das  die  Folge  davon,  daß  seine  Arbeit  bei  der  Art  ihrer  Aus- 
führung ist,  doch  dem  Vergnügen  näher  zu  stehen  scheint  als 
etwa  die  Tätigkeit  des  Bergarbeiters.  Dazu  kommt  das  höhere 
Maß  sozialer  Achtung,  welches  Wissen  und  Bildung  entgegenge- 
bracht wird:  die  soziale  Stellung  wird  dadurch  gehoben; 
äußere  Gepflogenheiten  wie  Titel  tun  ein  übriges.  Der  An- 
drang zu  den  akademischen  Berufen  ist  daher  relativ  recht  groß. 
Die  Anforderungen,  die  an  den  Beruf  gestellt  werden,  und  die  da- 
durch bedingte  Verringerung  des  Angebots  werden  zum  Teil 
durch  die  äußeren  Vorzüge  der  Beschäftigung  kompensiert.  — 
Auf  der  anderen  Seite  gibt  es  lästige  und  schmutzige  Beschäf- 
tigungsarten, die  mit  zunehmendem  Wohlstand,  mit  Verfeinerung 
der  Kulturbedürfnisse,  mit  Verbreitung  der  Bildung  von 
denen,  die  Arbeit  suchen,  in  immer  größer  werdendem 
Umfange  gemieden  werden.  Es  handelt  sich  da  um  ein 
IToblem,  das  gewiß  nicht  so  einfach  zu  lösen  ist,  wie  einst 
J^'ouricr  meinte.  }lr  will  bekanntlich  die  allgemeine  Attraktion 
g(dunden  haben,  welche  zwischen  den  menschlichen  Neigungen 
und  den  verse.hiedeuen  ökonomischen  und  gesellschaftlichen 
P>e.scli<äftigungsarten  besteht.  Hiernach  gebe  es  z.  B.  eine  be- 
sondeni  J.eid(ms(',haft,  eine  eigentümliche  Passion  für  Landwirt- 
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schaftliche  Arbeiten,  eine  andere  wieder  für  die  unterirdischen 
Arbeiten  des  Bergbaues  usw.  In  der  sozial  ökonomischen  Or- 
ganisation des  neuen  Reiches  gebe  es  eben  für  alles  Leidenschaften. 
Auch  der  Schmutz  habe  Verehrer,  die  ihm  um  seiner  selbst 
willen  huldigten.  Diese  Einsicht  will  Fourier  an  kleinen  Kindern 
beobachtet  haben;  er  weist  dieser  Passion  wichtige  ökonomische 
Aufgaben  zu.  Die  Majorität  der  kleinen  Knaben  soll  im  neuen 
Reiche  eine  besondere  Truppe  bilden,  die  ihre  Leidenschaft 
für  den  Schmutz  zum  höchsten  sozialen  Enthusiasmus  zu  ent- 
wickeln hätte  und  dafür  entsprechend  den  wichtigen  Diensten, 
die  sie  der  Gesellschaft  leisteten,  gebührend  belohnt  würde.  Vor- 
derhand müssen  die  Versuche,  das  hier  berührte  Problem  der 
Lösung  näher  zu  bringen,  im  Rahmen  der  Wirklichkeit  bleiben. 

Eine  bloße  Lohnfrage  liegt  gewiß  nicht  vor.  Daß  z.  B. 
die  Leutenot  auf  dem  Lande  nicht  nur  eine  Lohnfrage  ist,  daß 
mancherlei  psychologische  Momente,  die  ihrerseits  aber  wieder 
zum  großen  Teil  in  der  Art  der  Arbeit  wurzeln,  zur  Erklärung 
herangezogen  werden  müssen,  wird  heute  wohl  von  keinem  Kenner 
der  Verhältnisse  bestritten.  Daß  ähnlich  wie  die  landwirt- 
schaftliche Arbeit  auch  die  Bergarbeit  im  zunehmenden  Maße  von 
denen  gemieden  wird,  die  bewußt  in  den  modernen  Kulturkreis 
eingetreten  sind,  scheinen  folgende  Ziffern  über  die  Zusammen- 
setzung der  Mitglieder  des  Allgemeinen  Knappschaftsvereins 
in  Bochum  zu  beweisen: 

Mittlere  Belegschaft 

Reichsdeutsche  %-Ziffer  der 

aus  den  öst-  Ausländer  und 


Jahr 

insgesamt 

überhaupt 

liehen  Pro- 
vinzen 

Ausländer 

Ostländer  in 
der  gesamten 
Belegschaft 

1902 

247  707 

233  3^5 

77  675 

M 342 

36,2% 

T907 

311  649 

285  901 

105  128 

25  748 

41,9% 

1913 

409  27T 

375  150 

138  972 

34  121 

42,1% 

»Man  kann  sich  dem  Eindruck  nicht  entziehen«,  meint 
Ouessel  bei  der  Besprechung  der  von  Levenstein  herausgegebenen 
Arbeiterbriefe  (S.  M.  1909),  »daß  an  den  Tagen,  wo  kein  ehernes 
wirtschaftliches  Muß  den  Bergmann  in  die  Grube  zwingt,  die 
Kohlendistrikte  veröden  würden.«  Manche  Arbeiten  konnten  in 
dem  letzten  halben  Menschenalter  vor  dem  Kriege  überhaupt 
nicht  mit  heimischen  Arbeitern  ausgeführt  werden.  Bei  großen 
Erdarbeiten,  Kanal-  und  Chausseebauten  sind  ausländische 
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Arbeitskräfte  beinahe  ausschließlich  die  einzigen,  die  zur  Ver- 
fügung stehen.  Bei  einem  größeren  Bahnbau  in  Baden  sollten 
auf  Wunsch  des  Großherzogs  nur  inländische  Arbeiter  beschäf- 
tigt werden.  Es  meldete  sich  jedoch  trotz  angemessenen  Loh- 
nes niemand  dazu,  so  daß  notgedrungen  auf  Ausländer  zurück- 
gegriffen werden  mußte  ^). 

Es  versteht  sich,  daß  bei  der  Auswahl  einer  beruflichen  Be- 
tätigung regelmäßig  nicht  nur  die  gegenwärtigen  Verhältnisse, 
sondern  auch  die  Zukunftsmöglichkeiten  erwogen  werden.  Tn 
dem  einen  Berufe  überwiegt  die  Furcht  vor  dem,  was  kommen 
kann:  größere  Möglichkeit  der  Arbeitslosigkeit,  vorzeitiges  Altern 
infolge  zu  intensiver  Tätigkeit,  Sorge  wegen  Lohndrucks  in- 
folge zu  großer  Konkurrenz ; bei  dem  andern  die  Hoffnung : Mög- 
lichkeit besonders  hoher  Löhne  bei  Bewährung  und  Geschick- 
lichkeit, Aussichten  auf  sozialen  Aufstieg  und  dergl. 

All  diesen  Möglichkeiten,  die  durch  Aenderungen  in  den 
Produktionsbedingungen  noch  erheblich  differenziert  werden 
können,  steht  nun  der  Arbeiter  nicht  als  geriebener  Börsianer 
gegenüber,  der  an  Hand  des  Kurszettels  die  Konjunktur  mit 
Hilfe  von  Telephon  und  Telegraph  ausnützt;  er  kann  als  ein- 
zelner nicht  disponieren,  sondern  muß  es  sich  gefallen  lassen, 
daß  über  ihn  disponiert  wird.  Anders  ausgedrückt:  Es  fehlt 
dem  einzelnen  Arbeiter  die  Kenntnis  und  die  Fähigkeit,  sich 
bei  Verwertung  seiner  Arbeitskraft  die  Marktlage  zu  Nutzen  zu 
machen.  Diese  Fähigkeit  ist  zum  Teil  abhängig  von  Faktoren, 
die  die  Arbeiter  nicht  ändern  können  oder  nicht  ändern  wollen 
(lokale  Gebundenheit,  berufsmäßige  Ausbildung,  nationale  Rück- 
sichtnahme usw.),  zum  Teil  aber  von  Hemmungen  der  freien. 
Beweglichkeit  der  Arbeiter,  die  zu  beseitigen  recht  wohl  mög- 
lich ist. 

Hier  können  die  Gewerkschaften  den  Arbeitern  namentlich 
in  folgender  Weise  nützlich  werden: 

I.  Die  Marktkenntnisse  des  Arbeiters 
sind  zu  erweitern:  Der  Arbeiter  kennt  nicht  einmal 
die  verschiedenen  Löhne,  die  im  Rahmen  seiner  Betätigungs- 
möglichkeit bezahlt  werden.  Er  weiß  nicht,  was  verlangt  wird 
und  nach  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  lO'äfteverhält- 
nissen  verlangt  werden  kann.  Von  der  jeweiligen  Ivonjunktur 
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und  ihren  Aussichten  hat  er  keinerlei  Vorstellungen.  All 
diese  Kenntnisse,  die  dem  einzelnen  Arbeiter  fehlen,  kann  und 
muß  sich  eine  Organisation  verschaffen. 

2.  Der  Wille  des  Arbeiters,  wirtschaft- 
lich über  seine  Arbeitskraft  zu  verfügen, 
ist  zu  stärken:  Richard  Schüller  nennt  es  gelegentlich 
nicht  mit  Unrecht  »die  größte  Aenderung  des  ökonomischen 
Denkens  und  Handelns  der  Volksmassen«,  daß  die  Ansprüche 
der  Arbeiter  durch  deren  wirtschaftliche  Erwägungen  gestaltet 
würden,  daß  sie  sich  bemühten,  ihre  Leistungen  möglichst  günstig 
zu  verwerten.  Diese  Denkrichtung  unserer  modernen  Arbeiter, 
die  sie  loslöst  »aus  dem  Banne  der  Gewohnheit  und  Tradition«, 
wurde  schon  seit  vielen  Menschenaltern  vorbereitet ; der  richtigen 
Vollendung  entgegengeführt  wird  sie  aber  erst  durch  die  Ge- 
werkschaft. 

3.  Die  Berufseignung  und  die  Anpassungs- 
fähigkeit des  Arbeiters  an  neue  Möglich- 
keiten ist  zu  heben:  Es  wurde  schon  darauf  hinge- 
wiesen (13.  Kap.),  was  die  Gewerkschaften  im  Interesse  der 
geistigen  und  fachlichen  Schulung  ihrer  Mitglieder  leisten.  Als 
der  Textilarbeiterverband  mit  der  Herausgabe  einer  fachtech- 
nischen Zeitschrift  begann,  bemerkte  er  dazu: 

»Eine  Orientierung  auf  dem  fach  technischen  Gebiet  ist  aber  bei  der  rast- 
losen Tätigkeit  der  Technik  für  alle  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  die  vorwärts 
kommen  wollen,  unbedingt  nötig.  Wissen  ist  Macht,  auch  auf  dem  Gebiete  der 
fachtechnischen  Berufsfragen.  Ein  fachtechnisch  gut  bewanderter  Arbeiter 
hat  gegenüber  dem  Unternehmer  einen  weit  sichereren  Boden  unter  den  Füßen 
wie  ein  Arbeiter,  der  von  jeder  ungelernten  Arbeitskraft  ersetzt  werden  kann. 
»Die  Geraer  Weber  muß  man  anfassen  wie  ein  rohes  Ei«,  hat  kürzlich  der  Geraer 
Textilfabrikant  Focke  gesagt.  In  diesen  Worten  ist  ein  Körnchen  Wahrheit, 
wenn  es  auch  nur  aus  Aerger  zum  Vorschein  gekommen  sein  mag,  daß  die  Geraer 
Textilfabrikanten  nicht  mit  ihren  Webern  umspringen  können  wie  ostelbische 
Junker  mit  ihren  Pferd eloiechten.  Wiederum  aber  müssen  die  Geraer  Textil- 
fabrikanten ihre  Weber  anständig  behandeln,  weil  es  hochqualifizierte  Arbeiter 
sind.« 

4.  Durch  organisatorische  Hilfsmaßnah- 
men kann  den  Möglichkeiten  der  Marktlage 
besondere  Reclinunggetragen  werden:  Hingewiesen 
sei  auf  die  Reiseunterstützung,  die  die  Gewerkscliaften  gewähren ; 
an  die  Umzugsunterstützung,  die  verheiratete  Mitgliedei  er- 
halten, ganz  besonders  aber  auf  die  Arbeitslosenunterstützung. 
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Hier  ist  auch  die  Bescliränkung  der  Arbeitszeit  als  Notstands- 
maßnahme zu  erwähnen.  Damit  möglichst  alle  Berufsangchöri- 
gen  Arbeitsgelegenheit  haben,  begnügt  sich  jeder  einzelne  mit 
einem  verminderten  Arbeitsquantum  und  entsprechend  ver- 
mindertem Arbeitslohn.  Der  Lohnanteil  der  Branche  wird 
auf  eine  größere  Anzahl  Köpfe  verteilt.  Dagegen  ist  volks- 
wirtschaftlich solange  nichts  cinzuwenden,  als  dadurch  nicht 
ein  sonst  ökonomisch  wünschenswertes  Abströmen  aus  einer 
Branche  in  eine  andere  gehemmt  wird.  Letzteres  würde; 
eine  Erschwerung  der  volkswirtschaftlichen  Anpassung  sein. 
Denkbar  ist  aber  auch,  daß  die  Gewerkschaften  diesen  gesamt- 
wirtschaftlichen Anpassungsprozeß  erleichtern.  Namentlich  dann, 
w'enn  infolge  einei  allgemeinen  Aenderung  dei  volkswirtschaft- 
lichen Struktur  die  Branchenlöhne  aus  dem  Gleichgewicht  ge- 
raten sind,  kann  durch  Maßnahmen  der  Arbeitervereinigungea 
das  Gleichgewicht  schneller  erreicht  werden,  als  es  sonst  nach  all- 
mählicher Ueberwindung  der  mancherlei  Widerstände  der  Fall 
sein  würde.  Das  alles  sind  Möglichkeiten,  die  sich  dem  solidari- 
schen Vorgehen  der  Arbeiter  der  einzelnen  Branchen  darbieten. 

Eine  Art  gemeinschaftliches  Band  schlingt  sich  um  die 
Berufsgenossen  auch  ohne  das  Dazwischentreten  der  Gewerk- 
schaften durch  die  einmal  gewonnene  Lebenshaltung.  Der  eng- 
lische Maschinenbauer  oder  Kesselschmied,  der  Steinmaurer 
oder  Klempner  arbeitet  lieber  als  unqualifizierter  Arbeiter  zu 
geringstem  Lohn,  als  daß  er  sich  von  dem  etwas  nehmen  läßt, 
was  er  seiner  Stellung  schuldig  zu  sein  glaubt.  »Diese  hart- 
näckige Weigerung  ist  für  Gewerkvereinler  und  Nichtgeweikver- 
einler  gleich  charakteristisch  und  findet  sich  auch  in  Gewerben, 
wo  es  keine  Koalitionen  gibt«  (Webb).  Dieses  Verhalten  der 
Arbeiter  braucht  nicht  volkswirtschaftlich  schädlich  zu  wirken, 
(;s  wird  im  Gegenteil  von  allgemeinem  Nutzen  sein,  wenn 
dem  Lebens-  und  Lohnstandard  ein  Leistungsstandard  ent- 
spricht. Aber  cs  ist  ganz  irreführend,  der  Lebenshaltung  so 
<;ntsch eidende  Bedeutung  auch  nur  für  die  Branchenlöhne,  ge- 
schweige denn  für  den  Soziallohn  bcizulegen,  wie  es  die  meisten 
rleutschen  Ja)hnthcorctiker  tun.  Bleibt  doch  schon  die  Frage 
offen,  was  denn  für  die  Höhe  der  Lebenshaltung,  die  sich  oft  so 
erstaunlich  rasch  steigert,  maßgebend  ist^).  Die  gewonnene 


')  SchniDlIcr  scliroilit,  »(Ho  wir(;scH.aftlichc  Lago  der  Gnippc  muß  natürlich 
di(i  I [aujhiirsaclio  der  Loboiishaltung  sein«,  zwei  Seiten  später  aber  versichert 
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Lebenshaltung  ist  nicht  mehr  als  ein  ps^^chologisch  leicht  zai 
begreifender  Anreiz  zum  geschlossenen  Widerstand  der  Berufs- 
genossen, wenn  ihnen  eine  Reduzierung  ihrer  Ausgabemöglich- 
keiten und  damit  materielle  Opfer  drohen. 

Die  Lebenshaltung  ist  damit  gewissermaßen  auf  eine  Stufe 
mit  den  Maßnahmen  zu  stellen,  die  von  den  Organisationen 
bewußt  und  planmäßig  ins  Werk  gesetzt  oder  doch 
angedroht  werden,  um  die  Marktlage  — • etwa  durch  Vorenthal- 
tung der  Arbeitskraft  — nicht  nur  auszunützen,  sondern  im 
Arbeiterinteresse  zu  beeinflussen.  Es  wurde  schon  gesagt,  daß 
es  auf  diesem  Wege  den  Gewerkschaften  unzweifelhaft  gelingen 
kann,  den  Branchenlohn  in  die  Höhe  zu  treiben.  Aber  es  ist  natür- 
lich irrig,  die  von  den  Berufsgruppen  erreichten  Lohnsteigerungen 
ausschließlich  auf  die  Folgen  der  gewerkschaftlichen  Bemühungen 
zurückzuführen  ^).  Schon  dadurch,  daß  die  Gewerkschaften  den 
Arbeitern  in  der  angegebenen  Weise  die  Marktlage  ausnützeri 
helfen,  können  sie  auf  den  Lohn  ihrer  Branche  einwirken, 
und  zwar  ganz  mit  den  Mitteln  des  Marktes.  .Das  wird  auch  dann 
der  Fall  sein,  wenn  die  Gewerkschaften  verhindern,  daß  zu- 
gunsten der  privatwirtschaftlichen  Rentabilität  auf  Kosten  dei 
volkswirtschaftlichen  Produktivität  gesündigt  ward,  wenn  z.  B. 
Raubbau  an  der  menschlichen  Arbeitskraft  getrieben  wird.  Doch 
hat  ja  die  neuzeitliche  soziale  Fürsorge  den  Arbeiterschutz 
dem  Zufall  dei  Selbstverteic  igung  der  einzelnen  Aibeitergruppen 
in  der  Hauptsache  genommen  und  zweckmäßiger  und  gerechter 
Weise  durch  das  Gesetz  der  Gesamtheit  zur  Pflicht  gemacht. 

Der  Versuch,  durch  gesetzliche  Bestimmungen 
auch  die  Lohnfrage  dem  Zufall  der  Einzclabmachung  zu  ent- 
ziehen, muß  stets  an  der  unendlichen  Mannigfaltigkeit  der  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  scheitern;  hingegen  ist  cs  re  ht  wohl 
möglich,  daß  etwas  Aehnliches  im  Rahmen  der  einzelnen  Berufs- 
gruppen durch  kollektive  Vereinbarung  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern:  T a r i f v e r t r ä g e anges^ rebt  wird. 

Nach  den  amtlichen  Erhebungen  bestanden  E idc  1913  in 
Deutschland  11526  Tarifgomeinschaften,  die  158417  Betriebe 

er,  »'lie  Lebenshaltung  an  .sich,  der  Kampf  für  ihre  Hebung  und  Senkung  ist 
eigentlich  der  letzte  Regulator  der  l^ihne«.  (Die  soziale  P'rage  1918,  S.  293  bzw. 
295/'-  Das  erinnert  doch  etwas  an  Onkel  Bräsigs  Weisheit:  »Die  große  Armut 
kommt  von  der  großen  Powerteh  her.« 

9 Vgl.  darüber  meine  Schrift  »Die  f»hnl>cwegungen  der  Clewerkscluifts- 
demokratie«,  Bonn  1914,  S.  18  ff. 
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mit  mehr  als  1^/2  Millionen  beschäftigter  Personen  umfaßten.  Von 
den  Tarifverträgen,  die  1913  liefen,  waien  82,1  %,  also  mehr 
als  nach  friedlicher  Verhandlung  abgeschlossen.  Die  Ver- 
breitung der  Tarifverträge  ist  in  den  einzelnen  Gewerben  sehr 
verschieüen.  Das  poligraphische  Gewerbe  steht  so  gut  wie 
ganz  unter  ihrem  Einfluß;  dagegen  wies  1913  der  deutsche  Berg- 
bau überhaupt  keine  Tarifverträge  auf.  Sowohl  in  kleinen  wie  in 
mittleren  und  Großbetrieben  gab  es  bei  uns  schon  vor  dem  Kriege 
Tarifgemeinschaften,  doch  umfaßten  1913  die  Tarifgemeinschaf- 
ten der  Tarife  mit  mehr  als  100  Arbeitern  nur  15,8  % sämtlicher 
in  Deutschland  tariflich  gebundener  Personen 

Ein  wichtiger  Vorteil  der  Tarifverträge  ist  schon  durch  die 
äußere  Tatsache  gegeben,  daß  sie  die  Abschlüsse  der  einzelnen 
Arbeitsverträge  vereinheitlichen  und  vereinfachen  und  dabei 
das  Vertrauen  der  Arbeitei  zu  gewinnen  suchen.  Es  wurde 
schon  in  anderem  Zusammenhang  darüber  gesprochen,  daß 
die  zu  erwartenden  günstigen  Wirkungen  verbesserter  Lohn- 
methoden deshalb  ausbleiben,  weil  das  Mißtrauen  der  Arbeiter 
gegen  die  ohne  ihre  Mitwirkung  getroffenen  Abmachungen 
hemmend  wirkt.  Als  Hauptzweck  der  Tarifverträge  bezeich- 
net man  bekanntlich  ruhige  Produktionsführung  und  stabile 
Haushaltsführung  für  den  Arbeiter  während  der  Dauer  des 
Abkommens.  Aber  ist  der  Tarifvertrag  für  den  Unternehmer 
wirklich  eine  zuverlässige  feste  Basis  ? Und  ist  den  Arbeiterfamilien 
damit  geholfen,  w’’enn  zwar  der  Nominallohn  für  die  Dauer 
festbestimmt  ist,  der  Reallohn  aber,  auf  den  es  doch  ankommt, 
etwa  infolge  Aenderung  des  Geldwertes  erhebliche  Sprünge 
macht?  Jastrow  meint;  Der  Satz,  »daß  kollektive  Arbeitsver- 
träge unabdingbar  sein  müssen,  ist  wirtschaftlich  so  falsch,  daß 
das  genaue  Gegenteil  richtig  ist.  Sie  können  nur  bestehen,  wenn 
sie  — in  irgendeiner  Art  — abdingbar  sind«.  Aber  hat  dem- 
gegenüber ein  so  hervoi ragender  juristischer  Sachkenner  wie 
Sinzheimcr  nicht  Recht,  wenn  er  behauptet,  daß  diese  Fiage  der 
Abdingbarkeit  die  Frage  der  rechtlichen  Existenz  des  Tarif- 
vertrages übciliaupt  sei  ? Keineswegs  darf  man  auch  die  Be- 
deutung d(;r  ä'arifverträge  für  den  sozialen  Frieden  überschätzeiP). 

9 i>as  lut  z.  Jk  in  ganz  erlicbliclicni  Maße  Mamroth,  Gewerblicher  Kon- 
stitntionalisnnis,  Jena  Nach  ilim  besteht  die  volkswirtschaftliche  Be- 

deutung der  'Tarifverträgen  unter  anderem  darin,  daß  sie  zur  Vemiinderung  der 
Arbenitslosigkeit  und  damit  der  Armenlasteii  beitragen.  »Je  konsumfähiger  in- 
folge der  'l'arifverträge  dien  Arbeitermassen  werden,  desto  geregelter  wird  elie 
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Das  Correspondenzblatt'meinte  1905  (29.  Juli) : »Unsere  Gewerk- 
schaften und  vor  allem  ihre  leitenden  Kreise  sind  einig  in  der 
Bewertung  der  Tarifgemeinschaften  als  Werkzeuge  des  Emanzi- 
pationskampfes der  Arbeiter  auf  wirtschaftlichem  Gebiete ; 
sie  weisen  daher  auch  die  Illusion  »gewerblicher  Friedens  ver- 
trage« im  Sinne  bürgerlicher  Friedensschwärmer  zurück.« 

Unter  Umständen  können  die  Tarifverträge  Kampfverträge 
in  einem  besonderen  Sinne  sein:  Mittel,  um  die  technischen  und 
wirtschaftlichen  Produzenten,  d.  h.  Arbeiter  und  Unternehmer, 
gegen  die  Konsumenten  zu  einigen.  1905  regten  die  Arbeiter 
im  Chemigraphengewerbe  Abschluß  eines  Tarifvertrages  an.  Die 
Unternehmer  erklärten  sich  einverstanden,  schlossen  aber  gleich- 
zeitig eine  Preiskonvention.  Im  Tarifverträge  wurde  nun  die 
beiderseitige  Verpflichtung  ausgesprochen,  daß  der  Arbeiter- 
verband nur  solche  Unternehmer  mit  Arbeitern  unterstützen 
dürfe,  die  die  Preiskonvention  respektierten.  Als  Gegenleistung 
erklärten  sich  die  Unternehmer  bereit,  nur  solche  Arbeiter  zu 
beschäftigen,  die  dem  Arbeiterverbande  angehörten.  Ueber  ein 
Gegenstück  dazu  berichteten  die  Zeitungen  im  Frühjahr  1919: 
ln  der  rheinisch-westfälischen  Kohlenindustrie  hatten  die  Ar- 
beiter neue  Lohnforderungen  gestellt.  Zwischen  den  Berg- 
arbeitern und  den  Herren  vom  Kohlensyndikat  kam  nun  eine 
Verständigung  zustande,  die  dahin  ging,  daß  den  Arbeitern 
die  Lohnerhöhung  bewilligt  wurde  und  daß  dafür  die  Arbeiter 
die  Forderung  des  Syndikats  auf  Erhöhung  der  Preise  un- 
terstützten. 

Aber  auch  ohne  formelle  »Allianz«  zwischen  Unternehmern 
und  Arbeitern  sind  die  Arbeiter  in  manchen  Berufen  zuweilen 
stark  genug,  um  die  Konsumenten  hochzunehmen  Das 
kann  nicht  bloß  durch  das  rohe  Mittel  der  rücksichtslosen 
J.ohnerhöhungen  geschehen,  sondern  auch  durch  erzwungene, 
wirtschaftlich  nicht  gerechtfertigte  Beschränkung  der  Ar- 
beiterzahl, durch  Verhinderung  des  technischen  Fortschrit- 
tes, durch  Bindung  des  Unternehmeis  an  lokale  Produk- 

heimische  Produktion,  Dadurch  wird  die  Gefahr  der  Krisen  verringert«  (a.  a.  O. 
S.  90),  Das  ist  zu  optimistiscli.  Aber  es  muß  zugegeben  werden,  daß  Fe.stlegung 
von  »Normalbedingungen«  im  Tarifvertrag  unter  Umständen  ähnlich  wie 
ein  organisatorischer  Fortschritt  dahin  wirkt,  daß  das  Sozialprodukt  ver- 
mehrt wird,  womit  allerdings  ceteris  paribus  Verminderung  der  Arbeitslosigkeit 
und  der  Armenlasten  verbunden  sein  kann.  Vgl.  die  ruhig  abwägende  Be- 
trachtung V,  Zwiedinecks  (Sozialpolitik  1911,  S.  225  ff.). 
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tionsmöglichkeiten.  Um  für  das  letztere  ein  Beispiel  anzuführen: 
Ein  Solinger  Waffenfabrikant  batte  auswärts  Waffenteile  an- 
fertigen lassen.  Die  oiganisierten  Arbeitei  Organisationen  pro- 
testierten dagegen.  Es  kam  zum  Kampf  zwischen  den  beteiligten 
Organisationen,  der  vom  März  bis  Juli  1914  dauerte.  Schließlich 
einigte  man  sich  dahin,  daß  sich  die  b abrikanten  verpflichteten, 
nach  Möglichkeit  alle  Arbeiten  im  Solinger  Bezirk  anfertigen  zu 
lassen,  dafür  sollten  aber  die  Waffenarbeiter  nur  für  die  Solinger 
Waffen industrie  arbeiten.  Was  für  Unheil  durch  erzwungene 
Lohnerhöhungen  angerichtet  werden  kann,  die  nur  im  Branchen- 
interessc  erfolgen,  zeigt  die  (xegenwart  in  erschreckenden  Bildern. 

»Treiben  die  Bergleute,  die  Arbeiter  der  Kali-,  Stickstoff-,  Schwerindustrie, 
die  Transportbediensteten  Lohnschrauberei,  so  zwingen  sie  die  ,misera  contri- 
buens  plebs',  die  arme  zahlende  Masse  nicht  nur,  gemäß  der  von  ihnen  ver- 
schuldeten Preis-  bzw.  Tariferhöhung,  mehr  zu  zahlen  für  Kohle  und  damit 
für  Gas,  Elektrizität,  Wasser,  für  sämtliche  unter  Inanspruchnahme  von  Kunst- 
dünger gewonnenen  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse,  für  jede  Metallware, 
für  jede  Fahrt  auf  der  Staats-  oder  der  Stadtbahn.  Sie  zwingen  sie  auch,  mehr 
zu  zahlen  für  so  gut  wie  alles,  dessen  es  zu  des  Lebens  Nahrung  und  Notdurft 
bedarf.  Kohlen,  Kali,  Stickstoff,  Eisen,  Fracht  bilden  ja  Kostenbestandteile 
einer  Lnmenge  von  Verbrauchsdingen.  Wie  der  elektrische  Strom  von  der 
Zentrale  in  weiteste  Fernen  dringt,  so  pflanzt  sich  die  Preiswelle,  die  ein  Streik 
jener  Arbeitergruppen  auslöst,  über  zahllose  Gütergatturgen  fort.« 

Das  sind  die  Klagen,  die  Heinrich  Dietzel,  der  hervorragende 
Bonner  Nationalökonom,  in  den  Mittelpunkt  eines  Aufsatzes 
stellte,  den  er  im  April  1919  in  der  »Deutschen  Arbeit«,  dem 
wissenschaftlichen  Organ  der  christlichen  Gewerkschaften  unter 
dem  Titel:  »Ausbeutung  der  Arbeiterklasse  durch  Arbeiter- 
gruppen« veröffentlichte.  Auch  er  betont,  daß  diese  Ausbeutung 
noch  schlimmer  sei  als  die  privatkapitalistische;  »denn  das  Unter- 
nehmertum, das  damals  profitierte,  legte  doch,  wenn  auch  von 
x'iehm  durch  blöden,  fluchwürdigen  Luxus  gefehlt  wurde,  zu- 
meist Reserven  an;  während  der  'feil  des  Löhnertums,  der  heute 
den  Rahm  der  Konjunktur  abschöpft,  alles  draufzumachen 
pflegt«. 

Nur  cum  grano  salis  wird  man  daher  Brentano  zustimmen 
köruHMi,  der  behauptet,  auch  wenn  die  Lehre  richtig  wäre,  daß 
eine  J>ohne.rhöhung  in  einem  Gewerbe  nicht  möglich  sei,  ohne 
daß  (Un  Lohn  in  (‘in  m anderc'.n  Gewerbe  entsprechend  sinke,  so 
könne  doch  (Dslialb  de.ji  Arlxütern  eines  Gewerbes  von  natio- 
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nalökonomischer  Seite  nicht  zugemutet  werden,  auf  die  Be- 
nutzung günstiger  Gelegenheiten  zu  Lohnerhöhungen  zu  verzich- 
ten. Die  Nationalökonomie  setze  alle  Menschen  als  in  einem  stän- 
digen Wettbewerb  begriffen  voraus,  um  einen  möglichst  großen 
Anteil  an  dem  Gesamteinkommen  der  Nation  an  sich  zu  reißen. 
Je  größer  der  Anteil  sei,  den  der  eine  erhalte,  desto  weniger  bleibe 
notwendigerweise  einem  anderen.  So  wenig  aber  die  National- 
ökonomie einem  Unternehmer  die  Zumutung  mache,  einen  Ge- 
winn, den  er  zu  beziehen  in  der  Lage  sei,  aufzugeben,  bloß  weil 
dadurch  das  Einkommen  anderer  geringer  werde,  ebensowenig 
könne  sie  den  Arbeitern  eines  Gewerbes  die  Zumutung  machen, 
auf  ihren  hohen  Lohn  zugunsten  der  Arbeiter  anderer  Gewerbe 
zu  verzichten.  Jede  monopolistische  Ausbeutung,  mag  sie  mm 
mittels  des  Bodens,  des  Kapitals  oder  der  Arbeitskraft  vorge- 
nommen werden,  ist  sozialökonomisch  veihängnisvoll;  ganz  be- 
sonders bedenklich  ist  aber  die  Ausbeutung  der  Arbeiter  durch 
die  Arbeiter  aus  dem  von  Dietzel  mit  Recht  hervorgehobenem 
Grunde. 

Es  fragt  sich  noch,  wo  bei  monopolistischer  Beherrschung 
des  Marktes  innerhalb  einer  Branche  die  Lohngrenzen  zu  suchen 
sind.  Dabei  sind  drei  Fälle  zu  unterscheiden: 

1.  Der  A r b e i t s markt  wird  durch  die  Unternehmer  be- 
herrscht, 

2.  der  P r o d u k t markt  wird  durch  die  Unternehmer  be- 
herrscht, 

3.  der  A r b e i t s markt  wird  durch  die  Arbeiter  beherrscht. 

Der  erst(‘  Fall  wird  in  der  Praxis  sehr  selten  sein,  es  wäre 

dazu  nicht  nur  Ausschluß  der  Konkurrenz  unter  den  inländischen 
Unternehmern  nötig,  sondern  auch  Verhinderung  der  Auswande- 
rung. Wird  aber  so  der  Markt  monopolistisch  beherrscht,  so 
kann  die  Grenze  des  Lohnes  sogar  tiefer  liegen  als  das  Existenz- 
minimum, da  z B.,  'WO  die  materielle  Existenz  erst  durcl) 
(ägenes  Nebenverdienst  oder  durch  Mitverdienen  der  Familienan- 
gehörigen gesichert  wird.  Hier  die  Marktlage,  d.  h.  wirklich  freie 
Konkurrenzmöglichkeit  der  Arbeiter  und  der  Arbeitgeber  wieder- 
herzustellen,  wäre  eine  sozialwirtschaftlich  sehr  wichtige  x\iifgabe 
rler  Gewerkschaften:  sie  können  den  nicht  durch  ökonomische 
Notwendigkeiten,  sondiun  durch  soziale  Uebermacht  jnittels 
der  Ausbeutung  der  Arbeitskraft  (uzielten  »Monopolgewinn« 
des  Unternehmers  dann  für  sich  einheimscai,  wenn  sie  diese  soziah^ 
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Uebermacht  zu  ihren  Gunsten  durch  die  gewerkschaftliche  Tak- 
tik korrigieren. 

Im  zweiten  Falle  können  die  Arbeitei  eine  dauernde  und 
sichere  Erhöhung  des  Branchenlohnes  dann  erwarten,  wenn 
-sie  stark  genug  sind,  eine  Abwälzung  dei  Lohnerhöhungen  auf 
die  Konsumenten  zu  verhindern,  und  die  wirtschaftliche  Lage 
der  Unternehmungen  das  erlaubt;  denn  sonst  ist  mit  der  Gefahr 
zu  rechnen,  daß  auf  dem  Umwege  der  Arbeiterentlassung  der 
errungene  Erfolg  wieder  verloren  geht.  Es  kommt  eben  darauf 
au,  ob  es  im  konkreten  Falle  »Gewänne  an  der  Produktivitäts- 
grenze gibt,  die  als  »Puffer«  dienen  und  den  Stoß  einer  Lohn- 
erhöhung für  den  gesamten  Organismus  der  Volkswirtschaft 
abschwächen«  ^). 

Liegt  die  Uebermacht  bei  den  Arbeitern,  können  sie  also 
monopolistisch  ausbeuten,  so  wird  die  obere  Grenze  für  die 
angestrebte  Lohnsteigerung  schon  deshalb  wesentlich  höher  liegen 
als  der  Lohn,  der  bis  jetzt  den  einzelnen  Arbeitern  des  Be- 
triebes oder  der  Bemfsgruppe  bezahlt  wmrde,  weil  das  kollek- 
tive Arbeiten  viel  größeren  Nutzen  und  umgekehrt  der  kol- 
lektive Nichtarbeiter  viel  größeren  Schaden  für  den  Unter- 
nehmer mit  sich  bringt,  als  die  einzelnen  Arbeiter  schaden  oder 
nützen  können.  Nicht  von  dem  Erscheinen  des  einzelnen  Arbeiters 
an  der  Arbeitsstelle,  aber  w^ohl  von  dem  »Mitmachen«  der  Ar- 
beiterschaft hängt  es  ab,  ob  das  Kapital  nutzlos  daliegt,  ob  die 
Maschinen  verrosten,  ob  die  Konkurrenz  privatwirtschaftlich 
einen  vielleicht  nicht  wieder  einzuholenden  Vorsprung  ge- 
wännt usw . 

Die  obere  Grenze  wird  aber  schließlich  gar  nicht  mehr  be- 
stimmt durch  ökonomische  Ueberlegungen,  sondern  ganz 
durch  die  Stärke  und  Rücksichtslosigkeit  der  sozialen  Macht, 
wenn  Unternehmer  und  Arbeiter  in  einer  Branche  entweder 
jeder  für  sich  oder  beide  vereinigt  in  der  Lage  und  gewillt 
sind,  die  Existenz  ihrer  »Abnehmer«  aufs  Spiel  zu  setzen 
— oder,  wenn  mi^  dieser  Macht  die  scheinbar  unbegrenzten 
Mittel  der  Steuerzahler  eingefangen  werden  können,  was 
beim  sozialisierten  Betrieb  in  den  Bereich  der  Möglichkeit 
rückt. 


')  Schiiirij)(;t(M-:  Das  (a-iia(lj)rinzip  der  V'crtciliingstheoric,  Archiv  f.  Sozial- 
wisseiischaU  Jid.  .|2,  S.  75. 
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Beim  »sozialisierten«  Betriebe^  so  wie  man  sich  ihn  heute 
vorzustellen  pflegt,  spielt  auch  die  Kapitaldisposition  als  Re- 
gulierungsfaktor, der  je  nach  den  »Gewinnmöglichkeiten«  bald 
antreibend,  bald  hemmend  wirkt,  keine  Rolle  mehr:  Reichen 
die  erwirtschafteten  oder  aus  wirtschaftlichen  Gründen  zur  Ver- 
fügung gestellten  Mittel  nicht  mehr  aus,  so  kann  man  fiskalische 
Mittel  verwenden,  für  Lohnzahlungen  beispielsweise.  Aber  eine 
derartige  Politik  wirtschaftlicher  Desperados  muß  früher  oder 
später  zum  fürchterlichen  Zusammenbruch  führen,  dem  wieder 
der  Aufbau  auf  der  Grundlage  der  Kapitalknappheit  folgen  muß 
— sie  korrigiert  sich  also  selbst. 

Von  diesem  schlimmen  Ausnahmefall  abgesehen  hängt  das 
wirtschaftliche  Leben  der  Betriebe  von  der  Kapitalgrundlage 
ab,  die  fortwährend  ergänzt  und  erneuert  werden  muß.  »Jeder 
wirtschaftliche  Fortschritt  ist  davon  abhängig,  daß  das  Angebot 
von  Arbeitern  im  Verhältnis  zum  Angebot  von  Kapital  immer 
stärker  begrenzt  wird«  (Cassel).  Das  kann  auf  die  Dauer  in 
volkswirtschaftlich  rationeller  Weise  nur  .durch  Vermehrung 
des  Kapitals  geschehen;  die  Produktivität  der  Gesamtarbeit 
ist  die  Quelle  dafür.  Da  ist  der  Punkt,  wo  die  Brancheninter- 
essen der  Arbeiter  mit  den  Interessen  der  Gesamtarbeiterschaft 
aufs  engste  Zusammenhängen. 


23.  Kapitel. 

ErfolgsmögUchkeiten  im  Interesse  der  Gesamtarbeiterschaft. 

Den  Ehrennamen  »Arbeiter«  darf  nicht  eine  Gruppe  oder 
Klasse  für  sich  allein  in  Anspruch  nehmen.  Die  beliebte  Unter- 
scheidung zwischen  »Bürgern«  und  »Arbeitern«  läßt  sich  heut- 
zutage durch  nichts  mehr  rechtfertigen.  Ebensowenig  hat  es 
Sinn,  aus  »Arbeitern«  und  »Angestellten«  zwei  verschiedene 
Klassen  machen  zu  wollen,  nicht  mehr  jedenfalls,  als  wenn  man 
nur  die  »Gelernten«  oder  nur  die  »Ungelernten«  Arbeiter  nennen 
wollte.  Alle  diejenigen,  die  ihren  »Trieb  und  ihre  Tätigkeit  in  den 
anstrengenden  Dienst«  der  Volkswirtschaft  stellen,  müssen  in 
Betracht  gezogen  werden,  wenn  man  von  d e r Arbeit  s])riclil, 
sie  alle  muß  das  Band  einer  Interessensolidarität  umschließen 
mit  dem  Ziele,  die  G e s a m t a r b e i t , die  durch  unendlich 
zahlreiche  Fäden  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  verbunden  ist. 

25 
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SO  erfolgreich  wie  möglich  zu  gestalten.  J)azu  bedarf  es  in  (»rster 
Linie  erzieherischer  Tätigkeit. 

Nun  verdient  gerade  die  Erziehungsarbeit  der  (Gewerk- 
schaften nachdrücklich  hervorgehoben  zu  werden.  Die  Ar- 
beiterführer scheinen  mir  sehr  verständig  zu  sein,  die  di(‘  g e i- 
stigen  Werte,  welche  aus  der  Gewerkschaftsarbeit  her- 
vorgehen, weit  höher  schätzen  als  die  errungenen  materiellen 
Erfolge;  so  tut  es  z.  B.  der  christliche  Gewerkschaftsführer 
jetzige  Minister  Stegerwald:  »Viel  größer  als  die  materiellen 
Erfolge  sind  die  Erfolge  auf  kulturellem,  geistigem  Gebiete  durch 
die  Erziehungsarbeit  der  Gewerkschaften.«  (Protokoll  der  vierten 
Generalversammlung  der  christlichen  Baidiandwerker,  S(‘ite  78). 
Man  kann  es  dem  Arbeiter  Max  Lotz  schon  glauben,  wenn  er 
in  den  von  Levenstein  veröffentlichten  Arbeiterbriefen  versichert, 
daß  es  »meistens  Gewerkschaftler  christlicher  so  gut  wie  freier 
Richtung«  seien,  die  sich  von  Trunksucht  und  Ausschweifungen 
fern  hielten. 

Was  die  Gewerkschaften  im  Interesse  der  fachlichen  und 
volkswirtschaftlichen  Ausbildung  ihrer  Mitglieder  leisten  können 
und  tatsächlich  leisten,  wissen  wir  aus  früherem  Zusammenhang. 
Nicht  minder  wichtig  ist  das  Einwirken  der  Gewerkschaften  auf 
die  Gesetzgebung  und  ihre  Ausführung,  sei  es  durch  Anregung 
von  neuen  Gesetzen  zum  Schutze  und  im  Interesse  der  abhängigen 
Arbeiter,  die  sich  ihrem  Schutze  anvertraut  haben,  sei  es  durch 
Sorge  für  die  Anwendung  bestehender  Gesetze  oder  Gewährung  von 
Rechtsschutz,  insbesondere  durch  die  Errichtung  von  Arbeiter- 
sekretariaten und  Rechtsauskunftsstellen.  Durch  all  das  tragen 
die  (Gewerkschaften  in  erfreulicher  Weise  dem  Umstande  Rech- 
nung, daß  das  Menschtum  im  Arbeiter  höher  einzuschätzen  ist 
als  die  jeweils  am  »Markt«  erscheinende  »Ware«  Arbeitskraft. 
Das  muß  nicht  nur  aus  sozialethischen,  sondern  auch  aus  sozial- 
wirtschaftlichen  Gründen  geschehen.  Der  Mensch  mit  seinem 
Wollen  und  Können  ist  das  wertvollste  volkswirtschaftliche  Ak- 
tivum.  es  darf  nicht  ausgebeutet  werdcui  — was  privat- 
w i r t s ('  li  a f t 1 i c h ja  lohnend  sein  kann  — ; Ziel  der 
Volkswirtschaft  muß  es  sein,  die  geistigen  und  körperlichen 
Kräft(;  dn*  Mensch(;n  zur  höchsten  Entfaltung  zu  bringen. 
hGs  kann  also  nicht  geleugnet  werden,  daß  in  diesem  vSinne 
uns(;r(;  Gewerkschaften  (erfolgreich  sozialwirtschaftliclu'  .\r- 
b(eit  h'isten. 
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Nicht  unerwähnt  bleiben  darf  hier,  daß  durch  das 
Vorhandensein  starker  und  gut  organisierter  Verbände  auf 
beiden  Seiten  der  Kampf  viel  geordneter  wird.  Es  wäre  irrig, 
wenn  man  annehmen  wollte,  daß  heutzutage  im  allgemeinen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  sich  freundlicher  gegenüber- 
stehen als  vor  dem  Aufkommen  der  Koalition.  Die  gegenseitige 
Unfreundlichkeit  — um  ein  mildes  Wort  zu  gebrauchen  — ist 
unzweifelhaft  größer  denn  je.  Aber  man  lernte  es  in  den  letzten 
Jahren  vor  dem  Kriege  begreifen,  daß  wildes  Drauflosgehen 
einem  starken  Gegner  gegenüber  Torheit  ist.  Die  sogenannte 
Sabotage,  d.  h.  die  Wertvernichtung,  um  dem  Gegner  zu 
schaden,  ist  in  Deutschland  in  normalen  Zeiten  faktisch  so  sel- 
ten, daß  ich  sie  bei  Aufzählung  der  Kampfmittel  gar  nicht  zu 
nennen  brauchte.  Dagegen  verläuft  in  Frankreich  (ich  zitierte 
den  »Arbeitgeber«  1910  Nr.  12),  »wie  es  scheint,  kein  Streik 
mehr  ohne  Sabotage.  Exzesse  sind  dort  an  der  Tagesordnung«  1). 
Es  sei  darauf  hingewiesen,  daß  bei  uns  einige  Streikreglements 
es  den  Arbeitern  sogar  zur  Pflicht  machen,  dem  Gegner  so 
wenig  als  möglich  zu  schaden.  Volkswirtschaftliche  Werte 
sollen  nicht  unnötig  vernichtet  werden.  In  dem  Streikregle- 
ment des  Bergarbeiterverbandes  heißt  es,  daß  man 

a)  Handwerker,  die  ganz  nötige  Reparaturen  auf  dem  Werke  ausführen, 
die  auch  als  im. Interesse  der  Streikenden  liegend  angesehen  werden, 

b)  Kameraden,  die  am  Abteufen  neuer  Schächte  beteiligt  sind, 

c)  Invaliden,  die  nur  über  Tage  nebensächliche  Arbeiten  verrichten  können 
und  eventuell  Leute,  die  nur  Maschinen  bedienen,  welche  nicht  direkt  an  der 
Förderung  beteiligt  sind,  ruhig  weiter  arbeiten  lassen  soll. 

Diesen  Unterscliied  zwischen  der  deutschen  und  französischen  Arbei- 
terbewegung sucht  die  »Räte-Zeitung«  (1.  Jalirgang  Nr.  lo,  7.  Mai  1919)  fol- 
gendermaßen zu  erklären; 

»Die  Wirkung  der  Sabotage  hängt  nicht  ab  von  dem  Vorhandensein 
eines  Gesamtwillens  der  Arbeiterschaft,  sie  hängt  vielmehr  ab  von  persön- 
lichen Qualitäten  des  Satoteurs,  seinem  Verständnis  für  den  Viechanismus  des 
sabotierten  Betriebes,  seiner  persönlichen  Initiative,  seiner  Entschlußkraft, 
seiner  Fähigkeit,  die  rechten  .Mittel  im  rechten  Moment  zu  wählen.  Die 
Sabotoge  setzt  also  die  Revolutioniertheit  des  sabotierenden  Arbeiters  a 1 s 
Person  voraus.  Daher  ist  die  Sabotage  in  Deutschland  fast  unbekannt. 
Dagegen  ein  neben  dem  Streik  vielfach  geübtes  Kampfmittel  in  ckui  roman- 
tischen Ländern,  besonders  Frankreich.  Der  französische  Arbeiter  ist  revo- 
lutionär als  Person.  Für  ihn  ist  der  Kam])f  gegen  den  Kapitalismus 
ein  Kampf  um  persönliche  Lnabhängigkeit.  Der  französische  Arbeiter  hat  in 
hölierem  Vlaße  als  der  deutsche  die  F'ähigkeit  und  das  Bedürfnis,  sich  auf  sich 
selbst  gestellt  zu  wissen.  l»arum  bedarf  er  eines  Kam})lrnittels,  das  seine  per- 
sönliche Kampfstellung  gegenüber  (l<‘m  unterdrückenden  Kapital  /um  Ausdrucl^ 
bringt .« 
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Sollte  das  verständigere  Verhalten  der  deutschen  Arbeiter 
nicht  mit  darauf  zu rück/Ai führen  sein,  daß  sowohl  die  Arbei- 
ter-, wie  die  Arbeitgeberorganisationen  bei  uns  viel  fester  ge- 
fügt sind  als  in  Frankreich? 

Auch  bei  Würdigung  der  Arbeitgeberverbände  darf 
man  deren  immaterielle  Erfolge  nicht  übersehen.  Indem  die  einzel- 
nen Arbeitgeber  gezwungen  werden,  einem  Arbeitgeberverbande 
beizutreten,  stellen  sie  sich  gleichzeitig,  soweit  ihr  Verhalten 
den  Arbeitern  gegenüber  in  Betracht  kommt,  unter  die  Kontrolle 
ihrer  Kollegen;  denn  deren  Hilfe  ist  davon  abhängig  — so 
schreiben  es  ja  die  Satzungen  der  Arbeitgeberverbände  vor  — , 
daß  die  Sachlage  vorher  geprüft  wird.  Rückhaltlos  muß  zu 
dem  Zwecke  der  einzelne  Arbeitgeber  jede  Auskunft  geben. 
Ja  es  wird  ihm  sogar  in  manchen  Satzungen  zur  Pflicht  gemacht, 
den  Vertretern  des  Arbeitgeberverbandes  erforderlichenfalls 
Einblick  zu  gewähren  in  die  Lohnbücher,  in  die  Arbeitsordnung, 
ihnen  Zugang  zu  den  Arbeitsräumen  zu  gestatten.  »Unsoziales« 
Vorgehen  gegen  die  Arbeiter,  »unkollegiales«  Verhalten  dei 
Konkurrenz  gegenüber  wird  dadurch  wesentlich  erschwert. 

Ein  bemerkenswertes  Urteil  über  den  Wert  der  Arbeitgeberorganisationen 
entnehme  ich  den  Jahresberichten  der  Gewerbeaufsichtsbeamten  W’ürttembergs 
für  das  Jahr  1906 : Die  Früchte  des  Zusammenschlusses  der 
Unternehmer  machen  sich  heute  durch  eine  viel  ruhigere  und 
würdigere  Behandlung  der  Arbeiterfragen  seitens  des  ein- 
zelnen bemerkbar.  Die  Erziehungsarbeit  der  TJnternehmer- 
verbände  ist  unverkennbar.  Dadurch,  daß  alle  Streit- 
fragen eine  kollektive  Behandlung  erfahren,  werden 
sie  in  den  Gedankenkreis  eines  jeden  Verband  smitgliedes 
cingeführt;  sie.  müssen  von  ihm  innerlich  verarbeitet 
werden.  Die  verschiedenen  Gedanken  und  Anschauungen 
werden  in  gemeinsamen  Erörterungen  gewürdigt  und 
geklärt.  Der  Zwang,  sozialpolitische  Probleme  vom 
Standpunkt  der  eigenen  Interessen  durchzuarbeiten, 
s i c Ii  in  ihnen  z u r e c h t z u f i n d e n und  sie  m i t d e n Interessen 
weiterer  Kreise  in  Einklang  zu  bringen,  beseitigt 
die  Engherzigkeit,  der  man  in  Handwerkerkreisen  früher  bei  der 
Beurteilung  (i  e r Arbeiterfragen  begegnet  ist.  Jedenfalls 
hat  diese  soziale  l^iirclibildungsarbcit  der  Verbände  wesentlich  dazu  beigetrageir, 
den  friedlichen  Abschluß  von  'Pari f vertrügen  zu  erleichtern.  Als  von  besonderem 
Interesse  verdient  auch  die  ratsaclic  hervorgehoben  zu  werden,  daß  durch  die 
Unt(;rnchmerverbände  des  Handwerks  und  der  Großindustrie  der  früher  mit 
Zähigkeit  fcstgehaltcne  (riiindsatz,  nur  mit  den  einzelnen  Arbeitern  eines  Werks 
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und  nicht  mit  deren  Verbandsleitem  zu  verhandeln,  allmählich  verlassen  wird. 
Gewiß  haben  da  und  dort  die  Machtverhältnisse  der 
Kontrahenten  die  Unternehmer  gezwungen,  den  frühe- 
ren Standpunkt  aufzugeben,  aber  es  wäre  falsch,  die- 
sen sich  vollziehenden  Umschwung  in  der  Anschau- 
ung nicht  auch  höherer  sozialer  Einsicht  zuzuschrei- 
ben, die  arf  Grund  der  Erfahrungen  bei  Lohnkämpfen 
und  bei  Verhandlungen  der  Parteien  gewonnen  wor- 
den ist. 


Aber  für  den  Gewerkschaftspraktiker  treten  alle  diese  Er- 
fahrungen und  Ueberlegungen  in  den  Hintergrund  gegenüber 
dem,  was  für  ihn  das  Wesen  der  Gewerkschaftstaktik  ist: 

»Vorenthaltung  der  Arbeitskraft,  um  eine  Steigerung  ihres 
Wertes  herbeizuführen«,  so  drückt  sich  Carl  Legien,  der  allge- 
mein anerkannte  Führer  der  freien  Gewerkschaften,  in  einer 
programmatischen  Schrift  aus,  die  er  1911  über  »die  deutsche 
Gewerkschaftsbewegung«  veröffentlichte;  und  Hermann  Müller, 
der  jetzige  Minister,  wiederholt  und  unterstreicht  diesen  Satz 
in  seinem  1918  erschienenen  Büchlein:  »Karl  Marx  und  die  Ge- 
werkschaften«. Dieses  ist  also  die  Kernfrage: 

Ist  es  möglich,  daß  die  Arbeiter  durch 
den  organisierten  Kampf  gegen  das  kapi- 
talistische U nt  ernehmertum  erhöhten  An- 
teil an  den  materiellen  Leistungen  der  Ge- 
samtheit bekommen,  ohne  daß  eine  Gruppe 
der  Arbeiter  sich  auf  Kosten  einer  anderen 
Arbeitergruppe  bereichert? 

Sehen  wir,  was  die  sozialökonomische  Wissenschaft  zu  dieser 
Frage  zu  sagen  hat. 

Sehr  kennzeichnend  für  die  Zeit,  in  der  er  lebte,  ist  das, 
was  Adam  Smith  über  den  Kampf  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
im  8.  Kapitel  seiner  Untersuchung  über  den  Volksreichtum  be- 
richtet. Es  komme  manchmal  vor,  daß  die  Arbeiter  sich  zur 
Erhöhung  des  Preises  ihrer  Arbeit  koalierten.  Ihre  gewöhnlichen 
Vorwände  seien  bald  der  liohe  Preis  der  Lebensmittel,  bald  der 
große  Gewinn,  den  die  Meister  aus  ihrer  Arbeit  zögen.  Um  ihre 
Sache  zu  einer  schnellen  Entscheidung  zu  bringen,  nähmen 
sie  immer  zu  lautestem  Geschrei  ihre  Zuflucht  und  zuweilen 
zu  den  schlimmsten  Gewalttätigkeiten  und  Mißhandlungen. 
»Sie  sind  verzweifelt  und  handeln  mit  der  Torheit  und  Maß- 
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losigkeit  desperater  Menschen,  die  entweder  verhungern  oder  ihre 
Meister  durch  Schrecken  zu  sofortiger  Einwilligung  in  ihre 
Begehren  bringen  müssen.  Die  Meister  ihrerseits  erheben  bei 
solchen  Gelegenheiten  nicht  weniger  Lärm,  rufen  unaufhörlich 
nach  dem  Beistände  der  Behörden  und  verlangen  die  strikte 
Durchführung  der  Gesetze,  die  mit  so  großen  Härten  gegen 
die  Verbindungen  der  Dienstboten,  Arbeiter  und  Gesellen  ge- 
geben sind.  Demgemäß  haben  die  Arbeiter  sehr  selten  einen 
Nutzen  von  dem  Ungestüm  dieser  lärmenden  Verbindungen, 
die  teils  wegen  des  Einschreitens  der  Behörden,  teils  wegen  der 
überlegenen  Beharrlichkeit  der  Meister,  teils  weil  der  größere 
Teil  der  Arbeiter  gezwungen  ist,  sich  um  des  täglichen  Unter- 
halts willen  zu  unterwerfen,  gewöhnlich  in  nichts  anderem  als 
der  Bestrafung  oder  dem  Untergange  der  Rädelsführer  enden.« 

Weit  mehr  als  von  der  Koalition  dürfen  die  Arbeiter  nach 
Adam  Smith  davon  erwarten,  daß  der  »Mangel  an  Händen«  eine 
Konkurrenz  unter  den  Meistern  hervorruft,  die,  um  Arbeiter 
zu  erhalten,  einander  überbieten  und  so  freiwillig  die  natürliche 
Uebereinkunft  der  Meister,  den  Lohn  nicht  zu  steigern,  durch- 
brechen. »Die  Nachfrage  nach  Lohnarbeitern 
wächst  notwendig  mit  der  Zunahme  des 
Einkommens  und  Kapitals  eines  Landes  und 
kann  nicht  möglicherweise  auch  ohne  dieses 
wachsen.  Die  Zunahme  des  Einkommens  und 
Kapitals  ist  die  Zunahme  des  National- 
wohlstandes. Folglich  wächst  die  Nach- 
frage nach  Lohnarbeitern  naturgemäß  mit 
der  Zunahme  des  National  Wohlstandes  und 
kann  nicht  möglicherweise  auch  ohne  die- 
selbe wachsen.  Nicht  die  der  malige  Größe 
des  N a t i o n a 1 w o h 1 s t a n d e s , sondern  seine  be- 
ständige Zunahme  bringt  ein  Steigen  des 
A r b e i t s 1 o li  n e s hervor.«  Das  ist  im  wesentlichen  nur 
eine  F>estätigung  dessen,  was  wir  bereits  feststellen  konnten,  daß 
nicht  das  menschliche  Wollen,  nicht  die  Nachfrage  nach  irgend- 
welchen Gütern,  sondern  das  Maß  der  menschlichen  Leistungen 
die  Höhe  d(s  Soziallohnes  bestimmt. 

Nicht  länger  will  ich  hier  dabei  verweilen,  wie  Malthus, 
Ricardo  und  s])äter  namentlich  Senior,  jeder  zu  seinem  Teile 
von  iKüieji  (hsichtspunkten  aus,  die  Smithsche  Lehre  vom 
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Arbeitslohn  betrachteten,  wie  dieser  hier,  jener  dort  Aenderungen, 
Ergänzungen,  vorgeschlagen  hat.  Sie  sind  kaum  verstanden 
worden,  und  ihre  Epigonen  retteten  von  dem,  was  sie  von  den 
Vätern  ererbt  hatten,  nicht  vielmehr  als  ein  Wort,  das  auch  schon 
Smith  gebrauchte,  das  Wort  »Lohnfonds«.  Und  daraus  leiten 
sie  eine  Lohnfondstheorie  ab,  eine  kurze  Formel,  mit  der  man 
eines  der  schwierigsten  und  kompliziertesten  Probleme  der  Volks- 
wirtschaft lösen  zu  können  glaubte.  Alle  wunderbar,  einfach 
Arbeiter  zusammengenommen,  sollten  nicht  mehr  und  nicht 
weniger  als  den  vorhandenen  Lohnfonds  bekommen  können,  die 
Durchschnittshöhe  des  Arbeitslohnes  war  daher  ein  bloßes  mathe- 
matisches Rechenexempel:  Teilung  des  Lohnfonds  durch  die  Zahl 
der  Arbeiter.  Wenn  es  richtig  war,  was  die  Lohnfondstheore- 
tiker lehrten,  daß  weder  die  Kapitalisten  noch  die  Arbeiter 
etwas  an  dem  jeweilig  zur  Verfügung  stehenden  Lohnfonds 
ändern  könnten,  dann  war  es  für  die  Arbeiter  unmöglich, 
irgendeine  dauernde  Erhöhung  ihrer  Löhne  zu  erlangen,  — 
weder  durch  Zusammenschluß  noch  durch  Gewaltmaßnahmen 
noch  überhaupt  auf  eine  andere  Weise  als  durch  Beschränkung 
ihrer  Anzahl;  falls  es  ihnen  wirklich  einmal  glückte,  höhere  Ar- 
beitslöhne zu  erzwingen,  so  lag  das  einfach  daran,  daß  der 
Lohnfonds  schon  vorher  erhöht  worden  war,  und  Arbeiter  er- 
hielten daher  nur,  was  sie  ohnedies  sehr  bald  ohne  besondere  An- 
strengung durch  die  gegenseitige  Konkurrenz  der  Unternehmer 
erreicht  hätten. 

Nicht  nur  die  liberale  Nationalökonomie  lehrte  die  Nutz- 
losigkeit des  Streiks,  die  meisten  sozialistischen  Theoretiker 
— in  Frankreich  die  Fourieristen,  aber  auch  Proudhon,  in 
England  die  Oweniten  — stimmten  ihnen  darin  bei,  wenn  auch 
aus  anderen  Erwägungen  heraus.  Der  deutsche  Sozialist  Rod- 
bertus  schrieb  am  4.  August  1871  an  R.  Meyer;  »Glauben 
Sie  niclit,  daß  ich  den  Streikunsinn  billige 
und  nicht  jede  energische  Unterdrückung, 
die  das  unglückliche  Koalitionsgesctz  dem 
Staate  gegen  Ausschreitungen  noch  übrig 
läßt,  auf  das  freudigste  begrüße.  Dieses  (be- 
setz beruht  auf  einer  so  vollständigen  Verkennung  der  sozialen 
Pflichten  der  einzelnen  Klassen  der  Gesellschaft,  daß  man  nach 
hundert  Jahren  die  Gesetzgebung  für  verrückt  halten  wird,  welche 
die  Einstellung  von  Dienstleistungen  g(‘statt(‘te,  die  zum  Leben 


392 


Erfolgsmoglichkeitcn  iin  Interesse  rier  Gesaintarbeiterschnft. 


des  sozialen  Körpers  notwendig  sind.  Dieses  Gesetz  ist  in  der 
Tat  die  höchste  Ausgeburt  des  Individualismus.  Freilich  hätte 
und  hat  der  Staat  die  Pflicht,  dafür  zu  sorgen,  daß  die  ziemlich 
leere  und  nur  erst  formale  Rechtssphäre  des  Arbtäters  mit  mehr 
materiellem,  geistigem  und  ethischem  Inhalt  ausgefüllt  werde. 
Aber  dieser  Pflicht  entspricht  auch  das  Recht,  di(‘  arbeittmden 
Klassen  zur  Erfüllung  ihrer  sozialen  Pflicht  anzuhalten.  Indessen 
weil  der  Staat  jene  seine  erste  Pflicht  noch  vorläufig  zu  (erfüllen 
versäumte,  deshalb  auch  noch  dieses  sein  Recht  der  verabsäum- 
ten Pflicht  hinterherzuwerfen  — ist  ein  sehr  von  Gott  verlassenes 
Tun.«  Und  an  anderer  Stelle  spricht  Rodbertus  seine'  Ueberzeu- 
gung  dahin  aus,  daß  der  Streik  nicht  imstande  sei,  die  Löhne 
auf  die  Dauer  wesentlich  über  das  Unterhaltsminimum  zu  er- 
höhen. Er  könne  sehr  oft  nicht  einmal  dessen  Fallen  unter  das 
Unterhaltsminimum  verhindern.  Auch  ständen  seine  Kosten 
in  den  überwiegenden  Fällen  in  keinem  Verhältnis  zu  dem  er- 
zielten Vorteil. 

Von  besonderem  Interesse  ist  es,  die  Meinung  von  Carl 
Marx,  über  die  Frage,  die  uns  hier  interessiert,  zu  hören.  Er 
hat  sich  namentlich  in  seiner  gegen  Proudhon  gerichteten 
Schrift:  Das  Elend  der  Philosophie  (II.  Kapitel  § 5)  darüber 
ausgesprochen.  Proudhon  bekämpfte  die  Arbeitseinstellungen, 
weil  die  Arbeiter  mit  einer  erzwungenen  Lohnerhöhung  doch 
nur  eine  Teuerung  erreichten.  Marx  antwortet:  »Erstens  gibt 
es  keine  allgemeine  Verteuerung.  Wenn  der  Preis  aller  Dinge 
gleichzeitig  mit  dem  Lohne  um  das  Doppelte  steigt,  so  ist  das 
keine  Veränderung  in  den  Preisen,  sondern  eine  Veränderung 
in  den  Ausdrücken.  Ferner  kann  eine  allgemeine  Steigerung 
der  Löhne  niemals  eine  mehr  oder  minder  allgemeine  Verteuerung 
der  Waren  herbeiführen.  In  der  Tat,  wenn  alle  Industrien  die 
gleiche  Anzahl  Arbeiter  im  Verhältnis  zum  fixen  Kapital  be- 
schäftigen, so  würde  eine  allgemeine  Steigerung  der  Löhne 
(iin  allgemeines  Sinken  der  Profite  bewirken  und  der  Marktpreis 
der  Waren  keine  Veränderung  erleiden.«  Selbst  wenn  man  in 
diesen  Owägungen  eine  hinreichende  Kritik  der  Begrün- 
d u n g seluin  wollte,  die  Proudhon  seiner  Behauptung  mit  auf 
d(in  W(;g  gab,  so  ist  damit  doch  noch  nicht  eine  klare  Antwort 
iuif  di(i  uns  interessierende  Frage:  Kann  d('r  Streik  den  Sozial- 
l(»hn  (irhöhen  ? geg(;ben ; man  sucht  sic  auch  sonst  bei  Marx 
vergebens.  Ihitw(;d(‘r  w(äl  er  diese  Frage  von  seinem  Standpunkt 
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aus  für  weniger  wichtig  hält,  oder  weil  es  ihm  diplomatischer 
zu  sein  scheint,  dieser  Frage  auszuweichen.  Statt  dessen  rückt 
er  die  ganz  andere  Frage  in  den  Vordergrund:  Wie  wirkt  der 
Streik  auf  die  soziale  Entwicklung  ein  ? Dabei  betont  er,  daß 
er  nicht  nur  die  soziale  und  politische  Reife  der  Arbeiter  fördere, 
sie  fähiger  mache  zu  den  großen  Emanzipationskämpfen,  sondern 
daß  durch  den  Kampf  zwischen  Kapital  und  Arbeit  indirekt  auch 
die  technische  Entwicklung  gefördert  werde.  »Hätten  Ge- 
werkschaften und  Streiks  keine  andere  Wirkung  als  die,  mechani- 
sche Erfindungen  gegen  sich  wachzurufen,  schon  dadurch  hätten 
sie  einen  ungeheuren  Einfluß  auf  die  Entwicklung  der  Industrie 
ausgeübt.«  Im  ganzen  scheint  ihm  aber  der  wirtschaftliche  Kampf 
der  Gewerkschaften  nicht  mehr  zu  sein  als  ein  Vorspiel.  Die 
allgemeine  Neugestaltung  erwartet  er  jedenfalls  nicht  von  dem 
Vorgehen  der  Gewerkschaften,  nur  als  »Kriegsschule«  sind  sie 
ihm  lieb  und  wert;  »in  Preußen  und  Deutschland«,  so  schrieb 
Marx  1865  an  Schweitzer,  »ist  das  Koalitionsrecht  ein  Durchbre- 
chen der  Polizeiherrschaft  und  des  Bürokratismus 

kurz,  es  ist  eine  Maßregel  zur  Mündigmachung  der  Untertanen«. 

Deutlicher  als  Marx  spricht  Engels  es  aus,  vde  wenig  von  den 
Gewerkschaften  auf  die  Dauer  für  Förderung  der  materiellen 
Lage  der  Arbeiter  zu  erwarten  sei.  »Die  Geschichte  dieser  Ver- 
bindungen«, so  sagt  er  in  seiner  Schrift  über  »Die  Lage  der  ar- 
beitenden Klassen  in  England«  (1845,  S.  262),  ist  eine  lange  Reihe 
von  Niederlagen  der  Arbeiter,  unterbrochen  von  wenigen  ein- 
zelnen Siegen.  Es  ist  natürlich,  daß  alle  diese 
A n s t r e n g u n g (Ml  das  G e s e t z der  O e k o n o m i e 
nicht  ändern  können,  daß  sich  der  Lohn 
durch  das  V e r h ä 1 t n i s d e r Nachfrage  zum 
Angebot  im  Arbeitsmarkte  richtet.  Daher  sind 
diese  Verbindungen  gegen  alle  großen  Ursachen,  die  auf 
dieses  Verhältnis  wirken,  ohnmächtig.  In  einer  Handelskrisis 
muß  die  Assoziation  den  Lohn  selbst  herabsetzen  oder  sich  gänz- 
lich auflösen,  und  bei  einer  bedeutenden  Steigerung  der  Nachfrage 
nach  Arbeit  kann  sie  den  Lohn  nicht  höher  stellen,  als  es  ohnehin 
von  selbst  durch  die  Konkurrenz  der  Kaj)italisten  geschehen 
würde.  Aber  gegen  kleinere,  einzeln  wirkende  Ursachen  sind  sie 
allerdings  mächtig.  Hätte  der  Fabrikant  von  den  Arbeitern  keine 
konzentrierte,  massenhafte  Opposition  zu  erwarten,  so  würde 
(•r  um  seines  Nutzens  willen  allmählich  den  Lohn  immer  mehr 
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und  mehr  drücken.  Der  Kampf  der  Konkurrenz,  den  er  gegen 
die  anderen  Fabrikanten  zu  bestehen  hat,  würde  ihn  sogar 
dazu  zwingen,  und  der  Lohn  bald  auf  sein  Minimum  sinken.  Diese 
Konkurrenz  der  Fabrikanten  unter  sich  wird  aber  in  Durchschnitts- 
Verhältnissen  allerdings  durch  die  Opposition  der  Arbeiter  ge- 
hemmt. Jeder  Fabrikant  weif3,  daß  die  Folge  einer  nicht 
durch  Umstände,  denen  auch  seine  Konkur- 
renten unterworfen  sind,  gerechtfertigten 
Lohnverkürzung  ein  Streik  sein  würde,  der  ihm  sicher  Schaden 
bringt,  weil  sein  Kapital  für  die  Dauer  desselben  müßig  stehen, 
seine  Maschinerie  verrosten  würde,  während  er  in  einem  solchen 
Falle  allerdings  noch  sehr  ungewiß  ist,  ob  er  seine  Lohnverkürzung 
durchsetzt,  und  er  die  Gewißheit  hat,  daß,  sowie  sie  ihm  gelingt, 
seine  Konkurrenten  ihm  folgen,  die  Preise  des  Fabrikats  drücken 
und  ihm  dadurch  den  Nutzen  derselben  wieder  entziehen  werden. 
Dann  bringen  die  Verbindungen  allerdings  öfter  eine  schnellere 
Erhöhung  des  Lohnes  nach  einer  Krisis  hervor,  als  diese  sonst  ein- 
treten  würde;  der  Fabrikant  hat  ja  das  Interesse,  den  Lohn 
nicht  früher  zu  erhöhen,  als  die  Konkurrenz  seiner  Mitfabrikanten 
ihn  dazu  zwingt,  während  jetzt  die  Arbeiter  selbst  einen  höheren 
Lohn  fordern,  wenn  der  Markt  sich  bessert  und  sie  den  Fabri- 
kanten unter  solchen  Umständen  wegen  geringerer  Auswahl 
von  Arbeitern  oft  durch  eine  Arbeitseinstellung  zur  Lohnerhöhung 
zwingen  können.  Aber,  wie  gesagt,  gegen  bedeutendere  Ur- 
sachen, die  den  Arbeitsmarkt  verändern,  sind  die  Verbindungen 
wirkungslos.«  An  einer  anderen  Stelle  versichert  übrigens  Engels 
(S.  265) : »Daß  diese  Verbindungen  sehr  dazu  beitragen,  den 
Haß  und  die  Erbitterung  der  Arbeiter  gegen  die  besitzenden 
Klassen  zu  nähren,  braucht  wohl  nicht  erst  gesagt  zu  werden.« 

Während  Marx  und  Engels  in  ihrer  Theorie  den  Gewerk- 
schaften noch  eine  Tür  offen  lassen,  durch  die  sie  ins  Freie  eilen 
können,  war  auf  Grund  der  Lohnfondstheorie,  namentlich  in 
der  Form,  wie  sie  popularisiert  wurde,  eine  Existenzberechti- 
gung für  die  Trade- Unions  eigentlich  nicht  mehr  vorhanden. 
Ab(;i-  grade  die  Uebertreibungen  der  Lohnfondstheoretiker 
führten  zu  ihr(;m  Sturze.  Die  'Patsachen  sprachen  seit  der  Mitte 
de.';  18.  jahrluinderts,  namentlicli  in  England,  zu  laut  gegen  die 
Jx‘hr(i,  (laß  (iS  unmöglich  sei,  vermittels  der  Gewerkschaften  einen 
h()lier(‘n  Lolm  zu  (uzwingen,  als  deren  Mitglieder  durch  die  freie 
Koiikurnuiz  ganz  von  selbst  erhalten  hätten.  Theoretisch  hatte 
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schon  1832  Hermann  in  seinen  »Staatswissenschaftlichen  Unter- 
suchungen« die  Unhaltbarkeit  der  nachklassischen  Lohnfonds- 
theorie nachgewiesen.  Noch  gründlicher  erkannte  deren  Irr- 
tümer  die  tiefgehende  Arbeit  des  englischen  Advokaten  Francis 
D.  Longe,  die  1866  veröffentlicht  wurde  und  sich  ausdrücklich 
gegen  die  damaligen  Hauptvertreter  • der  Lohnfond stheorie, 
John  Stuart  Mill  und  Fawcett,  richtete.  Longe  fand  ebenso 
wie  Hermann  keine  große  Beachtung,  um  so  mehr  dagegen  ein 
viel  weniger  gründlicher,  manchmal  recht  oberflächlicher  Denker, 
der  es  nicht  einmal  verstand,  privatwirtschaftliche  und  volks- 
wirtschaftliche Erscheinungen  auseinanderzuhalten:  Thornton, 
»Die  Arbeit,  ihre  unberechtigten  Ansprüche  und  ihre  berechtigten 
Forderungen,  ihre  wirkliche  Gegenwart,  ihre  mögliche  Zukunft« 
(London  1866,  deutsch  von  Schramm  1870).  Abgesehen  davon, 
daß  die  Tatsachen  den  Gegnern  der  Lohnfondstheorie  Recht  zu 
geben  schienen,  erklärt  sich  der  große  Erfolg  der  Thorntonschen 
Arbeit  daraus,  daß  sein  Freund,  der  damals  auf  der  Höhe  seines 
Ruhmes  stehende  John  Stuart  Mill  Thornton  gegenüber  sein  »pec- 
cavi«  aussprach,  seine  eigene  Lohnfondstheorie  aufgab  und  dieje- 
nige Thorntons  akzeptierte.  Brentano  hat  übrigens  ganz  recht, 
wenn  er  die  Theorie  Thorntons  nur  eine  andere  Form  der  alten 
Lehre,  eine  neue  Lohnfondstheorie  nennt ; denn  — ich  gebrauche 
Brentanos  eigene  Worte  — »bei  dieser  neuen  Lohnfondstheorie 
begegenen  wir,  wie  bei  der  alten,  einem  festen  Betrag,  der  jeder 
Lohnerhöhung  im  Wege  steht,  nur  ist  es  jetzt  ein  feststehender 
Betrag  von  Einkommen,  den  das  Publikum  auf  den  Einkauf  von 
Waren  und  Produkten  aller  Art  verwendet,  und  früher  war  es  ein 
feststehender  Betrag  von  Kapital,  der  unter  die  Arbeiter  zur  Ver- 
teilung kam.  In  der  Wirkung  sind  aber  beide  Lehren  identisch. 
Nach  der  neuen  wie  nach  der  alten  ist  keine  Lohnerhöhung  in 
einem  Gewerbe  möglich,  ohne  daß  der  Lohn  in  einem  anderen 
Gewerbe  um  so  viel  sinken  muß,  um  wie  viel  er  in  dem  ersten 
gestiegen  ist.« 

Tiefer  greifend  und  folgerichtiger  als  Thornton  hat 
Brentano  namentlich  in  seinem  berühmten  Aufsatze  in  den 
Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  die  Lehre  von  den  Lohn- 
steigerungen zu  fördern  versucht.  Als  das  geschah  (1871),  war 
niemand  besser  dazu  in  der  Lage  als  Brentano;  er  kannte  nicht 
nur  die  deutsche  und  ausländische,  namentlicli  die  englische, 
theoretische  Literatur  gründlicher  als  irgendein  anderer,  er 
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hatte  eben  auch  erst  eingehende  Studien  üb(‘r  das  britisclu! 
Gewerkvereinswesen  beendet,  und  zudem  war  vv  nacli  seiner 
ganzen  Veranlagung  hervorragend  befähigt,  an  der  Jäisung 
eines  Problems  zu  arbeiten,  das  nur  dem  Erfolg  versprach,  der 
es  verstand,  große  Abstraktionsfähigkeit  und  scharfen  Blick 
für  die  Tatsachen  des  praktischen  Lebens  zu  vereinen. 

Brentano  kam  auf  Grund  seiner  Lohntheorie  zu  folgen- 
dem für  unsere  Untersuchung  wichtigen  Ergebnis:  »h'  s liegt 
also  wohl  in  der  Macht  der  Koalition  der 
Arbeiter  einzelner  Gewerbe,  ihren  Lohn 
und  damit  de  n 1)  u r c h s c h n i t t s 1 o h n aller  A r- 
beiter  zu  erhöhen;  denn  die  K o s t n dieser 
künstlichen  Lohnerhöhung  fallen  den  Ar- 
beitern keines  (f  e w e r b e s zur  La  s-t,  sie  wer- 
den von  den  übrigen  (x  e s e 1 1 s c h a f t s k 1 a s s e n 
außer  den  Arbeitern  getragen.  Bleibt  auch 
das  Geldeinkommen  derselben  trotz  der 
Lohnerhöhung  oft  unverändert,  so  wird 
doch  durch  die  von  der  Lohnerhöhung  her- 
vorgerufene Preiserhöhung  der  Güter  ihr 
Sachein  kommen  geschmälert,  und  um  den 
Betrag  dieser  Minderung  wächst  das  Sach- 
einkommen der  Arbeiter.  Indem  die  Ar- 
beiter durch  die  Koalition  einen  größeren 
Teil  des  Gesamteinkommens  ihrer  Nation 
erhalten,  bewirken  dieselben  Maßnahmen 
eine  gleichmäßigere  Verteilung  dieses  Ein- 
komme, ns  unter  sämtlichen  Mitgliedern  der 
Nation«^). 

Um  seinen  Standpunkt  zu  verteidigen,  geht  Brentano 
davon  aus,  daß  dann,  wenn  in  einem  Gewerbe  infolge  der  Ar- 
beiterkoalition der  Lohn  erhöht  werde,  die  Unternehmer  des 
betreffenden  Gewerbes  zunächst  durch  die  Erhöhung  der  Preise 
ihrer  Produkte  sich  schadlos  zu  halten  versuchten.  Hier  seien 
nun  verschiedene  Fälle  möglich; 

1 . 1 ) i c ausländische  Konkurrenz  gestat- 
tet (H  n e solche  K r h ö h u n g d e r P r e i s e nicht: 
»ln  allen  solchen  Gewerben«,  meint  Brantano,  »wirkt  eine  Lohn- 
erli()himg  wie  eine  Beseitigung  des  Schutzzolles.  Die  Einfuhr 

')  Zcilschrift  für  die  gcsaiutc  Staatswissonscliall,  187O,  S.  477. 
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fremder  Produkte  tritt  an  die  Stelle  des  Konsums  der  heimi- 
schen Erzeugnisse.  Die  heimischen  Kapitalien  oder  Arbeits- 
kräfte wenden  sich  anderen  Erwerbszweigen  zu.  Und  gerade  die 
Einfuhr  fremder  Produkte  ruft  auf  die  Dauer  eine  größere  Nach- 
frage nach  den  Erzeugnissen  anderer  heimischer  Erwerbszwecke 
hervor.«  Nehmen  wir  das  Beispiel,  das  Brentano  selbst  anführt: 
Angenommen,  die  englischen  Pächter  suchten  sich  durch  Er- 
höhung des  Getreidepreises  schadlos  zu  halten  für  ihre  durch 
die  Koalition  der  ländlichen  Arbeiter  erhöhten  Produktions- 
kosten. Das  ist  nach  Brentano  deshalb  nicht  möglich,  weil 
sich  nunmehr  die  englische  Nachfrage  zum  Teil  nach  dem  Aus- 
lande wenden  würde.  Die  ausländische  Konkurrenz  würde 
eine  Steigerung  der  Preise  infolgedessen  verhindern.  Sie  würde 
bewirken,  daß  die  schlechtesten  bis  dahin  noch  angebauten 
Ländereien  nunmehr  brach  liegen  bleiben.  Nun  müßte  aller- 
dings ein  Teil  der  bisher  im  Landbau  beschäftigten  englischen 
Arbeiter  anderswo  verwendet  werden.  Das  sei  leicht  möglich; 
denn  die  Mehreinfuhr  von  Getreide  müsse  doch  bezahlt  werden 
mit  einer  Mehrausfuhr  von  Produkten.  Im  internationalen  Han- 
del würden  bekanntlich  schließlich  nur  Waren  gegen  Waren  aus- 
getauscht, und  um  dies  Mehr  erzeugen  zu  können,  würden  mehr 
Arbeiter  verwendet.  Dem  Minus  an  Beschäftigung  in  der  Land- 
wirtschaft entspreche  ein  Plus  an  Beschäftigung  in  der  Industrie, 
abgesehen  davon,  daß  auch  das  Ausland  für  die  Erweiterung 
seines  Landbaues  mehr  Arbeiter  anstellen  müsse.  Im  Landbau. 
wälze  also  das  Unternehmerkapital  mit  Hilfe  der  ausländischen 
Konkurrenz  den  durch  Lohnerhöhung  entstandenen  Verlust 
auf  die  Grundrente  ab.  In  anderen  Gewerben  ziehe  sich  das 
Unternehmerkapital  ganz  oder  teilweise  zurück,  um  in  anderen 
Industriezweigen,  die  den  gewöhnlichen  Gewinn  noch  abwerfen, 
Anlage  zu  suchen. 

2.  Indessen  viel  zahlreicher  seien  die  Ge- 
werbe, die  nicht  einer  solchen  d i'  o h e n d e n 
K(>nkurrenz  seitens  des  Auslandes  ausge- 
setzt seien.  Das  seien  einmal  die  Gewerbe,  die  eine  Art 
von  lokalem  Monopol  besäßen,  Baugewerbe,  Bäcker,  Fleischer 
usw.  und  sodann  die  (bewerbe,  die  zwar  d(‘r  Konkurrenz  anderer 
Länder  ausgesetzt  seien,  die  aber  ein  bedeutendes  Ueber- 
gewiclit  gegen  die  Gewerbe  des  Auslandes  behaupteten.  »I  n 
allen  solchen  Industrien  k ö n n e n d i ('.  U n t e r- 
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II  e h in  e r sich  durch  t‘  i n e Preissteigerung  für 
jede  Aufbesserung  der  Löhne  sc  h a d I o s h a 1- 
t e n , d i nicht  so  g r o 13  ist,  daß  dadurch  die 
einheimischen  r e i s e die  H ö li  (‘  der  a u s- 

ländischen  e r r e i c li  e n . « 

Sehen  wir  uns  zunäclist  das  Argument  Nr.  i etwas  genauer 
an.  Ich  will  keinen  entscheidenden  Wert  legen  auf  die  praktisch 
unmöglichen  Konsequenzen  der  Theorie:  Im  Textilgewerbe 
wird  z.  B.  infolge  eines  Streiks  der  Lohn  um  50  % erhöht.  Die 
Unteinehmer  versuchen  den  Preis  entsprechend  in  die  Höhe 
zu  setzen.  Sie  würden  sehen,  daß  das  nicht  ginge,  weil  das  Aus- 
land dann  billiger  zu  liefern  imstande  wäre.  Das  Unternehmer- 
kapital zieht  sich  also  von  diesem  Gewerbe  zurück,  etwa  zur  Klein- 
eisenindustrie. Auch  da  erringen  die  stark  organisierten  Ar- 
beiter eine  ähnlich  große  Erhöhung  ihrer  Löhne:  genau  die- 
selbe Wirkung,  und  so  fort,  bis  schließlich  der  größte  Teil  der 
heimischen  Volkswirtschaft  ruiniert  sein  würde  i).  Ein  schwacher 
Trost  ist  es  dabei,  wenn  man  mit  Brentano  versichert,  daß 
hohe  Löhne  günstig  wirken,  indem  sie  ähnlich  wie  die  Handels- 
freiheit das  Kapital  zwingen,  sich  denjenigen  Gewerben  zuzu- 
wenden, welche  am  meisten  durch  die  Landesverhältnisse  be- 
günstigt sind.  Endlich  will  ich  auch  übergehen,  daß  die  hier  an- 
genommenen Kapital  Verschiebungen  in  der  Produktion  nicht 
so  »mechanisch«  vor  sich  gegen,  wie  man  sich  das  wohl  denken 
kann;  jede  derartige  Uebertragung  ist  mit  empfindlichen  und 
dauernden  Wert  Verlusten  verbunden.  Entscheidend  ist  aber, 
daß  Brentano  in  seiner  Argumentation  ein  wesentliches  Moment 
übersehen  hat.  Das  Ausland  wird  nur  dann  mehr  Ware  an  das 
Inkind  liefern  und  mehr  Ware  von  dem  Inland  nehmen,  wenn 
(iS  dadurch  bessere  Geschäfte  macht  als  bisher.  Zu  der  Zeit, 
wo  di('  englischen  Landarbeiter  durch  ihre  höheren  Löhne  die 
(uiglischen  Konsumenten  indirekt  zwingen,  ihren  Bedarf  teil- 
w<use  im  Auslamh'  zu  (Urkeii.  liatte  das  Ausland  für  sein  Ge- 

‘)  1'.  Silbcrstcin  meint  in  seiner  lk)uiicr  Doktordisserlation  »l>)gmatische 
iiml  systemalisciu;  VcMsuclve  zur  1 .olintheovie«  (H)i2,  S.  roO),  dieses  Argument 
lasse;  sieh  eh(,*r  für  Urenlano,  als  gegtm  ihn  ver\v(Mid('n.  Der  für  möglich  gehal- 
tene Knin  d(;r  Volkswirtschaft  sei  (dne  »Schimäre^;  »Ruin  der  Volkswiidschaft, 
«las  liiede  Knill  dtjs  Kapitals,  mul  l\uin  des  Kapitals  geht  wider  die  Interessen 
il(;r  Kapilalisteji«.  |a,  wenin  eUn*  gute  Wilh*  der  Kapitalisten,  den  Ruin  fern  zu 
haltern,  genügem  würde-,  «lann  keainteii  wir  auch  lientzniage-  beruhigt  in  die  Zn- 
luinlt  e;he-n. 
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treide  schon  einen  gesicherten  Absatzmarkt,  und  es  hatte  auch 
seinen  Bedarf  an  Industrieprodukten  gedeckt.  Es  wird  sich 
nur  dann  zu  einer  Aenderung  in  seinem  Angebote  und  in  seiner 
Nachfrage  herbeilassen,  wenn  es  für  das  Getreide  einen  höheren 
Preis  erlangt,  als  ihm  sonst  geboten  würde,  und  wenn  es  die 
englischen  Industrieprodukte  billiger  bekäme,  als  es  sie  bislang 
bezog.  Das  Steigen  der  Getreidepreise  wird  zur  Folge  haben, 
daß  im  allgemeinen  weniger  konsumiert  wird,  also  auch  weniger 
Arbeitskraft  als  vorher  im  Landbau  erforderlich  sein  wird.  Mit 
dem  Aus  wandern  überschüssiger  Arbeitskräfte  aus  England 
— was  auch  ohnedies  'wiederum  theoretisch  zwar  leicht  denkbar, 
praktisch  aber  schwer  ausführbar  sein  würde  — wäre  es  also 
nichts.  Im  Inlande  hingegen  ist  man  gezwungen,  um  das  Mehr 
an  Brot  bezahlen  zu  können,  billigere  Industrieprodukte  an  das 
Ausland  zu  liefern.  Diese  kann  man  nur  dadurch  liefern,  daß 
man  den  Lohn  der  Industriearbeiter  drückt.  Die  Landarbeiter 
haben  infolge  ihrer  Zwangsmaßnahmen  ihren  Lohn  also  erhöht  auf 
Kosten  anderer  inländischer  Kollegen:  derjenigen  Landarbeiter, 
die  nicht  mehr  im  Landbau  beschäftigt  werden  können,  und  der- 
jenigen Industriearbeiter,  die  mit  dafür  sorgen  müssen,  daß  das 
Ausland  gewillt  wird,  einen  Teil  seines  Getreides  gegen  englische 
Industrieprodukte  einzutauschen.  Selbstverständlich  gilt  diese 
Ueberlegung  nur  unter  der  Voraussetzung,  daß  die  übrigen  Um- 
stände gleich  bleiben.  Ein  anderes  Resultat  ergibt 
sich  natürlich,  wenn  im  Anschlüsse  an  die 
Lohnsteigerungen  eine  zweckmäßigere  Or- 
ganisation der  internationalen  Arbeitstei- 
lung vorgenommen  und  dadurch  eine  Pro- 
duktivitätssteigerung erreicht  wird.  Ein  ur- 
sächlicher Zusammenhang  zwischen  der  Lohnsteigerung  und 
diesem  wirtschaftlichen  Fortschritt  besteht  nicht,  ein  post  hoc 
ist  noch  kein  propter  hoc.  Wenn  auch  erzwungene  Lohnsteige- 
rungen indirekt  Produktivitätssteigerungen  anregen  können,  wie 
noch  des  Näheren  darzutun  ist. 

Gegen  das  Argument  Nr.  2 macht  Brentano  selbst  zwei 
Ihnwendungen : 

I.  Die  erste  Einwendung  hat  Thornton  formuliert.  Sie 
charakterisiert  wieder  recht  gut  die  Oberflächlichkeit  diesem 
.Viitors.  Er  sagt  nämlich,  das  Einkommen  der  Konsumenten, 
das  /um  Einkauf  von  Waren  vei fügbar  wäre,  sei  ein  bestimmtes. 
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Würden  infolge  einer  Lohnerhöhung  die  Iheise  der  Ihodiiktt; 
eines  Gewerbes  erhöht,  so  bleibe  daher  dem  Konsumenten  weniger 
Geld  zum  Ankauf  der  Produkte'  anderer  Gewerbe,  und  somit 
bleibe  auch  weniger  zur  Löhnung  der  Arbeiter  dieser  Gewerbe 
Um  den  Betrag,  um  den  der  Lohn  der  koalierten  Arbeiter  er- 
höht worden  sei,  müsse  der  Lohn  der  Arbeiter  anderer  (jcwerbc“ 
sinken.  Es  sei  demnach  unmöglich,  durch  Koalition  den  Durch- 
schnittslohn der  Arbeiter  zu  steigern.  Durchaus  richtig  erwidert 
darauf  Brentano:  Das  stimme  zwar,  daß  ein  Konsument,  je 
mehr  er  für  eine  Art  von  Erzeugnissen  zahlen  müsse,  desto 
weniger  für  alle  anderen  Erzeugnisse  übrig  behalte.  Allein 
völlig  verkehrt  sei  es,  hieraus  zu  schließen,  daß  infolge  einer  durch 
Lohnerhöhung  hervorgerufenen  Preissteigerung  gewisser  Waren 
eine  Abnahme  im  Gesamtbegehr  nach  anderen  Waren  eintreten 
würde.  Wenn  A bisher  300  einnahm  und  davon  100  dem  B für 
dessen  Piodukte  bezahlte,  so  blieben  ihm  200  für  die  Produkte 
des  C und  D.  Steigert  nun  B seine  Preise,  so  daß  A lür  dieselbe 
Warenmenge  wie  früher  ihm  150  geben  müsse,  so  bleiben  dem 
A allerdings  nur  mehr  150  für  die  Waren  des  C und  D.  Allein  an 
die  Stelle  seiner  Nachfrage  nach  den  Produkten  des  C und  D 
trete  die  um  50  gesteigerte  Nachfrage  des  B.  Die  Grenze  der 
Gesamtnachfrage  nach  Waren  bleibe  also  gänzlich  unverändert. 

2.  Viel  beachtenswerter  ist  der  zweite  Einwand,  der  Vorteil 
von  Lohnerhöhungen  sei  für  die  Arbeiter  selbst  illusorisch  durch 
die  Preiserhöhung  der  Waren;  denn 

a)  die  Arbeiter  würden  als  Konsumenten  selbst  gezwungen 
sein,  höhere  Preise  zu  zahlen, 

b)  die  Nichtarbeiter  würden,  anstatt  infolge  der  höheren 
Preise  ihren  Konsum  zu  beschränken,  jene  höheren  Preise  auf 
Kosten  der  Ersparnisse,  die  sie  sonst  gemacht  hätten,  bestreiten, 
und  die  Folge  wäre  eine  relative  Abnahme  der  Kapitalisationsfort- 
schritte,  was  natürlich  eine  Abnahme  der  zukünftigen  Nachfrage 
nach  Arbeit,  also  eine  Verschlechterung  der  materiellen  Lage 
der  Arbeiter  in  der  Zukunft  bewirken  würde. 

ad  a)  rejüiziert  Brentano,  dieser  Einwand  wäre  nur  dann 
riciitig,  wenn  es  die  Arbeiter  allein  wären,  die  die  betreffenden 
Gütin*  kaiift(‘n.  Um  sich  die  Schwäche  dieses  Gegenargumentes  klar 
zu  inacluai,  ist  nötig,  daran  zu  erinnern,  daß  die  weit  überwiegende 
.W'lirzali!  (ha'  Slr<‘iks  (h'wcabe  trifft,  die  unentbehrliche  Lebens- 
od(‘r  Ih'oduki  io)isb('(lürfniss(‘  (Wolmung,  Kleidung,  Nahrung 
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einerseits,  Kohlen,  elektrische  Energie,  Transportleistungen  an- 
derseits) befriedigen.  Nun  ist  es  ja  richtig,  daß  auch  die  Nicht- 
arbeiter Wohnungen,  Kleider,  zubereitete  Nahrungsmittel  haben 
müssen;  aber  das  Gesamtbedürfnis  der  reicheren  Leute  an  volks- 
wirtschaftlichen Gütern,  die  durch  die  Streikerfolge  verteuert 
worden  sind  und  fortdauernd  verteuert  werden,  beträgt  infolge 
ihrer  geringen  Gesamtzahl  nur  einen  sehr  kleinen  Bruchteil  der 
Gesamtbedürfnisse  der  sozial  abhängigen  Arbeiterschichten 
(Land-,  Industrie- Arbeit  er,  kleinere,  mittlere  Beamte  usw.). 
Also  würden  die  Folgen  der  durch  Streik  erzwungenen  Lohner- 
höhungen die  breite  Masse  der  Bevölkerung  ungleich 
schwerer  treffen  als  die  Reichen. 

Wichtiger  ist  es  noch,  die  Position  b)  des  zweiten'  Argu- 
ments genauer  zu  betrachten.  Brentano  führt  aus,  es  sei  zwar 
gewiß,  daß  die  Arbeiter  ihr  erlangtes  größeres  Einkommen 
zunächst  zwecks  Vergrößerung  ihres  Konsums  ausgeben  würden, 
aber  einen  Teil  des  größeren  Einkommens  pflegten  sie  dann 
auch  zu  kapitalisieren.  Er  weist  dabei  auf  die  seiner  Ansicht  nach 
beträchtlichen  Reservefonds  der  englischen  Gewerkvereine,  der 
Distributiv-  und  Produktivgenossenschaften,  der  FriendR  So- 
cieties  hin.  Außerdem  würde  es  wahrscheinlich  sein,  daß  die 
Reichen,  wenn  sie  höhere  Preise  bezahlen  müßten,  auch  mehr 
sparen  würden. 

Sowohl  bei  diesem  wie  bei  jenem  Einwande  hat  Brentano 
offenbar  die  volkswirtschaftlichen  Größenverhältnisse  ganz  über- 
sehen. Namentlich  zeigt  das  der  Hinweis  auf  die  eigenen  Kapi- 
talien der  Arbeiterorganisationen.  Heute,  fast  ein  halbes  Jahr- 
hundert, nachdem  Brentano  seine  Gedanken  publiziert  hat, 
ist  die  Macht  der  Arbeiter  gewaltig  gewachsen,  die  Organisa- 
tionen der  deutschen  Arbeiter,  sowohl  die  Genossenschaften 
wie  die  Gewerkschaften,  haben  sich  glänzend  entfaltet.  Der 
Opfermut  der  Arbeiter  für  ihre  Organisationen  ist  imponierend. 
Und  doch  legen  die  deutschen  Arbeiter  in  ihren  Organisationen 
noch  nicht  einmal  ein  Dutzend  Millionen  Mark  jährlich  zurück; 
im  letzten  vom  Kriege  nicht  beeinflußten  Jahre  — 1913  — ver- 
mehrten in  Hau])t-  und  Nebenkassen  die  freien  Gewerkschaften 
ihr  Vermögen  um  7,28,  die  christlichen  Gewerkschaften  um  1,10 
und  die  Hirsch-Dunckerschen  Organisationen  um  0,35  Millionen 
Mark.  Das,  was  Marx  am  26.  Juni  1865  in  seinem  Vortrag  vor 
dem  Generalrat  sagte  — den  er  später  untcu  (Unn  Titel:  »Lohn, 

Adolf  Well  er,  Kumpf,  2() 
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Preis  und  Profit«  veröffentlichte  — gilt  iin  w e s e n t l i c ]i  c n 
auch  heute  noch : »E  s ist  d u r c haus  richtig,  d a ß 
die  Arbeiterklasse,  als  ein  (t  a n z e s betrach- 
tet, ihr  Einkommen  auf  n o t w e n d i g e J.  e b e n s- 
mittel  a u s g i b t und  a u s g e b e n m u ß.«  Soweit  die 
Arbeiter  sparen,  handelt  es  sich  ganz  überwiegend  um  ein  Zurück- 
legen, um  später  konsumieren  zu  können  und  nicht  um  ein 
Anlegen  der  Produktion  wegen.  Der  »Notpfennig«  ist  weder 
quantitativ  noch  qualitativ  ein  genügender  Ersatz  für  die  ka- 
pitalistische Basis  der  Produktion.  Um  den  Lohn  der  Arbeiter 
und  Angestellten  pro  Stunde  auch  nur  um  einen  Pfennig  zu  er- 
höhen, sind  jährlich  ca.  500  Millionen  Mark  erforderlich,  und 
um  diese  jährliche  Zunahme  im  Einkommen  der  unteren  Schicli- 
ten  auch  für  die  Zukunft  sicher  zu  stellen,  ist  eine  Vermeh- 
rung des  Kapitals  um  ein  Vielfaches  dieser  Summe  erforderlich. 

Nun  behauptet  allerdings  Brentano,  der  Einwand,  es  werde 
weniger  kapitalisiert,  sei  bedeutungslos.  Zwar  sei  die  Folge,  daß 
sich  die  zukünftige  Nachfrage  nach  Arbeit  verringere,  aber  »der 
einzige  Nutzen,  welchen  eine  große  Nachfrage  nach  Arbeit  für 
die  x\rbeiter  hat,  ist  der,  daß  sie  den  Preis  der  Arbeit  erhöht. 
Den  Arbeitern  aber  zumuten,  doch  ja  nicht  den  Preis  der  Arbeit 
zu  erhöhen,  weil  dies  die  Nachfrage  verringere,  hieße  ihnen 
zumuten,  »einen  Zweck  einem  Mittel  zu  opfern,  dessen  einziges 
Verdienst  darin  besteht,  daß  es  zu  demselben  Zwecke  führt« 
(Thornton). 

Gewiß,  vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkt  der  Ar- 
beiter, die  von  der  künstlichen  Erhöhung  des  Preises  der  Arbeit 
Vorteile  haben,  ist  das  ganz  richtig  gedacht ; aber  ob  es  sozial- 
ökonomisch einerlei  ist,  ob  einige  mehr  bekommen,  indem 
alle  mehr  bekommen,  oder  ob  einige  mehr  bekommen, 
dadurch  daß  andere  weniger  bekommen,  sollte  doch 
eigentlich  keine  Frage  sein. 

Noch  zwei  Gedankenreihen  Brentanos  bleiben  hier  zu  er- 
wähnen. Die  eine  findet  sich  in  seiner  Schrift  »Zur  Kritik  der 
♦niglischen  (jcwerkvereine«  (S.  238).  Da  heißt  es,  eine  Lohn- 
(irhöhung  g(;reiche  nicht  nur  den  Arbeitern  zum  Vorteil,  sondern 
auch  der  Uiit(^rnelim(uklasse.  »Ein  hohes  (jeldeinkommen  der 
Arb(‘it(!rkr(‘ise.  ist  mit  Rücksicht  auf  die  Nachfrage  nach  ihren 
Produkten  im  lnt(‘r(;ss('  des  h'abrikant(mstandes.  Wo  nämlich 
die  Produktion  auf  Kosten  der  .\rbeiter  zunimmt,  zwingen  die 
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Fabrikanten,  wie  Wallace  zeigt,  sich  selbst,  zur  Entdeckung  neuer 
Märkte  in  die  Ferne  zu  schweifen,  während,  wenn  die  Kaufkraft 
der  Massen  entwickelt  würde,  wenn  ihre  Bedürfnisse  mittelst 
der  überström’enden  Produkte  ihrer  Arbeit  befriedigt  würden, 
ein  viel  sicherer  und  regelmäßigerer  Markt  ganz  nahe  läge.  Mag 
die  Verkaufsfähigkeit  der  Fabrikanten  bei  niedrigeren  Löhnen 
sich  einerseits  hundertfältig  vergößern,  so  ersticken  sie  durch 
Lohnreduktion  doch  gleichzeitig  ihre  zukünftige  Kundschaft  im 
Keime,  und  als  Resultat  sehen  wir  zuletzt  auf  der  einen  Seite 
eine  stets  zunehmende  Masse  unverkäuflicher  Produkte  und 
auf  der  anderen  eine  Klasse  von  darbenden  Arbeiteim  und  unver- 
käuflicher Arbeit.  Thorntons  Vergleich  mit  der  Tötung  der  Henne, 
welche  die  goldnen  Eier  legt,  dürfte  mit  mehr  Recht  als  den  nach 
hohen  Löhnen  verlangenden  Arbeitern  jenen  Fabrikanten  ent- 
gegengehalten werden,  welche  auf  Kosten  des  Lohnes  ihre  Preise 
niedrig  halten,  um  ihren  Betrieb  zu  vergrößern.« 

Darauf  wäre  zu  erwidern:  Zunächst  ist  es  kaum  denkbar, 
daß  die  Betriebe  vergrößert  werden,  ohne  daß  die  Löhne  steigen; 
dann  aber  — kann  nicht  vieles  von  dem,  was  Brentano  mit  so 
großem  Eifer  und  Geschick  gegen  die  agrarischen  Irrlehren  vor- 
gebracht hat,  auch  gegen  dieses  von  ihm  selbst  formulierte  Ar- 
gument ins  Feld  geführt  werden?  Gegen  die  Redensart  von 
dem  »viel  sichereren  und  regelmäßigeren  Markt,  der  ganz  nahe 
liegt«?  An  die  Gefahr  einer  »stets  zunehmenden  Masse  unver- 
käuflicher Produkte«  glaubt  wohl  Brentano  heute  selbst  nicht 
mehr.  Die  Kaufkraft  in  der  Volkswirtschaft  kann  nicht  dadurch 
vergrößert  werden  — das  ist  das  Entscheidende  gegen  dieses 
Argument  Brentanos  — , daß  das  Geldeinkommen  einer  Klasse 
erhöht  wird,  sondern  nur  dadurch,  daß  die  volkswirtschaftliche 
Arbeitsleistung  sich  ergiebiger  gestaltet.  Ebenso  wie  der  Spruch: 
»Hat  der  Bauer  Geld,  hat  es  die  ganze  Welt«  nur  sehr  bedingt 
richtig  ist,  ebensowenig  läßt  sich  die  Theorie  Brentanos  halten, 
daß  holier  Arbeiterlohn  das  gegebene  Mittel  sei,  um  den  Absatz 
der  heimischen  Produkte  volkswirtscliaftlich  am  zweckmäßig- 
sten zu  bewerkstelligen. 

fn  neuerer  Zeit  hat  Brentano  folgendes  Argument  in  die 
Diskussion  gebracht  (vgl.  Der  Buchdnickertarif  vom  Stand- 
punkte der  nationalen  Volkswirtschaft,  Berlin  ipop,  S.  21): 
»Der  Wert  eines  Gut(is  b(;ruht  auf  seiner  Bedcnitung  für  die  Be- 
friedigung der  B(‘dürfniss(;  und  auf  d(‘r  B('d('utung,  welche  (k'in 
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letzthinziigekominencn  Stücke  einer  Vielheit  von  (jütc;rji  für  die 
Bedürfnisbefriedigung  beigelegt  wird.  Entsprechend  dieser  Er- 
kenntnis verfahren  die  Arbeitgeber  längst  in  iliren  Kartellen. 
Wenn  aber  die  Arbeitgeber  zur  Ihoduktionskontingentiernng 
schreiten,  um  den  Wert  ihrer  Produkte  hochzuhalten,  wie  könnte 
man  von  ihrer  Seite  denen,  die  nichts  haben,  wovon  sie  leben 
können,  als  den  Ertrag  ihrer  Arbeit,  einen  Vorwurf  machen, 
wenn  sie  wirklich  die  gleiche  Taktik  einschlagen  würden,  um  den 
Wert  ihrer  Arbeit  hochzuhalten?«  Wenn  auf  Grund  dieser 
Lehre  die  Arbeiter  einmal  einen  gehörigen  Schritt  vorwärts 
kommen,  z.  B.  die  Metallarbeiter  den  Wert  ihrer  Arbeitskraft 
um  100  % steigern  wollten,  dadurch  daß  sie  ihre  Arbeitskräfte 
für  ein  bis  zwei  Jahre  um  50  % reduzierten — -etwa  durch  Zurück- 
halten der  Hälfte  der  Kollegen  »vom  Markte« — , dann  würde  in- 
zwischen ein  großer  Teil  der  Metallindustrie,  unter  der  Voraus- 
setzung natürlich,  daß  »Zuzug«  erfolgreich  ferngehalten  würde, 
ein  Trümmerfeld  werden.  Wenn  schließlich  die  Arbeiter  ein- 
sehen  würden,  daß  trotz  ihrer  Koalition  der  M’ert  ihrer  Ar- 
beitskraft sich  nicht  so  leicht  steigern  läßt,  wie  ihnen  die  Theo- 
retiker klar  zu  machen  versuchten,  dann  würde  wahrscheinlich 
die  Arbeitslosigkeit  schon  allgemein  so  groß  sein,  daß  die  Metall- 
arbeiter froh  sein  würden,  wenn  sie  auch  nur  die  Hälfte  dessen  füi 
ihre  Arbeitskraft  erzielten,  was  ihnen  vor  dem  Streik  geboten 
worden  war.  Ein  künstlich  vermindertes  Warenangebot  durch  die 
Kartelle  bedeutet  in  der  Regel  nur  eine  Verschiebung  der  Pro- 
duktion. Ein  künstlich  vermindertes  Angebot  von  menschlicher 
Arbeitskraft  hat  dagegen  eine  dauernde  Produktionsverminde- 
rung zur  Folge.  JDie  Leiter  eines  Kartelles  wollen  mit  mög- 
lichst wenig  Kosten  viel  Gewinn  erzielen.  Sie  werden  daher 
bestrebt  sein,  nur  so  viel  Kapital  und  so  viel  Arbeitskraft  zu 
vei wenden,  als  notwendig  ist.  Tritt  daher  eine  Kontingentierung 
der  Produktion  ein,  so  wird  das  dadurch  überflüssig  gewordene 
Kapital  und  die  nicht  mehr  notwendige  Arbeitskraft  sich  zu  einer 
anderen  Beschäftigung  wenden  müssen.  Das  eine  wie  das  andere 
wird  volkswirtschaftlich  nicht  verloren  sein.  Dagegen  ist  eine 
Kontingentierung  der  Arbeitskraft,  um  deren  Wert 
li  o c h z u b ring  e n u n d h o c h z u halt  e n , gleich- 
bedeutend mit  dem  damamden  Verlust  wertvoller  sozialökonomi- 
sclier  L(ästung(a).  Man  kann  Gewerkschaften,  die  den  Wert  der 
Arbeitskraft  durcli  Kontingenti('rung  künstlich  hoch  bringen 
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wollen,  nicht  mit  Kartellen  vergleichen,  die  künstlich  die  Preise 
hüchhalten,  sondern  nur  mit  den  Kartellen,  die  volkswirtschaft- 
liche Werte  vernichten,  um  dadurch  privatwirtschaftliche  Vorteile 
zu  erzielen. 

Aus  dem  Gesagten  glaube  ich  den  Schluß  ziehen  zu  dürfen, 
daß  Brentano  auf  den  Wegen,  die  wir  bislang  mit  ihm  gingen,  der 
Beweis  für  seine  Lehre,  den  Arbeitern  sei  es  »möglich,  durch 
Koalition  dauernd  sowohl  den  Lohnsatz  in  einzelnen  Gewerben 
als  auch  den  Durchschnittslohn  aller  Arbeiter  zu  steigern,  nicht 
gelungen  ist«. 

Dennoch  hatte  gerade  dieser  Teil  der  Gewerkschaftslehre 
Brentanos  großen  theoretischen  und  praktischen  Erfolg.  Noch 
1905  durfte  Artur  Salz  in  seinen  Beiträgen  zur  Geschichte  und 
Kritik  der  Lohnfondstheorie  mit  vollem  Recht  sagen:  »Die  Weiter- 
bildung der  Herma nnschen  Lehre  durch  Brentano  wurde  in 
Deutschland  so  ziemlich  allgemein  angenommen  und  bildet  von 
da  ab  einen  inhärenten  Bestandteil  in  dem  System  der  deutschen 
Nationalökonomie;  sie  ist  einer  jener  überaus  seltenen  Punkte, 
wo  alle  bedeutenden  deutschen  Nationalökonomen  fast  einig 
sind.«  Leider  war  das  so,  wird  man  heute  hinzufügen  dürfen; 
die  Folge  war  ein  Stillstand  auf  einem  praktisch  ganz  besonders 
bedeutsamen  Gebiete  sozial  wissenschaftlicher  Forschung. 

Als  ich  1910  in  der  ersten  Auflage  dieses  Buches  nachdrücklich 
betonte,  daß  es  regelmäßig  nicht  möglich  sei,  lediglich 
durch  Vorenthaltung  der  Arbeitskraft  — ohne  Produktivitäts- 
steigerung — den  Sozial  lohn  zu  steigern,  konnte  ich  nur 
sehr  wenige  Fachgenossen  aus  der  neueren  Zeit  nennen,  die  — ■ 
wenn  auch  auf  anderem  Wege  — zu  demselben  Ergebnis  ge- 
kommen waren.  Interessant  war  es  zu  beobachten,  wie  mein 
Versuch  im  Kreise  der  deutschen  Gelehrten  aufgenommen  wurde. 
Einigem  verschanzten  sich  hinter  ein  ignoramus  et  ignorabimus. 
So  Schmoller,  der  bei  der  Besprechung  meines  Buches  meinte, 
(kiß  »derartige  theoretische  abstrakte  Preiserörterungen«  zu 
keinem  brauchKiren  Ergebnis  führen  könnten.  »Ein  sicheres 
Urteil  könnten  wir  nur  abgeben,  wenn  wir  diese  feinen,  kompli- 
zierten Prozesse  alle  zahlenmäßig  messen  könnten.«  Das  be- 
deutete um  so  mehr  eine  Ikinkerotterklärung  unserer  Wissen- 
schaft, als  Schmoller  und  seinem  Schule,  obwohl  sie  die  Detail- 
forschung auf  ihr(‘  Fahnen  geschrieben  hatten,  eiiu'  ganze  G('ne- 

')  In  Schniollcr.s  Jalirbuch  1912,  Bd.  I,  S.  .}0  j ff. 
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ratioii  hindurch  nicht  einmal  mit  dem  Versuch  bej^onnen  hatten, 
»diese  feinen,  komplizierten  Prozesse«  zahlenmäßig:^  zu  messen. 
Andere  wurden  ärgerlich,  daß  ihre  Kreise  gestört  wurden  und 
suchten  durch  starke  Worte  fehlende  Gründe  zu  ersetzen^). 
Durch  die  Tatsachen  in  der  Zeit  von  ipio — 1919  wurden  wohl 
alle  Urteilsfähigen  gründlich  überzeugt,  daß  die  bis  dahin  herr- 
schende Gewerkvereinstheorie  zu  unhaltbaren  Ergebnissen  führte. 
Schon  1914,  als  Bö)hm-Bawerk  seine  letzte  wissenschaftliche 
Arbeit,  seinen  Aufsatz  »iMaclit  oder  ökonomisches  Gesetz«,  ver- 
öffentlichte “),  in  dem  er  zn  ähnlichen  ketzerischen  Endergebnissen 
kam  wie  dieses  Werk,  war  die  Luft  einigermaßen  geklärt;  unsere 
Kathedersozialisten  haben  sich,  soweit  ich  sehe,  bis  jetzt  zu 
diesem  Aufsatz  noch  gar  nicht  geäußert.  Und  1919?  Vielleicht 
erklärt  die  communis  opinio  doctorum  unter  dem  Eindruck  der 
drastischen  Lehren  der  jüngsten  Vergangenheit  es  jetzt  in  kühner 
Wandlung  für  »selbstverständlich«,  daß  es  den  Ge- 
werkschaften überhaupt  nicht  möglich  sei,  auf  eine  Stei- 
gerung des  Soziallohns  mit  Erfolg  hinzuwirken.  Das  würde  ein  Ex- 
trem sein,  das  ein  anderes  ablöst,  — das  eine  nicht  weniger  falsch 
als  das  andere,  wie  alsbald  noch  zu  zeigen  ist. 

Zunächst  lohnt  es  sich,  einen  Blick  darauf  zu  werfen,  wie 
die  Arbeiterführer  sich  mit  unserem  Problem  auseinandersetzen. 

Bis  1910  waren  in  der  Gewerkschaftspresse  und  in  den  wissen- 
schaftlichen Zeitschriften,  die  den  Gewerkschaften  nahestehen, 
nur  ganz  selten  Zweifel  anzutreffen,  ob  man  mit  dem  statistisch 
nachweisbaren  Streikerfolg  auch  einen  wirklichen  sozialpoliti- 
schen Erfolg  erreicht  habe.  Immerhin  fehlten  diese  Zweifel 
nicht  ganz : 

So  schrieb  Julius  Deutsch  in  den  Sozialistischen  Monats- 
heften (1908,  S.  45) : 

»Die  Aufgabe  der  Gewerkrscliaften  ist  es,  den  Arbeitern  einen  größeren 
yVnteil  an  dem  Ertrage  ihrer  Arbeit  zu  erkämpfen.  Das  geschieht  durch  die 
Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  nicht  immer,  denn  die  Unternehmer 
ucl)men  vielfacli  die  Melirausgabcu  an  den  Arbeitskosten  zum  Vorwände,  uni 
die  IVeise  zu  erhöhen.  .Sie  überwälzen  ihre  Mehrkosten  auf  die  Konsumenten. 
J 11  vielen  Fällen  ist  sogar  die  Preiserhöhung  viel 

9 V4d.  z.  fi.  llerkuers  P>csi)rechuug  meines  Buches  in  den  Preußischen 
Jahrbüchern  Bd.  i.\/\  (i(>ii),  S.  32O  ff.,  und  dazu  Pohle  in  der  Zeitschrift  für 
Soziidwisseuschaft  ntii,  .S.  02.|  ff. 

“)  Zed-('hrdi  für  Volkswii tschafl,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
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größer  als  die  Mehrausgabe  für  die  Verbesserung  der 
Arbeitsbedingungen.  Die  Arbeiter  tragen,  dann  als  Konsumenten 
die  Last,  die  sie  als  Produzenten  abzuschütteln  geglaubt  hatten.  Natürlich  sind 
die  üntemehmer  nicht  immer  und  nicht  in  gleicher  Weise  imstande,  ihre  Mehr- 
kosten auf  die  Konsumenten  überzuwälzen,  andererseits  sind  die  Konsumenten 
nicht  allein  die  Arbeiter,  so  daß  auch  andere  Bevölkerungslcreise  ebenfalls  einen 
Teil  der  entstehenden  Mehrkosten  tragen  müssen.  Aber  auf  jeden  Fall  bleibt 
die  Tatsache  bestehen,  daß  die  Arbeiter  eine  Verbesserung  der  Arbeitsbeding- 
ungen nicht  als  eine  absolute  Verbesserung  ihrer  Lage  betrachten  können,  son- 
dern einen  guten  Teil  ihrer  Errungenschaften  als  Konsumenten  wieder  ver- 
lieren. Und  diese  Verluste  werden  mit  der  wachsenden  Macht  der  Unternehmer- 
Vereinigungen,  der  Kartelle  und  Trusts,  immer  größer.  Daraus  resultiert  für 
die  Gewerkschaft  die  Notwendigkeit,  ihren  bisherigen  Aufgabenkreis  zu  er- 
weitern, sie  muß  einer  Ueberwälzung  der  Mehrkosten  entgegenzuwirken  suchen, 
soll  ihr  Werk  nicht  als  eine  Sisyphusarbeit  erscheinen.« 

1909  hatte  in  der  österreichischen  sozialistischen  Monats- 
schrift »Der  Kampf«  Adolf  Braun,  von  anderen  Gesichtspunkten 
ausgehend,  ähnliche  Gedanken  geäußert.  Wie  wenig  aber  auch 
diese  beiden  Autoren  den  Zusammenhang  erkannten,  ergibt  sich 
aus  den  praktischen  Vorschlägen,  in  die  ihre  theoretischen  Dar- 
legungen mündeten.  Braun  schlug  eine  Verbindung  der  Vorteile 
des  Naturallohnsystems  und  des  Geldlohnsystems  vor.  An  fol- 
gendem Beispiel  veranschaulicht  er  seinen  Plan: 

»Für  die  im  Verzehrungssteuerbezirk  Wien  liegenden  Bezirke  würde  am 
r.  Juni  1910  für  die  Arbeiter  eines  bestimmten  Gewerbes  ein  Tarifvertrag  auf  3 
Jahre  abgeschlossen.  In  diesem  Tarifverli'ag  würde  der  Minimallohn  mit  30  Kro- 
nen für  die  Woche  festgesetzt  werden,  der  in  jedem  folgenden  Jahre  um  1,20  Kr. 
zu  steigen  hätte.  Dieser  I.ohn  würde  in  zwei  Teile  zerfallen,  in  einen  festen  Anteil 
von  IO  Kr.  und  einen  beweglichen  Anteil  von  vorerst  20  Kr.  Man  würde  da  von 
fJer  Voraussetzung  ausgehen,  daß  während  der  Dauer  des  Tarifvertrages  die 
Preisschwankungen  nur  einen  Teil  der  Gebrauchsgegenstände  treffen  werden, 
während  die  WahrscheinlicLkeit  erheblicher  Preisänderungen  für  zwei  Dritteile 
des  Lebensbedarfes  der  Arbeiter  angenommen  wird.  Um  aber  die  Schwierigkeiten 
künftiger  Berechnungen  zu  erleichtern,  wird  der  Einfachheit  wegen  angenommen, 
daß  nur  die  zur  Erhaltung  des  Arbeiters  vor  allem  notwendigen  /Nrtikel;  Brot, 
Fleisch,  Milch  und  Kohle  Preisänderungeu  ausgesetzt  seien,  und  (laß  die  Arbeiter 
zwei  Dritteile  ihrer  Einnahmen  für  diese  vier  unentbehrlichen  BedarPgegen- 
ständc  verwenden.  Man  wird  dann  feststellen,  wie  viel  Kilogramnr  Brot  und 
Fleisch,  wie  viele  Liter  Milch,  w’ie  viele  Zentner  Kohle  man  für  20  Kr.  kaufen 
kann;  man  wird  gewisse  Anteile  am  Gesamtbedarf  annehmen  und  das  erreich- 
bare Brotquantum  l>estimmter  Qualität  für  8 Kr.,  das  Flcischquantum  mit 
Angabe  der  in  der  Haushaltung  üblichen  Sorte  für  5 Kr.,  die  Anzahl  von  Litern 
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Milch  für  3 Kr.  und  der  Zentner  Kohle  für  4 Kr.  fest.stellen.  Man  wird  dann  /ii 
der  Rechnung  kommen,  daß  der  I>ohn  des  Arbeiters  beim  Tarifvertrag.sabschluß 
zum  mindesten  zu  betragen  habe;  30  Kr.  : : 10  Kr.  + a Kilogramm  Brot  -j-  b 
Kilogramm  Fleisch  der  bestimmten  Sorte  + c l.iter  Vollmilch  -f  d Zentner 
Steinkohle.  Nach  jedem  Vierteljahr  hätte  ein  Schied.sgericht  zusammenzutreten 
und  festzustellen,  wie  viel  10  Kr.  -|  a Kilogramm  Brot  usw.  in  Wien  kosten. 
Danach  wäre  der  Geldlohn  im  kommenden  Vierteljahr  zu  berechnen,  so  daß 
stets  die  gleiche  Menge  Nahrungsmittel  um  die  I.ohnsumme  zu  kaufen  wäre? 
Nach  Ablauf  eines  Jahres  kann  die  Lohnsteigerung  um  1,20  Kr.  in  gleicher  Weise 
auf  Geld,  Brot,  Fleisch,  Milch  und  Kohle  vertedt  werden.« 

Dieser  Plan  — dessen  praktisclie  Durchführbarkeit  hier 
nicht  zu  erörtern  ist  --  bemüht  sich,  den  Reallohn  mit  dem 
Nominallohn  in  Einklang  zu  bringen;  daß  erstercr  sich  volks- 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten  und  Zweckmäßigkeiten  ein- 
ordnen  muß,  wird  offenbar  gar  nicht  empfunden.  Deutsch  ver- 
langt hingegen,  die  Lohnpolitik  der  Gewerkschaften  solle  dahin 
erweitert  werden,  daß  die  Gewerkschaften  auch  auf  die  Preis- 
bildung seitens  der  Unternehmer  Einfluß  zu  gewinnen  versuchten. 
Das  sei  auf  doppelte  Art  möglich:  Entweder  die  Gewerkschaft 
verbinde  sich  • mit  den  Unternehmern  gegen  die  übrige  konsu- 
mierende Bevölkerung,  auf  die  sie  die  Mehrkosten  der  besseren 
Arbeitsbedingungen  zu  überwälzen  sucht,  — ■ oder  die  Gewerk- 
schaft richte  ihre  Aktion  in  erster  Linie  gegen  die  Unternehmer, 
um  diesen  den  Profit  zu  kürzen,  das  heißt,  sie  wende  sich  dann 
gegen  jede  Ueberwälzung.  Der  ersterwähnte  Fall  habe  für  die 
englische  und  amerikanische  Gewerkschaftsbewegung  eine  prak- 
tische Bedeutung  gewonnen;  er  stehe  dem  zünftigen  Gedanken- 
kreis nahe.  Der  zweite  Fall  sei  den  modernen  Anschauungen 
vom  Klassenkampfstandpunkte  der  Arbeiterbewegung  angepaßt. 

Gegen  diesen  Vorschlag  wandte  die  »Graphische  Presse«, 
das  Organ  der  Lithographen  und  Steindrucker,  ein,  daß  für  eine 
derartige  Lohn-  und  Preispolitik,  wie  sie  der  Genosse  .Deutsch 
anrege,  innerhalb  der  freien  Gewerkschaften  so  gut  wie  noch 
keinen  Boden  vorhanden  sei,  »denn  selbst  dagegen,  daß  einzelne 
(iew(;rkschaften  beim  Abschluß  von  Tarifverträgen  sich  zu 
der  Ver])flichtung  herbeiließen,  den  Unternehmern  in  der  Ueber- 
wälzimg  d(‘r  Mehrkosten  der  besseren  Arbeitsbedingungen  be- 
hilflicli  zu  S(!in,  hat  in  Deutscliland  keine  einzige  offizielle  Ge- 
w(‘rksch;dlssl imin(‘  ])rinzi})i(äle  B(älenken  erhoben.  Im  Gegen- 
teil, man  f(‘ierl(“  di(‘S(;  tariflichen  Abmachungen,  die  den  Unter- 
nehmern nicht  nur  k('ine  Kosten,  sondern  sogar  jiocli  einen 
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Extraprofit  brachten,  als  beachtenswerte  gewerkschaftliche  Er- 
rungenschaften.« 

Nun,  wenn  die  Gewerkschaften  den  Kampf  gegen  die  Ueber- 
wälzung  der  von  ihnen  erzwungenen  Lohnerhöhungen  noch  »so 
gut  wie  gar  nicht«  aufgenommen  haben,  trotz  »der  modernen 
Anschauungen  vcm  Klassenkampf«,  so  mag  man  das  als  Beweis 
dafür  ausnützen,  daß  der  Gewerkschaftsegoismus  stärker  ist 
als  die  Klassensolidarität,  aber  man  kann  darin  auch  ein  praktisch 
nüchternes  Verständnis  für  die  gewaltige  Schwierigkeit,  die  Ueber- 
wälzung  zu  verhindern  erblicken.  In  der  Tat  wird  man  Männer 
der  Gewerkschaftspraxis  für  eine  streng  objektive  kritische 
Betrachtung  der  Gewerkschaften  und  ihre  Erfolge  eher  gewinnen 
können  als  etwa  Theoretiker,  die  sich  von  dem  Einflüsse  des 
Kathedersozialismus  nicht  frei  machen  können.  Das  habe  ich 
besonders  deutlich  empfunden  bei  den  Auseinandersetzungen,  die 
sich  an  das  erstmalige  Erscheinen  dieses  Buches  anknüpften. 
Es  wurde  schon  berührt,  wie  sich  Schmoller  und  Herkner  dazu 
stellten.  Damit  vergleiche  man,  was  Eduard  Bernstein  im  An- 
schlüsse an  meine  Darlegungen  zu  sagen  hatte  ^),  oder  die  tüch- 
tige Schrift  des  Schriftleiters  des  Zentralblatts  der  christlichen 
Gewerkschaften  Th.  Brauer:  Gewerkschaft  und  Volkswirtschaft 
(Jena  1912).  Beide  polemisieren  gegen  mich,  aber  sie  tref- 
fen sich  doch  mit  mir  in  einem  negativen  und  einem  positiven 
Hauptgedanken:  Sie  sind  überzeugt,  daß  die  Gewerkschaften 
an  der  Verteilung  nicht  so  viel  ändern  können,  wie  die  meisten 
Kathedersozialisten  annehmen  oder  doch  annahmen,  und  sie 
sehen  als  ein  Hauptziel  für  die  Gewerkschaften:  Steigerung  der 
Produktionsergiebigkeit;  wie  Brauer  es  ausdrückt:  »Diejenige 
Gewerkschaftsbewegung,  der  es  gelingt,  einen  größtmöglichen 
Prozentsatz  ihrer  Mitgliedschaft  im  Sinne  der  positiven  Anteil- 
nahme an  einer  rationellen  Produktionssteigerung  zu  beein- 
flussen, hat  ihre  Aufgabe  für  das  nächste  Menschenalter  deut- 
scher Wirtschaftsentwicklung  gelöst.« 

Aber  vielleicht  darf  ich  es  für  die  Stellung  der  Gewerk- 
schaften zur  'riieorie  kennzeichnend  nennen,  daß  Bernstein  nach 
(dnem  von  außen  gekommenen  Anstoß  seine  breit  angelegte 
und  sicher  sehr  fruchtbringende  Erörterung  vor  ihrem  Abschluß 
abbrach,  während  Brauer  sich  recht  deutlich  von  den  Kollegen 

9 (übt  cs  (/renzcn  der  Ix)hnstcigcrnng  ? So/.iidislische  IMoiintsbeilc  i<ni, 
Bd.  f,  E.  7O9  ff. 
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sagen  lassen  mußte,  daß  er  von  den  »Neueren«  auf  einen  Irrweg 
geführt  worden  sei.  Namentlich  auf  dem  Kongreß  der  christlichen 
(k'werkschaftcn  zu  Dresden  (1912)  wurde  heftig  gegen  Brauer, 
noch  mehr  aber  gegen  den  Verfasser  dieses  Buches  polemisiert 
J)er  Hauptreferent  über  das  Thema  »Die  (xcwerkschaften  im 
Lichte  der  Volkswirtschaftslehre«  ^),  Joos,  kam  u.  a.  zu  folgenden 
Schlußfolgerungen : 

»Dienst  an  der  positiven  Produktionser^velternn^^«  Was  licißt  das?  Dieser 
Dienst  ist  selbstverständlich  ein  Gesichtspunkt,  aber  nicht  leitendes  Prinzip  .... 
Wenn  die  neue  Gevverkschaftstheorie  einzig  und  allein  auf  den  Gedanken  der 
positiven  Produktionserweiterung  gestellt  würde,  wenn  wir  wirklich  in  der  Weise, 
wie  es  Professor  Adolf  Weber  wünscht, von  dem  Boden  der  »Verteilungspolitik« 
uns  emanzipieren,  wenn  wir  mit  dem  Verfasser  des  Buches  »Der  Kampf  zwischen 
Kapital  und  Arbeit«  ausrufen  würden:  »Los  von  <len  mißmutigen  Erörterungen 
der  Verschiedenartigkeit  der  Interessen  bei  Verteilung  des  Ertrags  und  hin  zur 
Gemeinsamkeit  der  Interessen  beim  Schaffen  des  Ertrags«,  so  würde  das  keine 
Gewerkschaftstheorie  mehr  sein . So  reden  1 heoretiker  der  »Würt- 
schaftsfriedlichen«,  so  reden  nicht  Arbeiter  und  sozial  gesinnte  Menschen,  die 
offenen  Auges  durch  die  Welt  rehen.« 

Und  wie  lautet  die  Gewerkschaftstheorie  der  Männer  mit 
»offenen  Augen«?  Ich  befürchte,  daß  auch  Joos  nicht  mehr  zu'" 
sagen  hat  als  Legien:  »Vorenthaltung  der  Arbeitskraft,  um  eine 
Steigerung  ihres  Wertes  herbeizuführen«“).  Aber  sagen  und  tun 
die  Schürer  der  ach,  so  »erfolgreichen«  wilden  Streiks  in  unseren 
Tagen  etwas  anderes  ? Dennoch  werfen  ihnen  die  ehrlichen  Ge- 
werkschaftsführer mit  Recht  vor,  daß  sie  nicht  sozial  ge- 
sinnt seien,  und  daß  sie  blind  sich  und  unsere  ganze  Volks- 
wirtschaft ins  Verderben  stürzen  ^).  Also  nochmals  die 

U Das  Referat  ist  von  dem  Generalsekretariat  der  christlichen  Gewerk- 
schaften als  Broschüre  herausgegeben  worden  (Cöln  1913). 

2)  Lexis  sagt  schließlich  dasselbe,  wenn  er  den  Leitsatz  aufstellt,  »daß  der 
Anteil  der  Arbeiterklasse  an  dem  jährlichen  Ertrag  der  nationalen  Produktion 
sich  nach  der  verhältnismäßigen  ökonomischen  Macht  bestimmt,  mit  der  sie 
il’-r  Interesse  dem  Kapital  gegenüber  geltend  zu  machen  vermag«  (Allgemeine 
Volkswirtschaftslehre,  2.  Aufl.,  S.  14b). 

Der  Widerstreit  zwnschen  den  alten  Lehren  und  den  neuen  Erfahrungen 
kam  auch  auf  dem  Iiiternationalen  Gewerkschaftskongreß  im  Juli  1919  in  Amster- 
dam ziim  Ausdruck,  wo  nach  dem  Bericht  der  »Vossischen  Zeitung«  der  Vorsit- 
z(mde  des  Niederländischen  Verbandes  der  Gewerkschaftsvereinigungen  Ondegeöst 
m der  Begrüßungs:insprache  erklärte,  bisher  liabe  die  d'aktik  der  Gewcrkschafts- 
bewegiiiig  darin  bestanden,  nach  lohöhung  der  Löhne  und  Verkürzung  der 
Arixntszeit  zn  strel)en.  ln  allen  Ländern  folge  jedoch  auf  eine  hl  r h ö h u n g 
der  Lohne  stets  eine  ICrhöhnng  der  IC  o s 1 e n des  L 0 b o t\  s u n t e r- 
li  a lies  lind  nmg(‘kehii.  I >('r  Kongreß  müsse  den  Weg  fiinlen,  um  aus  diesem 
\'erderbliclien  ICreislan f lunauszukommen. 


Erfolgsmöglichkeiten  im  Interesse  der  Gesamtarbeiterschaft.  j 

Frage:  Können  die  Gewerkschaften  den  So- 
ziallohn steigern,  und  wie  können  sie  es? 

Daß  zu  einer  Steigerung  des  Soziallohns,  also  zu  einer  Hebung 
der  materiellen  Lage  der  Gesamtarbeiterschaft  eine  Erhöhung 
der  Geldlöhne  in  den  einzelnen  Branchen  nicht  genügt,  sah  unter 
dem  Einfluß  der  revolutionären  Erfahrungen  auch  die  Gewerk- 
schaftspresse  immer  mehr  ein.  So  schrieb  der  »Textilarbeiter« 
in  der  ersten  Nummer  des  Jahrgangs  1919:  »So  sehr  jeder  Ar- 
beiter seines  Lohnes  auch  wert  ist,  so  unbestreitbar  bleibt  doch 
die  volkswirtschaftliche  Tatsache,  daß  der  Lohn  im  Arbeitserzeug- 
nis  wieder  in  Erscheinung  tritt  — in  Form  des  Warenpreises. 
Je  höher  aber  der  Warenpreis  ist,  um  so  schwerer  wird  sich  die 
Ware  auf  dem  Markte  absetzen  lassen.«  Man  wird  hinzufügen 
müssen:  um  so  ungünstiger  wird  die  Lage  der  Arbeiter,  weil 
sie  ja  nicht  bloß  Produzenten,  sondern  auch  Konsumenten 
sind.  Es  ist  wahrlich  für  die  Arbeiter  kein  Vorteil,  wenn  sie  in* 
die  eine  Tasche  zwar  mehr  hineinbekommen,  aus  der  anderen  aber 
entsprechend  viel  herausrücken  müssen.  . 

Offenbar  gibt  es  nur  zwei  Mittel  für  die  Arbeiter koalition, 
den  Lohn  der  Arbeit  effektiv  zu  steigern : entweder  bringen 
sie  es  fertig,  die  der  Volkswirtschaft  zur  Verfügung  stehende 
Gesamtmenge  der  Güter  zu  vermehren,  oder  sie  erreichen  es, 
daß  die  Nichtarbeiter  weniger  unproduktive  Aufwendungen 
machen  und  dadurch  mehr  materielle  Mittel  für  die  Arbeiter 
frei  werden.  Ein  Drittes  gibt  es  nicht. 

Um  die  Gesamtgütermenge  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Ar- 
beiterschaft richtig  zu  erfassen,  wird  es  notwendig  sein,  die  Frage 
nach  den  letzten  Bestimmungsgründen  des  Soziallohns  klar 
zu  beantwort  m.  Ricardo  meinte,  »eine  allgemeine  Lohner- 
höhung sei  dann  zu  erwarten,  wenn  eine  Zunahme  im  Wohlstand 
und  im  Kapital  eine  nei  e Nachfrage  nach  Arbeitern  hervorge- 
rufen habe,  und  Marx  äußert  sich  in  seiner  Schrift  über  Lohn- 
arbeit und  Kapital : »Die  unerläßliche  Bedingung  für  eine  passable 
Lage  des  Arbeiters  ist  möiglichst  rasches  Wachsen  des  Pro- 
duktivkapitals.« Wo  aber  liegt  die  Quelle  des  Kapitalreichtums? 
Sucht  man  nach  der  Antwort,  so  muß  man  zunächst  einmal 
notwendig  mit  Hermann  (Staatswirtschaftliche  Untersuchungen, 
2.  Aufl.,  S.  476)  zu  der  Feststellung  gelangen,  daß  der  Kapitalist 
nur  »das  Mittel  ist,  die  auf  jeder  Produktionsstufe  erforderliche 
Arbeit  dem  Produkt  ein/u verleiben  und  dieselbe  am  ]£nde  dieser 
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Bearbeitung  im  Produkt  zu  verkaufen,  um  im  JCrlös  sofort  Kück- 
ersatz  der  Lohnauslage  zu  erlangen«.  Der  Lohn  hängt  also  nach 
Hermann  nicht  von  der  Größe  des  disponiblen  Kapitals  im  Ver- 
hältnis zur  Arbeiterzahl  des  Landes  ab,  nicht  das  Kapital  ist 
in  diesem  Sinne  der  Fonds,  aus  dem  der  Lohn  gezahlt  wird,  sondern 
das  Einkommen  der  Konsumenten.  Oder  anders  ausgedrückt: 
nach  Hermann  hängt  der  Lohn  immer  nur  von  dem  Preise  ab, 
den  die  definitiven  Käufer  für  das  I^rodukt,  in  welchem  die 
Arbeit  enthalten  ist,  zahlen  wollen  und  können. 

Aber  wovon  hängt  die  Kaufkraft  der  Konsumenten  ab  ? 
Offenbar  von  der  Menge  der  Ware,  die  die  Konsumenten  zur 
Verfügung  haben,  um  sie  am  ]Markte  als  (Gegengabe  darbieten 
zu  können.  Mit  anderen  Worten  von  der  Ergiebigkeit  der  Ar- 
beit, der  Produktivität  der  Arbeit.  »Je  mehr  Produkte  die  Ge- 
samtheit der  Konsumenten-Produzenten  zur  Verfügung  hat, 
'desto  höher  die  Gesamtkaufkraft,  die  gesamte  auf  die  Realität 
der  Produkte  gegründete  — effektive  — Nachfrage  nach  Produk- 
ten und  damit  desto  höher  die  gesamte  »effektive  Nachfrage« 
der  Unternehmer  nach  Arbeitern«  b. 

Können  nun  die  Gewerkschaften  auf  die  Produktivität  der  Ar- 
beit und  damit  auch  auf  die  Kaufkraft  am  Markte  und  w^eiterhin  auf 
die  Löhne  günstig  eimvirken  ? Ohne  jeden  Zweifel ! Aber  ebenso, 
wie  man  sich  hüten  muß,  höhere  Reallöhne,  die  nach  dem  Streik 
festgestellt  werden  können,  als  böige  des  günstig  verlaufenden 
Streiks  in  Anspruch  zu  nehmen,  ebenso  ward  man  vorsichtig 
sein  müssen,  wenn  man  Produktivitätssteigerungen  mit  dem 
Vorgehen  der  Arbeiterkoalition  in  ursächlichen  Zusammenhang 
bringen  will  “). 

Ö Dietzel,  Das  Produzenteninteresse  der  Arbeiter  und  die  Handels- 
freiheit.  Jena  1903,  S.  100. 

“)  Selir  richtig  sagt  darüber  Böhni-Bawerk  in  seinem  bereits  erwähnten 
Aufsatz  »Macht  oder  ökonomisches  Gesetz?«  (a.  a.  O.  S.  260):  »Die  Fälle,  in 
welchen  eine  nachträglich  eintretende  Aenderung  im  »wirtschaftlichen  Milieu« 
ein(;r  aTifangs  übermäßigen  erzwungenen  Lohnsteigerung  die  Möglichkeit  der 
Dauer  verleiht,  können  leicht  die  theoretische  Beurteilung  \'crwirrcn.  Sie  schei- 
nen empirische  Proben  dafür  abzngeben,  daß  durch  Machtdiktat  nicht  nur  mit 
momentaner,  sondern  auch  mit  Dauerwirkung  Löhne  über  das  durch  die  Grenz- 
prodnktivität  angezeigte  Niveau  em])orgeho\)en  werden  können.  Genau  be- 
sehen liefern  sie  aber  natürlich  diese  Probe  nicht.  Die  ursi^rüngliche  Empor- 
h<-l)ung  war  die;  Wirkung  des  Machtdiktats;  aber  das  dauernde  Beharren  ist 
nicht  seine,  soiuhn  n die  Wirkung  dritter  Umstände,  die  unabhängig  \’om  Macht- 
diklat oder  mindestens  ohne  notwendigen  Zusammenhang  mit  diesem  die  Grenz- 
j)rodnk( i vil ä1  der  Arlxnt  und  mit  ihr  das  mögliche  Dauerniveau  des  Arbeits- 
lohnes emporgehohen  haben.« 
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Durch  die  Arbeiterkoalition  kann  die  Produktivität  ge- 
steigert Werden,  indem  sie  durch  ihre  Einrichtungen  und  ihre 
Maßnahmen  die  Leistungen  der  Arbeiter  erhöht,  oder  die  Unter- 
nehmer zwingt,  ihre  produktive  Tätigkeit  ergiebiger  zu  gestalten 

Wenn  die  Gewerkschaften,  wie  wir  gesehen  haben,  durch 
Unterrichtseinrichtungen  die  geistige  Aufnahmefähigkeit  des 
Arbeiters  oder  seine  manuelle  Geschicklichkeit  steigern  helfen, 
wenn  sie  durch  Mitwirkung  bei  den  Lohnfestsetzungen  das  Ver- 
trauen der  Arbeiter  stärken  und  dadurch  die  günstigen  Möglich- 
keiten der  Entlohnung  nach  der  Leistung  zur  Tatsache  werden 
lassen,  oder  wenn  sie  es  dem  Arbeiter  möglich  machen,  sich  dei 
Marktlage  anzupassen  und  sie  dadurch  zu  seinen  Gunsten  aus- 
zunutzen, oder  endlich,  wenn  sie  durch  Bekämpfung  des  Raub- 
baus an  der  Arbeitskraft  die  Verwendung  der  Arbeit  im  Sinne  des 
Wirtschaftsprinzips  erreichen,  so  wird  schon  dadurch  die  Pro- 
duktivität der  Arbeit  ganz  wesentlich  gehoben,  und  die  Vorbedin- 
gungen für  eine  dauernde  Erhöhung  des  Soziallohnes  sind  ge- 
geben. Nun  wird  aber  weiter  behauptet,  daß  hoher  Arbeitslohn 
und  große  Arbeitsleistungen  parallel  liefen.  Unter  anderem 
wird  Adam  Smith  als  Gewährsmann  für  diese  These  genannt. 
Er  sagt  allerdings,  »je  höher  der  Lohn,  um  so  größer  der  Reiz 
sich  anzustrengen,  um  so  größer  auch  die  Mittel,  sich  kräftig  zu 
ernähren,  wodurch  erst  die  größere  Leistung  möglich  wird«  ^). 
Man  kann,  glaube  ich,  der  Lehre  Smiths  unbedenklich  zustimmen, 
ohne  sich  deshalb  zu  dem  Optimismus  zu  bekennen,  der  die  neu- 
zeitlichen Anhänger  dieser  seiner  Lehre  kennzeichnet. 

Wie  zu  Zeiten  Smiths  der  höher  bezahlte  englische  Arbeiter 
dem  schottischen  überlegen  war,  so  ist  auch  unter  normalen 
Verhältnissen  der  gut  bezahlte  deutsche  Arbeiter  dem  schlecht 
bezahlten  Slaven  überlegen  Hier  wie  dort  waren  und  sind  aber 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  nur  eines  von  vielen  Merkmalen 
verschiedenartiger  Lebens-  und  Kulturauffassungen.  Es  ist 
ein  Irrtum,  daß  man  gewissermaßen  täglich  und  stündlich  durch 
Lohnzulagen  diese  Lebensauffassung  und  d a m i t die  Effek- 
tivität der  Arbeit  steigern  könne.  Im  Gegenteil,  eine  zu  schnelle 
Lohnsteigerung  kann  leicht  Fleiß  und  Ausdauer  des  Arbeiters 
ungünstig  beeinflussen,  kann  ihn  auch  an  Ausgaben  gewöhnen, 

’)  Diesen  (iedanken^^ang  suchte  neuerdings  Brcnitano  in  seinem  Vorträge 
»Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  nach  dem  Kriege«  eingehend  zu  verteidigen  (Schril- 
ten  der  (Gesellschaft  für  Soziale  Reform,  Heft  (>3,  Jena  1910). 
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die  nicht  nur  unwirtschaftlich  sind,  sondern  das  direkte  (h^genteil 
der  Stärkung  der  Arbeitskraft  bewirken. 

Fraglich  ist  aber  auch,  ob  gerade  eine  e r z w ii  n g e n e 
Lohnerhöhung  eine  gesteigerte  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter 
’nach  sich  zieht.  Auf  alle  Fälle  gehört  nämlich  zur  Steigerung 
der  Arbeitsleistung  nicht  bloß  mehr  Arbeitskraft,  sondern 
auch  entsprechend  zunehmender  Wille  zur  Arbeit.  Ist  es  nun 
aber  wahrscheinlich,  daß  unter  dem  Einfluß  der  Ausbeutungstheo- 
rie des  vulgären  Sozialismus  erzwungene  Lohnerhöhungen,  die 
doch  immer  nur  als  eine  bescheidene  Abschlagszahlung  auf  den 
vollen  Ertrag  dei  Arbeit  betrachtet  werden,  eine  erhöhte  Be- 
reitwilligkeit, mehr  zu  leisten,  nach  sich  ziehen  werden?  Han 
wird  geneigt  sein,  diese  Frage  um  so  ehei  zu  verneinen,  wenn  man 
an  die  Vorgänge  bei  den  Lohnbewegungen  selbst  denkt,  bei 
denen  aus  agitatorischen  Rücksichten  die  Uebertreibung  eine 
so  erhebliche  Rolle  spielt.  In  Verbindung  mit  der  Tatsache,  daß 
die  unmittelbaren  Folgen  der  Lohnbewegungen  in  einem  sehr 
großen  Teile  der  Fälle  den  Erwartungen  der  Arbeiter  nicht 
entsprechen,  und  daß  die  mittelbare  Folge  häufig  nur  eine  zu- 
nehmende Inkongruenz  zwischen  Nominallohn  und  Reallohn  ist. 

Eines  meiner  Seminarmitglieder  (E.  Seelhorst)  hat  mit 
Hilfe  eines  sehr  erfahrenen  Breslauer  Architekten  festgestellt, 
daß  sich  für  i cbm  M a u e r w^  e r k in  der  Zeit  von  1911 
bis  1919  folgende  Ziffern  ergaben: 


Jahr 

Stundenlohn 
in  Pfg. 

.Stundenzahl 
f.  d.  Herstellung 

Lohnanteil 

Selbstkostenpreis 

191 1 

51 

7,06 

3,60 

14,40 

1912 

53 

iM 

4,05 

15,40 

55 

8,01 

4,50 

17,10 

1914 

58 

8,6 

5, — 

18,— 

1015 

58 

9,4 

5,50 

18,90 

191b 

()8 

8,0 

5,90 

0 

p 

0 

1917 

83 

7,5 

b,30 

22,50 

1918 

93 

7,7 

7,20 

31,95 

1919 
(An  fang) 

145 

9,09 

14,40 

{>0,60 

1919 

(JUai) 

200 

iJ,^5 

22,50 

94,50 

Auch  aus  diesen  Ziffern  ergibt  sich,  daß  die  Hoffnung,  steigende 
J.ölme  durch  entsprechend  gesteigerte  Arbeitsleistung  der  Arbei- 
tcT  (änzubrijigeii,  ein  sehr  unsicherer  Wechsel  auf  die  Zukunft  ist^). 

9 »I  )ic.  Abhfmj'if'kcit  der  ArlxMtspnuluktivität  von  der  T.ohnholio  gilt  nur 
Ml  engen  Crenzen  .uidernfnlls  hülle  der  l\ani))f  des  Kapitals  mit  der  Arbeit 
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D i e Ansicht  dringt  auch  jetzt  immer  mehr  durch.  Dm 
so  größere  Erwartungen  knüpft  man  daher  an  den  technischen, 
organisatorischen  Fortschri  t,  den  man  als  Folge  des  Drucks 
der  Arb  iterkoalition  und  ihrer  Kampfmaßnahmen  glaubt  in 
Aussicht  stellen  zu  können.  Man  zitiert  oft  den  Amerikaner 
Schönhof,  der  in  seinem  Werke  »Oekonomie  hoher  Löhne«  den 
Satz  ausspricht:  »Das  Gesetz  der  Schwere  hat  keine  absolutere 
Geltung  als  die,  daß,  wo,  wie  in  Amerika,  der  Lohn  ein  hoher  ist, 
das  Streben  des  ^Arbeitgebers  dahin  geht,  an  Arbeit  zu  sparen.« 
Das  Correspondenzblatt  der  Generalkommission  ging  noch 
einen  Schritt  weiter.  Es  glaubte  die  These  auf  stellen  zu  dürfen 
(Jahrg.  1911,  S.  19);  »Ohne  eine  kiaft volle  Gewerkschaftsbe- 
wegung fehlt  der  Antrieb  zu  technischen  Fortschritten.«  Herkner 
scheint  dieser  Auffassung  nicht  allzu  fein  zu  stehen.  Seiner  Mei- 
nung nach  hat,  wenigstens  in  der  Zeit  von  1900 — 1910,  für  die 
ganze  Konstruktionsarbeit  in  Hütten-  und  Stahlwerken,  im 
Kalibetrieb,  im  Bergbau,  in  den  Gaswerken,  in  den  Brauereien 
und  anderwärts  den  leitenden  Gesichtspunkt  der  Wunsch  ge- 
bildet, sich  durch  mechanische  Verbesserungen  von  der  Masse 
der  mindergelernten,  niedriger  beza,hlten  und  deshalb  stets  zu 
Streiks  geneigten  Arbeiter  möglichst  unabhängig  zu  machen. 
Zu  dieser  Behauptung  wäre  manches  zu  sagen.  Zunächst  ist  es 
noch  sehr  die  Frage,  ob  in  den  Branchen  mit  den  niedrigsten 
Löhnen  wirklich  am  häufigsten  gestreikt  ward;  ich  erinnere 
an  die  schon  früher  einmal  zitierte  Aeußerung  von  Parvus:  »Die 
Gew^erkschaften  gehen  den  höheren  Löhnen  nach;  sie  sind  doit 
am  stärksten,  wo  die  Löhne  am  höchsten  sind.«  Erst  recht  bedarf 
es  des  Beweises,  daß  die  Stieikgefahr  dadurch  verringert 
wird,  daß  man  durch  technische  Verbesserungen  einen  Teil  der 
Arbeiter  überflüssig  macht.  Die  Arbeiterführer  sind  anderer 
Meinung.  »Der  Textilarbeiter«  schrieb  in  seiner  Nummer  vom 
23.  August  1912:  »Wir  sehen,  daß,  je  weiter  die  Technik  fort- 
schreitet, die  lange  kolportierte  Behauptung  unzutreffend  wird, 
der  Arbeiter  sei  mir  noch  ein  Rädchen  an  der  Maschine.  O nein  1 
Der  Arbeiter  wird  bei  den  neueren  Maschinen  immer  mehr  zur 
Seele  der  Maschine,  deren  Leistungsfähigkeit  seine  Intelligenz 
beeinflußt.«  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  es  für  den  .Arbeitgeber 


keinen  Sinn,  Die  Ka])ilalisten  wären  Xarren,  wenn  sie  der  JCrhüliiin{=;  der  Lölme 
wider.ständcn,  falls  eine  solche  ihren  Interessen  ents))r:iclie.«  'ru}fan-Bara- 
nowsk}*,  Soziale  'I  heorie  der  Verteilung  in  Brauns  Annalen,  Bd.  1 (1913),  S.  5i(». 
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viel  fataler  ist,  wenn  sicii  die  »Seele«  seines  kostspieligen  I^o- 
cliiktionsapparatcs  ausschaltet,  als  wenn  er  auf  eine  (irupjx* 
»minder  gelernter«  Arbeiter  zeitweise  verzichten  muß.  Brauer 
(a..  a.  ().  S.  8o)  bezeichnet  es.  wie  es  jeder  Sachkenner  tun  wird, 
als  »selbstverständlich«,  ddß  der  Arbeitgeber  durch  die  Verbesse- 
rung seiner  maschinen technischen  Hilfsmittel  eher  mehr  als  weni- 
ger abhängig  wird.  Insofern  darf  man  sagen,  daß  technische' 
Fortschritte  nicht  infolge,  sondern  trotz  des  Streiks  eingeführt 
wurden. 

Sehr  wesentlich  ist  auch  die  Frage,  ob  die  Arbeiter  ihrerseits 
die  Einführung  arbeitsparender  Masediinen  als  einen  E r- 
folg  ihrer  Lohnbewegung  bezeichnen,  oder  ob  nicht  vielmehr 
durch  die  Einführung  dieser  Maschinen  ein  Grund  für  neue  Un- 
zufriedenheit in  die  Arbeiterschaft  hineingetragen  wii'd.  Auf 
die  Dauer  wird  die  Maschine,  weil  sie  die  Produktivität  der  Ar- 
beit günstig  beeinflußt,  gewiß  auch  der  Gesamtheit  der  Arbeiter- 
schaft materiellen  Nutzen  bringen;  aber  es  läßt  sich  nicht  leugnen, 
daß  in  der  Regel  in  dem  Gewerbe,  in  dem  die  arbeitsparende 
Maschine  eingeführt  wird,  die  Arbeiter  selbst  unter  Umständen 
empfindlich  unter  den  Uebergangswehen  zu  leiden  haben.  Man 
kann  daher  recht  wohl  begreifen,  daß  sie  einem  derartigen  tech- 
nischen Fortschritt  von  ihrem  berufsegoistischen  Standpunkte 
aus  skeptisch  gegenüberstehen. 

Als  im  Buchdruckergewerbe  der  Tarifvertrag  erneut  werden 
sollte,  äußerten  die  Prinzipale  — im  Oktober  1912  — als  Wunsch 
ihren  Gehilfen  gegenüber,  »die  Freiheit  in  der  Ausnutzung  der 
technischen  Hilfsmittel  und  technischen  Fortschritte  soll  bei 
Anerkennung  humaner  Grundsätze  nicht  eingeengt  werden«. 
Das  Korrespondenzblatt  der  organisierten  Buchdrucker  nahm 
daraufhin  Veranlassung,  die  Frage  in  einer  Reihe  von  Artikeln 
unter  der  Ueberschrift : »Organisationsbestrebungen  und  tech- 
nischer Fortschritt«  zu  untersuchen.  Es  kam  zu  dem  Ergebnis: 

»Achnliche  Folji'ecrschoiiiungen,  wie  wir  sie  in  anderen  Gewerben  mit  ver- 
vollkDiuinneter  Maschinentechnik  zn  beobachten  (Gelegenheit  haben,  traten  auch 
ini  Huchdriu^k  bei  der  Ibnführnng  von  Setzmaschinen  zutage.  Ihre  Anwendung 
steigerte  die  1 ’rodiiktivität  der  .\rbcit,  wodurch  namentlich  in  der  Uebergangs- 
}>(;riod(;  vieh;  Itandsetzer  id)erfliis:-;ig  wurden  . . . Daß  der  Verband  der  deutschen 
Buchdrucker  in  der  Lage  war,  die  bercentigten  Interessen  seiner  Mitglieder 
walirzun(>hni<-*n,  kann  vom  g(wverkschaftlichen  Stand])unkte  nicht  hoch  genug 
e ra  11  s (•  h 1 ag  t werden.« 
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In  anderem  Zusammenhänge  erklärte  dieselbe  Zeitschrift 
(1913,  Nr.  22) : Zwar  sei  der  Arbeiter  als  Mitglied  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  stärker  noch  als  die  sozial  gehobenen  Be- 
völkerungsschichten an  der  Warenverbilligung  interessiert;  als 
eigentlicher  Arbeitnehmer  habe  er  indessen  mit  aller  Wachsam- 
keit darauf  zu  achten,  daß  er  durch  die  Maschine  nicht  aus  dem 
Produktionsprozesse  ausgeschaltet  werde.  — Und  ist  diese 
Auffassung  von  dem  branchenegoistischen  Standpunkt  der 
organisierten  Arbeiter  nicht  ganz  richtig,  ja  selbstverständlich? 
Ich  glaube,  alle  Gewerkschaften  werden  diese  Frage  bejahen 
und  chne  Zögern  ähnlich  handeln,  wie  die  Buchdrucker,  wenn 
sie  organisatorisch  so  erstarkt  sind  wie  diese. 

Vergessen  wir  endlich  doch  auch  nicht,  daß  es  nicht  auf 
Fortschritte  der  Technik  an  und  für  sich  ankommt,  sondern 
auf  die  Größe  der  dadurch  ermöglichten  Produktioirsverbilligung, 
die  mit  fortschreitender  Entwickelung  der  Technik  in  derselben 
Branche  die  Tendenz  hat,  relativ  abzunehmen  ^) . 

Es  soll  gewiß  nicht  geleugnet  werden,  daß  die  Unter- 
nehmer infolge  der  wenigstens  für  eine  Uebergangszeit  bestehen- 
den Schwierigkeit,  die  Lohnerhöhung  auf  die  Konsumenten  ab- 
zuwälzen, sich  veranlaßt  sehen  können,  durch  technische  und 
organisatorische  Verbesserungen  die  gestiegenen  Entstehungs- 
kosten wett  zu  machen;  »Normalisierung«,  »Schabionisierung«, 
»Intensivierung«  sind  die  Stich  Worte  für  die  Betriebsfortschritte, 
die  aber  unter  Umständen  für  den  Sozialpolitiker,  dem  der  Mensch 
mehr  gilt  als  die  W'are,  eher  als  Rückschritte  erscheinen  mögen. 
Im  ganzen  wird  jedenfalls  eine  zweckmäßige  Produktivitätsstei- 
gerung sicherer  zu  erwarten  sein,  wenn  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer einträchtig  das  gemeinsame  Ziel  im  Auge  haben,  als 
wenn  sie  sich  in  erbittertem  Kampfe  gegenseitig  die  Lust  zum 
Schaffen  nehmen  Das  gilt  vollends  für  die  Gegenwart.  Bren- 

h Wl-  ful.  Wolf,  Nationalökonomie  als  exakte  Wissenschaft,  S.  57,  und 
Brauer,  Bodenfragc  und  Arbeiterinteresse,  S.  15. 

2)  Die  sozialistische  »Holzarbeiterzeitung«  ‘chrieb  191O  (Nr.  20):  »Wo  die 
Unternehmer  , . . sich  mit  den  Arbeitern  in  Arbeitsgemeinschaften  zusammen- 
fanden, da  wurden  durch  dieses  Zusammenwirken  oft  überraschend  günstige 

Ergebnisse  erzielt Wir  geben  uns  keinerlei  'räuschung  darüber  hin,  daß 

der  unmittelbare  Vorteil  aus  dieser  Tätigkeit  den  U n t e r n e h m e r n 
zufließt.  Wir  sind  aber  nicht  kurzsichtig  genug,  um  nicht  zu  erkennen,  daß 
dieses  Werk  auch  der  Arbeiterschaft  zum  Nutzen  gereichen  wird.«  Zit.  nach 
Brauer,  B<jdenfrage  und  Arbeiterinteresse,  Jena  191Ö,  S. 

Adolf  Wel)cr,  Kampf.  2.  Aull. 
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tano  zieht  in  seiner  oben  erwähnten  Schrift  das  Sprichwort  »Not 
macht  erfinderisch«  als  Beleg  dafür  heran,  daß  die  Kam])fmaß- 
nahmen  der  Gewerkschaften  den  technischen  Fortschritt  be- 
günstigen. Nun,  heutzutage,  wo  wir  in  einem  Meere  von  Not 
und  Jammer  stehen,  brauchen  wir  doch  sicher  nicht  noch  erst 
künstlich  durch  die  Streiks  Not  zu  schaffen,  um  erfinderisch 
zu  werden. 

Nach  einer  Richtung  hin  mag  der  Kampf  rein  wirtschaft- 
lich — aber  auch  nur  rein  wirtschaftlich  — 
besondere  Fortschritte  bringen.  Die  kleineren  und  mittleren 
Unternehmer  sind  natürlich  die  schwächeren  Elemente.  Gegen 
sie  richtet  sich  der  Kampf  der  Arbeiter  in  erster  Linie.  Sie 
können  am  wenigsten  lange  aushalten.  Die  sowieso  schon  in  der 
volkswirtschaftlichen  Entwicklung  enthaltenen  Konzentrations- 
tendenzen werden,  wie  auch  von  den  Arbeiterführern  stets  zu- 
gegeben wird,  durch  die  fortwährenden  Kämpfe  zwischen  Kapital 
und  Arbeit  noch  weiter  beschleunigt.  Der  Großbetrieb  bedeutet 
wirtschaftlich  gegenüber  dem  Kleinbetriebe  unzweifelhaft  einen 
Fortschritt.  Aber  auch  nach  dieser  Richtung  hin  sind  die  Aus- 
sichten der  Arbeiter  nicht  so  glänzend,  wie  einige  Nationalöko- 
nomen glauben  machen.  Brentano  z.  B.  behauptete  (»Die  Schrek- 
ken  des  überwiegenden  Industriestaates«,  1901),  daß  in  der 
Industrie  der  Satz  des  zunehmenden  Ertrages  gelte.  Das  haupt- 
sächlichste industrielle  Produktionsmittel  seien  vermehrbare 
Kapitalien.  Sie  könnten  nieht  nur  zu  gleichen,  sondern  zu  immer 
geringeren  Kosten  beschafft  werden,  und  jede  Mehrverwendung 
von  Arbeit  und  Kapital  führe  hier  also  zu  steigenden  Erträgen. 
Inzwischen  aber  ist  überzeugend  nachgewiesen  worden,  daß  diese 
Ansicht  irrig  ist,  daß  auch  in  der  Industrie  die  Möglichkeit,  eine 
Ware  mit  um  so  geringeren  Kosten  herzustellen,  je  größer  der 
Betrieb  ist,  eine  begrenzte  ist.  Ich  verweise  z.  B.  auf  die  instruk- 
tiven Untersuchungen  von  Richard  Schüller  (Ueber  Schutzzoll 
und  Freihandel,  Wien  1905,  S.  10  ff.).  Neuerdings  hat  Bücher(Zeit- 
sclirift  für  Staatswissenschaften  1910,  S.  429)  in  einem  Aufsatze 
über  das  »Gesetz  der  Massenproduktion«  den  Satz  aufgestellt, 
daß  zwar  durch  Anwendung  vollkommener  Produktionsver- 
fahixm  sich  die  i^roduktionskosten  mit  der  Zunahme  der  Pro- 
dnk(enmass(!  verminderten,  »diese  Kostenverminderung  voll- 
zieht sicJi  jedoch  im  allgemeinen  langsamer,  als  die  Produktions- 
m;i,sse  steigt,  und  verlangsamt  si{'h  um  so  mehr,  je  größer  die  Masse 
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wird.  Schließlich  wird  eine  Größe  erreicht,  bei  der  eine  weitere 
Steigerung  der  Masse  keinen  ökonomisch  ins  Gewicht  fallenden 
Vorteil  mehr  bieten  kann.«  Gilt  das  allgemein,  so  erst  rechMür 
die  Gewerbe,  in  denen  besonders  häufig  Streiks  Vorkommen: 
das  ganze  Baugewerbe,  gewisse  Gruppen  der  Metallverarbeitung, 
Industrie  der  Holz-  und  Schnitzstoffe,  Bekleidungs-  und  Reini- 
gungsgewerbe. 

Die  Arbeiter  denken  in  der  Regel  auch  gar  nicht  daran,  daß 
der  erhöhte  Arbeitslohn  erst  noch  durch  vermehrte  Produktions- 
leistungen bereit  gestellt  werden  muß;  sie  sind  in  dem  Glauben, 
daß,  solange  es  reiche  Leute  gibt,  auch  Reichtum  genug  vor- 
handen ist,  um  ihre  materielle  Lage  zu  verbessern;  geschieht 
es  nicht,  so  ist  ihrer  Meinung  nach  der  böse  Wille  der  Besitzenden, 
der  »Ausbeuter«  daran  Schuld.  Nun  wissen  wir  ja  schon, 
daß  der  Blick  nicht  an  dem  haften  bleiben  darf,  was  die 
Reichen  einnehmen,  sondern  daß  entscheidend  ist,  wofür  ^ 
sie  es  ausgeben,  ob  sie  es  verbrauchen  oder  anlegen.  Das,  was 
sie  anlegen,  hat  die  Bestimmung,  produktiv  verwandt  zu  werden, 
es  bildet  Kapital,  schafft  neues  Kapital  und  damit  Arbeitsge- 
legenheit. »Gerade  der  Tatsache  muß  sich  die  Sozialpolitik 
bewußt  bleiben,  daß  die  Ersparungen  aus  Unternehmergewinn 
und  Kapitalrente  die  hauptsächlichste  Form  sind,  in  der  die 
Reservierung  von  Realkapital  für  die  Produktionserweiterung 
geschieht«  ^). 

Wir  müssen  uns  klarmachen,  daß  es  in  der  Volkswirtschaft 
mit  der  Arbeit  allein  noch  nicht  getan  ist;  die  Arbeit  muß 
langwierige  und  komplizierte  Umwege  machen,  ehe  sie  das 
geschaffen  hat,  was  unmittelbar  zur  Befriedigung  mensch- 
licher, materieller  Bedürfnisse  dient;  riesige  Fabrikräume 
werden  errichtet,  Maschinen  gebaut,  auf  Grund  einer  un- 
übersehbaren Arbeitsteilung  werden  in  allen  Teilen  der  Welt 

•)  Zwiedincck-Südcnhorst,  Sozialpolitik,  S.  143.  Aehnlich  Jac.  Fisclier, 
Sozialistische  Monatshefte  1904  I,  S,  297.  In  der  Regel  sind  die  Vorstellungen 
der  Gewerkschaftspraktiker  über  die  Rolle  des  Kapitals  in  der  Volkswirtschaft 
sehr  unklar  und  wirr.  So  meint  Joos  (a.  a.  O.  S.  28),  »die  Summe  der  Lohner- 
höhungen sammelt  sich  doch  wieder  in  einzelnen  Kapitalreservoirs«;  und  in 
einem  Artikel  des  »Zimmerer«  (1912,  Nr.  49)  hieß  cs:  »Bei  der  cigentliclien  Güter- 
herstellung übt  das  Kapital  keinerlei  Funktion  aus  . . . nur  als  Organisations- 
mittel kann  es  nicht  entbehrt  werden,  weil  der  Arbeiter  ein  Tauschmittel,  einen 
Wertmaßstab  haben  muß.  Daß  dieser  Wertmesser  aber  auch  eine  andere  Form 
haben  kann,  dafür  liefert  der  infxlerne  Warenaustausch  schon  ganz  interessante 
B(; weise«  (!). 
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Itinzelleistungen  vollbracht,  die  erst  lange  nach  Beginn  der  Ar- 
beit zu  einem  letzten  Arbeitsergebnis  vereinigt  werden.  Die 
Menschen  müssen  über  die  Mittel  verfügen,  um  auf  diese  Jtnd- 
leistung  warten  zu  können.  Vielleicht  ist  cs  ein  großer  Ozean- 
dampfer, der  erst  nach  vielen  Jahren  die  Arbeit,  die  auf 
ihn  verwandt  worden  ist,  lohnt.  Gewaltige  Arbeit  wird  in  ihm 
»kristallisiert«,  wtü  man  weiß,  daß  man  ein  dauerhaftes  Gut 
schafft,  das  sich  reichlich  lohnen  wird.  Aber  man  muß  sich  viele 
Jahre  gedulden,  ehe  der  Nutzeffekt  der  Arbeit  vollendet  ist. 
Um  auf  das  Fertigwerden  des  Schiffes  und  gar  auf  das  Ende 
seiner  wirtschaftlichen  Nutzwirkung  warten  zu  können,  muß 
man  über  volkswirtschaftliches  Kapital  verfügen.  Es  ist  nicht 
in  beliebiger  Menge  vorhanden,  es  ist  knapp,  ebenso  wie  die 
menschliche  Arbeit.  Man  lockt  es  hierhin  und  dorthin  in  der  Volks- 
wirtschaft; wo  man  sich  von  dem  Wartenkönnen  einen  besonderen 
Vorteil  verspricht,  bietet  man  einen  entsprechend  höheren  Preis, 
eben  den  Kapitalzins,  der  die  Verwendung  des  Kapitals  je  nach 
der  in  Aussicht  stehenden  größeren  oder  geringeren  volkswirt- 
schaftlichen Ergiebigkeit  reguliert,  und  der  zugleich  anspornt, 
den  Gegenwartsgenuß  aufzuschieben,  Opfer  zu  bringen,  zu  sparen, 
um  in  der  Zukunft  desto  mehr  zu  besitzen.  Der  Zins  ist  weder 
als  Regulator  zu  entbehren,  solange  der  Güterverbrauch  frei 
ist  — und  das  soll  er  ja  auch  in  der  sozialistischen  Gesellschafts- 
ordnung sein  — , noch  als  Ersparnisprämie.  Man  kann  sich 
denken,  daß  auch  ohne  ihn  die  Konsumenten  für  den  Fall 
der  Not  zurücklegen,  aber  das  kann  nie  ersetzen,  was  heute 
unter  dem  Ansporn  des  Zinses  kapitalisiert  wird.  Und  dieses 
Kapitalisieren  ist  unbedingt  notwendig,  wenn  sich  die  Volks- 
wirtschaft fortentwickeln  soll.  Vorderhand  ist  auch  keine  In- 
stanz da,  die  den  Zins  in  diesem  Sinne  im  Dienste  der  Volks- 
wirtschaft zweckmäßiger  verwenden  könnte  als  die  mit  freier 
wirtschaftlicher  Initiative  ausgestattete  Privatwirtschaft.  Das 
schließt  nicht  aus,  daß  sie  in  Schranken  gehalten  werden  muß, 
wenn  sie  die  ihr  damit  gegebene  wirtschaftliche  Macht  miß- 
braucht. 

IGne  Beseitigung  des  Zinses  zugunsten  des  Lohnes  kann  dar- 
um jedejifalls  niclit  in  Frage  kommen;  aber  ist  denn  nicht  wenig- 
st(‘ns  eine  Reduzierung  des  Kapitalzinses  durch  die  Maßnahmen 
der  Gewerkscliaften  möglich?  Da  wo  die  Konkurrenz  unter  den 
Ka])italisten  ausgeschaltet  ist,  wo  sie  monopolistisch  den  Markt 
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beherrscht,  und  sich  kraft  dieser  Herrschergewalt  einen  den 
Marktzins  übersteigenden  monopolistischen  Extraprofit  sichern 
wollen,  kann  Gewalt  mit  Gewalt  zurückgedrängt  werden  — das 
wurde  schon  hervorgehoben,  als  vom  Branchenlohn  die  Rede 
war.  Aber  ist  auch  ein  Druck  auf  den  eigentlichen  Kapitalzins 
möglich  ? Dabei  darf  ich  daran  erinnern,  daß  wir  es  hier  nicht 
mit  Verschiebungen  innerhalb  der  einzelnen  Branchen  zu  tun  ha- 
ben, sondern  mit  der  gesamten  Volkswirtschaft,  also  mit  der 
Frage:  kann  der  Soziallohn  durch  Senkung  des  Sozialzinses  ge- 
steigert werden  ? 

Für  die  Höhe  des  j eweiligen  volkswirtschaftlichen 
Zinsfußes  ist  die  Menge  der  in  einem  Lande  vorhandenen  Kapi- 
talien in  ihrem  Verhältnis  zum  Bedarf  entscheidend.  Die  Menge 
des  Kapitals  nimmt  infolge  der  durch  die  Koalition  erzwungenen 
Lohnsteigerungen  sicher  nicht  zu;  eher  wird,  aus  den  schon  er- 
wähnten Gründen,  eine  Abnahme  zu  erwarten  sein.  Der  Bedarf 
hingegen  wird  größer  sein;  denn  nicht  nur  die  iVrbeitseinstellung 
an  und  für  sich,  sondern  auch  die  durch  ihren  Erfolg  bedingte 
wirtschaftliche  Strukturveränderung  und  die  damit  verbundenen 
Kapitalstockungen  und  -Zerstörungen,  nicht  minder  die  ver- 
breiterte Lohnbasis  erheischen  vermehrte  Bereitstellung  von 
Kapital.  Soweit  die  Arbeitgeber  sich  von  den  Arbeitern  durch 
technische  Neuerungen,  also  durch  »Einschlagen  von  langwierigen 
Produktionsumwegen«,  von  den  Arbeitern  unabhängig  zu  machen 
versuchen  oder  die  Kosten  der  Lohnerhöhungen  einbringen  wollen, 
bedingt  auch  das  wieder  stärkere  Kapitalverwendung.  Im  un- 
mittelbaren Zusammenhang  mit  der  Lohnsteigerung  ist  also 
nicht  Senkung,  sondern  Erhöhung  des  Zinsfußes  zu  erwarten. 

Nun  ist  allerdings  auf  die  1)  a u e r für  die  Höhe  des  Zins- 
fußes nicht  das  Quantum  der  Nachfrage  entscheidend,  sondern 
die  Art  der  Verwendung.  Je  produktiver  das  Kapital  in  der  Volks- 
wirtschaft verwandt  wird,  um  so  mehr  wird  es  in  der  Folge  zur 
Verfügung  gestellt  werden  können.  Man  kann  daher  von  einer 
Tendenz  des  sinkenden  Zinsfußes  bei  fortschreitender  wirtschaft- 
licher Entwicklung  sprechen.  Leider  ist  aber  wieder  die  Gefahr 
sehr  groß,  daß  diese  Tendenz  durch  die  erzwungene  Lohnerhöhung 
und  den  damit  wahrscheinlichen  größeren  Verbrauch  von  (Gütern 
für  konsumtive  Zwecke  kom})ensicrt  und  überkompensiert 
wird;  das,  was  in  den  Händen  der  Unternehmer  produktiv  ver- 
wandt worden  wäre,  also  zur  Kapital  Vermehrung  beigetragen 
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hätte,  verwandelt  sich  in  den  Händen  der  Arbeiter  wenigstens 
zum  überwiegenden  Teile  in  Verzehrsgüter. 

Gewöhnlich  macht  man  «ich  von  der  H ö h e des  Kapitalgewinncs  gerade 
bei  industriellen  Unternehmungen  eine  ganz  falsche  Vorstellung.  Man  nimmt 
einige  gut  fundierte  Aktiengesellschaften,  verallgemeinert  deren  Erträgnisse 
und  glaubt  dann  bewiesen  zu  haben,  um  wie  viel  der  Arbeitslohn  zuungunsten 
des  Kapitalprofits  gesteigert  werden  könne.  . . Nun  sind  zunächst  die  Gewinne 
der  Aktiengesellschaften  gar  nicht  so  groß,  wie  man  meist  annimmt.  Nach 
Untersuchungen  von  Professor  Kühnert  (Deutsche  Wirtschaftszeitung  1910, 
S.  636  ff.)  bezogen  in  Preußen  vom  gesamten  dividendenberechtigten  Kapital: 


unter  Berücksichtigung 
des  Nennwertes  der  Aktien 


Prozent  Dividende 

Milk  M. 

V.  H. 

0 

336,38 

6,0 

über 

0 bis  3 

210,20 

3,7 

3 5 

317,04 

5,0 

y > 

3 ,,  7 

1116,19 

19,9 

J > 

7 ,,  IO 

2155,82 

38,4 

> > 

IO  ,,  15 

1150,41 

20,5 

y y 

13 

327,63 

5,8 

Zusammen 

5613,66 

100 

unter  Berücksichtigung 

des  Kurswertes  der  Aktien 

Prozent 

Dividende 

Mül.  M. 

V.  H. 

0 

336,38 

6,0 

über 

0 bis  3 

151,70 

2,7 

f > 

3 ,>  5 

1155,49 

20,6 

y y 

5 ,,  7 

3593,74 

64,0 

yy 

7 IO 

361,53 

6,6 

y > 

IO  „ 15 

14,83 

0,3 

y y 

15 

— 

— 

Zusammen 

5613,66 

100 

Hiernach  verzinsten  sich,  meint  Kühnert,  bei  Berücksichtigung  des  Kapital- 
nennwertes  der  Aktien  nahezu  zwei  Drittel,  hingegen  bei  Zugrundelegung  des 
Kurswertes  noch  nicht  der  vierzehnte  Teil  des  dividendenberechtigten  Gesamt- 
kapitals zu  mehr  als  7%.  Die  höchste  Dividendengruppe  von  über  15%,  auf 
die  nominell  rund  ein  Siebzehntel  des  Kapitals  entfalle,  bleibe  bei  Heran- 
ziehung des  itn  allgemeinen  dem  Erwerbspreise  der  Aktien  mehr  entsprechen- 
dcjii  Ka[)italkiirswertcs  unbesetzt.  Diese  Uebersicht  sei  also  ganz  besonders 
geeignet,  die  in  der  Oeflentlichkcit  vielfach  herrschenden  übertriebenen  Vor- 
stellungen von  den  Gewinnen  der  Aktionäre  zu  berichtigen. 
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Allerdings  gibt  weder  die  eine  Zahlenreihe  noch  die  andere  für  uns  ein 
korrektes  Bild.  Berechnungen  auf  Grund  des  Kurswertes  haben  deshalb  wenig 
Sinn,  weil  man  nicht  beiücksichtigen  kann,  wie  viel  Aktien  zu  dem  notierten 
Kurse  umgesetzt  wurden.  Andererseits  aber  wäre  es  ebenso  verfehlt,  die  nomi- 
nelle Dividendenzahl  unbesehen  als  den  Ausdruck  des  Gewinnes  der  Aktionäre 
oder  gar  der  »Unternehmer«  hinzunehmen.  Zu  dem  nominellen  Grundkapital 
tritt  hinzu  das,  was  die  Aktionäre  in  Form  von  »Agio«  und  durch  Mehrung  der 
Reserve  an  Kapital  in  das  Unternehmen  hineingesteckt  haben.  Zu  den  Divi- 
denden hingegen,  d.  h.  zu  dem,  was  der  Aktionär  bar  erhält,  muß  hinzugerechnet 
werden,  was  zur  Sicherung  des  Geschäftes  für  die  Zukunft  zurückbehalten 
wird  . Setzt  man  die  Dividende  in  ein  Verhältnis  zu  dem  Kapitalkurswert, 
so  wird  man  wahrscheinlich  ein  Bild  erhalten,  das  der  Wirklichkeit  wesentlich 
näher  liegt,  als  wenn  man  das  Nominalkapital  zugrunde  legen  würde.  Jeden- 
falls ist  es  hoch  gerechnet,  wenn  man  annimmt,  daß  die  Aktionäre  von  den 
der  Volkswirtschaft  zur  Verfügung  gestellten  Kapitalien  durchschnittlich  6% 
einschließlich  der  Kursgewinne  unter  Abzug  der  Kursverluste  emheimsen. 
In  diesen  6%  steckt  aber  nun,  volkswirtschaftlich  gesehen,  Kapitalzins,  Risiko- 
prämie und  Vorzugsrente.  Im  Frühjahr  1919  ging  durch  einen  Teil  der  deut- 
schen Presse  eine  Aufstellung,  die  der  Vorsitzende  des  Direktoriums  der  A.E.G. 
Geh.  Rat  Deutsch  auf  Grund  der  Geschäftsergebnisse  von  66  Industriegesell- 
schaften aus  allen  Teilen  Deutschlands  gemacht  hatte.  Das  Kapital  der  Gesell- 
schaften von  rund  2,5  Milliarden  hat  während  der  letzten  zehn  Jahre  durchschnitt- 
lich 215220000  Mark  Dividenden  abgeworfen,  während  für  Gehälte’*  jährlich 
I 424  800  000  Mark  und  für  staatliche,  kommunale  und  soziale  Lasten  217  160  000 
Mark  jährlich  ausgegeben  wurden.  Von  jeder  Mark  erhielten  also  die  Ange- 
stellten und  Arbeiter  76,7  Pfg.,  Staat  und  Kommunen  11,7  Pfg.  und  die  Aktionäre 
11,6  Pfg.  Wenn  jede  Verzinsung  des  Kapitals  ausgeschlossen  würde,  würden  die 
783  781  Angestellten  und  Arbeiter  bei  diesen  besonders  gut  rentierenden  Unter- 
nehmungen pro  Kopf  und  Stunde  nicht  mehr  als  ii  Pfg.,  im  Jahre  270 Mark  mehr 
erhalten.  — Dieses  Mehr  wäre  aber  ein  Danaergeschenk  für  die  Arbeiter  ge- 
wesen, wenn  sie  es  auf  Anschaffung  von  Verzehrs-  und  Verbrauchsgütem  ver- 
wandt hätten,  es  wäre  erheblich  weniger  neues  Kapital  für  die  Produktion  zur 
Verfügung  gestellt  worden,  mit  der  Folge,  daß  die  Arbeiter  zwar  vorübergehend 
mehr,  dauernd  aber  weniger  gehabt  hätten. 

Kann  die  Risikoprämie  durch  das  Vorgehen  der  Arbeiter 
zugunsten  des  Arbeitslohnes  reduziert  werden  ? Durch  erzwungene 
Lohnerhöhungen  gewiß  nicht!  Cairnes,  der  hervorragende  eng- 
lische Nationalökonom,  betonte  (Some  leading  principles  of 
political  economy  newly  explained,  London  1874),  daß  das  Risiko, 
das  mit  jeder  Unternehmung  verbunden  sei,  um  so  größer  werden 
müsse,  je  mehr  sich  die  Arbeiter  in  Arbeitseinstellungen  ein- 
ließen. Schließlich  würden  alle  Unternehmer  bei  ihren  Kalku- 
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lationen  mit  dem  Posten  rechnen  müssen:  »Verluste  durch 
Arbeitseinstellungen«,  und  um  diesen  Betrag  müf3tc  sich  ihr 
Bruttogewinn  erhöhen.  Es  könnte  nur  daran  gedacht  werden, 
daß  durch  die  Unterdrückung  der  wilden  Streiks  und  die  dadurch 
bewirkte  größere  Stabilität  des  Verhältnisses  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  dieser  Posten  gemindert  werden  könne; 
indirekt  komme  das  dem  Soziallohn  wieder  zugute. 

Erst  recht  wird  es  nicht  möglich  sein,  durch  die  Macht- 
mittel der  Gewerkschaften  die  V o r z u g s r e n t e n zu  besei- 
tigen oder  zu  mindern.  Diese  »Differcntialrentcn«  sind  gar 
keine  Bestandteile  des  Preises,  sondern  sie  stellen  etwas  dar, 
was  gewissermaßen  bei  der  Preisbildung  übrig  bleibt;  sie  sind  die 
Folge  davon,  daß  die  qualitativen  Voraussetzungen  der  Produk- 
tion verschieden  sind  und  dennoch  am  Markte  ein  einheitlicher 
Preis  gezahlt  wird.  Diejenigen,  die  Herren  qualitativer 
Vorzüge  sind,  erhalten  bei  der  Produktion  ein  Mehr,  das  denen 
nicht  zukommt,  die  ohne  dergleichen  Vorzüge  produzieren  müssen, 
deren  Produkte  aber  doch  noch  notwendig  sind,  um  den  gesamten 
Bedarf  zu  befriedigen.  Daraus  ergibt  sich  mit  logischer  Not- 
wendigkeit, daß  nicht  der  Preis  hoch  ist,  weil  die  Rente  hoch 
ist,  sondern  die  Rente  hoch  ist,  weil  der  Preis  hoch  ist.  Die  Rente 
ist  nicht  Ursache,  sondern  Wirkung.  Ist  freilich  der  Boden  Mittel 
monopolistischer  Ausbeutung  bei  ausgeschalteter  Konkurrenz, 
dann  ist  gleiches  zu  sagen  wie  früher  über  die  Ausnutzung  eines 
etwaigen  Kapital-  oder  Arbeitsmonopols:  Macht  kann  in  diesem 
Falle  durch  Macht  dahin  gebracht  werden,  der  freien  Markt- 
preisbildung wieder  Geltung  zu  verschaffen.  Aber  Mittel  der 
Wirtschaftspolitik,  die  dem  besten  Wirt  den  Zugang  zum  Boden 
erleichtern  kann,  die  durch  Eröffnung  freier  internationaler  Kon- 
kurrenz den  Bodenreichtum  der  Welt  dem  heimischen  Markt 
zugänglich  zu  machen  vermag,  erreichen  im  Kampfe  gegen 
(än  beginnendes  Bodenmonopol  weit  mehr  als  noch  so  schlaue 
'l'aktik  der  GewaTkschaften ; auch  in  der  Stadt  sind  sie  der  Boden- 
vert(m(aung  gegenüber  ohnmächtig,  die  aber  beispielsweise 
durch  Verkelirsverbcsserimgen  (Straßenbahnen,  Vorortbahnen) 
etwa  in  V(!rbindung  mit  einer  großzügigen  Eingemeindungs- 
j)f)litik  recht  wohl  »bekämpft«  werden  kann  ^).  Dagegen  hat 

')  V'gl.  Adoll  W(‘l)or,  n<)(lcu  und  \V()hnuni>f,  l.cii)zig  i<)()8.  ln  .seiner  Schrift: 
liodenfraf'c  und  ArlxritcninÜMessc^  ( jeiKi  lyK))  luit  'I'h.  Brauer  in  sehr  eiiigehen- 
dfr  W’nsc'  Gl  niidrenle  und  Arlicitslolm  niil('iiiander  in  Vcnbindniig  zu  bringen 
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das  Ehepaar  Webb  durchaus  Recht,  wenn  es  meint:  »Die  Ge- 
werkvereine lassen  den  ganzen  großen  Teil  des  Gesamteinkommens 
unberührt,  der  das  Aequivalent  der  verschiedenen  über  den 
Grenznutzen  hinausgehenden  Vorteile  der  verschiedenen  Pro- 
duktionsfaktoren ist,  mag  nun  ihre  Ueberlegenheit  im  Boden 
oder  in  der  Lage  . . . begründet  sein.«  Was  von  der  Bodenrente 
gilt,  ist  auch  für  den  bloß  gelegentlichen  Differentialgewinn  — ■ 
z.  B.  Ausnutzung  einer  besonders  gutgewählten  Firmenbezeich- 
nung, schnelles  Zugreifen  am  Markte,  besonders  vorteilhafte 
Rohstoffeindeckung  — in  der  Regel  zutreffend.  »Die  Arbeiter 
können  diese  günstigere  Lage  einzelner  Produzenten  nicht  aus- 
nutzen. Diese  könnten  zwar  oft  sehr  viel  höhere  Löhne  zahlen, 
aber  dann  würden  sich  alle  Arbeiter  dahin  wenden  und  durch  ihre 
Konkurrenz  den  Lohn  doch  wieder  herabdrücken«  ^). 

Aber  wie  ist  es  denn  mit  dem  Unternehmerprofit?  so 
höre  ich  schon  ungeduldig  fragen.  Der  Leser  wird  sich  wohl  erin- 
nern, daß  bei  der  von  mir  entwickelten  Lehre  von  den  volkswirt- 
schaftlichen Leistungen  und  Gegenleistungen  von  einer  besonde- 
ren Kategorie  »Unternehmergewinn«,  wie  sie  sonst  in  den  volks- 
wirtschaftlichen Lehrbüchern  meist  üblich  ist,  nicht  die  Rede 
war.  Unternehmergewinn  ist  faktisch  ein  compositum  mixtum 
aus  drei  Bestandteilen:  i.  der  Zufallsrente,  2.  der  Risikoprämie, 
3.  dem  Unternehmerlohn.  Ueber  i.  und  2.  habe  ich  schon 
das  Erforderliche  gesagt.  Bleibt  noch  der  Unternehmerlohn. 
Kann  dieser  durch  Erhöhung  des  Arbeitslohnes  reduziert 
werden  ? 

Zunächst  die  Vorfrage:  Wäre  das  volkswirtschaftlich  und 
damit  auch  vom  wohlverstandenen  Interesse  aus  zweckmäßig  r 
Hören  wir,  was  die  Sozialisierungskommission,  in  der  neben  so- 
zialistischen Universitätsdozenten  auch  radikale  sozialistische 
Politiker  wie  Hilferding  und  auch  Gewerkschaftler  wie  Um- 
breit saßen,  zu  dieser  Frage  zu  sagen  hatte! 

versucht.  Dabei  steht  er  ganz  im  Banne  des  bekannten  Smitlisclien  Satzes,  »die 
i-iodenrente  als  der  für  die  Benutzung  des  Bodens  gezaldtc  Preis  ist  natürlich 
ein  Monopol  preis«.  Von  einer  falsclien  I^rämisse  ausgehend  kommt 
Brauer  m.  K.  zu  unhaltbaren  Itrgcbnisscn  und  bedenklichen  Reform  Vorschlägen. 
Aber  auch  von  seinem  Standj^unkte  ans  kommt  er  zu  dem  Resultat,  daß  die 
Gewerkschaften  jedenfalls  in  ihrem  heutigen  Aufbau  nichts  tun  könnten,  um 
der  Grundrente  zu  Leibe  zu  rücken  (a.  a.  O.  S.  202). 

h JJefmann,  Arbeitslohn  und  rnternehmergewinne  nach  dem  Kriege 
(Schriften  zur  Schaffung  sozialen  Rechtes,  Heft  8,  Stuttgart  J919),  S.  8. 
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»Die  gesamte  Kommission  ist  der  Meinung,  daß  ausreichender  Spielraum 
für  persönliche  Initiative  allein  nicht  genügen  würde,  um  Energie  und  Lebendig- 
keit der  Geschäftsführung  zu  sichern.  Vielmehr  kann  cs  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, daß  zum  mindesten  heute  noch  in  weitaus  den  meisten  hüllen  die  höchste 
Leistung  dadurch  hervorgeholt  werden  muß,  daß  man  die  Motive  sozialen  Pflicht- 
gefühls und  fachlicher  Arbeitstreue  mit  einem  wirtschaftlichen  Inter- 
esse am  Produktionserfolg  verbindet.  . . . Uebrigens  widerspricht 
es  nicht  dem  geireinwirtschaf blichen  Prinzip,  daß  die  h ö h e c Leistung 
auch  in  einem  h ö li  e r e n Gegen  w e r t ihren  Ausdruck  finde:.  Zudem  ist 
zu  berücksichtigen,  daß  mindestens  in  einer  Uebergangszeit,  in  der  überwiegende 
Gebiete  des  wirtschaftlichen  Lebens  privatkapitalistisch  organisiert  sind,  die 
sozialisierten  Wirt.schaftskörper  mit  der  privaten  Industrie  um  die  besten 
Kräfte  konkurrieren  . . . Daher  ist  es  unabweisbar  nötig,  daß  die  Bezüge,  na- 
mentlich der  Generaldirektoren  und  Direktoren,  nicht  nach  bürokratischen 
Maßstäben  gemessen  werden,  sondern  den  Sätzen  entsprechend,  die  in  der  Privat- 
industrie üblich  sind.  Aus  diesen  Gründen  sollen  auch  alle  Anstellungen  auf 
Privatvertrag  erfolgen.« 

Damit  ist  schon  das  Entscheidende  gesagt.  Man  stößt  aber 
auf  folgende  Ueberlegiing:  Es  stehe  keineswegs  fest,  welchen  Teil 
seines  Einkommens  der  Unternehmer  zur  Produktion  und  welchen 
zur  Konsumtion  verwende.  Der  Druck  einer  Arbeiterkoa- 
lition könne  die  Aufwendungen  der  Unternehmer  für  konsum- 
tive Zwecke  vermindern  und  dadurch  zur  Steigerung  des  Sozial- 
lohnes beitragen.  Der  Gedankengang  ist  an  und  für  sich  richtig. 
Aber  der  Eintritt  der  hier  in  Rede  stehenden  Möglichkeit  ist 
zunächst  einmal  höchst  unsicher;  es  ist  ein  alter  Streit,  ob  ver- 
ringerter Gewinn  die  Kapitalisierung  fördere  oder  hemme. 
Ich  glaube  nicht  daran,  daß  dann,  wenn  ein  hohes  Unternehmer- 
einkommen durch  den  Druck  der  Gewerkschaften  reduziert  wird, 
der  Unternehmer  sich  bei  Befriedigung  seiner  hergebrachten  ma- 
teriellen Bedürfnisse  Zwang  antun  wird;  er  wird  lediglich  da- 
durch reagieren,  daß  er  weniger  Kapital  »akkumuliert«.  Da- 
von abgesehen  wird  die  praktische  Bedeutung  dieser  Ueberlegung 
ganz  erheblich  überschätzt:  Die  Zahl  der  Angehörigen  des 
Unternehmerstandes  möchte  ich  mit  Pohle  zwischen  der- 
jenigen der  »Selbständigen«  und  der  »gewerblichen  Unterneh- 
mungen« suclum  und  sie  wie  er  bestenfalls  auf  wenige  Hundert- 
tausend schätzen;  das,  was  diese  verhältnismäßig  so  geringe 
Zahl  »verbrauclit«,  ist  schon  an  und  für  sich  gegenüber  den 


*)  Der  l Mlcnw'lmicrstand,  Leipzig  uiul  Dresden  1910,  S.  3O. 
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Riesenbedürfnissen  der  Arbeiterheere  nicht  groß,  in  Betracht 
kommt  aber  für  uns  hier  nur  das,  was  sie  über  ihr  soziales  Exi- 
stenzminimum konsumtiv  verwenden  — ein  Betrag,  der  für 
die  Erhöhung  des  Soziallohnes  keine  Rolle  spielt.  Wie  dem  aber 
auch  sei,  unbedingt  muß  daran  festgehalten  werden,  daß  es 
gar  keinen  Grund  dafür  gibt,  daß  die  Gewerkschaften  mit  einiger 
Sicherheit  eine  irgend  in  Betracht  kommende  Steigerung  des 
Soziallohnes  auf  Kosten  des  Konsums  der  Nichtarbeiter  ei- 
zwingen  können. 

Summa  Sumarum:  Es  ist  nicht  nur  eine  sehr  schwere  Auf- 
gabe, sondern  auch  ein  recht  gefährliches  Beginnen,  wenn  die 
Arbeiter  zwangsweise  durch  Vorenthaltung  ihrer  Arbeitskraft 
die  volkswirtschaftliche  Güter  Verteilung  zu  ihren  Gun- 
sten dauernd  verbessern  wollen. 

Nun  macht  man  folgenden  Einwand  — das  tut  z.  B.  Bern- 
stein — : Allerdings  sei  die  Macht  der  Gewerkschaften  beschränkt. 
Sie  könnten  den  G^nternehmerprofit  nicht  aus  der  Welt  schaffen, 
und  ebensowenig  das  Gesetz  der  Bodenrente.  Auf  einem  Ge- 
biete aber  seien  die  Erfolge  der  Gewerkschaften  unbestreitbar 
dauernd : das  betreffe  die  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit. Was  hier  einmal  in  einem  Gewerbe  Sitte  geworden 
sei,  das  sei  sehr  schwer  abzuschaffen.  Die  Arbeitszeitverkürzung 
bedeute  aber  mehr  Freiheit,  mehr  Bildungsmöglichkeit  für  die 
Arbeiter.  Den  letzten  Satz  unterschreibe  ich  gern.  Wiederum 
aber  erlaube  ich  mir  zu  fragen:  Wer  trägt  die  Kosten  derartiger 
Fortschrittsmöglichkeiten?  Ich  behaupte,  je  länger  je  mehr  hat 
die  Arbeitszeitverkürzung  unter  dem  Drucke  der  Gewerkschafts- 
bewegung die  Tendenz,  den  Soziallohn  zu  verringern.  Ich  erinnere 
hier  an  das,  was  ich  über  die  sozialökonomischen  Wirkungen  der 
Arbeitszeitverkürzungen  und  — bei  Erörterung  der  Kampfmittel 
— über  die  passive  Resistenz  ausgeführt  habe.  Dem  füge  ich 
hinzu,  daß  nach  Aussagen  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter  das  Be- 
streben der  Arbeiter  immer  offenkundiger  hervor  tritt,  innerhalb 
der  Arbeitszeit  die  Leistungen  möglichst  zu  beschränken,  um 
»den  Wert  der  Arbeitsleistung  dadurch  zu  erhöhen«.  In  einer 
Artikelserie,  die  im  November  1909  die  verbreitetste  Gewerk- 
schaftszeitung der  Welt,  die  Metallarbeiterzeitung,  unter  dem 
Titel:  »Die  Relativität  des  Arbeitslohnes«  veröffentlichte,  heißt  es: 
»Es  wäre  also  durchaus  verkehrt,  wenn  die  Arbeiterklasse  die 
Arbeit  lediglich  nach  der  Elle  messen  wollte,  wie  rückständige 
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Unternelimcr  noch  heute  tun,  und  sich  auf  die  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  beschränken  wollte,  (i  e r a d e die  Regelung 
der  Intensität  ist  (Miie  wichtige  Frage,  die 
u ni  so  brennender  wird,  je  mehr  die  Arbeits- 
zeitverkürzung Fortschritte  macht.  Zu  fordern 
ist  also  nicht  nur  ein  Arbeitstag  von  normaler  Dauer,  sondern  auch 
eine  Arbeitsweise  von  normaler  Intensität.  Und  zwar  wird  diese 
Forderung  erhoben,  abgesehen  von  den  Gründen  der  Mensch- 
lichkeit, Gesundheit  usw.,  von  dem  rein  geschäftlichen  Standpunkt 
eines  Warenverkäufers  aus.  — Der  Arbeiter,  dessen  einzige  Ware 
seine  Arbeitskraft  ist,  wäll  diese  Ware  möglichst  teuer  verkaufen 
und  muß  deshalb  jeden  Versuch  des  Unternehmertums,  den  Preis 
dieser  Ware  zu  drücken,  energisch  zurückweisen;  ob  dieser  Ver- 
such auf  dem  Wege  einer  Arbeitszeit  Verlängerung  oder  der 
Steigerung  der  Intensität  vor  sich  geht,  ist  im  Effekt  gleichgültig. 
Er  muß  sogar  zum  Angriff  übergehen  und 
den  Versuch  machen,  durch  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  und  Hemmung  der  Intensität 
den  Preis  seiner  Arbeitskraft  zu  erhöhe  n. 
Daß  sich  der  Unternehmer  diesem  Eingriff  in  seine  »geheiligten 
Rechte«  wddersetzt,  ist  erklärlich  und  soll  ihm  auch  nicht  weiter 
verdacht  werden.« 

Das  sind  Gedanken,  die  man  vom  Standpunkte  des  ge- 
schäftlichen Interesses  einer  bestimmten  Gruppe  von  Arbeitern 
w^ohl  verstehen  kann.  Aber  wenn  nun  seitens  der  organisierten 
Arbeiterschaft  die  Dauer  sowohl  als  die  Intensität  der  Arbeit 
systematisch  beschränkt  ward,  wenn  mit  anderen  Worten  das 
Bestreben  der  Arbeiter  dahin  geht,  nicht  nur  die  für  sie  bestimmten 
sozialen  Gegenleistungen  zu  erhöhen,  sondern  gleichzeitig  auch 
ihre  sozialen  Leistungen  zu  vermindern,  dann  muß  die  dadurch 
bewirkte  Vermehrung  der  Güterkonsumtion  bei  gleichzeitiger 
Verminderung  der  Produktion  den  für  Gegenleistungen  zur 
Verfügung  stehenden  Betrag  und  damit  den  Soziallohn  vermin- 
dern. Auf  die  Dauer  mögen  daher  die  Arbeiter  sich  mehr  freie 
Zeit  und  eine  gemächlichere  Arbeitsweise  erkämpfen,  aber  gleich- 
zc^itig  wird  der  Reallohn  eine  sinkende  Tendenz  aufweisen  müssen 
■ — ein  JHfolg,  der  aus  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Er- 
w'ägungcm  gewiß  nicht  ('rstrebenswert  ist. 

Eb(aisow('nig  wi(i  die  Reduzierung  ist  die  Schabionisierung 
der  Arb(‘ilsz(‘it  unter  allen  Umständen  ein  Fortschritt  für  die 
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Arbeiterschaft.  Ein  einheitlicher  Achtstundentag  etwa  für  den 
Bergarbeiter  und  den  »Rillenschieber«,  der  der  Straßenbahn 
den  Weg  frei  macht,  ist  ein  sozialer  Ensinn;  die  äußerliche  Gleich- 
heic  muß  faktisch  wie  eine  schlimme  Differenzierung  wirken,  die 
einen  Keil  in  die  Arbeiterschaft  treibt.  Soziale  Phrasen  haben 
eben  viel  von  der  Kraft  in  sich,  die  das  Gute  will  und  das  Böse 
schafft. 
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Schluß. 

Die  Zukunft. 

1 11  der  e r s t e 11  A ii  f 1 a g e dieses  B ii  c li  e s führte 
ich  unter  dieser  Uebersclirift  folgendes  aus: 

Prophezeien  ist  nicht  Aufgabe  der  Wissenschaft.  Immerhin 
kann  man  vielleicht  auf  Grund  der  Möglichkeiten  und  Wahr- 
scheinlichkeiten, die  sich  aus  den  Einzelausführungen  dieses 
Buches  ergeben,  folgendes  Gesamtbild  der  Zukunft  entwerfen: 
Die  Zahl  der  Kämpfe  wird  wahrscheinlich  kleiner  werden;  aber 
immer  gewaltiger  werden  Ehnfang  und  Intensität  des  Kampfes. 
Die  Zeit  des  sogenannten  Werkstattstreiks  ist  endgültig  dahin. 
Immer  mehr  werden  sich  die  offenen  Kämpfe  so  entwickeln, 
daß  der  partielle  Betriebsstreik  mit  iVussperrung  der  Angreifer 
beantwortet' wird.  Diese  Aussperrung  wird  namentlich  da,  wo 
die  Arbeitgeberorganisationen  den  angegriffenen  Kollegen  durch 
Ausführung  von  Streikarbeit,  durch  materielle  Unterstützung 
usw.  zu  Hilfe  kommen  wollen  oder  auch  nur  zu  Hilfe  kommen 
können,  den  Streik  großer  Arbeiterniassen  zur  Folge  haben.  Die- 
sem folgt  eine  noch  größere  Sympathieaussperrung  usw.  Immer 
gefährlicher  wird  es  damit  für  die  Arbeiter,  den  offenen  Kampf 
zu  wagen.  Denn  je  umfangreicher  sich  der  Kampf  gestaltet, 
umso  weniger  wirksam  werden  die  Hilfsmittel  der  Gewerkschaften. 
Wichtiger  noch  ist,  daß  mit  dem  Erstarken  der  Arbeitgeberver- 
bände diese  mehr  und  melir  die  Möglichkeit  erhalten,  den  Zeitpunkt 
des  Kjimj)fcs  selbst  zu  wählen.  Man  wird  versuchen,  die  Aussper- 
rungen in  die  Zeit  der  Depression  zu  verlegen,  womit  den  Ar- 
beitern einer  ihnn*  besten  Bundesgenossen,  die  steigende  Kon- 
junktur, genommen  sein  wird.  Da  aber  nun  die  Taktik  der 
G(‘W(“rks('haften,  wie  jüngst  ihr  Führer  Legion  erklärte,  sich  in 
dejii  einen  Satz  zusammcjifasseui  läßt:  »V  o r e n t h a 1 t u n g 
der  y\,  r b e i t s k r a f t , u m i n (i  Steige  r u n g ihres 
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Wertes  h e r b e i z u f ü h r e n«,  so  wird  der  stille  Kampf, 
namentlich  in  Form  der  passiven  Resistenz,  immer  ernster  in 
Envägimg  gezogen  werden.  Damit  wächst  die  Gefahr,  daß  noch 
mehr  als  jetzt  durch  die  Gewerkschaftsbewegung  die  Arbeiter- 
schaft verleitet  wird,  gegen  den  ersten  Grundsatz  aller  volks- 
wirtschaftlichen Weisheit  zu  sündigen : »Die  Arbeit,  welche 
jede  Nation  jährlich  verrichtet,  ist  der  Fonds,  der  sie  ursprüng- 
lich mit  allen  von  ihr  jährlich  verbrauchten  Notwendigkeiten 
und  Bequemlichkeiten  des  Lebens  versorgt«  (Adam  Smith).  Es 
ist  auch  nicht  unwahrscheinlich,  daß  sich  in  Zukunft  der  stille 
Kampf  zur  »erfolgreichsten«  Waffe  der  Arbeiter  gegen 
die  erstarkten  Lmternehmerorganisationen  erweisen  wird.  Aber 
•der  äußere  »Erfolg«  des  stillen  wie  des  offenen  Kampfes  schraubt 
die  Preise  der  Produkte  in  die  Höhe,  lähmt  die  Kapitalisierung 
und  hindert  dadurch,  daß  die  volkswirtschaftliche  Produktion 
sich  so  entwickelt,  wie  das  schon  im  Interesse  der  steigenden  Be- 
völkerungsmenge und  ihrer  stets  wachsenden  Ansprüche  an  die 
Lebenshaltung  unbedingt  erforderlich  wäre.  Waffenstillstands- 
verträge (Tarifverträge)  sorgen  zwar  dafür,  daß  der  Selbstvernich- 
tungskampf langsamer  wird.  Sie  mögen  auch  hier  und  da  durch 
ihre  erzieherische  Wirkung,  durch  das  durch  sie  gestärkte  Bewußt- 
sein der  Arbeiter,  nicht  nur  gehorchende,  sondern  auch  mitbe- 
stimmende Glieder  des  Betriebes  zu  sein,  versöhnend  wirken, 
aber  aufhalten  können  sie  den  verhängnisvollen  Ausgang 
des  Kampfes  nicht.  Ja,  verhängnisvoll  wird  der  Kampf  für  die 
gesamte  Arbeiterschaft  auch  dann  enden  müssen,  wenn  er,  wie 
einige  Optimisten  hoffen,  meines  Erachtens  auf  Grund  irriger  Vor- 
stellungen von  der  Eigenart  der  Massenpsyche,  immer  mehr  die 
Form  des  »diplomatischen  Verhandelns«,  gestützt  auf  »große 
Machtentfaltung«  annimmt.  Der  unmittelbare  Schadendes 
Kampfes  ist  noch  verhältnismäßig  gering.  »Ein  allgemeiner  Feiertag 
im  Jahre  würde«,  meint  Oldenberg  (H.W.B.,  Artikel  Arbeitsein- 
stellung), »wenn  an  der  Arbeitsruhe  auch  die  Landwirtschaft,  die 
Unternehmer,  die  Beamten  teilnehmen,  einen  wohl  mindestens 
ebenso  großen  Produktionsausfall  bedingen,  wie  alle  Streiks  und 
Aussperrungen  zusammengenommen.«  Viel  schlimmer  aber  ist,  daß 
die  Kampfesstimmung  mehr  und  mehr  der  Einsicht  entgegen- 
wirkt, daß  auf  die  Dauer  die  Völker  nicht  durch  Zurückhaltcn, 
sondern  durch  B(‘tätigung  der  Arbeitskraft  vorwärtskommen,  daß 
die  materielle  Hebung  der  ^Massen  weit  weniger  durch  Aenderung 
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in  der  Verteilung  als  durch  Fortschreite]i  in  der  Produktion  zu 
erwarten  ist. 

Je  mehr  durch  die  Folgen  der  fortdauernden  Kämpfe  (Preis- 
verschiebungen, Produktionsänderungen,  Wertvernichtung,  Rück- 
gang der  Intensität  der  Arbeit,  Rückgang  der  ünternehmer- 
und  Erfinderlust)  auch  in  Deutschland  eine  ähnliche  Stag- 
nation der  Volkswirtschaft  eintritt,  wie  sie  jetzt  bereits  in  Eng- 
land Wirklichkeit  geworden  ist,  um  so  mehr  werden  es  die  Arbeiter 
empfinden,  daß  der  gewerkschaftliche  Kampf  nicht  zum  Ziele 
führt.  Sie  sehen  sich  nach  Bundesgenossen  um.  Manches  erhof- 
fen die  Arbeiterführer  von  den  Genossenschaften.  Die 
Aufforderung  des  Kopenhagener  Internationalen  Sozialisten- 
kongresses an  alle  Parteigenossen  und  Gewerkschaftsmitglieder,* 
tätige  Mitglieder  der  Konsumvereinsbewegung  zu  werden  und  in 
den  Konsumvereinen  im  sozialistischen  Geiste  zu  wirken,  wird  ge- 
wiß nicht  ungehört  verhallen.  Nach  welcher  Richtung  hin  die 
Führer  der  Konsumgenossenschaften  diese  für  die  Arbeiter- 
schaft nutzbar  zu  machen  versuchen,  wurde  ja  schon  aus- 
geführt. Sie  gehen  davon  aus,  daß  der  erfolgreiche  Kampf  der 
Gewerkschaften  zwar  eine  Erhöhung  des  Einkommens  herbei- 
führe, aber  die  Tendenz  einer  gleichen  Erhöhung  der  Warenpreise 
auslöse.  Da  hofft  man  nun,  die  Konsumgenossenschaften  zu 
einem  Gegengewicht  »gegen  eine  unberechtigte  Erhöhung  der 
Aufschläge  zu  gestalten«. 

Schon  in  der  Gegenwart  ist  der  Zeitpunkt  gekommen,  wo  die 
Gewerkschaftler  und  ihre  Freunde  immer  lauter  und  dringender 
von  der  Gesetzgebung  nicht  mehr  die  bloße  Beseitigung 
hemmender  Schranken,  sondern  die  direkte  Hilfe  gegen  den 
Feind  fordern. 

Allerdings  erhoffen  auch  die  Arbeitgeber  immer  noch,  einer 
alten  Gewohnheit  treu,  von  einer  Aenderung  der  Gesetzgebung  die 
Stärkung  ihrer  Position  — eine  eitle  Hoffnung!  Der  politische 
Einfluß  der  Arbeitgeber  ist  gering,  und  trotz  Wahlfonds  und  der- 
gleichen materiellen  Mitteln  wird  er  so  lange  wenigstens  gering 
bleiben,  als  die  Arbeitgeber  nicht  in  größerem  Maße  als  bis 
j(4zt  ihre  geistige  Kraft  in  den  Dienst  der  politischen 
Betätigung  stellen.  So  ist  also  die  Aussicht,  Hilfe  durch 
die  G(;setzgebung  zu  erlangen,  gering,  noch  geringer  aber  die 
Wahrscheinlichkeit  des  Erfolges.  »Im  Zivilrecht«,  hieß  es  1904 
(I.  S.  550)  in  den  Sozialistischen  Monatsheften,  »kann  man  den 
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Proletariern  bekanntlich  nicht  viel  anhaben,  und  im  Strafrecht 
lassen  sich  bei  einiger  Geschicklichkeit  alle  Fallstricke  vermeiden, 
selbst  bei  der  Weigerung,  mit  Nichtorganisierten  zusammenzu- 
arbeiten.« 

Weit  leichter  wird  die  Gesetzgebung  in  Bewegung  gesetzt 
gegen  die  Arbeitgeber.  Viel  wahrscheinlicher  auch  ist  es,  daß 
diejenigen,  die  sie  in  Bewegung  setzen,  das  erreichen,  was  sie 
erreichen  wollen.  Diese  Aussicht  zwingt  die  Gewerkschaften 
mehr  noch  als  bis  jetzt,  Einheit  und  Einigkeit  mit  der  politischen 
Arbeiterorganisation  zu  bekommen. 

Freilich,  Gewerkschaftsidee  und  marxistische  Idee  sind, 
wie  wir.gesehen  haben,  der  Theorie  nach  nicht  zu  vereinen.  Aber 
man  darf  nicht  vergessen,  daß  die  Anhänger  der  sozialdemokra- 
tischen Weltanschauung  seit  den  ersten  Kindheitstagen  der  deut- 
schen Gewerkschaftsbewegung  immer  von  neuem  bemüht  waren, 
die  Gewerkschaftsidee  so  umzudeuten  und  umzuformen,  daß  sie 
sich  dem  sozialdemokratischen  Prinzip  unterordnen  kann. 

Schon  ist  es  erzieherisch  gelungen,  die  gewaltige  Mehr- 
zahl der  Gewerkschaftler  zu  überzeugen,  daß  alle  Hilfe  für  die  Ar- 
beiterschaft zu  guter  Letzt  von  dem  Klassenkampfe  im 
marxistischen  Sinne,  nicht  vom  Berufskampfe  im  Sinne 
der  englischen  Trade-Unions  zu  erwarten  ist;  und  zwar  in  dem 
Maße,  daß  die  Arbeiterklasse  im  Gegensatz  zu  allen  anderen 
Klassen  mit  bewundernsw^ertem  Opfermut  materielle  Augenblicks- 
vorteile preisgibt,  um  für  ideale  Ziele  zu  kämpfen,  deren  Ver- 
wirklichung wohl  nur  wenige  für  die  lebende  Generation  erhoffen. 

Organisatorisch  ist  der  Gew'eikschaftsgedanke  zu- 
rückgedrängt worden  durch  Umgestaltung  der  Gewerkvereine  in 
Industrieverbände,  in  denen  z.  B.  Straßenbahner  und  Seeleute  in 
einem  Verbände  vereinigt  sind  und  in  denen  in  zunehmendem 
Maße  die  einzelnen  Branchen  an  Einfluß  verlieren,  mit  der  Wir- 
kung, daß  sich  die  Angehörigen  dieser  Verbände  mehr  und  mehr 
der  gemeinschaftlichen  Interessen  aller  Arbeiter  bewußt  werden 
und  die  divergierenden  Interessen  übersehen.  Das  differenzierte 
Gewerkschaftsinteresse  wird  überbrückt  durch  die  sozialistische 
Solidarität.  Damit  soll  nicht  gesagt  werden,  daß  nicht  in  gewissen 
Branchen,  z.  B.  bei  den  Buchdruckern,  deren  Verbindung  etwa 
mit  den  Lithographen  oder  den  Buchdruckerei-Hilfsarbeitern  zu 
einem  graphischen  Industrieverbande  für  den,  der  die  Natur- 
geschichte des  Buchdruckerverbandes  kennt,  kaum  denkbar 
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ist,  die  reine  Gewerkscliaftsidee  mit  allen  ihren  Konsequenzen,  die 
zuletzt,  um  es  nochmals  zu  wiederholen,  nicht  neben,  sondern 
gegen  die  Sozialdemokratie  führen,  aufrecht  zu  erhalten  versucht 
wird.  Möglich  ist  es  auch,  daß  die  kleineren  Organisationsgruppen, 
die  christlichen,  die  Hirsch-Dunckerschen,  die  nationalen  Gewerk- 
vereine mit  der  Zeit  die  Möglichkeiten  der  Gewerkschaftsbe- 
wegung deutlicher  erkennen  und  das  sozialökonomische  E r- 
kennen  gegen  das  sozialdemokratische  Glauben  in  den 
Kampf  führen.  Freilich  werden  sie  dann  schließlich  ihre  Kampf- 
genossen mehr  im  Lager  der  kapitalistischen  Unternehmer  suchen 
müssen  als  im  Lager  der  sozialistisch-marxistischen  Kollegen. 

Auf  keinen  Fall  darf  man  sich  aber  die  Entwicklung  so  vor- 
stellen, daß  die  Gewerkschaftler  den  orthodoxen  Marxisten  das 
Feld  räumen.  Der  unausgesetzte  Kampf,  den  gewerkschaftlich 
organisierten  Arbeiter  nicht  mit  einem  im  Studierzimmer  zurecht 
gemachten  Phantom,  sondern  mit  einem  starken  und  wohlge- 
rüsteten Gegner  führen,  bewirkt,  daß  die  sozialistische  Weltan- 
schauung vieles  von  ihrer  Unklarheit  verlieren  wird;  ihre  Gefähr- 
lichkeit für  die  kapitalistische  Wirtschaftsordnung  wird  dadurch 
aber  wahrlich  nicht  geringer. 

Inzwischen  hoffen  die  Anhänger  der  kapitalistischen  Wirt- 
schaftsordnung mit  Palliativmitteln  zu  retten,  was  noch  zu  retten  ist 
Man  redet  namentlich  einer  E i n i g u ng  das  Wort.  Ein  Schieds- 
spruch soll  die  streitenden  Parteien  versöhnlich  stimmen  und  den 
Frieden  anbahnen.  Ich  befürchte,  daß  das  vergebliche  Mühe  sein 
wird.  Auch  das  neuerdings  mit  scheinbar  gewichtigen  Gründen 
geforderte  Reichseinigungsamt  wird  — abgesehen  vom  Sa.mmeln 
wichtiger  Materialien,  unparteiischer  Berichterstattung,  Vermitt- 
lung von  Aussprachen  usw.  — praktisch  wohl  wenig  zu  Wege 
bringen.  Das,  was  wir  nötig  haben,  ist  nicht  eine  Beseitigung  der 
äußeren  Symptome  der  Feindschaft  zwischen  Kapital  und  Arbeit, 
nicht  eine  Abkürzung  der  äußerlich  sichtbaren  Wirkungen,  son- 
dern ein  wirklicher  Frieden,  den  aber  die  Mehrheit  der  Arbeiter 
nicht  will,  weil  er  im  Widerspruch  mit  ihrer  Theorie  steht. 

Aber  wenn  auch  beide  Seiten  grundsätzlich  Frieden  haben 
wollten,  — wie  sollten  die  Bedingungen  gefunden  werden,  die  beide 
reile  zufrieden  stellen?  Da,  wo  Schiedsgerichte  schon  seit  langer 
Zeit  b(;stehen,  haben  sie  sich  nicht  sonderlich  bewährt.  Der  eng- 
lisclu;  Arb(äterführer  J.  Ramsay  Macdonald  schreibt  (Arbitration 
('oiirts  and  Wages  Boards  in  Australasia,  Contemporaiy  Review 
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1908  S 308  ff.) : »Solange  der  Richter  zugunsten  der  Arbeiterver- 
einigungen entschied,  ging  alles  gut,  außer  daß  die  Unter- 
nehmer den  Gerichtshof  angriffen.  Als  aber  der  Gerichtshof 
im  Gewähren  von  Vorteilen  zugunsten  der  Arbeiter  weniger  ent- 
gegenkommend war,  eröffneten  die  Trade-Unions  ihren  Kampf 
gegen  den  Präsidenten.« 

In  England,  wo  ja  auch  Schiedsgerichte  und  Einigungsämter 
angeblich  die  offenen  Kämpfe  auf  ein  Minimum  reduziert 
haben,  bereiten  sich  gerade  jetzt  wieder  gewaltige  Streiks  und 
Aussperrungen  vor.  Die  Ankündigung  einer  Riesenaussperrung 
in  der  englischen  Baumwollindustrie  ist  darauf  zurückzuführen, 
daß  eine  Streitfrage  einem  Schiedsgericht  unterbreitet  werden 
sollte,  wogegen  sich  die  in  Frage  kommende  Gewerkschaft  ge- 
wehrt hat. 

Für  Deutschland  meint  Bringmann  (Neue  Zeit  1910  S.  525): 
»Die  zentrale  Festsetzung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  ist 
für  die  Arbeiter  eine  recht  mißliche  Sache;  sie  wirkt  mehr  empö- 
rend als  befriedigend,  weil  sie  es,  selbst  wenn  der  gute  'Wille  vor- 
handen ist,  niemandem  recht  machen  kann.  Die  Gestaltung  des 
Arbeitsvertrags  ist  eben  zu  verschieden,  als  daß  sie  von  einer 
Zentralstelle  aus  diktiert  werden  könnte.« 

Nach  welchen  Gesichtspunkten  sollten  auch  die  Schiedsge- 
richte entscheiden  ? Gewöhnlich  begnügt  man  sich  zu  untersuchen, 
ob  die  Lebenshaltung  gegen  früher  teurer  geworden  ist  oder  nicht. 
Oder  man  wird  bemüht  sein,  beiderseits  so  viel  abzuhandeln,  daß 
man  die  sogenannte  »mittlere  Linie«  herausfindet.  Das  eine 
wie  das  andere  sind  aber  bedenkliche  Maßstäbe  für  die  Festsetzung 
der  Arbeitsbedingungen.  Die  Kämpfe  erhöhen  indirekt  die  Preise 
der  Produkte,  dadurch  wird  das  Leben  teurer,  das  bedingt  wieder 
erneute  Forderungen  der  Arbeiter,  diese  führen  wieder  zu  Kämp- 
fen usw. 

Es  ist  hier  indes  nicht  der  Ort,  die  'W'ege  zum  Frieden  im  ein- 
zelnen kritisch  zu  würdigen,  aber  das  Gesagte  wird  schon  genügen, 
um  begreiflich  zu  machen,  daß  man  möglichst  wenig  Hoffnung  auf 
die  vorgeschlagenen  Fricdensmittel  setzen  darf.  Der  Kampf  wird 
weiter  gehen . 1 lüben  und  drüben  wird  immer  hartnäckiger,  immer 
erbitterter  gekämpft  werden.  Es  mag  schon  leicht  sein,  daß 
schließlich  das  Ziel  der  unversöhnlichen  Gegner  des  Kapitals 
erreicht  wird,  daß  ein  »Sieg«  der  Arbeiter  errungen  wird  durch 
Vernichtung  der  kaj)italistischen  Wirtschaftsordnung.  Die  einen 
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hoffen,  daß  nach  Wegränmung  der  Trümmer  ein  Zukunftsstaat 
da  sein  werde,  der  das  höchste  Glück  für  alle  verbürge.  Die  andern 
fürchten,  daß  dann  die  alten  Kulturvölker  sozial  und  ökonomisch 
zurückschreiten  müssen,  um  den  sozialen  und  ökonomischen  Fort- 
schritten der  Völker  Platz  zu  machen,  auf  die  wir  zwar  heute 
noch  von  der  »Höhe  der  Kultur«  herabsehen,  denen  aber  die  Zu- 
kunft gehören  muß,  wenn  sie  auch  fürderhin  Fleiß  und  Genügsam- 
keit für  soziale  Tugenden  halten,  während  die  alten  Kulturvölker 
unablässig  bemüht  sind,  ihre  ökonomische  Basis  zu  zerstören 
indem  sie  mißmutig  die  Verschiedenartigkeit  der  Interessen 
bei  Verteilung  des  Ertrages  betonen  und  dabei  die  Gemein- 
samkeit der  Interessen  beim  Schaffen  des  Ertrages  ver- 
gessen. Große,  tiefe  Gegensätze  sind  das!  Nur  ein  Mittel  kenne 
ich,  mit  dem  es  möglich  sein  mag  einen  Ausgleich  zu  finden,  einen 
sozialen  Frieden  anzubahnen:  Klare  unbefangene  Er- 
kenntnis des  volkswirtschaftlichen  Seins 
und  Werdens! 


* * 

* 

Neun  Jahre  sind  dahingegangen,  seitdem 
diese  Sätze  niedergeschrieben  wurden.  Und 
was  für  Jahre!  Erst  die  großartige  Fortsetzung  eines  wirt- 
schaftlichen Aufschwunges,  wie  ihn  die  Welt  vordem  nie 
gesehen  hat;  dann  der  furchtbare  Krieg  und  endlich  die  Re- 
volution. Und  doch  bleiben  die  Zukunftssorgen  im  wesentlichen  die 
gleichen,  wie  ich  sie  1910  schilderte.  Damals  war  ich  ein  Prediger  in 
der  Wüste.  Man  schalt  mich  einen  Arbeiterfeind,  weil  ich  frei  von 
Doktrinarismus  unbefangen  bemüht  war,  das  zu  sagen,  was  nach 
meiner  Uebe  zeugung  auf  die  Dauer  dem  wirklichen  Wohle  der  Ar- 
beiterschaft entspricht.  Heute  möchten  alle  Sozialpolitiker,  die 
nicht  das  Chaos  herbeisehnen,  Meinungen,  die  1910  ketzerisch 
waren,  als  goldene  Wahrheiten  in  die  Hirne  unserer  Arbeiter  hin- 
cinhämmern.  Man  sehnt  Grenzen  für  das  Streikrecht  herbei,  ja 
man  möchte  den  Streik  überhaupt  aus  der  Welt  schaffen.  Am 
24.  A])ril  1919  schrieb  der  »Vorwärts«:  »Wir  leiden  unter 
d(;r  Streiknot  mehr  als  irgend  ein  anderes  Land.  Es  müssen 
obligatorische  Schiedsgerichte  für  Arbeitsstreitigkeiten  geschaffen 
werden,  um  die  Streiks  in  Zukunft  unmöglich  zu  machen.« 
Man  a])pelliert  im  Namen  der  »gewaltigsten  Revolution  der 
Weltgeschichte',  die  zum  Siege  der  Arbeiterklasse  geführt  hat«, 
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an  das  Pflichtgefühl  dieser  Klasse;  sie  sollte  nicht  »zu  Ver- 
brechern am  eigenen  Volke  werden.«  (Vorwärts,  i6.  April 
1919.) 

Aber  weder  organisatorische  Neuschöpfungen  noch  begeisterte 
. Ermahnungen  werden  uns  davor  bewahren,  daß  Krieg  und  Revo- 
lution nur  das  Vorspiel  zu  einem  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Zusammenbruch  werden,  wie  ihn  die  Menschen  nie  auch  nur  zu 
ahnen  v/agten,  wenn  man  nicht  den  Mut  hat,  die  Tat  aufzubauen 
auf  die  Erkenntnis  der  Dinge,  wie  sie  wirklich  sind,  den  Ruf  zur 
Pflicht  auf  die  klar  erfaßte  Wahrheit  zu  stützen.  Die  These,  auf 
der  bislang  die  Gewerkschaftspraxis  fußte:  »Vorenthaltung  der 
Arbeitskraft,  um  eine  Steigerung  ihres  Wertes  herbeizuführen«, 
ist  nichts  als  ein  verhängnisvoller  volkswirtschaftlicher  und  sozi- 
aler Irrtum;  der  Sozialiohn  — auf  ihn  kommt  es  an  — kann 
nie  und  nimmer  durch  Zurückhaltung,  sondern  nur  durch  erfolg- 
reiche Betätigung  aller  Arbeitskräfte  gesteigert  werden. 

Ob  die  Gewerkschaften  das  einsehen  und  der  Einsicht 
gemäß  handeln  werden?  In  den  Richtlinien  für  die  künftige 
Wirksamkeit  der  freien  Gewerkschaften,  die  auf  dem  Nürnberger 
Kongreß  (s.  o S.  118)  festgestellt  wurden,  sucht  man  vergebens 
nach  einer  Antwort.  Anders  sieht  es  mit  den  Gedanken  aus, 
die  Theodor  Brauer  auf  einer  Tagung  des  Ausschusses  des  Ge- 
samtverbandes der  christlichen  Gewerkschaften  (am  7.  und 
8.  August  1919  in  Weimar)  formulierte.  Da  heißt  es  u.  a.: 

Die  deutsche  Arbeiterbewegung  selbst  muß  wieder 
herausgeführt  werden,  aus  erkennbaren  Irrwegen,  auf  denen  sie  heute  teilweise 
schreitet.  Wie  steht  es  heute  um  die  Lohnpolitik?  Es  ist  selbstverständ- 
lich, der  fortschreitenden  Teuerung  müssen  sich  die  Löhne  fortlaufend  an  passen. 
Aber  aus  der  Gesamtverantwortung,  die  hinsichtlich  der  Existenz-  und  Lebens- 
fähigkeit unserer  Wirtschaft  auf  der  Arbeiterschaft  lastet,  erwachsen  Orien- 
tierungs-  und  Grenzpunkte  für  die  Lohngestaltung,  nach  denen  man  sich  richten 
muß,  und  die  keinesfalls  überschritten  werden  dürfen,  auch  wenn  das  hier  und 
da  weiten  Arbeiterkreisen  »nic]\t  in  den  Kram«  passen  sollte.  In  der  Lolmpolitik 
sich  von  der  richtigen  Gesamtverantwortung  für  das  Wirtscliaftsleben  leiten 
lassen,  ist  ebenso  wichtig,  wie  der  ^Wiederaufbau«  unseres  vielfach  .so  stark  in 
Verfall  geratenen  A r b e i t s g e i s t c s.  So  sehr  die  vorhandene  Arbeits- 
u n 1 u s t heute  eine  internationale  Erscheinung  sein  mag,  wir  Deutsche  können 
ihre  schädlichen  und  nachteiligen  Wirkungen  am  wenigsten  lang  ertragen.  Die 
deutsche  Arbeiterbewegung  würde  Sinn  und  Zweck,  und  damit  ihre  Existenz- 
berechtigung verlieren,  wenn  sie  nicht  für  all  dies  die  Eettungswege  zu  finden 
wüßte. 


438 


Die  Zukunft. 


Gewiß  gibt  es  für  den,  der  die  große  Bedeutung  die  die 
Gewerkschaften  für  unsere  Zukunft  haben,  erkennt,  noch  andere 
Sorgen;  aber  sie  treten  doch  stark  hinter  der  bangen  Frage  zu- 
rück, ob  es  gelingt,  den  Kardinalirrtum  der  Vergangenheit  zu- 
rückzudrängen: die  Lohnpolitik  der  Gewerkschaften  mit  unhe- 
fangener  Erkenntnis  der  volkswirtschaftlichen  Zusammenhänge 
in  Einklang  zu  bringen.  Zwei  weitere  Sorgen  will  ich  hier  nur  kurz 
erwähnen.  Die  eine  gipfelt  in  der  Frage,  ob  es  den  Gewerkschaften 
gelingen  wird,  den  gewaltigen  Strom  neuer  Mitglieder,  den  ihnen 
die  Umwälzung  gebracht  hat,  für  eine  ruhig  abwägende  Ge> 
Werkschaftspolitik  nutzbar  zu  machen.  Man  braucht  sich 
nur  ins  Gedächtnis  zurückzurufen,  was  ich  über  Massen  und 
Führer  ausführte,  und  man  wird  begreifen,  warum  hier 
eine  ernste  Gefahr  vorliegt.  Seit  dem  November  1918  konnten 
die  Gewerkschaften  in  manchen  Wochen  mehr  neue  Mitglieder 
aufnehmen  als  sonst  in  einem  Jahre.  Ganze  Berufsgruppen,  die 
früher  infolge  gesetzlicher  und  sozialer  Schranken  den  Gewerk- 
schaften fern  standen,  haben  sich  jetzt  bewußt  und  tatkräftig 
in  ihre  Reihen  gestellt:  die  Angestellten,  die  Eisenbahner,  die 
Landarbeiter,  und  das  alles  gibt  zusammengerechnet  imponierende 
Zahlen.  Die  freien  Gewerkschaften  allein  steigerten  ihre  Mit- 
gliederzahl von  etwa  2 Millionen  Anfang  Januar  auf  mehr  denn 
4 Millionen  Ende  April  1919.  Damit  ist  natürlich  eine  große 
Stärkung  der  materiellen  Mittel  verbunden,  und  diese  wieder  er- 
möglichen, daß  die  Zahl  der  Funktionäre  vermehrt,  ihre  Arbeits- 
teilung weiter  ausgebaut  wird  — vom  Werkstattkontrolleur  ange- 
fangen bis  zum  Spezialisten,  der  im  Dienste  der  Gewerkschaften 
wissenschaftliche  Einzeluntersuchungen  anstellt  — •;  aber  werden 
diese  und  ähnliche  Aktiva  nicht  überkompensiert  durch  das 
Passivum,  daß  nun  die  Masseninstinkte  und  Massenstimmungen 
für  die  gewerkschaftliche  Arbeit  noch  ausschlaggebender 
werden  ? .Die  Frage  wird  besonders  ernst,  wenn  man  bedenkt, 
daß  der  politische  Umschwung  zahlreiche  der  besten  Köpfe  unter 
den  Arbeiterführern  der  eigentlichen  Arbeiterbewegung  entzogen 
und  sie  in  den  Dienst  der  staatlichen  und  kommunalen  Verwal- 
tung gestellt  hat.  Andere  sind  den  verschärften  politischen  Gegen- 
sätzen unter  der  Arbeiterschaft  zum  Opfer  gefallen;  Maßrege- 
hingeji  und  Kündigungen  von  sozialdemokratischen  Gewerk- 
schaftsbcamteji  durch  Organisationen,  in  denen  Unabhängige 
od(,‘r  Kommunisten  das  entscheidende  Wort  führen,  sollen  nicht 
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selten  sein.  Das  beleuchtet  grell  eine  Sachlage,  die  mit  innerer 
Notwendigkeit  zu  einer  weiteren  Zersplitterung  der  deutschen 
Gewerkschaftsbewegung  führen  muß. 

Und  dann  die  »Betriebsräte«!  Man  glaubt  etwas  tun  zu 
müssen,  nicht  etwa  einer  wohl  überlegten  Idee  wegen,  sondern 
um  die  durch  das  Schlagwort  fanatisierten  Massen  zu  befriedigen. 
Es  ist  nicht  gesagt,  daß  die  Verwirklichung  der  Betriebsräte, 
wie  sie  nun  durchgeführt  werden  soll,  ein  Fehlschlag  sein  muß; 
im  Laufe  dieser  Darstellung  wurde  wiederholt  darauf  hinge* 
wiesen,  daß  ein  Mitwirken  der  Vertrauensleute  unserer  Arbeiter 
bei  der  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses  von  erheblichem 
volkswirtschaftlichem  Nutzen  sein  kann.  Ein  Ausbau  der  allzu 
dürftigen  Rechte,  die  den  Arbeiterausschüssen  durch  § 134  b 
der  G.O.  zugewiesen  worden  waren,  hätte  m.  E.  sozial  günstig 
gewirkt.  Auch  den  Satz,  den  der  Deutsche  Gewerkschaftsbund 
(Bund  der  nichtsozialistischen  Gewerkschaften  in  sein  Pro- 

Ueber  diesen  Gewerkschaftsbund  brachte  das  Wolffsche  Telegraphen- 
bureau Anfang  Dezember  1919  folgenden  zusammenfassenden  Bericht:  Neben 
den  Arbeitnehmergewerkschaften,  die  politisch  der  Sozialdemokratie  folgen  und 
in  der  Hauptsache  einen  Zusammenschluß  im  Allgemeinen  Deutschen  Gewerk- 
schaftsbund gefunden  haben,  bestehen  andere  streng  gewerkschaftliche  Organi- 
sationen m.it  kaum  geringerer  Bedeutung  für  die  weitere  Entwicklung  unserer 
Verhältnisse.  Geleitet  von  der  Ueberzeugung,  daß  bei  nachdrücklichster  In- 
anspruchnahme aller  gewerkschaftlichen  Mittel  nicht  Klassenkampf,  Inter- 
nationalismus, sondern  nationales  Bewußtsein  und  nationaler  Lebenswille,  dazu 
die  Pflege  der  sittlichen  Ideale  des  deutschen  Volkes  unerläßliche  Pflicht  jeder 
sozialen  Bewegung  ist,  schlossen  sich  die  Gewerkschaften  mit  1,7  Millionen  Mit- 
gliedern im  Deutschen  Gewerkschaftsbund  eng  zusammen.  Damit  nahm  die  in 
den  Sturmtagen  der  Revolution  entstandene  lose  Vereinigung  der  nichtsozialisti- 
schen Gewerkschaften  eine  feste  und.  dauernde  Gestalt  an.  Eür  den  neuen  Bund 
gilt  auch  der  von  der  Sozialdemokratie  abgelehnte  Grundsatz,  daß  Arbeiter, 
Angestellte  und  Beamte  infolge  der  besonderen  Leistungen  und  Aufgaben  im 
Wirtschaftsleben  eine  dieser  Be:ionderheit  entsprechende  Sozialpolitik  treiben 
müssen.  Die  dem  Deutschen  Gewerkschaftsbund,  angeschlossenen  Verbände 
werden  sich  dabei  gegenseitig  fördern  und  in  allen  Fragen,  die  alle  Arbeitnehmer 
in  gleicher  Weise  angehen,  gemeinsam  handeln.  Der  Bund  gliedert  sich  in  drei 
Gruppen  und  zwar:  den  Gesamtverband  deutscher  Angestellten-Gewerkschaften, 
Gesamtverband  der  christlichen  Gewerkschaften  und  Gesamtverband  Deutscher 
Beamten,  Staatsangestellten-Gewerkschaften.  Die  Arbeitergruppe  bilden  die 
im  Ge^amtverband  der  christlichen  Gewerkschaft  vereinigten  Verbände.  Der 
Ange  .tclltengruppe  gehören  an:  Deutschnationaler  HandlungsgehilfcnVerband, 
<ler  Verband  weiblicher  Handels-  und  Bureauangestellten,  der  Kcichsverband 
deutscher  Bureauangedclltcn,  bisher  Keichsverband  der  Angestellten,  Deutscher 
Technikerverband  und  der  Reichsverband  deutscher  Gutsbeamten.  Die  Werk- 
meistergrupp^  des  bi.sherigen  Reichsverbands  der  Angestellten  wird  nach  erfolg- 
ter Verschmdzung  mit  dem  dcut.schen  Meisterverband  als  neue  Werkmeister- 
Organisation  hinzutreten.  Weitere  Anschlüsse  stehen  bevor.  Die  Beamtengruppe 


440 


Die  Zuki^nft. 


gramm  aufgenommen  hat:  »Die  Arbeitnehmer  sind  an  den 
größeren  Unternehmungen  zu  interessieren  durch  Beteiligung 
am  Ertrag  und  an  der  allgemeinen  Verwaltung«  kann  man 
einen  volkswirtschaftlich  ganz  unbedenklichen  Sinn  geben. 
Aber  die  Betriebsräte,  wie  sie  die  Revolution  hervorgebracht 
hat,  bringen  für  die  Arbeiterschaft  ernste  Gefahren  mit  sich. 
Zunächst  muß  auf  die  Möglichkeit  hingewiesen  werden,  daß 
sich  die  Räte  berufen  fühlen  könnten,  auf  technischem  und 
kommerziellem  Gebiete  im  Rahmen  der  Einzelbetriebe  zu  experi- 
mentieren. Das  muß  mit  einem  Mißerfolge  enden  und  zwar  zum 
Nachteile  der  gesamten  Arbeiterschaft.  Eng  hinge  damit  die  Sorge 
zusammen,  daß  die  Räte,  ihrer  geschichtlichen  Tradition  treu, 
vor  allen  Dingen  politisch  zu  wirken  suchten;  »sie  würden  da- 
durch die  Betriebe  fortwährend  in  Unruhe  erhalten,  würden  sie 
desorganisieren  und  die  Produktion  lahm  legen«  (Correspondenz- 
blatt  der  Generalkommission,  8.  März  1919).  Es  kann  aber  auch 
sein,  daß  die  Betriebsräte  früher  oder  später  Instrumente  in 
Händen  der  Arbeiter  werden,  die  aus  einem  »Betriebsegoismus«, 
der  für  die  Gewerkschaften  todbringend  sein  muß,  unmittelbar 
Nutzen  ziehen  möchten.  Es  kommt  schließlich  alles  darauf  an, 
daß  die  Gewerkschaften  sich  nicht  nur  neben  diesen  neumodischen 
Räten  halten,  sondern  daß  diese  unter  ihren  maßgebenden 
Einfluß  gebracht  werden. 

* * 

* 

In  diesem  Buche  nahm  ich  das  Wort  als  sozial-ökonomischer 
Gelehrter  in  dem  Sinne,  wie  ich  es  in  dem  Vorwort  zur  ersten 
Auflage  näher  erläuterte.  Ich  hatte  demzufolge  nur  für  die 
Erkenntnis  der  ökonomische  Zusammenhänge  einzutreten. 
Auch  wenn  ich  als  Staatsbürger  und  Politiker  zu  reden 
hätte,  würde  ich  das  für  die  Behandlung  der  Arbeiterfrage  den 
ehernen  Fels  nennen,  der  nicht  verlassen  werden  darf,  wenn  man 
nicht  auf  Sand  bauen  will  Aber  ich  würde  dann  mit  allem  Nach- 
druck, ja  mit  leidenschaftlicher  Begeisterung,  die  sich  gleich- 
zeitig auf  Herz  und  Verstand  stützen  kann,  hinzufügen,  daß 
(‘s  nicht  genügt  zu  überlegen,  wie  der  Mensch  die  Mittel  bekommt, 
um  (li(j  materiellen  Notwendigkeiten  des  Lebens  zu  be- 

umsclilicüt  iin  friihercn  oRcichskartcll « die  vereinigten  Beamten-  und  Staats- 
arheitergewerkscliaften.  Den  Vorsitz  im  Deutschen  Gewerkscliaftsbund  führt  der 
preuhisclie  WohlfahrisiTiinister  A.  S t c g e r w a 1 d. 
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friedigen ; sondern  daß  weit  wichtiger  die  andere  Frage  ist,  woher  er 
das  sittliche  Pflichtbewußtsein  nimmt,  um  nicht 
nur  für  sich  zu  schaffen  und  zu  erwerben,  sondern  mit  anderen 
und  für  andere  zu  leben;  wie  die  Sozialisierung  der 
Geister  zu  erreichen  ist,  ohne  die  schließlich  die  mensch- 
liche Gesellschaft  nichts  sein  kann  als  ein  Kampf  Aller  gegen 
Alle.  Ich  würde  als  Antwort  auf  diese  wichtigste  soziale  Frage 
nur  auf  jenes  gläubige  Credo  hinweisen  können,  das  die  Men- 
schen sich  beugen  läßt  vor  einem  allgütigen  und  allgerechten 
Vater,  der  nicht  von  dieser  Welt  ist. 
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-kongreß  118. 
Ortsvereine  102. 
Unterrichtskurs  222  ff. 
Unterstützungs  wesen 
215  ff.  258, 
Verfassung  95  ff, 
Vorläufer  63  ff. 

Zahl  an  gaben  77.  84. 
Zahlstelle  103.  105. 
Zentralarbeitersekrcta- 
riat  118. 

Zentral  verband  104  ff. 

Gewerkschaft  .sbund, 
Deutscher  439. 

(iewerksgenossenschaft, 
internationale  74. 


Gewerkvercine, 
englische  69. 
Hirsch-Dunckersche, 
Berufsverbände 
107  ff. 

Entstehung  71. 
Entwickelung  77  f. 
Stellung  zur  Inter- 
nationale 155. 
Unterrichtskurse  225. 
Verdrängung  81. 
Zentral  i.sation  iipf. 
Gleichheit  35. 

Industrieverband  109. 
113  ff. 

Internationale, 

gewerkschaftliche  147. 
Gewerksgenossenschaft 
74- 

politische  143  ff. 
Kampf 

-bereitschaft  sozialer 
Gruppen  221  ff. 
^egen  das  Kapital 
122  ff.  353. 

gegen  die  Konsumen- 
ten 381. 

-mittel  257. 
-Organisation  122  ff. 
128  ff. 

Kampf  regelung  durch  die 
Gewerkschaften  386. 
stiller  430. 

Kapital 

-bildung  329.  385. 
als  erzieherische  Ge- 
walt 350. 

-gewinn  421  ff. 
-reservoir,  volkswirt- 
schaftliches 418  f. 
-zins  419  ff. 

katholische  Arbeiter- 
vereine 138  ff.  232. 
Kaufkraft  412  f. 
Kaufwilligkeit  278  ff. 
Klasse(n), 

AufsUeg  der  unteren 
f.  4 40. 

Arbeiter-,  28. 
-gegensätze  72. 

-kampf  73.  76, 
Koalition  37.  40.  42  ff. 
64.  72. 

Kollcktivvertrag  62, 
Komitee,  Zentral-,  64  f. 
67. 

Kommission 

der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  64  f. 
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General-,  ii6f.  273  f. 
Kommunismus  35.  143. 
Konferenz,  Pariser  inter- 
nationale Gewerk- 
schafts-,  149. 
konfessionelle  Arbeiter- 
vereine 138  ff.  232. 
Kongress  (e), 

Arbeiter-,  64.  84. 
Gewerkschafts-,  118. 
Stuttgarter  internatio- 
naler sozialistischer 

145- 

Konjunktur  15  f.  20.  372. 
Konsumenten  381. 
Konsumvereine  121  f. 
Konzentration  der  Be- 
triebe 417  f. 

Krieg  437. 

Krisen  16  f.  20. 

Laissez  faire,  laissez  aller 

36. 

Lebenshaltung  .35.  378  f. 
Leistungsfähigkeit,  334  f. 
Leutenot  375. 

Listen,  schwarze  286  ff. 
Lohn 

-bestimmungsgründe 
358  f-  373 

-bewegungen,  fried- 
liche 256  f. 

Branchen-,  369.  373  f. 
-erhöhung  381  ff.  385. 

404  ff.  410  ff.  413  f. 
-fonds  363  f.  390  f. 
-frage  353  ff-  365- 
gerechter  353. 
-gesetzgebung  379. 
-grenzen  383. 

-kampf  353.  365. 
Einfluß  auf  die  Kapi- 
talbildung 385. 
Einfluß  auf  die  Lei- 
stungsfähigkeit 335. 
<>der  Lohn«  und  »die 
Löhne«  360  ff. 
-mcthoden  337  f. 
-minimum  335. 

-politik  388  f.  437  f. 
als  Regulator  des  Ar- 
beitsmarktes 372. 
Sozial-,  361  ff.  369. 

404  ff.  410  ff. 

-tarif  379  ff, 

-theorien  388  ff.  437, 
-unterschiede  201  f. 

Markt  317  f,  327  f.  370  f. 
383  ff.  412  f. 


Marxismus  198  f.  392  ff. 
Maschine  7 f.  415  ff. 
Masse(n) 

-bewegung  184  ff. 
-egoismus  191. 
Führung  192  ff.  199  f. 
Kulturwille  199. 
Machtbewußtsein  198. 
-Psychologie  184  ff. 
Selbsttäuschung  189. 
Willenlosigkeit  191  f. 
Mehrheitsprinzip  38. 
Mehrwert  358,  364  f. 
Meinung  s.  öffentliche 
Meinung. 

Monopol  383  ff. 

Nachfrage  19.  358  f. 
Nationalökonomen  226  f. 
301. 

Oeffentliche  Meinung 
j 53  ff.  272.  291  f.  299  f, 
316  f.  342  f. 
Organisation  (en ) 
der  Arbeiter, 
einheitliche  143. 
genossenschaftliche 
120  ff. 

gewerkschaftliche  s. 
Gewerkschaft,  Ge- 
werkverein, 
konfessionelle  138  ff. 
politische  126  ff. 
wirtschaftsfriedliche 
308  ff. 

der  Arbeitgeber  s.  Ar- 
beitgeberverbände, 
des  Arbeitsmarktes 
317  f.  327  f. 

Parlament  126  ff. 

Partei, 

christlich-soziale  232. 
Fortschritts-,  71  ff, 
-kongreß  145. 
sozialdemokratische  s. 

Sozialdemokratie. 
Zentrums-,  232. 

Politik  36. 

Polizei  47  f. 

Polnische  Berufsvereini- 
gung 92. 

Preis(e)  14  f.  19  f.  355. 

359.  381  ff. 

Presse  228  ff. 
Privateigentum  36  f. 
Produkte,  (lauerhaftc355. 
Produktion  (s-) 

-beschränkung  381  ff. 


kapitalistische  16.  37. 
-mittel  36. 

-rückgang  431  f. 
-umwege  355. 
-Verbilligung  14. 
Produktivität  341  f. 

404  ff.  410  ff. 
Proletariat  39.  198. 
Publikum  283  f. 

Recht(e,  s-) 

-anwendung  49  ff.  386. 
Arbeiter-,  40  ff. 
Gewerbe-,  43  ff. 
staatsbürgerliche  35. 
Straf-,  46  f.  48  f.  57  ff. 
Streik-,  436  f. 

Vereins-  und  Versamm- 
lungs-,  44. 

Regieorganisation  115  f. 
Rente, 

Arbeiter-,  23. 

Begriff  352  f. 

Vorzugs-,  424  f. 
Resistenz,  passive  275  ff. 
Revolution  436  f. 

Richter  49  f. 
Risikoprämie  423. 
Risikoübemahme  329. 
Sabotage  257. 
Schiedsgerichte  434  f 
436  f. 

Sozial(e,  er,  es) 

Aufstieg  IO, 

Briefe  aus  England  70. 
christlich-soziale  Partei 
232. 

-demokratie  129  ff. 

224  f.  232.  433. 
evangelische  soziale 
Bewegung  233. 
Gegenleistungen  351  ff. 
Leistungen  329  ff. 

-lohn  s.  Lohn  (Sozial-) 
-politik  170  f.  172  f. 
Unzufriedenheit!  7. 39f. 
-Versicherung  12, 
»Sozialisierung  der  Gei- 
ster« 440  f. 

Sozialistengesetz  78  f. 
Sozialisten,  utopische 
391  f. 

sozialistische(r) 

Betrieb  385. 

Bewegung  71  ff, 
Gesellschaft  354  f. 
Gewerkschaften  s.  Ge- 
werkschaften, freie. 
Internationale  71.  74. 
143  If. 
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Sparen  329.  410  ff. 
Sperre, 

Arbeiter-,  60.  285  ff. 
Betriebs-,  258  f. 
Kredit-,  60, 

Material-,  60. 
Statistische  Angaben 
größeren  Umfanges  3. 
5.  25.  77.  84.  107.  122. 
166.  173.  211.  213.  221. 
229  f.  259  ff.  272  f.  292. 
370.  371.  379  f.  413. 
421. 

Stellenwechsel  302.  371  f. 
Sterbefälle  13. 

Streik 

-abbruch  272. 
-abstimmung  266. 
Abwehr-  262  f. 

-abwehr  244  f.  254  f. 
275- 

Angriffs-  262  f. 

-arbeit  274  f. 
Aufkündigungs-  278. 
-aufsicht  der  General- 
kommission 273  f. 
Berliner  Maurer-  193  ff. 
Betriebs-  430. 

-bruch  274  f. 

-dauer  275. 
-durchführung  264  f. 
Einigungsversuch  vor 
Beginn  266. 

Einzel-  278. 
-entschädigung  247  ff. 
-erfolg  272  ff. 
Finanzierung  273  f. 
Genehmigung  durch  d. 

Zentralverband  266. 
-klausel  270  f. 
Krimmitschauer  Tex- 
tilarbeiter- 163. 
Massen-  436  f. 

-motive  263  f. 
öffentliche  Meinung 
272. 

-Organ  i.sation  271  f. 
partieller  268  ff. 
-rcchtsbeschränkungen 
437- 

-reglemcnt  265.  267. 
-Statistik  259  ff. 
Sympathie-  274. 
-taktik  2O8. 
-Unterstützung  io6. 

274.  275. 

-Ursachen  263. 
-Versicherung  247  f. 

249.  254. 
X'orbereitung  265. 


-Vorschriften  265.  267. 
Waldenburgcr  Berg- 
manns- 77. 
Zurücktreten  gegen- 
über dem  stillen 
Kampf  430  f. 

Tarifvertrag  379  f. 
Terrorismus  212  f. 
Trade-Unions  69  ff. 

Uebergangswehen  18. 
Unternehmer, 

Anstrengungen  331  f. 
Aussperrung  292.  296  f. 
Beurteilung  der  342  ff. 
-einkommen  425  f. 
Interessen  158  ff.  381. 
Leistungswilligkeit 
345  ff- 

passive  Leistungen 
347  f- 

-Profit  425. 

-qualitäten  345. 
Rechtsstellung  59  ff. 
Solidaritätsgefühl  238!. 
-tätigkeit  343  ff. 
-Vereinigungen  157  f. 
Wohlfahrtseinrichtun- 
gen 300  ff. 

Unterricht  222  ff. 
Unterstützung  213  ff. 258. 

274.  275.  299  f. 
Unzufriedenheit,  soziale 
17-  39  f. 

Verband  (Verbände), 
Arbeiterschafts-  112  f. 
Arbeitgeber  s.  Arbeit- 
geberverbände. 
Berufs-  107  ff. 
der  Deutschen  Gewerk- 
vereine 119. 
Industrie-  109.  113  ff. 
Zentral-  (der  freien  Ge- 
werkschaften) 104  ff. 
Verbilligung  der  Produk- 
tion 14. 

Verein  (e), 

Bildungs-  67. 
gelbe  311  ff. 

Gewerk-  s.  Gewerk- 
vcrcinc. 

konfessionelle  Arbei- 
ter- 138  ff.  232. 
Konsum-  12 1 f. 
Vaterländische  Arbei- 
ter- 314  ff. 

1 Werk-  309  ff. 


Wirt.schaftsfricdlichc 
Arbeiter-  308  ff. 
Vereinigung(en), 

Berufs-  92  f.  151  ff. 
Unternehmer-  157  f. 
Verruf  s.  Boykott. 
Verschiebungen  in  der 
Güternachfrage  19. 
Versicherung  s.  Sozialver- 
sicherung, Streikver- 
sicherung. 

Verteilung 

der  Arbeitskräfte  374  f. 
376  ff. 

Güter-,  426. 

des  Volkswohlstandes 

4- 

Verwaltung,  polizeiliche 

47  ff- 
Volks- 

-bildung  32  f.  67. 
-Wirtschaft  s.  wirt- 
schaftlich. 

-Wohlstand  4. 
Vorzugsrente  424  f. 

Ware 

Arbeitskraft  359  f. 
Bereitstellung  beim 
Boykott  282  f. 
Werkpensionskassen 
306  ff. 

wirtschaftlich(e,  er) 

Erkenntnis  235  ff.  436. 
Fortschritt  i ff.  436. 
Freiheit  36. 
Gesamtarbeit  385  f. 
Kampf  s.  Kampf. 
Leistungen  329.  351  f. 
Verfügung  über  die  Ar- 
beitskraft 376  f. 
j Volkskraft  4.  36. 
Zusammenhänge  61. 
Wohlfahrtseinrichtungen 
der  Arbeitgeberver- 
bände 305  ff. 

Fabrik-  303  f. 
Genußbefristung  305  f. 
Mißbrauch  301  f. 
Notwendigkeit  302  f. 
der  Unternehmer 
300  ff. 

Urteile  über  301.  303  f. 
Wolflstand  4. 

Zeitungen  228  ff. 
Zentralkomitee  64  f. 

Zins  419  ff. 
Zuchthausvorlage  45  f. 
Zunft  O3. 
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